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DE GLOCKE 

L Heft 6. April 1Q18 4. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlich^ Quellenangabe gestattet 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Weltenwende. 

Berlin, 29. März 1918. 

G enau mit Frühlingsanfang hat die langerwartete große 
Offensive im Westen begonnen. Heute, acht Tage nach 
Beginn der Schlacht, sind die englischen Stellungen zum Teil in 
einer Tiefe von 60 Kilometern durchstoßen. Die Räume, um 
deren Eroberung Engländer und Franzosen fast zwei Jahre 
hindurch gekämpft haben, sind in fünf Tagen von der deutschen 
Offensive wieder hereinge'holt und darüber hinaus ist der Krieg 
noch tief hinein in „jungfräuliches“ Land getragen worden. 
Die militärischen Auswirkungen dieses Durchbruchs lassen sich 
selbstredend noch nicht übersehen. Jedenfalls werden sie, 
wenn diese Zeilen den Leser erreichen, bereits weiter gediehen 
sein, als sich zur Stunde sagen läßt. Deshalb verbietet es sich 
von selber, darüber müßige Wahrscheinlichkeitsrechnungen auf¬ 
zustellen. 

Immerhin ist die politische Bedeutung der erfolgreichen 
Offensive schon jetzt so deutlich und so groß, daß sich über 
sie allerdings bereits einige Anmerkungen machen lassen. 

Zunächst tritt erst jetzt der mehr vorbereitende Charakter 
des östlichen Friedens klar hervor. So außerordentlich die Be¬ 
deutung dieses Friedens für Deutschland im besonderen wie 
für die Weit im allgemeinen auch ist: um das eigentliche Kern¬ 
stück des Krieges wird erst jetzt gekämpft. Der Krieg dreht 
sich, immer wieder muß man es betonen, um den deutsch¬ 
englischen Gegensatz; sein Inhalt ist der Kampf um die Er¬ 
schütterung der englischen Weltherrschaft. Was bisher im 
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Osten erledigt worden ist, das waren nur Stützen dieser Welt¬ 
herrschaft, aber noch nicht sie selber. Jetzt geht es um diese. 
Man erkennt jetzt, von wie entscheidender Bedeutung es für 
die Erreichung des welthistorischen Kriegszwecks war, daß 
England zur Amphibie wurde und neben seiner Riesenflotte ein 
Riesenheer aufstellte. Wir sind nicht gesonnen, die gewaltige 
Bedeutung zu leugnen,'die der U-Boot-Krieg für die Erschütte¬ 
rung des englischen Seehandelsmonopols besitzt. Seine Konse¬ 
quenzen würden erst nach dem Kriege voll ans Licht treten, 
wenn es bis dahin den neutralen oder auch anderen Seemächten 
gelungen wäre, den eigenen Schiffsbestand zu erhalten oder 
zu vermehren und so den Abstand von der englischen* Ton¬ 
nagenziffer erheblich zu verringern. Gerade die Besorgnis 
vor diesen nachkriegerischen Konsequenzen war es neben der 
akuten Notlage, die England jetzt veranlaßt hat, sich des hol¬ 
ländischen Schiffsraums zu versichern, nachdem es vorher den 
schwedischen Schiffsraum sich gesichert hatte. Jedes nicht¬ 
englische Schiff, das versenkt wird, ist ein Gewinn für Bri¬ 
tannien und erleichtert ihm wenn auch nicht die Wieder'herstel- 
lung der früheren Seehandelsstellung — das ist unmöglich —, 
so doch die Aufrechterhaltung einer gewaltigen Ueberlegenheit. 
So scharf also der deutsche U-Boot-Krieg England tFifft und 
geeignet ist, seine Kriegsstimmung zu untergraben, so wäre er 
gerade um seines dialektischen Doppelcharäkters willen für 
sich allein nicht imstande, England entscheidend zu schwächen 
und den Frieden ihm abzuzwingen. Das ist erst möglich ge¬ 
worden, seitdem England im Laufe des Krieges gezwungen 
wurde, auch ein Landheer auizustellen, und zwar nicht bloß, 
wie in früheren Kriegen, eine Liebhabertruppe, sondern eine 
richtige, normale Millionenarmee. Es glaubte sich damals, als 
es diese Armee aufstellte, ungeheuer zu stärken. In Wahrheit 
hat es sich gerade durch diese Armee entscheidend geschwächt. 
Aus guten Gründen hatte bisher England den „Militarismus“ 
seinen weltpolitischen Handlangern überlassen und sich selber 
um so gründlicher dem Marinismus gewidmet. Immer hat es 
dem Grundsatz gehuldigt: Landkrieg verzehrt, Seekrieg er¬ 
nährt. So hatte es in den zweiundzwanzig Jahren der Kriege 
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gegen Frankreich 1793—1815 rund 22 000 Engländer geopfert, 
pro Jahr tausend Mann, und dafür ein Weltreich erobert. Die 
Aufstellung des modernen Millionenheeres hat England nicht 
nur bezahlt mit einer tiefgreifenden Umwälzung aller seiner 
gesellschaftlichen Verhältnisse, mit der Zerrüttung seiner Fi¬ 
nanzen und der Entlassung der Vereinigten Staaten aus der 
englischen Schuldknechtschaft, sondern darüber hinaus noch 
mit dem Verlust seiner bisherigen insularen Unangreifbarkeit. 
Ein englisches Heer auf dem Kontinent war zwar für die Ver¬ 
bündeten ein Unterpfand für die Entschlossenheit Englands, 
den Krieg ernsthaft zu führen, aber es wurde zugleich auch 
für die Gegner Englands ein „Pfandbesitz“. Hielt die englische 
Armee die deutsche in Flandern und Frankreich fest, so nicht 
weniger umgekehrt die deutsche Armee die englische. Dieses 
Wechselspiel war aber nur so lange vorteilhaft für England, 
als Deutschland an der Westfront nur mit einem Arm focht. 
Sobald Deutschland für den Westen beide Arme frei hatte, 
schlug der bisherige Vorteil in den größten Nachteil für-England 
um; denn jetzt konnten die deutschen Heere das bekannte 
Wort des griechischen Philosophen Aristippus aus Kyrene auf 
sich anwenden: £ 7 /«^, aX>.’ ouxv/onm: ich halte fest, aber ich werde 
nicht festgehalten. Jetzt trat der Charakter der englischen 
Armee als eines deutschen Pfandbesitzes offen zutage, und wir 
haben ja gesehen, wie kräftig bereits in den ersten acht Tagen 
die Deutschen sich in den Besitz des englischen Pfandes gesetzt 
haben: über 1000 Geschütze und über 60 000 Gefangene, der 
übrigen englischen Verluste nicht zu gedenken. Mit Recht 
bezeichnete der deutsche Heeresbericht die dreitägige Schlacht 
vom 21. bis 23. März als die größte Niederlage in der englischen 
Geschichte. 

In Wahrheit läßt sich die Bedeutung der englischen Nieder¬ 
lage nicht durch die Quantität des Zusammenbruchs messen. 
Hier ist die Quantität in die Qualität umgeschlagen und erst 
jetzt ist es sicher, daß das zukünftige England ein anderes sein 
wird wie das alte. Wäre es zu dieser zerschmetteriideni eng¬ 
lischen Niederlage nicht gekommen, die englische Nation wäre 
niemals von fhrem Größenwahnsinn kuriert worden und die 
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Aussicht auf eine Befreiung der Welt vom englischen Joch 
wäre auch heute nicht vorhanden. Die Umwandlung Englands 
zu einem Staat im gleichen Range mit anderen Großmächten 
ist nun einmal* nur um den Preis englischer Niederlagen zu 
haben. Eine solche Niederlage war aber diesem Reich nur 
beizubringen, wenn der Walfisch aufs Land stieg. So waren 
denn die Lose also gemischt: ohne englisches Landheer war 
der Krieg nicht zu führen und die Entente nicht zusammen¬ 
zuhalten; mit dem englischen Landheer aber war umgekehrt 
die erste Voraussetzung geschaffen, das sonst unangreifbare 
England zu fassen und zu schlagen. Auf dem Meere war Eng¬ 
land nicht zu besiegen. Um aber selber siegen zu können, 
mußte es auf die eigene Unbesiegbarkeit verzichten. Die poten¬ 
tielle Möglichkeit aber in welthistorische Wirklichkeit verwan¬ 
delt zu haben, ist deutsche Tat. 

Damit aber stehen wir an einer W’eltenwende. In der „Neuen 
Rheinischen Zeitung“ hatte Marx einmal den Krieg gegen „die 
drei Großmächte der Konterrevolution Preußen, England und 
Rußland“ als die eigentliche Aufgabe Deutschlands erklärt, 
(jerade ein solcher Krieg, schrieb er im September 1848, tut 
Deutschland not, ein Krieg, der Preußen in Deutschland wirk¬ 
lich aufgehen läßt, der die Allianz mit Polen zum unumgäng¬ 
lichsten Bedürfnis macht, der die Freilassung Italiens sofort 
herbeiführt, der gerade gegen die alten konterrevolutionären 
Alliierten Deutschlands von 1792—1815 gerichtet ist, ein Krieg, 
der „das .Vaterland in Gefahr“ bringt und gerade dadurch 
rettet, indem er den Sieg Deutschlands vom Siege der Demo¬ 
kratie abhängig macht. Nun, heute führt Deutschland diesen 
Krieg, der Preußen in Deutschland aufgehen läßt, in dem 
Deutschlands Sieg vollkommen vom Siege der deutschen 
Demokratie abhängig ist. Für beides ist der Fall des preußi¬ 
schen Dreiklassenwählrechts im gleichen Maße ein Unterpfand 
wie der durch den Krieg herbeigeführte politische Aufstieg des 
deutschen Proletariats. Die beiden anderen Großmächte der 
Konterrevolution aber, England und Rußland, sind entweder in 
der Auflösung begriffen, wie Rußland, oder haben die größte 
Niederlage ihrer Geschichte erlebt, wie England. Dieser revo- 
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lutionäre Krieg Deutschlands bricht das Doppeljoch englisch¬ 
russischer Sklaverei, unter dem Europa jahrhundertelang ge¬ 
standen und das Marx immer und immer wieder dem öffent¬ 
lichen Bewußtsein Europas denunziert hat, endgültig entzwei. 
Der Revolution, die Deutschland damit vollzieht, wird in mehr 
oder weniger kurzer Zeit auch der Zusammenbruch des ideo¬ 
logischen Ueberbaues folgen, der sich auf der Grundlage der 
englisch-russischen Machtstellung aufgebaut hatte. Hierzu 
rechnen wir in erster Linie die, unbegreifliche Vorstellung, die 
in England, weil es ein Land aristokratischer Amateure und 
* halbnachlässiger Improvisationen ist, ein Land der Demokratie 
und der Freiheit erblickte. Man weiß, wie sehr auch die 
deutsche Sozialdemokratie unter dem Eindruck dieser Ideo¬ 
logie gestanden hat und in einzelnen ihrer Teile, so beispiels¬ 
weise in ihrem Zentralorgan, noch ste'ht. Nichts ist der Orien¬ 
tierung der Partei in dem ungeheueren Geschehen unserer Tage 
nachteiliger gewesen, als diese überkommene Fabel aus des 
alten Liebknechts alten Tagen, die schon damals zwar grund¬ 
falsch, aber nicht so gefährlich und irreführend war, wie sie 
heute allerdings geworden ist. Aber auch in den neutralen 
Landern sowie in den Ententestaaten, die gerade jetzt wieder 
lehrreiche Studien über England machen können, wird sich mit 
dem Zerbrechen der materiellen Grundlage der englischen 
Weltherrschaft ein ähnlicher Prozeß geistiger Neuorientierung 
vollziehen. Die letzte Offensive gegen Italien konnte ihr mili¬ 
tärisches Ziel zwar in überschwenglich kurzer Zeit erreichen, 
allein die geistige Elastizität der Nation brach doch nicht in dem 
Maße zusammen, um Italien zum Frieden zu zwingen. Der 
Grund hierfür lag in der Ideologie über England. Noch stand 
Britannien unbesiegt und deshalb im Ansehen unerschüttert: 
noch glaubten die Ententevölker an seine Macht, sie alle vor 
Deutschland zu schützen. Das gleiche gilt für Serbien und Belgien. 
Obwohl diese Staaten militärisch vollkommen in der Hand der 
Zentralmächte sind, haben ihre Regierungen bis heute sich ge¬ 
weigert, Frieden zu schließen. Der Gnmd? Der Glaube an die 
Macht Englands. Dieser Glaube mußte ejschüttert und die 
Macht Englands entscheidend getroffen werden, ehe der Friede 
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möglich wurde. Unser Sieg und nichts anderes als unser Sieg 
über Englands Soldaten war und blieb daher, allen sentimentalen 
Redensarten zum Trotz, die unausweichbare materielle Vor¬ 
aussetzung für einen Frieden, der nicht Deutschlands Vernich¬ 
tung bedeuten sollte. 

Wie um zu beweisen, daß die ungeheuere Schicksalswende, 
die jetzt ihrer Entscheidung entgegenreift, mit den bisher ge¬ 
bräuchlichen und bekannten Machtmitteln nicht zu erreichen 
war, daß vielmehr eine so fast phantastische Aufgabe, wie es 
der Sturz der englischen Weltherrschaft ist, nur durch phan¬ 
tastische Werke der Technik gelöst werden kann, hören wir 
jetzt die Mär von dem Riesengeschütz, das über 100 Kilometer 
schießt und mit dem man jetzt Paris bombardiert. Allein Paris 
kann für dieses Monstrum nur das vorläufige Ziel sein, Paris 
kann man eventuell auch auf anderen Wegen erreichen. Dieser 
einzigartigen Kanone winkt ein einzigartiges Ziel: England. 
Die Möglichkeit, England vom Kontinent aus mit schwerem 
Geschütz zu erreichen, neben der anderen Möglichkeit, seine 
Städte mit Luftschiffen aufzusuchen, und der dritten Möglich¬ 
keit, seine Schiffe durch Unterseeboote zu vernichten: was 
bleibt da von seinem insularen Charakter noch übrig? Auch 
hier eine Weltenwende. War bisher der Insularcharakter Eng¬ 
lands bester Schutz, so beginnt er jetzt umzuschlagen in seine 
größte Schwäche. Die totale Abhängigkeit Englands von dem 
ungestörten Bezug von Rohstoffen und Lebensmitteln war bis¬ 
her nur erträglich, weil England die Seeherrschait besaß und 
in seiner Insel unangreifbar war. Sobald die Seeherrschaft er¬ 
schüttert und die Unangreifbarkeit gewiesen ist, wird die ein¬ 
seitige Entwicklung der englischen Volkswirtschaft dem Lande 
zum Verhängnis. Es rächt sich jetzt, daß man in England bisher 
lediglich das „freie Spiel der Kräfte“ geduldet und seelenruhig 
mit angesehen hatte, wie die Fundamente der Volkswirtschaft 
dem Profitbedürfnis des Kapitals und dem Amüsierbedürfnis 
der Aristokraten zum Opfer gebracht wurden. So verfiel die 
Landwirtschaft. Die Bauern wurden vom englischen Junker¬ 
tum so „gelegt“, wie es das ostelbische Krautjunkertum in sei¬ 
nen schlimmsten Zeiten niemals ähnlich fertiggebracht hat. 
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Grundbesitz wurde ein Sport für Snobs und aristokratischen 
Amüsierpöbel. Man lese nur nach, was Marx über die „Lich¬ 
tungen“ der Herzogin von Setterland noch im 19. Jahrhundert 
im „Kapital“ erzählt. Die Bauern wurden verjagt, ihr Land 
wurde entweder Schaftrift oder direkt Jagdgelände. So bekam 
die Industrie reichliche und billige Zufuhr von ,^Händen“. 
Diese radikale Industrialisierung des Landes, diese vollkom¬ 
mene Beherrschung Englands durch Aristokraten und Kapita¬ 
listen hatte zur Voraussetzung die vollkommene Beherrschung 
der Welt durch England. Geht diese Voraussetzung in Stücke, 
so bricht das ganze Gesellschaftssystem Englands zusammen. 
Der russischen Revolution wird die englische folgen. Sie wird 
anders aussehen als jene, dafür werden ihre Konsequenzen viel 
weiter reichen, und ihre befreiende Bedeutung für die innere 
Entwicklung der übrigen Welt wird zugleich größer sein als 
die der russischen Umwälzung. 


AUGUST WINNIG: 

Vom deutschen Wesen. 

W ER in unseren von Sensationen durchpulsten Tagen noch 
Muße zu Reflektionen findet, sollte sich einmal die Mühe 
machen, das, was man Nationalgeist nennt, in den einzelnen 
kriegführenden Ländern zu vergleichen. Sehr schmeichelhaft 
wird ein solcher Vergleich für uns nicht ausfallen. Man ver¬ 
gegenwärtige sich einmal den Gang der Ereignisse: Wir werden 
von einer übermächtigen Koalition in den Krieg hineinmanö- 
vriert. Die stärksten Mächte zu Lande und zur See stehen uns 
gegenüber. Ihr Kriegsziel ist die militärische Niederwerfung, 
die politische Zerstückelung, die wirtschaftliche Vernichtung 
unseres Landes. Zu der militärischen Uebermacht gesellt sich 
bei unseren Feinden die Herrschaft über die großen Handels¬ 
wege, die sie hermetisch abschließen, um uns durch die Aus¬ 
hungerung niederzuzwingen. Aber das gelingt ihnen ebenso¬ 
wenig wie die militärische Ueberwindung. Wir hoffen, daß 
sie das allmählich einsehen werden und bauen ihnen goldene 
Brücken — bieten ihnen durchschnittlich jeden Monat einmal 
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den Frieden aui der Grundlage eines gerechten Ausgleichs an. 
Sie verhöhnen uns und beteuern, daß es für uns keinen anderen 
Frieden geben kann als den der vollkommenen Unterwerfung. 

Dann weiter: Die Beherrschung der Seewege gibt den feind¬ 
lichen Regierungen die Verfügungsgewalt über die Rohstoffe. 
Sie benutzen dies Machtmittel mit offener Zustimmung flirer 
Völker, um die Neutralen zur Stellungnahme gegen uns zu 
zwingen. Die von ihnen abhängigen Halbkulturvölker werden 
zur offenen Kriegserklärung an uns genötigt. Die europäischen 
Neutralen müssen sich dem System der wirtschaftlichen See¬ 
kriegführung einordnen. So gehen sie über alle sogenannten 
Völkerrechte hinweg. Sie wollen nichts von Verständigung, 
nichts von Ausgleich wissen — das Morden soll weiter gehen, 
bis wir uns bedingungslos unter ihre Gew'alt beugen. Wir 
kämpfen, weil uns nichts anderes übrig bleibt. Wir kämpfen 
mit Glück. Den Ring, der uns erdrosseln sollte, zerbrechen 
w'ir — gerade an der Stelle, wo er am stärksten schien. Das 
russische Weltreich, gegründet auf roheste Gewalt und Unter¬ 
jochung, bricht militärisch und politisch zusammen. Aber 
wir sind weit entfernt, diese Gunst der Stunde auszunutzen. 
Mit Gewehr bei Fuß stehen wir dabei, als sich das Riesenreich 
in inneren Krämpfen windet. Wir machen uns die Parole zu‘ 
eigen, mit der die Verweser des zarischen Erbes ihr Land aus 
dem Zusammenbruch retten wollen und akzeptieren die Formel: 
Frieden ohne Annexionen und Kontributionen — einem Länder¬ 
komplex gegenüber, der zu vier Fünfteln aus gewaltsam an¬ 
nektierten Gebieten besteht. Aber die Verhandlungen werden 
zu einer Komödie. Nicht den Frieden will man erhandeln, 
sondern durch die Verhandlungen die Revolution in Deutschland 
entfachen; die Revolution in einem Lande, das in einem ver¬ 
zweifelten Kampfe gegen alle großen Reiche der Erde steht. 
Die Regierung erkennt, was jedes Kind sieht und macht der 
Komödie ein Ende. Sie durchkreiizt die Finten und stellt die 
russischen Machthaber vor eine Zw'angslage. Sie konzediert 
■ihnen einen Frieden, der noch immer frei von Annexionen und 
Entschädigungen ist. Sie verlangt nichts weiter, als die An¬ 
erkennung. daß die Loslösung einiger Freindvölker aus dem 
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Geiüge des russischen Staates, die bereits durch die russische 
Regieninsi: diesen Völkern zugestanden ist, als dauernde Tat¬ 
sache stabilisiert wird und sichert sich den bestimmenden Ein¬ 
fluß auf diese neuen.Staaten. 

Dies alles geschieht, während im Westen noch die ganze 
feindliche Welt gegen uns anbrüllt, während Clemenceau und 
Lloyd George sich noch laut zu dem alten Kriegsziel der vollen 
Unterwerfung bekennen und jeden Gedanken an Verständigung 
mit hergebrachtem Hohn von sich weisen. 

Und wir? Nun — wir wissen nichts Besseres zu tun, als 
der Regierung Vorwürfe zu machen, daß sie mit den Interessen 
der Fremdvölker, und insonderheit mit den Interessen Oroß- 
riißlands, nicht säuberlich genug umgegangen ist. 

Man muß sich erst wieder an diesen Hergang erinnern, um 
sich von seiner Wirklichkeit zu überzeugen. Wer möchte be¬ 
haupten, daß dergleichen in irgendeinem anderen Lande, daß 
solches in Frankreich oder in England möglich wäre? Das ist 
nur in einem Lande: in Deutschland möglich. 

In den baltischen Ländern lebt ein altes Deutschtum. Es ist 
die dort herrschende Klasse, eine Qroßgrundbesitzerschicht mit 
allen Eigenschaften, die einer solchen aus geschichtlichen Grün¬ 
den antiaften. Sie ist hartköpfig und rücksichtslos in der Be¬ 
hauptung ihrer Vorrechte und darum lieben wir sie nicht. Aber 
feiner kann mit gutem Gewissen bestreiten, daß diese Herren- 
schicht für die Kultur dieser Länder viel geleistet hat. Die 
Entscheidung der Waffen hat diese Länder in deutsche Hand 
gegeben. Welcher deutsche Sozialist wagt es, auch nur eine 
lose Angliederung dieser Gebiete an das Reich gutzuheißen? 

ln Elsaß-Lothringen lebt eine Bevölkerung, die zu neun 
Zehnteln kerndeutsch ist. Das Land wurde einmal in einer Zeit 
erbarmungswürdigster Hilflosigkeit des Reichs aus dessen Ver¬ 
bände gerissen und gewaltsam als erobertes Land dem franzö¬ 
sischen Reich angegliedert. Deutschland gewann es wieder 
zurück. Jetzt setzt Frankreich das Leben von Millionen seiner 
Männer dafür ein, es wiederum mit Gewalt an sich zu bringen. 
Wo ist der französische Sozialist, der den Verzicht auf die Rück¬ 
eroberung dieses deutschen Landes auch nur anzudeuten wagte? 
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Großbritannien fiel über die Burenrepublik her. Es hatte nicht 
einmal einen Schein des Rechts auf ihre Gebiete. Sie lagen 
seiner Ausbreitung im schwarzen Erdteil im Wege und ver¬ 
fügten über wertvolle Goldminen. Das war der einzige Grund. 
Die englischen Arbeiter blieben diesem offenen Raubkriege 
gegenüber gleichgültig. Als sie von der 'Burenbegeisterung in 
Deutschland hörten, meinten ihre Führer vorwurfsvoll: Es sei 
unverständlich, wie Ohm Krüger mit seiner Bibel den deutschen 
Arbeitern lieber sein könnte als das moderne, demokratische 
England. 

Diese drei Tatsachen sprechen für sich selbst. — Es gehört 
zu den ältesten Traditionen der deutschen Demokratie, die 
nationalen Bestrebungen der Finnen, Letten, Litauer und Polen 
mit warmer Teilnahme zu begleiten. Ein gar nicht unbedeuten¬ 
der sozialistischer Publizist hat sich sogar einmal für die un¬ 
antastbare Souveränität des marokkanischen Volkes begeistert. 
Das Selbstbestimmungsrecht der Bondelzwarts und Hereros 
fand stets warmherzige Verteidiger in unseren Reihen. Dagegen 
konnte man durch nichts so leicht verdächtig und suspect wer¬ 
den, als durch die Betonung deutscher Rechte und Ansprüche. 
Wenn die Unabhängigen in dem Bekenntnis zur Landesvertei¬ 
digung eine Todsünde gegen den wahren Geist der Arbeiter¬ 
klasse sehen, so ist das im Grunde nur der Ausfluß eines 
Stimmungskomplexes, der viel weiter reicht als der unabhängige 
Pferch. Was für französische und englische Arbeiter schlecht¬ 
hin selbstverständlich ist, ist für uns — beinahe — das 
Gegenteil. 

Diese Eigenart des deutschen Wesens ist natürlich nicht erst 
in diesen Tagen offenbar geworden. Sie hat oft ihre herben 
Kritiker gefunden. Bekannt ist das bittere Wort des Dichters: 

Es fehlt dem Deutschen zum Hunde nur 
Der richtige Schweif noch zum Wedeln. 

Und war es nicht August Bebel, der von der deutschen Be- 
dientenhafti^eit sprach? Solche auffallenden Unterschiede 
haben selbstverständlich ihre tieferen Ursachen. Es ist nicht 
eine Laune der Natur, die uns mit einem so schwach ent¬ 
wickelten Organ für das eigene Recht ausgestattet hat, sondern 
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es ist der Fluch der deutschen Vergangenheit, die sich hier über 
das dritte und vierte Glied hinaus rächt. Die politische Zer¬ 
stückelung Deutschlands verurteilte das deutsche Volk durch 
Jahrhunderte zur Passivität. Wo immer es an den Welthändeln 
beteiligt war, war es der duldende Teil, das Objekt der anderen. 
Und mehr als dies: diese Aschenhrödelrolle hatte auch fhrc 
innerpolitischen Konsequenzen. Ohne Kraft nach außen, blieb 
das deutsche Volk auch im Innern ein unmündig Kind. In 
keinem der ähnlich entwickelten Länder konnte sich das System 
der Obrigkeitsregierung so üppig herausbilden, konnte es so 
fest Wurzel fassen und sich so lange behaupten. Das Volk 
wurde von der Politik ferngehalten. Die regierenden Bonzen 
dachten und handelten für das Volk; dies ließ sich das gefallen 
und betrachtete die Vorgänge auf der Weltbühne, wenn hinten 
weit in der Türkei die Völker aufeinanderschluge», mit der ver¬ 
gnügten Neugier des unbeteiligten und verantwortungslosen 
Kindes. In keinem anderen der großen kriegführenden Länder 
war das Volk in außenpolitischen Dingen von so rührender 
Ahnungslosigkeit wie bei uns. Diese Seite des deutschen Wesens 
fand fhr Gegenstück in der hohen Blüte der Geisteswissen¬ 
schaften, in denen sich der von der Tatsachengestaltung fern¬ 
gehaltene deutsche Genius auswirkte. Der Kriegsausbruch stieß 
uns in das Räderwerk der Weltpolitrk hinein; es ist etwas 
Großes, daß wir uns trotz alledem leidlich darin zurechtfinden, 
aber es ist doch wiederum erklärlich und sogar selstverständ- 
lich, daß nun das beträchtliche Manko unserer politischen 
Kultur abschreckend zutage tritt. 

Aber es wäre sehr einseitig, wollte man dies Manko an 
politischer Erfahrung und Erziehung nur bei den Unterschichten 
suchen. Es ist in allen Schichten zu Hause, und das Bramar¬ 
basieren der Alldeutschen ist in Wahrheit ein ebenso sicheres 
Zeugnis dafür, wie die abstoßende Bescheidenheit, das empö¬ 
rende Sich-wegwerfen mancher Bekenner der Demokratie. Man 
darf bei der politisch-moralischen Wertung der nationalen 
Indifferenz in den Unterschichten nicht vergessen, daß sie nicht 
bloß Indifferenz, sondern zum guten Teil auch Protest gegen 
den Charakter des deutschen Regierungstyps ist. Der typische 
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deutsche Staat hat es dem Volke allzu schwer jcemacht, sich 
mit Stolz und Freude zu ihm zu bekennen und für seine Geltung: 
cinzutreten. Er hat das erwachende politische Bewußtsein der 
Unterschichten in eine negative Richtung gedrängt. So ist das 
politische Wesen ^ des deutschen Volkes etwas durchaus Un¬ 
fertiges. Das gilt, wie gesagt, auch für die extremen Macht¬ 
politiker, bei denen die aus den Verhältnissen fließende Not¬ 
wendigkeit größerer politischer Aktivität zu jugendlich lauten 
und unreifen Aeußerungen treibt. Es gilt aber nicht weniger 
auch für die offizielle deutsche Politik. 

Man braucht sich nur einmal vorzustellen, wie eine englische 
Regierung die Regelung der Ostfragen anfassen würde. Sie 
würde sicherlich weit weniger zimperlich dabei verfahren, sic 
würde den russischen Leichnam ganz gewiß nach allen Regeln 
fleddern. Aber sie würde es mit Eleganz und mit demokratischer 
Salbung tun. Im Namen der Kultur, der Menschlichkeit und 
Freiheit würde sie sich vor der Welt das Mandat geben, dort 
eine neue Ordnung zu schaffen. Mit großzügigster Generosität 
würde sie den befreiten Ostvölkern ein Selbstbestimmungsrecht 
einräumen, das sich sehen lassen könnte. Und statt Protest, 
hätte cs von allen Seiten Lobsprüche und Anerkennung geregnet. 
Es soll der deutschen Regierung nicht geraten sein, sich die 
Raubnatur Englands zum Vorbild zu setzen, aber sie sollte von 
seinen Methoden lernen. Für die grobschlächtig-pfiffige Gen¬ 
darmenart, mit der die deutsche Regierung bisher immer dort 
operiert hat, ist die Zeit vorüber. Dies politische System hat 
völlig abgewirtschaftet. Wir müssen uns, oben und unten, von 
diesen Übeln Seiten unseres politischen Wesens freimachen. Das 
gute Recht unseres Volkstums so-llen wir mannhaft vertreten, 
aber mit den Mitteln, die heute allein in der Welt gelten. Das 
ist im Grunde ein alter Gedanke, den schon Frciligrath feierte, 
als er „Deutschland und Freiheit über alles“ pries. Das ganze 
Problem des deutschen Wesens ist in der Tat nichts weiter, als 
die Verschmelzung der nationalen und freiheitlichen Ideale. 
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ERNST HEILMANN: 

Das Phantom unserer Kriegsschulden. 

Auch ein Werbeaufsatz für die achte Kriegsanleihe. 

N eunte Kriegskreditrate über 15 Milliarden — achte Kriegs¬ 
anleihe. Die Milliardensuminen gehen in die Hunderte. 
Ein Mathematiker rechnet aus, daß unsere Kriegsanleihen dem¬ 
nächst so viel betragen, als ob seit Christi Geburt in jeder 
Minute 100 Mark gezeichnet worden wären. Die Einanzope¬ 
rationen werden phantastisch, unvorstellbar — wie Kanonen, 
die 120 Kilometer weit schießen. 

Aber wie soll das alles nach dem Krieg wieder einmal in 
Ordnung kommen? Wie sollen diese Schuldenlasten je ab¬ 
getragen werden? Besorgte Fragen danach liegen jedem Nach¬ 
denklichen nahe. Da hat der Mießmacher leichtes Spiel: wenn 
er „bewiesen“ hat, daß der Durchbruch im Westen unmöglicti 
wäre, und wenn er doch möglich wäre, auch nicht zum Frieden 
führte, darf er als letzten Trumpf daraufsetzen, daß selbst 
dieser Friede uns nicht mehr vor einem langwierigen Elends¬ 
dasein rettete — die Kriegsschuldenlast würde uns erdrücken. 

In der Tat klingen die Stimmen der Sachkenner uns sorgen¬ 
voll von links her und von rechts. Parvus zieht also traurig 
seine „Soziale Bilanz des Krieges“: 

„So groß ist der vom Krieg verursachte Schaden, daß er durch 
keinen Sieg, auf welcher Seite auch, gutgemacht werden könnte, 
Sieger oder Eiesiegte, sie liegen aller unter den Trümmern. Die 
Rechnung war eine falsche auf allen Seiten. Der Einsatz war zu 
groß. Der Bankhalter ist längst bankerott, die Wetten können nicht 
bezahlt werdeiu und doch dauert das Spiel fort, und die Einzahlungen 
häufen sich zu einer schwindelerregenden Höhe — Einzahlungen 
an Out und Blut. Es jst eine Raserei, die sich nur dadurch hält, 
daß sie nicht rechnet, nicht denkt und vor allem vermeidet, zurück- 
zi>blicken.“ 

Genau ebenso machte Keil als Steuersachverständiger dem 
Würzburger Parteitag die Rechnung auf: wdr hätten nicht nur 
die hunderte Milliarden Kriegskosten, sondern seien auch viel 
weniger steuerkräftig als vor dem Kriege: 
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„Der Krieg hat ein gewaltiges Heer von tüchtigen Menschen 
vernichtet, ein zweites Heer vermindert Leistungsfähiger geschaffen, 
die Qeburtenziffern gewaltig herabgedrückt, den Ernährungszustand 
des ganzen Volkes verschlechtert, alle Waren- und Rohstoffvorräte 
verschlungen, Produktions- und Verkehrsmittel abgenutzt, den Grund 
und Boden weniger ergiebig werden lassen, den Viehstand reduziert, 
alle Handelsbeziehungen mit dem Ausland zerstört und keine guten 
Aussichten auf baldige Wiederanknüpfung der Eäden des Weltwaren¬ 
verkehrs eröffnet.“ 

Noch düsterer blicken unsere Alldeutschen in die Zukunft. 
Sie rechnen zu den 250 Milliarden öffentlicher Schulden nocli 
30 Milliarden Kriegsverlust am Privatvermögen und 5 Milliar¬ 
den Kolonialschäden. Der Krieg werde uns konkurrenzunfähig 
zurücklassen. „Unsere Schulden und Einbußen kommen der 
Hälfte unseres gesamten Volksvermögens gleich,“ liest man in 
dem bekannten Bilderbuch über „Deutschlands Lage bei einem 
guten und bei einem schlechten Frieden“. Und wer das Gruseln 
lernen will, der ziehe sich R. Franz’ „Bankerottfriede“ zu 
Qemüte! Da würd ihm Zahl auf Zahl vorgerechnet, daß wir 
schon längst für unsere Kriegsschulden nicht mehr aufkommen 
können, daß sie unweigerlich Verelendung, Revolution una 
Untergang der Nation nach sich ziehen müssen. Natürlich wird 
in diesen Lehmann-Schriften der einschränkende Vorbehalt ge¬ 
macht: es sei denn, daß wir eine riesige Kriegsentschädigung 
hereinbringen. Aber wenn wir schon längst mit Unterbilanz 
arbeiteten, wäre ja bei unseren Feinden ganz gewiß nichts mehr 
zu holen, hätte bei ihnen selbst der siegreichste deutsche Kaiser 
sein Recht verloren. 

Wie stets in holder Uebereinstimmung mit den Alldeutschen, 
wetteifern die Unabhängigen mit Lehmanns Propheten in finan¬ 
zieller Schwarzmalerei. Am Tage des Hauptstoßes der deut¬ 
schen Westoffensive stellte die von Ed. Bernstein verlesene 
Begründung der Kreditverweigerung die Angst um die finan¬ 
zielle Mehrbelastung an die Spitze! Wäre das nicht der Aus¬ 
fluß einer im Denken und Fühlen völlig perversen Politik, wäre 
es noch immer als abscheuliche Geschmacksverirrung widerlich 
genug. 

Aber stimmt denn nun die Rechnung der Schwarzseher? Wir 
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haben vor dem Kriege über 6 Milliarden Reichs- und Staats¬ 
einnahmen gehabt und brauchen in Zukunft mindestens das 
Dreifache. Es scheint einleuchtend, daß dies ceteris paribus 
wenigstens dreimal so hohe Steuern und Gebühren bedingt — 
eine drückende, vielleicht allzu schwere Last. Aber man kann 
ebenso gut das gegenteilige Ergebnis herausrechnen: Die Ar¬ 
beiterlöhne stehen heute durchschnittlich um 60 vom Hundert 
über den Friedenslöhnen; die Einnahmen der Selbständigen ln 
Industrie und Landwirtschaft sind nach allgemeiner Annahme 
noch wesentlich stärker gewachsen. Das steuerbare Einkommen 
verdoppelt, ergibt wegen der Steuerprogression automatisch den 
dreifachen Steuerertrag, so daß also wegen der Kriegsschulden 
— wiederum unter sonst gleichen Voraussetzungen — über¬ 
haupt keine Steuererhöhung vorgenommen zu werden brauchte. 
Nichts hindert uns sogar, mit dieser oberflächlichen Methode 
zu beweisen, daß alle Deutschen durch den Krieg sehr viel 
reicher geworden sind. Wir brauchen nur folgendes Exempel 
aufzustellen: Der Arbeiter X. verdiente im Jahre 1913: 2000 
Mark, sein Jahreseinkommen beträgt jetzt 3200 Mark; er 
zahlte früher an öffentlichen Abgaben aller Art 200 Mark und 
muß in Zukunft 600 Mark aufbringen; danach behielt er früher 
1800 Mark und wird in Zukunft 2600 Mark zu seiner Verfügung 
haben. 

Schlüge jemand vor, die soziale Frage dadurch zu lösen, daß 
nach Qesetzesvorschrift ab 1. April 1918 jedermann Lohn und 
Qehalt in doppelter Höhe bezöge, so würde er gewiß allgemein 
ausgelacht; wir wären uns vollkommen klar, daß sofort alle 
Bedarfsgegenstände um ebensoviel teuerer würden und die wirt¬ 
schaftliche Lage der breiten Massen genau die gleiche bliebe. 
Während des Krieges haben alle kriegführenden Staaten ihre 
Zahlungsmittel stark vermehrt. Mit der allgemeinen Geldent¬ 
wertung gingen Preissteigerungen und Lohnerhöhungen Hand in 
Hand. Aus einer dieser Tatsachen schematisch auf Bereiche¬ 
rung oder Verarmung zu schließen, ist ein ziemlich kindlicher 
Scherz. 

Dem König Midas verstatteten die Götter einen Wunsch. 
Er bat sich aus, daß alles zu Gold werde, was er berühre. Und 
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wäre dabei natürlich verhungert, wenn ihn nicht die Götter 
gnädig im letzten Augenblick von der verderblichen Gabe be¬ 
freit hätten. Sie begnadigten ihn zur Strafe zweier langer 
Eselsohren an seinem königlichen Schädel. Respektlose Kom¬ 
mentatoren haben versichert, dieser König Midas sei der Er¬ 
finder der Krone; er habe sie stets getragen, um seine Esels¬ 
ohren zu verdecken. Wir „Monarchosozialisten“ können gleich¬ 
wohl geistige Unzulänglichkeiten mit keiner Krone verdecken 
und sollten uns deshalb doch lieber vom Goldaberglauben des 
alten griechischen Heiden freihalten. 

Die wirtschaftliche Lage der Arbeiterklasse kann verschlech¬ 
tert werden nur auf zwei Arten: entweder durch Sinken der 
Gesamtmenge der nationalen Erzeugung oder durch Schwä¬ 
chung der Klassenmacht der Arbeiterschaft im Verhältnis zu 
den anderen Gesellschaftsklassen. Ebenso kann sich der Wohl¬ 
stand des Proletariats nur heben auf Kosten der Besitzenden 
oder durch die Verbesserung der gesellschaftlichen Arbeits¬ 
methoden, durch verstärkte Produktivität der Arbeit. Wir 
leben auch nach dem Kriege nicht vom Gold des Midas, dem 
positiven Kapital, noch von unseren Kriegsschulden, dem nega¬ 
tiven Kapital, sondern vom Ertrag der nationalen Arbeit. Für 
die Lage des Volkes nach dem Kriege ist ausschlaggebend, wie 
es mit Nahrung, Wohnung, Kleidung und Befriedigung der 
Kulturansprüche bestellt sein wird; hat es das, brauchen ihm 
die Kriegsschulden nicht den Schlaf zu rauben. Wollen wir 
also wissen, wie es uns nach dem Kriege wirklich gehen wird, 
müssen wir Zusehen, wie es um Bedarfsdeckung und Arbeit 
bestellt sein wird; die Geldfragen kommen dann in letzter Reihe. 

Der Krieg ist der größte Verbraucher, Verschwender, Ver¬ 
wüster; das ist richtig. Er hat unendliche Werte unwider¬ 
bringlich zerstört, in die Luft gepulvert. Der Boden ist aus¬ 
gezehrt, der Viehstapel vermindert und verschlechtert, Geräte, 
Maschinen und Verkehrsmittel abgenutzt und vor allem das 
wichtigste Wirtschaftsinstrument, der Mensch, schwer geschä¬ 
digt. Anderthalb Millionen vollkräftige Männer getötet, eine 
Million ganz oder halb arbeitsunfähig, das ganze übrige Volk 
durch Strapazen. Entbehrungen, Aufregungen hart mitgenom- 
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inen — wir kennen die ganze Liste der Kricgsleiden und könn¬ 
ten sie beliebig verlängern. 

Und doch, der deutsche Boden ist da. Das Ackerland ist 
nicht aufgewühlt durch Granattrichter, nicht zertrampelt vom 
schw'eren Schritt marschierender Regimenter, nicht durchfurcht 
von den Rädern der riesigen Geschütze. Trägt heute dieses 
deutsche Land w'eniger Frucht, als wir wünschen, so deshalb, 
weil seine Bebauer, statt den Pflug zu führen, Handgranaten 
werfen und Kartuschen schleppen. Weil wir den Stickstoff 
nicht zum Düngen nehmen, sondern für die Explosivstoffe 
brauchen. Vielleicht vergeht nach Friedensschluß noch eine 
kurze Weile, bis jedes Gut vollen Friedensertrag gibt. Aber 
dafür haben wir im Luch und Moor den Boden vermehrt, die 
Ausnutzung des kleinsten Bodenstücks gelernt, die Verwendbar¬ 
keit vieler früher mißachteter Erzeugnisse entdeckt und vor 
allem durch den Ostfrieden unsere agrarische Basis w'esentlich 
verbreitert. Die erste Friedensernte kann uns also reichlich 
mit Nahrnngsmitteln versorgen. 

Wie sehr noch immer die Bodenbebaniing die Grundlage 
unseres Lebens und Wohlbefindens ist, hat der Krieg eindring¬ 
lich gelehrt. Möbel, Klaviere, Gnmmiwaren, Kupfergeräte usw. 
hat man nicht entfernt so stark vermißt wie Fett, Fleisch, Brot 
und Kartoffeln. Läßt sich der Nahrniigsmittelmangel verhältnis¬ 
mäßig rasch und leicht überwinden, ist die Kriegsnot größten¬ 
teils vorbei. Die Produktivität der Industriearbeit steht trotz 
unseres „Industriestaates“ dahinter an Bedeutung zurück. 

Aber auch für die Friedensarbeit der Industrie sind die Aus¬ 
sichten vorzüglich. Der Krieg hat sich im allgemeinen außer¬ 
halb unseres Landes abgespielt, Fabrikgebäude und Maschinen 
sind unversehrt geblieben. Die ersoffenen französischen Berg¬ 
werke, die grauenvoll leeren Webereien und Spinnereien ini 
nordfranzösischen Kampfgebiet geben den richtigen Vergleichs¬ 
maßstab. Bei uns kann sehr bald nach dem Frieden, dort erst 
in Jahrzehnten wieder voll gearbeitet w'crden. Erst diese Nach- 
kriegserfährung wdrd die Widerspenstigen lehren, wie sehr die 
restlose Hingabe an die Landesverteidigung gerade ein Lebens¬ 
interesse der Industriearbeiterschaft gewesen ist. 

1,2 
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Für die Bauindustrie, den Bergbau, den Schiftsbau, den Ma¬ 
schinenbau und die Metallverarbeitung überhaupt, für die 
chemische Industrie, Papierindustrie und graphische Gewerbe 
wird es uns im allgemeinen an Rohstoff nicht mangeln. Ver¬ 
brauchte Maschinen werden rasch zu ersetzen sein. Die Ab¬ 
nutzung ist übrigens unendlich viel kleiner geblieben als die 
Neuanschaffungen — man denke nur an die Tausende neuer 
Drehbänke, an die gigantischen Fabrikneubauten. Eine ganz 
ungeheure, heute noch völlig unübersehbare Menge von Ver¬ 
besserungen der Produktionsmethoden hat der große Anreger 
und Schöpfer Krieg herbeigeführt. Unsere Industrie hat durch 
den Krieg einen technischen und betriebsorganisatorischen 
'Höhegrad erreicht wie sonst wo-hl erst nach Jahrzehnten. Der 
Hochofenprozeß, die Elektroindustrie, der ganze organisato¬ 
rische Aufbau der Großbetriebe sind durchgreifend verbessert 
worden. Die Chemnitzer Metallindustrie schätzt ihre Leistungs¬ 
fähigkeit heute mindestens auf das Dreifache der Friedens¬ 
produktion! Nachhaltende Schwierigkeiten werden nur Textil¬ 
industrie und einige Zweige des Nahrungsmittelgewerbes haben. 
Sie hatten im Frieden zusammen 3—4 Millionen Arbeiter. Wie 
viele von diesen es gelingt, der Landwirtschaft zuzuführen, die 
einen praktisch unbegrenzten Bedarf an Arbeitshänden haben 
wird, ist wohl die entscheidende Frage der Uebergangswdrt- 
schaft. Aber man darf sich auch die Lage der rohstoffgefähr¬ 
deten deutschen Industrie keineswegs als aussichtslos vorstellen. 
Kann doch z. B. die Textilindustrie, sobald nur Arbeitskräfte 
zur Verfügung stehen, allein 100 Millionen Kilogramm brauch¬ 
barer Rohrkolbenfasern jährlich verarbeiten, von Brennessel 
und Textilose ganz zu schweigen.^ 

An Arbeitern wird es der Industrie im allgemeinen nach dem 
Krieg nicht fehlen. Wie in der Kriegswirtschaft werden Frauen 
und Jugendliche viel mehr als früher die Stelle der vielen 
fehlenden VoHarbeiter, der erwachsenen männlichen Arbeiter 
einnehmen. Und die Leistungsfähigkeit der Arbeiterin ist nach 
diesen Erfahrungen kein ernster Streitgegenstand mehr. Mit 


^ Vergleiche z. B. „Der Textilarbeiter“, Nr. 6 vom 8. Februar 1918. 
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Rohstoffen, Arbeitskräften und Maschinen für die Fabriken ist 
aber die baldige Wiederherstellung der vollen Leistungsfähig¬ 
keit auch der Industrie gesichert. Betriebskapital haben die 
Unternehmungen sämtlich in diesen vier Jahren massenhaft 
angehäiift. Wollte es selbst der Staat durch konfiskatorische 
Steuern voll für sich in Anspruch nehmen, bliebe ihm jederzeit 
die Möglichkeit, die Fabrikbetriebe in raschesten Gang zu 
setzen. 

Unsinnig falsch ist deshalb die Behauptung, wir hätten den 
Krieg auf Kosten der kommenden Generationen geführt und die 
Zukunft stark vorbelastet. In Wahrheit haben wir alle Kriegs¬ 
lasten selber getragen. Hätten wir die Einfuhr freigeliabt, wäre 
es-wohl anders gekommen. So aber mußten wir alle entbehren: 
der Reiche, der nicht mehr Automobil fahren konnte, der 
Beamte, der seinen Rock schon in den fünften Winter oder 
Sommer hinein trägt, und der Arme, der sich nicht einmal mehr 
an Kartoffeln sättigen durfte. Daß Millionen Arbeiter im Felde 
standen und weitere Millionen nur für die Bedürfnisse der From 
schafften, verengte Nahrungsspielraum und sonstigen Ver¬ 
brauchsvorrat für die ganze deutsche Menschheit aufs stärkste. 
Aber mit unseren Einschränkungen und Entbehrungen haben 
wir diese wirklichen Kriegskosten fast restlos getragen — für 
die Zukunft schleppen wir keine Fessel nach. Wir haben die 
Kriegskosten schon ehrlich bezahlt mit Hungern und Frieren, 
mit dem Verzicht auf tausend liebe Gewohnheiten, mit Ueber- 
arbeit und Minderverzehr. Den Kern der deutschen Wirtschaft 
hat der Krieg überhaupt nicht berührt — wir sprechen von der 
Wirtschaft, nicht von dem großen Menschenleid. Wir werden 
nach dem Krieg wie immer mit Heinrich Heine sagen: 

Deutschland hat ewigen Bestand, Mit seinen Eichen, seinen Linden 
Es ist ein kerngesundes Land. Werd’ ich es immer wieder finden. 

Die rein rechnungsmäßigen Kriegsschulden, die danach übrig 
bleiben, berühren Volkswohlstand und Nationalvermögen direkt 
überhaupt nicht mehr. Man muß nur das Wort National¬ 
vermögen sozialistisch, nicht kapitalistisch auffassen; oder wie 
esRud. Goldscheid ungenauer, aber anschaulicher sagt: natural- 
wirtschaftlich, nicht kapitalwirtschaftlich. Kapitalistisch sinkt 
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z. B. das Volksvermögen, wenn eine vernünftige Bodenpolitik 
die Bodenpreise senkt; sozialistisch steigt es dadurch. Die 
Kriegsschulden ändern tatsächlich und unmittelbar an den Ver¬ 
hältnissen der üütererzeugung gar nichts; sie stellen lediglich 
ein vereinbartes, vorgestelites Abrechnungsverhältnis zwischen 
dem Staat und einem Teil seiner Bürger dar; ein rein persön¬ 
liches Schuldverhältnis, eine Obligation, die fernab allen ding¬ 
lichen Zuständen bleibt. Zur Probe stelle man sich das Un¬ 
mögliche vor, daß eines Tages durch Reichsgesetz alle Kriegs¬ 
anleihen annulliert werden, und man wird diese These bestätigt 
finden. Einige Mitglieder der Gemeinschaft erhalten für die 
üüterverteilung einen Vorzugsanspruch auf Kosten der anderen 
— das ist alles. 

Dieses Sonderrecht ist kein ökonomisches Problem: die 
Kriegsschulden und ihre Höhe sind unmittelbar für die deutsche 
Wirtschaft gleichgültig. Wohl aber kann es — genau wie die 
oben erwähnte Ausdehnung der Trauenarbeit — ein soziales 
Problem werden und rückwirkend können ungesunde soziale 
Zustände, die sich entwickeln, natürlich auch die Arbeit der 
Nation schwer schädigen. 

Ob diese soziale Rentnergefahr bedrohlich stark wird, wird 
von der Kraft abhängen, die bei Steuerverteilung und Lohn¬ 
festsetzung nach dem Kriege die Arbeiterklasse entwickelt. 
Bisher fehlen alle objektiven Feststellungen darüber, wie der 
Krieg das Stärkeverhältnis der einzelnen Klassen zueinander 
verschoben hat. Errungenschaften wie die Arbeiterausschüsse, 
Arbeitskammern, Aufhebung des § 153 Q.-O. und preußische 
Wahlreform lassen es sehr zweifelhaft erscheinen, ob die un¬ 
entbehrlichste aller Klassen, die handarbeitende, auch als Klasse 
die hauptleidtragende an den Kriegsopfern ist. Sollte sie es 
werden, so trügen daran nicht die Kriegswirkungen Schuld, 
sondern die wurzellosen Demagogen, verkalkten Greise und 
engstirnigen Schlagwortpapageien, welche die Einheit der 
Arbeiterbewegung zerrissen haben; sie schaffen die Kriegs¬ 
schäden, über die sie greinen. 

Während die Presse der Unabhängigen auch diesmal die be¬ 
zahlte Reklame für die 8. Kriegsanleihe eifrig betreibt, haben 
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ihre Parteigänger namentlich im Metallarbeiterverband gegen 
die Kriegsanleihe wüst gehetzt. Sie haben dabei ungeniert auf 
die Dummheit der ».Weinen Leute“ speWiliert, daß beim Erwerb 
von Kriegsanleihe das Geld doch am Rnde nicht so sicher sei 
wie im Sparstrumpf. Aber auch Sparkasse und Bank kaufen 
Anleihe, und selbst das staatliche Geld hat seinen Wert nur 
durch das aufgedrttckte Hoheitszeichen des ttt-Klassen¬ 
staates — unter Brüdern ist sonst der Taler keine zwei Mark 
wert. Entweder die Kriegsanleihe ist gut oder jeder Zwanzig¬ 
markschein ist Dreck, ein Fetzen Papier. Aber sie ist wirk¬ 
lich sicher und gut. auch für die Arbeiterklasse. 

Den Krieg fortsetzen kann Deutschland auch ohne Anlefhe- 
zeichnung. Rußland hat schon lange mit dem Drucken von 
Assignaten gearbeitet, bis es aus anderen Gründen znsammen- 
hrach. Der Anleiheerfolg soll nur eine Demonstration unserer 
Einsicht sein, daß Deutschland und seine Arbeiterklasse in Leben 
»md Sterben. Glück und Not auf ewig imgeteilt .sind, und unserer 
Entschlossenheit, nachdem wir im Osten das Leben gerettet 
haben, nicht eher nachzugeben, ehe wir uns im Westen die 
Sicherung unserer Lebenshaltung erkämnft haben. Keine 
Kriegsdauer kann Deutschlands Zukunft gefährden, .solange die 
Quellen deutscher Wirtscha ft.sk raft dem Feinde unerreichbar 
bleiben. Solange steht das Wort, das Hindenburg in der Ant¬ 
wort auf die Glückwünsche zu seinem 70. Geburtstag gesagt 
hat: ..Sorget nicht, was aus Deutschland nach dem Kriege 
werden .soll.“ 


n- HANS TESCHENMACHER: 

Ein Leichensänger des Liberalismus. 

I N der Zeit des werdenden Sozialismus darf man ge¬ 
wiß am allerwenigsten vergessen, was der freie Einzel¬ 
mensch und seine ungehemmte Tätigkeit gerade für die 
hochorganisierte Gesellschaft bedeutet. Es ist darum auch 
nützlich, die Ideale einer lugendfrischen, individualistischen 
Vergangenheit wieder in Erinnerung zu bringen, auf die 
Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte hinzuweisen oder 
auf den vergeistigten aristokratischen Individualismus eines 
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Wilhelm von Humboldt. Aber so stark die Ideen des Libe¬ 
ralismus in ihren .klassischen Formulierungen noch heute zu 
uns sprechen — in der unbekümmerten Einseitigkeit, mit 
der sie damals aufgestellt wurden, können sie in unserer 
gänzlich veränderten Welt keine sicheren Führer mehr sein. 
Wir mögen uns wie damals begeistern an dem stolzen Satz 
von 1789: „Die Menschen werden frei geboren und gleich 
an Rechten und bleiben es^‘, und wir werden von den per¬ 
sönlichen und geistigen Freiheitsrechten der Menschenrechts¬ 
erklärung auch nicht eines aufgeben wollen. Jedoch für 
uns handelt es sich ja gar nicht so sehr darum, diese 
Freiheitsrechte zur Anerkennung zu bringen — das hat das 
19. Jahrhundert getan —, als vielmehr darum, sie in einer 
rasch und unaufhaltsam sozialistisch werdenden Gesellschaft 
zu erhalten. Das Verhältnis des einzelnen zu dieser sozia¬ 
listisch werdenden Gesellschaft ist daher für uns das ent¬ 
scheidende Problem. Hier aber lassen uns die liberalen Ideen 
im Stich. Sie sehen keine Schwierigkeiten, sie haben die 
überaus einfache Lösung: Gebt dem bisher geknechteten 
einzelnen das Höchstmaß von Freiheit, soviel wie sich ge¬ 
rade verträgt mit den gleichen Freiheitsrechten der anderen, 
überlaßt alles andere der ungehemmten Betätigung der frei¬ 
gesetzten einzelnen, dann wird der natürliche Lauf der Dinge 
in einer solchen Gesellschaft freier Einzelmenschen alles 
andere von selber aufs beste regeln. „Physische' und mo¬ 
ralische Natur würde diese Menschen schon noch aneinander 
führen,“ meinte Wilhelm von Humboldt. 

Wir aber haben ein Jahrhundert hinter uns, das nach 
diesen Ideen gelebt hat: aus der freien Betätigung der für 
sich schaffenden Individuen sind neue Organisationen er- 
w'aehsen, deren Macht über den einzelnen ungeheuer groß 
geworden ist, und den jugendlichen Optimismus, der die 
Unbekümmertheit des Liberalismus um Staat und Gesell¬ 
schaft und sein ganz einseitiges blindes Interesse am ein¬ 
zelnen erst verständlich macht, den haben wär in diesem 
Jahrhundert gründlich verloren. 

Auch Leopold v. Wiese, der neue Verkünder des alten 
Liberalismus^ kann nicht ganz darüber hinw^egsehen, daß 


* Leopold V. Wiese: l>er LiheralisniiK in Vcr^ans^enlieit und Zu¬ 
kunft. S. Fischer, Berlin 1917. 
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sich der Wirkungsmöglichkeit des Liberalismus heute schwere 
Hemmungen entgegenstellen. Aber in einer recht oberfläch¬ 
lichen „idealistischen^* Blindheit, für die es die bleibenden 
Wahrheiten einer materialistischen Geschichtsauffassung 
offenbar nicht gibt, geht er an den schweren realen Tat¬ 
sachen der immer straffer zusammengefaßten neuen Wirt¬ 
schaftsgesellschaft einfach vorüber und glaubt er den wesent¬ 
lichen Grund für die „gegenwärtige Krisis des Liberalismus** 
darin sehen zu können, daß der Glanz der alten liberalen 
Ideen im Bewußtsein der heutigen A^enschen verblaßt und 
verschüttet sei unter einem „umfangreichen Schutt an Miß¬ 
verständnissen und Unklarheiten**, daß es daher im wesent¬ 
lichen nur darauf ankommt, sie wieder ans Licht zu ziehen 
und in einigem den /^iedürfnissen des „modernen . Menschen** 
anzupassen. Daru' ‘ sträubt er sich mit einer leeren Ver¬ 
ständnislosigkeit f clZ prinzipiell gegen jeden Versuch einer 
neuen Ideenbildr i, die sich bemüht, dem Individuum seine 
Stellung in der .euen Gesellschaft und zunächst einmal in 
der Oesellscb .t überhaupt zu zeigen. So kämpft er im 
besonderen, manchmal belustigend, aber doch zu einsichtslos, 
als daß ein näheres Eingehen lohnte, durch einen großen 
Teil seines Buches hindurch gegen die Plengeschen „Ideen 
von 1914**, denen er als praktisches Hauptargument die 
von niemandem bestrittenen Mängel des gegenwärtigen 
Kriegssozialismus als Beweise gegen die Tatsache des kom¬ 
menden Sozialismus selbst und die Notwendigkeit einer ihm 
entsprechenden Ideenbildung vorhält. Ja er bekreuzigt sich 
geradezu vor neuen Ideen: „Gott bewahre uns vor neuen 
Ideologien!** (S. 17) — was ihn aber nicht hindert, ein 
paar Seiten weiter selbst nach neuen Ideen zu rufen, aller¬ 
dings in höchst amüsanter Verkümmerung der Idee zum 
Programmartikel deutscher liberaler Parteipolitiker: „Gebt 

uns Ideen.gebt uns ein Dutzend Artikel, auf die 

sich die ganze Linke vereinigen und für die sie kämpfen 
kann!** (S. 35.) 

Für den alten Liberalismus war wie gesagt der jugend¬ 
liche Optimismus wesentlich, mit dem er von dem freien 
Walten der individuellen Kräfte den Fortscliritt allen Men¬ 
schentums erwartete. Die nichts weniger als optimistische 
Grundstimmung des modernen liberalen Erneuerers, dessen 
Restaurierungswerk damit von vornherein das Fundament 
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fehlt, kommt in der nachfolgenden Stelle charakteristisch 
zum Ausdruck, in jener Mischung von schlechtem Alltags¬ 
deutsch und falschem Ersatzpathos, die durch das ganze 
Buch hindurchgeht: „Hier sei zunächst nur festgestellt, daß 
heute die alten Gegner den Liberalismus als überwunden 
verhöhnen, seine Freunde in einiger Verlegenheit wegen 
seiner Zukunft sind und die Abtrünnigen, über deren große 
Zahl man sich nicht täuschen darf, ihn am liebsten wie 
einen überflüssigen, schon übelriechenden Kadaver heimlich 
verscharren möchten. Das Dritte darf keinesfalls geschehen. 
Die Nachtwachen werden diese Untat nicht zulassen. Sollte 
die Welt zu starr und schwunglos werden, um den Libe¬ 
ralismus zu verstehen und gebrauchen zu können, so werden 
seine Jünger ihm einen Katafalk errichten, der bis in die 
Wolken ragt, auf daß die Adler seinen königlichen Leichnam 
umkreisen und vom prasselnden Scheiterhaufen Flammen bis 
zur Sonne schlagen, aus der auch dieser Tote seine Kraft 
nahm!“ (S. 71.) Man kann über diesen Jubeltönen beinahe 
vergessen, daß es sich um eine Leichenschrift handeln soll. 

Wir haben auch wenig Hoffnung, daß die Kraft der 
Rede Leopold von Wieses seinen „Toten“ wieder aufer¬ 
wecken wird. Es gibt in der ganzen langen Darstellung 
der bereinigten Grundprinzipien des Liberalismus eine kurze 
Stelle, die einen starken Eindruck macht, dort aber ist die 
alte Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte wörtlich 
abgedruckt. Was diese uns heute sein kann und was sie 
uns nicht sein kann, haben wir angedeutet; die Erläute¬ 
rungen und Modernisierungen Wieses sind stillos und machen 
sie lächerlich — so oder so nur ein Ekel und ein Verdruß 
gerade für den überzeugten Anhänger des Liberalismus: Hilf¬ 
lose Unfähigkeit in der Zusammenfassung eines großen 
Ideensystems, die etwa als „Quintessenz der liberalen Ge¬ 
sellschafts- und Staatssystemc“ folgendes zustande bringt: 
„Der lebendige, besonders der schöpferische Mensch ist der 
Wesensinhalt aller Gesellschaft. Sie ist ein Kunstwerk, dem 
mit liebevollem Verständnisse zu begegnen ist. Vertrauen zu 
den Bürgern, ein weites Feld für die Selbstverwaltung und 
Achtung der privaten Sphäre sind notwendig.“ Oder Ver¬ 
herrlichung eines üblen After-Individualismus im Geschmack 
der Aestheten von vorgestern, die geradezu wie eine schlechte 
Parodie auf das klassische Ideal der an sich selbst und ihrer 
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Vervollkommnung arbeitenden, eigenartigen und selbständigen 
Persönlichkeit wirkt: „Diese romantische Ablehnung von Ge¬ 
sellschaft, Staat, Gesetz, Obrigkeit, diese ganze metapoli¬ 
tische (Wiese hat dies Fremdw'ort offenbar nicht verstanden, 
es bedeutet das Gegenteil von dem, was er meint) Stellung 
zum Leben, in der einem ein schönes Gesicht, ein biegsamer 
Leib, der Glanz leuchtender Farben, ein paar harmonische 
Töne — eben als Symbole einer freien und tief genossenen 
Ueberw'irklichkeit (Herr v. Wiese versteht auch dieses Wort 
nicht, denn an den einfachsten Formen der Sinnlichkeit ist 
nichts Ueberw'irkliches) — wichtiger sind als das ganze 
System politischer Regelung, kann sich in voller Absolutheit 
und Ausprägung gegenüber der andrängenden harten und 

plumpen „Wirklichkeit“ nicht behaupten.Nur ganz 

junge Menschen erleben das Glück und die Qual der Ro¬ 
mantik in rechter Fülle. Alt werden heißt: Die Romantik 
abstreifen und die Anpassung an die Gesellschaft immer 
mehr vollziehen.“ usw. (S. 161.) 

Das sollen nicht etwa nur die zum Ueberdruß langweilig 
gewordenen psychologischen Schilderungen subjektiver und 
unpolitischer Lebensstimmungen des „modernen Menschen 
feinerer Veranlagung“ sein, von dem in dieser kriegerischen 
Gegenwart „kaum noch geredet und geschrieben wird, dessen 
Nöte und Kämpfe nicht gefeiert, sondern verschwiegen 
werden“. Sondern diese längst abge^ffenen, billig ge¬ 
wordenen Subjektivismen eines Dutzend^ourgeois, der seine 
Haltung verliert, um sich mit freiem Menschentum aufzii- 
spielen, sind tatsächlich die Grundlagen, auf denen sich 
der Wiesesche modernisierte Liberalismus aufbaut. Das tritt 
besonders drastisch hervor, wenn Wiese von den allgemeinen 
Prinzipien zu den mehr praktischen Schlußfolgerungen seiner 
„Liberalen Leitgedanken zur äußeren Politik“ und „zur 
inneren • Politik“ fortschreitet und auch da dieselbe Philo¬ 
sophie fröhlich wiederkehrt. Denn wenn auch Wiese mit 
Recht von sich ablehnt, daß er irgendwelche Ideen habe, 
„Leitgedanken“ stellt er in der Tat auf, und er ist dabei 
so konsequent, daß sich wieder einmal erweist, wie große 
Folgerichtigkeit mit größter Urteilslosigkeit verbunden sein 
kann. • • ' ' 

Am ersten wird man ja den unmöglichen Widerspruch 
zwischen jenen Subjektivismen und den politischen Aufgaben 
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der Zeit bei der äußeren Politik erwarten, wo der politische 
Liberalismus mit seiner Forderung einer friedlichen Staaten¬ 
gesellschaft doch unausweichlich vor organisatorische Auf¬ 
gaben größten Stils gestellt ist, nachdem auch hier der 
alte Optimismus von der friedlichen Entwicklung der frei 
miteinander durch Handel und Verkehr verbundenen Na¬ 
tionen so von Grund aus gebrochen ist. Wiese fühlt auch 
die Gefahr des Widerspruchs: „In der Tat würde ich mich 
mit allem, was ich zu andern Gesellschaftsproblemen ge¬ 
äußert habe, in Widerspruch setzen, wollte ich mich in 
den Beziehungen der Völker untereinander auf den Boden 
der reinen Vernunft stellen. Gerade wer stets bereit ist, 
die Natur gegen die sogenannte Kultur, das Instinktive gegen 
das Rationelle und das Zigeunerhafte gegen die wohlgesittete 
Bravheit zu vertreten, kann nicht einer Schwächung natür¬ 
licher Volksenergien durch ausgeklügelte Normen das Wort 
reden“. Und so entwindet er sich der Gefahr, einmal auf 
den Boden der Vernunft zu treten, mit der schwungvollen 
Forderung, man müsse ein internationales Rechtsverhältnis 
anbahnen, „das nicht in starren Paragraphen besteht, son¬ 
dern ein lebensvolles Kunstwerk ist, nicht ein kraft- und 
saftloser Mechanismus“. Und als praktischen Weg für die 
Herbeiführung dieses idealen Verhältnisses wagt er das „Pa¬ 
radoxon“: „Die Aufgabe der politischen Kunst des modernen 
Liberalismus sollte in Zukunft darin bestehen, mit einem 
maßvollen Pazifismus einen maßvollen Imperialismus zu ver¬ 
einigen“ (S. 221). Ist dies „Paradoxon“ nicht der alte 
langweilige Vermittlungsschimmel des bekannten Professors, 
der immer sagt: diese gehen nach rechts, jene gehen nach 
links, wir w'erden nicht fehl gehen, wenn wir den Mittelweg 
cinschlagen und jdabei Maß halten, wie schon Aristoteles lehrt! 

Unserer inneren Politik aber wdrd die „Grundforderung“ 
gestellt, „mannigfaltigere Entwicklungsmöglichkeiten für 
Menschen verschiedener Art und Anlagen zu schaffen. 
Lähmende Gebundenheiten, Borniertheiten ethischer und poli¬ 
tischer Systeme, Unduldsamkeiten, Ueberspannung der Macht, 
Ausbeutungen und Unterdrückungen sind auf jedem Lebens¬ 
gebiete die Gewalten, die der Liberalismus bekämpft. Er 
ist auch „antikapitalistisch“, nicht im Sinne der Gegner¬ 
schaft gegen die Erwerbswirtschaft schlechtweg, sondern in¬ 
soweit, als Kapitalmacht zur Unterdrückung von Menschen 
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verwendet wird. Er will in der Welt der Todfeind und 
Vernichter aller System gewordenen Dummheit, aller Mono¬ 
manie und Maßlosigkeit, aller Hinopferung des Lebendigen 
an die leblose Idee sein. Er gibt für ein paar glückliche 
Augen sämtliche Doktrinen der Weltweisheit hin. Als Ziel 
für die Menschen schwebt ihm vor Fruchtbarkeit, Schönheit, 
Fülle, Selbstbewußtsein ohne Hochmut, offener Blick und 
Freude am Dasein (S. 234/5.) 

„Das ist auch eine Politik^', sagt Herr von Wiese dazu 
wörtlich selber. Wir haben dem unsererseits nichts hinzu¬ 
zufügen. 

Man kann diesen Sänger des Liberalismus nicht allzu ernst 
nehmen. Aber weil er schließlich die Grundlehren des Libera¬ 
lismus verherrlichen will, muß man auch an den Liberalismus 
selber denken. Und da kommt uns gerade durch das Buch 
seines „Erneuerers^^ die Erkenntnis zum Bewußtsein: auch 
jeder andere, der glaubt, für die bleibenden Forderungen des Li¬ 
beralismus mit den alten Ideen des Liberalismus wirken zu kön¬ 
nen, würde sein Ziel nicht erreichen können. Denn so wie der 
Liberalismus den Einzelmenschen und seine Rechte und seine 
Freiheit sieht, in dieser Einseitigkeit und in dieser Ver¬ 
kennung und Unterschätzung aller überindividuellen Zu¬ 
sammenhänge, so kann er bei den organisatorischen Aufgaben, 
vor die auch der Liberalismus heute überall, wo er prak¬ 
tisch wird, sich gestellt sieht, nur zu Widersprüchen und in 
die Irre führen. Wir müssen uns darüber klar sein: auch 
die wesentlichste und so einfach natürlich scheinende For¬ 
derung des Liberalismus, die Freiheit des einzelnen, ist 
in dem mächtigen Gefüge der modernen Gesellschaft eine 
politische Organisationsaufgabe, vielleicht die schwierigste 
von allen, bei der mit der bloßen Deklamation von den 
unverlierbaren Freiheitsrechten des Einzelmenschen wirklich 
sehr wenig getan ist. Insoweit also ist schließlich auch Leo¬ 
pold von Wiese nicht allzu hart zu beurteilen — er ver¬ 
sucht sich mit allerdings besonders unzureichenden Mitteln 
an einer unmöglichen Aufgabe. Denn wenn wir auch einmal 
ein anscheinendes „Paradoxon wagen“ wollen: die indivi¬ 
duellen Freiheitsrechte des Einzelmenschen sind heute dem 
Sozialismus anvertraut! Und sie sind gerade bei dem So¬ 
zialismus in guten Händen, den Herr v. Wiese bekämpft. 
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MANFRED: 

Die Kolonialpolitik 
des siegreichen Sozialismus. 

D ie Kolonialpolitik ist nur ein Teil der Auslandspolitik überhaupt 
und nur in diesem Zusammenhänge richtig zu verstehen. Darum 
verweise ich auf meine Ausführungen ül>er Sozialismus und Auslands¬ 
politik in Nr. 47 des letzten Jahrgangs. Versuchen wir nun, das 
Problem der sozialistischen Kolonialpolitik selbst aufzurollen. 

Zunächst könnte der Systematiker verlangen, daß der Begriff der 
Kolonialpolitik festgestellt werde. Kautsky, der ihn zu fassen sucht, 
sagt darüber: „. . . . eine Politik, die darauf ausgeht. Kolonien, zu¬ 
meist in überseeischen Gegenden gelegene Landstriche, zu besetzen 
und festzuhalten.“ Damit hat er den äußeren Vorgang der Kolonial¬ 
politik richtig beschrieben; aber nichts ist damit erklärt, da jede 
tiefere Begründung fehlt. Genannt wird nur die Absicht der Fest¬ 
haltung, jedoch kein Grund der Festhaltung. Und die Gründe gerade 
sind es, die am meisten von den Anhängern der Kolonialpolitik 
genannt werden und deren Verschiedenartigkeit dem Begriff der 
Kolonialpolitik einen sehr verschiedenen Inhalt geben kann. Die zahl¬ 
reichen Freunde, die sich die Kolonialpolitik erworben hat, sind nur 
durch die immer wiederholten Begründungen Anhänger der Kolonial¬ 
politik geworden. Und es ist sicher sdnverer, diese Begründungen 
zu widerlegen, als rein scholastisch die Kolonialpolitik mit den sozia¬ 
listischen Grundsätzen von Marx zu vergleichen. 

Es gehört sicher zu den unfruchtbarsten Dingen, die Frage zu 
besprechen, wie die Kolonialpolitik nach Durchführung des Sozialis¬ 
mus in den Hauptländern der Weltwirtschaft aussehen wird. August 
Bebel hat einmal auf dem Parteitag in Essen 1907 dazu geäußert: er 
wisse nichts darüber, halte es auch für wertlos, darüber nachzu- 
denken, da sich l)estimmtes dazu nicht sagen lasse. Damit stellte 
sich Bebel auf den Standpunkt, daß die Kolonkilpolitik nicht Sache 
der Grundsätze, sondern Sache der Taktik sei. Das ist sein Gegen¬ 
satz Kautsky gegenüber, der sie zu einer Angelegenheit der sozia¬ 
listischen Grundsätze machen wollte. Auch wir halten es für eine 
Doktorfrage und vorläufig sogar für ein müßiges Geschwätz, uns 
mit der Kolonialpolitik des sozialistischen Zeitalters zu beschäftigen. 

Die Kolonialpolitik selbst alx;r für eine grundsätzliche Frage anzu¬ 
sehen. hängt eng mit der Untersuchung über die Kolonialpolitik 
des sozialistischen Zeitalters zii.'^ammen: denn in diesem Zeitalter 


Digitized by 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Die Kolonialpolitik des siei^rciciien Sozialismus. 


29 


müssen sich ja alle Grundsätze erfüllen, und wenn es dann keine 
Kolonialpolitik geben kann — so wird rückwärts geschlossen —, 
dann darf auch die Sozialdemokratie schon heute keinerlei Kolonial¬ 
politik mitmachen oder gutheißen. 

An dieser Schluß-folgerung ist zu erkennen, daß die Kolonialpolitik 
des sozialistischen Zeitalters, so wenig wir von ihr wissen oder wissen 
können, so unfruchtbar auch die ganze Untersuchung darüber ist, eine 
große Bedeutung in der Polemik über die Stellung der Sozialdemo¬ 
kratie zur heutigen Kolonialpolitik einnimmt. Um diese Polemik gleich 
von Sackgassen fernziihalten, in die sie sich verrennen könnte, räumen 
wir mit einem der wichtigsten bisher l)enutzten Oedankengänge und 
mit der Methode seiner Schlußfolgerungen auf. 

Dieser Qedankengang ist das Suchen nach der Kolonialpolitik des 
siegreichen Sozialismus und die Denkmethode ist die von Kautsky. 
der zunächst findet, daß jede Kolonialpolitik Ausl>eutung ist, daß also 
die Sozialdemokratie, als grundsätzliche Gegnerin der Ausbeutung, 
auch grundsätzlich die Kolonialpolitik verwerfen muß, daß daher im 
sozialistischen Zeitalter keine Kolonialpolitik mehr getrieben werde, 
daß also die heutige Sozialdemokratie für die Kolonien nichts bewilli¬ 
gen dürfe und die Regierungen zur Aufgabe der Kolonien z.wingen 
müsse. 

Man bemerkt hier sofort, daß Kautsky nicht von realen Tatsachen 
ausgeht, sondern seine Ansicht rein konstruktiv findet. Der Gedanken¬ 
gang sieht sehr festgefügt und überzeugend aus. Ist aber auch nur 
ein einziges Glied der Kette unzutreffend, so fällt der ganze Bau mit 
seinen Schlußfolgerungen zusammen. Wird beispielsweise bewiesen, 
daß nicht jede Kolonialpolitik notwendig Ausbeutung ist, so bleibt 
von Kautskys Gedankenbau nichts übrig. Setzen war aber auch die 
Richtigkeit der ersten Sätze voraus, so werden wir stutzig, wenn wir 
schließen sollen, daß aus den angeführten Gründen die Sozialdemo¬ 
kratie auch jeder heutigen Kolonialpolitik ablehnend entgegenstehen 
und die Aufgabe der Kolonien verlangen müsse. 

Kautsky behauptet, daß das Zeitalter des Sozialismus keine Kolo¬ 
nien mehr kennen werde. Woher er das weiß, bleibt sein Geheimnis. 
Kr schließt dann weiter, daß darum der Sozialismus auch heute schon 
jede Kolonialpolitik ablehnen müsse. Ist seine Voraussetzung schon 
angreifbar genug, so ist es sein Schluß und besonders die Art seines 
Schließens erst recht. Angenommen, das sozialistische Zeitalter kenne 
keine Kolonien. Ist damit auch gesagt, daß wir sie heute nicht 
brauchen? Hunderte von Beispielen lassen sich beibringen, daß wor 
für die Gegenwart Forderungen aufstellen, die im Zeitalter des 
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Sozialismus Unsinn wären oder hinfällig werden. Jeder Vertrag 
zwischen den Arbeitern und den Unternehmern läßt den Mehrwert 
bestehen, ist also unsozialistisch. Trotzdem werden sie von Sozia¬ 
listen jährlich zu hunderten geschlossen. Aus den Zuständen des 
siegreichen Sozialismus können wir also für die Gegenwart nicht ohne 
weiteres Schlüsse ziehen; das aber tut Kautsky für die Kolonialpolitik. 

Betrachten wir nun den Fall, daß in einem der großen Hauptländer 
des Kapitalismus die Sozialdemokratie an die Regierung kommt. Der 
Fall liegt nicht außerhalb der Reichweite des modernen Lebens. Denn 
Rußlands neueste Revolution zeigt uns ein solches Beispiel. 

Was würde in solchem Fall geschehen? Die Regierungen der 
kapitalistisch gebliebenen Staaten würden alles daransetzen, um die 
Gefahr von ihren Grenzen fernzuhalten. Ein wirksames Mittel dafür 
ist immer, mit den überwundenen Kapitalisten des sozialistischen 
Staates innerhalb desselben politische Umtriebe anzustiften, um die 
Sozialisten wieder von der Macht zu verdrängen. Ein anderes Mittel 
ist die Absperrung der Grenzen, das letzte der Krieg. Auch werden 
je nach der Lage wohl mehrere dieser Mittel zugleich angewandt. 
Ein klassisches Beispiel für solche Unterdrückungspolitik gegen einen 
revolutionären Staat ist das Schicksal Frankreichs in der großen 
Revolution und unter Napoleon. England, der neidische Konkurrent 
Frankreichs auf dem Weltmarkt, bemerkte zu seinem Schrecken, daß 
Frankreichs Macht durch die Revolution wuchs. Es mobilisierte alle 
seine Kräfte dagegen, schuf sich die unbeschränkte Seeherrschaft, 
eroberte ein riesiges Kolonialreich und hetzte das ganze feudale 
Europa gegen die Revolution. Dieses feudale Europa hatte seinen 
eigenen Gegensatz zur Revolution in seinem Wesen und ließ sich 
darum willig von England gebrauchen. Dies sah auf die Gelegen¬ 
heiten, und der Krieg dauerte über 20 Jahre. Er endete trotz Napo¬ 
leons und seiner Festlandsperre mit dem Siege Englands. 

Aehulich so wird auch der erste wirklich sozialistische Staat um 
seine Existenz zu kämpfen haben. Das Rußland der Bolschewiki ist 
noch kein sozialistisches Gemeinwesen. Seine Aufgabe wird im 
wesentlidien erst einmal die Schaffung eines bürgerlich-kapita¬ 
listischen Staatswesens sein. Ein wirklich sozialistischer Staat 
wird eine Uebcrmacht von Kolonialmädliten sich gegenüber haben. 
Da läge nun der Gedanke nahe, daß auch dieser sozialistische 
Staat großen Wert auf Kolonien legen müßte, da diese ihn in den 
Stand setzen, seine Verteidigungs- und Angriffsmöglichkeiten zu ver¬ 
größern und dadurch seine Lage günstiger zu gestalten. Leicht könnte 
da die Notwendigkeit eintreten, den Sozialismus eines der curopäi- 
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sehen Länder in entlegenen Kolonien ferner Weltteile zu verteidigen 
und zu retten. Diese Kolonialpolitik ist nicht eine frei gewählte, 
sondern eine aufgezwungene. 

Lehnt nun aber ein sozialistischer Theoretiker wie Kautsky für 
diesen ersten sozialistischen Staat die Kolonialpolitik ab, so muß er 
annehmen, daß dieser Staat keine Zufuhr von außen braucht, oder 
daß die kapitalistisch gebliebenen Staaten ihn friedlich behandeln, 
oder daß die sozialistische Umw'älzung in allen Großstädten gleich¬ 
zeitig vor sich gehe. Die letzten beiden Annahmen stützen sich auf 
nichts, können also außer Ansatz bleiben. Die erste der drei .An¬ 
nahmen, daß ein solcher Staat keine Zufuhr von außen gebraucht, ist 
ebenfalls hinfällig, da es sich dann nicht um einen Industriestaat 
handeln kann, und nur ein solcher kann normalerweise zunächst für 
den Uebergang zum Sozialismus in Frage kommen. Diesem sozia¬ 
listischen Industriestaat werden seine kapitalistischen Gegner durch 
Abschneidung der Zufuhr die Kehle zuzuschnüren versuchen. Gegen 
solche Machtpolitik wird er auch wieder Machtpolitik anwenden 
müssen. Hat er Kolonien, dann kann er dem Versuch seiner Kr- 
drosselung wirksamer entgegentreten. 


Glossen. 

Kamerad Petrenz. 

Adolf Petrenz schrieb in früheren glücklichen Friedenszeiten die 
Reichstagsstimmungsbilder der „Täglichen Rundschau“. Mit un¬ 
entrinnbarem Witz geißelte er die geistigen und menschlichen 
Schwächen der Reidhsboten, und wer unter diesen genug Humor 
hatte, um zu den Besten zu gehören, die sich selbst zum Besten 
haben können, las diese kleinen Stimmungsbilder mit ehrlichem Ver¬ 
gnügen und ließ sie weiterwandern von Hand zu Hand. Diese besten 
Arbeiten von Adolf Petrenz kann man nicht sammeln; denn was 
nützte es, daß er in einer geistreichen Formel mehr sagte, als die 
Redner unten auf der Tribüne in Stunden, wenn der ganze Verhand¬ 
lungsgegenstand längst vergessen ist. Um aber das Andenken an 
diesen glänzenden Tagesschriftsteller zu erhalten, hat jetzt sein Kol¬ 
lege Friedrich Hussong im Verlag der „Täglichen Rundschau“ eine 
Reihe anderer Aufsätze von Petrenz gesammelt herausgegeben und 
mit ihnen uns daran erinnert, wie außerordentlich vielseitig nnd un¬ 
endlich reich dieser Verulker politischer Unzulänglichkeit in der Halle 
der Wiederholungen gewesen ist, Petrenz hatte einen wunderbaren 
Blick für das Charakteristische eines Ortes and einer Situation, und 
er zeichnet gleich anschauliche Bilder von seinen Reisen nach der 
Ukraine, nach Großrußland, nach Finnland wie vom Freibad am 
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Wannsee, von den Berliner Schutzleuten und Vorstadtbühnen oder 
von der Mittagstunde am Potsdamer Platz. Der kaltschnäuzige 
Spötter hatte ein Herz voll Liebe und ergriff alles neue Große, das 
ihm in den Weg kam, mit ewigjnnger Begeisterung. So den Sport, 
die Jugendpflege, die Luftschiffahrt. Und von allem weiß Petrenz 
eigene Eindrücke scharf herausgearheitet wiederzugeben. j 

So Ifest sich diese Sammlung seiner Aufsätze ausgezeichnet und 
hat nichts von der Peinlichkeit, die sonst gesammeltem Tagewerk 
anhaftet. Deshalb sollte der „Kamerad Petrenz" gelesen werden. 
Deutschland hat gegen ihn diese Ehrenschuld wie gegen Hermann 
Löns und Qork Fock. 

Uns aber, die wir Petrenz persönlich kannten, gibt dies 
Erinnernngsbudh ein Stück seiner Seele wieder. Alter Herr vom 
Verein deutscher Studenten und überzeugter Antisemit, war er persön¬ 
lich gänzlich vorurteilsfrei und fand die jüdischen Nathans, wo immer 
welöhe waren. Ueberzeugter deutscher Nationalist, begeisterte er 
sich doch dafür, dem kometengleich auftauchenden Kommißpatriotis¬ 
mus deutscher Handlungs- und Vergnügungsreisender im Ausland aufs 
Maul zu schlagen, wo er ihn antraf. Hatte er zur Arbeiterbewegung 
nie ein Verhältnis — Kulturlosigkeiten der äußeren Form und Bil¬ 
dungsmängel bei den Arbeiterführern ließen ihn immer nur „Pro¬ 
leten" sehen —, so verstand er dafür mit dem einzelnen Arbeiter oder 
Bauer menschlich zu reden, wie keiner von uns. .Aber unendlich lieb 
gew^ann man ihn vor allem beim Becher, wenn er Schnurren aus seiner 
ostpreußischen Heimat zu erzählen begann. Er war ein alter froher 
Zecher und konnte und wußte dabei unendlich viel. Viel mehr als 
trinken, ln der deutschen Philosophie und Dichtkunst W'ar ihm das 
l^este stes gegenwärtig. Er war Hermann Wendel im anderen Lager. 
Wer wollte ihm über den Schlachtentod hinaus zürnen?! 

Das Deutschtum füllte sein ganzes Wesen aus. Er war dazu be¬ 
stimmt, vor dem Feind zu fallen — es lag w'ohl in seiner Natur. So 
hat er nicht geruht, ehe er im Schützengral^en .stand; hat mit 
uns allen die Enttäuschung durchgemacht, daß der Krieg etwas 
anderes. Häßlicheres geworden ist als zu Liliencrons Zeiten, und daß 
vor der Tücke der Granatsplitter jeder Heroismus platzt wie eine 
Seifenblase, ein schlechter Witz und eine groteske Tragik wird. Und 
doch steht er mit diesem Lebensende jetzt, wo wir sein Lebenswerk 
überschauen, uns gerade so vorAugen, wie er seinen Liliencron beschrieb; 

„Ein Hohcnzollernsänger, der den Thron wne Feuer mied, der er¬ 
stickt w'äre an jedem Byzantinerwort, ein Reichsherold tiefer und 
innerlicher als Geibel, ein Mann, der sein Volk und Vaterland über 
alles liebte, dem die Königsblume den Helm zierte, ein ewiger Kämpfer, 
dem der Kampf das Leben w'ar und der das Wort sprach; 

„Der Friede ist für Kinder ein Gedicht. 

Legt nur die Waffen nieder. ICh tu’s nicht!" c. h. 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 
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2. Heft 13. April 1918 4. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


WILLY ALTSCHUL: 

Französisdie Einflüsse im belgischen 

Sozialismus. 

D ie tiefe Verbundenheit zwischen belgischem und französi¬ 
schem Sozialismus, seit fast einem Jahrhundert lebendige 
Wirklichkeit, ist eine der hervorstechendsten Züge der poli¬ 
tischen Kultur Belgiens. Auf diese Erscheinung wurde 
in der deutschen Literatur zwar erst in jüngster Zeit hin¬ 
gewiesen es handelt sich aber um keine jener blendenden 
für den Augenblick geborenen Geschichtsklitterungen, an 
denen die Kriegsliteratur so reich ist. Der naive Kosmo¬ 
politismus, der sich in den deutschen Oppositionsparteien 
aus den Zeiten der Kleinstaaterei lebendig erhalten hatte, 
hat verschuldet, daß solche Untersuchungen vor dem Kriege 
in sozialistischen Kreisen nur selten waren. Die Allianz 
des französischen und belgischen Sozialismus wird aber nie¬ 
mandem, der den eigenartigen Charakter des belgischen Staats¬ 
wesens, seines Partei- und Nationalitätenkampfes und seiner 
Neutralität kennen lernen will, entgehen dürfen. 

Von Frankreich her wurden die ersten Samenkörner des 
Sozialismus auf Belgiens fruchtbare Erde durch Buonarotti, 
den Schüler Baboeufs, ausgestreut; so wie der belgische Staat 

‘ Siehe Ludwig Quessel: „Das wallonische und das flämisdie 
Element im belgischen Sozialismus“ („Beifried“ Januarheft 1917), 
Konrad Haenisch; „Studien überden belgischen Sozialismus“ („Bei¬ 
fried“ Nov.-Dez.-Heft 1917), vor allem aber Wilhelm Hausen¬ 
steins Arbeiten: „Der soziale Charakter der flämOdien Frage und die 
belgischen Sozialisten“ („Beifried“ Märzheft 1917), „Sozialismus und 
Flamenfrage“ („Glocke“ 3. jahrg., Heft 10) und: „Belgien und die 
flämische Frage“ („Neue Zeit“ 36. Jahrg., Heft 5). 
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durch die Kraft der revolutionären Demokratie, gefördert 
durch französische Waffenhilfe entstanden war, wanderten 
die Jünger Saint-Simons ein, um in dem neuen Staat des 
Meisters „neue Religion“ zu verkünden. Von Lüttich, das 
sie jubelnd grüßte, durften unsere Apostel mit berechtigtem 
Nationalstolze berichten, daß es sich „durch seinen Ursprung, 
seine Sprache, seine Sitten und seine Neigungen“ durchaus 
französisch fühle. Und in einer Brüsseler Rede vom 10. März 
1831 sagte der Saint-Simonist Margarine, daß „wir unser 
Apostolat in Belgien haben beginnen wollen, in Belgien, 
das mit Frankreich durch so viele Bande vereint ist, und 
dessen Bestimmung es von je ist, mit Frankreich an der 
Spitze der Nationen auf der ruhmvollen Bahn des Fort¬ 
schritts zum Weltbünde hin zu marschieren!“ 

Die Erinnerung an die großen französischen Utopisten 
löschte auch der Marxismus niemals aus, so wenig wie er 
später die starke Durchdringung des belgischen Sozialismus 
mit französisch-syndikalistischen Gedanken zu hemmen ver¬ 
mochte. Sozialistische Politik und marxistische Doktrin sind 
überhaupt in Belgien niemals so innig verbunden gewesen, 
wie in Deutschland. Gewiß zum schweren Schaden der 
Arbeiterbewegung, aber schließlich doch nicht nur zu ihrem 
Nachteil; denn die Lehre von Marx, eine so hohe Wert¬ 
schätzung sie auch genoß, erstarrte in Belgien doch nie zum 
Vulgärmarxismus, der den freien schöpferischen Gedankenflug 
und die bewegliche politische Praxis fesselte. 

Aber die Freiheit reizt zum Mißbrauch, und leichten 
Herzens wurden Grundgesetze der sozialistischen Politik, die 
man nicht ungestraft verletzen darf, einer kurzsichtigen 
Opportunitätspolitik geopfert. Die Intcrnationalität hätte für 
den belgischen Sozialisten mehr als eine Phrase in Fest¬ 
reden oder als ein willkommenes Agitationsmittel sein 
müssen; für die pazifistischen Vorkämpfer des ringsum von 
waffenstarrenden Großmächten umgebenen neutralen Klein¬ 
staates wäre ihre peinlichste Beobachtung oberste Pflicht 
gegen Nation und Proletariat gewesen. Wenn hier der 
Sozialismus schon versagte, wieviel durfte man noch von 
den bürgerlichen Nationalisten erwarten? (Davon, daß dem 
belgischem Sozialismus durch die Uebertragung des inter¬ 
nationalen sozialistischen Bureaus ein pazifistisches Welt- 
schicdsrichteramt anvertraut w'ar, soll hier ganz abgesehen 
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sein.) Und zum Unheil ihres Landes versagte die belgische 
Arbeiterpartei, welche Frankreichs revolutionäre Traditionen 
und seine republikanische Staatsform in ihrer Bedeutung 
für den proletarischen Befreiungskampf weit überschätzte, 
hier um so mehr, je kritischer die weltpolitische Lage im 
letzten Jahrzehnt vor dem Weltkrieg sich zuspitzte. Im 
parlamentarischen Kampfe gegen die herrschende klerikale 
Partei, besonders in den Schulfragen, war die Liebe zur 
freimaurerischen Nachbarrepublik so stark, daß man bei 
manchen Reden, selbst in den ruhigeren Senatsverhandlungen 
sich in einer französischen Körperschaft zu befinden glaubte. 
Die für ein bürgerliches Staatsvvesen vielfach mustergültigen 
Institutionen des Deutschen Reichs auf den Gebieten der 
allgemeinen Schulpflicht, des Arbeiterschutzes, der Arbeiter¬ 
und Angestelltenversicherung vermochten die allgemeinen aus¬ 
landspolitischen Anschauungen der belgischen sozialistischen 
Demokratie nicht zu verändern. 

Die Stärke des französischen Einflusses auf die parla¬ 
mentarische Aktion sei an zwei Vorgängen erläutert: 

Am 26. März 1914 wurde dem Senat ein Gesetzentwurf 
vorgelegt, der die Erhaltung des Schlachtfeldes von Waterloo 
sichern sollte. Mit der Annahme dieses Gesetzentwurfs 
fürchteten die Sozialisten die Empfindlichkeit der französi¬ 
schen Republik und des neufranzösischen Nationalismus zu 
reizen. Vinck drückte dies zunächst verschleiert, in einer 
formal unanfechtbaren Weise aus: „Hat man schon auf 
irgendeine Weise die Mächte, welche uns umgeben, davon 
benachrichtigt? Man ersucht uns, unverzüglich über einen 
Gesetzentwurf abzustimmen, welcher berechtigte Ver¬ 
stimmungen bei unseren Nachbarn erregen kann.‘‘ Was mit 
diesen dunklen Worten gemeint war, verrät .der nervöse 
Zwischenruf des sozialistischen Senators Hallet, des mäch¬ 
tigen Finanzschöffen der Residenz Brüssel: „Hat man schon 
die Ansicht der Franzosen eingeholt? Was denken sie 
davon? Wird es ihnen Vergnügen machen ?^^ Dem Zwischen¬ 
rufer erwiderte der Senator de: Ro treffend, daß die Erhaltung 
des Schlachtfeldes von Waterloo auch dem französischen 
Interesse entspreche, da die Franzosen dort ein großartiges 
Denkmal errichtet hätten. Selbst der sozialistische Senator 
Libioulle, der im Gegensatz zu seinen Fraktionskollegen für 
den Gesetzentwurf stimmte, um das Schlachtfeld vor Ver- 
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Wüstungen zu schützen, rief zu seiner Rechtfertigung die 
pathetischen Worte aus: „Jedesmal, so oft wir unsere na¬ 
tionale Selbständigkeit feiern', haben wir in unserem Herzen 
wie aut unseren Lippen die Worte: Es lebe Frankreich! (Zu¬ 
rufe: Es lebe Frankreich 

Am 17. April 1914 führte Hallet durch eine ähnliche 
Aeußerung einen parlamentarischen Zwischenfall herbei. „Ich 
bin überzeugt,“ sagte er, „würde man ein Referendum ab¬ 
halten und die Bewohner Walloniens fragen, ob sie die 
gegenwärtige Lage oder die Angliederung an Frankreich vor¬ 
zögen, so würden sich wohl 90 Prozent der Wallonen für 
die zweite Lösung aussprechen,** (Lebhafte Proteste auf ver¬ 
schiedenen Bänken.) Der Baron Mevius rief sodann, „Das 
ist vollkommen falsch für die Provinz Namur“, und der Baron 
Orban de Xivry: „Ich protestiere im Namen der Luxemburger, 
die mit dem belgischen Vaterland aufs Engste verbunden , 
sind.“ „Was Herr Hallet soeben sagte, ist leider wahr“, 
rief der Sozialist Rplland dazwischen. „Sie übertreiben“, warf 
Dumont de Chassart ein, und der Baron Mevius rief spöttisch 
dazwischen: „Ich glaube meine Provinz besser zu kennen als 
Sie, der Sie dort nicht wohnen!“ (Hallet wohnte ja in 
Brüssel.) Hjallet sah ein, daß er sich zu weit vorgewagt 
hatte und trat sofort den Rückzug an. Er wünsche Belgier 
zu bleiben. Er liebe das Land seiner Väter. Er habe 
ja nur die Aufmerksamkeit auf eine ernste Gefahr lenken 
wollen. (I!) Sein Fraktionsgenosse Lekeu sprang ihm bei; 
die Sozialisten hätten nur eine Warnung erlassen. Hallet 
selbst fand auf der Linken und der äußersten Linken großen 
Beifall; seine politischen Freunde beglückwünschten ihn. 

Bei diesen allzu herzlichen Beziehungen zwischen wallo¬ 
nischem Sozialismus und französischem Nationalismus wird 
man verstehen, daß Paris politisch ehrgeizige, frankophile 
Sozialistenführer anzog. Am tollsten trieb es wohl Jules 
Destree, der als Abgeordneter, als Schriftsteller und als 
Volksredner einen hervorragenden Einfluß in der belgischen 
Arbeiterpartei ausübte. Unter seinem Vorsitz fanden in den 
kritischen Jahren, die dem Weltkrieg vorangingen, monatlich 
in der Rue de Rennes in Paris die „Amities Fran^aises- 
Wallones“ statt; glänzende Geister, wie die Dichter Albert 
Mockel oder Elie Marcuse oder die Künstlerin Denis-Rault 
trafen sich dort, aber auch der Hauch des kriegsfrohen 
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gallischen Nationalismus drang herein und bis in die Salons 
der „Amities“ tönte das Echo eines kecken Gassenhauers: 

„C^que les AlFmands n’auront jamais, 

Ce sont les canons franc^ais.^*- 

Jules Destree war auch ein geschätzter Mitarbeiter der 
Pariser Monatsschrift „Les Marches de FEst‘^ welche den 
köstlichen Untertitel führte: „Alsace, Lorraine, Luxembourg, 
Ardennes, Pays wallons, Suisse romande.** Diese Revue 
diente ausschließlich der propagandistischen Vorbereitung des 
Revanchekrieges sowie der „ftnetration pacifique^^ Luxem¬ 
burgs. Walloniens und der französischen Schweiz. Der 
Spitzenartikel vom 1. März 1914 stammt von Destree. Unter 
der poetischen Ueberschrift: „Chansons de nos Clochers'^ 
schildert er mit der bestrickenden Kunst, die immer an 
Destree entzückt, seine wallonische Heimat. Da schaut er von 
den Ardennen im Süden Sedan und wendet sich daher rasch 
nach Norden. In Waterloo trifft er den flanderischen Löwen, 
der verächtlich den französischen Horizont anbrüllt. „Für 
die nächste Jahrhundertfeier dieses tragischen Tages werden 
wir hoffentlich seinem Brüllen die umgekehrte Richtung 
geben, wie es König Lothar 878 mit dem Bronzeadler von 
Aachen machte.^^® 

Diese Verschwisterung hervorragender parlamentarischer 
Führer des belgischen Sozialismus mit Frankreich berührte 
auch die Selbständigkeit der inneren belgischen Politik. Durch 
die Furcht, die Liebe Frankreichs zu verscherzen, w'urde die 
schwankende, in ihren Grundlinien aber reaktionäre Flamen¬ 
politik der sozialistischen Parlamentarier bestimmt. Die flä¬ 
mische Frage löste sich ihnen restlos als soziales Abhängig¬ 
keitsverhältnis, wie es Industriekapital und Großgrundbesitz 
überall geschaffen haben, deren Formen hier durch sozial¬ 
politische Gesetze und organisatorische Gegenwirkungen des 
Proletariats kaum gemildert waren. 

^ Lieber diese Vereinigung unterrichtet sehr gut der Pariser Brief 
von Leon Tricot: „Les Gens de Paris“ in der Zeitsdirift „La Belgique“ 
vom 15. Februar 1913. 

’ Gemeint ist wohl das Jahr 978, in dem der französische König 
Lothar 1 Aachen überfiel und verwüstete. Nur schade, daß Destr6e die 
Historie nicht bis ans Ende erzählte; im Jahre 980 verpflichtete sich 
Lothar gegenüber Kaiser Otto II im Vertrag von Chiers zur Rückgabe 
von „Lotharingien“. 
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Ini übrigen war Flandern dem offiziellen Sozialismus als 
Herd der klerikalen Reaktion verhaßt, und eine flämische 
Frage als nationale Frage blieb ihm verschlossen. Da die 
meisten parlamentarischen Führer aus der wallonischen Bour- 
geosie stammten, so konnte man nicht gut verlangen, daß sie 
das flämische Proletariat dazu entflammten, den Druck der 
wallonischen Oberklasse abzuschütteln. Man wird sonach 
auch die einzigartige Tatsache, daß für die proletarisch- 
flämischen Arbeitermassen Brüssels keine Tageszeitung in der 
flämischen Muttersprache erscheinen durfte, menschlich ver¬ 
stehen. Die Folge war freilich, daß der Brüsseler Proletarier 
an Bildungsgrad und allgemeinen Interessen seinen Klassen¬ 
genossen in den anderen belgischen Industriebezirken be¬ 
deutend nachstand. 

Im Parlament eiferte man gegen den Zarismus oder gegen 
den preußischen Militarismus, aber der kleinsten flämischen 
Emmancipationsbewegung setzte man zähen und verbissenen 
Widerstand entgegen. Merkwürdige Volksbefreier! Selbst 
die geschmeidige Politik de Broquevilles, welche den Flamen 
im kleinsten entgegenkam, um sich ihnen im großen desto 
sicherer zu Versagen, ging ihnen zu weit. Im Juni 1913 wurde 
ein bescheidenes Reformgesetz über die Armeesprache dem 
Senate vorgelegt. Lekeu, der einzige Sozialist, der zum 
Gesetze sprach, erwies sich als unerbittlicher Gegner der 
flämischen Gleichberechtigung. „Ich verwerfe es mit allen 
meinen Kräften bedingungslos'\ rief er pathetisch aus. „Ich 
sage, daß solche willkürliche und drückende Maßnahmen 
(arbitraires et vexatoires) vom Gesichtspunkt der nationalen 
Einheit aus gefährlich sind, weil sie unsere wallonische 
Bevölkerung in ihrem Unabhängigkeitsgefühle und ihrem 
Freiheitsgeiste treffen (11 Wozu nur zu sagen ist, daß 
die „Gemeinen^^ des belgischen Heeres, denen dieser Sozialist 
im Namen der „Freiheit^^ die sprachliche Gleichberechtigung 
verweigerte, zu 67 Prozent aus Flamen bestanden! 

Das Gesetz wurde am 25. Juni angenommen. Von den 
neun Sozialisten ließen sich drei entschuldigen, Vinck, Col- 
leaux und der Brüsseler Hallet stimmten dafür, Rolland, 
Lekeu und Libioiille dagegen. Die Fraktion war bereits in 
Lebensfragen auseinandergerissen! Camille Huysmans, der 
für Flandern „Kulturautonomie^‘ forderte, blieb immer ein 
Eingänger innerhalb der Partei. Obwohl er sich stets gegen 
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das aktivistische Endziel, die Umwandlung des unitären 
Staates in ein Doppelstaatswesen wandte, wurde er auf dem 
französisch-sozialistischen Parteitag von Saint-Quentin (16. 
bis 20. April 1911) erst von dem Delegierten Bruchere, 
sodann sogar von Paul Lafargue aufs sch^fste angegriffen. 
Lafargue, der Schwiegersohn und Jünger von Karl Marx, 
überdies ein Bewunderer deutscher Kultur, konnte sich nicht 
enthalten, auszurufen: „Ist Huysmans noch Sekretär des 
Internationalen Bureaus in Brüssel? Oder ist Huysmans 
der Vertreter des Volkes, w’elches in Belgien in diesem Augen¬ 
blick einen glühenden Feldzug für die Flaminganten gegen 
die Wallonen durchführt, und welches im Begriffe ist, den 
Haß der kleinen Rassen im kleinen Belgien anzufachen? 
Wenn es der gleiche Huysmans ist, der Sekretär des Inter¬ 
nationalen Bureaus ist, ist es nicht widerspruchsvoll, daß 
er diese Stelle bekleidet ?^‘ Selbst ein so doktrinärer Kopf 
wie Paul Lafargue hatte also begriffen, daß die Flamen- 
fragc über ihre rein innerpolitische Bedeutung hinaus die 
internationale Stellung Belgiens . bestimmend beeinflussen 
konnte. 

Aus Lafargues Worten klang die Besorgnis heraus, daß 
sich die sozialistische Internationale der Flamenfrage ebenso 
annehmen könnte, wie wenige Monate zuvor auf dem Kopen- 
hagener Kongreß der Tschechen. (Uebrigens war diese 
Furcht unbegründet angesichts der damaligen Schwäche des 
proletarischen Aktivismus in Flandern, und bei der damaligen 
Eigenart der deutschen sozialistischen Auslandspolitik, welche 
den historisch-materialistischen (Urgrund alles Seins erforschte, 
aber mit solchen „bürgerlichen Ideologien^* wie Nationali¬ 
tätenfragen sich grundsätzlich nicht abgab!) 

So hatten Staatsleitung und sozialistische Demokratie in 
Belgien, welche für den oberflächlichen Betrachter in ewigem 
Kampf zu liegen schienen, im Grunde genommen doch am 
gleichen Ziele gearbeitet, Belgien von den Westmächten ab- 
bängig zu machen und den Boden für die kommenden Er¬ 
eignisse zu schaffen. Es scheint sogar eine Art Arbeitsteilung 
gewesen zu sein, indem die belgische Regierung auf diplo¬ 
matischem und militärischem Gebiet die Fäden knüpfte, indeß 
die Führer der belgischen Arbeiterpartei die Massen und die 
öffentliche Meinung für die Politik und die Ziele Frankreichs 
zu gewinnen verstanden. Der Scheininternationalität des bel- 
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gischen Sozialismus gab die Geschichte, deren ordnenden 
Finger wir sogar in der Verwirrung entdecken, einen formal 
wirksamen und würdigen Abschluß: Nachdem „Der Peuple“ 
seit der Serajewokrise in unerhörter Weise die leicht betör¬ 
baren Massen gegen Deutschland und gegen Oesterreich 
entflammt hatte, fand am 29. Juli 1914 das große „Friedens- 
meeting^' statt. Die Redner aus aller Herren Länder wurden 
freudig begrüßt, aber in den stürmischen Beifall, der Jaures 
empfing, mischten sich bereits die Unheil kündenden Rufe, 
welche kurz zuvor aus sozialistischem Munde im Senats¬ 
saale erschollen waren: „Vive la France!' Vive la Repu- 
blique Und nun trieb .alles fasch dem Verhängnis entgegen. 

Vorzüglich für Belgiens sozialistische Demokratie gilt die 
denkwürdige Prophezeihung des verstorbenen sozialistischen 
Deputierten Royer:^ Wir, die wir ein internationales Band 
werden sollten, sind ein Faktor der Auflösung geworden; 
möge unser Land eines Tages nicht mit allzu grausamen 
Uebeln die Schuld bezahlen, welche wir so begangen haben 
Aber die überwältigende Mehrheit unserer deutschen Partei¬ 
freunde ist immer noch von den Trugbildern der Neutralität 
der belgischen Staatsleitung und der Internationalität der 
sozialistischen Demokratie Belgiens geblendet. Wie Emile 
Vandervelde^, so erscheint auch ihnen das Belgien von 1914 
von einer göttlichen Reinheit, vergleichbar dem mystischen 
Lamm, dem Genter Altargemälde der Brüder van Eyck, und 
der belgische Sozialismus ist von überirdischem Glanze um¬ 
flossen. . . . 

Wann werden wir endlich die Wirklichkeit kennen lernen? 
Wann werden wir begreifen, daß Belgiens Regierung und 
Belgiens Demokratie von neuem Geist erfüllt sein müssen, um 
ihre hohe Bestimmung, die Brücke zwischen den Westmächten 
und Mitteleuropa zu bilden, wirklich erfüllen zu können? 

E. Royer: „La Part de responsabilite de la Belgique dans ia crise 
internationale“. „La Belgique“ fom I. 3. 1913. 

® Emile Vandervelde: „La Belgique envahie et le Socialisme inter¬ 
nationale“, Paris 1917, aus einem Vortrag vor der „National Art Collection 
Fund“ im Juni 1916. Vandervelde hatte derVergleidi so hineingerissen, daß 
er im Friedensvertrag die Rückgabe des seit alten Tagen in Berlin befind¬ 
lichen Teils des Genter Altargemäldes (der musizierenden Engel) verlangt. 
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Dr. HANS TESCHEMACHER: 

Der Schulmeister 

des parlamentarischen Parteistaates. 

W ER vor nunmdir drei Jahren das damals neu erschienene Buch 
Hugo Preuß’: „Das deutsche Volk und die Politik“^ als unbefan¬ 
gener kritischer Beobachter der innerpolitischen Strömungen in 
Deutschland las, der hätte dieser breiten, unsagbar überlegen tuenden 
Anleitung zur politischen Erziehung des unpolitischen deutschen Volkes 
kaum die Wirkung zugetraut, die das Buch ausgeübt hat. Aber die 
Wirkung ist ganz unverkennbar, und bei näherem Zusehen ist sie 
auch gar nicht so unbegreiflich: ein in der Tat in hohem Maße un¬ 
politisches, aber bildungseifriges liberales Publikum, ein im Grunde 
ebenso unpolitischer, aber desto lehrhafterer Autor, die altvertrauten 
liberalen Lehrmeinungen, und der tiefere realpolitische Hintergrund, 
daß wir in Deutschland vorübergehend eine Orientierung auf die Ideen 
des 19. Jahr'hunderts brauchen, Unterlassenes nachzuholen — das alles 
macht den Erfolg erklärlich. 

„In schweren Kämpfen einer jahrhundertelangen Entwicklung 
haben sich in England, auf der Grundlage Ihrer Unabhängigkeit und 
selbständigen Entfaltung haben sich in der Neuen Welt, und in wieder¬ 
holten großen und kleinen Revolutionen haben sich in Frankreich die 
Institutionen des Staatslebens gebildet, kraft deren politische Volks¬ 
führer emporsteigen und auch im normalen Laufe der Dinge das 
Werkzeug des schaffenden Staatsmannes, die organisierte politische 
Macht erlangen können.“ Diese Institutionen bzw. ihre Formen 
„sind heute soweit internationales Gemeingut aller in Betracht kom¬ 
menden Staaten, daß man in diesem Sinne von der modernen Staats- 
form schlechthin sprechen kann“. Jedoch innerhalb der „gemein¬ 
samen modernen Staatsform“ gibt es wieder „zwei Gruppen wesens¬ 
verschiedener Staatsindividualitäten“, von denen die eine die wirk¬ 
lich „moderne Staatsform“ darstellt, Während die andere auf halbem 
Wege stehengeblieben, sozusagen erst halbmodern ist. Nämlich „der 
Kern der modernen Staatsform ist fhr Gegensatz zur Obrigkeits¬ 
regierung, mit der sie historisch überall im Kampfe gestanden hat“, 
und der charakterisierende Unterschied zwischen der ganz modernen 
und der halbmodernen Staatengruppe liegt nur darin, „ob jener 
Gegensatz nur ein historischer, also heute in der Hauptsache über- 
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wundener, oder ob er auch ein politischer, in der Gegenwart noch 
fortwirkender ist“. Die halbmoderne Staatengruppe, deren wich¬ 
tigster Repräsentant, zumal nach dem Ausscheiden des plötzlich ganz 
hypermodern gewordenen Rußland, Preußen-Deutschland ist, hat 
„zwar auch die moderne Staatsform angenommen, aber nicht unter 
Verdrängung der Obrigkeitsregierung, sondern hat beide in unaus¬ 
geglichenem Widerspruch nebeneinander gestellt“. „In Preußen- 
Deutschland steht die Obrigkeitsregierung innerhalb der modernen 
Staatsform und trotz ihrer in geschlossener Festigkeit da, so daß 
in der Tat alle die seit hundert Jahren unlösbaren Probleme unseres 
inneren Staatswesens sich mit der Kraft des logischen Schlusses aus 
der Unlösbarkeit jenes Gegensatzes ergeben.“ 

Mit diesen Sätzen haben wir das dogmatische Kernstück, den ein¬ 
zigen Gedanken, das prinzipienschwere große Abstraktum des poli¬ 
tischen Lehrgangs. Alles andere wird Hinführung zu dem großen 
Abstraktum, Anpassung der bunten Wirklichkeit an das Abstraktum, 
Ableitung von weiteren Abstraktionen aus dem großen Abstraktum, 
das in der Mitte steht. Aber die Wirklichkeit ist reich und konkret 
und mit dem noch nicht ganz fertig, was sie in jahrhundertelangen 
Kämpfen ausgestaltet. Wir bemerken nur im Vorbeigehen, daß Prof. 
Preuß offenbar nichts davon gehört hat, daß es unter diesen Kämpfen 
auch Klassenkämpfe gegeben hat, und daß aus diesen Klassenkämpfen 
neue Organisationsgedanken aufgetauCht sind. 

Also wir hören mit aufrichtiger Bewunderung: dieser gesinnungs¬ 
tüchtige liberale Schulmann kennt „die“ moderne Staatsform! Um 
ihn herum gehen Weltreiche in Trümmer und junge Staaten kommen 
empor; neue Wirtschaftsformen legen sich über die alte Gesellschaft, 
sie lassen das innere Gefüge der Staaten so wenig unberührt, wie sie 
die staatliche Verwaltungsarbeit vor vollkommen neue Aufgaben 
stellen. Aber was geht das alles den liberalen Schulmeister an? Er 
hat sich nun einmal aus der Geschichte eingeprägt, daß „in schweren 
Kämpfen einer jahrhundertelangen Entwicklung Ln England usw. usw.“ 
sich die moderne Staatsform gebildet hat, und so bringt er’s auch 
seinen Schülern bei, mag da sonst in der Welt Vorgehen was will. 
Da er für ein Abstraktum eintritt, darf er vom Weltkrieg abstrahieren. 
Ein leeres Staatsideal im geschichtlich leeren Raum! 

Freilich, das ganze System seiner modern-ihalbmodernen Staaten¬ 
ordnung und die Reihenfolge seiner politischen Zensurnummern käme 
ja arg in Verwirrung, wenn dieser Systematiker der Staatenmoderni¬ 
tät eines Tages anerkennen müßte, daß seine moderne Staatsform 
doch nicht mehr so ganz modern wäre! Daß die schöne Antithese 
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vom ObrigTkeitsstaat und Volksstaat schon an den Erfahrungen des 
heutigen Staatenlebens (so wie es in Wirklichkeit, nicht in den libe¬ 
ralen Schulheften ist) einigermaßen in Unordnung kommt, das wird 
man ja gegenüber der Unfehlbarkeit des liberalen Professors kaum 
wagen dürfen zu bemerken. Immerhin sei es erlaubt, an Scheide¬ 
manns Warnung in Stockholm vor den maßlosen Uebertreibungen 
der Ohnmacht deutscher Demokratie und der Uebermacht preußi¬ 
scher „Obrigkeit“ zu erinnern. Und grundsätzlich wird man die 
Antithese anders stellen müssen. Der Gegensatz, so wie Preuß ihn 
sieht, heißt nicht „Obrigkeitsstaat“ und „Volksstaat“, sondern 
«Obrigkeitsstaat“ und „parlamentarischer Parteistaat“. Man muß es 
nur wagen, den rechten Namen zu finden. Sagt man Volksstaat, wo 
man parlamentarischer Parteistaat sagen muß, so ist das genau so 
unehrlich, als wenn man den Ausdruck „Vaterlandspartei“ für be¬ 
sondere Zwecke in Anspruch nehmen will. Vielleicht setzt Herr 
Professor Preuß sich selbst einmal an die keineswegs unlohnende 
Aufgabe, den „immanenten“ Gegensatz zwischen Volksstaat und 
parlamentarischen- Parteistaat auseinanderzutreiben? Selbst wenn 
er das in seiner Weise statt mit offenem Tatsachenblick und scharfer 
Beobachtung rein begrifflich und mit logischen Schlüssen aus histori¬ 
scher Vergangenheit tut, würde er zu Ergebnissen kommen, die seinem 
dogmatischen Obersatz nebst logischen Schlußfolgerungen wohl einigen 
Abbruch tun könnten. Volksstaat ist w'eder parlamentarischer 
Parteistaat noch Obrigkeitsstaat noch Korporationsstaat. Aber er 
braucht den starken „mittleren Willen“ (Plenge) einer leistungsfähigen 
Obrigkeit neben der wirklich sachverständigen Aufsicht seines Parla¬ 
ments und der selbsttätigen Mitarbeit der zusammengeschlossenen 
großen Interessengruppen. Nur so kommt der wirkliche Volksstaat 
zustande. Die Aufgabe ist schwer. Sie ist keine Abstraktion und 
nicht mit einem Schlagwort zu lösen. Sie ist ein Kompromiß. Aber 
w'enn sie so gelöst wird, daß die verschiedenen Kräfte lebendig in- 
einandergreifen, dann ist der wirkliche Volksstaat da. 

Wie weit ist das unselbständige, man möchte manchmal beinahe 
sagen, unwahrhaftige Scheinideal von Preuß davon entfernt! Man 
soll jedem Ideologen genau auf die Finger sehen, wo die Idee im 
Interesse verwurzelt ist, und ob er sich über das Verhältnis von 
Idee und Interesse überhaupt klar geworden ist. Es besteht ein 
enger Zusammenhang zwischen Parlamentsstaat und Bourgeoisie. 
Von ihm redet Preuß nicht! Für Preuß ist der Parlamentsstaat abso¬ 
lutes Ideal; er bewundert und verkündet ihn nicht nur in der Gestalt 
des immer noch recht aristokratischen Parlamentarismus Englands, 
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sondern er bringt es fertig, weiß Gott, sogar den ungarischen Grafen- 
Parlamentarismus der demokratischen Rückständigkeit der Deutschen 
als Muster vorzuhalten. Ob Ihnen und Ihren Freunden vielleicht doch 
die parlamentarische Form wegen ihrer Erfolgsmöglichkeit über die 
demokratische Sache geiht, Herr Preuß? Sollte Ihnen das „Empor¬ 
steigen politischer Volksführer“, die sich beim parlamentarischen 
System so gern (vielleicht auch mit „immanenter“ Notwendigkeit?) 
aus den Kreisen gerade Ihrer Intelligenz rekrutieren, wichtiger sein als 
der ganze demokratische Volksstaat, von dem Sie vorsichtigerweise 
immer nur in den allerallgemeinsten Redenarten handeln — „Identi¬ 
tät von Staat und Volk“, „Integrierung der Gegensätze auf dem ge¬ 
meinsamen Boden der politischen Entfaltung des einheitlichen Staat¬ 
volks“ und wie die schönen Phrasen alle heißen? Wie wäre ein 
Schoi>enhauer auf diese „Windbeuteleien“ losgefahren, die doch an 
den inhaltlosesten philosophischen Schuljargon erinnern! Ist es nicht 
gerade das Problem und die Aufgabe, die Organisation des wirklichen 
Volkswillens aus der Vielheit der entgegengesetzten Interessen und 
Willensrichtungen erst zu schaffen? Und ist das nicht eine Aufgabe, 
die manchem ehrlichen Demokraten und sicherlich jedem Sozialisten 
in Preuß’ „modernem“ Parteistaat noch ganz und gar nicht gelöst zu 
sein scheint? 

Aber ganz gleich, was für bewußte oder unbewußte Motive zu¬ 
grunde liegen mögen, für Preuß gibt es solche Fragen nicht, und wo 
er sie berührt, schiebt er sie einfach beiseite. So gesteht er z. B. zu, 
daß für die Organisierung seiner „Identität von Staat und Volk“ das 
parlamentarische System „die historisch-politisch häufigste, doch 
weder die einzig mögliche noch die allein vorkommende Erschei¬ 
nungsform“ sei, und darum sei auch für Deutschland „die Möglichkeit, 
vielleicht die Wahrscheinlichkeit gegeben, daß es von seinen beson¬ 
deren historisch-politischen Grundlagen aus eigenartige Wege der 
Entwicklung gehen mag, ohne den Durchgang gerade durch das auf 
anderen Grundlagen entwickelte, reine parlamentarische System“. 
Man atmet auf! Jetzt endlich, nach 186 Seiten zum Ueberdruß wieder¬ 
holter, mit Historie ausgestopfter Staats- und Volksidentität, jetzt 
endlich das Neue und die Zukunft! Jetzt endlich der schöpferische 
Plan! Jetzt wird der Schulmeister zum Politiker! Aber nein: 
„Prophezeiungen darüber, wie das Entwerfen von Rezepten dafür, 
würden kaum über den Wert eines mehr oder minder interessanten 
Gedankenspiels hinausgehen!“ Die Schulstunde geht weiter; auf 
unbequeme Fragen antwortet der Herr Lehrer mit lächelnder Nach¬ 
sicht; du mußt nicht so viel fragen, Kind! 
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Dem politischen Erzieher Preuß genügt also die Idealisierung der 
modernen Staatsform, so wie sie in England, in Frankreich und in 
der „Neuen Welt“ vor dem Kriege bestanden hat, und deren Schatten¬ 
seiten er nicht kennt, während er für die deutschen Zustände, in der 
Fülle unseres Unglücks gewissermaßen schwelgend, alle Unerfreulich- 
keiten unserer gewiß nicht leichten und gewiß nicht imponierenden 
innerpolitischen Geschichte breit darstellt. Und all unser Unglück 
wird trotz aller Logik gegen jede Regel der induktiven Logik allein 
auf den Obrigkeitsstaat zurückgeführt, und alles Glück, um das wir 
die anderen beneiden sollen, allein auf den Parteistaat! So un¬ 
geheuerlich diese Methode ist, so wäre sie doch noch ganz verkehrt, 
wenn sie zulässig wäre. Denn wir sprechen doch nicht von der Ver¬ 
gangenheit, wir sprechen von der Zukunft und müssen uns vor allem 
ansehen, wie sich die Staatsformen in der Gegenwart bewährt haben. 
Jedoch wie weit Geschichte in politischen Dingen für die Zukunft 
überhaupt beweisen kann, das kommt Preuß nicht in den Sinn zu 
fragen. In selbstverständlicher Sicherheit, wie man sie in dieser 
Naivität so leicht nicht wiederfindet, arbeitet er mit dem histori¬ 
sierenden Fehlschluß: weil es früher so war, muß es so sein! Doch 
das ist schließlich nur natürlich für'den, der im Kern seines Wesens 
unproduktiv ist. Hat ein solcher Kopf ein positives Verhältnis zu 
Vergangenheit,, gibt es langweiligen Konservativismus; ist das Ver¬ 
hältnis wesentlich kritisch und negativ, gibt es das abstrakte „Ent¬ 
weder — Oder“ eines doktrinären Erneuerungsideals, dessen positive 
Seite nur durch die blinde Verherrlichung des Gegensatzes der un¬ 
bequemen Wirklichkeit gewonnen ist. 

Und doch kann sich auch hinter dem anscheinend so wage¬ 
mutigen, umstürzlerischen Radikalismus unseres Preuß das brave 
pedantische Schulmeisterideal wohlerzogener Gleichmäßigkeit nicht 
verbergen. Ganz Deutschland selber wird da zum ungezogenen 
Jungen, der unter den parlamentarisch gesitteten Nachbarkindern 
aus dem vornehmen Westen sein widerborstiges „Anderssein“ be¬ 
hauptet und durchaus nicht einsehen will, daß das eine Schande sei. 
Ob unter dem peinlichen Anderssein berechtigte Eigenart und ent¬ 
wicklungsfähige Zukunft verborgen liegt, das pflegt der normale 
Schulmeister ja nicht zu sehen, und falls er nicht mit Prügeln oder 
„überlegenem“ Spott dem Anderssein zu leibe geht, wird er gut¬ 
mütig vor der Urvbeliebtheit warnen, die solche Extravaganzen im Ge¬ 
folge haben. Immerhin werden nicht jedem gleich solche alttesta- 
mentlichen Bilder einfallen wie unserm Preuß, der unter dem lasten¬ 
dem Angstgefühl des Anderssein Deutschland als den „Ismael 
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unter den Völkern“ sehen zu müssen glaubt'Unser Volk hat für das 
(furchtlose) Fürsichstehen in seiner wenn auch nicht immer guten 
und rühmenswerten Sonderheit wirklich andere Gestalten in seiner 
eigenen Vergangenheit und Dichtung als den bedauernswerten Sohn 
der Hagar und des Abraham! 

Mache es so wie die andern, damit du nicht auffällst! das ist — 
in einer Zeit weltgeschichtlicher Umwälzungen und Neubildungen — 
der kategorische Imperativ des neuen Liberalismus. Und es ist schon 
mehr als lächerlich, wenn als Motto zu diesem Katechismus der mo¬ 
dernen Staatsform ausgerechnet der in seiner subjektivistischen 
Färbung beinahe schon ins andere Extrem umschlagende Ausspruch 
Fichtes steht: „Was will denn der vernünftige Schriftsteller und was 
kann er wollen? Nichts anderes denn eingreifen in das allgemeine 
und öffentliche Leben und dasselbe nach seinem Bilde gestalten und 
umschaffen.“ Nach seinem Bilde! Dieser Preuß weiß wirklich nicht, 
wieviel preußische Uniform in seine durch Herkunft und Bildung 
gewiß anders geartete Mentalität hineingekommen ist. Nach seinem 
Bilde — das ist die Vision des Gleichschritts der modernen Staaten 
in vorschriftsmäßiger Staatsbekleidung, das ist die Siegesallee der 
gut ausgerichteten „Staatsindividualitäten“! Mit einem Wort: das 
Ist wahrhaft preußischer Liberalismus, und das Erstaunliche ist nur, 
daß gerade in der Zeit des Niedergangs „altpreußischer Eigenart“ 
solch „preußischer“ Liberalismus der Liberalismus der deutschen 
Neuorientierung sein soll, und daß der sich anmaßt, die politische 
Erziehung eines in schwerer Not gestählten, aus enger Vergangenheit 
zum Weltvolk ausreifenden Deutschtums zu „vollenden“. 

Ein solches Volk braucht wirklich andere Lehrer und Führer, und 
es wird sie finden. 


MANFRED: 


Sozialdemokratie und Kolonien. 


Nachdem in dern Artikel „Die Kolonialpolitik des siegreichen 
Sozialismus“ gezeigt wurde, wie auch der sozialistische Staat 
Kplonialpolitik nicht wird entbehren können, ist hier von der 
gegenwärtigen Stellung der Sozialdemokratie zur Kolonialpolitik 
die Rede. 


B IS zum Kriegsausbruch hat die deutsche Sozialdemokratie der 
deutschen Kolonialpolitik ablehnend gegenübergestanden. Die 
theoretische Begründung dieses Standpunkts finden wir in der Schrift 
Kautskys über die Kolonialpolitik von 1907. 
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Er will die Kolonien aufgeben; das ist nach ihm die einzig mögliche 
Handlungsweise eines Sozialisten gegenüber den Kolonien. Man muß 
den Bewohnern der Kolonien ihre'Freiheit zurückgeben. Falsch wäre 
der Verkauf der Kolonien; denn das würde nur den Wechsel des 
Herrn bedeuten. Die Kolonien freigeben, das soll heißen, sie ihrer 
Bevölkerung wiedergeben. 

Sehen wir uns diesen Vorschlag näher an. Sobald ein Staat seine 
Kolonien freigibt, werden natürlich andere Staaten danach streben, 
sie für sich zu erwerben. Um sie davon abzuhalten, müßte das Land, 
dem die Kolonie gehört hat, vielleicht sogar gegen die beutegierigen 
anderen Großstaaten Krieg führen. Das wird nun, wenn das Land 
von Sozialisten beherrscht oder doch entscheidend beeinflußt wird, 
die Regierung des Landes nicht tun wollen; denn sie wird sagen, daß 
ihr ein solch fernes und nicht gehöriges Land einen Krieg nicht wert 
sei. Wenn also ein anderer Qroßstaat Wert auf die Erwerbung der 
freigegebenen Kolonie legt, wird sie mit Sicherheitt in dessen Hände 
geraten. Also das Freigeben einer Kolonie würde genau zu dem 
führen, was Kautsky zu vermeiden versuchen will: zum Wechsel des 
Herrn. Kautsky wird vielleicht antworten: Daß sich fremde kapita¬ 
listische Staaten diese Kolonien nicht aneignen, dafür haben die 
sozialistischen Parteien eben dieser Staaten zu sorgen. Schade ist 
nur, daß die sozialistischen Parteien in allen Staaten der Welt eine 
geringere Macht haben als in Deutschland, und auch in Deutschland 
ist die Sozialdemokratie nur eine Minderheit. Daß die Sozialisten 
im Ausland einmal die Mehrheit gewinnen, ist ein Faktor, der, weil 
ihm nur ein Wunsch und keine Tatsache zugrunde liegt, in der prak¬ 
tischen Politik nicht mitgerechnet werden kann. Durch einen Protest 
der sozialistischen Parteien würde an den Dingen nichts geändert 
werden; ganz abgesehen davon, daß wir nicht einmal mit Sicherheit 
auf einen solchen Protest rechnen können. Kautsky arbeitet mit 
Voraussetzungen, die bisher noch nicht bestehen, mit ausländischen 
sozialistischen Bruderparteien, die es noch gar nicht gibt, wenigstens 
nicht so, wie er sie sich wirksam denkt und wie sie bei seiner Kon¬ 
struktion wirksam sein müßten. Er ist eben auch in dieser Hinsicht 
lediglich Utopist, lediglich konstruktiver Denker, der die Realitäten 
nicht sieht, weil sonst sein mühsam aufgebautes System zusammen¬ 
bräche. 

Auch mit einem anderen Einwand setzt sich Kautsky auseinander. 
Er gibt zu, daß für freigegebene Kolonien, die noch wenig zivilisiert 
sind, die Gefahr bestehe, unter die Herrschaft einer halbbarbarischen 
Despotie benachbarter Völker zu kommen. Er gibt auch Musterbei- 
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spiele dafür an, meint dann aber, daß diese Gefahr leicht zu beseitigen 
sei. Die Kulturvölker müßten dann eben solch einer despotischen 
Regierung die Mittel ihrer • despotischen Herrschaft sperren; denn 
nur die von den Kulturvölkern bezogenen Mittel setzen nach Kautsky 
derartige Regierungen in den Stand, eine Despotie auszußben. 

Nun läßt sich mit Fug und Recht bestreiten, daß es nur die von 
europäischen Völkern eingeführten Dinge sind, die solche Despotien 
ermöglichen. Kautsky hat sich auch nicht die Mühe gemacht, das zu 
beweisen. Wie wenig er aber praktisch politisch denkt, geht daraus 
hervor, daß er es für leicht erklärt, solche Sperre durchzuführen. Er 
weist diese Aufgabe den Kulturvölkern zu. Seine Voraussetzung sind 
Regierungen, die auf dem Boden seiner Forderung stehen, die Kolo¬ 
nien freizugeben. Er scheint also nur an sozialistische Regierungen 
zu denken — wieder ein Faktor, mit dem ein Politiker erst rechnet, 
wenn er da ist. Solange unter den Qroßstaaten noch eine Regierung 
besteht, die kapitalistisch geblieben ist, sind die Kautskyschen Schluß¬ 
folgerungen hinfällig. 

Die Geschichte pflegt keine Sprünge zu machen, und Umwälzungen 
spielen sich nicht immer zugleich in allen Großstaaten ab. Noch 
1848 brachen sich die Wogen der bürgerlichen Revolution Europas 
an den Grenzen Rußlands, und die damalige deutsche Revolution 
war in ihrem Wesen etwas ganz anderes als die ungarische, diese 
wieder etwas ganz anderes als die französische, belgische, polnische, 
italienische. Man kann nicht von „der" Revolution von 1848 schlechthin 
reden. Soviel Revolutionen 1848/49 stattgefunden haben, soviel ver¬ 
schiedenartige sind es gewesen. Und so würde es bei kommenden 
Umwälzungen auch werden. 

Die Staaten werden im gegebenen Augenblick für den Sozialismus 
verschieden reif sein. Und darum wird der Fall eintreten, daß neben 
einer oder mehreren sozialistischen Regierungen eine Anzahl kapi¬ 
talistischer bestehen. Ihre ständigen Reibereien werden natürlich 
auch die Kolonien ergreifen, und somit wird eine sozialistische Re¬ 
gierung, die ihre Kolonien freigibt, die Wegnahme derselben durch 
kapitalistische Regierungen oder die Unterdrückung der Kolonial¬ 
bevölkerung durch eine Despotie ruhig ansehen oder zur Verhinde¬ 
rung solcher Fälle zu den Waffen greifen müssen. Will Kautsky das 
letztere, dann ist die Freigabe der Kolonie lediglich ein formaler Akt 
und ihre feierliche Verkündung nichts als eine Phrase. Will er es 
nicht, dann opfert er das Wohlergehen fremder Völker einem morali¬ 
schen oder intellektuellen Prinzip. Wenn er aber annehmen sollte, 
daß bestehengebliebene kapitalistische Staaten die freigegebenen Ko- 
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lonien nicht an sich reißen würden, dann versucht er, Feigen von 
Disteln zu pflücken. Solange er noch mit kapitalistischen Staaten 
rechnen muß — und vorläufig ist das die einzige politische Grund¬ 
rechnungsart —, solange muß er bedenken, daß er von der Katze 
nicht verlangen darf» daß sie das Mausen lasse. 

Es -wäre nun zu untersuchen, welche Gründe die modernen Staaten 
für ihre Kolonialpolitik haben. Kautsky unterscheidet Arbeits- und 
Ausbeutungskolonien, von den letzteren wieder solche alter und neuer 
Art. Die Einteilung ist reichlich am Aeußeren haften geblieben. Besser 
wäre es gewesen, von einer Kolonialpolitik des Feudalismus, einer 
solchen des Handelskapitals und einer solchen des Industrie- und 
Bankkapitals zu sprechen. Was heißt Ausbeutungskolonie? Schließ¬ 
lich wird im Zeitalter des Kapitalismus alle Wirtschaftspolitik unter 
den Händen der herrschenden Klassen zu einer Ausbeutungspolitik, 
denn der Kapitalismus will natürlich auch in den Kolonien Mehrwert 
erzeugen. Das ist sein natürlicher Beruf; den übt er aber auch in der 
Heimat aus. Also besteht insofern kein Wesensunterschied zwischen 
Kolonie und Heimat. Darum kann das auch kein Grund sein für die 
Forderung, die Kolonien aufzugeben und keine Kolonialpolitik zu 
treiben; denn wie wir der Ausbeutung durch den Kapitalismus im 
Hcimatlande entgegentreten, können wir es «auch in den Kolonien tun. 
Liesfern wir durch Freigabe von Kolonien diese der Ausbeutung eines 
anderen Staates aus, so könnte ein solch armes Land vom Regen in 
die Traufe kommen. 

Die Kautskysche Einteilung ist gänzlich unklar, so daß sie weiteren 
Untersuchungen niclit zugrunde gelegt werden kann. Diese weiteren 
Untersuchungen müssen sich auf die Gründe der Kolonialpolitik er¬ 
strecken. Selbstverständlich ist sie ein Teil der Wirtschaftspolitik; 
aber das ist nicht ihr alleiniger und unmittelbar hervortretender Cha¬ 
rakter. Frankreich z. B. hat seine Kolonien seit etwa 80 Jahren 
immer so gewählt und entwickelt, daß sein relativer Bevölkerungs¬ 
rückgang durch sie ausgeglichen wurde. Die Absicht war, im Falle 
eines Krieges gegen Staaten mit wachsender Bevölkerung nicht ins 
Hintertreffen zu geraten. Solange Frankreich mit der Gefahr eines 
Krieges rechnen mußte, d. h. also: solange der Kapitalismus besteht, 
solange war seine Kolonialpolitik ein Teil seiner Wehrmachtspolitik, 
wenn auch nicht ausschließlich. Auch andere Mittel hätten zu dem¬ 
selben Ziel führen können. Jedoch hat Frankreich sie nicht an¬ 
gewandt, weil die Kolonialpolitik das bequemste Mittel war, das zu¬ 
gleich noch einer Reihe anderer Wünsche entgegenkam. Eine geheime 
Sehnsucht nach Rache kam seit 1866 hinzu. Militärischer, bureau- 
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kratischer, staatsmännischer und nationaler Ehrgeiz wirkten in den 
verschiedenen Bevölkerungskreisen zusammen mit dem Bestreben des 
Bankkapitals, Anlagemöglichkeiten zu gewinnen, dem Wunsche des 
Handelskapitals, vorteilhafte Absatzmöglichkeiten zu eröffnen, dem 
Trieb des Industriekapitals nach billigen und sicher zu erlangenden 
Rohstoffen. Außerdem gewähren die Kolonien einem Teil der jungen 
Generation angenehme Lebensstellungen, auch ein Grund für die 
Beliebtheit der Kolonien in weiteren Kreisen. 

Auch England hat ähnliche Gründe für seine Kolonialpolitik. Je¬ 
doch spielt bei ihm die Sicherung der Rohstoffeinfuhr unter den 
Gründen eine Hauptrolle. Es kann eben kein moderner Industrie¬ 
staat auf die Dauer ohne koloniale Zufuhr leben. Durch ihre beson¬ 
dere Handelspolitik sichern derartige Staatengebilde ihren Kapita¬ 
listen einen Extraprofit und suchen für diese das Sinken der Mehr¬ 
wertrate zu verhindern. 

Kautsky sieht diese beiden Gründe moderner Kolonialpolitik gar 
nicht, weder die Mobilisierung der Eingeborenen für den europäischen 
Krieg, noch die Sicherung der Rohstoffzufuhr für die Industrie. Er 
läßt gänzlich außer acht, daß die Entwicklung des Kapitalismus die 
modernen Staaten zwingt, mehr und mehr zu anderen Methoden der 
Erwerbung von Mehrwert überzugehen, da die bisherigen nicht aus¬ 
reichen und durch die Konkurrenz der anderen, jüngeren Weltstaaten 
die alten Methoden unwirksam werden. Neue Industrien und eine 
zollpolitische wie auch sonstige handelspolitische Absperrung sind die 
neuen Mittel. Von einem Mann, der jahrzehntelang die von Marx 
entwickelten Gedanken des „Kapital“ verbreitet hat, sollte man er¬ 
warten, daß er die neuen Methoden des Kapitalismus sähe und so 
das Werk des Meisters geistig weiterschaffend zu erweitern ver¬ 
stände. Im Spiegel Marxschen Geistes müßte die seit Marx vor sich 
gegangene Entwicklung in einem Kopf wie Kautsky doch recht durch¬ 
sichtige Formen annehmen. Doch nichts von alledem. Besonders 
scharf hätte immer wieder betont werden müssen, wie ältere Indu¬ 
strieverbände zuerst durch die Konkurrenz neu in die Höhe kommen¬ 
der gezwungen werden, ihre sinkende Profitrate durch neue Mittel 
zu steigern, wozu der Imperialismus mit seiner Kolonialpolitik das 
überall gebräuchliche Mittel bildet, das auch größere Aussichten auf 
eine kriegerische Zerschmetterung unbequemer Konkurrenten bietet. 

Die deutsche Arbeiterklasse ist hauptsächlich daran interessiert, 
daß es der deutschen Industrie möglich bleibt, in ähnlicher Art wie 
bisher weiter zu produzieren und sich so friedlich zu entwickeln, wie 
sie es seit mehr als einem Menschenalter getan hat. Dazu bedarf 


Digitized by Go . 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Sozialdemokratie und Kolonien. 


51 


Deutschland der auswärtigen Zufuhr. Unsere Kriegswirtschaft zeigt 
uns, daß diejenigen falsch gerechnet haben, die da dachten, daß das 
Wirtschaftsleben zu allen Zeiten und unter allen Umständen stärker 
sei als das politische, und daß sich die Zufuhr von auswärts von selbst 
regele. Beobachten wir, daß die Staatsgewalt überall mit kräftiger 
Hand ins Wirtschaftsleben eingreift, und bedenken wir, daß nach dem 
Kriege die Diplomatie den Krieg mit friedlichen Mitteln fortsetzen 
vird, so müssen wir auch vom Standpunkt des SozialdemoKraten 
eine starke Regierungsgewalt wünschen, die den auswärtigen Staa¬ 
ten bei ihren Bestrebungen eines Wirtschaftskrieges gegen uns hin¬ 
dernd in den Weg treten kann. Es braucht ja kaum noch betont zu 
werden, wie stark das deutsche Wirtschaftsleben von der ausländi¬ 
schen Zufuhr abhängt. Die deutsche Landwirtschaft hat trotz der 
Prahlerei des Bundes der Landwirte in diesem Krieg bewiesen, daß 
sie das deutsche Volk nicht ernähren kann. Wenn sie auch genügend 
Kartoffeln und fast so viel Korn erzeugen kann, wie zur Volks¬ 
ernährung knapp hinreicht; wenn auch der deutsche Boden trotz 
geringer natürlicher Ertragfähigkeit von Jahrzehnt zu Jahrzehnt an 
Ergiebigkeit dank besonders hervorragender wissenschaftlicher und 
technischer Leistungen die höchste Stufe in der Welt erreicht hat; 
wenn auch die Anbaufläche absolut stark gestiegen ist, so haben diese 
Lichtseiten auch starke Schatten zur Folge. Wo ist der deutsche 
Flachsbau^ Hanfbau, Futterbau geblieben? Wo sind die ausgedehnten 
Weiden früherer Jahrzehnte? Wo sind die riesigen Schafherden der 
sechziger Jahre? Wo sind die Oelpflanzen? Wir führen heute aus 
dem Ausland, besonders aus den Tropen, jährlich Milliardenwerte 
an Häuten und Leder, Gerbstoffen, Kraftfuttermititeln, Fetten, Baum¬ 
wolle, Wolle, Hanf, Flachs, Jute und sonstigen Gespinststoffen, an 
Hülsenfrüchten, Fleisch, Tabak, Südfrüchten, Düngemitteln, Kaffee, 
Kakao ein, ganz zu schweigen von den riesigen Massen sonstiger 
Roh- und Hilfsstoffe für die Industrie. Das gesamte deutsche Wirt¬ 
schaftsleben ist auf die Zufuhr von außen eingestellt, die EJevölke- 
rungszahl ebenfalls. Wir sind recht eigentlich seit 1871 als Volk 
nicht mehr Selbstversorger, sondern mit unserem Wirtschaftsleben 
vom Ausland abhängig geworden. Seitdem ist die Bevölkerungszalil 
um mehr als 35 Millionen gestiegen. Wollten wir wieder ohne aus¬ 
wärtige Zufuhren leben, dann müßte unser Volk um Dutzende von 
Millionen Köpfen abnehmen oder seine Lebenshaltung auf ein unerträg¬ 
liches Maß herabmindern. Wollen wir diese Menschen nicht dem 
Hungertode oder der Auswanderung preisgeben, dann bleibt uns nur 
übrig, die Zufuhr von auswärts zu sichern. Dazu helfen uns aber 

2 / 2 * 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




52 


Sozialdemokratie und Kolonien. 


auch die schönsten Abmachungen von der Freiheit der Meere und der 
Freiheit des Handels gar nichts; denn solange kapitalistische Staaten 
bestehen, müssen wir immer damit rechnen, daß einer dem anderen 
die Zufuhr zu unterbinden trachten wird. Auch dann, wenn einmal 
in irgendeinem Staat der Sozialismus die Macht erlangt haben wird, 
muß er mit dem Widerstand der kapitalistisch gebliebenen Staaten 
rechnen und sich weiter seine Rohstoffzufuhr durch diejenigen Mittel 
sichern, die gegenüber kapitalistischen Staaten allein verfangen, und 
das sind nicht moralische Mittel, wie auch Kautsky wissen sollte, 
sondern allein Machtmittel. 

Deshalb muß die Sozialdemokratie die Staatsregierung unter¬ 
stützen, wenn sie bestrebt ist, unsere Rohstoffzufuhr zu sichern. Dazu 
ist u. a. auch eine aktive Kolonialpoldtik nötig. Wir stehen nicht mehr 
auf dem Standpunkt Bismarcks, der unsern Gegnern recht viele Ko¬ 
lonien wünschte, um sie von uns abzulenken. Heutzutage machen 
auch Kolonien mit einer kriegerisch starken Bevölkerung, wie Ma¬ 
rokko, ihrem „Mutterlande“ nicht mehr erhebliche Schwierigkeiten. 
Nicht einmal im gegenwärtigen Kriege haben sie es fertiggebracht, 
sich von dieser Herrschaft zu befreien. Die modernen Waffen in der 
Hand einer Großmacht sind zu furchtbar, als daß die tiefer stehenden 
Völker ihnen widerstehen könnten. Nein, das Gegenteil dessen, was 
Bismarck annahm, ist eingetreten: die Kolonien sind Rekrutierungs¬ 
gebiete ihrer Herrenstaaten im Kampf gegen uns geworden. Dagegen 
können wir nur dasselbe Mittel setzen: wir müssen zukünftig auch 
unsere Kolonien militärisch so entwickeln, daß sie denen der Gegner 
die Wage halten, so daß nicht deutsche Soddaten auf den Schlacht¬ 
feldern die Opfer der gegnerischen Kolonialtruppen werden. 

Man könnte einwenden, daß durch internationale Abmachungen alle 
Kolonialmächte sich verpflichten könnten, die Kolonien nicht zu mili¬ 
tarisieren. Das ist jedoch undurchführbar. Einmal läßt sich nicht 
immer feststeüen, wo die Kolonie aufhört und der selbständige Staat 
beginnt (Kanada, Australien, Kapland, Marokko), anderseits wird 
die Macht, die die Seeherrschaft hat oder sonst günstige Verbin¬ 
dungen zu ihren Kolonien besitzt, im Kriegsfälle schnell die Militari¬ 
sierung ihrer Kolonien durchführen, wie es im gegenwärtigen Kriege 
schon geschehen ist. Der Krieg bricht auch die schönsten inter¬ 
nationalen Verträge. 

Aus unsern Kolonien läßt sich mit der Zeit und der nötigen Ge¬ 
schicklichkeit eine gute BezugsqueWe für koloniale Rohstoffe madien. 
So stand Deutsch-Ostafrika bei Ausbruch des Krieges schon dicht 
davor, nennenswerte Mengen Kautschuk und Baumwolle zu liefern. 
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Unsere Sü<tseekolonien brachten schon bedeutende Mengen Kopra 
auf den Markt. Auch Südwestafrika lieferte Erträge, die, verglichen 
mit den Zahlen des vorhergehenden Jahrzehnts, eine staunenswerte 
Entwicklung zeigten. Gelingt die weitere wirtschaftliche Entwicklung 
der Kolonien, dann wären wir im Bezug von Rohstoffen weniger als 
bisher vom Ausland abhängig. Der Friede bedeutete bisher den 
mehr oder weniger offenen Handelskrieg, dessen Plackereien und 
Verwicklungen durch Rohstoffe liefernde Kolonien verringert wer¬ 
den könnten. Schon hat England Maßnahmen eingeleitet, die Deutsch¬ 
land auch für die Zeit nach dem Kriege dauernd vom Handel mit 
den englischen Gebieten ausschließen sollen. Ob wir stark genug 
sind, England an der Durchführung dieser Maßnahmen zu hindern, 
wissen wir nicht; es kann leicht sein, daß wir es nicht vermögen. 
Und dann? Wollen wir einer wirtschaftlichen Katastrophe entgehen, 
die auf die Länge der Zeit viel tiefgreifender werden wird, als die 
Einwirkung des jetzigen Krieges auf unser Wirtschaftsleben, dann 
brauchen wir koloniale Rohstoffbezugsländer, die uns kein Feind 
durch seine Handelspolitik versperren kann, und das sind eben 
nur eigene Kolonien. 


ERICH KUTTNER: 

Gerechtigkeit oder Autorität? 

Randbemerkungen zum Pall Kieper. 

D er Fall der Frau Kieper, die vor 6 Jahren wegen Gattenmordes 
zum Tode verurteilt, dann zu lebenslänglichem Zuchthaus be¬ 
gnadigt und jetzt im Wiederaufnahmeverfahren freigesprochen wurde, 
scheint zunächst neben dem rein menschlichen kein l>esonderes öffent¬ 
liches Interesse zu verdienen. Man wird bei oberflächlicher Beurtei¬ 
lung bedauern, daß das Schwurgericht im ersten Verfahren ein Fehl¬ 
urteil fällte, wird aber gleich hinzufügen, daß derartige Fdilsprüche 
auch bei der besten Justiz nicht ausgeschlossen seien, und daß das 
Unrecht ja nun durch den Erfolg des Wiederaufnahmeverfahrens 
getilgt sei. 

Die Sache gewinnt al)er bereits ein anderes Aussehen, wenn man 
bedenkt, daß zw'ischen der ersten Verurteilung und der jetzt erfolgten 
Freisprechung ein Zeitraum von sechs Jahren liegt, ein Zeitraum, 
während dessen eine unschuldig verurteilte Frau, mit furchtbaren 
SeelenQualen belastet, hinter Zuchthausmauern hat schmachten 
müssen. Sie wird riooh bedenklicher, wenn man sich vergegenwärtigt. 
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daß der Verteidiger der Frau Kieper um die Wiederaufnahme des 
Verfahrens einen langen und zähen Kampf mit den Gerichten hat 
führen müssen, daß seine ersten Anträge auf Wiederaufnahme glatt 
abgelehnt wurden, ehe es ihm endlich gelang, eine erneute Prüfung 
des Verfahrens durchzusetzen. 

Und dieser Umstand bekommt wiederum ein besonderes Aussehen, 
wenn man das Beweisergebnis der ersten Verhandlung mit dem der 
zweiten vergleicht: ln dem ersten Verfahren kamen die Geschworenen 
zur Verurteilung, weil sie bestimmt annahmen, daß das in der Leiche 
des Ehemannes Kieper Vorgefundene Arsenik diesem von seiner Frau 
beigebracht worden sei, die von dem Verstorbenen äußerst schlecht 
behandelt worden war. Das Wiederaufnahmeverfahren ergab aber 
zweifellos, daß der Ehemann Kieper, ein krankhaft veranlagter Mensch 
und gewohnheitsmäßiger Arsenikesser, das Gift nach und nach aus 
freien Stücken eingenommen hat, daß er also keiner akuten, sondern 
einer chronischen Arsenikvergiftung erlegen ist. 

Damit war die Unschuld der verurteilten Ehefrau einwandfrei er¬ 
wiesen. Die Geschworenen des ersten Verfahrens hatten sich da- 
durCli blenden lassen, daß das eheliche Zerwürfnis zwischen den 
Eheleuten Kieper und die schlechte Behandlung der Frau durch den 
Mann ein naheliegendes Motiv für einen Giftmord abzugeben schienen. 
Und nun fällt einen doch ein leises Zittern an, wenn man bedenkt, 
daß trotz dieses greifbaren Fehlspruchs die Entscheidung des Wieder¬ 
aufnahmeverfahrens auf des Messers Schneide gestanden und nur 
die Begnadigung die Verurteilte vor der sofortigen Vollstreckung 
der Todesstrafe nach dem ersten Urteil bewahrt hat. 

Aber selbst das würde zu den vorliegenden Ausführungen keinen 
Grund geben, wenn nämlich der Fall Kieper nur als ein ausnahms¬ 
weise ungünstig gelagertes Beispiel dastände. Aber die Sache liegt 
gerade umgekehrt: der Fall Kieper ist woihl ein Ausnahmefall, aber 
ein Ausnahmefall nach der Glücksseite. Trotz der schuldlos ver¬ 
büßten sechsjährigen Zuchthaushaft muß Frau Kieper beglückwünscht 
werden, daß ihr überhaupt gelungen ist, eine Wiederaufnahme fhres 
Verfahrens durchzusetzen. Denn ein geglücktes Wiederaufnahme¬ 
verfahren bedeutet bei der heutigen Rechtsprechung ungefähr das¬ 
selbe wie ein Treffer über 100 000 Mark in der Preußischen Klassen- 
lotteric. 

Das sieht zunächst wie eine wahnsinnige Uebertreibung aus, ist es 
aber keineswegs. In seinem sehr beachtenswerten Buch: „Justiz¬ 
irrtum und Wiederaufnahme“ (Verlag von Dr. Paul Langenscheidt, 
Berlin 1913) hat Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg eine Statistik der 
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zugunsten des Verurteilten beendeten Wiederaufnahmeverfabren auf¬ 
gemacht, die jeder den Dingen Fernstehende nur mit äußerster Ver¬ 
blüffung lesen wird. Danach hat die Staatsanwaltschaft in den 
Jahren 1908 und 1909 rund je 740 000 Strafklagen anhängig gemacht. 
Sie haben im Jahre 1908 zu rund 54S000, im Jahre 1909 zu rund 544 000 
Verurteilungen geführt. Die Zahl der erfolgreichen Wiederaufnahme¬ 
verfahren betrug aber für das Jahr 1908 nur 508, für das Jahr 1909 
nur 504. Auf tausend Verurteilungen noch nicht ein Freispruch im 
Wiederaufnahmeverfahren! 

Naive Gemüter könnten in diesem Ergebnis einen Beweis für die 
Vorzüglichkeit unserer Rechtsprechung sehen, die so präzis arbeite, 
daß sie einer nachträglichen Korrektur kaum bedürfe. Das wäre 
etwa derselbe Fehler, als wenn jemand aus der Zahl der erfolgreichen 
Beschwerden beim Militär Rückschlüsse auf die Zahl der tatsächlich 
gefallenen Schimpfwörter ziehen wollte. Die geringe Zahl der erfolg¬ 
reichen Wiederaufnahmeverfahren ist denn auch allzu schön, um 
etwas zuungunsten der Justiz zu beweisen. Daß auf 1000 Verurtei¬ 
lungen mehr als nur ein Fehlurteil unterläuft, wird selbst der 
glühendste Bewunderer unserer Rechtsprechung zugestehen. 

Die geringe Zahl der erfolgreich duchgeführten Wiederaufnahme¬ 
verfahren beweist in Wirklichkeit nur eins, dasselbe, was auch jeder 
einzelne Fall vom Essener Meineidsprozeß bis zum Prozeß Kieper 
lehrt: wie ungeheuer schwer, ja fast unmöglich es ist, bei der gelten¬ 
den Rechtsprechung ein rechtskräftig gewordenes Strafurteil zu er¬ 
schüttern. Ich betone ausdrücklich, auch die geglückten Fälle be¬ 
weisen es. Ist doch die Rehabilitierung der unschuldig verurteilten 
Angeklagten im Prozeß Kieper erst nach 6 Jahren, im Essener Mein¬ 
eidsprozeß gar erst nach 16 Jahren vergeblicher Anstrengungen 
gelungen. 

Daß aber die, bei denen die Rehabilitierung überhaupt gelang, noch 
glücklich zu preisen sind, das zeigt der berühmte Fall Ziethen, der 
mit dem Fall Kiei>er manche Aehnlichkeit aufweist. Auch im Fall 
Ziethen hatte das Bild einer unglücklichen Ehe die Geschworenen 
verleitet, den wegen Gattenmordes angeklagten Barbier Ziethen schul¬ 
dig zu sprechen. Ziethen hat von 1884 bis 1901 im Zuchthaus ge¬ 
sessen und ist dort gestorben, während die nach und nach zutage 
getretenen Umstände immer seine Unschuld bewiesen oder zum minde¬ 
sten den Beweis seiner Schuld in den Grundfesten erschütterten. Ein 
Hauptbelastungsmoment gegen Ziethen hatte die Aussage seiner mit 
zertrümmertem Schädel aufgefundenen, im Sterben liegenden Frau 
gebildet. Die berühmtesten Psychiater traten nach der Verurteilung 
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für Ziethen ein und erklärten diese Aussage für absolut wertlos, weil 
die delirierende Frau rein echomäßig jedesmal den Namen naoh- 
gesproohen hatte, der ihr vorgesprochen worden war. Andere Um¬ 
stände traten hinzu, so das spätere wenn auch unvollständige Ge¬ 
ständnis eines Lehrburschen des Ziethen, der mitangeklagt gewesen, 
aber freigesprochen worden war. Trotz alledem lehnten das Elber- 
felder Landgericht bzw. Oberlandesgericht alle Anträge auf Wieder¬ 
aufnahme des Verfahrens ab. 

13er Verfasser dieser Zeilen hat selber an einem ihm persönlich 
interessierenden Fall beobachten können, mit welcher Hartnäckigkeit 
sich die QeriClite gegen die Wiederaufnahme eines rechtskräftig ab¬ 
geschlossenen Verfahrens sträuben. Es handelte sich darum, die 
Ehre eines bestbeleumundeten Parteigenossen wieder herzustellen, 
der auf die Aeußerungen halbwüchsiger Mädchen hin wegen Sittlich¬ 
keitsvergehens bestraft worden war. Nach dem angefochtenen Urteil 
sollte die Tat gemäß der Aussage der Mädchen um 6 Uhr nach¬ 
mittags im Walde, etwa eine Viertelstunde vom Bahnhof entfernt, 
begangen worden sein. Zur Begründung des Wiederaufnahmeverfah¬ 
rens wurde nachgewiesen, daß der Verurteilte erst gegen 8 Uhr 
nachmittags, also zwei volle Stunden später, auf jenem Bahnhof ein¬ 
getroffen war. Das Gericht sah diesen Nachweis auch als geglückt 
an, erklärte ihn aber für unerheblich und lehnte die Eröffnung des 
Wiederaufnahmeverfahrens ab. Die Zeuginnen — 13—14jährige 
Mädchen — hätten sich eben um 2 Stunden in der Zeit geirrt, da sie 
keine Uhr besaßen und es an jenem Tage ungewöhnlich hell war. 
Sollte wirklich jemand glauben, daß Mädchen in diesem Alter nicht 
wissen, ob es 6 oder 8 Uhr abends ist? 

Bei dem Widerstand der Gerichte gegen Wiederaufnahmeverfahren 
handelt es sich um keine zufällige Erscheinung,' sondern um ein 
System, dessen Gründe nachweisbar sind. Und diese Gründe sind 
von allgemeiner Bedeutung, gehen die Oeffentlichkeit, den Rechts¬ 
politiker wie den Politiker überhaupt in höchstem Maße an. 

Man fürchtet, ganz kurz gesagt, daß die Autorität der Recht¬ 
sprechung und der Gerichte darunter leiden könnte, wenn gar zu 
oft Fehlurteile und ungerechtfertigte Bestrafungen öffentlich auf¬ 
gedeckt werden. Es handelt sich hier um einen Ausfluß jener 
Autoritätssucht, die mit unserem gesamten reaktionären Verwaltungs¬ 
system innig verwachsen ist und auch auf zahlreichen anderen Ge¬ 
bieten des öffentlichen Lebens unermeßlichen Schaden stiftet. Es ist 
ein ebenso verkehrtes wie bei uns tief eingewurzeltes Prinzip, die 
Autorität dadurch wahren zu wollen, daß man begangenes Unrecht 
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nicht eingesteht, sondei'n sich nach außen hin den Anschein der Un¬ 
fehlbarkeit zu geben sucht. Eindruck erzielt man dabei natürlich 
nur auf die ganz Dummen, welche diese Unfehlbarkeitsmaske nicht 
zu durchschauen vermögen. Bei allen Denkenden wird gerade der 
umgekehrte Erfolg zutage treten. Sie werden durch das Fort¬ 
bestehen offenbarer Ungerechtigkeit gereizt und verbittert, mit Haß 
gegen die Autorität des höhlen Scheins erfüllt. Und man dürfte doch 
annehmen, daß bei dem heutigen Kulturzustand diese Denkenden weit 
zahlreicher sind als die wenigen Dummen, die sich durch den Schein 
der Unfehlbarkeit imponieren lassen. 

Aber wo finden wir diese falsche Autoritätsssuöht heute nicht? 
Schon das Kind lernt sie kennen in Gestalt des Lehrers, der niemals 
Unrecht bekommen darf. Hat er Unrecht begangen, so wird er 
höchstens vom Direktor unter vier Augen gerüffelt, die Klasse darf 
nichts davon erfahren^ weil sonst die Autorität des Lehrers leiden 
w'ürde. Beim Militär gibt es ähnliche Erscheinungen, die jetzt besser 
nicht besprochen werden. Auch der höhere Beamte wird mit einem 
Autoritätsnimbus umgeben. Wann wäre schon einmal ein preußischer 
Landrat öffentlich zurechtgewiesen worden? Der gewaltsamen Auf¬ 
rechterhaltung der Beamtenautorität gilt auch noch das besondere 
Mittel der Konfliktserhebung, durch welche die Vorgesetzte Behörde 
den Beamten einer Strafverfolgung entziehen kann. 

In genau eben dieses Gebiet fällt auch die Antipathie der Gerichte 
gegen Wiederaufnahme rechtskräftig abgeschlossener Verfahren. 
Natürlich handelt es sich hier im Einzelfalle nicht um bewußte Auf¬ 
rechterhaltung eingesChenen Unrechts. Es spielen sich vielmehr be¬ 
stimmte Einflüsse im Unterbewußtsein der Richter ab, die noch da¬ 
durch verstärkt werden, daß der Antrag auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens bei demselben Gericht gestellt werden muß, welches das 
angefochtene Urteil gefällt hat. Man begreift kaum, wie der Gesetz¬ 
geber einen derart schweren psychologischen Fehler hat begehen 
können. Es liegt doch auf der Hand, daß der Richter, dessen eigenes 
Urteil für falsch erklärt wird, instinktiv das Bewußtsein empfindet, 
sich zu rechtfertigen und die Richtigkeit seines Urteils darzutun, 
anstatt objektiv auf die Beweisführung des Verurteilten einzugehen. 

Die Richter werden zu ihrer Rechtfertigung anführen, daß durch 
die Strafprozeßordnung der Zulässigkeit des Wiederaufnahmeverfah¬ 
rens sehr enge Grenzen gesteckt sind. Das ist zum Teil richtig. 
§ 399 St.P.O. kennt nur fünf Gründe, aus denen ein Wiederaufnahme¬ 
verfahren zugunsten des Verurteilten zulässig ist. Davon beziehen 
sich vier auf ganz eng begrenzte Tatbestände. Nur Ziffer 5 läßt dem 
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Richter größere Freiheit, sie erklärt das Wiederaufnahmeverfahren 
für zulässig, 

wenn neue Tatsachen oder Beweismittel beigebracht sind, welche 

allein oder in Verbindung mit den früher erhobenen Beweisen die 

Freisprechung des Angeklagten oder in Anwendung eines milderen 

Strafgesetzes eine geringere Bestrafung zu begründen geeignet sind. 

Ein weniger formalistisch denkender Richterstand als der unserige 
hätte aus dieser Bestimmung immerhin durch erweiternde Auslegung 
eine kräftige Waffe zum Schutz unschuldig Verurteilter schmieden 
können. Aber die bisherige Praxis hat den § 399 Ziffer 5 immer nur 
so einschränkend als möglich ausgelegt. Die allgemeine Autoritäts¬ 
sucht wird hier bestärkt durch ein spezifisch juristisches Vorurteil, 
den richterlichen Kult der „Rechtskraft des Urteils". Der Grundsatz, 
daß ein rechtskräftig gewordenes Urteil nur im äußersten Notfall 
wieder umgestürzt werden darf, sitzt der heutigen Juristenwelt im 
Blute. Fast als Heiligensdhädung empfindet der zünftige Jurist auch 
nur die Aufrollung der Frage, ob ein rechtskräftiges Urteil fehlerhaft 
ist. Wurde es doch wie ein revolutionärer Akt angestaunt, als ein 
Zivilsenat des Reichsgerichts in einem verzweifelten Falle einem 
rechtskräftigen Zivilurteil die Wirkung absprach: Ein ungetreuer 
Freund hatte eine Afrikareise des andern benutzt, um auf Grund 
erdichteter Forderungen gegen den Abwesenden ein Versäumnisurteil 
zu erschleichen, das rechtskräftig wurde. Der Hintergangene scnicn 
rettungslos verloren; da raffte sich das Reichsgericht auf und ent¬ 
schied zum Schrecken aller Formaljuristen, daß die Rechtskraft eines 
Urteils nicht ausgebeutet werden dürfe, um dem Unrecht den 
Stempel des Rechts aufzudrücken. 

Das war eine erfreuliche Ausnahme. Im allgemeinen neigt die 
heutige Formaljustiz zu der Auffassung, lieber Unrecht Unrecht sein 
zu lassen, als durch allzu häufige Aufhebung von Fehlurteilen das 
„Gefühl der Rechtssicherheit“ zu erschüttern. 

Aber gerade auf strafprozessualem Gebiet kann dieser Grund nicht 
durchschlagen. Die Nichtwiederaufnahme des Falles Ziethen hat sicher 
ein viel größeres Gefühl der Rechtsunsicherheit in tausenden erzeugt, 
als dies ein offenes Geständnis des Fehlspruches getan hätte. Der 
naheverwandte Fall Kieper hat ja nun trotzdem aufgedeckt, daß auch 
ein scheinbar gut fundiertes Todesurteil sehr leicht ein völliges Fehl¬ 
urteil sein kann, und hat damit gleichzeitig neue Argumente gegen die 
Todesstrafe überhaupt geliefert. Der sechsjährige Kampf aber, der um 
die Aufhebung dieses Todesurteils geführt werden mußte, weist darauf 
hin, daß die heutigen Rechtsgarantien jedenfalls nicht genügend sin-d. 
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Autorität des redhtskräftigen Urteils oder wirkliche Gerechtigkeit 
— so lautet die Frage, vor welche die Justiz gestellt ist. Für den 
Sozialdemokraten kann der Standpunkt nicht zweifelliaft sein. Er 
anerkennt keine Autoriät, die sich auf äußeren Schein gründet; er 
anerkennt nur die Autorität der inneren Tugend, des wirklidien Ver¬ 
dienstes, der überzeugenden Gerechtigkeit. Bei der Reform der Straf¬ 
prozeßordnung muß die Sozialdemokratie dahin wirken, daß der 
Schutz unschuldig Verurteilter gegenüber dem Schutz der Urteils¬ 
autorität nicht zu kurz kommt. 


W. SOLLMANN; 

Zur Religionsfrage. 

D er viel berufene Satz des Erfurter Programms „Erklärung der 
Religion zur Privatsache“ ist als eine politische Programm¬ 
forderung an den Staat der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung von 
vollkommener Klarheit. Er will den Staat von der Kirche und die 
Kirche vom Staate befreien. Daß sich mit diesem von uns erstrebten 
Zustande auch in Deutschland kirchlich positive Geister befreunden 
können, hat neuerdings wieder im ersten Schreck über die Ankündi¬ 
gung des gleichen Wahlrechts die „Kreuzzeitung“ verraten, als sie 
ahnungsvoll schirieb: „Es ist besser, daß die Kirche von diesem 
Staat völlig frei wird und selbständig dasteht, als daß sie an die 
religionslose kirchenfeindliche Mehrheit des preußischen Abgeord¬ 
netenhauses gebunden bleibt.“ (Nr. 422, 1917.) Generalsuperintendent 
D. Kaftan aber verkündete auf der allgemeinen evangelisch-lutherischen 
Konferenz zu Eisenach geradezu: „Die Stunde hat geschlagen, da das 
Staatskirchentum zu beseitigen ist.“ Bestimmt geht der Zeiger der 
Qeschichtsuhr des Kieler Generalsuperintendenten sehr stark vor, aber 
derart hoch-kirchliche Stimmen für die Trennung von Staat und Kirche 
beweisen für jeden, daß unsere Programmforderung an sich nicht 
Kirchen- und Religionsfeindschaft bedeutet. Wenn der gegenteilige 
Eindruck sehr leicht und beinahe allgemein erweckt werden konnte, 
so nicht zuletzt deshalb, weil viele Schriftsteller und Redner in ihrem 
Auftreten für die Partei philosoplnsch-materiaVistisohe Anschauungen, 
die mit unserem Programm und unserer Politik nicht das geringste 
zu tun haben, zum Schaden für unsere Bewegung und zur Freude 
aller kirchlich Engherzigen in den Vordergrund zu schieben pflegen, 
ln Gegenden, wo die Partei mit kirchlich Gesinnten und religiös ge¬ 
stimmten Massen zu rechnen hat, sind solche Werber, die meist aus 
Preußens Norden und Osten kommen, ein Schrecken für unsere ein- 
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hehmischen Organisationsleitcr. Ihre von allerlei angeblich wissen¬ 
schaftlichen Beweisen gestützte Hypothese, daß die Religion „in der 
Zeit des Sozialismus spurlos verschwinden wird wie ein Nachtgespenst 
im froihen Morgensonnenschein“ (Pannekoek) ist ein mehr oder minder 
geistreich begründeter Glaube, für den die Partei ebensowenig ver¬ 
antwortlich ist wie für die Ausmalung künftiger Qesellschaftsbilder 
in eines einzelnen Phantasie. Es wäre besser für die Anziehungs¬ 
kraft unserer Partei auf zahllose noch von irgendwelchen religiösen 
Stimmungen und lieber Zeugungen umwol>enen Klassengenossen, wenn 
in der Kirchen- und Religionsfrage von uns wirklich „grundsätzliche“ 
Arbeit geleistet würde und alle Genossen, sofern sie im Aufträge der 
Partei reden und schreiben, sich „zu den Grundsätzen des Partei¬ 
programms“ bekennen, das weder von Tages- noch von Nacht¬ 
gespenstern etwas weiß. 

Selbst unter dieser Beschränkung ist das Problem „Kirche, Religion 
und Sozialdemokratie“ schon verwickelt genug und mit dem berühmten 
Punkt 6 allein nicht zu lösen. In der Werbearbeit erscheint es nur 
deshalb einfacher, weil sie unsere politischen und sozialen Forderungen 
vor allem emporhebt, gegen die auch Gläubige einer Offenbarungs- 
religion nichts einzuwenden brauchen. Wie aber ein Dogmengläubiger 
sich mit den geschichtsmaterialistischen Grundlagen unserer soziali¬ 
stischen Anschauungen abfinden soll, ist eine schwierige Frage und 
wohl nur nach schweren Gewissenskämpfen zu lösen. Indes haben 
wir bekanntlich viele Anhänger, die den geschichtlichen Materialismus 
kaum dem Namen nach kennen und nur aus dem gesunden Klassen¬ 
instinkt der Partei ihrer unterdrückten Klasse sich anschließen. 

Das angedeutete Problem ist am härtesten für den Katholiken. 
Ihm ist die Kirche nicht nur das Höchste und Verehrungswürdigste, 
sondern auch die fast ausschließliche geistige Nährmutter. Außer¬ 
halb der Kirche gibt es kein Heil. Sie entscheidet über alle Lebens¬ 
und Gewissensfragen. Es muß zu inneren und äußeren Konflikten 
kommen, wenn in einem so von Katholizismus erfüllten Menschen 
auch die sozialistische Ueberzeugung sich ein Plätzchen zu erobern 
beginnt. Jede Hoffnung darauf, daß die katholische Kirche sich mit 
der Sozialdemokratie abfinden könnte, wäre Wahn. Der Katholizismus 
will den ganzen Menschen beherrschen und wird jedem Versuch, einer 
anderen geistigen Macht, auch nur einen kleinen Teil der Massen¬ 
seele zu gewinnen, mit den gewaltig wirksamen Mitteln niederzu¬ 
kämpfen trachten, die der Klerus in der Hand hält. 

Anders bei der evangelischen Kirche. Wohl ist auch für den Pro¬ 
testanten die Kirche göttlichen Ursprungs, aber sie spielt im religiösen 
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Leben des Protestanten eine untergeordnete Rolle. Er kann die Be¬ 
ziehungen zu Qott und Jesu regeln und autrechtzuerhalten auch ohne 
die Kirche, ja im Gegensätze zu dem Piarrertum. Wie der Prote¬ 
stantismus die Idee einer einheitlichen christlichen Weltkirche' für 
immer vernichtet hat, so hat sein Kirchenbegriff auf die einheitliche 
weltumfassende Organisation verzichtet und nicht minder auf den 
einheitlichen Kultus, der die Beherrschung der Massen erleichtert. 
„Und ist nicht not zu wahrer Einigkeit der christlichen Kirche, daß 
allenthalben gleichförmige Zeremonien, von den Menschen eingesetzt, 
gehalten werden,“ sagt der 7. Artikel des Augsburger Glaubens¬ 
bekenntnisses und gibt damit ein gut Teil des Einflusses preis, den 
der Katholizismus mit wohlberechnetem Nimbus auf seine Scharen 
auszuüben weiß. Die Buntheit und Vielgestaltigkeit des Protestan¬ 
tismus, die O^issensfreiheit seiner Bekenner und das jeder Salbung 
und übersinnlichen Weihe bare hausväterliche Pfarrertum verhindern 
einen geistigen Bann von auch nur annähernd der Festigkeit, wie er . 
in der katholischen Kirche selbstverständlich ist. Diese Lockerung 
des Kirchenbegriffs und der kirchlichen Organisation ermöglichte 
das Eindringen aller Oeistesströme seit Leibniz, Lessing und Kant im 
dem Bau des Protestantismus, wo sie in breiten Fluten ehrwürdige 
Altertümer aus Luthers und Melanchtons Erbe mit sich rissen. Wenn 
auch die alten Kirchen noch stehen, so wird auf vielen Kanzeln doch 
längst ein neue Religiosität gepredigt, die über den Protestantismus 
selbst hinausgeschritten ist, eine konfessionell eigentlich gar nicht 
berührte Religiosität, eine Religionsphilosop<hie, gelöst von Kirchen¬ 
wundern und Himmelsfreuden. Wachsende Kräfte sind am Werke, 
die ßekenntniskiTche in eine Gesinnungskirdi^e umzuwandeln, weil 
jedes Bekenntnis zur inneren Unwahrhaftigkeit zwingt, „wenn von 
500 Pfarrern der Landeskirche die Hälfte es mit innerstem Protest 
liest und die anderen 250 es nicht wortwörtlich in dem Sinne be¬ 
kennen, wie es ursprünglich gemeint war“. (Pfarrer Man4: Staats¬ 
kirche, Freikirche, Volkskirche. Mohr, Tübingen.) 

Wir stehen da vor einer Religion, die sich mit sittlichen Begriffen 
und Forderungen wie: Selbstlosigkeit, Aufopferung, Menschenliebe, 
Gemeinschaftsgeist, soziales Empfinden behilft. Nach Liebknechts, des 
Alten, Wort auf dem Parteitag zu Halle ist „auch das Religion, aber 
nicht die Religion des Pfaffentums, sondern die Religion des Menschen¬ 
tums. Es ist der Glaube an den Sieg des Guten und der Idee“, eine 
Religion, die selbst mit der materialistischen Geschichtsauffassung 
durchaus vereinbar ist. Hören wir, wie weit einer der kühnsten Ver¬ 
treter des neuzeitlichen Protestantismus, Jatho, dessen Rahmen zieht: 
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„Mit keinem sozialen System, mit keiner wirtschaftlichen Theorie, 
mit keiner politischen Lebensform ist er unzertrennlich verbunden. 
Er kann sich in jede Organisation, in jede Staatsform, Kirchenform, 
Gesellschaftsform fügen, ohne seinem Wesen untreu zu werden. .... 
Er weiß, daß Gott und Welt, Leben und Wachsen unendlich sind. 
So gibt’s kein Rasten in der Erkenntnis, keine Uniformität des 
Glaubens, sondern nur Fortschritt und Mannigfaltigkeit. Der Pro¬ 
testantismus ist die Proklamierung der Mündigkeit und Selbständig¬ 
keit des Menschen auf allen Gebieten des geistigen Lebens: in der 
Politik, in der Wissenschaft, in der Kunst, vor allem in der Religion.“ 

Daß zwischen dieser keineswegs vereinzelten Auffassung protestan¬ 
tischer Religion und auch der fortgeschrittensten sozialistischen 
Theorie und Praxis Synthesen möglich sind, wird man schwerlich 
bezweifeln können. Es ist nicht unsere Aufgabe, diesen neuen Pro¬ 
testanten die Trennung von der Landeskirche zu empfehlen. Gerade 
der Politiker sollte verstehen, daß sie die Herrschaft über die von 
vierhundertjähriger Tradition getragene evangelische Kirche nicht 
völlig der Orthodoxie preisgeben wollen. 

Wir schwer die Trennung großer Massen von der Landeskirche 
zu erreichen ist, hat die Geschichte der Austrittsbewegungen in vier 
Jahrzehnten bewiesen. Von Johann Most bis Adolf Hoffmann waren 
ihre Erfolge verhältnismäßig sehr gering. Da die Bewegungen meist 
von bekannten Sozialdemokraten geführt wurden, haben sie vermut¬ 
lich eine viel größere Zahl noch religiös empfindender Männer und 
Frauen von unserer Partei abgeschreckt, als sie in langen Jahren 
den Kirchen entreißen konnten. Niemand wird fordern, daß den 
Parteigenossen, die Gegner der Kirche sind — ich bin selbst Dissi¬ 
dent —, die schrankenlose Vertretung ihrer Anschauungen verwehrt 
werden solle; noch mehr als bisher aber muß in der Parteipresse, 
in unserer offiziellen Literatur und in unseren sonstigen Kundgebungen 
ein dicker Trennungsstrich zwischen uns und jeder grundsätzlich 
antikirchlichen und antireligiösen Arbeit gezogen werden. Noch jüngst 
glaubte eine große Parteizeitung witzeln zu können, als Mauren¬ 
brecher der Kirche wieder beitrat: „Seine Heiligsprechung soll dem¬ 
nächst bevorstehen.“ Der Mann, um den es sich hier handelt, bietet 
politisch doch wahrlich so viele Angriffsflächen, daß man seine reli¬ 
giösen Wandlungen, die eine politische Partei gar nichts angehen, 
aus dem Spiel lassen könnte. Hat sich der norddeutsche Witzbold 
klar gemacht, wie seine geistvoll schillernde Bemerkung auf katho¬ 
lische Versammlungen im Rheinland oder in Süddeutschland wirken 
muß? — Ein Fall von vielen. 
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Wir alle müssen den Wert, die Ehrlichkeit und die Freiheit religiösen 
Fuhlens anerkennen, auch wenn wir sie nicht teilen und für eine ab¬ 
sterbende Ueberlieferung halten. Man schweige von „Gespenstern“. 
Es ist eine gewaltige, ganz reale Macht und lebt doch noch in mehr 
Parteigenossen, als manche ahnen, von den vielen geistig nur lose 
erfaßten Gewerkschaftern ganz zu schweigen. So sehr wir ver¬ 
langen — und mit uns rhehr als ein Pfarrer —, daß auch sozialdemo¬ 
kratische Pfarrer in den evangelischen Landeskirchen möglich sein 
müssen, so sehr haben wir die Pflicht, ernstlich darauf zu dringen, 
daß auch sozialdemokratische Arbeiter sich in unserer Bewegung 
frei und unbehindert fühlen, wenn sie aus Ueberzeugung lebendige 
Glieder ihrer Kirche sind und eifrig ihre kirchlichen Pflichten aus¬ 
üben. Es ist jedermanns Sache, wie er seine Religion und seine Politik 
miteinander verbinden will. 

Daß sich die Sozialdemokratische Partei mit keiner Konfession ver¬ 
bünden kann, ist klar. Nicht minder aber ist einleuchtend, daß jeder 
Sozialdemokrat, der noch aus irgendwelchen Gründen Mitglied der 
Kirche ist und ihr finanziell das Mehrfache seiner Parteibeitrüge zu¬ 
wendet, soviel kulturpolitisches Verständnis haben sollte, um die kirch¬ 
lichen Kräfte zu stützen und zu fördern, die die kirchliche Autokratie 
zersetzen, um so einer Demokiratisierung und Dezentralisierung des 
kirchlichen Lebens Bahn zu brechen. In diesen Fragen der Kultur¬ 
politik gibt es zwischen vielen Sozialdemokraten und vielen Prote¬ 
stanten zahlreiche starke Verbindungsfäden, die benutzt, nicht aber 
verwirrt werden sollten. 


Glossen. 

Der Engländer Bernhard Shaw gegen den Deutschen Lichnowsky. 

Nun, da wir wirklich Krieg begonnen haben, ist es am besten, daß 
wir erfahren, um was wir kriegen. Zunächst führen wir den Krieg 
nicht aus dem Grunde, weil Deutschland uns den schändlichen Vor¬ 
schlag gemacht hat, ihm zu gestatten, die Neutralität Belgiens zu ver¬ 
letzen. Hätte es uns gepaßt, den Vorschlag anzunehmen, so hätten 
wir sicherlich eine Menge Gründe zu solcher Handlungsweise ge¬ 
funden. Diejenigen, die darauf dringen, daß wir uns neutral verhalten 
müßten, haben schon einige dieser Gründe herausgefunden und an¬ 
geführt. Sie wären nicht entehrender gewesen als die diplomatischen 
Gründe, welche wir in der Vergangenheit für diplomatische und poli¬ 
tische Handlungen angegeben haben, weil uns diese Handlungen zu¬ 
fällig paßten. Unterlaßt daher jenes Gerede! Unsere nationale Unart, 
bei geeigneter Gelegenheit uns tugencthaft empört zu stellen, ist schon 
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bei den friedlichen Parteizwisten hier im Lande unangenehm genug. 
Im Kriege ist sie unritterlich und unverzeihlich. 

Dies ist die Wurzel und der Ursprung des gegenwärtigen Elends: 
Anstatt seinen Kapitalüberschuß zur Beseitigung französischer Slum¬ 
stadtteile zu benutzen und damit französische Kinder zu kräftigen 
Männern und Frauen zu erziehen, hat Frankreich sein Geld an Ruß¬ 
land verliehen, um die tyrannischste Regierung der Welt zu stärken. 
Um sich seine Kapitalzinsen zu sichern, hat Frankreich den unnatür¬ 
lichen Bund mit Rußland gegen dessen zivilisiertere Nachbarn ge¬ 
schlossen. Wir können indessen wegen dieser Sache keinen Stein aut 
Frankreich werfen, denn wir haben selbst ein Bündnis mit Rußland 
geschlossen, das noch einen lumpigeren kaufmännischen Charakter 
hat, nämlich um Persien mit dem Kapital auszubeuten, welches unsere 
hungrigen Kinder hätte ernähren und Dundee, Glasgow, Dublin, Liver¬ 
pool und London zu anständigen Orten, worin Menschen wohnen 
können, umbauen sollen. 

Und seht nun die Folgen. Deutschland befindet sich mit einem 
feindlichen Frankreich auf der einen Seite und einem feindlichen Ruß¬ 
land auf der anderen in einer so gefährlichen Lage, daß wir auf unserer 
sicheren Insel uns gar keinen Begriff von der unerträglichen Spannung 
einer solchen Situation machen können. Hieran haben wir nie gedacht 
und nie versucht, dies zu berücksichtigen. Durch unsere Blindheit 
gegen diese Tatsache haben wir den Krieg in Gang gebracht. Wir 
haben mit Vorbedacht die Spannung dadurch vergrößert, daß wir uns 
auf ein Bündnis z-u Lande und zu Wasser mit Frankreich gegen 
Deutschland eingelassen haben, ohne zu versuchen, der Wirkung dieses 
Bündnisses dadurch ein Gegengewicht zu geben, daß wir Deutschland 
versprachen, Rußland nicht gegen das Deutsche Reich, wenn es Frie¬ 
den mit Frankreich halte, beizustehen und im Kriegsfälle Rußland auch 
nicht zu erlauben, seine Grenze weiter nach Westen hin auszudehnen. 

Bernhard Shaw, ,JDer gesunde Menschenverstand im Kriege”, 1914. 


Karl Marx Uber die „Unabhängigen**. 

„An die Stelle der kritischen Anschauung setzt die Minorität eine 
dogmatische, an die Stelle der materialistischen eine idealistische. 
Statt der natürlichen Verhältnisse wird ihr der bloße Wille zum Trieb¬ 
rad der Revolution. Während wir den Arbeitern sagen: Ihr habt 
fünfzehn, zwanzig, fünfzig Jahre Bürgerkriege und Völkerkriege durch¬ 
zumachen, nicht nur, um die Verhältnisse zu ändern, sondern um euch 
selbst zu ändern und zur politischen Herrschaft zu befähigen, sagt sie 
im Gegenteil: „Wir müssen gleich zur Herrschaft kommen oder wir 
müssen uns schlafen legen.“ Marx, 1850. 
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Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangfabe gestattet 


AUGUST WINNIQ: 

Die Politik der Generalkommission. 

D ie Gegner der .Mehrheitspolitik bezeichnen diese auch gern 
als „die Politik der Generalkominission“. ln den Kreisen, 
die der Propaganda der Unabhängigen zugänglich sind, ist 
dies so ungefähr die kernigste Art, um von vornherein den 
höchsten Grad der Anrüchigkeit auszudrücken. Die General¬ 
kommission als die erste Vertretung der Gewerkschaften! und 
darum auch der Gewerkschaftspolitik ist dort ganz besonders 
verhaßt, und man muß sagen, daß dem Haß auch in diesem Falle 
ein sicherer Instinkt zu eigen ist. Im Streit um die Gefolgschaft 
der Masse haben die intransigenten Elemente in der Tat keinen 
Gegner, der ihnen gefährlicher wäre als eben die Gewerk¬ 
schaften mit ihrer stets auf das Tatsächliche gerichteten Politik. 
Sie mögen noch so laut schimpfen und die Kraftworte wie aus 
Zweiundvierzigzemtimeter - Mörsern herausschleudern, — das 
alles vergeht und verweht und bleibt in seiner Wirkung ephe¬ 
mer; was aber in nüchternen Zahlen und greifbaren Tatsachen 
den Sinnen gegenwärtig bleibt, das sind die Erfolge der Ge- 
werkschaftspoliti'k. 

Zum Exempel: Den Gipfel des verwerflichsten Arbeiterverrats 
erklommen die Gewerkschaften mit ihrer Zustimmung zum 
Hilfsdiensigesetz. Da half kein Hinweis auf die Not des Landes, 
die nach der Mobilisierung der Arbeitskraft schrie, keine Ver¬ 
weisung auf das englische Vorbild, keine Beweisführung, daß 
beim Scheitern des Hilfsdienstgesetzes unabwendbar eine un¬ 
gleich größere Beschränkung der Bewegungsfreiheit gekommen 
wäre, — das alles verschlug gar nicht. Und sprach man gar 
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von den Schutzbestimmungen, die das Gesetz zugunsten der 
Arbeiter doch enthalte, von den Sicherungen und Möglichkeiten, 
die mit ihm gegeben seien, so war man günstigenfalls ein ver¬ 
trauensseliger Trottel, in der Regel aber ein Schurke, der noch 
den traurigen Mut hatte, den schmählichen Verrat zu vertei¬ 
digen und zu beschönigen. 

! Auf dem Verbandstage der Bauarbeiter, der Mitte März in 
Nürnberg stattfand, spielte das liilfsdienstgesetz in den sehr be¬ 
wegten und stark politisch gefärbten Debatten keine geringe 
Rolle. Dem Sinne, wenm auch nicht den Worten nach, wurden 
dort die gleichen Vorwürfe laut, die wir alle aus der Diskussion 
mit den Unabhängigen, aus ihren Flugblättern und ihren Zei¬ 
tungen kennen. Aber da gab es eine Ueberraschung. Ein 
Redner — aus einem Bezirk, der stark mit kriegswirtschaft¬ 
lichen Bauten zu tun hat — setzte ruhig und ganz unpolitisch 
auseinander, wie sie dort das Hilfsdienstgesetz nutzbar gemacht 
hätten. Nicht nur hätten sie die Ausschüsse in allen vorge¬ 
kommenen Fällen für die Rechte der Arbeiter in Bewegung ge¬ 
setzt, sondern sie hätten durch die Ausschüsse überhaupt erst 
auf manchen Baustellen Stützpunkte schaffen können; und 
wenn es möglich gewesen sei, sozusagen aus einem Nichts eine 
gute wehrhafte Organisation zu schaffen, so wäre das in erster 
Reihe dem Hilfsdienstgesetz zu danken. Nach diesem Dele¬ 
gierten kamen andere, rheinische Vertreter, die auf Grund ihrer 
gleichen Erfahrungen das ausgesprochene Urteil in vollem Um¬ 
fange bestätigten. 

Schon damals wußte man' aus den bekanntgewordenen Einzel¬ 
heiten mancher Zentralverbände, daß sich die Mitgliederzahlen 
mancher Gewerkschaften im Jahre 1917, also unter der Geltung 
des Hilfsdienstgesetzes, sehr vorteilhaft gehoben hatten. Von 
den Metallarbeitern, von den Buchbindern war das bekannt ge¬ 
worden. Es liegen jetzt Angaben in solcher Vollständigkeit 
vor, daß man ein besser begründetes Urteil über die Wirkung 
des Hilfsdienstgesetzes fällen kann. Von den 48 Zentralver- 
bänden (freie Gewerkschaften) haben insgesamt 31 ihre Mit¬ 
gliederzahlen steigern können, während sie bei 17 Verbänden 
noch weiter gesunken sind. Die Organisationen, die abermals 
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einen Mitgliederverlust beklagen müssen, gehören den Nah¬ 
rungs- und Genußmittelgewerben, dem graphischen Gewerbe 
und dem Baugewerbe an, sind bei ihrer Rekrutierung also auf 
Wirtschaftsgebiete angewiesen, in denen es während des 
Krieges aus genugsam bekannten Gründen recht still geworden 
ist. Von den anderen Verbänden haben — um nur die größten 
Zahlen anzuführen — gewonnen: Metallarbeiter 145 000, Berg¬ 
arbeiter 57 000, Fabrikarbeiter 30 000, Holzarbeiter 22 000, 
Textilarbeiter 18 000, Bauarbeiter 8000, Gemeindearbeiter und 
Sattler je 7000, Transportarbeiter 6000, Schneider und Hand¬ 
lungsgehilfen je 4000, Buchbinder und Zimmerer je 3000, Bureau¬ 
angestellte 2700, Landarbeiter und Maschinisten je 2500 usw. 
Der gesamte Mitgliedergewinn der freien Gewerkschaften be¬ 
läuft sich auf 330 000, wovon 130 000 Frauen sind. In der ganzen 
voraufgegangenen Zeit des Krieges hatten die Gewerkschaften 
fortlaufend Mitglieder eingebüßt. Im letzten Jahre haben sie 
den Mitgliederbestand vom Ende des Jahres 1915 weit über¬ 
treffen und fast dem am Schlüsse des Jahres 1914 wieder ein¬ 
holen können. Während der ganzen 41 Kriegsmonate (August 
1914 bis Dezember 1917) sind 1239 000 neue Mitglieder auf¬ 
genommen worden, aber davon entfallen allein auf das Jahr 
1917 mehr als 600 000, also fast die Hälfte. 

Wer sich des Ernstes der künftigen Situation zwischen Kapital 
und Arbeit bewußt ist, wird wegen dieser Erfolge nicht gleich 
in eine Hurrastimmung geraten. Nirgend wohl wird die Zukunft 
in dieser Hinsicht nüchterner beurteilt, als gerade in den Ge¬ 
werkschaften. Aber das steht auf einem anderen Blatte. Vor¬ 
erst gilt einmal die unbestreitbare Tatsache, daß dieses so übel 
verschriene Hiifsdienstgesetz den Gewerkschaften die Möglich¬ 
keit gegeben hat, ihren Einfluß auf bisher davon freie Gebiete 
vorzutragen. Denn man darf die Steigerung der Mitglieder¬ 
zahl nicht so auffassen, daß die bisher gleichgültigen Arbeiter 
und Arbeiterinnen nun, um die Gewerkschaften für die An¬ 
nahme des Hilfsdienstgesetzes zu belohnen, die Mitgliedschaft 
bei ihnen erworben haben. Der Zusammenhang der Dinge ist 
dieser: Durch die Schutzbestimmungen des Hilfsdienstgesetzes 
sind alle kriegswichtigen Betriebe gezwungen worden, mit den 
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Vertretungen der Arbeiterschaft über die Lohn- und Arbeits¬ 
bedingungen zu verhandeln. Diese Vertretungen, die im Ge¬ 
setz vorgesehenem Arbeiterausschüsse, mußten überall, wo auch 
nur ein Bruchteil der Arbeiterschaft organisiert war, bei auch 
nur leidlicher Aufmerksamkeit der Organisationen unter den 
Einfluß der Gewerkschaften kommen. So sahen auch die nicht- 
organisierten Arbeiter die Gewerkschaften als die Vertreter 
ihrer Interessen, sahen sich mit ihnen verbunden und erwiesen 
sich nun der gewerkschaftlichen Propaganda weit zugänglicher 
als früher. Nichts wirbt eben stärker als der sichtbare Erfolg. 
Die Gewerkschaften waren jetzt auch in dem Riesenbetrieben, 
die ihnen sonst zum größten Teil dicht verschlossen Varen, un¬ 
mittelbar an der Gestaltung des Arbeitsverhältnisses beteiligt, 
sie standen nicht mehr sozusagen draußen, wo sie sich mit un¬ 
fruchtbarer Kritik und erfolglosen Anstrengungen begnügen 
mußten, sondern standen wirkend mitten im Fluß der Dinge. 
Man kann einem Menschen hundertmal sagen, daß die Gewerk¬ 
schaften seine Interessenvertretung seien, — wenn sie nicht 
wirklich Gelegenheit haben, die Tatsachen des Arbeitsverhält¬ 
nisses zu beeinflussen, wird die bloße Versicherung sehr ge¬ 
ringen Eindruck auf ihn machen; anders aber, wenn er es sieht, 
wenn er sich in jedem Falle erneut davon überzeugen muß. 

So hat die „Politik der General'kommission“ durch ihre tat¬ 
sächlichen Wirkungen ihre Güte erwiesen; und nun dies einmal 
festste'ht, wird auch die größte Demagogie nicht mehr auf ihre 
Rechnung kommen. 

Nun ist die Zustimmung zum Hilfsdienstgesetz gewiß nur 
ein Teil dessen, was man die Politik der Generalkommis^ion 
nennt. Diese Politik ist in der Tat ein System, sie ist nicht als 
solches erdacht und wird von ihren einzelnen Trägern kaum 
als solches empfunden, aber sie ist es von selbst geworden, 
weil sie von einem klaren und gesunden Grundgedanken aus¬ 
geht. Dieser Gedanke besteht einfach in der aufmerksamen 
und unbeirrten Wahrnehmung der Arbeiterinteressen. Es soll 
nichts gegen den Wert der Theorie gesagt sein; die geistige 
Vorverarbeitung der im Zuge der Zeit liegenden Fragen ist so 
nötig wie sonst nur etwas; aber das zeigt uns die Politik der 
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Gewerkschaften doch, wie sehr überlegen eine von klarem und 
starkem Willen eingegebene Haltung auch ohne viel Theorie 
einer gewissen Gelehrsamkeit sein kann. Zu.dem System der 
Qewerkschaftspolitk gehören auch die Bemühungen um Auf¬ 
hebung der Ausnahmebestimmung in den Koalitionsrechts¬ 
paragraphen der Gewerbeordnung und um Schaffung einer 
öffentlich - rechtlichen Vertretung der Arbeiterschaft. Beide 
Forderungen sollen ihrer Erfüllung entgegengehen. Werden sip 
das im Sinne der Gewerkschaften, so wird dadurch für die 
künftige Stellung der Arbeiterklasse mehr gewonnen sein, als 
sich manche Schulweisheit heute träumen läßt. Man mag sich 
unsere Zukunft so oder so vorstellen, immer bleibt es für das 
Schicksal der Arbeiterklase emtscheidend, in welchem Ver¬ 
hältnis ihre Organisationsmacht zu der Macht des Kapitals 
stehen wird. Im Lichte dieser Forderung müssen jene beiden 
gesetzgeberischen Maßnahmen gesehen werden, wenn man ihre 
Bedeutung erkennen will. Es kommt für die Arbeiterklasse 
nicht viel darauf an, welche Nüance der politischen Farbenskala 
in ihren Organisationen überwiegt, entscheidend ist vielmehr, 
daß diese Organisationen die Masse der Erwerbstätigen wirk¬ 
lich in der Hand haben nrnd belegen können und daß in ihnen 
Wirklichkeitssinn und Kraft zur Tatsachengestaitung vorhanden 
sind. Genügen die Organisationen diesen Ansprüchen, so ist 
es im übrigen von minderer Bedeutung, ob ihre Mehrheit poli¬ 
tisch mit Ledebour oder David oder Naumann denkt. Kraft 
und Richtung des Handelns bestimmen den Erfolg. 

Das eben gibt der Gewerkschaftspolitik jene starke Folge¬ 
richtigkeit, daß sie das Ziel einer machtvollen Organisation der 
Arbeit nie aus den Augem verliert. Mit diesem Ziel vor sich 
hat sie schon vor dem Kriege, als wir in der Politik noch jede 
Fühlungnahme mit benachbarten Gruppen verpönten, nicht lange 
bedacht, mit den Gewerkschaften anderer Richtungen nach Be¬ 
darf und Gelegenheit zusammenzugehen. Während des Krieges 
ist dieses Zusammengehen der Regelfall geworden, im Volks¬ 
bunde für Freiheit und Vaterland haben sich die freien. Gewerk¬ 
schaften mit den anderen Organisationsrichtungen sogar zur 
Ausübung eines rein politischen Einflusses in bestimmter Rich- 
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tung zusammengetan, und wenn sich aus dieser Gemeinschafts¬ 
arbeit nicht allmählich eine dauernde Arbeitsgemeinschaft ent¬ 
wickeln sollte, so dürfen wir überzeugt sein, daß es nicht die 
Schuld der freien Gewerkschaften ist. 

In all diesen Aeußerungen der Gewerkschaftspolitik erkennen 
wir deutlich den klaren und einfachen Grundgedanken: Stär¬ 
kung und Sicherung der Arbeiterorganisationen, Schutz und 
Förderung der Arbeiterinteressen. Das ist stets ein sicherer 
Kompaß gewesen, der das Zurechtfinden in den bisher brennend 
gewordenen Fragen des innerpolitischen Lebens leicht machte. 
Man kann nicht gerade von einer auswärtigen Politik der Ge¬ 
werkschaften reden, aber immerhin fühlen sie sich auch hier 
nicht ganz unbeteiligt — ihr Eintreten im Rahmen des Volks¬ 
bundes für einen Ausgleichsfrieden und andere Aeußerungen zu 
Kriegs- und Friedensfragen deuten das genugsam an. Aber auch 
darin halten sie sich an das Klasseninteresse der deutschen 
Arbeiter und werden dadurch sicherer geleitet als so mancher 
Parteiführer, der den Gewerkschaftsieuten an Wissen und theo¬ 
retischer Schulung weit überlegen ist und schließlich doch alle 
Direktive verliert, so bald der Gang der Ereignisse eines der 
geliebten Theoreme an die Seite schiebt. Wo jenem die Fülle 
der Gesichte den Blick verwirrt, sehem diese das, was nun ein¬ 
mal das Hauptstück ist und bleibt, in unverminderter Größe 
und Bedeutung im Vordergründe stehen. Das ist das Arbeiter¬ 
interesse an einem wirtschaftlich gesicherten Deutschland. Als 
der Ostfrieden unter wenig angenehmen Formen geschlossen 
wurde, befiel so manchen guten Mehrheitspolitiker eine Art 
Nervenlähmung: ein imperialistischer Gewaltfrieden in aller 
Form! In den Kreisen der Gewerkschafter sah man mehr die 
Sache als die hegleitenden Formalien, und diese Sache sah man 
nüchtern auf ihre wirtschaftspolitische Bedeutung an. Wer 
diese aber in den Vordergrund stellte, konnte nicht zu einer 
Ablehnung des Ostfriedens kommen. Imperialismus hin — Im¬ 
perialismus her: man kann inmitten einer Welt, zu deren Grund¬ 
tatsachen die Ausweitung der nationalen Wirtschaftskreise und 
ihre Abhängigkeit von Austauschmöglichkeiten gehört, nicht von 
dem eigenen Volke fordern, daß es sich mit der Rolle der edel- 
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mütig verzichtenden Tugend begnügt. Das darf vor allem nicht 
fordern, wer Sachwalter der Erwerbstätigen sein will, die unter 
den Folgen des wirtschaftlichen Siechtums am schwersten leiden 
müßten. Unsere Beschwerung mit einer verjährten wirklich¬ 
keitsfremden Ideologie hält uns davon zurück, dieser Lage ins 
Gesicht zu sehen. Es ist der hohe Vorzug der Gewerkschafts- 
Politik, mit der Tat für eine Wahrheit zu zeugen, die viele noch 
nicht ertragen können und die darum noch nicht ausgesprochen 
werden soll. Wir wollen in Geduld warten, bis man auch dieser 
Seite der Gewerkschaftspolitik gerecht wird. Es wird einst 
geschehen. Die „Politik der Generalkommission“ wird auch in 
diesem Falle als das anerkannt werden, was sie ist: die Politik 
der Arbeiterklasse. 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Nahende Entscheidung. 

Berlin, 14. April 1918. 

D ie Offensive im Westen rollt weiter. Der Sieg von Armen¬ 
tieres hat der britischen Heeresmacht einen neuen Stoß 
versetzt. Deutlicher tritt die Zermürbung des Pfandbesitzes, 
tlen England auf dem Festland in Gestalt seiner Millionenarmee 
seinen Freunden wie seinen Feinden aufgerichtet hat, als 
Generalidee dieser Offensive hervor. Jetzt zeigt sich, wer 
militärisch etwas gelernt hat, und wiederum stellt sich heraus, 
daß England sofort versagt, wenn der Kriegsgott als Künstler 
und nicht als stupider Totschläger auftreten soll. Nach dieser 
stupiden Methode hatte England bisher diesen Krieg geführt 
und dafür den schönen Ausdruck: Materialschlachten gefunden. 
Das war in der Hauptsache auch die Methode, mit der sich 
England sein Weltreich zusammengeräubert hatte. Gegen 
Basutos und Derwische mochte sie ausreichen, und die Schlacht 
am Omdurman 1898, wo 40 Engländer fielen gegen 30 000 Mann 
Verluste auf feindlicher Seite, wird immer als Typus dieser 
Schlachtenmethode bestehen bleiben. Und auch gegen Deutsche 
hatte diese Methode ihre Vorteile, solange Deutschland nur mit 
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einem Arm fechten konnte und die englische Ueberlegenheit 
an Menschen und Material eine zwei-, drei- und mehrfache war. 
Im Materialkrieg des Stellungskampfes tötete die Materie den 
Geist. Das ist jetzt vorbei. Der Bewegungskrieg hat den Geist 
wieder in seine Rechte eingesetzt und nun trifft England Schlag 
auf Schlag. 

Und nicht bloß England. In der ganzen Welt ist der Ein¬ 
druck der deutschen Siege ungeheuer und wie ein Beben geht 
es über die Erde. Was sich hier vollendet, ist mehr als ein 
militärischer Erfolg, es ist eine weltpolitische Umwälzung aller¬ 
größten Formats. Das hat selbst das Zentralorgan der deut¬ 
schen Sozialdemokratie begriffen, und nachdem es vor kurzem 
erst noch die deutschen Siege als das einzige Hindernis zum 
Frieden bezeichnet hatte — wir haben seinerzeit dieses Be¬ 
kenntnis einer schönen Seele in der „Glocke“ wiedergegeben —, 
schreibt es jetzt umgekehrt, nur der baldige völlige Sieg 
Deutschlands biete den Weg zum Frieden. Dieses jammerns- 
würdige Schauspiel ist freilich nur das notwendige Ergebnis 
einer Politik, die für den „Vorwärts“ seit Kriegsbeginn charak¬ 
teristisch war und in der die Ersetzung der Ströbel und Stadt¬ 
hagen durch Stampfer nur eine Aenderung in der Couleur, aber 
nicht in der Art war. Diese Politik war gekennzeichnet durch 
ihre absolute Ideenlosigkeit, durch ihren zuweilen grotesken 
Mangel an Gedanken und Geist, von' Mut und Würde zu 
schweigen. Niemals in den fast vier Jahren der Weltrevolution 
hat der „Vorwärts“ den Versuch gemacht, seinen Lesern den 
tiefen historischen Sinn des Krieges auseinanderzusetzen und 
ihnen dadurch das Vertrauen und die Kraft zu heben. Und 
wenn von anderer Seite dieser Versuch gewagt wurde, so hat 
der „Vorwärts“ systematisch diese Dinge totgeschwiegen. 
Immer wieder kam der weinerliche Spießbürger heraus, der 
anklagend die Arme zum Himmel erhob ob der Schlechtigkeit 
und der Unvernunft dieser Welt, der heute dieser, morgen 
jener Illusion nachlief, immer beteuernd, daß er die unfehlbare, 
die absolut gewisse Wahrheit in den Händen trage. Wann 
hätte er es gewagt, die schlechthin vernichtende Kritik, die 
unlängst das wissenschaftliche Organ der Partei, die „Neue 
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Zeit“, an den öden Schlagworten von „Parlamentarismus“ und 
nun gar von „Selbstbestimmungsrecht der Völker“ vollzog, 
seinen Lesern vorzusetzen, geschweige, sie zu widerlegen! önd 
jetzt, wo die Geschichte selber das andere ebenso geistvolle 
Schlagwort vom „Verständigungsirieden“ blutig kritisiert, ist 
der „Vorwärts“ gezwungen, sich vor aller Welt zu desavou¬ 
ieren und den deutschen Sieg als die unentbehrliche Voraus¬ 
setzung des Friedens zu feiern, der soeben erst als seine absolut 
sichere Verhinderung gebrandmarkt worden war. Zum Beweise> 
aber dafür, daß auch hier nicht etwa eine bessere Einsicht 
endlich durchgerungen, sondern wie immer nur eine gedanken¬ 
lose Phrase vorgetragen wurde, schrieb der „Vorwärts“ einige 
Tage später, als die Presse seinen Stellungswechsel konstatierte, 
davon könne keine Rede sein, er habe nichts anderes gesagt, 
wie er immer gesagt habe, und wer das nicht begreife, habe 
vom Sozialismus eben keine Ahnung. 

Wenn wir soeben sagten, die Geschichte selber kritisiere 
blutig das Schlagwort vom Verständigungsfrieden, so bedarf 
das vielleicht einer Erläuterung. Denn wir sind nicht der An¬ 
sicht, als sei das Wort vom Verständigungsfrieden durch die 
Ereignisse an der Westfront etwa ad absurdum geführt. Wir 
glauben vielmehr umgekehrt, daß es erst durch diese Ereignisse 
aus dem Reiche der Träume heruntergeholt werde auf den 
harten Erdboden. Bisher verstand man unter diesem Schlag¬ 
wort meistens nur den frommen Wunsch, die Menschen möchten 
doch „Verstand“ annehmen und sich vertragen. Wie die Mutter 
in der Kinderstube den lieben Kleinen, die sich streiten, freund¬ 
lich zuruft: „Kinder vertragt Euch!“ so glaubte man auch in 
dem welthistorischen Geschehen unserer Tage den sich streiten¬ 
den Nationen und Staaten gut Zureden zu dürfen, doch wieder 
„Vernunft“ anzunehmen, sintemal der Krieg auch für den Sieger 
ein irrationelles Geschäft sei. Zugleich aber bemühte man sich 
nachzuweisen, daß es in diesem Kriege weder Sieger noch Be¬ 
siegte geben werde und daß nur ein Narr noch an einen Sieg 
denken könne. Diese unhistorische und, wie sich damit von 
selbst versteht, unsozialistische und unmarxistische Denkweise 
blieb aber keineswegs bloß, wie sich gebührt hätte, auf die 
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Kreise des Liberalismus ä la „Berliner Tageblatt“ beschränkt, 
sondern fand auch, je ähnlicher der „Vorwärts“ dem Mosse- 
Organ wurde, auch in den Kreisen der Sozialdemokratie Ein¬ 
gang. Nun ist es aber klar, daß man mit solchen Begriffen 
aus der Kinderstube niemals an die weltrevolutionären Ereig¬ 
nisse unserer Zeit herankommt. Wenn man den an sich rich¬ 
tigen Gedanken des „Verständigungsfriedens“ nicht zum Kinder¬ 
spott machen will, so muß man ihn schon anders auffassen, 
cund zwar nicht im ethischen, sondern im historischen Sinne. 
Aussprechen, was ist, nannte bekanntlich Lassalle einmal die 
revolutionärste Taktik. Nun wohl: die Aufgabe des zukünftigen 
Friedens kann nur und muß sein, auszusprechen, was ist und 
unsere Gegner zur Anerkennung dessen, was ist, zu zwingen. 
Was ist aber? — Die wahrhaft revolutionäre Tatsache, die 
sich durch den Krieg durchgesetzt hat und nach Anerkennung 
schreit und die das gesamte bisherige Gleichgewichtssystem 
der Weltmächte glatt über den Haufen wirft und ein neues an 
seine Stelle setzt, ist die ungeheure, nicht geahnte Stärke 
Deutschlands. Deutschland ist die stärkste Potenz in der Welt. 
Hätte sich England als die größte Macht des Weltkreises er¬ 
wiesen, so wäre alles in Ordnung gewesen, und alles hätte so 
bleiben können wie es war. Denn England galt schon vorher 
als diese Macht, und seine Weltherrschaft wurde nur ertragen, 
weil man am seiner Stärke nicht zweifelte. Was war Deutsch¬ 
land gegen England? Ein Nichts, ein Unbekanntes. Durch 
diesen Weltkrieg hat sich das, was zweieinhalb Jahrhunderte 
Wahrheit gewesen ist, als Lüge erwiesen, es ist nicht mehr 
wahr, und was vorher falsch war, ist jetzt richtig. Dieser 
•veränderte Zustand der Dinge konnte nur in einem ungeheuren 
Kriege zum Durchbruch kommen und der Friede kann nur aus¬ 
sprechen, daß der frühere Zustand zu Ende und ein neuer 
angebrochen ist. Was war der alte Zustand? Die Weltherr¬ 
schaft Englands, die überragende Stellung Frankreichs, die 
Schiedsrichterrolle des Zarismus in Europa, die Ohnmacht 
Deutschlands. Im Frieden sollen diese Mächte nur aussprechen, 
was ist, und indem Deutschland sie dazu zwingt, wirkt es wahr¬ 
haft revolutionär und führt ein neues Zeitalter herauf. Mit 
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anderen Worten: der in den Tatsachen selber nach Ausdruck 
ringende Verstand, die Vernunft der Weltgeschichte, wie Hegel 
sagen würde, soll in den Paragraphen des Friedensvertrages 
zur Anerkennung kommen. Das ist der wahre Sinn des „Ver¬ 
ständigungsfriedens“, wenn anders dieses Wort noch irgend¬ 
welche Beziehungen zu den Begriffen: Verstand und verständig 
besitzt. Für Sentimentalitäten freilich ist hier wenig Raum, 
allein es gibt nun einmal nichts so Gemütsrohes wie die Welt¬ 
geschichte, und es ist ein Herabzerren welthistorischer Begriffe 
auf das Niveau der Kleinkinderbewahranstalt, wenn man sich 
ihre Brutalität in eine brünstige Liebessabbelei umlügt und aus 
agitatorischem Massenbedürfnis heraus die rauhe Sprache der 
Wirklichkeit in einen demagogischen Phrasenbrei verwandelt. 

Eine andere Frage ist freilich, in welcher Form sich die An¬ 
erkennung des neuen Weltzustandes und des Zusammenbruchs 
des alten vollzieht. Daß sie keineswegs notwendigerweise durch 
Annexionen vor sich gehen muß, habe ich an dieser Stelle wie 
in meinen Schriften oft genug nachgewiesen. Ebenda habe ich 
aber auch nachgewiesen', daß das Geschrei: Für oder wider 
Annexionen? die Orientierung im Weltkriege von vornherein 
in die Irre geführt hat. Im Ostfrieden hat Deutschland nichts 
„annektiert“ und trotzdem sind die „Verständigungspolitiker“ 
mit ihm unzufrieden. Die Frage der Annexionen kann unmög¬ 
lich das historische Kriterium des künftigen Friedens sein. Zu¬ 
nächst handelt es sich um die Erkenntnis, daß die gesteigerte 
Machtstellung Mitteleuropas im Frieden schlechterdings zum 
Ausdruck kommen muß; mit welchen Mitteln das geschieht, ist 
eine zweite Frage. Der Status quo ante ist restlos erledigt. 
Das muß ausgesprochen werden. Damit wäre der Sozialdemo¬ 
kratie die Stellungnahme den Friedensproblemen gegenüber 
zum ersten Male auf eine grundsätzliche Basis gestellt, die sich 
mit den Forderungen und Ergebnissen des objektiven Ge¬ 
schichtsverlaufes in engster Fühlung befände. Was sie bisher 
als „Grundsätze“ dem Frieden gegenüber ausgegeben hat, ist 
nicht viel mehr als menschenfreundliches Gerede. 

Freilich bezieht sich die Anerkennung eines neuen Zustandes 
nicht bloß auf die Zustände da draußen, sondern ebenso auf 
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die da drinnen. Der Beschluß der preußischen Landtags¬ 
kommission in der Frage des gleichen Wahlrechts in Preußen 
beweist, daß diese Herrschaften an ihrer bisherigen Herren¬ 
stellung genau so hängen, wie England an der seinigen. Und 
da ist es ein fast komisches Zwischenspiel, daß man der eng¬ 
lischen Bourgeoisie gegenüber, diesem Despoten des Welt- 
mai^ktes, einen Verständigungsfrieden immer wieder und wieder 
anträgt, dem preußischen Junkertum aber, dessen Despotentum 
soviel engere Grenzen findet, den schonungslosesten Krieg er¬ 
klärt. Wir sehen nicht ein, weshalb dem Weltdespoten nicht 
recht sein soll, was den preußischen Despoten nur billig ist. 
In beiden Fällen heißt es, für den hostis wie für den inimicus, 
er muß Farbe bekennen, er muß anerkennen, daß sein Zeitalter 
zu Ende ist und daß ein neues angebrochen. Die Parallelität 
beider Erscheinungen ist so mit Händen greifbar und gleichzeitig 
so durchschlagend, daß man nur bedauern kann, wie wenig 
die Wahlrechtsfreunde sie sich bisher zunutze gemacht haben. 
Gerade diese Parallelität beweist, wie töricht die Vorstellung 
ist, als laufe die Sozialdemokratie Gefahr, durch eine ent¬ 
schlossene Stellungnahme gegen England etwa zum Werkzeug 
der Alldeutschen und Annexionspolitiker zu werden. Im Gegen¬ 
teil, sie würde ihre Stellungnahme aur noch kräftigen und der 
schwächende Dualismus, der heute ihrer Position gegen die 
englischen Bourgeois und die preußischen Junker zugrunde 
liegt, würde damit verschwinden. 

Das Duell Czernin—Clemenceau, das in den letzten Tagen 
die gesamte Aufmerksamkeit hüben wie drüben erregte, ist 
durch den Rücktritt Czernins abgebrochen. Allem dieser Rück¬ 
tritt ist nicht ein Zeichen dafür, daß Czerpin seinem Entente- 
Gegner unterlegen wäre. Seine Spitze richtet sich vielmehr 
mit aller Schärfe gegen die vom österreichischen Kaiser Karl 
neu beliebte Kaliinettspolitik. Es ist gewiß etwas Rührendes, 
wenn man zärtliche Verwandte zu betrachten Gelegenheit hat. 
Allein der Brief, den der junge Karl an den jungen Sixtus 
hinter dem Rückem seines auswärtigen Ministers gerichtet, 
war nicht, wie die K. und K. Depesche uns einreden will, ein 
ganz privater und zärtlicher Verwandtenbrief, sondern ein 
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hochpolitischer Akt ersten Grades. Niemand wird dem öster¬ 
reichischen Kaiser verdenken, man wird ihm vielmehr dafür 
Dank wissen, daß er sich an seinem TeileJ)emüht, dem Kriege 
ein Ende zu machen, und w^enn er glaubte, die ausgedehnte 
Verwandtschaft seiner Frau zu diesem Zweck benutzen zu 
könmen, so soll uns auch das recht sein. Allein daß der Kaiser 
selber mit einem eigenhändigen Schreiben an eine im feind¬ 
lichen Lager stehende Persönlichkeit diese Verhandlungen an¬ 
zuknüpfen sucht und von seinem Schritt wieder seinen Ver¬ 
bündeten noch seinem Minister vorher Mitteilung macht und 
ihren Rat einholt, ist eine Ungeheuerlichkeit, die wir uns aufs 
entschiedenste verbitten müssen. Der Weltkrieg ist keine 
Familienangelegenheit der Familie Habsburg, und gerade weil 
der Kaiser moch jung ist und Verhältnissen entstammt, die ihn 
nicht von Haus aus zum Thronerben bestimmten, war es dop¬ 
pelt seine Pflicht, jeden Schritt auf weltpolitischem Gebiet mit 
äußerster Vorsicht zu tun, da er seine mangelnde Vertrautheit 
mit diesen Dingen in Erwägung ziehen mußte. Graf Czernin 
hat aus der Unterlassung des Kaisers die allein möglichen 
Konsequenzen gezogen und hat darauf verzichtet, noch länger 
die Politik eines Reiches zu leiten, das so augenscheinlich dem 
Stadium der Kabinetts- oder vielmehr Verwandtenpolitik noch 
nicht entwachsen ist. Wer auch immer der Nachfolger Czernins 
werden möge, wenn er ein Mann ist, wird er sich vor Rück¬ 
fällen ähnlicher Art unbedingte Sicherungen schaffen müssen. 

Was nun den Inhalt des Briefes angeht, so wäre notwendig, 
daß er in seinem gesamten Wortlaut veröffentlicht würde. In 
Wien scheint man ja noch eine Kopie zu haben. Es leuchtet 
jedenfalls ein, daß mit der umstrittenen Wendung über Elsaß- 
Lothringen, die von Wien aus veröffentlicht wurde, noch nicht 
alles erledigt ist. Aber vielleicht könnte Karl seinen Schwager 
selber einmal zum Reden bringen. Sixtus ist notorisch ein 
großer Franzosenfreund, und gerade sein Zeugnis, wann und 
wo der Brief gefälscht worden ist, müßte in Frankreich großen 
Eindruck machen. Der Brief 'stammt aus der Zeit, wo die 
Lammasch-Deukschrift am Wiener Hofe kurs^rte, die bekannt¬ 
lich dem Kaiser nahe legte, der Entente beruhigende Versiche- 
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rungen über die zukünftige politsche Haltung Oesterreichs nach 
dem Kriege zu geben. Wie sehr diese Denkschrift gewissen 
Stimmungen in Oesterreich entsprach, hat uns die Haltung der 
österreichischen Sozialdemokratie deutlich bewiesen. Fhr 
Hauptorgan, die „Wiener Arbeiter-Zeitung“, gefiel sich, seit¬ 
dem die eigentliche Kriegsdrohung von Oesterreich-Ungarn mit 
deutscher Hilfe verscheucht war, in einer nichtswürdigen Hetze 
gegen Deutschland und seine Arbeiterklasse, und immer wieder 
klang der Ton aus ihren Zeileni, jetzt, nachdem die dringendste'^ 
Not von Oesterreich gewichen, solle man Deutschland seelen¬ 
ruhig seinem Schicksal überlassen. Für Elsaß-Lothringen, so 
lautete die Phrase, wolle man sich nicht schlagen. Die tiefe 
Erbitterung, die diese Haltung des Wiener Parteiblattes in 
Deutschland und besonders in den Reihen seiner Sozialdemo¬ 
kratie hervorgerufen hat, ist nach außen hin niemals recht in 
die Erscheinung getreten; aber in der letzten Nummer des 
„Kampf“ hat ein österreichischer Sozialdemokrat, Professor 
Ludo Hartmann, Gelegenheit genommen, seinen Freunden die 
Konsequenzen zu zeigen, die eine derartige Haltung auf die 
Dauer zeitigen muß. 

Inzwischen freilich darf man hoffen, daß zurzeit der Streit 
erledigt ist. Oesterreichische Artillerie kämpft an der West¬ 
front gemeinsam mit der deutschen „für Elsaß-Lothringen“, 
und durch die Depeschen Kaiser Karls an Kaise* Wilhelm ist ' 
jedenfalls das Bündnis beider Reiche fester und zuverlässiger 
denn je gewordeuL Das ist ein nicht gewollter Erfolg der Politik 
des Herrn Clemenceau. Aber auch darüber hinaus ist nicht 
anzunehmen, daß das Intermezzo dieses Briefes die Position 
des Ministeriums in Frankreich stärken wird. Da man in Paris 
überzeugt davon ist, daß Karl die „gerechten Ansprüche“ 
Frankreichs auf Elsaß-Lothringen habe unterstützen wollen, so 
muß man sich fragen, was hat Frankreich und seinen damaligen 
Ministerpräsidenten Herrn Ribot gehindert, sofort zuzugreifen? 
Augenscheinlich warem es die französischen Hoffnungen auf 
das linke Rheinufer, die ja damals soeben erst — im Januar 
1917 — vom russischen Zarismus dem französischen Präsi¬ 
denten im Qeheimvertrag neu gestärkt waren. Frankreich war 
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also mit Elsaß-Lx)thringen noch nicht zufrieden, es wollte noch 
mehr, und augenscheinlich hat der Wiener „Privatbrief“ mit 
der eigenhändigen Unterschrift des Kaisers von Oesterreich 
die französischen Politiker in ihrer unnachgiebigen Haltung be¬ 
stärkt und sie erneut zum „Durchhalten bis zum bitteren Ende“ 
angefeuert. Danach hätte der Bjief Karls, der den Krieg ab¬ 
kürzen solle, in verhängnisvoller Weise zu seiner Verlängerung 
beigetragen, ln den Ententeländern aber wird die Stimmung 
jetzt unter der so veränderten Situation nur um so schärfer 
gegen die Kriegstreiber werden, die, wie sie jetzt glauben wer¬ 
den, den Frieden vor der Nase hatten^ ihn aber um uferloser 
Annexionspläne willen nicht annahmen. Besonders in England, 
wo Elsaß-Lothringen als Kriegsziel ja immer fern stand, wird 
diese Wirkung des Duells Czernin—Clemenceau schnell sich 
bemerkbar machen, und zwar um so schneller, je gründlicher 
die Schläge sein werden, die Englands Landmacht in Frankreich 
erleidet. 

WILHELM JANSSON: 

Der Anarchosozialismus in Norwegen. 

I N der Osterwoche fiel die Entscheidung über den künftigen 
Kurs der norwegischen Sozialdemokratie, der seit Jahren 
heftig umstritten war. Die letzten Monate ließen freilich 
keinen Zweifel darüber, daß die Parteikrise ihrer Lösung ent¬ 
gegenreife. Die Opposition hatte sich nach russischem Muster 
eine Organisation von Arbeiterräten in den verschiedensten 
Orten und Städtchen des Landes geschaffen und ihre relative 
Schwäche im Bezii^k von Christiania wurde mehr als auf- 
gewogen durch ihr absolutes Uebergewicht in den mittleren 
und nördlichen Bezirken. Von Drontheirn aus war die opposi¬ 
tionelle Propaganda systematisch in die Partei- und Qewerk- 
schaftsorganisationen des ganzen Landes getragen worden; in 
Drontheirn hatte Tranmäl nach seiner Heimkehr von Amerika, 
wo er als junger Arbeiter den Anarchosyndikalismus der 
Industrial Workers of the World kennen gelernt hatte, seine 
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Zelte aufgeschlagen. Hier hatten ihm die Parteigenossen 
die Redaktion des Parteiblattes übertragen, das er im Sinne 
des anarchistischen Flügels im amerikanischen Sozialismus mit 
großem Geschick leitete. Daß der Sieg ihm innerhalb der 
Partei zufallen würde, dürfte er freilich damals kaum erhofft 
haben, denn er erstrebte insbesondere die Reform der Gewerk¬ 
schaften im Sinne der Industrial Workers of the World, und 
diesem Ziele galt seine Propagandaarbeit jahrelang. Der Erfolg 
blieb ihm hier jedoch versagt, während die Partei ihm schließ¬ 
lich als reife Frucht in den Schoß fiel. Noch vor wenigen 
Monaten (Herbst 1917) lehnte der Gewerkschaftskongreß mit 
großer Mehrheit die syndikalistischen Anträge ab, w^ährend 
der Parteitag zu Ostern die, prinzipiell bewertet, gleichen An¬ 
träge mit 158 gegen 126 Stimmen annahm. ,So war das 
Stimmenverhältnis in der großen Entscheidungsfrage, in einigen 
anderen Fragen erhielt die Opposition eine noch größere 
Mehrheit. 

Der auf Antrag der Parteivorsiandsmiriderlieit gefaßte Be¬ 
schluß, der die nunmehrige Haltung der norwegischen Sozial¬ 
demokratie bestimmt, lautet: 

„Als revolutionäre Klassenkampfpartei kann die Sozialdemokratie 
nicht das Recht der besitzenden Klassen anerkennen, die Arbeiter¬ 
klasse wirtschaftlich auszubeuten und zu unterdrücken, selbst wenn 
diese Ausbeutung und Unterdrückung sich auf die Mehrheit der 
VOlksvertretung stützt. 

„Die norwegische Sozialdemokratie muß sich deshalb das Recht 
Vorbehalten, revolutionäre Massenaktionen im Kampfe für die'^virt- 
schaftliche Befreiung der Arbeiterklasse anzuwenden. 

„Der Parteitag ist jedoch der Auffassung, daß die norwegische 
Arbeiterpartei als eine politische Partei in erster Linie für die Samm«- 
lung der Arbeiterklasse zur Arbeit für die Eroberung der politischen 
Macht durch die Wahlen wirken soll. 

„Aber die Partei kann sich nicht gleichgültig verhalten gegenüber 
dem Kampfe, der von anderen Arbeiterorganisationen geführt wird. 
Der Parteitag begrüßt daher mit Freude die Errichtung von Arbeiter¬ 
und Soldatenräten. 

„Der Parteitag erklärt weiter seine Zustimmung sowohl zu den 
von der Konferenz der Arbeiterräte aufgestellten Forderungen be¬ 
züglich der Teuerung als zu den von den Hauptorganisationen er- 
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hobenen Forderungen; er fordert die Parteimitglieder zur Unter¬ 
stützung der Teuerungsaktion auf, die die Arbeiter durch ihre Organi¬ 
sationen einleiten. 

„Schließlich richtet der Parteitag eine dringende Mahnung an die 
Arbeiterbevölkerung des Landes, bei den Parlamentswahlen im 
Herbst einig und geschlossen zur Niederringung der bürgerlichen 
Reaktion und zur Eroberung der politischen Macht zusammenzu¬ 
stehen.“ 

Die abgelehnte Resolution der Parteivorstandsmehrheit er¬ 
klärte dagegen einleitend, daß die sozialistische Gesellschafts¬ 
ordnung auf der Volksmehrheit aufgebaut werden müsse, die 
ihren Ausdruck im allgemeinen und gleichen Stimmrecht aller 
erwachsenen Männer und Frauen findet und durch eine gerechte 
Wahlordnung so durchgeführt wird, daß die Volksmehrheit in 
der gemeinsamen Volksvertretung zu ihrem vollem Recht ge¬ 
lange. „Die Sozialdemokratie kann deshab keine Gewalt¬ 
diktatur, weder seitens der herrschenden Klassen noch seitens 
der Arbeiterklasse anerkennen'' Zur Verhinderung einer 
solchen Diktatur der oberen Klassen akzeptierte die Resolution 
den'Generalstreik als Waffe, sie lehnte ihn aber ab als Mittel 
zur Förderung der Teuerungforderungen oder als Militärstreik 
zur Abschaffung des Militarismus. 

Der Beschluß des Parteitags verwarf aber diese Grundsätze, 
er proklamiert prinzipiell die Diktatur der Arbeiterklasse, die 
sich nicht der wirtschaftlichen Ausbeutung fügen darf, auch 
wenn diese dieMehrheit desVolkes bei derWahl auf sich vereinigt. 
Außerparlamentarische Massenaktionen, Militärstreik usw. 
sollen die Diktatur des Proletariats vorbereiten und durch¬ 
führen. Die parlamentarische Aktion wird deshalb nicht ab¬ 
gelehnt, vielmehr soll die Partei als eine politische Partei in 
erster Linie dahin streben, durch die Wahlen die politische 
Macht zu erobern. Die außerparlamentarische Aktion wird 
den „anderen Organisationen“ überlassen, den Arbeiter- und 
Soldatenräten, deren Errichtung der Parteitag warm begrüßt. 
Der neue Parteisekretär, Tranmäl, ist zugleich der Zentral- 
vorsitzende dieser Räte, so daß er alle Fäden in seiner Hand 
vereinigt. 
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In der Tat ist heute die norwegische Sozialdemokratie als 
die Partei Tranmäl anzusprechen. Wir sagen das ohne jeg¬ 
lichen sarkastischen Unterton, der gar nicht am Platze ist, 
weil dieser Arbeiterführer ganz anders bewertet werden muß, 
als jene radikalen Phrasenhelden, die in allen Ländern mit 
mehr oder weniger Erfolg ihren Unfug mit der Arbeiterklasse 
treiben und um so radikaler auftreten, je weniger sie die Be¬ 
drängnisse der Arbeiter am eigenen Leibe kennen gelernt haben. 
Von dieser Sorte hat auch Tranmäl mehr als genug in seinem 
Gefolge, einen Ryrre Grepp, der bürgerliche Literat vom 
Kaliber des Herrn Dr. Breitscheid in Deutschland, einen. Emil 
Stang, ein vermögender Advokat und Sohn des aus den 
einstigen Unionskämpfen bekannten konservativen Partei¬ 
führers, um nur zwei prägnante Männer zu nennen, die neben 
Tranmäl nun die Leitung der Partei übernommen haben. Aber 
diese Herrschaften vermochten nie eine Bedeutung zu erlangen, 
der Sieger in diesem Kampfe ist ausschließlich Tranmäl, der 
eine Persönlichkeit ist und das Zeug zum Führer hat, weil er 
mit glühender Leidenschaft an seine Mission glaubt. Daß er 
die Fähigkeiten seiner Gefährten nicht überschätzt, zeigen seine 
emsigen Bemühungen, Oie Lian, den Führer der Gewerk¬ 
schaften, zur Annahme eines Vorstandsamtes zu bewegen, ob¬ 
gleich der Parteitagsbeschluß diesen Bemühungen von vornherein 
jeglichen Erfolg versagen mußte. Fast ein Jahrzehnt hindurch 
haben diese beiden Anlipoden auf allen gewerkschaftlichen 
Tagungen ihre Kräfte gemessen und um den Sieg ihrer gänzlich 
entgegengesetzten Richtungen in schärfster Fehde gerungen. 
Daß Tranmäl jetzt alle Minen springen ließ, um sich die Mit¬ 
arbeit des populären und tatkräftigen Gewerkschaftsführers 
für die kommenden Kämpfe zu sichern, zeugt für seine Führer¬ 
qualität. 

Im gewerkschaftlichen Kampf hat Tranmäl die gleichen 
Grundsätze verfochten, die er jetzt in der Partei durchgesetzt 
hat. Massenaktionen zur Durchführung des Willens der Ar¬ 
beiterklasse gegen die anderen Volksfklassen, Beseitigung der 
aus den gemeinsamen Verhandlungen mit den Arbeitgebern 
hervorgehenden korporativen Arbeitsverträge, die auch die 
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Gewerkschaften binden, dafür Proklamierung der „anerkannten 
Arbeitsbedingungen“, die einseitig die Unternehmer binden; 
Obstruktion, Sabotage, kurzum die Diktatur des Proletariats 
auf dem Arbeitsmarkte. In den Gewerkschaften konnteiii diese 
Grundsätze keine Anwendung finden, weil diese Organisationen 
aus der Tagespraxis gelernt hatten, die entgegenstehenden 
Faktoren abzuschätzen und die eigenen Kräfte demgegenüber 
richtig zu bewerten. Auf das politische Gebiet übertragen 
haben die anarchosyndikalistischen Grundsätze in der Partei 
den Sieg errungen, weil hier momentane Stimmungen die 
nüchternen Erwägungen niederdrücken konnten. 

Die Stimmungen aber wurzeln im vorliegenden Falle in der 
Notlage der Arbeiterklasse. Von den drei skandinavischen 
Ländern hat Norwegen die unverfälschteste Demokratie mii 
Parlamentsherrschaft, allgemeines Wahlrecht für Männer und 
Frauen, Einkammersystem (der Odelsthing ist nur «eine Ab¬ 
teilung des einen Parlaments), und es hat darüber hinaus allen 
Wünschen der die See beherrschenden Entente Rechnung ge¬ 
tragen, um von dieser Seite auf freie Einfuhr hoffen zu können. 
Trotzdem ist es am Verhungern. Während die Lebensmittel¬ 
preise in Dänemark um 70 Proz., in Schweden um 98 Proz. 
gestiegen sind, betrug die Steigerung in Norwegen 129 Proz. 
Die Brotration beträgt in Norwegen einschließlich Mehl, Grütze 
und Erbsen 220 Gramm täglich und kostet 41 Oere, in Däne¬ 
mark ist sie 325 Gramm zum Preise von 22 Oere. Fleisch 
kostet in Norwegen 4,20 Kr., in Dänemark 1,65 Kr. usw. Die 
norwegischen Reeder helfen mit ihren Schiffen die Entente¬ 
länder verproviantieren, sie 'machem die Fährten, die ihnen 
große Gewinne einbringen, aber die Waren, die sie nach Nor¬ 
wegen bringen dürfen, reichen zur Versorgung des Landes 
nicht aus und müssen zu Wucherpreisen erworben werden, die 
dann noch durch Wucherfrachten eine weitere Verteuerung 
erleiden. 

Die aus dem demokratischen Wahlrecht hervorgegangenc 
Regierung hat dagegen nichts auszurichten vermocht. Die 
Parlamentsmehrheit hat sie gestützt, beide haben sich resig¬ 
niert mit den Verhältnissen abgefunden, die von den Entente- 
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regierungen und den eigenen Reedern diktiert werden. Die alte 
Parteileitung der Sozialdemokratie erklärte demgegenüber: wir 
müssen bei den Wahlen im Herbst die Mehrheit erringen und 
machen dann selbst die Politik des Landes. Tranmäl aber 
sagt: gewiß, den Versuch wollen wir machen, sein Gelingen 
ist jedoch zweifelhaft; gleichgültig, wie er ausfällt, wollen wir 
die Massen zur außerparlamentarischen Aktion bringen, die 
Diktatur des Proletariats proklamieren und auf die Parlaments¬ 
mehrheit pfeifen, wenn die Wahl gegen uns ausfällt. Die Ar¬ 
beiterklasse muß die herrschende Klasse werden, auch wenn 
sie nicht die Mehrheit im Volke erreicht. Die bolschewistische 
Revolution in Rußland habe den Beweis erbracht, daß eine solche 
Aktion gelingt. Das Argument Lians, daß die Revolution die 
fehlenKlen Lebensmittel nicht beschaffen kann, dessen Richtig¬ 
keit das russische Beispiel ebenfalls bewiesen hat, fiel dem¬ 
gegenüber ab. 126 Delegierte stimmten für Lian, 158 für 
4'ranmäl, der nunmehr die Probe aufs Exempel zu machen 
haben wird. 

Die alte Parteileitung wird sich wahrscheinlich loyal ver¬ 
halten und so die Parteispaltung zu vermeiden suchen. 'Da¬ 
durch wird aber die Lage für die neue Leitung um so schwie¬ 
riger, die nun voll und ganz die Verantwortung tragen muß, 
wenn sie die gemachten Versprechungen nicht einlöst. Und 
sie sind nicht einzulöseu. Die Sozialdemokratie Norwegens 
ist immer noch eine kleine Minderheit im Volke, ihre Aus¬ 
sichten auf einen entscheidenden Wahlsieg im Herbst sind durch 
den Systemwechsel in der Partei zum mindesten nicht größer 
geworden. Zudem ist es aber äußerst zweifelhaft, ob die zu¬ 
fällige Parteitagsmehrheit wirklich auch die Mehrheit der 
Parteimitglieder repräsentierte — was von der anderen Seite 
geleugnet wird — und noch zweifelhafter, ob sie die Mehrheit 
der breiten Massen hinter sich haben wird bei einer Aktion*, 
die von Hause aus mit der unerträglichen Hypothek, eine 
Aktion gegen die Demokratie zu sein, belastet wäre. Finn¬ 
land ist da kein leuchtendes Vorbild, wo immerhin 50 von 
90 sozialdemokratischen Fraktionsmitgliedern entschiedene 
Anhänger der neuen Grundsätze waren.. In Norwegen steht 
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die überwiegende Mehrheit der Fraktion auf dem Boden der 
alten Parteileitung und die Gewerkschafter vertreten ent¬ 
schlossen die Grundsätze der demokratischen Entwickelung. 
Ohne Einmütigkeit aller Zweige der Arbeiterbewegung sind 
Massenkämpfe nicht zu führen. Und diese Einmütigkeit kann 
im vorliegenden Falle gar nicht herbeigefüTirt werden, schon 
weil der Kampf von vornherein aussichtslos ist. 

Daß die fehlenden Lebensmittel nicht durch den General¬ 
streik herbeigeführt werden können, liegt auf der Hand. Die 
norwegische Landesverteidigung durch den Militärstreik zu 
beseitigen, ist ebenso aussichtslos, weil die Massen der Bauern 
und Kleinbürger sich einem solchen Unternehmen widersetzen 
werden. Die Proklamierung der Herrschaft einer Volks¬ 
minderheit wird zudem alle übrigen Volksschichten gegen die 
Arbeiter mobilisieren, die Niederlage ergibt sich dann von 
selbst. An ihr mitzuwirken hat die bisherige Parteileitung 
abgelehnt, und es steht außer jedem Zweifel, daß die Gewerk¬ 
schaften mit ihr gemeinsame Sache machen werden. 

Die neue Parteileitung kann jedoch mit der Verwirklichung 
ihrer Politik nicht lange zögern. .legliches Zögern müßte ihr 
die Arbeiterelemente entfremden, die ihr bislang folgten und 
nun auf die Erfolge pochen, die der alten Taktik angeblich 
versagt blieben. Die Zeit des Versprechens ist vorüber und 
die schwierigere Epoche des Einlösens hereingebrochen. 


Woran man die Franzosen gewöhnen muß. 

Es ist doch arg, wenn er (der französische Sozialist Vermorel) ver¬ 
langt. Bonaparte solle liberal, bürgerlich liberal werden und dann einen 
Krieg anfangen, um Deutschland von der Tyrannei Bismarcks zu be¬ 
freien! Diese Crapauds (Kröten), die, selbst wenn sie eine Revolution 
machen, Deutschland werden sehr zart anfassen müssen, glauben, als 
wenn mit einer gelinden liberalen Wendung sie wieder die alte Rolle 
spielen könnten. Ich halte es für sehr wichtig, gerade für den Fall 
einer Revolution, daß man die Herren daran gewöhnt, mit uns als 
Gleichen zu verhandeln. Der Bismarckismus in Deutschland, nach 
Fhnen. ist eine Natureigenschaft Deutschlands, die durch ihre Inter¬ 
vention kaputt gemacht werden muß, aber der Bonapartismus bei 
ihnen ist ein pures Akzidens (Anhängsel), das durch einen Minister¬ 
wechsel abgeschafft und in sein Gegenteil verwandelt werden kann! 

Friedrich Engels an Karl Marx, 1876. 
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ERNST HEILMANN: 

Annexionistisches Deutschland oder 
L'Entente annexioniste? 

D ie deutsche Sache hat wenig Freunde in der Welt. Die 
Tatsache, daß wir nahezu allgemein verhaßt sind, steht 
unleugbar fest; erklären mag man sie verschieden. 

Unsere landläufige Agitationsphrase führt Deutschlands Un¬ 
beliebtheit auf die preußische Reaktion und den alldeutschen 
Eroberungswahnsinn zurück. Prof. Baumgarten im Krieg und 
der bedenklich entgleiste Professor Otfried Nippolt schon vor 
seinem Ausbruch haben mit deutsch-professoraler Gründlich¬ 
keit Zeugnisse alldeutscher Ländergier gesammelt, und unsere 
Parteipresse zitiert sie fleißig. Unser Gerechtigkeitsgefühl spürt 
damit der deutschen Schuld am Kriege nach. 

Aber wir sind schwerlich auf der richtigen Fährte. Der 
preußische Junker und das preußische Dreiklassen Wahlrecht 
machen ganz gewiß in der Welt für Deutschland keine mora¬ 
lischen Eroberungen. Aber immerhin haben wir im Vergleich 
zum zaristischen Rußland in Preußen doch stets eine wahrhaft 
revolutionäre Freiheit genossen, und doch hat das Bündnis 
mit dem Zarentum den Ententesympathien selbst in den freie¬ 
sten Ländern wenig Eintrag getan. Nicht in der erschwerten 
Werbung um fremdländische Liebe liegt der weltpolitische 
Hauptschaden der preußischen Reaktion, sondern darin, daß 
sie im entrechteten Volk keine rückhalislose Vaterlandsliebe und 
keinen echten Nationalstolz aufkommen läßt. An Unbeliebtheit 
überragt das Deutsche Reich wie es vor dem Kriege aussah, 
übrigens noch bei weitem die — deutsche Sozialdemokratie. 
Deutschland fand immerhin noch ein paar, teilweise über¬ 
raschend waffentüchtige Bundesgenossen; die deutsche Sozial¬ 
demokratie hat in der Internationale nur einen einzigen Freund: 
die dänische. Sonst steht sie in der ganzen Welt allein, und 
ihre vereinzelten Freunde in anderen Ländern wagen kaum, 
sich zu ihr zu bekennen. Vielfach stellen die sogenannten 
Bruderparteien sogar den radikalsten deutschfeindlichen Flügel 
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in den neutralen Ländern; man denke an Schweden und die 
deutsche Schweiz! Und dabei haben wir doch an freigiebigen 
Leistungen und selbstaufopfernden Liebesanträgen für die 
anderen „Sektionen der Internationale“ soviel getan, daß uns 
zu tun fast nichts mehr übrig bleibt! Sympathie ist übrigens 
auch eng verwandt mit Mitleid, und insoweit wollen wir gern 
darauf verzichten. Immer noch besser gehaßt als bemitleidet! 

Mit blindwütigen deutschen Weltverschlingern und Massen- 
mordbejublern hat die Entente hingegen tatsächlich ein schönes 
Stück ihrer Propagandakosten bestritten. Unzweifelhaft werfen 
die Alldeutschen ständig Fensterscheiben ein, die das deutsche 
Volk mit Blut wieder kitten muß. Aber die Preßstrategen der 
Alliierten haben ebenso wie Reventlow, Claß und Dr. Fuchs 
auch Treitschke, Nietzsche, Richard Wagner und Goethes 
Faust als Beweise deutscher Skrupellosigkeit und Qewalt- 
anbetung auf ihre Rolle genommen und sind also um Agitations¬ 
stoffe nie verlegen — schlimmstenfalls kann man ja die ge¬ 
wünschten Aeußerungen auch fabrizieren. Und endlich gibt es 
gar kein Mittel, den Völkerverhetzern das Maul zu verbinden: 
unter der Preßfreiheit muß man es eben in Kauf nehmen, daß 
auch gefährlicher Unsinn geschrieben und gedruckt wird. 

•Daher ist es an sich auch ganz selbstverständlich, daß in den 
Ententeländern genau so brutale Kriegsverherrlicher zu Wort 
gekommen sind wie bei uns, genau so ungezügelte Appetite 
sich austobten. Der einzige Unterschied war der, daß es in 
Deutschland ein kleines mißachtetes Häuflein verantwortungs¬ 
loser Schwätzer war, das so tobte, während in Frankreich, 
Rußland usw. hochangesehene Staatsmänner, einflußreiche 
Parlamentarier und sonstige anerkannte Wortführer der öffent¬ 
lichen Meinung schon jahrzehntelang vor dem Krieg die künf¬ 
tigen Waffensiege glorifizierten und den Beruf ihrer Nation 
zur Weltherrschaft verkündeten. 

Zwei Parallelbücher gebeu eine ausgezeichnete Gelegenheit, 
die moralische Kriegsschuld der Kriegshetzerei hüben und 
drüben miteinander zu vergleichen. Das eine hat den bekannten 
Mitarbeiter der „Humanitd“ und französischen Propaganda¬ 
agenten Homo-Grumbach zum Verfasser und heißt: „Das 
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annexionistische Deutschland“, ist erschienen bei Payot u. Co. 
in Lausanne. Das andere stammt von dem Deutsch-Schweizer 
Dr. Max Beer, dem Autor des Regenbogen-Buches, betitelt sich 
„L’Entente annexioniste“ und kam im vorigen Jahr bei Ferdi¬ 
nand Wyss in Bern heraus. 

Grumbach hat auf annähernd 500 Seiten alle Annexions¬ 
wünsche zusammengestellt, die vom Kriegsbeginn an bis Juni 
1916 in Deutschland laut geworden sind. Aber um das viele 
Papier vollzuschreiben, hat er dabei noch 100 Seiten dem ent¬ 
schlossenen Kampf der deutschen Friedensfreunde gegen ge¬ 
waltsame Gebietserweiterungen und für Verständigung unter 
den Völkern widmen müssen. Und was rechnet dabei Grum¬ 
bach alles zum Annexionismus! Wenn Ludendorff 1915 rühmt, 
die Großrussen seien nach Osten zurückgeworfen, so ist das 
für das zarte Refraktärgemüt schon klar erwiesene Eroberungs¬ 
sucht. Vergreift sich der König von Bayern in der Geographie 
und fordert eine rein deutsche Rheinmündung, so ist er für 
Homo, das Mensch der „Humamtö“, schon als brutaler An¬ 
nexionist entlarvt. „Offizielle Reichs- und Verbandsorgane“ 
haben nach Grumbach sich schon frühzeitig für Annexionen 
ausgesprochen; die hierfür zusammengestellten Belegstellen 
entstammen der „Norddeutschen Allgemeinen Zeitung“, der 
„Nationalliberalen Korrespondenz“, dem „Zentralblatt der 
Christlichen Gewerkschaften“ und dem — „Konfektionär“. Gibt 
es schlagendere Beweise dafür, daß ganz Deutschland geil nach 
fremden Ländern gieperte?! 

Am interessantesten ist für uns aber zweifellos, was Grum¬ 
bach über die Ansteckung selbst der deutschen Sozialdemo¬ 
kratie durch die allgemeine deutsche Länderverschlingungs¬ 
sucht zu erzählen weiß. Schon im Vorwort seines Buches ent¬ 
wickelt er hierfür sein ganzes Programm, und wir wollen ihn 
mit seiner Anklage ausführlich und in seiner eigenen Form zu 
Wort kommen lassen. Hören wir Grumbachs Frage- und Ant¬ 
wortspiel: 

„Wie steht es denn nun aber in Wirklichkeit um die Sozialdemo¬ 
kratie in dieser Hinsicht? Im allgemeinen so, daß wir uns darüber 

freuen können. Ausnahmslos wenden sich alle Erklärungen, die 
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öffentlich im Namen der Gesamtpartei oder der Qesamtfraktion ab¬ 
gegeben wurden, gegen jede Annexionspolitik. Gemeinsam haben 
sich die Reichstagsfraktion, als sie noch nicht gespalten war, und 
der Parteiausschuß, der die höchste Instanz der sozialdemokratischen 
Partei nach dem Parteitag bildet, in den am 16. August 1915 an¬ 
genommenen Leitsätzen gegen die Annexionspolitik ausgesprochen. 
In einer Petition, die der Parteivorstand und der Fraktionsvorstand 
im Juni 1915, wohl schon etwas unter dem Druck der wachsenden 
Oppositionsljewegung und des von Bernstein-Haase-Kautsky kurz 
vorher veröffentlichten Manifestes, an den Reichskanzler schickten, 
wurde in der nachdrücklichsten Weise die Verwerfung jeder 
Annexionspolitik gefordert. Im preußischen Landtag hat der Ab¬ 
geordnete Otto Braun, der Mitglied des Parteivorstandes ist, sich 
nicht minder klar im Namen der Gesamtfraktion gegen Annexionen 
irgendwelcher Art ausgesprochen, wobei er betonte, daß für die 
Sozialdemokraten das Selbstbestimmuiigsrecht der Völker ein heili¬ 
ges, unantastbares Prinzip sei. Genosse Philipp Scheidemann hat 
sich ebenfalls bei verschiedenen Gelegenheiten als Gegner jeder 
Annexionspolitik bekannt. 

Aber daneben gibt es eine Menge beunruhigender Anzeichen, die 
beweisen, daß selbst dieses Prinzip nicht mehr für alle deutschen 
Sozialdemokraten unerschüttert dasteht. In Artikeln und Reden 
haben bekannte Sozialdemokraten sich mehr oder weniger verschämt 
gegen die Aufrechterhaltung der Parole: „Gegen jede Annexion" aus- 
gjssprochen. Paul Lensch, der wilde Doktor Eisenbart, der früher 
als Chefredakteur der „Leipziger Volkszeitung“ die „radikalsten" 
Kuren gerade für milde genug hielt, um die Reinheit der Prinzipien 
jenen einzubläuen, deren Meinungen nicht mit dem Schema Paulchen 
Lenschs übereinstimmten, hat schon in den ersten Monaten des 
Krieges gefunden, daß man das Selbstbestimmungsrecht unter allen 
Umständen zum alten Eisen werfen müsse und daß Bismarck ein 
Esel war, als er Beifort nicht annektierte. Und Paul Lensch ist 
Hauptmitarbeiter eines der größten Mehrheitsblätter Deutschlands, 
des „Hamburger Echo“. Der „große Marxist" Kolb aus Karlsruhe, 
der ebenfalls große Marxist und Reichtsagsabgeordnete Oskar Geck 
aus Mannheim, die hessischen Laiidtagsabgeordneten Adelung und 
Marum, der leitende Redakteur unseres Parteiblattes in Köln, 
Genosse Meerfeld, und andere haben es laut hinausgerufen, daß es 
„unmarxistisch“ wäre, bei dem Siatz: „Gegen jede Annexion“ stehen 
zu bleiben. Zu den Fraktions- und Parteiausschußbeschlüssen vom 
16. August 1915 schrieb das „Harburger Volksblatt“, daß man den 
gegen jede Annexionspolitik gerichteten Absatz bedauern müsse. 
Als Antwerpen gefallen war, stand im offiziellen Organ einer der 
größten deutschen Gewerkschaften, im „Courier“ des Transport¬ 
arbeiterverbandes, der über 100 000 Mitglieder zählt, zu lesen: „Nun 
weht die deutsche Fahne über Antwerpen, wir hoffen, daß sie nie 
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mehr heruntergeholt wird.“ Vor ganz kurzem noch hat der Reichs¬ 
tagsabgeordnete von Frankfurt a. M., Dr. Max Quarck, in einem 
Leitartikel, den die „Fran-kfurter Volksstimme“ veröffentlichte, seiner 
Freude darüber Ausdruck verliehen, daß eine im Reichstag ab¬ 
gegebene Erklärung Eberts nicht vom Osten spreche, wo die anti- 
annexionistische Formel nicht genüge. Von einem der Hauptredner 
der Fraktionsmehrheit, dem Genossen Dr. Landsberg aus Magdeburg, 
wissen wir durch Lederbour, daß er in einer geschlossenen Fraktions- 
sitzuug die Frage stellte: „Ja. und wenn es sich nun herausstellte, 
daß Annexionen im Osten etwa bis zur Narewlinie im Interesse der 
Sicherheit unseres Landes notwendig sind, welcher Deutsche würde 
es wagen, sich dagegen auszusprechen?“ 

Und hat nicht Genosse Philipp Scheidemann selbst, der sich bei 
früheren Gelegenheiten in so schneidend-scharfer Weise gegen jede 
Annexionspolitik ausgesprochen hatte, plötzlich im Reichstag dem 
Vorsitzenden der damals eben neugegründeten Sozialdemokratischen 
Arbeitsgemeinschaft, dem Genossen Haase, der die Annexions- 
bestrebungen rücksichtslos an den Pranger stellte, unter dem stürmi¬ 
schen Beifall der Bürgerlichen zugerufen: „Ein Kindskopf müsse 
derjenige sein, der da glaube, dieser Krieg müsse zu Ende gehen, 
ohne daß irgend ein Grenzstein, den vermoderte Diplomaten irgend 
einmal gesetzt haben, verrückt werden dürfte!“ Oh, dieser Aus¬ 
spruch brauchte nicht ohne weiteres im annexionistischen Sinn 
gedeutet zu werden: aber hinausgeschleudert in einer von Annexions¬ 
bazillen überschwängerten Atmosphäre, wie der des deutschen Par¬ 
laments, polemisch gegen die scharf anti-annexionistischen Aus¬ 
führungen Haases gerichtet, bejulielt von den annexionistischen 
Parteien des Reichstags, ei hielt er unvermeidlich einen Sinn, der 
mich zwingt, ihn ebenfalls unter den beunruhigenden Symptomen 
aufzuzählen, besonders angesichts der großen, führenden Rolle, die 
Scheidemann spielt.. Nicht umsonst erntete damals Scheidemann in 
der bürgerlichen Preses das Lob, sich zum Staatsmann zu ent¬ 
wickeln — und das war immer schon Philipps Ideal, als er noch in 
stillen Stunden auf den Parteitagen sich die Zeit damit vertrieb, 
seine eigene Karikatur auf ein Blättchen Papier zu werfen und 
darüber zu 'kritzeln: „e staatsmännisches Keppche“. Nicht umsonst 
schrieb damals in höchster Befriedigung die annexionistische „Köln. 
Volkszeitung“: „Herr Scheidemann steht den Annexionisten im 
Grunde näher als der demokratische Herr von Payer“, nicht um¬ 
sonst rief sie etwas ironisch aus: ..Wenn man schon anfängt Grenz¬ 
steine zu verrücken, dann wird alles nur eine Frage der militärischen 
Zweckmässigkeit, darüber ist sich Herr Scheidemann sicher klar!" 
Und anders konnte der Ausspruch Scheidemanns auch gar nicht 
verstanden werden. Er hat später in einer an das sozialistische 
Organ in Solingen, die „Bergische Arbeiterstimme“, gerichteten Zu¬ 
schrift dagegen protestiert, als habe er für Annexionen eintreten 
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wollen. Ich will seinen Protest hier nicht unerwähnt lassen, aber 
ich füge hinzu, daß jene Hunderte von bürgerlichen Blättern, die 
seine Ausführungen im Reichstag gebracht hatten, um dem Volk zu 
zeigen, daß sen>st der Führer der sozialdemokratischen Reichstags¬ 
fraktion allmählich eingesehen habe, daß es ohne Annexionen nicht 
abgehen könne, sich wohl hüteten, seine Zuschrift an die „Bergische 
Arbeiterstimme“ ebenfalls nachzudrucken: nur die wenigsten Men¬ 
schen in Deutschland werden davon etwas erfahren haben, so daß 
der erste Eindruck seiner Rede bestehen blieb.“ 

Das ist alles, was Qrunibach uns vorzuwerfen hat. Im Text 
des Buches selbst tauchen alle diese roten Annexionisten noch 
einmal ausführlich auf. Da hat Lensch noch einmal bedauert, 
daß Bismarck nicht 1870 auch moch Beifort annektiert hat. 
Schippel hat die Notwendigkeit der deutschen Flotte vertreten. 
.Südekum hat gemeint, man dürfe keine fremdem Völker unter¬ 
drücken, müsse aber eventuell die deutschen Grenzen sichern. 
Landsberg soll wieder in der Fraktionssitzung etwas von der 
Narew-Linie gesagt haben, Oskar Geck auf die Gefahr des 
Lochs in den Vogesen für Süddeutschlaiid hingewiesen haben. 
Meerfeld hat ausgerufen, Polen dürfe nach dem Krieg nicht 
mehr russisch sein; Deutschland dürfe keine Völker unter¬ 
drücken, aber gerade um der Freiheit willen könnten deutsche 
Eroberungen sehr notwendig sein. Das „Harburger Volksblatt“ 
hat gemeint, die endgültige Entscheidung über die Amnexions- 
frage könne erst bei Kriegsende fallen, und Kloth hat davor 
gewarnt, sich prinzipiell auf den Annexionsverzicht festzulegen, 
solange die Feinde nicht Elsaß-Lothringen deutsch sein lassen. 
Winnig, Heine, Peus und noch einige andere marschieresm mit 
ebenso schwer belastenden Aeußerungen auf, nicht ohne nach¬ 
her im öW//annexionistischen Teil von Grumbachs Buch auch 
als die hervorragendsten Bekämpfer der Annexionssucht zitiert 
zu werden. 

Die Prachtstücke der Grumbachschen Sammlung, Aeuße¬ 
rungen wirklich wilder Raubgier, stammen übrigens lustiger¬ 
weise von Maximilian Harden. Von Harden, der bis zum 
1. Mai 1915 Antwerpen und Calais, Tanger und Toulon als 
Unterlage der deutschen Vormacht in der Welt forderte. Erz¬ 
bergers Artikel im „Tag“ von 1914 und 1915 hat sich Grumbach 
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noch entgehen lassen. Sonst aber hat er jeden angeführt, der 
irgendein Wort über Gebietserweiterungen geredet oder ge¬ 
schrieben hat. Seitenlang zitiert er Leute, die kein einziger 
Leser kennen wird, z. B. Darius, Dr. Strahl, I. P. Buß, Freiherr 
V. Lichtenberg, Fritz Lembke, Konrad Borschling, Dr. Hermann 
Losch usw. bis ins Unendliche. Und hat man das ganze Buch 
mit heißem Bemühen bis zu Ende durchstudiert, stellt man ver¬ 
wundert fest, daß eigentlich alle Leute in verantwortlicher 
Stellung in Deutschland sich stets recht vorsichtig und ge¬ 
mäßigt ausgedrückt haben und die leichtfertigen Schreier gar 
nichts bedeuten. 

Und dann nimmt man die Beersche Anklageschrift gegen die 
Entente zur Hand. Beer ist ein wirklicher Neutraler, ein be¬ 
geisterter Anhänger des Verständigungsfrieden auf Grund der 
alten Grenzen vor dem Krieg. Er hält sich nicht lange dabei 
auf, zu beweisen, daß während des Krieges in allen Ländern 
Eroberungspläne aufgetaucht sind. Auch gewechselt haben, Je 
nach der Kriegslage. Da ist es ja bekannt genug, wie etwa 
das zaristische Rußland durch seine Ministerpräsidenten und 
Minister des Auswärtigen wie durch die Wortführer der Duma 
ganz amtlich und feierlich Konstantinopel und Ostgalizien be¬ 
ansprucht hat. Oder Frankreich sich in Geheimverträgen die 
Herrschaft über das gjanze linke Rheinufer zusichern ließ. 
Von Deutschland existiert keinerlei offizielles Dokument, das 
auch nur entfernt solche Eroberungsziele bekennen würde. 

Aber Beer geht weiter und erörtert Politik und geistige 
Verfassung der kriegführenden Völker auch vor dem Krieg. 
Da spielten z. B. im Winter 1913 auf 1914 ein halbes Dutzend 
großer Pariser Theater Revanchestücke, aber ein ganzes 
Dutzend Berliner Theater Werke französischer Dichter. Da 
bezeugte Deutschland ein weitgehende Gleichgültigkeit, als der 
Griechenkönig Konstantin seine Türkensiege als Ergebnis seiner 
strategischen Schulung in Deutschland pries, aber in Frank¬ 
reich rasten darüber wahre Stürme der Entrüstung. So küm¬ 
merte sich in Deutschland kein Mensch darum, wenn ein franzö¬ 
sischer Offizier über die Schönheit des Krieges delirierte: 
..Alle Menschen sind ein wenig trunken .... alle bekränzt mit 
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Rosen und halten sich an der Hand .... wie bei irgendeinem 
ungeheuren Bachanal. Nur kraft des Krieges vollbringen beide 
leindliche Völker mit unglaublicher Schnelligkeit Fortschritte, 
die sie sonst in 20 oder 40 Jahren nicht erreicht hätten. Die 
Menschheit ist wie die Frauen: der Schmerz verjüngt sie.‘* 
Kein Hahn krähte in Deutschland danach, als der französische 
Kriegsminister Messirny aus dem Balkankrieg die „große 
Lehre“ zurückbrachte: „Man darf nicht kämpfen, um sich zu 
verteidigen, man muß kämpfen, um zu siegen.“ Aber in Frank¬ 
reich wurden alle entsprechenden Aeußerungen von deutscher 
Seite aufs eifrigste gesammelt, um zur Agitation gegen die 
deutsche Eroberungssucht zu dienen. Kein Geringerer als 
Sembat hat 1911 warnend ausgerufen, er kenne ruhig über¬ 
legende, kultivierte, weitsichtige Menschen, ausgezeichnete 
Franzosen, die in der Tiefe ihres Herzens oder auch bei der 
öffentlichen Darlegung ihrer Gedanken den Krieg wollten. Es 
gebe Staatsmänner, Diplomaten und Minister, welche die inter¬ 
nationale Lage sehr gut kennten und der Meinung seien, daß 
Frankreich sich nur durch einen glücklichen Krieg wieder 
erheben könne und daß allein der Sieg ihm seinen Rang in der 
Welt wiedergeben werde. 

Auf Grund eines erdrückenden Materials aus allen Entente¬ 
ländern beweist Beer, daß die gesamte Entente auf der Grund¬ 
lage beruhte, daß ihre Teilnehmer sich gegenseitig neue Gebiete 
zuschanzen wollten. Daß es keine allitalienische, allromamsche, 
allenglische Partei zu geben brauchte, weil er das ganze Land 
erobern wollte. Obwohl mehr Deutsche außerhalb der Reichs¬ 
grenzen wohnten als Italiener, Serben, Franzosen, Engländer 
und Rumänen außerhalb ihres politischen Staatsgebiides, war 
Deutschland das einzige Land, das keine Irredenta erzeugte. 
Deutschland allein wollte nicht erobern, weil es im Frieden 
glänzend gedieh, weil die preußische Konstruktion des Reichs 
eine weitere Vermehrung weder der preußischen Stimmen noch 
der Stimmen außerpreußischer Bundesstaaten zuließ, weil es 
schon wegen des Bundes mit Oesterreich fanatisch am Status 
quo festhielt. Demgegenüber erklärte z. B. die ganze serbische 
Presse lange vor dem Krieg, Oesterreich-Ungarn habe das 


Digitized by Go 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




94 Annexioiiistisches Deutschland — L’Entente annexioniste? 


Recht auf Existenz verloren. Noch am 28. Juli schiebt ein seit¬ 
her so unbedingt der Entente ergebenes Blatt wie die „Gazette 
de Lausanne“ in den Ausführungen ihres damals leitenden 
Kopfes, des Colonel Edouard Secretan, die ganze Verantwortung 
für den österreichisch-serbischen Konflikt auf das offizielle 
Serbien und die in ihm herrschende Kamarilla der Königs¬ 
mörder, die geschützt von der Allmacht des russischen Ge¬ 
sandten sich zügellos ihrem gefühlsmäßigeni Haß gegen Oester¬ 
reich-Ungarn hingegeben habe. Schon am 24. Juli 1914 sagte 
dasselbe Blatt voraus, daß 4er Wahlsieg des Ministeriums 
Pasitsch für Serbien neue kriegerische Unternehmungen und 
wahrscheinlich eine katastrophale Niederlage zur Folge haben 
werde. Stimmen wie die Victor Cambons und auch Lloyd 
Georges, die beweisen, daß Deutschland ganz unmöglich einen 
Willen zum Krieg haben konnte, bilden dazu wiederum das 
Gegenstück. 

Beers Material ist wahrhaft überwältigend. Besäße die 
Entente ein solches Dökumentenwerk, wir könmten uns nicht 
davor retten: alle Tage würde es gegen uns zitiert und ins 
Feld geführt. Die Einfuhr des Grumbachschen Buches nach 
Deutschland ist unseres Wissens nicht gestattet; das ist sehr 
schade, denn seine Inhaltsarmut spricht ausgezeichnet für 
Deutschland. Aber wieviel Leute in Deutschland mögen das 
Beersche Buch wohl kennen! In dem Jahr, seitdem es er¬ 
schienen ist, fand ich es im ganzen dreimal in der ganzen deut¬ 
schen Presse erwähnt. 

Angesichts solcher Vertiältnises brauchen wir gar nicht lange 
zu fragen, warum tatsächlich, wie Lichnowsky sagt, alle feind¬ 
lichen Staaten und neun Zehntel der Neutralen in Deutschland 
den Schuldigen am Weltkriege erblicken, uns hassen und uns 
verfluchen. Deutschland kämpft ja gar nicht ernsthaft für sein 
Recht, wenigstens nicht mit geistigen Waffen. Alle Woche 
erneuert Rohrbach gegeu die deutsche Regierung den Vor¬ 
wurf, daß sie gar nicht zu wissen scheine, was diplomatische 
Offensive, was politischer Angriffsgeist sei. Die arme Regierung 
kann aber gar nicht diplomatisch angreifen, selbst wenn sie 
etwas davon verstünde, denn die deutsche Presse und Politik 
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folgen ihr nicht. Dem Deutschen ist auch in weltpolitischen 
Streitfragen — Erbe unserer Vergangenheit! — nur wohl, wenn 
er gegen den Deutschen streitet. 

Zum Beweise genüge ein typischer Fall: das (glückliche oder 
unglückliche) Wort Bethmanns über das Unrecht an Belgien 
d^rf keine Woche in irgendeiner deutschen Zeitung fehlen, sei 
sie nun alldeutsch oder suttnerisch. Die allwöchentliche Unter¬ 
streichung dieses „Unrechts“ -durch uns selbst bämmert es un¬ 
lösbar tief ins Gehirn der' Menschheit. Vor Jahr und Tag 
machte ich desihalb einen ^hervorragenden Kollegen darauf 
aufmerksam, daß er doch einmal zur Abwechslung das Qrey- 
Telegramm nach Wien zitieren sollte, England sehe ja ein, daß 
Serbien an Oesterreich-Ungarn eine Genugtuung schulde. Das 
Wort sei ja von der deutschen Presse bisher, obwohl es das 
genaue Gegenstück zum „belgischen Unrecht“ ist, so unbe¬ 
achtet gelassen worden, daß es geradezu sensationell neu wirke. 
Der Kollege stutzte gewaltig und versprach, künftig ein wenig 
mehr Grey statt Bethmann zu strapazieren. In seinem Blatt 
wird seitdem wieder jede Woche das „Unrecht an Belgien“ 
breitgetreten, und die „Genugtuung“ von Serbien ist seinen 
Lesern noch immer unbekannt. 

In allen West-Ländern steht das Volk solidarisch hinter dem 
Recht seines Landes. Finden sich in England eine Handvoll 
mutiger Männer, die den Willen zur Objektivität aufbringen — 
und England hat solche während fast aller Kriege des 19. Jahr¬ 
hunderts schon gehabt —, so wirken sie wie das Erscheinen 
weißer Raben. Nur der Russe hat den Trieb, „sich selbst zu 
bespucken“, und je gründlicher er das besorgt, desto fester 
glaubt er daran, richtig und edel zu handeln. Für seine Person 
und sein ganzes Volk ist ihm von Zeit zu Zeit die tiefste Selbst¬ 
erniedrigung, das rücksichtsloseste Sündenbekenntnis Bedürf¬ 
nis. An dieser Krankheit des gebrochenen moralischen Rück¬ 
grats leidet im internationalen Fragen auch das deutsche Volk, 
es ist allzu gerecht. Wer sagt, daß in irgendeiner Frage 
Deutschland im Recht sei, ist kein Normaldeutscher, entweder 
ein verrückter Alldeutscher oder ein gekaufter Regierungskuli. 
Wie sollte man anders die absolut unnatürliche Erscheinung 
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erklären, daß er für Deutschland Partei ergreift! Ein freier 
und forscher Kerl ist man nur, wenn man kräftig auf die Regie¬ 
rung schimpft. Das ist der sichere Weg zum politischen Erfolg. 

Die Haltung der größten Berliner Blätter während des ganzen 
Krieges, besonders während der Friedensverhandlungen mit 
Rußland und jetzt wieder derer mit Rumänien, ist vollendet 
gewissenlos gewesen und einfach ein Skandal. Am aller¬ 
schlimmsten treibt es dabei die Presse, die sich als patent¬ 
patriotisch aufspielen möchte. Die Bezeichnung als „Piraten 
der öffentlichen Meinung“ für die Bethmann- und Kühlmann¬ 
hetzer ist eigentlich noch viel zu milde. Es kann in der Welt 
keinen Freund Deutschlands geben, weil man ihn sofort in 
jeder Frage damit widerlegen kann, daß ja nahezu die gesamte 
deutsche Oeifentlichkeit Deutschlands weltpolitisches Verhalten 
selbst aufs Schärfste verurteilte. Welch Material für den ,3e- 
weis“ deutscher Hinterhältigkeit und Brutalität liefert die 
deutsche Presse täglich der künftigen russischen Revanche¬ 
propaganda! 

Deutschland hatte im Weltkrieg recht, aber wir werden nie 
Recht bekommen. Wir führten einen Verteidigungskrieg, aber 
die Welt wird es nie anerkennen. Jetzt erst recht nicht, nach¬ 
dem die Feinde uns zum Aeußersten getrieben und jede andere 
Entscheidung als die durch Waffengewalt ausgeschlossen 
haben. Und dabei erfüllt sich jetzt nur das Wort, das Qrum- 
bach als einziges „wirklich“ annexionistisches Wort aus der 
deutschen Sozialdemokratie für seine Sammlung ausfindig 
machen' konnte — ich habe es selbst in einem ziemlich bekannt¬ 
gewordenen Artikel im Sommer 1915 geschrieben: 

„Ein Verteidigungskrieg wird noch nicht dadurch zu einem Er¬ 
oberungskrieg, daß man an seinem Ende Sieger bleibt und etwas 

gewinnt . Den Banditen einen Freibrief ausstellen, daß sie 

uns an die Gurgel springen können, so oft sie wollen, ohne be¬ 
fürchten zu müssen, daß sie dabei etwas verlieren, wäre nicht mehr 
Politik, sondern selbstmörderischer Wahnsinn. Wir haben im 
Gegenteil schon jetzt unseren Feinden zu sagen, daß ihr Spiel ver¬ 
loren ist und daß jeder Tag länger, den sie zögern, ehe sic es 
aufgeben, sie teuer zu stehen kommen wird." 
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Ich hätte nichts sehnlicher gewünscht; als daß damals, nach¬ 
dem die russische Dampfwalze sich als untauglich erwiesen 
hatte, alle deutschen Sozialdemokraten so zu den Feinden ge¬ 
sprochen hätten, um sie zu warnen. Vielleicht wäre dann ver¬ 
mieden worden, was jetzt geschehen wird: daß dieser Ver¬ 
teidigungskrieg Deutschlands gegen eine annexionistische Welt 
von Feinden mit deutschen Eroberungen schließt, an die vor 
dem Kriege kein einziger Deutscher gedacht hat. Aber aus 
Furcht davor, für annexionistisch zu gelten, hat leider die 
Partei die annexionistische Entente mit Samthandschuhen an¬ 
gefaßt; so versäumte diese die letzten Gelegenheiten zum 
Rückzug und schul erst das annexionistische Deutschland. Um¬ 
sonst hat Kassandra den Ewigblinden das ihren Städten nahende 
Unheil vor drei Jahren gekündet. Jetzt nimmt das Schicksal 
seinen Lauf.- 


LYNKEUS: 

Die Lage der deutschen Zeitungen. 

D er Krieg hat die wirtschaftlichen Fundamente der Tageszeitungen 
aufs schwerste erschüttert. Aeußerlich tritt das weniger in Er¬ 
scheinung, trotz vorgenommener Einschränkungen; hätten wir aber 
eine größere Zahl von Tageszeitungen in Gestalt von Aktiengesell¬ 
schaften, die bekanntlich zu öffentlicher Rechnungslegung verpflichtet 
sind, so würde sich ühr wirtschaftlicher Verfall nur zu deutlich offen¬ 
baren. Dieser Verfall beruht nicht allein auf den um das Drei- und 
Vierfache gesteigerten Herstellungskosten, sondern in der Hauptsache 
auf dem Rückgang der Einnahmen aus Anzeigen und dem zu niedri¬ 
gen Bezugspreis der Tagesblätter. Die Ausnahmen einiger groß¬ 
städtischer Blätter bestätigen nur die allgemein zutreffende Regel. 

Schon vor dem Kriege entrichtete der Bezieher der Zeitung durch¬ 
schnittlich nur die Hälfte ihrer Herstellungskosten. Die andere Hälfte, 
sowie den oft sehr beträchtlichen Ueberschuß leisteten die Aufgeber 
der Anzeigen. Diese ungesunde Basis des Zeitungsgeschäfts mußte 
eine Krisis herbeiführen, sobald der kostenbringende Teil der Zeitung 
— der redaktionelle Inhalt — höher wurde als der nutzbringende 
.Anzeigenteil Würde sich die Zeitung in die Gesetze der Waren¬ 
produktion einfügen lassen, so müßte ihr Bezugspreis auf der Grund¬ 
lage der Herstellungskosten beruhen. Das war früher der Fall, ehe 
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sie durdh das Anzeigengeschäft in eine Abhängigkeit geriet, der sie 
nun nicht mehr entrinnen kann. Selbst die 'höchststrebende Redaktion 
und der einsichtigste Verleger müssen schließlich dem eisernen Zwange 
der Existenzmöglichkeit unterliegen. 

Nun ist ja allerdings der Bezugspreis vieler Zeitungen während des 
Krieges um 20, 30 oder mehr Pfennige monatlich erhöht worden — 
aber diese Pfennige verdampfen wie der Tropfen auf einem heißen 
Stein. Auch die Inseratenpj-eise wurden erhöht. Aber bezeichnend 
bleibt es, daß eine ganze Anzahl großstädtischer Blätter ihren Bezugs¬ 
preis nicht oder nur unwesentlich zu erhöihen wagten, weil sie be¬ 
fürchteten, damit ihre Auflagen und zugleich ihre Anzeigeneinnahmen 
zu verringern. Nach außen hin wurde diese Haltung mit der be¬ 
kannten Phrase der hohen Kulturaufgaben der Presse verbrämt! Da 
muß man doch fragen: Wenn solche hohe Kulturaufgaben wirklich 
erfüllt werden oder wenn sie erfüllt «werden sollen, hat dann nicht 
derjenige, dem sie zugute kommen, die Verpflichtung, die Kosten¬ 
deckung in ausreichenderer Weise als bisher zu übernehmen? 

In einem Warenhause können Bleistifte oder Reklameartikel ver¬ 
schenkt werden, solange sie als Erhöhung der Unkosten schließlich 
in gesteigertem Umsatz ihre Ausgleichung finden. Der billige Bezugs¬ 
preis der großen Tagesblätter war vor dem Kriege so eine Reklame¬ 
zugabe: durch den Krieg ist er zu einem das ganze Zeitungswesen 
in seinen Grundlagen erschütternden Mißbrauch geworden. 

Nun betrachten allerdings die meisten Verleger die Kriegsverhält¬ 
nisse als eine Episode. Mit ihrem Verschwinden erwarten sie die 
Wiederkehr der alten Zustände: das Sinken der hohen Material¬ 
preise, das Wiedererwachen des großen Inseratengeschäfts, kurz: die 
alten rentierlichen Verhältnisse. Diese Leute dürften schwere Ent¬ 
täuschungen erleben. Einsichtige Volkswirtschaftler sind sich darüber 
klar, daß eine Preissenkung nur allmählich und in «mäßigen Grenzen 
erfolgen kann. Dagegen werden die toten, also nicht abwälzbaren 
Kosten, wie Steuern usw., erheblich steigen. Man kann daher die 
jetzigen materiellen Verhältnisse als Basis der Untersuchung der 
Verhältnisse der Tagespresse betrachten. Auch die Hoffnung auf den 
Status quo ante der Inserateneinnahmen wird sich nicht erfüllen. Der 
freie Handel, der Wettbewerb der Konkurrenten bildete die Voraus¬ 
setzung des einträglichen Inseratengeschäfts. Diese Voraussetzung 
fällt weg durch die Ausschaltung des freien Handels für einen großen 
Teil der Güterbewegung; reine oder gemischte Staatsbetriebe, syndi¬ 
zierte Unternehmungen brauchen aber keine Anzeigenreklame, und 
schließlich wird für viele Jahre die Nachfrage nach Gebrauchswerten 
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das Angebot übersteigen. Rechnet man noch dazu die gesunkene 
Kaufkraft der breiten Masse und den Konkurrenzkampf der großen 
Blätter gegen die mittleren und kleinen, so ergibt sich ein ungefähres 
Bild der Zukunft der deutschen Tageszeitungen. 


Allerdings kann man sie nicht alle in eine Schablone zwängen. Die 
großen kapitalkräftigen, kaufmännisch und journalistisch geschickt 
geleiteten Unternehmungen werden noch mehr als bisher Geltung 
erlangen. Der allgemeine Konzentrationsprozeß der kapitalistischen 
Wirtschaft vollzieht sich auch im Zeitungsgewerbe. Die großen Zei¬ 
tungen können daher aus unserer Betrachtung ausscheiden. Hier 
werden Konzerne O'der Vertrustungen die öffentliche Meinung zu 
beherrschen versuchen. Ein Blick auf den Bezieherumfang zeigt, 
wie alle Vorbedingungen dafür vorhanden sind. Nach dem vom 
Kriegspresseamt herausgegebenen „Handbuch deutscher Zeitungen“ 
gibt es 63 Zeitungen bis zu 500 Auflage, 24 bis 1000, 484 bis 2000, 
623 bis 5000, 340 bis 10 000, 261 bis 50 000, 42 bis 100 000 und 19 mit 
über 100 000 Auflage. Die größten Auflagen haben: „Der Montag'“ 
(Berliner Lokalanzeiger) 270 000, „Berliner Volkszeitung“ 265 000, 
.berliner Tageblatt" 240 000, „Welt am Montag“ 180 000. Die „Ber¬ 
liner Morgenpost““, von der neuere Angaben fehlen, hatte schon vor 
dem Kriege eine Auflage von rund 400 000 erreicht. 

Rechnet man dazu die Auflagen der- übrigen Berliner und der 
einiger größerer Provinzblätter in Magdeburg, Breslau, Köln, Frank¬ 
furt a. M., so ergibt sich, daß in Preußen zwei Dutzend „Weltblätter“ 
den doppelt so hohen Bezieherstand besitzen als alle übrigen zirka 
1640 Zeitungen. Und ähnliche Verhältnisse ergeben sich für ganz 
Deutschland. Von 2056 Tageszeitungen Deutschlands haben eine 
Auflage bis 10 000 (kleine Zeitungen) 1734, bis 50 000 (mittlere) 261, 
darüber 61. Diese 61 großen Zeitungen weisen ungefähr 9 Millionen 
Bezieher auf, die mittleren 261 ungefähr 6 Millionen, die 1734 kleinen 
zusammen ungefähr 4Ms Millionen. Diese Tatsachen sprechen nur zu 
deutlich für den Siegeszug des Großbetriebe^ im Zeitungswesen; sie 
offenbaren jedoch zugleich das Elend des deutschen Winkelpreßwesens, 
mit dessen Verschwinden erst die Grundlagen der politischen Bildung 
des deutschen Volkes gelegt werden können. Denn diese 1734 Zei¬ 
tungen sind entweder gesinnungst4chtige Amtsblätter mit Volksver¬ 
dummungstendenzen oder wertlose Abklatsche größerer Blätter oder 
gar Plattenzeitungen. Zu dieser Sorte von „Kulturträgern“ gehören 
30 Proz. der Tagespresse. • / 
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Wird die Entwicklung des deutschen Zeitungswesens dahin führen, 
den Bezugspreis auf eine rationellere Grundlage zu stellen, also ihn 
mit den Herstellungskosten in Einklang zu bringen, so werden auch 
die Leistungen nicht nur durch die Konkurrenz, sondern erfreulicher¬ 
weise auch durch die Ansprüche der Leser gesteigert w^erden müssen. 
Gesteigerte Leistungen setzen vermehrten Zugang von Intelligenz 
zum Zeitungswesen, nicht Vermehrung des Druckpapiers, also mehr 
Qualität, nicht Quantität, voraus. Vorbedingung ist und bleibt ein- 
für allemal: ein die Bedeutung der Presse endlich erfassendes Ver¬ 
ständnis bei Regierungs- und Gesetzgebungsstellen. Was davon seit 
Ausbruch des Krieges zur Erscheinung kam, kann nur im üblen Sinne 
gedeutet werden. Man bedauerte den geringen Einfluß der deutschen 
Presse im Vergleich zur ausländischen, die in so wirkungsvoller Weise 
den Deutschenhaß unserer Gegner aufzupeitsohen wußte. In diesem 
Sinne und zum Zweck der Durchführung von Absichten der gerade 
die Regierung beeinflussenden Gruppen oder Grüppchen wollen wir 
das Verständnis maßgebender Stellen natürlich nicht erringen. Die 
während des Krieges mit der Zensur und dem Belagerungszustand 
gewonnenen Erfahrungen verpflichten zum Mißtrauen gegen wohl¬ 
wollende Versicherungen von oben. 

Wird bei ungehinderter Entwicklungsmöglichkeit die deutsche 
Tagespresse einen inneren und äußeren Aufschwung in der Richtung 
zum Großbetrieb nehmen, so wird und muß der enggeistige, gesin¬ 
nungslose und für die politische Erziehung des Volkes wertlose Bal¬ 
last der Winkelpresse zum großen Teil verschwenden. Diese Winkel¬ 
presse ist die starke Stütze der politischen und wirtschaftlichen 
Reaktion in Deutschland, wie deren Vorliebe für diese Presse zur 
Genüge dartut. Mit ihrem Verschwinden fällt ein wirtschaftliches 
und politisches Hemmnis der freiheitlichen Entwicklung Deutschlands. 

Für die politisdhe Qualität der deutschen Tageszeitungen ist der 
Umstand von Bedeutung, daß sich 1450 Blätter selbst als „parteilos'* 
bezeichnen, d. h. zu allem eher bereit sind, als politische Gesinnung 
zu fördern. Der Kampf gegen die „Generalanzeiger“, die reine 
Profitpresse, kann nur auf dem Boden des Großbetriebes geführt 
werden. Man muß sie mit den Mitteln bekämpfen, denen sie ihre 
Erfolge zu verdanken haben, statt über diese Mittel zu jammern. 
Denn solch Ge jammere wirkt ungefähr wie das Geschrei der Anti¬ 
semiten: Kauft nicht bei Juden! Es ist eine psychologisch erklärbare 
Tatsache, daß die Verächtlichungmachung der Konkurrenz bei den 
Massen das Gegenteil der beabsichtigten Wirkung erzeugt. 
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Zur estnischen Frage. 

Oeffentliche Erklärung zur politischen Lage in Estland. 

D ie Ritterschaften Estlands und Livlands hatten Ende März 
ihre früheren Provinziallandtage in Riga und in Reval „zu 
wichtigen Beratungen und Beschlüssen“ zusammenberufen, ob¬ 
gleich diesen Institutionen keinerlei Rechte einer Vertretung 
des Landes oder seiner Bevölkerung zustehen. Durch das 
Gesetz der Temporären Regierung Rußlands vom 12. April 1917 
wurden alle Rechte und Funktionen dieser ritterschaftlichen 
Provinziallandtage dem neuen, allgemeinen Landtage über¬ 
tragen, der aus allgemeinen Wahlen hervorging und den Volks- 
willen an Steile der Adelsmacht setzte. 

Das Gesetz vom 12. April kam zustande unter Mitwirkung 
der rechtmäßigen Vertretung des Adels, und die praktische 
Uebergabe der Funktionen der ritterschaftlichen Landtage und 
ihrer Organe an den neuen Landtag und seine Institutionen er¬ 
folgte ohne jeglichen Widerspruch des Adels oder seiner 
Organe. Die Ritterschaften und der Adel anerkannten die 
unter dem Einfluß der Revolution erfolgten-, längst notwendig 
gewordenen Veränderungen als etwas Selbstverständliches. 
Wenn sie jetzt davon abzugehen und ihre früheren, aus dem 
grauen Mittelalter kommenden „Rechte“ wiederherzustellen 
trachten, so glauben sie solches nur angesichts der deutschen 
Polizeitruppen in Estland riskieren zu dürfen, wobei sie auf die 
Wünsche des Volkes keinerlei Rücksicht nehmen. 

Die wichtigen Beratungen und Beschlüsse dieser Adelsver- 
sammlungeni betrafen offenbar die Frage einer Vereinigung der 
drei baltischen Provinzen — Estland, Livland und Kurland — 
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in der Form einer Union mit Preußen, wie der kurländische 
Adel bereits früher zu fordern beschlossen hatte. 

Eine solche Kombination birgt jedoch große und ständige, 
sehr ernste Gefahren künftiger Reibungen in sich. Rußland 
könnte diese Kombination nie gutheißen, es würde vielmehr 
auf Mittel und Wege sinnen, um Estland wieder an sich zu 
bringen), und Estland liefe dabei Gefahr, ein Streitapfel zwischen 
den beiden großen Nachbarstaaten zu werden und zu bleiben, 
wobei es dem Lande nicht erspart werden könnte, bei kriege¬ 
rischen Komplikationen das Schlachtfeld zu werden. Aber eine 
derartige Vereinigung entspricht auch aus reinen lokalen Grün¬ 
den keineswegs den Wünschen der Bevölkerung des Gebietes. 

Ethnographisch bildem die baltischen Provinzen zwei scharf 
abgegrenzte Gebiete. Der südliche Teil —• Kurland und Süd¬ 
livland — wird von dem Letten, der nördliche Teil — Estland 
und Nordlivland — von den Esten bewohnt. Die scharf ge¬ 
zogene Sprachgrenze beider Völker geht durch Mittellivland 
und trennt Lettland und Estland sprachlich voneinander. Süd¬ 
lich bilden die Letten, nördlich die Esten über 90 Proz. von 
der Gesamtbevölkerung. Da beide Völker sprachlich einander 
völlig fremd sind — die Esten gehören zu der finnisch-ugrischen 
Völkerfamilie, stehen also sprachlich den Finnen ganz nahe, 
während die Letten als ein slawischer Zweig der Indogermanen 
angesehen werden —, wäre ein staatliches Zusammenleben 
schon aus diesem Grunde ungemein schwierig, abgesehen von 
anderen, völkerpsychologischen Momenten, die ein staatliches 
Zusammenschweißen durchaus als unerwünscht erscheinen 
lassen. Dazu noch die Tatsache, daß weder Letten noch Esten 
sich für eine Union mit Preußen erwärmem könnten. 

Die von dem Adel der baltischen Provinzen angestrebte Kom¬ 
bination berücksichtigt also nur die engen Interessen dieses 
Standes und steht zu den Wünschen und Interessen der breite¬ 
sten Volksmassen im Lande im scharfen Widerspruch. 

Deshalb sind wir verpflichtet, im Namen Estlands dagegen 
bei der deutschen Regierung Verwahrung einzulegen und zu¬ 
gleich öffentlich Protest zu erheben. Der Anspruch der liv- 
estländischen Ritterschaft auf eine gesetzmäßige oder gar 
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alleinige Vertretung Estlands entbehrt jeglicher rechtlicher, tat¬ 
sächlicher und moralischer Grundlage. Die Beruiung auf die 
sogenannten Kapitulationen der Ritterschaften mit Peter I. von 
1710 bedeuten nur eine zarische Zusage, die Privilegien des 
deutschen Adels im Lande zu berücksichtigen. Allein im Laufe 
des 19. und 20. Jahrhunderts sind diese Privilegien, soweit sie 
politischen Charakters waren, durch Regierungs- imd Gesetz¬ 
gebungsakte der gesetzmäßigeni Staatsgewalt in Rußland bis 
auf einige Reste beseitigt. Die ritterschaftlichen Landtage 
Estlands und Livlands hatten vor der russischen Revolution 
nur noch einige Funktionen der russischen Semstwos behalten. 
Durch das bereits erwähnte Spezialgesetz der Temporären 
Regierung Rußlands vom 12. April 1917 wurde Estland eine 
weitgehende Autonomie zugestanden. Das bisherige Gouver¬ 
nement Estland und das estnische Nordlivland wurden unter 
genauer Grenzregulierung dem lettischen Südlivland gegenüber 
zu einem Gesamtestland vereinigt, womit ein alter Wunsch der 
Bevölkerung seine Verwirklichung fand. Als oberste Ver¬ 
tretung Estlands wurde der auf allgemeinen Wahlen basierende 
Landtag oder Landesrat geschaffen, welchem allgemeine Ver- 
waltungs- wie auch lokale Selbstverwaltungsfunktionen nebst 
lokaler Gesetzgebung zuerkannt waren. Der aus allgemeinen 
Wahlen hervorgegangene Landtag, zu dem auch Vertreter der 
Deutschen und Schweden gehören, trat am 14. Juli 1917 in 
Reval zusammen. Vom Landtag wurde eine Landesverwaltung 
organisiert, welcher die allgemeine Verwaltung und lokale 
Selbstverwaltung in Stadt und Land unterstellt wurde. Gemäß 
dem Gesetze vom 12. April und seinen Ausführungsbestim- 
murvgen vom 5. Juli 1917 liquidierte die estländische Ritterschaft 
ohne Jeglichen Widerspruch alle ihre Organe und Funktionen 
der lokalen Selbstverwaltung unter Uebergabe aller Landes¬ 
kapitalien und Immobilien. Ebenso begann die livländische 
Ritterschaft widerspruchslos auch formell die Liquidation aller 
ihrer lokalen Selbstverwaltungsfunktionen, die sie tatsächlich 
schon vorher den Organen des neuen estländischen Landtages 
überlassen hatte. Die Ritterschaften Est- und Livlands konnten 
somit nur noch als ständische Adelskorporationen fortbestehen. 

4 / 1 * 
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Das Bestreben der Ritterschaft, sich als gesetzliche, recht¬ 
mäßige Vertreterin Estlands zu gerieren, steht somit in ekla¬ 
tantem Widerspruch zu aller Rechtlichkeit und Qesetzmäßig- 
keit. Ebenso unbegründet wäre ein solcher Anspruch des deut¬ 
schen Adels in Estland nach den tatsächlichen Verhältnissen. 
Alle Angehörigen des Adels in Estland machen nur wenig mehr 
als ^ Proz. der Bevölkerung aus. Und selbst wenn die Ritter¬ 
schaft sich als berufene Vertreterin aller Deutschen in Estland 
betrachtete, könnte sie sich immer nur auf höchstens 5 Proz. 
der estländischen Bevölkerung stützen. Denn über 90 Proz. 
der Bevölkerung Estlands sind Esten, über 3 Proz. Russen, 
während der Rest von 2 Proz. sich auf Schweden, Letten, 
Juden u. a. verteilt. Keipe dieser nationalen Gruppen sieht 
ihre Vertretung in der deutschen Ritterschaft und ihrem 
früheren Landtag, zu dem ausschließlich nur Rittergutsbesitzer 
und Angehörige des immatrikulierten Adels gehörten. Endlich 
besitzt die Ritterschaft auch keine tatsächliche Macht im Lande. 
— Es könnte versucht werden, das Gesetz vom 12. April 1917 
und seine Ausführungsbestimmungen als Rechtsgrundlage für 
die Beseitigung des ritterschaftlichen Landtages und die Schaf¬ 
fung eines vereinigten Estlands mit einem allgemeinen Landtage 
anzuzweifeln, weil diese Akte von der Temporären Regierung 
Rußlands als einer revolutionären Gewalt herrühren. Tatsäch¬ 
lich ist aber in diesem Falle auch die Kontinuität der gesetz¬ 
mäßigen legislativen Gewalt, von der diese Gesetzgebungsakte 
ausgegangen sind, vollkommen gewahrt. Zar Nikolaus II. über¬ 
trug seine Hoheitsrechte dem Großfürsten Michael. Dieser über¬ 
ließ dieselben dem Besonderen Ausschuß der Reichsduma, wel¬ 
chem auch die legislativen Funktionen zustanden. Alle diese 
Funktionen gingen auf die Temporäre Regierung Rußlands 
über, welche daher gesetzmäßig Estland eine Autonomie ge¬ 
währen, die ritterschaftlichen Landtage beseitigen und einen 
allgemeinen Landtag als oberste Vertretung Estlands schaffen 
konnte. Der neue estländische Landtag hat am 28. November 
1917 Estland für staatlich selbständig erklärt und sich als den 
alleinigen Träger der obersten Gewalt in Estland proklamiert. 
Weiter hat der Landtag beschlossen, für die Zeit der Unter- 
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brechung seiner Sessionen alle seine Befugnisse einem Gesamt¬ 
kollegium zu übertragen, zu dem das Landtagspräsidium, sein 
Seniorenkonvenit und die Mitglieder der Landesverwaltung ge¬ 
hören. Dieses Kollegium hat im vollen Einverständnis mit 
allen politischen Parteien des Landes, ausgenommen die Bol¬ 
schewisten, die Unabhängigkeitserklärung Estlands zu Anfang 
dieses Jahres nochmals feierlich bekräftigt. Vor dem Ein¬ 
marsch der deutschen Truppen in Estland hat die von diesem 
Qesamtkollegium gebildete Regierung mit Hilfe der estnischen 
Truppen die diktatorische Macht der Bolschewisten — als die 
Diktatur einer Minorität — in Estland gebrochen, um mit den 
Organen der bisherigen Landesverwaltung im "ganzen Lande 
eine geordnete Regierungstätigkeit fortzusetzen. 

Aus dem Dargelegten ist ersichtlich, daß als alleinige recht¬ 
mäßige, gesetzliche und auf dem Volkswillen beruhende Ver¬ 
tretung Estlands nur der Estländische allgemeine Landtag 
und die von diesem bestimmte Estländische Regierung anzu¬ 
sehen ist. Diese Regierung hofft nun, sich auf das von allen 
Mächten anerkannte und von dem deutschen Reichskanzler am 
25. Februar d. J. feierlich im Reichstage bestätigte Recht der 
Völker auf freie Selbstbestimmung berufend, daß das deutsche 
Volk und seine Regierung den durch nichts begründeten An¬ 
spruch der est-livländischen Ritterschaft auf eine rechtmäßige 
Vertretung Estlands durch ihre Macht und Autorität nicht 
stützen, und dem baltischen Adel zur Vereitelung der Bildung 
eines vereinigten und unabhängigen Estlands zwecks Wieder¬ 
aufrichtung und dauernder Festigung seiner längst überlebten 
Privilegien in politischer und ökonomischer Hinsicht nicht ver¬ 
helfen werden. Es wäre das der offenbare Schaden der er¬ 
drückenden Mehrheit der Bevölkerung Estlands. 

Im unabhängigen Estland soll das Notwendige zum sozialen 
Ausgleich zwischen dem deutschen Adel und den weitesten 
Kreisen des estnischen Volkes geschehen, es soll aber dabei 
dem Adel durchaus kein Unrecht zugefügt werden. Der Adel 
hat es verstanden, unter dem zaristischen Regime mit Hilfe 
politischer Mittel in Estland bis auf unsere Tage über 65 Proz. 
allen Grund und Bodens in seinem Eigentum zu erhalten. Ueber 
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50 Proz. allen Bodens in Estland gehören zum Latifundien¬ 
besitz in der Hand von zirka 200 Familien des deutschen Adels, 
während über 60 Proz. der ackerbautreibenden Bevölkerung 
des Landes zur Stellung eines landlosen Proletariats herab¬ 
gedrückt sind. Aus Landmangel haben über 20 Proz. des 
estnischen Volkes die Heimat verlassen müssen, um in Rußland 
als selbständige Ackerbauer und Arbeiter eine neue Existenz zu 
suchen. Eine Agrarreform ist längst zum schreienden Be¬ 
dürfnis geworden. Ein Modus für diese Reform muß gefunden 
werden. Der Adel — wenn er an einer gedeihlichen Entwick¬ 
lung des Landes Anteil zu nehmen nicht widerstrebt — sollte 
auch die Notwendigkeit dieser Reform erkennen und ihrer 
Durchführung keinen Widerstand entgegensetzen. 

Es hat das deutsche Volk auch keine Ursache, sich der staat¬ 
lichen Unabhängigkeit Estlands zu widersetzen, um die national¬ 
kulturellen Interessen des deutsch-baltischen Elements daselbst 
zu schützen. Denn niemand im freien Estland will diese Inter¬ 
essen verletzen. Im Grundgesetz des unabhängigen Estland 
sollen die Rechte der nationalen Minoritäten der Deutschen, 
Schweden und Russen in Estland festgelegt werden. Die deut¬ 
schen Bürger Estlands sollen das Recht auf volle national¬ 
kulturelle Selbstbestimmung haben. Sie können ihre Mutter¬ 
sprache anwenden in der Volksvertretung, wie auch in der 
lo-kalen Selbstverwaltung und im Gericht. Eine gerechte Ver¬ 
tretung im estnischen Landtag, wie auch in den lokalen Ver- 
tretungskörpem wird der deutschen und den übrigen nationalen 
Minderheiten durch das proportionale Wahlsystem gewähr¬ 
leistet. 

In internationaler Beziehung erstrebt Estland volle staatliche 
Selbständigkeit und Unabhängigkeit unter Garantierung seiner 
Neutralität durch die Großmächte. Wirtschaftlich sollen aber 
die Grenzen Estlands allen Nationen offen stehen. Estland soll 
ein Freihandelsland mit Freihäfen werden. So wird einerseits 
Rußland die Möglichkeit erhalten bleiben, zwecks wirtschaft¬ 
lichen Verkehrs mit den Westvölkern frei und unbehindert zur 
Ostsee zu gelangen. Das beseitigt unter anderem auch die 
Gefahr, daß Rußland, nachdem es sich von den Folgen der 
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Revolution und des Weltkrieges erholt hat, getrieben durch die 
vitalsten wirtschaftlichen Interessen des gesamten Hinter¬ 
landes, über kurz oder lang doch versuchen würde, Estland 
wegen der ausgezeichneten Häfen wieder gewaltsam in seinen 
Besitz zu bringen, um sich einen Handelsweg zur Ostsee frei¬ 
zulegen, wodurch für alle Ostseevölker und besonders auch für 
das Deutsche Reich eine ewige politische Spannung und die 
Gefahr internationaler Verwicklungen geschaffen würde. 
Andererseits können alle Westvölker durch ein neutrales und 
unabhängiges Estland im vollen Freihandel und offenen Frei¬ 
häfen ohne jegliche Zollschranke mit dem riesigen russisch- 
sarmatischen Hinterlande in direkte Verbindung treten. 

So bedeutet die Bildung eines staatlich selbständigem und 
unabhängigem Estlands die glücklichste und allein mögliche 
Lösung der baltischen Frage, ohne daß irgend jemandes be¬ 
rechtigte Interessen verletzt würden und internationale Kompli¬ 
kationen heraufbeschworen würden, während durch eine ge¬ 
flissentliche Förderung der selbstsüchtigen und kurzsichtigen 
Bestrebungen des deutschen Adels in Estland mit der Formung 
eines künstlichen Staatengebildes im Baltikum unter deutsch¬ 
preußischer Aegide und deutsch-baltischer Adelsherrschaft ein 
gefährlicher Herd nationalen Haders und internationaler Unruhe 
geschaffen würde. 

Darum erwartet das estnische Volk mit Zuversicht, daß das 
mächtige Deutschland in seiner Regierung und parlamenta¬ 
rischen Vertretung, wie auch die österreichisch-ungarische Mori'- 
archie und ihre Völker, das Recht der Völker auf politische 
Selbstbestimmung wahrhaft würdigend, das neutrale und staat¬ 
lich unabhängige Estland mit seiner rechtmäßigen gesetzlichen 
Vertretung rückhaltlos anerkennt und die Selbständigkeit und 
Handlungsfreiheit des estländischen Landtages, der sich auf die 
erdrückende Mehr'heit der Bevölkerung Estlands stützt und 
infolgedessen die faktische Möglichkeit hat, die staatliche Ord¬ 
nung und öffentliche Sicherheit im Lande mit eigenen Mitteln 
aufrechtzuerhalten, durch ein Eingreifen ihrerseits nicht beein¬ 
trächtigt. Um so mehr dürfen wir eine aufrichtige Respek¬ 
tierung der staatlichen Selbständigkeit des neutralem und un- 
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abhängigen Estlands seitens des deutschen Volkes, wie auch 
der Völker Oesterreich-Ungarns und ihrer Regierungen er¬ 
warten, als noch kürzlich der Kanzler des Deutschen Reichs 
vor der öffentlichen Meinung der gesamten Welt ausdrücklich . 
erklärt hat, daß Deutschand nicht daran denkt, sich etwa in 
Estland oder Livland festzusetzen, sondern nmr den Wunsch 
hat, mit den dort entstehenden staatlichen Gebilden nach dem 
Kriege in guten freundnachbarlichen Verhältnissen zu leben. 

Kopenhagen, den 10. April 1918. 

Bevollmächtigte Vertreter der Estländischen Regierung: 
Mihkel Marina. K. Menning. Hans Piip. K. R. Pasta. 

J. Tönisson. 

t 

Nachschrift der Redaktion. Die vorstehend abgedruckte Denk¬ 
schrift der von der zuständigen Regierung des staatlich für un¬ 
abhängig erklärten Estlands nach Deutschland entsandten Kommission 
ging uns soeben zu. Nachdem die Vertreter der estländ'isohen Ritter¬ 
schaft ihre Forderungen auf Vereinigung Estlands mit den südlichen 
Gebieten der Ostseeprovinzen und Angliederung des gesamten Balti¬ 
kums an das Deutsche Reich in der deutschen Presse öffentlich 
bekundet und motiviert haben, ist die Bekanntgabe des Standpunkts 
der gesetzlichen Vertreter des estländischen Volkes ein Gebot der 
politischen Notwendigkeit. Die Veröffentlichung erscheint um so 
dringender, weil die KoninTission infolge von Umständen, die zu über¬ 
winden nicht in ihrer Macht lag, Deutschland noch nicht aufsuchen 
konnte, um mit den zuständigen Stellen der deutschen Politik in 
persönliche Fühlung zu treten. Die Befugnisse der Ekputation gehen 
selbstverständlich weiter als zur Darlegung der sachlichen Verhält¬ 
nisse in Estland, wie es in der obigen Denkschrift geschieht. Ihre 
Legitimation für politische Verhandlungen nachzuprüfen, ist jedoch 
Sache der deutschen Regierung. Wir erfüllen mit der Veröffent¬ 
lichung der Denkschrift lediglich eine journalistische Pflicht. 

Der sachliche Inhalt der Denkschrift bedarf keines Kommentars. 
Er ist klar und unanfechtbar. .4ber vom Standpunkte einer vernünf¬ 
tigen deutschen Ost- und Ostseepolitik sind einige weitere Aus¬ 
führungen am Platze. Durch die Friedensverträge mit Rußland und 
Finnland hat Deutschland eine Position in der Ostsee erlangt, wie 
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sie so stark seit der Blütezeit der Hansa keine politische Staatsmacht 
trotz emsiger Bemirhungen und blutiger Kriege zu erlangen vermochte. 
Die größte Machtentfaltung übte Schweden hier im siebzehnten Jahr¬ 
hundert aus, als es neben Finnland die gesamten Ostseeprovinzen und 
den pommerschen Brückenkopf am Südgestade der Ostsee beherrschte. 
Aber diese Herrschaft war nicht unbestritten.. Ehe Dänen als see¬ 
fahrendes Handelsvolk machten immer wieder die heftigsten Anstren¬ 
gungen, die schwedische Ostseeherrsdiaft abzuschütteln. Polen wehrte 
sich verzweifelt gegen die unbequeme schwedische Nachbarschaft an 
seinen Grenzen. Und vollends richtete das Moskowiter reich seine 
ganze Kraft auf die Zurückwerfung Schwedens, das ihm den Zugang 
zur Ostsee versperrte. Das Ende dieser Kämpfe war der vollständige 
Zusammenbruch der schwedischen Qroßmachtstellung. Rußland er¬ 
reichte sein Ziel. 

Wie liegen die Dinge heute? Rußland ist im Weltkriege zusammen¬ 
gebrochen und das Deutsche Reich hätte ohne Schwierigkeit die Ab¬ 
tretung des gesamten Baltikums erzwingen können. Es hat das aus 
guten Gründen nicht getan. Es begnügte sich, das Desinteressement 
Rußlands in Kurland und Südlivland durohzusetzen, die Grenze wurde 
nördlich Rigas gezogen und geht jetzt durch den Rigaischen Meer¬ 
busen und den Moonsund. Nordlivland und Estland wurden im Inter¬ 
essenbereich Rußlands belassen, das somit sein „Ventil“ an der 
Ostsee behielt. Der Ausbau Rigas zu einem Freihafengebiet mit guten 
Eisenbahn- und sonstigen Verbindungen nach dem weiten Binnen¬ 
lande, eröffnen eine Zukunftsperspektive, die auch den Handels¬ 
interessen des russischen Binnenlandes geredit werden kann, das 
außerdem über gute eigene Häfen im „Oesamtestland“ verfügt. Ein 
freundschaftliches Verhältnis Deutschlands zu dem Rußland der Zu¬ 
kunft ist durch diesen Teil des Friedensschlusses jedenfalls nicht un¬ 
möglich gemacht worden. 

Diesen Friedenssohluß sucht nun die durch nichts legitimierte 
estländische Ritterschaft zu korrigieren. Sie mutet Deutschland den 
Bruch des Friedensvertrages mit Rußland zu, indem die deutsche 
Regierung in die Einverleibung Nordlivlands und Estlands in das 
deutsche Reichsgebiet einwilligen soll. Unter Hinzuziehung Kurlands 
soll ein Baltisches Reich unter Anschluß an Deutschland entstehen, 
und Rußland dadurch zu einem Binnenreich gemacht werden, das im 
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Norden durch das selbständige Finnland, im Süden durch das Balten¬ 
reich von der Ostsee getrennt wird. Der Zustand vor 1710 soll wieder- 
hergestellt werden, nur daß künftig Deutschland an Stelle von 
Schweden für eine Vernunft- und naturwidrige Grenzgestaltung an der 
Ostseite des Baltischen Meeres bluten soll. 

Denn darüber darf kein Zweifel aufkommen: Rußland wird nie und 
nimmer sich in einen Zustand fügen können, der seinen Lebens- 
' Interessen als ein wirtschaftliches Binnenland mit reichen Zukunfts¬ 
möglichkeiten direkt zuwider wäre. Rußland von der Ostsee aus¬ 
schließen, wäre ungefähr dasselbe, als wenn eine siegreiche Entente 
Deutschland einen Frieden hätte diktieren können, bei dem die deutsche 
Nordseeküste mit Helgoland englisch geworden wäre. Das deutsche 
Volk hätte sich zunächst zähneknirschend fügen müssen, aber es 
würde alle Kraft darauf konzentrieren, die politische Schmach und 
das wirtschaftliche Joch, das seine Entwicklungsmöglichkeiten ge¬ 
hemmt hätte, so schnell als nur möglich abzuschütteln. Das englische 
Kriegsziel, wenn es bei verantwortlichen Staatsmännern Englands le 
bestanden hat — bei englischen Qroßschwätzern war es vorhanden —, 
ist durch die deutsche Kraft zuschanden geworden. Aber diese 
F’arallele ziehen, heißt auch die Antwort geben auf die Forderung 
einer kleinen Herrenschicht Estlands, die zuvor zu den treuesten 
Dienern des Zaren gehörte und ganz gewiß nie dazu beigetragen hat, 
beim russischen Volke Liebe zum Deutschtum zu erwecken. Auch 
über ihre Leistungen auf dem Gebiete der Beziehungen zwischen 
Deutschland und Rußland läßt sich manches ans Tageslicht ziehen, 
das zur Vorsicht mahnt. Denn diese Kaste hat in der zaristischen 
Politik eine große Rolle gespielt und gar manchen zaristischen Staats¬ 
und Hofmann gestellt, der sich den zeitweilig antideutschen Wellen 
am Zarenhofe geschmeidig anzupassen wußte. Deutsche Sentimen¬ 
talität ist also bei der Beurteilung dieser Frage gar nicht am Platze. 

Aber auch das Streben nach einer solchen Machterweiterung 
Deutschlands, die seine Zukunft sicherzustellen geeignet ist, und 
nur eine solche kann doch in Frage kommen, wird die von der 
estländischen Ritterschaft betriebene Politik ablehnen. Dem Sieger 
fällt es gewiß schwerer, klug zu sein, als dem Besiegten, dem die 
Verhältnisse kluges Nachgeben aufnötigen. Immerhin sind die Folgen 
einer Abtrennung des gesamten Baltikums von Rußland klar vor- 


Digitized by Go 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




Die Lage in Estland. 


111 


auszusehen. Dauernde Feindschaft der Russen, die zu neuen Kriegen 
führen muß, weil der Besitz eines eigenen Ausganges zur Ostsee 
für Rußland ein Lebensbedürfnis ist, wäre die Perspektive. Zudem 
würden die Esten, die große Mehrheit der Bevölkerung in jenem 
Gebiete, sich nur dem Zwange fügen, nicht der freien Entschließung. 
Das bedeutet aber auch die dauernde Feindschaft dieser Bevölkerung, 
die in Deutschland nur den Unterdrücker, den Beschützer der ver¬ 
haßten Adelskaste sehen würde, deren politische Vorherrschaft die 
Provisorische Regierung am 12. April 1917 zugunsten des estländischen 
Volkes beseitigte. 

Darüber hinaus würden die Anlieger der Westseite des Baltischen 
Meeres sich von ihren Verbindungen mit Rußland abgeschnitten sehen 
und die erträgliche deutsche Vormachtstellung in der Ostsee als eine 
unerträgliche absolute Herrschaft empfinden. Schon das Ausscheiden 
Kurlands und Finnlands aus dem russischen Staatsverbande in Ver¬ 
bindung mit dem deutsch-finnischen Vertrage hat in Schweden die 
apglophilen Strömungen ungemein gestärkt, weil man sich vor 
Deutschland zu fürchten beginnt und glaubt, bei den Antipoden Schutz 
finden zu können. Ein Eingehen auf die Forderungen der Estlands¬ 
ritter, das nur möglich wäre unter Bruch des Friedensvertrages mit 
Rußland, könnte keine andere Wirkung haben als eine Förderung 
der englischen Interessen in Schweden. Die Wirkungen in Dänemark 
würden kaum andere sein. 

Für eine derartige Angliederung spricht kein deutsches Interesse. 
Was Deutschland zur Stärkung seiner Ostseeposition brauchte, hat es 
durch die Verträge mit Rußland und Finnland erreicht. Das Ziel 
der estländischen Ritterschaft wäre dagegen keine Stärkung, sondern 
eine Schwächung der deutschen Position, ja mehr noch: ihre Ge¬ 
fährdung, weil mit Ausnahme einer kleinen Herrenkaste im Baltikum 
und der schwedischen Bürgerklasse in Finnland die große Mehrheit 
der Bevölkerung der Ostseeländer antideutsch, wenn nicht gar 
deutschfeindlich beeinflußt würde. Für englische Intrigen wäre die 
Situation wie geschaffen. Vom Westen her das Spiel der englischen 
Politik, vom Osten der Druck des sich erhebenden Qroßrußlands, um 
uieder zur Ostsee zu gelangen, das steht uns bevor, falls es den est¬ 
ländischen Junkern gelingt, die 'deutsche Politik in ihre Bahn zu ziehen. 
Die neuesten Ausführungen Hertlings beweisen die Nähe diese: Gefahr. 
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Dieser Druck vom Osten ist keineswegs in so weiter Ferne, wie 
es bei oberflächlicher Betrachtung des russischen Chaos den Anschein 
hat. Nach uns zugegangenen Berichten neueren Datums hat die 
Konsolidierungsperiode in Rußland bereits begonnen. Das Beamten- 
und Bürgertum gibt den Widerstand gegen den Bolschewismus auf 
und wird selbst bolschewistisch, indem es sich ihm scheinbar fügt. 
Damit wird aber dem Bolschewismus ein neues Element beigefügt, 
das ihn umwandeln muß in gleichem Maße, wie das Land wieder 
arbeitsfähig gemacht wird. Die scheinbare Bolschewisierung des 
Bürgertums endet solchermaßen mit der Verbürgerlichung des Bolsche¬ 
wismus. Aus der Anarchie entsteht das neue bürgerliche und klein¬ 
bäuerliche Rußland, dessen Entwicklung äußerst rasch vor sich gehen 
wird. Die Schlußfolgerungen ergeben sich von selbst. 

Wir wünschen freundschaftliche Verhältnisse zum estländischen 
Volke, dessen staatliche Beziehungen zu Rußland nicht ohne das 
russische Einvernehmen umgestaltet werden dürfen. Das estländische 
Volk ist nicht antideutsch und nicht antirussisch, es will nur seine 
Autonomie haben und frei sein und sich nicht von einer Herrenkaste 
unterdrücken lassen, die auch der wirtschaftlichen Entwicklung des 
Landes bis jetzt hinderlich war. Sich in diesen Neugestaltungsprozeß 
Estlandseinzumischen, wäre vom deutschen Standpunkt in der Tat nur 
eine Torheit, deren unheilvolle Folgen das deutsche Volk tragen müßte. 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Der Kampf um die Friedensresolution. 

Berlin, 21. April 1918. 

E in Monat ist seit dem Beginn der großen Offensive im 
Westen vergangen. Ihr militärischer Erfolg ist gewaltig, 
ihr politischer steht noch dahin. Wenigstens in den Entente¬ 
ländern. Dagegen hat er in den Zentralländern, vor allem in 
Deutschland, eine Art Neuorientierung innerpolitscher Art her¬ 
beigeführt, und wenn man der ,J)eutschen Tageszeitung“ glauben 
dürfte, könnte mani in Umdrehung eines bekannten Dichter¬ 
wortes schreiben: 

Wie schön l>csoffen heut das Volk, 
das gestern katzenjämmerlich. 
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ln der Tat ist ein bemerkenswerter Stimmungsumschwung 
zugunsten eines „starken“ deutschen Friedens in weiten Kreisen 
unseres Volkes nicht zu leugnen; alleio weshalb dieser Stimmungs¬ 
umschwung mit einer Denaturierung der Reichstagsresolution 
vom 19. Juli verbunden sein muß, vermögen wir nicht einzu¬ 
sehen. Man lese sich diese Resolution nur in Ruhe durch und 
man wird erkennen, daß auf Grund dieser Resolution ein be¬ 
liebig „starker“ Friede geschlossen werden könnte, stärker 
vielleicht, als wir jemals imstande sein werden fhn zu schließen. 
Der eine Satz: die Freiheit der Meere muß sichergestellt wer¬ 
den, sollte an sich schon genügen, dem einfältigen Gerede vom^ 
„Verzichtfrieden“ ein Ende zu machen. Vor allem aber ist die 
Forderung: keine Annexionen! vielleicht die stärkste Zumutung 
und die schwerste Bedingung, die wir unseren Gegnerri in 
einem Augenblick stellen können, wo sie bzw. England riesige 
Eroberungen in Asien und Afrika gemacht haben. Beide Forde¬ 
rungen zusammen genommen bedeuten nicht viel weinger als 
das Ende des alten England, soweit es eine räuberische, völker- 
aussaugende Weltmacht darstellt. Bekanntlich hat diese Reso¬ 
lution im Ausland so gut wie gar keinen Eindruck gemacht; das 
kam zum Teil daher, weil sie von deutscher Seite sofort als 
eine „Verzichtresolution“ gekennzeichnet und als eine ein¬ 
seitige Bindung Deutschlands aufgefaßt wurde. Gerade deshalb 
wurden die Gegner nur um so unverschämter und betrachteten 
sie als ein würdeloses Friedensgewinsel und als sicheres Unter¬ 
pfand iür den baldigen Zusammenbruch des Reiches. Selbst 
die bekannten englischen Pazifisten, wie Ramsay Macdonald 
und Trevelyan, erklärten kürzlich: keine Friedensbedingung, 
die die Deutschen bisher anboten, hat uns befriedigt. In 
Deutschland aber kannte der Streit um die Resolution nur die 
beidoni Gegensätze des alldeutschen Annexionsgebrülls und des 
pazifistischen Versöhnungsschmachtens. Gerade durch diese 
doppelseitige Methode des Uebertreibens wurde der rationelle 
Sinn der Resolution erstickt und im Gedächtnis der Oeffentlich- 
keit gewandelt. Jetzt nun, wo die Offensive im Westen ein¬ 
gesetzt und die englische Niederlage gezeitigt hat, stellt sich 
heraus, wieviel blutleere Illusion hinter dieser Resolution und 
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ihren Anhängern gesteckt hat. Es tritt zutage: man hatte ge¬ 
glaubt, mit diesem Stück Papier sich den endgültigen Entschei¬ 
dungskampf ersparen zu können. Das war eine verhängnis¬ 
volle Täuschung gewesen. An dieser Stelle war immer der 
Satz verfochten worden: wenn England nicht siegt, so ist es 
besiegt; wird Deutschland nicht besiegt, so hat es gesiegt. 
Die Vertreter der Friedensresolution mußten sich klar darüber 
sein, daß ihre sogen. „Verzichtresolution“ den Sieg Deutsch¬ 
lands zur Voraussetzung hatte. In England war man sich 
jedenfalls über diesen Zusammenhang der Dinge vollkommen 
klar, was seinerzeit die „Times“ in ihrer wiederholten Bezug¬ 
nahme auf unsere Artikel in der „Glocke“ ausdrücklich bestätigt 
hat. Ohne einen deutschen Sieg war die „Verzichtresolution“ 
nicht durchzusetzen. Die totale Verkennung dieser objektiven 
Sachlage spiegelte sich am deutlichsten in der Tatsache wider, 
daß ein Teil der Resolutionsfreunde anfangs bei jedem deut¬ 
schen Siege um den Frieden und die Resolution bangte, jetzt 
aber trutzig erklärt, der Friede sei nur um den Preis des deut¬ 
schen Sieges zu haben. Das hört sich so an, als sei der deutsche 
Sieg eine Bestrafung der Feinde für ihren mangelnden 
Friedenswillen. 

In dem Sinne, wie derartige Illusionisten die Friedensresolu¬ 
tion auffaßten, ist sie allerdings erledigt, und dabei wollen wir 
gar nicht verschweigen, daß diese Illusionäre die größte Mehr¬ 
heit der Resolutionsffeunde darstellten, und daß unter ihnen 
die sanften Heinriche des Pazifismus das ausschlaggebende 
Element bildeten. So erklärt sich auch die jetzige Erscheinung, 
daß diese Elemente, kaum daß sie eine Illusion losgeworden 
sind, Hals über Kopf sich in die entgegengesetzte stürzen, und 
daß sie, die Verzichtbrüder von gestern, die Annexionsschreier 
von heute sind. Sie haben den Sinn und die Möglichkeit ihrer 
eigenen Resolution nicht verstanden. Es handelt sich in diesem 
Krieg überhaupt nicht um Annexionen — wenigstens in Europa 
nicht —, und die Tatsache, daß man sich um der Frage der 
Annexionen willen in zwei Lager spalten konnte, beweist nur, 
wie viel noch an politischer Erziehung an diesem Volk zu 
leisten ist. 
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Wie illusionär die Juliresolution als „Verzichtresolution“ In 
Rechnung auf unsere Feinde war, wie ungeeignet sie war, den 
Frieden ohne Sieg herbeizuführen, können wir jetzt erst, nach¬ 
dem der famose Brief des Kaisers Karl an die Adresse der 
Entente bekannt geworden ist, voll würdigen. Die elementarste 
Voraussetzung der Resolution war die Ueberzeugung im Lager 
der Mittelmächte, die Entente sei von der Unbesiegbarkeit und 
andauernden militärischen Kraft der Zentralmächte überzeugt. 
Diese unentbehrliche Voraussetzung war aber, wie wir jetzt 
erkennen, durch den Kaiserbrief vernichtet worden. Wie auch 
immer sein wahrer Wortlaut gewesen sein mag, im Entente¬ 
lager hat er die entgegengesetzte Ueberzeugung gestärkt: die 
Zentralmächte seien am Zusammenbrecheu. Dieser „Privat¬ 
brief“ des Kaisers in den Händen der Ententeführer und die 
Friedensresolution des Reichstags in den Zeitungen der Entente: 
welche andern Wirlcungen konnten diese beiden Urkunden wohl 
ausüben, als die wildeste Kriegsentschlossenheit bei unseren 
Feinden? 

Aber was an der Friedensresolution in Wahrtieit überholt 
ist, das ist ihre pazifistische Auslegung, das ist die Angst vor 
dem Siege, die sich an ihre Sohlen heftete, und die durch sie 
genährte oder wenigstens gestützte Ueberzeugung, es könne 
nach dem Kriege im großen und ganzen so bleiben wie es vor¬ 
her gewesen. Allein die Verhältnisse sind stärker als die 
Menschen, und das gute, brave Deutschland, das von der welt¬ 
historischen Aufgabe, die es in diesem Weltkriege zu leisten 
hat, nicht nur immer noch nichts weiß, sondern sich auch mit 
Händen und Füßen dagegen sträubt, wird in diese Aufgabe wahr¬ 
haft hineingepreßt, und fast könnte man sagen, der Krieg dauert 
deshalb so lange, weil Deutschland für seine Aufgabe geistig 
noch nicht reif war und im Kriege Zeit haben mußte, seiner 
welthistorischen Mission entgegenzureifen. Immer wieder will 
es zurück in seine friedlichen Hütten, aber die Geschichte weiß 
besser, was ihm not tut, und der objektive Zwang der Umstände 
hält es fest und läßt es nicht eher los, bis es seine historische 
Leistung als Weltrevolutionär erfüllt und eine neue Macht¬ 
verteilung in der Welt und damit eine neue Geschichtsepoche 
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heraufgeführt hat. Es muß die alten Götzen zerschlagen, zu denen 
die Welt bisher gebetet, wie es auch Bonifatius tat, der Apostel 
der Deutschen, der den alten Hessen den Glauben an ihre Wal¬ 
halla nahm. Aber nicht dadurch wurde der Apostel wirklich 
zu dem „guten Schicksal“ (bonum fatum) der alten Germanen¬ 
stämme. Das Zerschlagen war nur die negative Seite seiner 
Leistung. Positiv wirkte er dadurch, daß er ein organisatori¬ 
sches Genie war. Die Aehnlichkeit mit der heutigen Aufgabe 
Deutschlands springt in die Augen. Das Zerschmettern der 
alten Weltgötzen ist nur der negative Teil der notwendigen 
deutschen Leistung. Der positive, den nur organisatorisches 
Genie leisten kann, steht uns noch bevor. 

Allein, so sehr man auch anerkennen mag, daß die Friedens¬ 
resolution außenpolitisch nicht die Wirkung gehabt hat, die man 
sich vielfach von ihr versprach, so ist damit das entscheidende 
Wort über diese Resolution noch nicht gesagt worden. Die 
wahre Bedeutung der Resolution liegt nicht auf außenpoliti¬ 
schem, sie liegt auf innenpolitischem Gebiet. Nur auf Grundlage 
einer derartigen Resolution war es möglich, eine Mehrheit 
zusammenzubekommen, mit der die Regierung arbeiten konnte, 
oder auch umgekehrt: war es möglich, eine Regierung zii- 
sammenzubekommen, mit der der Reichstag arbeiten konnte. 
Wenn auch die Friedensresolution dem Ausland gegenüber ver¬ 
sagt oder vielleicht das Gegenteil des Beabsichtigten erreicht 
hat, so hat sie auf der andern Seite in den furchtbar leidenden 
Massen unseres Volkes die Ueberzeugung gefestigt, daß dieser 
Krieg nicht länger geführt wird als nötig, daß er um irgend¬ 
welcher Eroberungsziele willen von deutscher Seite nicht einen 
Tag verlängert werden wird. Eine solche Erklärung in feier¬ 
licher Form war absolut notwendig, hat das Durchhalten unter 
den schlimmsten Ernährungsvefhältnissen, die wir bisher erlebt 
hatten — man denke an die Kälte und die Kohlrüben! —, über¬ 
haupt erst ermöglicht, und wir können den Lloyd George, Ribot, 
Clcmenceau usw. nicht dankbar genug sein, daß sie uns. mit 
ihrem irrsinnigen Zerschmetterungsreden über die schlimmste 
Zeit hinweggeholfen und dadurch den positiven Sinn der 
Friedensresolution so glänzend unterstützt haben. 
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Jetzt, wo dieser Zweck erreicht ist, liegt da Anlaß vor, die 
Resolution fallen zu lassen? lieber ihre taktische Notwendigkeit 
entscheidet nach wie vor das innerpolitische Bedürfnis. Die 
Mehrheit darf nicht auseinanderfallen und die Volksmassen 
müssen nach wie vor die Ueberzeugung haben, daß der Krieg 
nicht unnötig in die Länge gezogen wird. Daß unser mili¬ 
tärisches oder politisches Ziel nicht in Eroberungen an unseren 
Grenzen bestehen kann, haben wir immer betont. Der Ost¬ 
friede ist öhne solche deutschen Eroberungen abgeschlossen 
und hat doch das politische Machtverhältnis an unserer Ost¬ 
grenze vollkommen über den Haufen geworfen. Das gleiche 
dürfte für den Frieden an unserer Westfront eintreffen. Wir 
Werdern weder Belgien noch die flandrische Küste annektieren, 
und doch wird Belgien in Zukunft eine völlig veränderte Rolle 
in der Weltpolitik spielen. Und wenn von Frankreich kein 
Stein und keine Handvoll Erde genommen wird, so wird es 
das alte Frankreich nicht mehr sein, das aus den Trümmern 
dieses Krieges hervorkriecht. Die Szene von einst ist aus. 
lieber Englands Schicksal rollen noch die Würfel. 

Nach der Liquidierung des Ostkrieges rücken die westlichen 
Probleme uns nunmehr näher auf die Haut und die Aufgabe der 
Parteien wird es sein, zu ihnen positiv Stellung zu nehmen. 
Es ist unsere Ueberzeugung, daß diese Stellungnahme voll¬ 
kommen im Rahmen der alten Friedensresolution durchgeführt 
werden kann. In ihm hat die Befreiung der Flamen und ihr 
kulturelller Aufstieg ebenso Platz, wie die Befreiung Irlands 
in Gestalt von Selbstregierung innerhalb des gesamtenglischen 
Verbandes. Nur beschäftigen muß man sich mit diesen Pro¬ 
blemen, sonst geht es den Parteien so, wie es ihnen beim Ost¬ 
frieden gegangen ist, wo sie durch die Fülle der Gesichte über¬ 
rascht, geblendet und schließlich überrumpelt wurden. Für den 
Westfrieden kommt allerdings das Kolonialproblem hinzu. 
Allein das ist in der Resolution überhaupt nicht erwähnt wor¬ 
den. Hier haben die Parteien und die Regierungen also völlig 
freie Hand. 
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LYNKEUS: 

Zur Lage der sozialistischen Presse. 

W AS wir in dem Airtikel ,»Die Lage der deutschen Zeitungen“ über 
die wirtschaftliche Lage der Tagespresse im allgemeinen gesagt 
haben, trifft nur zum Teil auf die Parteiorgane zu. Allerdings leiden 
sie wie andere Blätter unter den bekannten Kriegsfolgen, aber sie 
ertragen sie verhältnismäßig leichter, weil sie schon im Frieden eine 
Beschränkung ihrer Ausgaben walten ließen, die zwar haushälterisch 
zu nennen ist, jedoch den Aufstieg zu höheren Leistungen hemmen 
mußte. 

Sind die bürgerlichen Blätter in der Mehrzahl zum Zwecke des 
Oeldverdienens ins Leben getreten, so ist das bei keinem der Partei¬ 
organe der Fall gewesen. Sie sind aus dem Bedürfnisse entstanden, 
die Grundsätze der Partei in weite Kreise zu tragen, die Anfeindungen 
und Verleumdungen Ihrer Gegner zu widerlegen und politische Ein¬ 
sicht zu verbreiten. Auf sie trifft also im vollen Maße zu, was die 
Kritiker der Geschäftspresse wie Bücher bei anderen Zeitungen ver¬ 
missen: Das kulturelle Ziel, das Erheben über die Tagesansichten, 
der Fortfall der demagogisch betriebenen Abonnenten- und Inseraten- 
jagd. Also kurz gesagt, hier finden jene die „ideale“ Zeitung. Das 
wird, wenn auch meist stillschweigend, anerkannt. 

Wenn man nun bedenkt, mit wie schwachen materiellen Mitteln der 
Kampf gegen eine anders geartete Presse nach dem Fall des Aus¬ 
nahmegesetzes von den Parteiblättern aufgenommen wurde, wie alles, 
die journalistische wie die kaufmännische Leistung, größtenteils erst 
durch Erfahrung vervollkommnet werden konnte, und dazu noch tausend 
Vorurteile, Indifferentismus und behördliche Liebenswürdigkeiten das 
Dasein der Parteipresse erschwerten, so muß man bei objektivem 
Urteil dem Erreichten ein hohes Lob spenden. Mit kleinen Mitteln 
konnte nichts Größeres errungen werden, und was die Parteiorgani¬ 
sationen und Gewerkschaften in hingebender Arbeit in dieser Hinsicht 
leisteten, dürfte die Zukunft schwerlich überbieten. 

Diese „normale“ Entwicklung hat der Krieg unterbrochen. Auch 
für die Parteipresse bedeutet er keine Episode, nach der die früheren 
Entwicklungsmöglichkeiten wieder da einsetzen können, wo sie unter¬ 
brochen wurden. Die Parteipresse steht vor der Frage, ob sie sich 
den wirtschaftlichen Tendenzen der Zeit, der Entwicklung zu höherer, 
konzentrierter Leistung anschließen, oder das Schicksal der Ver¬ 
kümmerung mit der kleinen und mittleren Geschäftspresse erleiden 
will. Aufstieg oder Abstieg — das ist die Losung. Wenn die Er- 
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kenntnis dessen, was zum Aufstieg notwendig ist, nicht vorhanden 
sein sollte oder gar der Wille dazu fehlt, so werden die bei den 
bisherigen „alten und bewährten Prinzipien“ gut gefahrenen Organe 
bald umlernen müssen. Man braucht nur daran zu erinnern, was 
die reaktionären Parteien und die Schwerindustrie in letzter Zeit auf 
dem Gebiete des Preßwesens geleistet haben — Gründung der 
Inseratenexpedition „Ala“, Aufkauf der „Deutschen 2^itung“, der 
„Weserzeitung“ und kleinerer Blätter —, um zu begreifen, was nach 
dieser Richtung hin geschehen wird, wenn die Papiernot und das 
Sinken der Materialpreise den Zeitungsbetrieb wieder erleichtern. 
Aus dem Kampfgetümmel werden die bestausgerüsteten und stärksten 
als Sieger hervorgehen — die übrigen aber werden ein krüppelhaftes 

Dasein führen. * * 

* 

Wie soll die Parteipresse stark werden? Vor allem dadurch, daß 
sie mit überkommenen Einrichtungen, die zu ihrer Zeit angemessen 
und richtig waren, auiräumt. Was sich früher bewährte, ist nun 
teilweise unnützer Ballast. Dazu gehören vor allem die Preß- 
kommissionen — vorzüglich bewährte Institutionen seit dem Anfänge 
der Parteibewegung. Sie haben den Zusammenhang der Partei mit 
den Zeitungen verbürgt, unermüdlich für deren Ausbreitung gearbeitet, 
im großen und ganzen trotz reichlicher Fehlurteile und Mißgriffe 
erfolgreich gewirkt — heute sind sie zu einem Hemmschuh der 
Weiterentwicklung geworden! Man entsetze sich nicht ob dieser 
Ketzerei, sondern prüfe und urteile! Die Partei gründet Zeitungs¬ 
geschäfte, in denen zum Teil recht erhebliche Mittel und ebenso er¬ 
hebliche Verpflichtungen stecken, nicht zum Zwecke des Geldmachens, 
sondern höherer politischer Ziele wegen, lieber die Gestaltung — 
die wirtschaftliche wie die politische — entscheidet in letzter Instanz 
eine Versammlung. Sie besteht in der Regel aus 3—10 Proz. der 
Parteimitglieder. Hier wird die Kontroll- und Aufsichtsbehörde, die 
Preßkommission oder wie sonst der Name lautet, gewählt. Selten, 
sehr selten befindet sich unter den Mitgliedern dieser Behörde eine 
Persönlichkeit, die etwas vom Zeitungswesen und dem Geschäftsleben 
versteht. Auf diese im politischen Sinne guten Leute, aber schlechten 
Musikanten müssen diejenigen, die etwas vom Zeitungswesen ver¬ 
stehen, weil sie darin praktisch tätig sind, die allergrößte Rücksicht 
nehmen. Nicht allein ihrer Stellung oder ihres Fortkommens wegen, 
sondern weil sie jedem Konflikt aus dem Wege gehen müssen, um 
nicht den sie mit der Partei verbindenden Faden zu zerreißen; so 
bildet sich dann ein Modus des Kompromisses aus, der Rücksicht- 
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nahiue von beiden Seiten — ein Zustand, den man im Süden mit 
„wursteln“ bezeichnet —, der jeden energischen Entschluß verbietet, 
ja allem Neuen feindlich gegenübersteht. So lange das Alte gut war, 
ging ja die Sache, aber dem Neuen gegenüber entsteht so etwas wie 
die Furcht des Physikers vor dem leeren Raum. Die Zukunft stellt 
eben höhere Aufgaben an die Parteipresse; um sie zu erfüllen, muß 
hier dem „Tüchtigen freie Bahn“ gegeben, alle die Entwicklung hem¬ 
menden Einrichtungen müssen beseitigt werden. Dazu braucht man 
leistungsfähige Männer mit Selbstverantwortungsgefühl, nicht „Kom¬ 
missionen“ mit wechselndem Bestände und schwankenden Beschlüssen. 
Solche Männer sind vorhanden — nur löse man ihre Fesseln — und 
neue Intelligenzen werden der Parteipresse Zuströmen, wenn die bisher 
der Entwicklung der Persönlichkeit durch die Zufallsinstitutionen der 
Partei gezogenen Schranken gefallen sind. 

liier ist der Einwand zu erwarten: die Grundlagen der Demokratie 
sollen also für die Parteipresse wegfallen, während man mit Recht 
die „demokratische Fabrik“ anstrebt? Mit nichten soll der Allein¬ 
herrschaft starker Männer das Wort geredet werden. Kontrolle der 
geschäftlichen und politischen Leitung muß bestehen bleiben, aber das 
Einschnüren alles Fortschreitens, aller neuen Ideen und Betätigungs¬ 
versuche durch eine letzte Instanz ohne direkte Verantwortung, die 
eigentlich so gut wie die Aktiengesellschaft eine sociötö anonyme ist, 
soll aufhören. 

Unsere Vorliebe für Schaffung möglichst zahlreicher Instanzen und 
Körperschaften hat mit der Demokratie rein gar nichts zu schaffen, 
sie ist nur ein Ueberbleibsel aus den Kinderjahren der Arbeiter¬ 
bewegung. Zur Ueberwachung der Parteipresse und -geschäfte würden 
die bestehenden Ausschüsse der politischen Organisation völlig ge¬ 
nügen, da bedürfte es keiner besonderen Kommission. Aber die 
Hauptsache ist und bleibt: man besetze leitende, verantwortungsvolle 
Posten mit tüchtigen Männern und lasse ihnen Bewegungsfreiheit; 
vor allem aber breche man mit einem System, wie es bei der Ver¬ 
gebung von Hofchargen und Staatsämtern gebräuchlich ist. Es muß 
offen gesagt werden, daß die Besetzung von Stellen bei der Partei¬ 
presse nach keinem anderen Maßstabe erfolgen darf, als dem der 
Tüchtigkeit und Brauchbarkeit. Nicht irgendwelche anderen Ver¬ 
dienste sollen dabei mitreden. Auch dieser Umstand ist zu den „über¬ 
kommenen Einrichtungen“ zu zählen. 

* * 

* 

Nach diesem Exkurs auf-das politisch-organisatorische Gebiet wäre 
wieder zu den materiellen Voraussetzungen des notwendigen Auf- 
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stieges der Parteipresse zu-rückzukehren. Sie sind vorhanden. Ein¬ 
mal durch das bedeutend größere Bedürfnis der Massen, sich politisch 
zu unterrichten und dann durch die soziale Umschichtung der uns 
bisher feindlich oder gleichgültig gegenüberstehenden Klassen. Wie 
sehr diese beiden Faktoren uns zugute kommen müssen, beweist 
ja die Mehrung der Auflage zahlreicher Parteiblätter trotz minderen 
Umfanges und höheren Preises. Der steigenden Auflage folgt das 
größere Anzeigengesohäft von selbst; mit allen Mitteln muß dann 
danach gestrebt werden, den Markt der „Kleinen Anzeigen“ in die 
Hände zu bekommen. Es ist schwer, aber nicht unmöglich. Das 
Monopol des Anzeigengesdhäftes großstädtischer Zeitungen baut sich 
auf der ,3örse des kleinen Mannes“ auf. Hier muß auf den in dem 
kürzlich hier veröffentlichten Artikel erwähnten Vorschlag zurück¬ 
gegriffen werden, im Kampfe gegen die Konkurrenz zu den Mitteln 
zu greifen, mit denen diese erfolgreich war. Nur eines dieser Mittel 
sollte nicht angewendet werden: durch Unterbietung des Bezugs- ’ 
Preises Abonnenten zu erlangen. Dieses Mittel zieht nicht mehr, weil 
die Einschätzung aller Werte nach dem Oeldmaße sich total ver¬ 
schoben hat. Der Konkurrenz muß die Parteipresse durch höhere 
Leistungen begegnen, im übrigen aber braucht sie sich hinsichtlich 
der geschäftlichen Reklame keine Beschränkungen aufzuerlegen. Der 
Rahmen der parteigenossenschaftlichen Werbungsmethode, wie sie bei 
zahlreichen Parteiblättern ausschließlich in Uebung war, ist zu eng 
geworden und muß gesprengt werden. Organisation des Straßen¬ 
verkaufes, Einrichtung von Depesohentafeln, Aufstellung von Ver¬ 
kaufsautomaten, bezirksweise freie Zustellung von Werbenummern 
für einen Monat und anderes mehr bringt, wenn es auch nicht immer 
neu ist, doCh stets Erfolg. Schließlich dürfte auch der Widerstand 
gegen die Abonnentenversicherung zu den völlig veralteten Anschau¬ 
ungen gerechnet werden. In den Orten, wo die Konkurrenz sie mit 
Erfolg anwendet, muß die Abonnentenversicherung eingeführt werden. 
Bisher hat nur ein Parteiblatt gewagt, der allgemeinen Anschauung 
trotzend, dieses Propagandamittel anzuwenden, und der Erfolg war 
ausgezeichnet. Die Ueberwaohung der Abonnentenversicherung durch 
das Reichsversicherungsamt beschränkt das Gerede vom ,3chwindel“ 
der Verleger auf denjenigen Teil, der die Versicherung selbst über¬ 
nimmt, anstatt mit einer soliden Versicherungsgesellschaft einen Ver¬ 
trag abzuschließen. 

Ueber den Ausbau des redaktionellen Teiles der Parteipresse nur 
ein Wort, da andere berufenere Federn darüber Beachtenswertes 
geschrieben haben. Wenn von höheren Leistungen der Parteipresse 
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gesprochen wurde, so war damit eigentlich die Notwendigkeit der 
redaktionellen Ausgestaltung bereits ausgesprochen. Verbesserung 
des Nachrichtendienstes, des Feuilletons, und mehr Rücksichtnahme 
auf die Interessen der weiblichen Zeitungsleser (sie sind oft die Mehr¬ 
zahl) durch Einfügung eines weiblichen Redakteurs oder einer stän¬ 
digen Mitarbeiterin, bessere Einrichtung des lokalen Teiles (der 
schwächste Punkt fast der gesamten Parteipresse) sind ebenso 
wichtig wie die Angliederung eines Handelst eiles — im weitesten 
Sinne genommen —, wobei ein auf die gangbarsten Werte beschränk¬ 
ter Kurszettel nicht vergessen werden sollte. I>er Parteizeitung der 
Zukunft soll nichts Menschliches fremd sein. Viele Leser dieser 
zukünftigen Parteizeitung — sie soll eine Zeitung und kein Blatt oder 
Blättchen sein — besitzen Pfandbriefe oder Staatspapiere; sie möchten 
gern deren Kurs wissen, müssen deswegen aber eine andere Zeitung 
in die Hand nehmen. Und außerdem kann der Handelsteil einer 
sozialdemokratischen Zeitung — vorausgesetzt, daß er von fach¬ 
kundiger Hand geführt wird — einen so weitreichenden Einfluß aus¬ 
üben, wie es die wenigsten Parteigenossen erwarten. Man bedenke 
doch: es gibt in Deutschland nur drei oder vier Blätter, die ganz 
unabhängig von Finanz- oder Industriegruppen handelspolitisdhc 
Kritik üben! 

In Großstädten wird das täglich zweimalige Erscheinen nicht zu 
umgehen sein. Dafür kann eine Anzahl nicht bedeutender Lokal¬ 
blätter verschwinden, ohne sichtbare Lücken zu hinterlassen. Da 
eine große, einflußreiche Zeitung mehr bedeutet als ein Dutzend kleine 
einflußlose, so schaffe man vor allem in der Reichshaiipstadt ein 
Organ, das mit den großen bürgerlichen Blättern den Wettbewerb 
aufnehmen kann und für die Provinzpresse wirklich ,4ührend“ ist. 

Wenn hier eingewendet werden sollte, zur Durchführung dieser 
Vorschläge gehöre viel Geld, so stimmt das nicht. Viel wichtiger 
ist es, die richtigen Menschen an die richtige Stelle zu setzen und 
vor allem den Willen zur Tat zu haben. 


Gewissen deutschen Sozialdemokraten ins Stammbuch. 

Ueber der allgemeinen Anklage des preußischen Militarismus als der 
Kriegsursache haben sogar Sozialdemokraten vergessen, daß es hinter 
dem preußischen Militarismus einen deutschen Kapitalismus gibt, und 
daß dieser in seinen Methoden, neue Märkte und Ausbeutungsgebiete 
zu gewinnen, nicht militaristischer als der englische und der franzö¬ 
sische Kapitalismus ist, sondern vielmehr weniger militaristisch. 

Gustav F. Steffen. 
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KONRAD HAENISCH: 

Wilhelm Kolb über sich selbst. 

Nach Heinrich Wetzker, Gustav Stengele und Rudolf 
Schwandt ist mit Wilhelm Kolb abermals ein treuer Mitarbeiter 
der „Glocke“ von uns gegans:en. Lebenslauf, Wirken und Wesen 
des trefflichen Mannes, dessen aufrechte Ehrlichkeit auch die 
lieben mußten, die — wie der Schreiber dieser Zeilen — oft 
mit ihm die Klinge gekreuzt haben, ist in der Tagespresse der 
Partei eingehend geschildert worden. Zur Ergänzung dieses 
Bildes möchte ich hier Wilhelm Kolb in ein paar Sätzen 
über sich selbst sprechen lassen. 

Seit Kriegsbeginn stand ich mit Kolb in einem regen schrift¬ 
lichen Meinungsaustausch. Was er sich da in seinen Briefen 
über gewisse Vorgänge in der Partei, in ihrer politischen und 
parlamentarischen Führung und über die unheilvolle Rolle ein¬ 
zelner einflußreicher Männer der Parteijournalistik vom Herzen 
herunterschrieb, entzieht sich in seiner rücksichtslosen Derb¬ 
heit selbstverständlich der öffentlichen Wiedergabe*— so nach¬ 
denklich diese Betrachtungen eines der treuesten Männer der 
deutschen Arbeiterbewegung gewiß auch manchen in unseren 
Reihen stimmen würden. Dagegen scheint mir nichts dem 
Abdruck einiger Briefstellen im Wege zu stehen, in denen sich 
Wilhelm Kolb über seine eigene politische Stellung ausspricht. 
Vielleicht tragen manche dieser Aeußerungen Kolbs dazu bei, 
gewisse falsche Vorstellungen über seine Politik zu korrigieren. 
Ein paar der hier folgenden Briefstellen zeigen uns auch den 
wertvollen Menschen Kolb, andere beleuchten grell die großen 
äußeren Schwierigkeiten, unter denen unser verstorbener Freund 
arbeiten mußte. 

I. 

Aus einem Brief vom 3. Juli 1915: 

Anbei meine Broschüre, die zwischen der Redaktionsarbeit ge¬ 
schrieben ist. Unsereiner hat ja leider keine Zeit zu ruhigem 
Arbeiten. Die Parteipresse hat sie mit zwei oder drei Ausnahmen 
bis jetzt totgeschwiegen. Ich sitze schwer in der Tinte, denn ich muß 
den ganzen Versand der Broschüre nebst allem Drum und Dran selbst 
erledigen. Sie können sich denken, wie ich jetzt schuften muß. Dazu 
nur eine halb besetzte Redaktion. Wie froh wäre ich, Ihnen Gesell¬ 
schaft leisten zu können. An Urlaub ist bei mir aber dies Jahr nicht 

za denken. Was sagen Sie zu dem Schluß des Aufrufs des.? 

Ich bin beinahe vom Redaktionsstuhl heruntergefallen. Wenn es so 
weitergeht, wird unsere günstige Situation gründlich verpatzt. Jetzt 
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hilft nur eiserne Konsequenz. Jeder Versuch des Vertuschens der tief¬ 
gehenden Gegensätze fährt zum politischen Bankrott. 

Hier haben wir Ruhe. Das halbe Dutzend Krakeeler wurde letzte 
Woche wegen Verbreitung eines Flugblatts verhaftet und hat Anklage 
wegen Landesverrats zu gewärtigen. Just lauter junge Leute! Ob 
die hinter den Kulissen sieh kein Gewissen daraus machen, daß sie 
ihre Opfer ans Messer liefern? Mieh dauern die armen Teufel, von 
welehen die meisten nicht wissen, was sie getan haben. 

II. 

Aus einem zwölfseitigen Brief vom 17. September 1915: 

In Ihrem „Echo"-Artikel über „Neu-Revisionismus und Neu-Radika- 
lismus" polemisieren Sie auch gegen mich. Ich will den „Marxisten" 
keine Freude bereiten und sehe deshalb von einer öffentlichen Er¬ 
örterung ab. Sie tun mir — wie ich glaube — unrecht mit dem 
Vorwurf, daß ich den Horizont für die Diskussion in der Partei 
verengen half. Jedenfalls hatte ich die gegenteilige Absicht. Auf der 
ersten Seite meiner Schrift habe ich in einer Fußnote bemerkt, daß 
die Schlagworte Revisionismus und Radikalismus die in der Partei 
herrschenden Gegensätze und deren Ursachen nur „schief und durch¬ 
aus unzulänglich" kennzeichnen. Gewiß sind 'die durch den Krieg 
hervorgerufenen Differenzen zum Teil aus anderen Quellen geflossen 
als die früheren. Aber in letzter Linie konzentrieren sich alle unsere 
Gegensätze auf die Frage: Prinzipiell verneinende oder positiv schaf¬ 
fende Politik? Anders formuliert: Soll unsere Politik auf das Werden 
der sozialistischen oder auf den Zusammenbruch der kapitalistischen 
Gesellschaft eingestellt werden? Die künftige sozialistische Welt¬ 
politik ist auch nur ein Teil des Gesamtproblems. Man kann auf 
dem Boden einer Politik prinzipieller Negation ebensowenig erfolg¬ 
reiche sozialistische Welt-, wie Militär-, Agrar-, Kolonial- usw. Politik 
treiben. Die letzte entscheidende Frage ist und bleibt die. ob wir 
uns gegenüber dem heutigen Staat und der heutigen Gesellschafts¬ 
ordnung auf einen prinzipiell bejahenden oder prinzipiell verneinenden 
• Standpunkt stellen. Jeder dieser Standpunkte hat seine eigenen und 
bestimmten Konsequenzen für unsere Politik und Taktik. Gerne gebe 
ich zu, daß meine Broschüre die Dinge zum Teil in einem zu engen 
Rahmen behandelt. Ich würde heute manches anders schreiben. 
Allein, Sie wissen ja, unter welchen Umständen unsereiner solche 
Arbeiten fertigen muß. Man ist ständig gehetzt und kann seine 
Gedanken nur schwer sammeln. Immerhin glaube ich den springenden 
Punkt mit genügender Deutlichkeit hervorgehoben zu haben. Es ist 
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für die Partei allerhöchste Zeit, daß sie den spintisierenden, alle 
Probleme im wesentlichen von abstrakten Gesichtspunkten aus behan¬ 
delnden, kasuistisch spitzfindigen Talmudismus überwindet. . . . 

Mir fällt es nicht ein, die „badische Methode" als die allein richtige 
and maßgebende zu betrachten. Für mich handelt es sich vor allem 
darum, daß wir überhaupt erst einmäl politisch werden, d. h, von der 
prinzipiellen Negation loskommen. Das andere ergibt sich zumeist 
ganz von selbst. Ob der Linkenblock kommt oder nicht, ist von 
untergeordneter Bedeutung, wenn nur erst die Partei politisch festen 
und sicheren Boden unter den Füßen hat. Mir liegt vor allem daran, 
daß wir politischen Einfluß erringen und damit der Lösung der ver¬ 
schiedenen Probleme, die wir bisher im wesentlichen agitatorisoli be- 
haiKlelt haben, auch politisch näher kommen. 

Hoffentlich haben Sie sich nunmehr überzeugt, daß ich nicht der 
badische Spießbürger und Kannegießer bin, als den unsere „radikalen" 
Freunde mich erscheinen lassen. Ich habe mir immer eingebildet, viel 
revolutionärer zu sein, als die Phrasenhelden es sind. 

III. 

Aus einem Brief vom 5. April 1916: 

Für die Ueberweisung Ihres Buches: ,J)ie Sozialdemokratie in und 
nach dem Kriege“ meinen herzlichsten Dank. ... In der Besprechung 
der sozialistischen Kriegsliteratur gedenken Sie in freundlicher Weise 
auch meiner kleinen Arbeit. Leider muß ich Ihrem Urteil über meine 
Stellung widersprechen. Sie und viele andere Genossen befinden 
sich in einem großen Irrtum, wenn Sie mir unterstellen, als habe ich 
die Parteispaltung befürworten wollen. . . . Wer allerdings die Pflicht 
zur Verteidigung des Vaterlandes leugnet, hat keinen Platz mehr in 
der Sozialdemokratie. Die Zahl dieser Elemente ist relativ sehr 
gering, ihre Abstoßung bedingt keine Spaltung der Partei. Die andern 
werden sich bald wieder in den Rahmen der Gesamtpartei einfügen; 
ledenfalls haben die um Haase keine Zukunft, wenn die Regierung 
keine zu großen Dummheiten macht. Worauf es mir in erster Linie 
ankommt, ist, daß man den Kern des Problems, um welches in der 
Partei gekämpft wird, herausschält, um auf diese Weise der grenzen¬ 
losen Verwirrung ein Ende zu machen. Ich halte die Taktik des 
Vertuschens für völlig verfehlt und obendrein im höchsten Grade 
gefährlich. . . . 

Im übrigen belustigt es mich, immer wieder zu lesen, daß ich auf 
dem äußersten rechten Flügel der Partei stehe. Mein lieber Haenisoh! 
Ich stehe viel weiter links und bin viel radikaler als die Ströbel 
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und Konsorten, und wenn es wirklich einmal darauf ankommen sollte, 
zu zeigen, ob man revolutionär gesinnt ist, so würde ich nicht hinter 
der Front oder gar im Ausland zu suchen sein. Was heißt rechts oder 
links stehen? Das sind Worte ohne Irrhalt. Ich stehe einfach dort, 
wohin mein Gewissen mich weist. 

IV. 

Aus einem Brief vom 8. September 1916: 

Wenn auch unsere Auffassungen in verschiedenen Punkten von¬ 
einander abweiohen, so hat mich Ihr Artikel im „Vorwärts“ doch 
herzlich gefreut. Es war wirklich notwendig, gegen die Schleim- 
sch . . . einmal der Katze die Schelle umzuhängen. Die . . . Aktion 
des . . . war, ist und bleibt eine politische Bankrotterklärung, die dem 
Ansehen der Partei schwer geschadet hat. . . . Durch diese Taktik . . . 
wird der Entwicklungsprozeß der Partei künstlich aufgehalten und 
es droht infolgedessen die große Gefahr, daß die Partei eine nie 
wieder in gleichem Maße günstige Situation gründlich verpatzt. Die 
auswärtige Politik, wie sie . . . verficht, ist die Ideologie zu Pferde. 
Wir können doch Belgien nicht seine „absolute'" Selbständigkeit 
wiedergeben, d. h. es wieder zum Vorwerk englischer Angriffspläne, 
machen. Wer das nicht begreift, dem ist nicht zu 'helfen. Vom 

Standpunkt.hinsichtlich der belgischen Frage bis zum 

Standpunkt derjenigen, die das Bestehen einer elsaß-lothringischen 
Frage anerkennen, ist nur ein kleiner Sdiritt. Was soll es denn 
heißen, die „Freiheit" der in den Ostseeprovinzen wohnenden VöBcer 
anerkennen? Das sind doch Illusionen. Hoffentlich geben Sie . . . 
eine deutliche Antwort 


STEFAN QROSSMANN: 

Rede auf Frank Wedekind. 

Diese Gedenkrede auf Frank Wedekind wurde am 12. April 
im Neuen Theater in Frankfurt a. M. gehalten. 

I N den eigentlichen Kriegsjahren war uns Frank Wedekind entbehr¬ 
lich. Die Weltregierung, wenn es dergleichen gäbe, hätte eine 
Pause in sein Leben einfügen müssen, und vielleicht nicht nur in sein 
Leben. Er hätte zehn oder acht Jahre aussetzen und sich irgendwo 
auf einem milden Stern neue Kräfte holen müssen, um dann im ersten 
Jahr des Neubaues mit klarer Stimme zu den Deutschen zu sprechen. 
Wir werden ihn bitter brauchen! Aber diese Jahre des Krieges ge- 
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hören den Pflichtpredigern, den Pflichtkommandeuren. Moltke und 
Kant, darauf hat Hermann Cohen mit Recht hingewiesen, reichen sich 
die Hände. Der kategorische Imperativ des Generals wird ergänzt 
durch den noch kategorischeren Imperativ des Ethikers. Unser ganzes 
Leben ist ein Stundenplan von Pflichterfüllungen .geworden. Nicht 
»nehr entscheidet die persönliche Neigung. Nebensächlich der Wunsch 
und die Sehnsucht des Individuums, gebietend das Gesetz der Nation, 
der Wille der Ganzheit. Und so ist unser Aufstehen am Morgen, 
unser Schlafengehen am Abend frei vom Sybaritismus glücklicher 
Tage. Unsere Arbeit am Tage, jede Arbeit, sei sie draußen im Felde, 
sei sie im Fabrikswerk der Stadt, sei sie auf dem männerarmen Lande, 
wird vorgeschrieben von der Gemeinschaft, jede Mahlzeit bewacht und 
zugeteilt vom Staat. Unsere Nachtruhe angeordnet und vorgesehen 
von der Polizei, jedes Lichtlein am Fenster, jedes bißchen Elektrizität 
und Wärme ward uns zugemessen. Ja, am liebsten möchte Seine 
Majestät der Staat dem einzelnen in die heimlichste Kammer nach¬ 
schleichen und ihm vorschrieben, wann, wo und zu welchem Zweck 
er zu lieben habe. Versteht sich — im Interesse des Staates; denn 
der einzelne ist nichts geworden und der Staat ist se\n Gebieter. 

In diese Welt der notwendig rationierten Lebensfreude hat Frank 
Wedekind nicht hineingepaßt. Aber die Lebenslust ist ewiger als ihre 
Rationierung, und wir werden ihn morgen wieder brauchen, dringen¬ 
der als vorher, denn das Leben mit Idealen, das Leben mit sittlicher 
Befriedigung, das Leben mit technischen Erfolgen, das Leben mit 
materiellen Gütern, das Leben mit Philosophie und psychologischer 
Erkenntnis, es wäre Plunder und nicht liebenswert, wenn es dessen 
entbehrt, was Wedekind vom ersten Tage seines Schaffens an bis 
zu seinem letzten suchte: Lust, Lust, Lust. 

Es ist in dieser Zeit der dürren Pflichtbegriffe beinahe in Ver¬ 
gessenheit geraten, und mutet manchem als Frevel an, daß alle 
Fruchtbarkeit der Kreatur verbunden ist mit Lust. Ich weiß wohl, 
daß dieses Wort und der Begriff verbannt sein muß aus dem Katechis¬ 
mus dieser Zeit. Es wäre denn, daß man die Lust am Töten priese. 
Nun wohl, wer uns ein Pflichtdasein als Notwendiges für diese Zeiten 
des Kampfes der Nation auf Leben und Tod rühmt und dazu sagt: 
.J)ies ist ein extraordinärer Zustand, ein Ausnahmezustand der 
Menschheit,“ den wollen wir schweigend ohne Murren mit gesenktem 
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Kopfe anhören und ihm gehorchen. Den grämlichen Propheten, den 
armen Qesundbetern und der Familie Michaelis aber, die uns ein 
Zeitalter verkünden, in dem nur die auferlegte Pflicht das ausfüllende 
Gesetz jeder Existenz werden soll, denen rufen wir mit wedekind- 
schem Freimut zu: Nie hat die Pflicht ein Kind gezeugt! Die Pflicht 
muß, wenn sie fruchtbar werden soll, vor sich selber die Augen ver¬ 
schließen und sich in die Erinnerung einer alten Lust verkriechen. 
Das war, das ist , das wird die große Bedeutung Frank Wedekinds 
.wieder sein: Er war lustgläubig. Sein erstes Werk hieß „iFrühlings- 
erwachen“ und es bedeutete das Erwachen der Lust. Und von diesem 
ersten bis zu seinem letzten Werk ist er wach geblieben. Leben be¬ 
deutete ihm nicht beendeter Frühling. Im Wesen der charakterlosen 
armen Natur liegt es, daß fhr Frühling kurz ist und diese schnell 
verblühten Dichter vergessen ihren Frühling schnell. Dagegen hat 
Goethe dem Bedeutenden eine immer wiederkehrende Pubertät nach¬ 
gerühmt, ein wiederholtes Frühlingserwachen. Wedekind ist als 
Greis im Silberhaar nicht vorstellbar. Er war ein ewiger Freier um 
die Freude des Daseins, und die Stunden, die er der Lust nicht wid¬ 
mete, die hat er der Verkündung der Lust gewidmet, und auch dies 
war eine Lust. Trotzki, der über Wedekind marxistisch abhandelte, 
hielt seinen Hedonismus nach dem Klichee la der materialistischen 
Geschichtsauffassung für reaktionär. Aber wie hätte der wirklich¬ 
keitsblinde Buchmensch Wedekind sehen können? Wedekinds Er¬ 
innerung an den paradiesischen Menschen wirkte aufrüttelnd und 
sie mußte umstürzend wirken in einem Zeitalter der besessenen 
Arbeit, der bedrückenden Schulen, der kraftfressenden Examina, der 
unlustig ausgefüllten Berufe, der naturlosen Großstädte, der zer¬ 
bröckelten Leidenschaften. Welcher Gegenwartsmann hat noch Er¬ 
innerungen an sein Frühlingserwachen? Welcher Buchmensch weiß 
noch, daß im Zentrum seines Daseins das Gebot der Lust steht? 
Alle waren wir nichts als Arbeiter im Garten des Herrn geworden. 
Aber der frömmste Deutsche singt, sich mit dem Frechsten berührend: 

Die Braut verdient sich mehr mit einem Kuß um Gott, 

als alle Mietlinge mit Arbeit bis in Tod. (Angelus Silesius.) 

Lustgläubig war nurmehr die Frau geblieben im Sinne des anakreon- 
tischen Liedes: 

Unser süßester Beruf ist das Glück der Liebe. 
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Doch diese Naturhaftigkeit paßte nicht mehr in diese Welt des 
Kommerzialismus, der Frauenarbeit, der Atomisierung der Arbeit, der 
Qroßstadtgeschäfte. 

Lulu, die keine Ibsengespräche führen kann, ist eine viel unver¬ 
standenere Frau als Nora Helmer. Frau Nora kann in Kristiania zu 
dem Vortrag »einies sozialpolitischen Privatdozenten mit iblondem 
Spitzbart gehen und von ihm in einem Privatissimum erlöst werden. 
Lulu, die nur die Sprache ihrer Triebe spricht, kann nicht erlöst 
werden, sondern muß von Jack, dem Aufschlitzer, in einer dunklen 
Londoner Straße ermordet werden, denn ihrem paradiesischen Ur- 
wesen antwortet ein unverstehendes Zeitalter. In allen Wedekind- 
schen Dramen ist die Frau ein Stück Natur, wenn man will: gefräßige 
Natur geblieben. Aber der Mann ist weniger als Natur, er ist Hoch¬ 
stapler oder Vereinsmacher oder Zirkusdirektor oder Zeitungsgrün¬ 
der, immer aber ein Mensch, der sein Zentrum verloren hat. Immer 
aber ein in die Peripherie verirrter Qeistmensch. Immer einer, der 
den Trieb geschändet hat durch Ueberlegung. 

„Frühlingserwachen“ ist aus der deutschen Qeistesgeschichte über¬ 
haupt nicht mehr wegzudenken. Bis zu dem Tage, an dem dieser 
Dichter entdeckt hatte, daß der ewigste Trieb sich in den Zwölf- und 
Dreizehnjährigen verkündige, glaubte man in Deutschland an das 
perverse Monstrum, das noch in verstaubten Lustspielen mit einer 
roten Schleife am Zopf gespenstisch einherhüpfte: den deutschen 
Backfisch. Von dem Tage, an dem Wedekinds Kinderröckchen und 
-hosen auf die Bühnen zogen, war der Backfisch aus der deutschen 
Welt gestrichen. Wenn Wedekinds Verdienst nur dieses eine wäre, 
daß er der Nation die Augen geöffnet hat für das Leben der Dreizehn¬ 
jährigen, so müßte der Dank an ihn unerschöpflich sein. Aber dieser 
dämonisiche Mensch, dem niemand ins Auge gesehen hat, ohne von 
dem schwarzen Feuer seines Blickes gebannt zu sein, dieser Mann, 
den niemand gehört hat, ohne Staunen und Bewunderung für die 
merkwürdige bildhauerische Ziselierung der Worte, die er aus seinem 
Munde ließ, dieser Verkünder der Lust wäre nicht der Künstler gewesen, 
der er war, wenn er sich damit begnügt hätte, sein Leben nach seinem 
Wunsch zu leben und nicht vielmehr dieses Leben im Geist durchzu¬ 
machen und es nur zu verkünden. Das machte Wedekinds Tragik 
aus. Er verkündete das lustreiche Leben, aber er war Künstler genug. 
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um es nur zu verkünden. Sein wirkliches Dasein war keineswegs 
renaissancehaft, er hat den Jammer des Zeitalters jahrzehntelang 
gespürt. Er hat sich verdingen müssen als Reklameagent einer 
Suppenwürfelfabrik. Er hat oft mit Lust, oft aber auch knirschend 
vor einem angeheiterten Publikum Bänkelgesänge zur Laute ver¬ 
zapfen müßssen. Er hat sein System der erotischen Befreiungen 
nicht durchlebt, wurde zum sorglichen Ehemann und hat sich damit 
begnügen müssen, sein kühneres Dasein in der Torgelstube zu 
München treuen Jüngern von zwölf bis vier Uhr nachts zu verkünden. 
Er wäre kein Deutscher gewesen, wenn ihm die Verkündung nicht 
lieber gewesen wäre, als die Wirklichkeit. Deshalb ist er einmal, ich 
glaube nicht ganz mit Unrecht, der deutsche Privatdozent für ero¬ 
tische Angelegenheiten genannt worden. 

Wedekind wäre wehrlos gegen die bürgerliche Welt dagestanden, 
wenn ihm Qott Natur nicht das Qescherik einer rettenden Waffe mit¬ 
gegeben hätte: das war sein Gelächter. Kein deutscher Autor hat 
ein so dröhnendes, erlösendes, aus dem Innersten kommendes Ge¬ 
lächter wie Wedekind. Er war im Grunde eine pathetische Natur, 
stolz auf seine Abstammung von Friedrich Schiller, fühlte sich als 
Pathetiker, aber ihn schützte vor der Verzweiflung sein herrliches 
Gelächter. Er konnte seinem Antipoden, dem deutschen Pflichtbour¬ 
geois, ins Auge schauen und hatte sein Gelächter. Er konnte das 
gewerbsmäßige Erzeugen wöchentlich auftauchender Satire ansehen 
•und hatte sein Gelächter. Er konnte die Narrheit unseres Theater- 
und Kammersängerbetriebes ansehen und hatte sein Gelächter. Nur 
vor einer hatte er nie gelacht, nur einer ist er mit dem Ernst der 
griechischen Maske gegenübergestanden, das war Lulu, das Urwesen. 
Vor ihr verstummte sein Gelächter. 

Man hat Wedekind einen Zyniker genannt, aber Zynismus ist nur 
die umgekehrte Form des Ernstes, zynisch kann nur der Gläubige 
sein. Wenn Wedekind ein Zyniker war, so'hat ihm dieses Zeitalter 
keinen anderen Ausweg gestattet und dieser Zynismus war seine 
künstlerische Rettung, ihm verdankte er den eigentlichen Wedekind- 
schen Kontrast, das Umschlagen vom Pathetisch-Tragischen ins 
Grotesk-Komische. Das Jahrhundert Wedekinds hat keiner Leiden¬ 
schaft den Bruch erspart. Wehe denen, die nicht irgendwie die Kraft 
zum Zynismus fanden! Zynismus war die stärkende Medizin der 
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besten an ihrem Zeitalter schwer erkrankten Geister. Und so stark 
hat dieser NVedekindsche Zynismus, der aus sittlichem Pathos 
stammte, auf die Gegenwart gewirkt, daß jeder von uns ein dutzend¬ 
mal die Situationen erlebt hat, in denen wir versucht waren, zu glau¬ 
ben, daß das Leben selbst Wedekind parodiere. 

Freunde erzählten von dem Tage seiner EJestattung. Es war eine 
schöne, wie man sagt, würdige Feier. Krtänze und Grüße aus ganz 
Deutschland waren gekommen. Die Feier hatte ihren höchsten Glanz 
dadurch empfangen, daß alle offiziellen Stellen sich ferngehalten 
hatten. Was wäre es auch für ein Wedekindscher Augenblick ge¬ 
wesen, wenn an der Bahre dieses kecksten Dichters ein Flügeladjutant 
erschienen wäre! Aber es waren nur deutsche Dichter da und sie 
hielten kürzere oder längere, langweilige oder ergreifende Reden. 
Da, als alles schon zu Ende schien, kam ein junger deutscher Dichter 
schüchtern an einen der berühmtesten Schriftsteller heran und lispelte: 
„Darf ich auch ein paar Worte sagen?“ Man kannte den jungen 
Dichter, der im bürgerlichen Leben Vertreter einer Filmgesellschaft 
ist, fühlte seine bebende Erregung und seine Frage war so bewegten 
Herzens vorgebracht, daß der berühmte Schriftsteller nicht das Herz 
hatte, abzulehnen, sondern sagte: ,3itte!“ 

Und nun geschah es, daß der junge Dichter an das Grab trat und 
mit einer tiefen Verbeugung den Kopf beinahe in die Grube senkte, 
dann das Knie beugte, die Arme ausbreitete und langsam, während 
ihm die Tränen über die Wangen kollerten, die Worte sprach: „Ich 
grüße Dich, Dein unwürdigster Schüler!“ Keine Rede der berühmten 
Kollegen wirkte so ergreifend, wie diese sechs Worte des Jungen. 
Durch die Trauergesellschaft ging ein leises Schluchzen. In diesem 
Augenblick sprang der junge Dichter auf, alle Blicke waren auf ihn 
gerichtet, mit großen Sätzen sprang er zur Seite und schrie einem 
Kino-Operateur, der in einiger Distanz gegenüber wartend stand, zu: 
,3o, bitte, jetzt kurbeln.“ Die Trauergesellschaft ordnete sich zum 
Kinobild . . . 

Es hätte nur einen Deutschen gegeben, der diese Szene hätte 
schreiben dürfen: Wedekind. Und nichts beweist unsere Vertrautheit 
und unser Verwachsensein mit Wedekind so sehr, als daß es Situa¬ 
tionen gibt, die wir nicht mehr anders als Wedekindsche ansehen. 
Unmöglich die tollen Kontraste unserer gespaltenen Zeit anzusehen. 


Digitized by 


Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




132 


Evakuiert. 


ohne Wedekinds zu gedenken. Er denkt in uns, wir sehen mit ihm 
und, wenn erst die graue Wolkenzeit vorbei sein wird, wenn wieder 
ein blauer Himmel der Lust uns lachen wird, mit dem großen Früh- 
lingserwachen wird Frank Wedekind sein zweites Dasein im deutschen 
Geist führen. 


HANS ALTERMANN: 

Evakuiert. 

Noch ist es nicht der Schlachten wilder Reihen, 

Der brausend übers Land sich hier ergießt; 

Noch hört man nicht Kanonen schreien. 

Noch ist es Blut nicht, was hier fließt: - 

Es ist die drohend stille Welle, 

Die — fliehend vor dem Sturm — den Schmerz gebiert: 
Es löst der Tränen längst versiegte Quelle 
Das graue Wort: Evakuiert! - 

Noch schützten uns des eignen Hauses Mauern, 

Noch saßen abends wir am eignen Herd. 

Noch hat die Ernte unsrer Bauern 
Aus eigner Kraft uns hier ernährt! — 

Bis nun des Krieges letzte Welle 

Wild brandend auch nach unserm Dasein giert! 

Auf schäumend wirft sie über unsre Schwelle 
Das Schreckenswort: Evakuiert! - 

Nun schleichen müde wir in langen Zügen, 

Wir Weiber, Kinder, Greise durch das Land. 

Sehn hinter uns das schwer Erworbne liegen 
Und kommen ungerufen, ungekannt. 

Die graue Sorge ist uns Weggeselle; 

Kein Stern ist, der uns leuchtet, der uns führt. 

Uns peitscht des Krieges wilde, letzte Welle, 

Uns traf das Wort: Evakuiert! - 
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Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenaugabe grestattet 


Dr. PAUL L£NSCH, M. d. R.: 

Karl Marx. 

A m 5. Mai 1818 wurde in Trier Karl Marx geboren. Für die 
breite Oeffentlichkeit unserer bürgerlichen Schichten in 
Deutschland war bisher dieser Name nicht viel mehr als Schall 
und Rauch und ohne den Ausbruch des Weltkrieges wäre sicher¬ 
lich auch der hundertjährige Geburtstag des großen revolu¬ 
tionären Denkers ohne besondere Beachtung geblieben. Der 
Krieg aber, der sich immer mehr als Revolution enthüllt, hat 
auch in dieser Hinsicht eine andere Disponierung der Geister 
hervorgerufen, indem er sie fähig macht, Menschen und Dinge 
zu sehen, die früher für sie überhaupt nicht oder kaum 
existierten. 

In der Tat ist das ungeheure Geschehen, dessen Zeugen wir 
sind, und für dessen Erklärung die verschiedensten Hypothesen 
aufgestellt werden, höchst geeignet, das Gedenken an jenen 
Mann neu zu erwecken, der in das schier unentwirrbare Chaos 
der von Menschen gemachten Geschichte und ihrer gesellschaft¬ 
lichen Verhältnisse Licht und Ordnung gebracht und das Be¬ 
wegungsgesetz der kapitalistischen Gesellschaft entdeckt und 
formuliert hat. In einem anderen Sinne, aber mit nicht weniger 
Recht kann man auch auf Marx anwenden, was Goethe einst 
von Kopernikus sagte: „Doch unter allen Entdeckungen und 
Ueberzeugungen möchte nichts eine größere Wirkung auf den 
menschlichen Geist herv’orgebracht haben, als die Lehre des 
Kopernikus. Kaum war die Welt als rund anerkannt und ln 
sich selbst abgeschlossen, so sollte sie auf das ungeheure Vor- 
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recht Verzicht tun, der Mittelpunkt des Weltalls zu sein. Viel¬ 
leicht ist noch nie eine größere Forderung an die Menschheit 
geschehen; denn was ging nicht alles durch diese Anerkennung 
in Dunst und Rauch auf; ein zweites Paradies, eine Welt der 
Unschuld, Dichtkunst und Frömmigkeit, das Zeugnis der Sinne, 
die Ueberzeugung eines poetisch-religiösen Glaubens; kein 
Wunder, daß man dies alles nicht wollte fahren lassen, daß 
man sich auf alle Weise einer solchen Lehre entgegensetzte, 
die denjenigen, der sie annahm, zu einer bisher unbekannten, 
ja ungeahnten Denkfreiheit und Qroßheit der Gesinnungen be¬ 
rechtigte und aufforderte.“ 

Was sich bei Kopernikus auf die Erde bezog, bezieht sich 
bei Marx auf den Menschen, und zwar nicht in seinen natür¬ 
lichen, sondern in seinen gesellschaftlichen Beziehungen. Aus 
den Naturwissenschaften den Zufall zu vertreiben, war den 
großen Forschern des 16.—18. Jahrhunderts gelungen. Man 
erkannte imm^r deutlicher in der Natur ein mit gesetzmäßiger 
Notwendigkeit wirkendes Walten; um so mehr spotteten die 
sogenannten Geisteswissenschaften, d. h. die Wissenschaft vom 
Menschen, jeder ähnlichen. Erklärung. Der menschliche Wille 
war frei, für ihn galten keine Gesetze. Die Geschichte war 
von „Männern“ gemacht, freien Einzelpersönlichkeiten, deren 
Ideen und Ideale zwar maßgebend waren für ihr Handeln, die 
ihrerseits aber außerhalb jeder Berechnung und Gesetzmäßig¬ 
keit standen. Für die einfachen geistigen Betätigungen konnte 
zwar die Gültigkeit der allgemeinen Gesetzmäßigkeit in der 
Natur festgestellt werden, aber es war und blieb unmöglich, für 
die höhere Form geistiger Tätigkeit, für die gesellschaftlichen 
Ideen und Ideale, einen entsprechenden Zusammenhang aufzu¬ 
weisen. Hier schien der Mensch eine Ausnahme von der allge¬ 
meinen Gesetzmäßigkeit zu bilden. Hier klaffte eine Lücke. 

Indem Marx durch den historischen Materialismus diese 
Lücke ausfüllte, vollbrachte er für die Erkenntnis der Menschen¬ 
geschichte eine ähnliche Tat, wie sie Kopernikus auf seinem 
Gebiete geleistet hat: er erweiterte das Reich der gesetz¬ 
mäßigen Notwendigkeit und damit das Gebiet der wissenschaft¬ 
lichen Erkenntnis, indem er, wie Kopernikus die Erde, jetzt 
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den Menschengeist in seinen gesellschaftlichen Beziehungen auf 
das ungeheure Vorrecht Verzicht leisten ließ, gewissermaßen 
der Mittelpunkt des Weltalls zu sein und außei'halb aller Kau¬ 
salität zu stellen. Und auch insofern besteht zwischen Koper- 
nikus und Marx ein innerer Zusammenhang, als sie geschichtlich 
verbrüdert sind durch den- Gang wissenschaftlicher Methode, 
die von leichteren zu schwereren Aufgaben emporsteigt. Koper- 
nikus, der am Eingang des kapitalistischen Zeitalters steht, 
behandelt die leblose Materie, die dem Gesetz mathematischer 
Formeln bedingungslos gehorcht; ihre Gesetze zu entdecken, 
war verhältnismäßig leicht. Marx, der den Ausgang des 
Kapitalismus bezeichnet, hat zum Objekt den lebendigen Men¬ 
schen in seinen sozialen Beziehungen, der nicht bloß gesell¬ 
schaftlichen Gesetzen folgt, sonderm auch sie beeinflußt. Da¬ 
durch wird das Problem erheblich komplizierter. 

Daß die bürgerliche Gesellschaft für die Entdeckung von 
Marx anfangs kein Verständnis besaß, lag nicht bloß, wie im 
Falle Kopernikus, am Widerspruch der Dichtkunst und der 
Frömmigkeit und des poetisch-religiösen Glaubens, sondern 
auch am Widerspruch ihrer materiellen Interessen. Die Lehre 
von Marx war in ihrem tiefsten Wesen revolutionär, und nur 
eine Klasse, die selber revolutionär war, konnte ihr das nötige 
Verständnis entgegenbringen. Waren es, wie Marx lehrte, die 
Verhältnisse, die den Menschen, und nicht die Menschen, die 
die Verhältnisse beherrschten, so war es nicht bloß mit der 
Theorie vom freien Willen und den ethischen Redeblumen, 
sondern auch mit der Illusion zu Ende, als könne man den 
Menschen ändern und bessern, ohne seine materiellen Ver¬ 
hältnisse zu ändern und zu bessern, lediglich durch Erziehung 
und Schulmeisterei. Deshalb schrieb Marx in seinen Thesen 
über Feuerbach den Satz nieder: „Die Philosophen haben die 
Welt nur verschieden interpretiert, es kommt aber darauf an, 
sie zu verändern“. Die Bourgeoisie fühlte sich im Besitze der 
Macht und konnte sich von allen Gelüsten, die Welt verändern 
zu wollen, nur Unheil versprechen. Allein die Arbeiterklasse 
erfüllte die Bedingungen, die nötig waren, um eine revolutionäre 
Theorie in sich aufziinehmen. Sie hatte eine Welt zu gc- 
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Winnen und ihre Stellung innerhalb der bürgerlichen Qesell- 
schait war selber revolutionär. 

Der Weltkrieg hat nun gewissen bürgerlichen Schichten An¬ 
laß zu dem frohlockenden Ausruf gegeben-, jetzt sei Karl Marx 
endgültig überwunden, und sie gefallen sich abgeschmackter¬ 
weise darin, in der Haltung der Arbeiterklasse während des 
Krieges den Beweis für ihre lächerliche Behauptung zu er¬ 
blicken. Im Kriege ist jedoch ganz etwas anderes überwunden 
worden, als Karl Marx, nämlich die Verballhornung, die sich 
seine Anschauungen in gewissen Parteikreisen in den Zeiten 
des Voraugust hatten gefallen lassen müssen. Statt das Kapital 
in seinen geschichtlichen Abwandlungen zu studieren, studierte 
man lediglich das „Kapital“, und statt die revolutionäre Methode 
des großen Denkers zu beachten, die keinen Stillstand aner¬ 
kennt, ließ man ein fertiges, zum Dogma erstarrtes System 
entstehen, das den Blick blind machte für die Entwicklung des 
wirklichen Lebens und dadurch den großen Zusammenbruch 
des 4. August herbeiführte. Seit jener Zeit hat der Erneuerungs¬ 
prozeß der sozialistischen Gedankenwelt begonnen, jene Rück¬ 
kehr zu Karl Marx, die nicht aufnimmt, was in den Jahren einer 
ungeheuren wirtschaftlichen Umwälzung, die seit der Nieder¬ 
schrift des „Kapitals“ verflossen- sind, veraltet und überwunden 
ist, sondern die an der Hand der Marxistischen Methode die 
Gegenwart erkennt und die Zukunft gestalten hilft. Hier treffen 
die so charakteristischen Worte von Karl Renner zu: „Ich ge¬ 
stehe, daß die wirtschaftlichen Erscheinungen des Krieges mir 
die kapitalistische Entwicklung von 1878 bis 1914 erst ganz auf¬ 
gehellt haben. Ich werde das Gefühl nicht los, daß wir Marxi¬ 
sten grundwandelnde Aenderungen, die sich in diesen 36 Jahren 
in der Struktur der Gesellschaft vollzogen haben, teils über¬ 
sehen, teils unterwertet, auf jeden Fall aber der Marxschen 
Gedankenwelt nicht einverleibt haben.“ 

Das Uebersehen von grundwandelnden Aenderungen in der 
Gesellschaftsstrüktur! Keine Formulierung scheint mir schärfer 
die’Situation zu erfassen, in der sich die Partei zurzeit befindet. 
Deshalb ist das, was die Partei jetzt zu leisten hat, nicht bloß 
ein Umlernen, sondern auch ein Nachlernen. In einer geschicht- 
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liehen Situation, die der unsrigen noch am meisten entspricht, 
in den Jahren der großen französischen Revolution, schrieb 
Goethe einst in seinen Materialien zur Geschichte der Farben¬ 
lehre: „DaB die Weltgeschichte von Zeit zu Zeit umgeschrieben 
werden müsse, darüber ist in unseren Tagen wohl kein Zweifel 
übrig geblieben. Eine solche Notwendigkeit entsteht aber nicht 
etwa daher, weil viel Geschehenes »nachentdeckt worden, son¬ 
dern weil neue Ansichten gegeben werden, weil der Genosse 
einer fortschreitenden Zeit auf Standpunkte geführt wird, von 
welchen sich das Vergangene auf eine neue Weise überschauen 
und beurteilen läßt.“ 

Auch jetzt hat der Krieg wieder einmal neue „Standpunkte“ 
gegeben, von denen das Vergangene sich auf eine neue Weise 
überschauen und beurteilen läßt. Gilt das von dem „Stand¬ 
punkt“, den die Sozialdemokratie der bürgerlichen Gesellschaft 
gegenüber in ihren „grundwandelnden Aenderungen“ einnimmt, 
so gilt es noch vielmehr von dem Standpunkt eben dieser 
Gesellschaft der Sozialdemokratie gegenüber. Die bürgerliche 
Gesellschaft, die Marx kannte und die er kritisierte, war in der 
Hauptsache die der liberalen Epoche. Sie war stolz darauf, 
es „so herrlich weit gebracht“, die alte gebundene Gesellschafts¬ 
form des Feudalismus endgültig überwunden und der „freien 
Persönlichkeit“ gegenüber der reaktionären Staatsgewalt zu 
ihrem geschichtlichen Rechte verhoifen zu haben. Ihr mußte 
eine Kritik, die ihre stolzesten Erfolge am tiefsten herabsetzte, 
die ihren freien Persönlichkeitsstaat als Nachtwächterstaat ver¬ 
höhnte, wie Marxens großer Schüler Lassalle es tat, widerlich, 
unbegreiflich und im Grunde reaktionär erscheinen. Aber diese 
schlechthin ablehnende Haltung der bürgerlichen Gesellschaft 
Marx gegenüber mußte im gleichen Maße sich abschwächen, 
wie sie selber ihren spezifisch liberalen Charakter abstreifte 
und .,grundlegende Strukturveränderungen“ durchmachte, die 
sie immer mehr in die Bahn der Sozialisierung oder Gemein¬ 
wirtschaft hineintrieb. So können wir damit rechnen, daß der 
Weltkrieg, weit entfernt, Marx endgültig überwunden zu haben, 
ihn umgekehrt erst zur Geltung bringt. 
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beitem, sondern wurden ihnen durch die marxistischen Partei¬ 
schriftsteller in handlicherer — und zuweilen verflachter — 
Form vermittelt. Man "kann darum wirklich nicht behaupten, 
daß Marxens Geistesarbeit Gemeinbesitz der sozialistischem 
Arbeiterschaft geworden sei. Dazu waren die ganzen letzten 
zwei Jahrzehnte nicht angetan. Wir waren der Periode des 
Diskutierklubs allmählich entwachsen. Die geistig regsame 
Oberschicht der Arbeiterklasse fand ihr Betätigungsfeld mehr 
und mehr in den genossenschaftlichen und gewerkschaftlichen 
Organisationen und in den Krankenkassen. Hier rief die Pflicht 
unmittelbarer Arbeit für täglich greifbare Interessen. Wer ihr 
folgte, mußte auf die stillen Abemde und auf sachlich eindringen¬ 
des Studium verzichten. Und so trat in'der Arbeiterbewegung 
allmählich ein Geschlecht in den Vordergrund, das „wußte nichts 
von Joseph“, ermangelte der intimen Kenntnis der Marxschen 
Lehren und ging ganz in der Tagesarbeit für die Organisationen 
auf. Da fingen die Alten an, über theoretische Verflachung der 
Bewegung zu klagen. Mir steht der alte Maurer nojh leibhaftig 
vor Augen, der uns im Sommer 1896 auf einem Bau in Hannover 
scharf examinierte, was für sozialistische Schriften wir schom 
gelesen hätten und uns, als unsere Antworten bedauerlich mager 
ausfielen, eine sehr entrüstete Standrede über unsere geistige 
Verw^ahrlosung hielt. Aber obzwar die theoretische Durch¬ 
bildung der Arbeiterbewegung im Sinne der Marxschen Gesell¬ 
schaftslehre in der Tat w'eit geringer war, als die marxistischen 
Schriftsteller glaubten, hatte Marxens Ansehen keine Minde¬ 
rung erfahren, es war eher noch gestiegen, wie man gerade 
dem Unbekannten zuweilen einen ganz besonderen Respekt 
entgegenbringt. Die beginnenden taktischen Differenzen trugen 
gleichfalls dazu bei, Marxens Popularität zu erhöhen, da er von 
beiden Seiten — wenn auch nicht von beiden gleichmäßig — 
als Schwurzeuge beansprucht wurde; allerdings war diese Popu¬ 
larität mehr äußerlich als innerlich. Aber gleichviel — sic 
zwang jeden, der sich in diesen Differenzen zurechtfinden wollte, 
sich zunächst mit Marx auseinanderzusetzen. Und hier beginnt 
das, was die Ueberschrift dieses Aufsatzes ausdrückt. 

Im Banne der Marx-Scholastik galt es uns als unerbittliche 
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Wahrheit, daß die Fortdauer des kapitalistischen Produktions¬ 
systems mit einer ständigen Zunahme des Elends, des Drucks 
und der Ausbeutung verbunden sei. Da gab es nichts zu drehen 
und zu deuteln — so stand es schwarz auf weiß im Kommunisti¬ 
schen Manifest. So mußte also jedes weitere Jahr kapitali¬ 
stischer Herrschaft die Arbeiterklasse elender und geknechteter 
machen — wir gingen also nicht einer besseren Zukunft ent¬ 
gegen, sondern sanken nur immer tiefer in den Sumpf ohn¬ 
mächtigen Sklaventums. Aber doch: gerade diese unentrinn¬ 
bare Gewißheit mußte die Geister aufrütteln und aufpeitschen — 
wir hatten- sie zu organisieren und auf den Endkampf vorzu¬ 
bereiten —, gerade diese Gewißheit, daß es auf dem Boden der 
kapitalistischen Ordnung keine Besserung gab, mußte der Hebel 
werden, mit dem wir die Welt bewegten! Doch auch das war 
im Grunde eitles Hoffen; lehrte Marx nicht auch zugleich, daß 
im Kampfe der Klassen vor allem die größere ökonomische 
Macht den Sieg entscheide! Wir aber wurden immer elender, 
versklavten immer mehr: wie sollten wir da Aussicht haben, den 
tausendfach mächtigeren Kapitalismus zu überwinden? Aber 
Marx lehrte die Organisation. Wie sollten wir die Arbeiter 
organisieren? Im Hinblick auf den Endkampf? Wir gingen 
Sonntags auf die Dörfer hinaus und warben für die Organisation. 
Da sahen wir die Arbeiter bei der Feldarbeit, bei der Pflege 
ihres Viehes, beim Basteln an ihren Hütten. Das w^ar ihre Welt. 
Sie waren unwillig, wenn wir sie störten. Und nun sagten wir 
ihnen: es werde immer schlechter für die Arbeiterklasse und 
darum müßten wir uns nun endlich zusammentun un-d mit ver¬ 
einter Kraft für unser Wohl streben. Aber wir sagten ihnen 
nicht, daß es sich vorbereiten heiße auf den Endkampf — denn 
wir fühlten, sie hätten sich dann wieder von uns zu ihrer Arbeit 
gewandt —, sondern wir sprachen von dem geringen Lx)hn und 
von seiner Erhöhung. Nein, mit dem Marx, den uns die ver¬ 
gnüglich oben schwimmenden Vulgärmarxisten gelehrt hatten, 
war nichts auszurichten. Er mochte ein würdiger Gegenstand 
für dickleibige Bücher sein, mochte den Professoren und Schrift¬ 
gelehrten eine anregende Kurzweil bieten — für unsere Agita¬ 
tion, für dies Ringen um den tausendfach einzelnen Mann taugte 
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er nicht. Das klingt brutal, und doch war es eine Wahrheit, 
die wir uns, weiß Gott, schwer aufzwingen ließen. Es war eine 
neue Zeit. Handel und Wandel lüfteten die Schwingen. Wir 
konnten uns nicht mehr damit begnügen, uns in eineWelt großer 
erhebender Gedanken einzuspinnen, wir mußten hinaus, mußten 
wecken und anfeuern, sammeln und organisieren. Da konnten 
wir die Lehre: Es wird immer schlechter! nicht brauchen, da 
mußten wir die Zuversicht entzünden: Es wird besser, sobald 
wir zusammenstehen und opfernd streben! Das aber war der 
erste Bruch mit dem Marx, der uns in kleiner Münze ver¬ 
mittelt war. . ' ' v 

Dieser Bruch war nichts weniger als eine subjektive Ein¬ 
bildung, er offenbarte sich bei verschiedenen Gelegenheiten. Der 
stürmische Aufschwung der Gewerkschaften, ihre wachsenden 
Erfolge in der Lohnpolitik durchlöcherten die sogenannte Ver¬ 
elendungstheorie; mochte die Möglichkeit des sozialen Aufstiegs 
der Arbeiterklasse auch in der Klassengesellschaft an mancherlei 
Voraussetzungen gebunden sein — sie war vorhanden, das war 
durch den bündigsten Beweis erhärtet, den es überhaupt gibt 
— durch die greifbare Tatsache. Der Widerspruch zur Marx- 
schen Lehre war da. Marx selbst lebte nicht mehr, er konnte 
sich dazu nicht mehr äußern, und seine Ausdeuter waren viel 
zu sehr vom Bewußtsein ihrer Gottähnlichkeit erfüllt, als daß 
sie es über sich gebracht hätten, ihre bis dahin festgehaltenen 
Ansichten vorurteilslos nachzuprüfen. Zuerst bestritten sie die 
Tatsache des sozialen Aufstiegs überhaupt. Als das nicht mehr 
anging, versuchten sie sich mit der lächerlichen Ausflucht zu 
retten, die von Marx so absolut behauptete Verelendung sei 
relativ aufzufassen: nicht das Elend der Proletarier, sondern 
der Abstand zwischen Proletariat und Bourgeoisie werde stetig 
größer. Dem widersprach nicht nur der klare Wortlaut des 
Kommunistischen Manifests, sondern auch der ebenso klare Sinn 
des ganzen darin niedergelegten Gedankenkomplexes. Mit solch 
gekünstelter Konstruktion war der Widerspruch nicht zu über¬ 
brücken, er blieb bestehen und kam den Beteiligten immer deut¬ 
licher zum Bewußtsein. Wir Gewerkschafter fühlten, wir hatten 
nach der offiziellen Dogmatik überhaupt kein Daseinsrecht — 
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wir existierten und wirkten im Gegensatz zur Theorie. Was 
deutlich geiühit wurde, fand auch manchmal seinen lauten Aus¬ 
druck. August Bringmann, immer einer der theoretisch grübeln¬ 
den Köpfe, prägte im „Zimmerer“ das Wort, daß man sich in 
der Theorie wie auf einem schwanken-den Schiff fühle. Auf 
dem Kölner Gewerkschaftskongreß rief man, als ein Redner 
von Marx und Engels sprach: Die sind schon lange tot! Auf 
der anderen» Seite schalt man auf den „weichen Kehrichthaufen“, 
den die Gewerkschaften darstellten. Aber doch waren dies nur 
Aeußerungen einer inneren Ratlosigkeit, hinter der das Gewissen 
mahnend bohrte. Denn im letzten Grunde wußte man» doch 
beiderseits, daß beides: Marxens Gesellschaftslehre und Ar¬ 
beiterbewegung zusammengehörte. Eine neue Entwicklungs¬ 
welle hatte beide auseinandergerissen — man mußte sich wieder¬ 
finden. 

Man muß diesen Zwiespalt fühlend erlebt haben, um zu 
wissen, wie schmerzlich er war und wie er die Gedanken in 
ewiger Unrühe erhielt. Und doch war. dies nicht der einzige 
Zwiespalt, in dem uns eine engherzige, buchstabentreue Marx¬ 
scholastik führte. Marx hatte sich die Riesenarbeit gestellt, 
die innere Technik des Kapitalismus zu erforschen. Die ge¬ 
schichtliche Aufgabe der kapitalistischen Gesellschaftsordnung 
im Weltsystem hatte er vielleicht geahnt, als er die tiefe Er¬ 
kenntnis niederschrieb, daß jede Gesellschaft alle ihr offen¬ 
stehenden Ausdehnungsmöglichkeiten erschöpfen müsse, ehe 
sie ihre Aufgabe erfüllt habe und zum Untergang reif sei, aber 
er hat diesen Gedanken nicht weiter entwickelt. Seine Erben 
aber faßten diesen Satz zu eng auf. Für sie hörte die kapitali¬ 
stische Gesellschaft an den Grenzen der Kulturstaaten auf, und 
da sie hier den höchsten Grad kapitalistischer Reife glaubten 
feststellen zu können, so schien ihnen das Ende der kapitali¬ 
stischen Gesellschaft nahe bevorzustehen. Von diesem Stand¬ 
punkt aus kamen sie zur Befürwortung einer Taktik, die sich 
als utopisch erweisen mußte. Sie verleitete uns, die wirtschaft¬ 
lichen Ausdehnungsbestrebungen zu bekämpfen, statt ihnen 
freien Lauf zu lassen, sie machte uns, die revolutionäre Sozial¬ 
demokratie, zu einem Hemmschuh der geschichtlichen Ent- 
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Wicklung. Erst der Krieg hat uns die Kraft gegeben, diesen 
Irrtum abzulegen. Bis dahin aber litten wir darunter, und litten 
um so mehr, je deutlicher der Widerspruch zwischen dieser 
Taktik und den ökonomischen Interessen der Arbeiterklasse war. 

Diese Zwiespalte sind überwunden. Freimütig sagen wir heute, 
daß die Verelendungstheorie ein geschichtlich bedingter Irrtum 
war: geschichtlich bedingt, weil Marx, als er jene Sätze nieder¬ 
schrieb, wohl die verelendenden Tendenzen der Kapitalherr¬ 
schaft kannte, aber nicht die Kraft der entgegengesetzt wirken¬ 
den organisierten Arbeit kennen konnte, weil diese orgi^nisierte 
Arbeit auf dem Festlande — und für die Masse der ungelernten 
Arbeiter auch in England — erst in den letzten 25 Jahren ent¬ 
standen ist. Von» der Wirkung dieser — von Marx nicht ge¬ 
kannten — Tatsache gilt Goethes Wort: 

Wo ein Tritt tausend Fäden regt, 

Die Schifflein herüber, hinüber schießen, 

Die Fäden ungesehen fließen. 

Ein Schlag tausend Verbindungen schlägt. ' 

Denn von dieser Tatsache des sozialen Aufstiegs der Arbeiter¬ 
klasse gehen Wirkungen aus, die sich so nahezu allen Gebieten 
unserer Tätigkeit mitteilen. 

Erst dann, wenn man rückhaltlos eingesteht, daß Marxens 
Qesellschaftslehre geschichtlich bedingt ist, erschließt sich ihr 
überquellender Reichtum auch der kämpfenden Arbeiterklasse 
unserer Zeit. Das allein aber ist in Marxens Sinne gehandelt. 
Er war es, der zuerst für die Fülle der sozialen Erscheinungen 
das Gesetz der Entwicklung behauptete und nachwies. Auch 
unsere Bewegung und Ihre geistigen Ausstrahlungen, Marxens 
Lebenswerk eingeschlossen, unterliegen diesem Gesetz. Nur so 
haben wir uns Marx zurückerobern können. 


Die Revolutionen bedürfen eines passiven Elements, einer materiellen 
Grundlage. Die Theorie wird in einem Volke immer nur soweit 
verwirklicht, als sie die Verwirklichung seiner Bedürfnisse ist. . . . 
Es genügt nicht, daß der Gedanke zur Verwirklichung drängt, die 
Wirklichkeit muß sich selbst zum Gedanken drängen. 

Karl Marx, 1844 („Deutsch-französische Jahrbücher”). 
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WILHELM JANSSON: 

Der Marxsche Grundzug der deutschen 

Gewerkschaften. 

Z WISCHEN Marx und dem „Marxismus“ ist ein sehr scharfer 
Trennungsstrich zu ziehen, wenn von den deutschen Ge¬ 
werkschaften die Rede ist. Zu Marx selbst stehen sie in 
dauernden inneren Beziehungen, mit dem ,JVlarxismus“ der 
Epigonen aber in ebenso andauerndem Kampfe. Marx verlangte 
von den« Gewerkschaften, daß sie bewußt der Brennpunkt der 
Organisationsbestrebungen der Arbeiterklasse werden sollten, - 
oder wie es in der Uebersetzung der Genfer Resolution im 
„Demokratischen Wochenblatt“ heißt: „Organisationsmittel¬ 
punkt der Arbeiterklasse''. Manche Epigonen auf den marxisti¬ 
schen Lehrstühlen schätzten die Gewerkschaften meistens nie¬ 
driger ein und billigten ihnen nur die Rolle des Bedienten einer 
politischen Parteirichtung zu. Daher kommt es, daß die deut¬ 
schen Gewerkschaften sich im Gegensatz zu der politisch vor¬ 
herrschenden marxistischen Richtung entwickelten, mit ihr in 
heftigster Fehde lagen, während der Lehrsatz des Meisters ihr 
wesentlicher Grundzug wurde. 

In der Tat ist die Genfer Resolution von 1866^ zum Wegweiser, 
der deutschen Gewerkschaften geworden. Diese von Marx ver¬ 
faßte Resolution zeigt einleitend, wie die Gewerkschaften ihren 
Ursprung im freiwilligen Bestreben der Arbeiter hatten», die 
gegenseitige Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkte zu beseitigen 
oder wenigstens zu beschränken, in der Absicht, sich durch 
bessere Arbeitsbedingungen über die Stellung einfacher Sklaven 
emporzuheben. Diese Tätigkeit, heißt es, dürfe nicht aufge¬ 
hoben, sondern müsse im Gegenteil verallgemeinert werden. 
Aber die Gewerkschaften hätten eine noch größere Bedeutung 
als organisierte Körperschaften zur Beseitigung des Systems 
der Lohnarbeit und der Herrschaft des Kapitals. Sie müßten 
bewußt als Organisationsmittelpunkte der Arbeiterklasse deren 
vollständige Befreiung anstreben. „Wenn sie sich als Vor- 

^ Erster Kongreß der „Internationalen Arbeiterassoziation“. 
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kämpfer und Vertreter der gesamten Arbeiterklasse betrachten 
und demgemäß handeln, können sie nicht ermangeln, die jetzt 
noch fehlenden Arbeiter in ihre Reihen hereinzuziehen.“ Sie 
müßten sich mit ernstem Eifer den Interessen der am schlechte¬ 
sten entlohnten Arbeiter widmen und die Welt überzeugen, daß 
ihre Bemühungen, weit entfernt, engherzig und selbstsüchtig 
zu sein, die Befreiung der unterdrückten Millionen bezwecken. 

Nicht der zünftlerische Geist der eimzelnen Berufsgruppe sollte 
also die Gewerkschaften beherrschen, wie es in fngland der 
Fall war und vielfach noch ist; sondern das Bewußtsein, 
die Interessenvertretung der gesamten Arbeiterklasse zu sein, 
sollte ihr Leitstern werden. 

Das ist in Deutschland geschehen. Die Gewerkschaften wur¬ 
den zwar auf beruflicher Grundlage aufgebaut, weil das die 
einzig mögliche Form für die erfolgreiche Organisation des 
täglichen „Kleinkrieges“ zwischen Arbeit und Kapital ist. Aber 
diese berufliche Grundlage erweiterte sich bald zur Erfassung 
des ganzen Industriezweiges, aus Berufsverbänden' wurde der 
Industrieverband, der nicht nach dem zünftlerischen Lehrbrief 
fragt, sondern nach dem Arbeitsplatz des Arbeiters. Unser 
Metallarbeiterverband ist ein typischer Vertreter dieser Organi¬ 
sationsgattung. Er vereinigt in sich den hochqualifizierten 
Mechaniker oder Maschinenbauer mit dem ungelernten Hand¬ 
langer, dem nur eine untergeordnete Tätigkeit im Produktions¬ 
prozeß obliegt. Beide sind- aber der gleichen Bemühung des 
Unternehmers, die Löhne auf ihr physisches Minimum und die 
Arbeitszeit auf das physische Maximum auszudehnen, ausge¬ 
setzt, und müssen deshalb mit vereinten Kräften den stetigen 
Druck nach der entgegengesetzten Seite ausüben. Die ver¬ 
schiedenen Berufs- und Industrieverbände sind dann in der 
Generalkommission vereinigt, die somit den organisatorischen 
Ausdruck der Klassenbewegung der Arbeiter darstellt. 

Rein organisatorisch wurde also die Marxsche Forderung in 
Deutschland erfüllt. Er verlangte aber mehr: Die Gewerk¬ 
schaften sollten organisierte Körperschaften zur Beseitigung der 
Herrschaft des Kapitals werden, und als Organisationsmittel¬ 
punkt die Befreiung der Arbeiterklasse anstreben. Sie sollten 
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daher jede soziale und politische Bewegung unterstützen, die 
dem gleichen Ziele zustrebt. 

Auch in diesem Punkte darf festgestellt werden, daß die deut¬ 
schen Gewerkschaften im Marxschen Sinne tätig waren. Durch 
eine großzügige bewußt erkämpfte Reform des Ärbeitsrechts 
waren sie bestrebt, die zuvor absolute Herrschaft des Kapitals 
einzuschränken. Durch ebenso bewußtes Zusammenwirken mit 
der Sozialdemokratie in Prägen, die beide Zweige der proleta¬ 
rischen Bewegung berührten, haben sie jene soziale Bewegung 
unterstützt, die den politischen Kampf gegen die Kapitalherr¬ 
schaft führt. Sie haben die genossenschaftliche Bewegung, die 
auf der Grundlage des organisierten Konsums die Eigenproduk¬ 
tion zu organisieren bestrebt ist, nicht nur gefördert, sondern 
ihr durch die Gründung der Hamburger „Produktion“ geradezu 
neue Wege gewiesen. Und sie sind endlich selbst die treibende 
Kraft der Sozialreform Deutschlands geworden, der sie eine 
höhere Würdigung in der Arbeiterschaft sicherten, indem sie 
die Arbeiterklasse zur tatkräftigen Aktion für die soziale Reform 
zusammenfaßten. Dadurch wurden sie überhaupt zu Trägern 
der deutschen Sozialreform, denn sie gaben erst dem toten 
Buchstaben der sozialen Gesetze das frische pulsierende Leben. 
Sie drangen in die Verwaltung und Rechtsprechung der Sozial¬ 
versicherung ein und legten» durch eigene Einrichtungen den 
Grund zur Erweiterung der Versicherung, besetzten mit ihren 
Vertretern die Gewerbegerichte, .organisierten selbst oder 
nahmen an der Organisation der Arbeitsvermittlung erfolg¬ 
reichen Anteil, überwachten die Durchführung des gesetzlichen 
Arbeiterschutzes, setzten mit Hilfe der Tarifverträge einen er¬ 
weiterten Arbeiterschutz durch, und vieles andere mehr. Und 
als der Weltkrieg ausgebrochen, wurden sie auf Arbeiterseite 
die Träger der Kriegsbeschädigtenfürsorge, ein Zweig sozialer 
Betätigung, der für die folgenden Jahrzehnte die größte Bedeu¬ 
tung für das Volk wie für das Proletariat haben wird. Kurzum, 
auf allen Gebieten der sozialen Betätigung setzten sich die 
deutschen Gewerkschaften durch, immer in dem Bewußtsein, 
der Mittelpunkt der Organisation der Arbeiterklasse zu sein, 
und mit dem festen Willen, dieser Mittelpunkt zu bleiben. 
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Auch eine weitere Forderung Marxens suchten sie zu erfüllen. 
Schon im Kommunistischen Manifest verlangte er die Vereini¬ 
gung der Proletarier aller Länder, und in der Internationalen 
Arbeiterassoziation versuchte er, den Gedanken zur Tat 
werden zu lassen. Die deutschen Gewerkschaften haben diese 
Arbeit fortgesetzt, sie waren die Begründer der gewerkschaft¬ 
lichen Internationale und die Träger der internationalen 
Solidarität. Der Krieg hat diese Tätigkeit zeitweilig unter¬ 
bunden, sie wird wiederkehren, wenn der Tag des Friedens 
anbricht. 

Die Haltung der deutschen Gewerkschaften im Kriege steht 
durchaus nicht im Widerspruch zu den Geboten der internatio¬ 
nalen Solidarität im gewer'kschaftlichen Kampfe. Sie haben 
sich vorbehaltlos auf den Boden der nationalen Verteidigung 
gestellt und an diesem Werke nach besten Kräften mitgewirkt. 
Das Ausland und auch eine kleine deutsche Sekte hat ihnen das 
zum Vorwurf gemacht und verlangt, daß an Stelle dieser Haltung 
die Taktik des rücksichtslosen Klassenkampfs im Kriege zu 
setzen sei. Das ist ganz unmarxistisch, insoweit es die Preis¬ 
gabe der Solidarität mit dem eigenen Volke fordert. Wären 
die Gewerkschaften diesen Weg gegangen, dann hätten sie den 
feindlichen Armeen den Weg nach Berlin über blühende 
deutsche Gemeinwesen geebnet, die die Grundlage der Existenz 
auch der deutschen Arbeiterklasse bilden. Den Frieden hätte 
dann das zaristische Rußland und die Bourgeoisie der West¬ 
mächte diktiert. Die Preisgabe der Solidarität mit dem eigenen 
Volkstum wäre also nicht zugunsten der Arbeiter im anderen 
Lager erfolgt, sondern zugunsten der herrschenden Klassen der 
feindlichen Koalition. Man wird schwerlich eine solche Taktik 
unter Berufung auf Marx begründen können. 

Freilich im einem Punkte haben die deutschen Gewerkschaften 
die Marxschen Forderungen nicht buchstäblich erfüllt: Sie 
haben nicht jede soziale und politische Bewegung unterstützt, 
die vorgab, die Befreiung der Arbeiterklasse zum Ziele zu 
haben. Alle anarchistelnde und anarchosozialistische Bestre¬ 
bungen und Tendenzen, die im Laufe der Jahre auftauchten, 
fanden in den deutschen Gewerkschaften entschiedenste Be- 
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kämpfung. Aber auch darin ist ihre Haltung durchaus im Geiste 
des Meisters, der jahrzehntelang mit ähnlichen Strömungen im 
Kampfe lag. Die Gewerkschaften werden beispielsweise auch 
niemals jene Bestrebungen unterstützen können, die die Zer¬ 
splitterung der politischen Interessenvertretung der Arbeiter¬ 
klasse zum Ziele haben, auch wenn sie im übrigen die Herr¬ 
schaft des KapiUls beseitigen wollen. Die Zersplitterung der 
Partei birgt, wenn sie nennenswerten Erfolg erzielt, die Gefahr 
der Zersplitterung der Gewerkschaften in sich. Hier Vorbeugen, 
ist eine wesentliche gewerkschaftliche Aufgabe. Der Erfolg des 
gewerkschaftlichen Kampfes ist von der Geschlossenheit der 
Gewerkschaften abhängig; nur dann können sie den Organi- 
sationsmittelpunkt der Arbeiterklasse bilden, wenn sie ihre Ge¬ 
schlossenheit wahren. Unbekümmert um alle radikalen» oder 
weniger radikalen Strömungen im Sozialismus müssen die Ge¬ 
werkschaften in erster Linie ihre eigenen Aufgaben im Auge 
behalten und zielbewußt ihres Weges gehen. 

Der Marxsche Grundzug der deutschen Gewerkschaften hat 
sie davor bewahrt, engherziges Zünftertum zu pflegen, die 
Interessen des Berufs höher zu stellen als die der Klasse. Sie 
wurden dadurch zur K/flss^nbewegung und K/flssenorganisation 
des deutschen Proletariats und zum Vorbild für die gewerk¬ 
schaftliche Organisierung der Arbeiterklasse vieler außer¬ 
deutschen Länder. Der sozialen und politischen Bewegung des 
Sozialismus in Deutschland haben sie Solidarität bezeugt, sie 
sind von ihr befruchtet worden und haben ihrerseits die soziali¬ 
stische Partei im Sinne praktischer Arbeit befruchtet. Was 
sie der sozialistischen Bewegung leisten können, ist die Er¬ 
ziehung der Arbeiter zur selbständigen Wahrnehmung ihrer 
Interessen; was sie von ihr fordern müssen, ist auf positive 
Ziele gerichtete Realpolitik, eine klare Arbeiterpolitik, die nicht 
um Wolkenkuckucksheimer Phantome willen den Boden der 
Tatsachen verläßt. Auch das ist bester Marxscher Geist. 


Wie von den Demokraten das Wort Volk zu einem heiligen 
Wesen gemacht wird, so von euch das Wort Proletariat. Wie die 
Demokraten schiebt ihr der revolutionären Entwicklung die Phrase 
der Revolution unter. Karl Marx, JS50. 
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HERMANN MÜLLER: 

Marx und die Sozialpolitik. 

D ass es verkehrt ist, Umwege zu machen, wenn ein Ziel ohne 
weiteres erreichbar ist, darüber sind alle Denkenden einer 
Meinung. Daß es für die Vertreter einer Bewegung richtig ist, 
Veranstaltungen mit Mißtrauen gegenüberzustellen, die ge¬ 
troffen werden, um dieser Bewegung das Wasser abzugraben, 
wird auch niemand bestreiten. 

Wird den Arbeitern eingeredet, die kapitalistische Gesell¬ 
schaft sei so morsch, daß es nur eines ernsten Anstoßes bedürfe, 
um sie zum Zusammenstürzen zu bringen, dann wird bei ihnen 
der Gedanke Fuß fassen müssen, es sei verkehrt, Zeit und Kraft 
an untergeordnete Dinge zu verschwenden. Sie werden ihr 
Ziel scharf ins Auge fassen und jeden, der von derri direkten 
Wege dazu rechts oder links abweicht, für einen Irrgänger 
halten. 

Zur Taktik der Sozialdemokratie hat seit jeher gehört, die 
Verwirklichung des Endziels nahezurücken. Nicht daß es 
sich dabei nur darum gehandelt hat, die Siegeszuversicht der 
Anhänger zu erhöhen und so ihren Eifer anzuspornen, sondern 
auch um den tatsächlichen Glauben an den baldigen Sieg. 
Namentlich als Bismarck mit dem Sozialistengesetz so elendig¬ 
lich unterlag, sahen hervorragende Führer — es sei nur an 
Bebel erinnert — die sozialistische Gesellschaft in nächster 
Nähe. Es handelte sich um Illusionen, die auch heute noch 
nicht ausgestorben sind und die namentlich in Großstädten 
bei der Agitation eine erhebliche Rolle spielen. 

Was ist neben diesem Ausblick der Hinweis auf praktische 
Qegenwartsarbeit? Ein Abirren vom Wege. Sozialreform? 
Sie ist ein Schlaftrunk, womit man einlullt, wenn es greint, 
das Volk, den großen Lümmel. Gewerkschaftsarbeit? Elende 
Pfennigkrämerei, die die Arbeiter selbstzufrieden und konser¬ 
vativ macht. Dazu kommt, daß uns noch allzu lebhaft im Ge¬ 
dächtnis ist, daß die Sozialgesetzgebung von Anfang an einen 
unangenehmen Beigeschmack hatte. Es war der Regierung 
zunächst weniger um die Anerkennung berechtigter Arbeiter- 
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forderungen, als vielmehr darum zu tun, die Arbeiter gelügig 
zu machen. Das wurde ganz offen ausgesprochen in der kaiser¬ 
lichen Botschaft vom 17. November 1881, mit der die Arbeiter¬ 
versicherung eingeleitet wurde. Daneben zeigte sich auch 
häufig, daß der Ausbau der Gesetze mit Rückschritten ver¬ 
bunden war, durch die das Selbstbestimmungsrecht der Arbeiter 
beschränkt wurde. Das Wort von dem Zuckerbrot neben der 
Peitsche hatte nur allzuviel Berechtigung. 

Aber obgleich die Arbeiter sich über die praktische Arbeit 
oft wegwerfend äußern, in Wirklichkeit denken sie gar nicht 
daran, darauf zu verzichten. Es sind gewissermaßen zwei 
Naturen; die sich zeigen, je nachdem ob der Arbeiter in einer 
hochpolitischen Volksversammlung oder bei der agitatorischen 
Kleinarbeit ist. 

Zieht sich aber ein ähnlicher Dualismus nicht auch durch 
unser Erfurter Programm? Zeigen wir dort nicht auch im 
ersten Teil, wie wegen der Akkumulation von Reichtum und 
Macht auf der einen und von Elend auf der anderen Seite der 
Zusammenbruch der kapitalistischen Gesellschaft bevorsteht 
und richten wir uns durch die Forderungen im zweiten Teil 
nicht bescheiden in dieser zusammenbrechenden Gesellschaft 
ein? Ganz gewiß. Nun beruht unser Programm aber auf den 
Forschungsergebnissen von Karl Marx. Läuft auch dort die 
Anerkennung der praktischen Gegenwartsarbeit neben der 
Hoffnung auf den baldigen Zusammenbruch des Kapitalismus 
einher? Daß Marx den letzteren als bevorstehend ankündigte 
und daß er dazu auf Grund eines gewaltigen Tatsachenmaterials 
kam, das er gewissenhaft sammelte und prüfte, braucht eigent¬ 
lich gar nicht erst gesagt zu werden. Weniger beobachtet wird, 
daß er der praktischen Arbeit des Proletariats große Bedeutung 
beimaß und daß er auch auf diesem Gebiet zu denen gehörte, 
die der Arbeiterschaft führend vorangingen. 

Seine hohe Bewertung der Gewerkschaftsbewegung wird an 
anderer Stelle gewürdigt. Er hielt sie für die eigentliche 
Klassenbewegung des Proletariats, für den Mittelpunkt der 
Arbeiterbewegung. Hier kommt es auf seine Stellung zur 
Sozialpolitik an. Diese war zu Lebzeiten Marxens nur wenig 


Digitized by Go 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




Marx und die Sozialpolitik 


151 


ausgebaut. Er konnte eigentlich nur die Wirkungen des eng¬ 
lischen Zehnstundentagsgesetzes und des Fabri'kinspektorats 
beobachten. Es ist nun interessant zu sehen, wie sehr diese 
Beobachtungen die Marxschen Ansichten beeinflußten. 

Als er zusammen mit Engels das Kommunistische Manifest 
schrieb, betonte er mit Nachdruck, daß der Arbeiter in der 
kapitalistischen Gesellschaft der hilflosen Armut entgegengehe. 
Er glaubte, diese Gesellschaft müsse- schon daran zugrunde 
gehen, daß sich in ihr die Verhältnisse so zuspitzten, daß die 
Arbeiter, anstatt' die Kapitalisten zu ernähren, von diesen er¬ 
nährt werden müßten. Das kliimgt heute wie eine rnaßlose 
Uebertreibung. Trotzdem beruhte diese Meinung auf den da¬ 
maligen Verhältnissen, wie das Studium des „Kapitals“ und der 
Engelsschen „Lage der arbeitenden Klassen in England“ zeigt. 
Das Kapital konnte sich frei austoben, derWiderstand gegen seine 
verelendenden Tendenzen,war gering, die Folge war namen¬ 
loses Elend der Arbeiterklasse. Die Zehnstundenbill war damals 
gerade in Kraft getreten, aber der Widerstand der Fabrikanten 
war so groß und so rücksichtslos organisiert, daß die Wirkungen 
des Gesetzes gleich Null waren, lieber das Gesetz hat sich 
damals Marx nicht geäußert, wohl aber Engels, mit dem er, 
da der betreffende Artikel in der 1850 gemeinsam heraus¬ 
gegebenen Fortsetzung der „Neuen Rheinischen Zeitung“ ab¬ 
gedruckt wurde, jedenfalls einer Meinung war. Schon vorher 
hatte Engels in der „Lage der arbeitenden Klasse in England“ 
das Gesetz kurz erwähnt. Dort bezeichnete er die dagegen 
erhobenen Einwendungen der Fabrikanten, wonach das Gesetz 
die Produktionskosten steigere, die Konkurrenzfähigkeit der 
englischen Industrie in Frage stelle und den Arbeitslohn zum 
Fallen bringen müsse, als halbwähr und er glaubte, daß, wenn 
die Zehnstundenbill eine definitive Maßregel wäre, England 
dabei ruiniert würde. Auch 1850 war Engels in dem erwähnten 
Artikel über „Die englische Zehnstundenbill“ der Meinung, das 
Gesetz sei ein Hemmnis der kapitalistischen Entwicklung. Er 
bezeichnete es als eine reaktionäre Maßregel, allerdings weniger 
seiner Wirkung als vielmehr seines Zustandekommens wegen, 
da sich die Reaktion, die konservativen Grundbesitzer, mit den 
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Arbeitern verbündet und das Gesetz durchgedrückt hätten, 
um sich an den Fabrikanten iwegen der Abschaffung der Korn¬ 
gesetze zu rächen. Die Arbeiter müßten eine revolutionäre 
Zehnstundenbill fordern, eine solche, die nicht als Versuch an¬ 
gesehen werden könne, die Industrie zu lähmen, sondern als ein 
Glied in einer langen Reihe von Maßregeln, die die ganze gegen¬ 
wärtige Gesellschaft umwälze und die Klassengegensätze nach 
und nach vernichte. „Von dem Augenblick an, wo die Grenzen 
des Weltmarkts selbst für die volle Entfaltung aller Ressourcen 
der modernen Industrie zu eng werden, wo sie eine gesellschaft¬ 
liche Revolution nötig hat, um für ihre Kräfte wieder freies 
Spiel zu gewinnen — von diesem Augenblick an ist die Be¬ 
schränkung der Arbeitszeit nicht mehr reaktionär, sie ist kein 
Hemmnis der Industrie mehr.“ Marx selbst kam auf die Zehn¬ 
stundenbill erst in der Inauguraladresse, der Programmschrift 
der Internationale zu sprechen. Wie ganz anders war dort 
ihre Bewertung. Sie hatte sich inzwischen durchgesetzt und 
ihre Wirkungen waren übefraschend. In der Inauguraladresse 
war kein Wort über sie als reaktionäre Maßregel wegen ihres 
Zustandekommens, im Gegenteil, es wurde ausdrücklich an¬ 
erkannt, daß die Arbeiter die Spaltung zwischen der Aristokratie 
des Grundbesitzes und des Geldes benutzt und damals zur Ein¬ 
führung des Gesetzes beigetragen hätten, durch das ihnen an¬ 
erkanntermaßen bedeutende physische, moralische und intellek¬ 
tuelle Vorteile zugeflossen seien. Die Zehnstundenbill war nicht 
nur „ein großer praktischer Erfolg, sie war der Sieg eines 
Prinzips; zum erstenmal am hellen lichten Tage unterlag die 
politische Oekonomie der Bourgeoisie (die allein das unein¬ 
geschränkte Gesetz über Angebot und Nachfrage für richtig 
hielt) der politischen Oekonomie der Arbeiterklasse.“ Zugleich 
wurde in der Inauguraladresse anerkannt, daß durch das Gesetz 
die englische Industrie nicht geschädigt worden sei, sondern 
daß sie einen glänzenden Aufschwung genommen habe. Noch 
anerkennender sprach Marx über die Zehnstundenbill im „Kapi¬ 
tal“. Hier bezeichnete er die englischen Gewerkschaftler wegen 
ihres nachdrücklichen Eintretens für das Gesetz als die Preis¬ 
fechter des Proletariats, und dem Gesetz selbst rühmte er nach, 
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es habe eine physische und moralischeWiedergeburt der Fabrik¬ 
arbeiter herbeigeführt. Daß der Arbeiter in der kapitalistischen 
Gesellschaft zum hilflosen Armen werde, davon war keine Rede 
mehr. Nur daß während der Krisen der Damm, den die Sozial¬ 
gesetzgebung der Verelendung entgegenstellt, reiße, betonte 
— wieder auf Grund der damaligen Beobachtungen — Marx 
im „Kapital“. 

Seine Darlegungen veranlaßten Engels 1868 im Liebknecht- 
schen „Demokratischen Wochenblatt“ die Vertreter der deut¬ 
schen Arbeiter ganz ausdrücklich darauf hinzuweisen. Er riet, 
daß keiner von ihnen an die Durchberatung der Gewerbe¬ 
ordnung im Norddeutschen Reichstag gehen möge, ohne sich 
mit den betreffenden Abschnitten vertraut gemacht zu haben', 
weil es da vieles durchzusetzen gäbe. Diese Mahnung ist 
damals eigentlich nur bei Schweitzer auf fruchtbaren Boden 
gefallen. Die anderen Abgeordneten nahmen dagegen einen 
heute ganz befremdlichen Standpunkt ein. Namentlich Lieb¬ 
knecht, der jede positive Mitarbeit bei der Gesetzgebung ab¬ 
lehnte, worüber sich Marx weidlich lustig machte.^ Aber dieser 
Mißerfolg ändert nichts an der Tatsache, daß Marx und Engels 
es waren, die von Anfang an die deutschen sozialdemokratischen 
Abgeordneten auf den Weg der praktischen Arbeit verwiesen 
haben, wie Marx überhaupt stets, wenn er von der politischen 
Betätigung der Arbeiter sprach, verlangte, daß sie, über die 
gewerkschaftliche Tätigkeit hinausgehend, ihren Forderungen 
durch Beeinflussung der Gesetzgebung allgemeine und rechtlich 
bindende Anerkennung verschaffen, daß sie also Sozialreform 
treiben sollten. 

Marx war nicht nur ein großer Forscher, er war auch ein 
großer Bekenner, der sich selbst revidierte, wenn seine früheren 
Schlüsse nicht mehr mit späteren Forschungsergebnissen im 
Einklang standen. Seine Auffassung über die Verelendung 
änderte er an der Hand der Ergebnisse der Zehnstundenbill und 
der Gewerkschaftsarbeit. Von der absoluten kam er dabei zur 
relativen Verelendung. Nur während der Krisen sah er damals 


‘ Siehe Briefwechsel zwischen Engels und Marx. Bd. IV, S. 188. 
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das relative Elend wieder zum absoluten werden und mit darauf 
stützte er seine Zusammenbruchstheorie. 

Inzwischen hat sich manches geändert, worauf einzugehen 
hier nicht der Platz ist. Würde Marx heute die Verhältnisse 
nachzuprüfen haben, er würde auch- hinsichtlich des bevor¬ 
stehenden Zusammenbruchs der kapitalistischen Gesellschaft zu 
anderen Schlüssen kommen und dies ebenso offen bekennen, 
wie er bei anderen Anlässen frühere Schlüsse umstieß und wie 
sein Freund Engels in seiner letzten Arbeit offen bekannte, daß 
sich die Taktik der gewaltsamen Revolutionen überlebt habe. 

Bei Marx hatte das Nebeneinander des baldigen Zusammen¬ 
bruchs und der Forderung nach praktischer Arbeit große Be¬ 
rechtigung. Er sah mit der Besserstellung des Proletariats 
dessen Kampfesfreudigkeit und Widerstandskraft wachsen. Er 
forderte deshalb die Arbeiter mit Nachdruck auf, sich dem 
Kapital gegenüber im täglichen Kampf zur Wehr zu setzen, 
weil sie anderenfalls zu Hungerleidern werden würden, unfähig, 
jemals eine größere Aktion zu unternehmen. Wieviel mehr gilt 
das aber, wenn der Zusammenbruch so bald nicht kommt? 
Wird dann der Ruf nach praktischer Arbeit, zu Sozialreform, 
zu Gewerkschaftsarbeit, nicht erst recht zur gebieterischen 
Pflicht? Marx würde diese Frage ohne weiteres bejahen. Er 
war viel zu sehr Realpolitiker, als daß er einer vorgefaßten 
Meinung wegen den veränderten Tatsachen gegenüber seine 
Augen verschlossen hätte. Heute würde er uns raten: Treibt 
mit viel größerem Nachdruck als früher praktische Arbeit! 


Die Deutschen haben .... die Sünden ihrer ganzen Vergangenheit 
zu büßen. Sie haben sie gebüßt in Italien, sie haben sich . . . aber¬ 
mals den Fluch von ganz Polen aufgeladen . . . und jetzt kommt 
noch Böhmen hinzu. Die Franzosen haben sich, selbst da, wo sie 
als Feinde kamen, Anerkennung und Sympathie zu erhalten gewußt. 
Die Deutschen werden nirgends anerkannt, finden nirgends Sympa¬ 
thien. Selbst wo sie als großherzige Freiheitsapostel auftreten, stößt 
man sie mit bitterem Hohne zurück. . . . Deutschland muß sich . . . 
von seiner Vergangenheit lossagen. Es muß zugleich mit seiner eigenen 
Freiheit die Freiheit der Völker proklamieren. 

Karl Marx, 1848 („Neue Rheinische Zeitung"). 
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HEINRICH SCHULZ, M. d. R.: 

Karl Marx und die Pädagogik. 

M arx hat kaum durch ein Wort unmittelbar zur Frauenfrage 
Stellung genommen; trotzdem hat seine wissenschaftliche Arbeit 
der Frauenbewegung erst eigentlich festen Boden unter die Füße ge¬ 
geben. Ebenso steht es mit der Erziehung. Nur beiläufig und in 
scheinbar nebensächlichen Bemerkungen setzt sich Marx mit dem Er¬ 
ziehungsproblem auseinander, in Wirklichkeit bedeuten diese gelegent¬ 
lichen Aeußerungen aber mehr als manches dickleibige Buch eines 
pädagogischen Fachgelehrten. Sie erhellen die Lage blitzartig mit 
dem strahlenden Lichte der Erkenntnis, die von der marxistischen 
Theorie ausströmt, sie rücken das pädagogische Problem aus seiner 
Vereinzelung in den Gesamtrahmen der gesellschaftlichen Umwälzung, 
wie sie der Sozialismus als wissenschaftliche Erkenntnis einerseits 
und als unmittelbar praktische Arbeit andererseits herbeiführt. 

Nach Marx soll die Arbeit nicht wie heute und in der Vergangenheit 
eine Last und Qual, sondern ein Mittel freudiger Lebensbejahung, oder, 
um mit seinen eigenen Worten zu sprechen, „nicht nur Mittel zum 
Leben, sondern selbst das erste Lebensbedürfnis“ sein. Das setzt neben 
und mit der großen wirtschaitlichen Umwandlung der Gesellschaft 
auch die völlige Umwandlung des einzelnen Menschen voraus. Die 
kapitalistische Produktionsweise setzt für ihren Bestand „die Un¬ 
geheuerlichkeit einer elenden, für das wechselnde Exploitations¬ 
bedürfnis des Kapitals in Reserve gehaltenen disponiblen Arljeiter- 
bevölkerung voraus“. Die zukünftige Produktionsweise muß auf solche 
industrielle Reservearmee verzichten, an Stelle der disponiblen Ar¬ 
beiter wird sie setzen „die absolute Disponiblität des Menschen für 
wechselnde Arbeitserfordernisse“, das Teilindividuum, den bloßen 
Träger einer gesellschaftlichen Teil- und Einzelfunktion wird sie er¬ 
setzen durch das „total entwickelte Individuum, für welches ver¬ 
schiedene gesellschaftliche Funktionen einander ablösende Betätigungs¬ 
weisen sind“. Damit wird auch „die knechtende Unterordnung der 
Individuen unter die Teilung der Arbeit, damit auch der Gegensatz 
geistiger und körperlicher Arbeit“ aufgehoben. 

Das „total entwickelte Individuum“, für das geistige und körperliche 
Arbeit nicht mehr peinliche Gegensätze bedeuten, sondern in dem 
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beide in wundervoller Synthese vereint sind — wie kann es geschaffen 
werden? Hier setzt die Aufgabe der Erziehung ein. Aber Marx kon¬ 
struiert sie nicht spekulativ oder als schönes Spiel dichterischer 
Phantasie; beides war vor ihm in teilweise vortrefflicher Weise ver¬ 
sucht w'orden. Man braucht nur bei Owen, Fourier und Goethe 
nachzulesen. Marx leitet die Organisation der zukünftigen soziali¬ 
stischen Erziehung unmittelbar und folgerichtig aus dem Produktions¬ 
prozeß ab. 

Niemand hat so rücksichtslos und herzerschütternd die Schäden 
der Kinderarbeit dargelegt wie Marx im „Kapital“. Aber in keinem 
Augenblick seiner noch so scharfen und anklägerischen Kritik wird 
er darum zum weinerlichen Klageweib, er erkennt auch in dem Ueber- 
greifen der Industrie auf das Kind eine ökonomische Notwendigkeit, 
die nicht durch Sentimentalität aus der Welt zu schaffen ist, sondern 
mit der man sich sozialpolitisch und sozialpädagogisch abfinden muß. 
In einer tiefgründigen Resolution des Genfer Kongresses der Inter¬ 
nationalen Arbeiterassoziation im Jahre 1866, die zweifellos von 
Marx stammt, legt er die pädagogischen Schlußfolgerungen aus seinen 
kritischen Untersuchungen über die Kinderarbeit dar. Sie ist so 
wichtig, daß Ich sie in ihrem wesentlichen Teil hierher setze: 

„Wir betrachten die Tendenz der modernen Industrie, Kinder und 
junge Personen, von beiden Geschlechtern, zur Mitwirkung an dem 
Werke der sozialen Produktion herbeizuziehen, als eine progressive, 
heilsame und rechtmäßige Tendenz, obgleich die Art und Weise, auf 
welche diese Tendenz unter der Kapitalherrschaft verwirklicht wird, 
eine abscheuliche ist. In einem rationalen Zustande der Gesell¬ 
schaft sollte jedes Kind ohne Unterschied vom neunten Jahre an 
ein produktiver Arbeiter werden; auf gleiche Weise sollten keine 
erwachsenen Personen dem allgemeinen Gesetz der Natur aus¬ 
genommen sein: nämlich zu arbeiten, um imstande zu sein, zu essen, 
und zu arbeiten nicht bloß mit dem Gehirn, sondern auch mit den 
Händen. . . . Von diesem Standpunkt ausgehend, sagen wir, daß 
keinen Eltern und Arbeitgebern durch die Gesellschaft Erlaubnis 
gegeben werden darf, die Arbeit von Kindern oder jungen Personen 
zu gebrauchen, außer unter der Bedingung, daß jede produktive 
Arbeit mit Bildung verbunden wird. Unter Bildung verstehen wfr 
drei Dinge: 1. geistige Bildung; 2. körperliche Ausbildung, solche, 
wie sie in den gymnastischen Schulen und durch militärische 
Uebungen gegeben wird; 3. polytechnische Erziehung, welche die 
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allgemeinen wissenschaftlichen Grundsätze aller Produktionsprozesse 
mitteilt, und die gleichzeitig das Kind und die junge Person einweiht 
in den praktischen Gebrauch und in die Handhabung der elemen¬ 
tarischen Instrumente aller Geschäfte. Mit der Einteilung der Kinder 
und jungen Personen vom 9. bis 17. Jahre in drei Klassen sollte ein 
allmählicher und progressiver Lehrlauf der geistigen, gymnastischen 
und polytechnischen Erziehung verbunden sein. Mit Ausnahme viel¬ 
leicht der ersten Klasse sollen die Kosten der polytechnischen 
Schulen teilweise gedeckt werden durch den Verkauf ihrer Produkte. 
Die Verbindung von bezahlter produktiver Arbeit, geistiger Bildung, 
körperlicher Uebung und polytechnischer Abrichtung wird die Ar¬ 
beiterklasse weit über die höheren und mittleren Klassen heben.“ 

Im „Kapital“ hatte Marx die gleichen Gedanken in kürzerer Form 
schon angedeutet, indem er trotz der Scheußlichkeit der Kinderaus- 
beutung in der Kinderarbe// doch den „Keim der Erziehung der Zu¬ 
kunft“ sah; er forderte „polytechnische und agronomische Schulen“, 
denn es unterlag für ihn keinem Zweifel, „daß die unvermeidliche 
Eroberung der politischen Gewalt durch die Arbeiterklasse auch dem 
technologischen Unterricht, theoretisch und praktisch, seinen Platz in 
den Arbeitsschulen erobern wird“. 

Also Einführung der Arbeit in den Plan der Erziehung, sogar als 
die grundlegende und richtunggebende Maxime der Erziehung, darauf 
läuft nach Marx die Umwandlung der Erziehung hinaus, wenn sie 
aus bürgerlich-individualistischer zu sozialistischer Theorie und Praxis 
wird.* 

Können wir aus dem Gang der Dinge seit Marx Schlüsse auf die 
Richtigkeit seiner Annahme ziehen? Denn es widerspricht Marxens 
Auffassung von der Entwicklung der gesellschaftlichen Zustände, wenn 
man annehmen wollte, diese Umwandlung träte dereinst zugleich mit 
der Diktatur des Proletariats von heute zu morgen in die Erscheinung, 
statt allmählich von den Hirnen und Einrichtungen der Menschen 
Besitz zu ergreifen. Man braucht nur die Fortenwicklung der päda¬ 
gogischen Theorie und Praxis in den letzten beiden Jahrzehnten 
offenen Auges und von einer etwas höheren geschichtlichen Warte 


* Näheres darül>er siehe in meinen Schriften „Sozialdemokratie und 
Schule“ (Berlin, Vorwärts-Verlag 1907) und „Die Schulreform der 
Sozialdemokratie“ (Dresden. Kaden u. Co., 1911). 
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aus zu betrachten, um auf Schritt und Tritt zu erkennen, wie sich die 
Entwicklung im Sinne der von Marx aufgestellten Richtpunkte voll¬ 
zieht. Zwar wird mit dem Begriff „Arbeitsschule“ viel Unklarheit 
und spielerische Qelegenheitsreform verbunden; aber der Kern ^ler 
Arbeitsschule ist doch der von Marx aus der gesellschaftlichen Ent¬ 
wicklung abgeleitete Gedanke. Zwar sind die Landerziehungsheime 
bis heute immer nur noch interessante Einzelversuche geblieben, die 
oliendrein nur für zahlungsfähige Eltern in Betracht kommen; aber 
in ihrer praktischen Arbeit regt der Geist der sozialistischen Zukunfts¬ 
erziehung kräftig die Schwingen. Zwar wird die Arbeit als Er¬ 
ziehungsfaktor auf breiterer Grundlage vorläufig nur für geistig und 
sittlich minderwertige Kinder in Fürsorgeanstalten und ähnlichen 
Einrichtungen angewendet; aber es ist ein großer Schritt auf dem 
Wege der allgemeinen Anwendung, wenn sich herausstellt, daß die 
Arbeit für schwer erziehbare Kinder von wohltätigem Einflüsse ist; 
um wieviel stärker muß ihre Wirkung für normale Kinder sein! Zwar 
wird die Sozialpädagogik unter Anlehnung an Marx erst von wenigen 
berufenen fiochschullehrern vorgetragen, so in Deutschland von 
Natrop, in der Schweiz von Robert Seidel; aber von den wenigen 
Lehrern geht eine starke Wirkung auf die heranwachsende Generation 
der Pädagogen aus; die Zukunft wird es lehren. 

Auch der Krieg wirkt in der gleichen Richtung. Das Wort Del¬ 
brücks, daß der Krieg unser Wirtschaftsleben um ein Menschenalter 
vorwärtsgestoßen habe, zeigt sich auch in den Rückwirkungen der 
Wirtschaft auf die gesellschaftlichen Einrichtungen, in diesem Falle 
auf die Pädagogik. Im Kriege wurde die „absolute Disponiblität des 
Menschen für wechselnde Arbeitserfordernisse“ zu einer absoluten 
Notwendigkeit. Die Feldgrauen mußten über Nacht disponibel für 
eine Fülle neuer, ihnen bis dahin völlig fremder und ungewohnter 
Aufgaben werden; jeder Tag des Krieges hat diese Notwendigkeit 
von einer neuen S*eite her erzwungen. Den Daheimgebliebenen ging 
es nicht viel besser. Besonders die Frauen haben durch ihre staunens¬ 
werte Anpassung an „verschiedene gesellschaftliche Funktionen“, die 
für sie „einander ablösende Betätigungsweisen“ wurden, gezeigt, bis 
zu welchem Grade der absoluten Disponiblität die Menschen durch 
den Zwang des Krieges bereits gelangen konnten. 
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Es wird die Aufgabe der pädagogischen Reform nach dem Kriege 
sein, die sprunghafte, lückenhafte, zufallsartige Entwicklung auf 
diesem Gebiet in planmäßige Ordnung zu bringen und die in ihr und 
durch sie stark weiter entwickelten „Keime der Erziehung der Zu¬ 
kunft“ systematisch zu kräftigen und auszubilden. 


WILHELM BLOS, M. d. R.: 

Karl Marx als Mensch. 

Lieber Kollege Haenisch! 

S IE wünschen von mir, als einem ,yder ganz Wenigen unter den 
Lebenden, die Marx noch persönlich gekannt", einigeWorte persön¬ 
licher Erinnerung. Ich komme Ihrem Wunsche um so lieber nach, 
als die Persönlichkeit des großen Forschers und Denkers sich mfr 
bei einem mehrtägigen Verkehr so tief eingeprägt hat, daß ich sie 
heute noch mit allen charakteristischen Einzelheiten lebendig vor mir 
sehe. Ich w^ar damals 25 Jahre alt und die Jugendeindrücke sind 
bekanntlich die stärksten und nachhaltigsten. 

ln w'eiten Kreisen bis tief in die bürgerliche Demokratie hinein hat 
man sich, entsprechend den philisterhaften Darstellungen der reak¬ 
tionären und liberalen Presse, niemals davon abbringen lassen, sich 
Karl Marx als einen höchst fanatischen, ungemütlichen und anmaßen¬ 
den Menschen vorzustellen, der alles, aber auch alles mit der Lauge 
einer ätzenden Ironie und eines schwarzgalligen Humors zu beträufeln 
gewohnt war. Dazu kamen noch die Schauermären polizeilichen und 
nichtpolizeilichen Ursprungs von der auf allgemeinen blutigen Um¬ 
sturz und gänzliche Zerstörung aller Kultur abzielenden Verschwörer¬ 
tätigkeit der Internationale. Es war schon so, wie Max Kegel in 
einem poetischen Bericht von einem Arbeiterfest in Dresden, wo Marx 
anwesend war, sagte: 

„Oben, dort an dem Orchester, 

Saß der Sozialisten-Nestor 
Marx, bei dessen Namen schon 
Jeden guten Bürgerssöhn 
Ueberläuft ein Grauen.“ 

Man kann ruhig sagen, daß Marx genau das Gegenteil dieser spieß¬ 
bürgerlichen Auffassung war. Eine höhe schlanke Gestalt, ein scharf- 
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geschnittenes geistvolles Antlitz, von dichtem weißen Haar und Bart 
eingerahmt, mit einem tiefschwarzen Schnurrbart, Haltung und Klei¬ 
dung distinguiert und elegant, gesunde Gesichtsfarbe mit roten Wan¬ 
gen — so präsentierte er sich damals. Man dachte bei ihm eher an 
alt-englische als an semitische Abstammung. Er litt damals an 
Karbunkeln und an der Leber, aber äußerlich ließ er davon nichts 
merken. Der Qrundzug seines Wesens war eine gewinnende Liebens¬ 
würdigkeit und eine strahlende Fröhlichkeit, Eigenschaften, die durch¬ 
aus zu den Schilderungen seines zarten und innigen Familienlebens 
passen. Als ich später seine Gattin kennenlernte, begriff ich, daß 
das eheliche Verhältnis dieser beiden auserwählten Menschen, trotz 
zeitweiligen äußersten Elends und Mißgeschicks aller Art, ein ideales 
bleiben mußte. 

In sehr vorteilhaftem Gegensatz stand aber auch die Persönlichkeit 
von Marx zu gewissen „radikalen" Sozialisten, die stets eine Haltung 
einnahmen, als seien sie berufen, als unversöhnliche grimmige Drachen 
den Nibelungenschatz der sozialistischen Prinzipien zu bewachen, 
und die jeden grimmig anfauchten, der nur den Schimmer einer Mei¬ 
nungsverschiedenheit auftauchen ließ. Gegenüber solchen Leuten 
erschien Marx bei seiner Größe außerordentlich bescheiden und tole¬ 
rant. Damals noch in manchen Vorurteilen befangen, war ich sehr 
überrascht, das milde und liebenswürdige Urteil von Marx über 
Herwegh zu hören. Sicherlich hatte er seinerzeit auch über die ver¬ 
unglückte Marquis-Posa-Rolle des Dichters gelacht, aber er war doch, 
wie er mir erzählte, zu seinem Freunde Heinrich Heine gegangen 
tind hatte diesen gebeten, mit dem schrecklichen Spott, den er über 
Herwegh ausgoß, innezuhalten, weil Herwegh sich ja doch auch um 
die Sache des Volkes verdient gemacht. 

Zur Geselligkeit, wie Marx sie liebte, gehörte aber auch ein guter 
Schluck Wein, wie aus seinem Briefwechsel mit Engels deutlich zu 
ersehen. Den heute so stark auftretenden Bestrebungen, die auf 
völlige Alkoholabstinenz gerichtet, stand er völlig fern. 

Vielleicht glaubt man in dieser Schilderung von der Persönlichkeit 
des großen Denkers einen Widerspruch zu finden mit der äußerst 
scharfen und so oft vernichtenden Polemik, die er sowohl gegen die 
herrschenden Klassen im allgemeinen, als gegen einzelne Personen 
gerichtet. Bei seinem so sehr ausgeprägten Gerechtigkeitsgefühl 
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standen die gewaltigen Ausbrüche seines Zorns im richtigen Ver¬ 
hältnis zu der jeweiligen Veranlassung. Er hat die altpreußische 
Reaktion furchtbar gebrandmarkt dafür, daß sie ihn zweimal und 
zuletzt für immer aus seinem Vaterlande vertrieb; man denke nur 
an die Enthüllungen über den Kölner Kommunistenprozeß. Eir hat 
nicht minder furchtbar die französische Bourgeoisie und ihr Ver¬ 
brechen an dem revolutionären Paris gebrandmarkt. Die bürgerliche 
Demokratie haßte ihn w'egen des Strafgerichts, das er an Karl Vogt 
vollzog; aber Vogt hatte dies nicht nur verdient, sondern auch Marx 
durch infamierende Verleumdungen gereizt. Und für sein Vorgehen 
gegen den Bakuninschen Anarchismus wird ihm der wissenschaftliche 
Sozialismus immer dankbar bleiben müssen, weil der tapfere Führer 
der alten Internationale sich lieber mit seinem Schiff in die Luft 
sprengte, als daß er es vom Anarchismus entern ließ. Die neueren 
Versuche, Bakunin zu rechtfertigen, werden ohne Eofolg bleiben. 

Ein besonders strenges Urteil gab Marx über Lassalle ab. Dieser 
hatte ihn abgestoßen, als er mit seiner Hatzfeldt-Affäre in die Revo¬ 
lutionsbegeisterung und den „Völkerfrühling" hineinplatzte. Marx 
sprach vori ,yganz infamen Qeschichten“. Ich war natürlich nicht 
wenig stolz darauf, daß der Meister mir, dem jungen, lernbegierigen 
Menschen, seine Seele über Lassalle öffnete, von dem damals noch 
täglich gesprochen wurde und dessen Name unerhört populär war in 
der Arbeiterwelt. Vielleicht hatten Marx zu seinem scharfen Urteil 
auch die merkwürdigen Schwankungen Lassalles am Schlüsse von 
dessen Laufbahn bewogen; jedenfalls war er von dessen Verhandlun¬ 
gen mit Bismarck nicht erbaut. 

Fassen wir zusammen: Der Mann, der alle Kräfte seines hohen 
Geistes in den Dienst der Arbeiterbewegung stellte, der infolgedessen 
Leiden und Elend aller Art über sich hereinbrechen sah, und der 
einen so rücksichtslosen Kampf gegen die Klassenherrschaft führte, 
war dennoch kein finsterer Fanatiker, dessen Hochmut nur hätte 
abstoßend wirken können. Er hat den Sozialisten für das Verhalten 
gegen- und untereinander den schönen Wahlspruch: „Wahrheit, Recht 
und Sitte!“ gegeben und er selbst hat das persönliche Vorbild dazu 
geliefert. 
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KARL MARX: 

Zwei Gedichte. 

Nachstehende Verse des jungen Marx fanden sich in der sehr 
selten gewordenen Berliner Zeitschrift „Athenäum“, Zeitschrift 
für das gebildete Deutschland. 1841. Nr. 4 vom 23. Januar. 
Das Blatt, das nur einen Jahrgang erlebte, erschien unter der 
Redaktion von Dr. Karl Riedel. Es zählte zu seinen Mit¬ 
arbeitern auch andere Mitglieder, des „Doktorklubs“, in dem 
Marx verkehrte, so E. Meyen und Koppen. Es enthielt eine 
Reihe noch heute interessanter Beiträge von Willibald Alexis, 
V. Gaudy, L. Buhl, u. a. auch einen Artikel von Heß: Gegen¬ 
wärtige Krisis der deutschen Philosophie, neben Briefen von 
Grabbe und van Beethoven. Karl Marx befand sich also in 
bester literarischer Gesellschaft. E. Drahn. 

Wilde Lieder. 

I. 

Der Spielm an n. 

Spielmann streicht die Geigen, 

Die lichtbraunen Haare sich neigen. 

Trägt’ einen Säbel an der Seit’, 

Trägt ein weites, gefaltet Kleid. 

„Spielmann, Spielmann, was streichst du so sehr, 
Spielmann, was blickest du so wild umher? 

Was springt das Blut, was kreist’s in Wogen? 

Zerreißt dir ja deinen Bogen.” 

„Was geig’ ich Mensch! Was brausen Wellen? 

Daß donnernd sie am Fels zerschellen, 

Daß’s Aug’ erblind’t, daß der Busen springt. 

Daß die Seele hinab zur Hölle klingt!” 

„Spielmann, zerreißt dir das Herz mit Spott, 

Die Kunst, die lieh dir ein lichter Gott, 

Sollst ziehn, sollst sprühn auf Klangeswellen, 

Zum Sternentanz hinanzuschwellen!” 

„Was, was! Ich stech’, stech’ ohne Fehle 

Blutschwarz den Säbel in deine Seele, 

Gott kennt sie nicht, Gott acht’ nicht der Kunst; 

Die stieg in den Kopf aus Höllendunst, 

Bis das Hirn vernarrt, bis das Herz verwandelt; 

Die hab’ ich lebendig vom Schwarzen erhandelt. 

Der schlägt mir den Takt, der kreidet die Zeichen; 

Muß voller, toller den Totenmarsch streichen. 
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Muß spielen dunkel, muß spielen licht, 
Bis’s Herz durch Sait’ und Bogen bricht.“' 
Spielmann streicht die Geigen, 

Die lichtbraunen Haare sich neigen. 

Trägt’ einen Säbel an der Seit', 

Trägt ein weites, gefaltet Kleid. 

II. 

Nachtliebe. 

Preßt sie krampfhaft an’s Herz, 

Schaut so dunkel in’s Auge: 

Viellieb, brennt dich Schmerz, 

Bebst, bebst meinem Hauche!" 

„Hast getrunken die Seele 
Mein! mein, deine Glut! 

Glänz', meine Juwele, 

Glänz’, glänz’ Jugendblut!" 

„Holder, schaust so bleich. 

Sprichst so wunderselten. 

Sieh’, wie sangesreich 

Zieh’n am Himmel Welten!" 

„Ziehen, Liebchen, ziehen, 

Gliih’n Sterne, glüh’n! 

Hinauf! hinauf dann entfliehen, 

Seelen zusammensprühn!" 

Spricht dumpf leise flüsternd. 

Schaut entsetzt umher, 

Blicke flammenknisternd 
Glüh’n sein Auge leer. 

„Liebchen, hast Gift getrunken. 

Mußt fort mit mir gehn. 

Nacht ist herabgesunken. 

Kann den Tag nicht mehr sehn!" 

Preßt sie krampfhaft ans Herz, 

Tod in Brust und Hauche, 

Sticht sie tief inner er Schmerz, 

Oeffnet nie mehr das Auge. 
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Marxworte. 

England beherrsoht den Weltmarkt und die Bourgeoisie beherrscht 
England . . . Das alte England wird nur gestürzt durch einen Welt¬ 
krieg . . . Jeder europäische Krieg, worin England verwickelt wird, 
ist ein Weltkrieg. Er wird geführt in Kanada wie in Italien, in Ost¬ 
indien wie in Preußen, in Afrika wie an der Donau. 

Karl Marx, „Neue Rhein. Ztg.", I. Januar 1849. 

Die Menschen machen ihre eigene Geschichte, aber sie machen sie 
nicht unter selbstgewählten, sondern unter unmittelbar Vorgefundenen, 
gegebenen und überlieferten Umständen. 

Karl Marx, Der achtzehnte Brumaire. 

Die Revolutionen sind Lokomotiven der Geschichte. 

Karl Marx, Die Klassenkämpfe in Frankreich. 

Die Entwicklung der Existenzbedingungen für ein zahlreiches, starkes, 
konzentriertes und intelligentes Proletariat geht Hand in Hand mit 
der Entwicklung der Existenzbedingungen für eine zahlreiche, reiche, 
konzentrierte und mächtige Bourgeoisie. 

Karl Marx, Revolution und Konterrevolution in Deutschland. 

Heutzutage weiß jedermann, daß überall, wo revolutionäre Er¬ 
schütterungen eintreten, ein gesellschaftliches Bedürfnis dahinter sein 
muß, dessen Befriedigung durch überlebte Einrichtungen gehindert 
wird. Das Bedürfnis mag noch nicht so dringend, so allgemein 
empfunden werden, daß es unmittelbaren Erfolg sichert, aber jeder 
Versuch, es gewaltsam zu unterdrücken, muß es mit verstärkter Gewalt 
wieder hervortreten lassen, bis es seine Fesseln bricht. 

Karl Marx, Revolution und Konterrevolution in Deutschland. 

Die MensÄhheit stellt sich immer nur Aufgaben, die sie lösen kann; 
genauer betrachtet, wird sich stets finden, daß die Aufgabe selbst nur 
entspringt, wo die materiellen Bedingungen ihrer Lösung schon vor¬ 
handen oder wenigstens im Prozeß ihres Werdens begriffen sind.' 

Karl Marx, Zur Kritik der politischen Oekonomie. 

Wo die Gemeinsamkeit der Interessen fehlt, kann es keine Einheit 
der Ziele, geschweige des Handelns gelten. 

Karl Marx, Revolution und Konterrevolution in Deutschland. 

Der jetzige Krieg (1870) führt ebenso notwendig zum Krieg zwischen 
Deutschland und Rußland, wie der Krieg von 1866 zum Krieg zwischen 
Preußen und Frankreich führte. Das ist das letzte Resultat, was ich 
von ihm für Deutschland erwarte. Das spezifische „Preußentum“ hat 
nie anders existiert und kann nie anders existieren, außer in Allianz 
mit und in Untertänigkeit gegen Rußland. Auch wird solcher Krieg 
Nr. 2 als Hebamme der unvermeidlichen sozialen Revolution in Rußland 
wirken. Marx in einem Brief an Sorge vom l. September 1870. 
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Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Preußen und die Ukraina. 

Berlin, 5. Mai 1918. 

D ie Ablehnung des gleichen Wahlrechts durch das preußische 
Dreiklassenhaus ist die überragende Tatsache der letzten 
Woche. Die endgültige Entscheidung wird in der dritten 
Lesung am Montag vor Pfingsten fallen. Die Regierung hat 
zwar an ihrer Entschlossenheit, mit dem gleichen Wahlrecht 
zu stehen und zu fallen, keinen Zweifel gelassen; auf der andern 
Seite steht es fest, daß sie an eine Auflösung dieses sogenannten 
Parlaments höchst ungern herangeht. Ihr übertriebenes Ent¬ 
gegenkommen in der Frage der sogenannten „Sicherungs¬ 
anträge“, mit denen vor allem das Zentrum das gleiche Wahl¬ 
recht denaturieren möchte, macht den Eindruck zaghafter 
Schwäche. Dabei ist zu sagen, daß die Minderheit, die sich 
für die Gleichheit des Wahlrechts ausgesprochen hat, so groß 
ist — größer jedenfalls, als man noch vor Wochen für möglich 
hielt —, daß die preußische Regierung mit den Granden aus 
der Uckermark und Hinterpommern eine ganz andere Sprache 
führen könnte, als sie es getan hat. Es fehlten nur noch rund 
50 Stimmen, und „das, alte Preußen“ der Köckeritze und Itzen- 
plitze, das in allererster Linie über Deutschland den Weltruf 
eines rückständigen und rohen Barbarenstaates gebracht hat, 
lag am Boden. Dieses „alte Preußen“ wird und muß vernichtet 
werden, nicht um der Feinde willen, sondern um unserer selbst 
willen. 

Und als ob dieses muffige, selbst durch den Sturm des Welt¬ 
krieges bisher nur schlecht gelüftete „alte Preußen“ es darauf 
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abgelegt hätte, kurz vor seinem endgültigen Zusammenbruch 
alle seine Rückständigkeiten noch einmal der Welt zu präsen¬ 
tieren, zum Beweise dafür, daß es dreimal den Untergang ver¬ 
dient hat, dem es jetzt entgegentaumelt, spielte sich in diesem 
Dreiklassenhause eine Debatte ab, die in ihrer subalternen 
Gedankenführung und einfach schmachvollen Ideenlosigkeit so 
leicht nicht ihresgleichen finden wird. Es war in der Tat, wie ein 
freisinniger Abgeordneter konstatierte, die Rüpelkomödie vor 
dem Trauerspiel, und man weiß nicht, ob man dem Grafen 
Spee mit seinem provozierend-hohnvollen Antrag auf Ver¬ 
tagung der ganzen Wählrechtsfrage, oder dem Abgeordneten 
Heins mit seiner albernen Antisemitenpauke den Preis im Satir- 
spiel zuerkennen soll. Man hätte erwarten dürfen', daß die 
Vertreter des alten Preußen schon aus Rücksicht auf die 
Dehors in entscheidender Stunde eine etwas ernsthaftere 
Garnitur von Rednern vorschicken würden. 

Es ist nicht gerade wahrscheinlich, daß das Resultat bei der 
dritten Lesung wesentlich anders sein wird, als bei der zweiten. 
Jedenfalls wäre es im höchsten Maße unerwünscht, wenn die 
Regierung aus Scheu vor Neuwahlen ihr Entgegenkommen in 
den Fragen der „Sicherungen“ noch weiter treiben würde, als 
bisher. Das gleiche Wahlrecht soll ein scharfes Schwert in 
der Hand der preußischen Wähler sein, aber kein Holzsäbel, 
und wenn durch die Haltung der Kompromißfreunde es ge¬ 
lingen sollte, auf dem Wege der „Sicherungen“ den Sinn des 
gleichen Wahlrechts zu fälschen und seiner Entscheidung durch 
Einführung von Zweidrittelmehrtieiten im Parlament die wich¬ 
tigsten Fragen zu entziehen, so wäre damit vielleicht nicht der 
Wortlaut, so doch sicherlich der Sinn des königlichen'Wortes 
in sein Gegenteil umgedreht. Das gleiche Wahlrecht wäre 
schon durch die Wahlkreiseinteilung und andere Faktoren ge¬ 
nügend verwässert; die Methode der „Sicherungen“ ist nur 
geeignet, den Wert dieses Wahlrechts für Preußen und seine 
politische Zukunft noch weiter zu begrenzen. Aus diesem 
Grunde möchte man beinahe wünschen, daß die Haltung der 
Wahlrechtsgegner auch in der dritten Lesung dieselbe bleibt, 
und daß es zu Neuwahlen kommt. An bestimmter militärischer 
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Stelle würde man freilich einen solchen Ausgang der Wahl¬ 
rechtsrederei nicht wünschen. Man erblickt dort augenschein¬ 
lich in einem mit Neuwahlen verknüpften Wahlrechtskampf 
eine Gefährdung des sogenannten Burgfriedens, und eine Be¬ 
einflussung der Stimmung im Heer will man von vornherein 
ausschließen. Das mögen vielleicht ganz plausible Gründe sein, 
nur werden durch sie leider die reaktionären Elemente in 
Preußen ebenso gekräftigt, wie die Position der Regierung 
geschwächt wird. Die kecke und zuversichtliche Haltung der 
Wahlrechtsfeinde schreibt sich zum Teil daher, daß sie hier 
eine gewisse Rückendeckung wittert und die Empfindung hat, 
daß sehr starke Faktoren zu ihren Gunsten im Spiel sind. 

Auf der andern Seite ist es klar, daß es eine totale, durch 
nichts wieder gutzumachende Erschütterung aller unserer 
inneren Verhältnisse bedeuten würde, wenn die Regierung die 
endgültige Ablehnung des gleichen Wahlrechts auch in dritter 
Lesung nicht mit der sofortigen Auflösung der sogenannten 
preußischen Volksvertretung und der Ausschreibung von Neu¬ 
wahlen beantwortete. Eine solche Neuwahl würde, weit ent¬ 
fernt, die in-nerpolitische Situation zu erschweren, wie ein 
rein.gendes Gewitter in die schwüle Atmosphäre hineinfahren. 
Sie würde eine niedliche Kostprobe für die kommenden Reichs¬ 
tagswahlen geben, über deren Charakter man schon heute sich 
klar sein dürfte, und der Volksstimmung ein wenn auch noch 
so enges Ventil öffnen. Zugleich würde sie die Grenzlinie zwi¬ 
schen Wahlrec'htsfreunden und Wahlrechtsfeinden vertiefen 
und dadurch auch die Mehrheitsverhältnisse im Reichstag be¬ 
festigen. Ohne ein Zusammengehen der Sozialdemokratie mit 
den bürgerlichen Wahlrechtsparteien wäre eine solche Wahl 
natürlich nicht durc'hzuführen, um so sicnerer aber wäre dann 
die Zerschmetterung der heutigen reaktionären Mehrheit. 

Neben den Vorgängen im preußischen Dreiklassenhause sind 
es die Ereignisse in der Ukraina gewesen, die eine große Er¬ 
regung in der Oeffentlichkeit hervorriefen. Auch hier heißt es 
wie in der spätromantischen Lyrik: 

Dämmernd und dunkel und alt. 

Trüb rinnen die heiligen Quellen. 

6 ’ 1 * 
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In der Tat ist das, was wir von den Vorgängen in der Ukraina 
wissen, nur das Ergebnis sehr trüber Quellen, und da auch dies¬ 
mal die ausländische Presse versagen mußte, aus der man sonst 
häufiger das für Deutschland Wichtige erfuhr, war man voll¬ 
kommen auf die verspäteten offiziösen Meldungen angewiesen. 
Immerhin war das, was man bisher erfahren hat, gerade genug, 
um einen direkt niederschmetternden Eindruck zu machen. 
Die alte Rada ist zusammengebrochen. Die neue Rada, die 
von einem angeblichen „Bauernkongreß“ gewählt ist, dürfte 
aber noch schwächer sein als die alte. Die Ausrufung eines 
Tscherkessenhäuptlings zum Hetman der Ukraina bedeutet 
nichts anderes, als die Pröklamierung einer Diktatur. Denn 
dieser famose Hetman hatte, als er früher zur Wahl stand, im 
ganzen wohlgezählte 9 (in Worten: neun) Stimmen erhalten. 
Es kann sich also bei ihm nur um den Vertrauensmann einer 
winzigen Minderheit handeln. Wie lange er sich am Ruder 
erhält, steht vollkommen dähin. Das Schlimmste wäre jeden¬ 
falls, wenn die deutschen Soldaten dort zum Werkzeug einer 
reaktionären Großgrundbesitzerclique mißbraucht werden 
sollten. 

Augenscheinlich hat die deutsche militärische Leitung in der 
Ukraina Fehler über Fehler gemacht. Nicht etwa militärische 
Fehler, wohl aber politische. Was muß sich in diesem Lande 
abgespielt haben, wenn dieselben Leute, die mit uns in Litauisch- 
Brest einen Frieden abschlossen auf Grundlage zukünftiger 
Freundschaft zwischen beiden Ländern, heute, kaum zwei 
Monate später, den Gedanken einer gemeinsamen- Ermordung 
aller deutschen Offiziere aushccken! Es ist möglich, daß hinter 
dem Gerede von einer angeblich geplanten ukrainaischen 
Vesper nichts anderes steht, als eine schmutzige Spitzelei. Dar¬ 
über dürfte man vielleicht noch einmal näheres erfahren. Die 
Verhaftungen in der Rada haben jedenfalls außerordentlich 
böses Blut gemacht und der deutsche Ortskommandant ist 
deswegen seines Postens enthoben worden. Durch derartige 
Maßregeln wird das Land mit Gewalt wieder in die Arme 
Großrußlands gejagt. Gerade weil die deutsche Aufgabe in 
der Ukraina so außerordentlich schwierig ist, bedarf sie zu 
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ihrer Lösung einer zwar festen, aber auch elastischen Hand. 
Die gepanzerte Faust ist dort nicht am Platze. Man könnte es 
in der Tat ein tragisches Geschick Deutschlands nennen, daß 
die Möglichkeiten einer vollkommenen politischen Neuorientie¬ 
rung der Welt, die die deutschen Siege durch den Zusammen¬ 
bruch des alten Rußlands heraufgeführt haben, durch die Art 
des deutschen Auftretens in den östlichen Gebieten vollkommen 
wieder verloren zu gehen drohen. Gerade die Ukraina mußte 
als das für die zukünftige Politik -der Mittelmächte wichtigste 
Gebiet in unserer Ostflanke gelten; hier galt es, die geschick¬ 
testen Diplomaten und die feinsinnigsten Militärs hinzuschicken. 
Statt dessen sorgte man nicht einmal dafür, daß deutsche 
Diplomatie und Heerführung Hand in Hand gingen, und erst 
jetzt hat man veranlaßt, daß beide Instanzen miteinander Füh¬ 
lung behalten sollen. Der widerspruchsvolle Erlaß Eichhorns 
hat die Gegner der ukrainaischen Volksrepublik gestärkt und 
bei den Bauern die Befürchtung erweckt, als sollten sie von 
neuem dem Großagrariertum Frondienste' leisten. 

Einen besonders peinlichen Eindruck macht der Sturz der 
alten und die Errichtung einer neuen Rada dadurch, daß er so 
kurz vor dem 12. Mai stattfand, wo die konstituierende Ver¬ 
sammlung der Ukraina zusammentreten sollte. Den Bauern¬ 
kongreß, der die neue Rada errichtete, bezeichnet man all- ’ 
gemein als eine Komödie. Er konnte natürlich nur mit Er¬ 
laubnis der deutschen Militärs zusammentreten und seine Be¬ 
schlüsse werden demgemäß zu würdigen sein. Mit anderen 
Worten: hinter der neuen Regierung in Kiew steht noch ein 
viel kleinerer Bruchteil der Bevölkerung, als hinter der alten. 
Das Land ist noch voller geheimer, nicht abgelieferter Waffen 
und die Bauerngehöfte sind zum großen Teil, wie man erzählt, 
wohl versehen mit Maschinengewehren, die man den von der 
Front heimkehrenden Soldaten um ein Kleines abgekauft hat, 
mit Munition und Handgranaten. Daß unter diesen Umständen 
die Ablieferung der in diesen Bauernhöfen aufgestapelten Ge¬ 
treidevorräte ihre großen Schwierigkeiten hat, leuchtet ein. 
Diese Schwierigkeiten werden noch erhöht, weil Deutschland 
die von der Ukraina am dringendsten verlangten Artikel der 
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Textilindustrie beim besten Willen n’cht liefern kann, Geld aber 
für den ukrainaischen Bauern keine besondere Anziebungkraft 
ausübt. Er bat mehr davon, als er braucht. Er möchte sein 
Getreide für den Verkehr mit Großrußland aufsparen, wo es 
dringend verlangt wird. 

Je sicherer man mit dem späteren Wiederanschluß der 
Ukraina an Altrußland rechnen muß, desto größere Sorgfalt 
sollte man darauf verwenden, mit der Ukraina in gute Verhält¬ 
nisse zu kommen, um später aus ihnen und etwaigen Verträgen 
entsprechenden Nutzen ziehen zu können. Bisher ist von alle¬ 
dem das Gegenteil erreicht. H’er stehen aber doch zu große 
und zu ernste Interessen des deutschen Volkes auf dem Spiel. 
Deshalb begrüßen wir es, daß es diesmal nicht bei einer Aus¬ 
sprache in der Kommission sein Bewenden haben wird, sondern 
daß diese Dinge im Plenum des Reichstags zur Debatte gestellt 
werden sollen. 


WILHELM KEIL, M. d. R.: 

Die Grundzücre 

der Kriegssteuerpolitik des Reichs. 

D ie Generaldebatte des Reichstags über die neuen- Reichs¬ 
steuervorlagen hat sich endlich einmal ernstlich den Fragen 
zugewandt, die schon im ersten Kriegsjahr hätten entschieden 
werden müssen. 

Wie England vom ersten Kriegsjahre an eine großzügige 
Finanzpolitik eingeleitet hat, die ihm bis jetzt d'e Deckung von 
25 Proz. seiner gesamten Kriegsausgaben ermöglichte, so hätte 
auch Deutschland rechtzeitig neue große Einnahmequellen in 
systematischer Weise erschließen sollen. Zwei Momente haben 
das verhindert. Das eine war die Hoffnung auf einen raschen 
großen Sieg, der uns volle Entschädigung des gesamten Kriegs- 
kostenaiifwands bringen werde, das andere bildeten die im 
bundesstaatlichen Charakter des Reichs wurzelnden Streit¬ 
fragen. die sich um die Verteilung der Steuerquellen unter die 
öffentlichen Gewalten drehen. 
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Die Hoffnung auf eine alle unsere Kosten deckende Kriegs¬ 
entschädigung saß bei den Regierungsstellen so fest, daß erst 
nach Verfluß eines vollen Kriegsjahres dem Drängen der Sozial¬ 
demokratie nachgegeben und wenigstens die ersten Vorbe¬ 
reitungen zur Erhebung einer Kriegsgewinnsteuer getroffen 
wurden. Bis dahin war Dr. Helfferich, der damals das Reichs¬ 
schatzamt verwaltete, der Meinung, Deutschland habe es nicht 
nötig, dem Beispiel Englands zu folgen und Kriegssteuern zu 
erheben. Helfferich hat aber dann allmählich seine Anschau¬ 
ungen revidieren müssen. Im Frühjahr 1916 brachte er neben 
dem Gesetzentwurf zur Besteuerung der Kriegsgewinne, dessen 
Ertrag nicht abzuschätzen war, eine Reihe neuer Vorlagen an 
den Reichstag, mit denen er der Reichskasse jährlich etwa 
800 Millionen Mark neue Einnahmen zuführen wollte. Während 
das Ergebnis der Kriegsgewinnsteuer als einer einmaligen Ab¬ 
gabe der Schuldentilgung dienen sollte, waren die anderen 
neuen Steuern dazu bestimmt, das Gleichgewicht im ordent¬ 
lichen Etat, dessen Ausgaben infolge des wachsenden Zinsen¬ 
dienstes rasch anschwollen, aufrechtzuerhalten. Schon da¬ 
mals konnte man sich selbst in bürgerlichen» Kreisen des Reichs¬ 
tags des Eindrucks nicht erwehren, daß es den breiten Massen 
^des Volkes ein bißchen zuviel zugemutet sei, den rapid steigen¬ 
den dauernden Mehrbedarf an Reichseinnahmen lediglich durch 
Steuern auf den Verkehr und Verbrauch, wie sie die Regierung 
vorgeschlagen hatte, zu decken. Aber man griff nicht zu dem 
einfachen Mittel, neben die dauernden neuen» indirekten Steuern 
eine ergiebige direkte zu setzen, die das Einkommen und das 
Vermögen oder wenigstens eines dieser beiden großen Objekte 
erfaßt, man wagte sich auch nicht an die Erbschaften heran, 
diie bisher inDeutschland nur in einer unverständlich schonenden 
Weise zu den öffentlichen Lasten herangezogen sind, sondern 
man versuchte es mit dem Eventualvorschlag der Sozialdemo¬ 
kratie, der dahin ging, den Wehrbeitrag noch einmal zu erheben. 
Der Wehrbeitrag ist bekanntlich eine auf erkünstelter Kon¬ 
struktion beruhende Abgabe, die 1913 zur Deckung der ein¬ 
maligen Kosten der großen Rüstungsvorlage ersonnen wurde. 
Die bundesstaatlichen Finanzminister hatten sich 1913 mit dem 
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bekannten schweren Herzen und dem heiligen Vorbehalt, daß 
sich der Fall niemals wiederholen dürfe, den Eingriff des Reichs 
in die Besteuerung des Vermögens und des Einkommens, den 
diese Abgabe bedeutete, mit dem Wehrbeitrag abgefunden^ Als 
nun 1916 vom Ausschuß vorläufig beschlossen worden war, den 
Wehrbeitrag zum Ausgleich für die vorgeschlagenen 'Massen¬ 
verbrauchssteuern noch einmal zu erheben, stürmten sofort die 
einzelstaatlichen Finanzminister heran und vereitelten diesen 
Plan. Die bürgerlichen Parteien des Reichstags ließen sich 
willig vergewaltigen und gaben sich mit der kleinen einmaligen 
Vermögenssteuer zufrieden, die mit dem Gesetz über die Kriegs¬ 
gewinnsteuer in der Weise verbunden wurde, daß man die Ver¬ 
mögen, die während des Krieges gleichgeblieben oder um nicht 
mehr als 10 Proz. gesunken waren, einer sehr kleinen Abgabe 
unterwarf. Die Folge war, daß das Ergebnis der neu einge¬ 
führten Dauersteuern zur Deckung des laufenden Bedarfs nicht 
ausreichte. Die Kriegsgewinnsteuer mußte zur Deckung des 
Fehlbetrags der Rechnung für 1916 aushelfen. 

Zu demselben Ergebnis führte die Steuerpolitik 1917. Jetzt 
schlug die Regierung die Steuern auf den Eisenbahnverkehr 
und die Kohle vor, deren Ertrag auf etwa 800 Millionen geschätzt 
wurde. Nun haben im Jahr 1917 nur die am 1. August 1917 in 
Kraft gesetzte Güterverkehrssteuer und die vom gleichen Zeit¬ 
punkt an wir'ksame Kohlensteuer Einnahmen geliefert. Die 
Personenverkehrssteuer ist erst am 1. April 1918 in Kraft ge^ 
treten. Allerdings liefert die Kohlensteuer infolge der enorm 
gestiegenen Kohlenpreise viel größere Erträge, als bei ihrer 
Schaffung angenommen wurde, aber trotzdem reichen die Ein¬ 
nahmen aus diesen Quellen nicht aus zur Begleichung der 
laufenden Rechnung von 1917. Auch der Ertrag des 20proz. 
Zuschlags zur Kriegsgewinnsteuer, den man 1917 beschloß, 
genügt dazu noch .nicht. Außer diesem Zuschlag wurde 1917 
keine Reichsbesitzsteuer beschlossen. Man greift daher jetzt 
wiederum in das Ergebnis der Kriegsgewinnsteuer hinein, um 
das Defizit zu decken, das die noch nicht vorliegende Rechnung 
für 1917 aufweisen wird. Damit wird schon etwa die Hälfte 
des auf 5,7 Milliarden Mafk sich belaufenden Ertrags der 
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Kriegsgewinnsteuer für einen ganz anderen Zwek verwendet, 
als ursprünglich geplant war. Nicht einmal am den Betrag, 
den die Kriegsgewinnsteuer einbringt, vermag das Deutsche 
Reich seine Kriegskostenrechnung zu vermindern. Das hat die 
Politik der bundesstaatlichen Finanzminister bewirkt, die nicht 
zuließ, daß das Deutsche Reich in der Zeit seiner größten 
Gefahren und Nöte aus der ergiebigsten und natürlichsten Quelle 
schöpft, die es für den Steuererheber gibt, aus dem Einkommen 
und Vermögen. 

Bei der dritten Kriegssteuerserie, die mit dem Etat für 1918 
verknüpft ist, möchte nun der Bundesrat, in dem in Steuer- 
fragen die Finanzminister der Einzelstaaten entscheiden, in 
diesen Bahnen weiter wandeln. Dem Reichstag ist ein riesiges 
Bündel neuer Steuergesetzentwürfe vorgelegt worden, das drei 
Milliardeni Mehreinnahmen beschaffen soll; aber auch diese 
Vorlagen bringen uns einer halbwegs soliden Finanzwirtschaft 
nicht näher. 2875 Millionen werden gebraucht, um das Gleich¬ 
gewicht im Etatsentwurf für 1918 herzustellen. Die neuen 
Steuervorlagen können aber im Jahr 1918 noch nicht die Hälfte 
dieser Summe liefern. Das geplante Branntweinmonopol, von 
dem eine Mehreinnahme von 650 Millionen erhofft wird, kann 
erst lange nach Friedensschluß, wenn wieder Sprit für den 
privaten Verbrauch hergestellt werden kann, Einnahmen brin¬ 
gen. Die Finanzzölle auf Kaffee, Tee, Schokolade und Kakao, 
die stark erhöht werden sollen, bringen auch solange keinen 
Pfennig, als uns alle diese schönen Dinge nur dem Namen nach 
bekannt sind. Die anderen Massenverbrauchssteuern, wie die 
Bier-, Wein-, Schaumwein- und Limonadensteuer, und die Ver¬ 
kehrssteuern, wie die Post-, die Umsatz- und die Börsensteuer, 
werden, wenn sie nach einigen Wochen oder Monaten Annahme 
finden sollten', nur während des Restes des Etatsjahres fließen. 

Diese Steuern sollen nun „kompensiert“ werden durch die 
einzige wirkliche Besitzsteuer, die vorgeschlagen ist, die 
Steuer auf die Mehrgewinne der Unternehmergesellschaften 
im vierten Kriegsgeschäftsjahr. Abgesehen aber davon, 
daß diese Steuer zum Teil auch erst im Jahr 1919 ein- 
gehen wird, dürfte auch sie von einer soliden Finanzverwaltung 
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nicht zur Ausgleichung des laufenden Etats verwendet werden. 
Nun wird aber, obgleich sie hierzu dienen soll, mit ihr und den 
Erträgen der übrigen neuen Steuern noch lange nicht das Loch 
zugestopft, das der Etatsentwurf für 1918 aufweist. Wie dieses 
Loch schließlich gestopft werden soll, darüber schweigen sich 
Reichsschatzssekretär und Bundesrat zunächst aus. Sollte die 
Deckung des Defizits des Etats für 1918 in gewissenhafter Weise 
nach den Vorschriften der Verfassung erfolgen, so müßten die 
Matrikularbeiträge entsprechend hoch bemessen werden; davor 
bekreuzigen sich aber die bundesstaatlichen Finanzminister erst 
recht. Stillschweigend rechnen sie vielmehr damit, daß schließ¬ 
lich zum drittenmal der Ertrag der Kriegsgewinnsteuer zur 
Deckung des Defizits herangezogen werden soll. 

So wird die denkbar unsolideste Finanzpolitik fortgesetzt, nur 
damit das Dogma der Finanzminister aufrechterhalten bleibe: 
die direkten Steuern gehören den Einzelstaaten, das Reich hat 
mit den indirekten auszukommen. Um der Wahrung dieses 
Dogmas willen hat es im Bundesrat bei der Vorbereitung der 
neuen Reichssteuervorlagen Auseinandersetzungen gegeben, die 
damit abgeschlossen haben, daß dem Reichsschatzsekretär ver¬ 
wehrt wurde, vor der großen Gesamtreform, die oft angekündigt 
worden ist, einen wenn auch noch so harmlosen Eingriff in das 
Gebiet der direkten Steiierni zu tun. Der Reichsschatzsekretär 
hat sich gefügt und im Reichstag sich sogar die Argumente 
der bundesstaatlichen Finanzminister zueigen gemacht. Es fragt 
sich nun, ob auch der Reichstag sich fügen wird. 

Zum Teil scheint es den Finanzministern langsam aufzu¬ 
dämmern, daß das Reich, wenn es künftig jährlich 12 oder 
15 Milliarden an Steuereinnahmen braucht, gegen 2 Milliarden 
in den letzten Friedensjahren, unmöglich in frommer Scheu am 
Besitz Vorbeigehen kann. Aber selbst dieser Teil der Herren 
will die Inanspruchnahme des Besitzes für den Reichsbedarf bis 
nach dem Friedensschluß verschieben, um ihr dann die engsten 
Grenzen zu ziehen. 

Der Reichstag hat nun dieser Frage in der Generaldebatte 
über die Steuern die notwendige Aufmerksamkeit gewidmet. In 
den Steuerdebatten der beiden letzten Jahre stand die sozial- 
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demokratische Fraktion noch völlig allein mit dem bestimmten 
Verlangen, die Steuergesetzgebung des Reichs auf eine neue 
Grundlage zu stellen. Soweit die bürgerlichen Redner sich 
nicht, wie die Konservativen es immer getan, feierlich gegen 
jede direkte Reichssteuer verwahrten, gingen sie dieser Frage 
aus dem Wege. In diesem Jahr blieben wir bei der Aufrollung 
dieses Problems nicht mehr allein. Mit großer Lebhaftigkeit 
wandten sich die Redner der Fortschrittlichen Volkspartei 
gegen das 'Dogma der bundesstaatlichen Finanzminister, und 
auch der nationalliberale Sprecher erklärte, daß seine Fraktion 
nicht daran denke, den Grundsatz anzuerkennen, daß das Reich 
keine direkten Steuern erheben dürfe. Das Zentrum beschränkte 
sich auf die Erklärung, daß wenigstens in diesem Jahr das 
Schwergewicht der indirekten Steuern durch weitere Besitz¬ 
steuern zu kompensieren sei. 

Auch die notwendige Vereinheitlichung der Steuergesetz¬ 
gebung der Bundesstaaten ist voni den Rednern der genannten 
Parteien anerkannt worden. In diesem Punkt hat sogar der 
Reichsschatzsekretär einen Schritt vorwärts getan. Er erkennt 
das Bedürfnis, die großen Verschiedenheiten, die namentlich 
zwischen den Einkommensteuern der einzelnen Bundesstaaten 
bestehen, zu beseitigen, rückhaltlos an, glaubt aber merkwür¬ 
digerweise, daß die Bimdesstaatem selbst bald zu einer Aus¬ 
gleichung der Unterschiede kommen könnten. Darauf kann 
er lange warten. Nein, hier hat das Reich einzugreifen. Bei 
der Schwere der Lasten, die künftig zu tragen sind, können 
die großen Unterschiede innerhalb des Reichs ohne große wirt¬ 
schaftliche Schädigungen nicht mehr ertragen werden. Darum 
ist ein einheitliches Einkommensteuergesetz durch das Reich 
zu schaffen, durch das der Begriff des Einkommens für das 
ganze Reich einheitlich festgestellt, der Tarif einheitlich gestal¬ 
tet, die sozialen und bevölkerungspolitischen Rücksichten ein¬ 
heitlich getroffen und vor allem auch das Veranlagungs-, Be¬ 
schwerde- und Strafverfahren einheitlich geregelt wird. Man 
mag den Bundesstaaten neben dem selbstverständlichen Recht, 
auf dieser Grundlage Einkommensteuern zu erheben, so viel sie 
wollen oder brauchen, noch gewisse Freiheiten einräumen, vom 
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Einheitstarif abzuweichen, die Freigrenze für die kleinen Ein¬ 
kommen verschieden zu ziehen, aber ohne eine gleichmäßige 
Veranlagung der Einkommen im ganzen Reich ist nicht mehr 
auszukommen«. 

Die diesjährigen Steuerkämpfe werden uns, obgleich die 
Generaldebatte sich schon in die Materie vertieft hat, natürlich 
noch kein praktisches Ergebnis im Sinne der Vereinheitlichung 
liefern. Zu hoffen ist aber, daß der Reichstag diesmal, trotz 
aller Beschwörungen der Finanzminister, praktisch in das Ge¬ 
biet der Besitzbelastung eindringen wird. Die Veikehrs- und 
Verbrauchssteuern dürften nach den bisherigen Erfahrungen Im 
großen und ganzen nach den Vorschlägen des Bundesrats An¬ 
nahme finden. Es ist aber zu erwarten, daß ihnen eine kräftige 
Besitzbesteuerung an die Seite gestellt wird. Die rasche Er¬ 
fassung der Kriegsgewinne der Einzelpersonen, die heute viel¬ 
fach der Verschwendung verfallen, ist von allen Fraktionen als 
notwendig anerkannt worden. Aber das genügt natürlich nicht. 
Nicht nur das Mehreinkommen und das Mehrvermögen, das aus 
der Kriegszeit stammt, auch das alte Vermögen muß endlich 
kräftig zur Befriedigung der Geldbedürfnisse des Reichs heran¬ 
gezogen werden. Ob das in der Form des Wehrbeitrags oder 
•der fortdauernden Einkommens- und Vermögensbesteuerung 
geschieht, ist gewiß prinzipiell nicht gleichgültig. Müssen aber 
die Finanzminister in diesem Jahr zur erneuten Erhebung des 
Wehrbeitrags oder einer ähnlichen einmaligen Besitzabgabe 
ihre Zustimmung geben, so ist Bresche gelegt in den Wall, den 
sie bisher verteidigten. Dieser Wall muß niedergerissen wer¬ 
den sowohl im Interesse einer sozialeren Gestaltung der Reichs¬ 
steuergesetzgebung als auch einer solideren Finanzwirtschaft. 


Die Behauptung der alten Gesetze gegen die neuen Bedürfnisse und 
Ansprüche der gesellschaftlichen Entwicklung ist im Grunde nichts 
anderes als die scheinheilige Behauptung unzeitgemäßer Sonderinter¬ 
essen gegen das zeitgemäße Gesamtinteresse. 

Karl Marx vor den Kölner Geschworenen. 

Wo die Gemeinsamkeit der Interessen fehlt, kann es keine Einheit 
der Ziele, geschweige des Handelns geben. 

Karl Marx, Revolution und Konterrevolution in Deutschland. 
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LUDWIG QUESSEL, M. d. R.: 

Lichnowsky und Grey. 

Z U den interessantesten Partien der Lichnowskyschen 
Denkschrift über unsere auswärtige Politik von 1912 
bis 1914 gehören zweifellos die Ausführungen, die sich mit 
der Persönlichkeit Sir Edward Greys beschäftigen. ‘ Kein 
Zweifel, tiefe Sympathie, ja man könnte fast sagen, eine 
Art Seelenverwandtschaft, verband diese beiden Männer, deren 
Herkunft und Lebensgang trotz erheblicher nationaler Ver¬ 
schiedenheiten viel Gemeinsames aufweist. Nahezu gleich¬ 
altrig, berühmten Adelsgeschlechtern entstammend, deren Ge¬ 
schichte bis zum Mittelalter zurückreicht, hatten beide außer¬ 
dem das Gemeinsame, daß sie ihre hohe Stellung nicht 
eigenem Fleiß, eigenem Können verdankten, sondern in der 
Hauptsache ihrer Herkunft, die sie in einer zwar bürgerlichen, 
aber doch von feudalen Traditionen beherrschten weit für 
den Staatsdienst in leitenden Stellungen geradezu 
prädestinierte. 

Fürst Karl Max Lichnowsky, Edler Herr von Woschütz, 
Graf zu Werdenberg, Fideikommisherr von Kuchelna, preu¬ 
ßische Durchlaucht und Exzellenz, brauchte sich sozusagen 
nur die Mühe geben, geboren zu werden, um nach VC^hl 
eine hohe Stellung in der Armee oder Diplomatie Deutsch¬ 
lands zu erlangen. Erst Offizier, dann Attache der Bot- 
schah in London, kam er schon früh in Berührung mit den 
politischen Kreisen der englischen Welt. Um die Jahrhundert¬ 
wende entschied sich Lichnowsky end^ltig für die diplo¬ 
matische Karriere. In schneller Aufeinanderfolge war er 
Botschaftssekretär in Stockholm, Konstantinopel und Buka¬ 
rest; 1908 wurde er zum Botschaftsrat in Wien ernannt. 
Obwohl im Besitz der österreichischen Fürstenwürde, die 
dem Hause Lichnowsky 1846 verliehen worden war, wohl 
zum Dank dafür, daß sein Großvater ein acht Bände um¬ 
fassendes Werk über das Haus Habsburg geschrieben hatte, 
scheint Lichnowsky doch eine ausgesprochene Antipathie 
gegen Oesterreich gehabt zu haben. Im Jahre 1899 verließ 
er Wien und trat als Legationsrat ins Auswärtige Amt ein. 
Hier „konnte man damals zu keiner Betätigung gelangen, 
ohne nach den Weisungen eines Mannes, der an Wahn¬ 
vorstellungen litt, schrullenhafte Erlasse mit krausen Instruk- 
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tionen zu verfassen^^ Da Lichnowsky sich hierfür zu gut 
dünkte, schied er 1904 aus dem Auswärtigen Amt aus und 
zog sich auf das Land zurück, um „die Zeit zwischen Flachs 
und Rüben und auf Pferden und Wiesen zu verbringen*^ 

Aus diesem idyllischen Dasein wurde er plötzlich von 
Bethmann Hollweg herausgerissen, der ihn mit der Mission 
betraute, mit Edward Orey eine deutsch-englische Ver¬ 
ständigung auf wirtschaftsimperialistischer Grundlage zu¬ 
stande zu bringen. Was schon einmal in der Periode von 
1898 bis 1902 von Deutschland, allerdings mit negativem 
Erfolg, angestrebt worden war, nämlich England dahin zu 
bringen, der deutschen Volkswirtschaft ein erweitertes ökono¬ 
misches Feld in Vorderasien und Afrika zuzugestehen, das 
sollte nun Lichnowsky von neuem zu erreichen suchen. Die 
ihm vom Auswärtigen Amt gestellte Aufgabe war kurz die, 
Edward Grey dafür zu gewinnen, uns wirtschaftliche Einfluß¬ 
sphären im asiatischen Reich der Türkei und in den portu¬ 
giesischen Kolonien zuzugestehen, damit wir die Rohstoff¬ 
produktion dieser Länder durch Eisenbahnen, Chausseen, 
Häfen und Wasserstraßen mit dem deutschen Markt ver¬ 
binden und weiter entwickeln konnten, was nur mit Zustim¬ 
mung Englands möglich war. Wie Lichnowsky sich Jieser 
Mission zu entledigen suchte, darüber gibt uns nun seine 
Denkschrift hinreichenden Aufschluß. Daß Lichnowsky gar 
nicht daran dachte, die Journalisten und Parlamentarier Eng¬ 
lands für diese Idee zu gewinnen, war angesichts seiner 
feudalen Herkunft und aristokratischen Lebensgewohnheiten 
im Grunde selbstverständlich. Ganz in den feudalen Tradi¬ 
tionen der deutschen Diplomatie eingesponnen, sah er in der 
vornehmen Gesellschaft Londons den archimedischen Punkt, 
von dem aus die Geschicke der Völker bewegt werden. In 
der sogenannten Gesellschaft Londons Vertrauen und Einfluß 
zu gewinnen, schien ihm für die Erfüllung seiner Mission das 
weitaus Wichtigste zu sein. Auch den Ministern des briti¬ 
schen Weltreichs glaubte er auf diesem Wege am bequemsten 
näher zu kommen und sie für die deutschen Wirtschatts- 
pläne leicht gewinnen zu können. Lichnowskys Denkschrift 
strömt denn auch überall den Stolz auf seine „Erfolge“ 
in der Londoner Gesellschaft aus und fast auf jeder Seite 
begegnet uns seine naive Auffassung, daß vornehmes, welt¬ 
männisches Auftreten eine unbedingte Voraussetzung für die 
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Erfolge eines Diplomaten sei. Die bürgerliche Welt ist 
jetzt, wo die Mißerfolge dieser weltmännischen, in Lack¬ 
schuhen einherschreitenden Diplomatie offen darliegen, sehr 
bereit, „sich über die Torheiten und Kleinlichkeiten, die 
dieser traurige Mensch vorbringt“, weidlich zu entrüsten, 
aber noch vor wenigen Jahren hätten gerade diejenigen, die 
jetzt — sachlich mit vollem Recht natürlich — über Lich¬ 
nowsky herfallen, seinen Ansichten über die Wichtigkeit 
guter Beziehungen zur „Gesellschaft“ am lautesten zuge¬ 
stimmt. 

Wie sich in Lichnowskys Hirn die angelsächsische Welt 
malte, erfahren wir am besten aus dem, was er uns über 
die Bedeutung von Hof und Gesellschaft für die auswärtige 
Politik Englands mitzuteilen weiß: 

„Trotz der genügen Madit, die die englische Verfassung der Krone 
läßt, vermag der Monarch kraft seiner Stellung die Stimmung doch 
sehr zu beeinflussen, sowohl in der Gesellschaft, wie auch bei der 
Regierung. Die Krone ist die Spitze der Gesellschaftspyramide, von 
ihr geht der Ton aus. Die Gesellschaft . . . befaßt sich mit Ein¬ 
schluß der Damen von jeher eifrig mit Politik. Sie is im House of 
Lords wie bei den Commons und daher auch im Kabinett vertreten. 
Der Engländer gehört entweder zur Society (Gesellschaft) oder möchte 
zu ihr gehören. Sein Streben ist und bleibt, ein vornehmer Mann, 
Gentleman zu sein und selbst Leute bescheidener Herkunft, wie Mr. 
Asquith, verkehren mit Vorliebe in der Gesellschaft und mit schönen 
eleganten Damen . . . Wir wurden in London mit offenen Armen 
aufgenommen und beide Parteien überboten sich in Zuvorkommenheit. 
Es wäre fehlerhaft, gesellsdiaftliche Beziehungen bei dem engen Ver¬ 
hältnis, das in England zwischen Politik und Gesellschaft besteht, zu 
unterschätzen . . . Nirgend spielt die gesellsdiaftliche Eignung eines 
Vertreters eine größere Rolle als in England.“ 

Der deutschen Diplomatie ganzer Jammer faßt einen an, 
wenn man die eitle Selbstbespiegelung Lichnowskys liest und 
die Verranntheit seines Glaubens an den Einfluß seiner Be¬ 
ziehungen zur „Gesellschaft“ auf den Gang der britischen 
Außeimolitik konstatieren muß, während alles, was außerhalb 
der „Gesellschaft“ liegt, für ihn einfach gar nicht existiert. 
Der Mann, der viele Seiten seiner Denkschrift mit dem zumeist 
imaginären Einfluß der Londoner eleganten Welt, auf die 
auswärtige Politik des britischen Weltreichs füllt, hat für 
die englische Presse nur wenige Sätze übrig. Die Northcliff- 
blätter mit ihren 20 Millionen Lesern, die während seines 
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Aufenthalts in London unermüdlich Haß und Mißtrauen 
gegen die deutsche Politik mit vollen Händen aussäten, 
werden in seiner Denkschrift nur mit einem einzigen Satz er¬ 
wähnt. Was sollte sich die preußische Durchlaucht auch 
um die Stimmung des britischen Volkes sorgen, da die „Ge¬ 
sellschaft“ ihn „mit offenen Armen“ aufnahm! Auch die von 
ihm selbst hervorgehobene Tatsache, daß der oberste Leiter 
der britischen Außenpolitik, Hauptstaatssekretär des Aus¬ 
wärtigen Amts, Sir Edward Grey, sich den Teufel um die 
„Gesellschaft“ kümmerte und sich von der eleganten Welt 
ostentativ abseits hielt, vermochte Lichnowsky in seinem 
Wahn, daß die „Gesellschaft“ die auswärtige Politik Englands 
macht, nicht zu erschüttern. Bei einer solchen Auffassung 
über die treibenden Kräfte der britischen Außenpolitik war es 
denn auch kein Wunder, daß ihm die großen außenpolitischen 
Strömungen der angelsächsischen Welt vollkommen verborgen 
blieben. Vom britischen Katheder-, Kanzel- und Wirtschafts¬ 
imperialismus, der gewaltig wie das Schicksal selbst der 
Außenpolitik Englands die Richtung wies, und dem schon 
18 Jahre vor seiner Ankunft in London der scharfsinnige 
und geistvolle Franzose Victor L^vard ein von der französi¬ 
schen Akademie preisgekröntes Werk widmete, findet sich 
in Lichnowskvs Denkschrift nicht einmal eine Andeutung, 
obwohl die deutschfeindlichen außenpolitischen Lehren des 
britischen Imperialismus täglich mindestens zwanzig Millio¬ 
nen Zeitungslesem vorgetragen wurden. Dabei stand ge¬ 
rade sein Gegenspieler, Sir Edward Grey, den Lichnowsky 
in seiner trostlosen Unwissenheit über die geistigen Strö¬ 
mungen der britischen Außenpolitik als einen „idealen“ So¬ 
zialisten und Pazifisten feiert, auf dem Boden des britischen 
Neuimperialismus und war demgemäß entschlossen, dessen 
Ziele durch Lahmlegung der deutschen Außenpolitik zu ver¬ 
wirklichen : diplomatisch, solange es ging, kriegerisch im 
äußersten Notfall. 

Daß die persönlichen Beziehungen Lichnowskys zu Edward 
Grey sich sehr freundschaftlich gestalteten, ist leicht be¬ 
greiflich. Lichnowskys naive Harmlosigkeit, sein törichter 
Glaube, daß die eleganten Herren und schönen Damen der 
Gesellschaft der britischen Außenpolitik die Richtung vor¬ 
schreiben, blieb Gr^ natürlich nicht verborgen. Von Lich¬ 
nowsky war eine Erhellung der dunklen Wege britischer 
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Politik also nicht zu befürchten. Einen bequemeren deutschen 
Botschafter konnte er sich deshalb kaum wünschen. Im 

f >ersönliehen Verkehr aber war Grey, der auch auf eine 
ange Ahnenreihe und großen, feudalen Grundbesitz vorweisen 
konnte, dieser preußischen Durchlaucht durchaus geistes¬ 
verwandt. Wie Lichnowskys Lebenslauf ein getreues Bild 
des typischen Werdegangs des deutschen Diplomaten gibt, 
so spiegelt Greys Aufstieg zum Minister den typischen Ver¬ 
lauf der politischen Karriere eines englischen Aristokraten in 
überraschender Treue wieder. Grey entstammte einer seit 
dem 14. Jahrhundert in der Grafschaft Northumberland an¬ 
sässigen Familie, deren Geschichte eng mit dem Aufstieg 
Englands zum Weltreich verknüpft ist. Kaum den Knaben¬ 
schuhen entwachsen, nahm er die Stelle eines politischen 
Sekretärs bei Lord Cromer an. Da in parlamentarisch re¬ 
gierten Ländern aus den Schreibstuben der Regierung kein 
Weg zu den Ministersesseln hinführt, mußte Grey, um eine 
leitende Stellung zu erlangen, Anschluß an eine der beiden 
großen Parteien suchen. Er entschied sich, wie sein großer 
Ahnherr, der Wahlrechtsreformer Graf Charles Grey, für den 
radikalen Liberalismus. Als Träger eines im Liberalismus 
hochangesehenen Namens standen ihm alle Türen der libe¬ 
ralen Partei offen. Er brauchte sozusagen nur den Wunsch 
auszusprechen, für die liberale Partei zu kandidieren, um 
einen sicheren Wahlkreis zu erhalten. Grey entschied sich 
für den Wahlkreis Berwick-on-Iweed in Northumberland und 
man erzählt, daß die Kandidatur des 23 jährigen dadurch noch 
populärer wurde, daß er seine Flitterwochen im Wahlkampf 
verlebte. Seine blutjunge Gattin soll übrigens so entschieden 
in den Wahlkampf eingegriffen haben, daß man leicht zu 
der Auffassung hätte kommen können, „es sei Lady Dorothy 
und nicht Sir Edward, die für das Unterhaus kandidiere**. 
Dafür, daß Grey den Wahlkampf nicht sehr ernst nahm, 
spricht der Umstand, daß er seinen Gegner unmittelbar 
nach der Wahl zu einer Angelpartie einlud, um ihn in der 
Kunst zu unterweisen, „Forellen mit Fliegen zu fangen**. 

Als Abgeordneter sich in das lärmende Getriebe der inneren 
Politik einzumischen und im Unterhaus Agitationsreden zu 
halten, empfand Grey nicht als seinen Beruf. Sein Inter¬ 
esse gehörte ganz und gar der auswärtigen Politik. Da diese 
aber in der Stille des Auswärtigen Amts und in vertrau- 
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liehen Sitzungen parlamentarischer Ausschüsse erledigt wurde, 
bot sich für den Abgeordneten Grey zunächst keine 
Gelegenheit, im Unterhaus eine sichtbare Rolle zu spielen. 
Nichtedestoweniger hatte er schon mit 30 Jahren eine wich¬ 
tige Etappe erreicht. 1892 wurde er Unterstaatssekretär 
im Auswärtigen Amt, welchen Posten er bis zum Sturz des 
liberalen Ministeriums Roseberrys innehatte. Das Verhältnis, 
in dem die Radikalen damals zum Unterstaatssekretär Grey 
standen, ist ungeklärt. Alte Radikale, noch ^anz in der 
antirussischen Ideenwelt Urquatscher Außenpolitik befangen, 
fingen schon damals an, Grey wegen seiner Hinneigung zu 
Rußland zu mißtrauen und ihn als die dämonische Kraft zu 
betrachten, die England in den Höllenrachen einer borussisch 
orientierten Eroberungspolitik stoßen werde. Andere wieder 
verbauten auf Roseberrys Urteil, der über Grey sehr gering¬ 
schätzig dachte und von ihm sagte, daß „er nur deshalb 
immer einen so konzentrierten Eindruck mache, weil er eben 
nie einen eigenen Gedanken habe, der ihn von der Arbeit 
ablenken könnte“. Eine dritte Gruppe seiner engeren Partei¬ 
freunde traute ihm eine ausschweifende Eroberungspolitik 
nicht gerade zu, hielt ihn aber auch nicht für so subaltern 
und harmlos, wie Roseberry ihn hinzustellen liebte. Ihrer 
Meinung gab Sir George Trevelyan Ausdruck, als er von Grey 
sagte: „Einige denken, er sei schwarz wie der Teufel; andere 
finden, er sei weiß wie ein Engel; ich halte dafür, daß er 
weder weiß noch schwarz, sondern grey (grau) ist.“ 

Nach Roseberrys Sturz gehörte Grey dann wieder ledig¬ 
lich als Abgeordneter der Opposition dem Unterhause bis 
1906 an. waren dies Jahre stürmischer Entwicklung in 
der Ideenwelt der britischen Außenpolitik. Es gährte und 
brauste in den Gemütern. Langsam, aber unwiderstehlich 
brach sich in der Praxis der britischen Außenpolitik der 
Neuimperialismus Bahn, der zuerst ein Imperialismus des 
Katheders war, um dann ein Imperialismus der Kanzel zu 
werden. Begründer des Kathederimperialismus war Charles 
Dilke. Als junger Mensch, der soeben erst die Universität 
verlassen hatte, verkündete Dilke 1868 seine imperialistische 
Auffassung über das „größere Britannien“, das er auf einer 
Weltreise durch die englisch sprechenden Länder der Erde 
sozusagen erstmals entdeckt hatte. Er „folgte dem Genius 
Englands rings um die Welt“ und überall befand er sich 
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„unter englisch redenden Menschen oder in englisch regierten 
Ländern“. Der Gedanke, der sich ihm überall aururängte 
als sein steter Begleiter und t^ührer, „war der überwältigende 
Eindruck von der Große des angeisacnsischen Stammes, der 
scnoii jetzt den Erdöall umspannt und wohl bestimmt ist, 
ihn ganz zu erfüllen“. Es muß besonders hervorgehoben 
weraen, daß bei Uiike der Gedanke vorherrscht, daß Amerika 
einen 1 eil und zwar den wicntigsten des großen panbritischen 
Reichs der Zukunft bilden werde. Wie für Dilke, so steht es 
tür Seeley, einen anderen berühmten Kathederimperialisten 
fest, daß AmeriKa, das sich einst von England losgelost habe, 
den Weg zum panbritiscnen Völkerounue sicher und unver- 
meidlicn zurucKiinden werde. Dieser Umstand, daß die 
bntiscnen Kathederimperialisten das Hauptgewicht auf den 
Anscnluß Amerikas an den panoritischen N/olkeround der 
Zukunft legen, bestimmte den von der französischen Aka¬ 
demie preisgekrönten Historiker des britischen Imperialismus, 
Victor berard, dessen weitpolitiscne Ziele wie folgt zu um¬ 
schreiben : 

iUm den ganzen Erdball handelt es sidi, um die Gründung eines 
englischen oder vielmehr angelsächsischen Reiches, das alle Briten der 
Welt vereinigen soll, das heibt alle Personen, und alle Gemein¬ 
schaften, die englisch sprechen. Indien will man mit Kanada, Australien 
mit Aegypten, oie Vereinigten Staaten mit Südafrika verbinden. Aus 
diesen einzelnen Stücken will man dem alten Mutterland einen im¬ 
perialen Mantel fertigen. Republiken und Monarchien, souveräne 
Staaten und Kronkolonien, freie Völker und abhängige, unterworfene 
Massen sollen zu einem Staatenbund vereinigt weraen. Mit feinen, 
aber unzerreißbaren Faden will man bewirken, daß der englische 
Wille jederzeit von einem Lande zum andern springen, daß die 
englische Kraft um den ganzen Erdball strömen und überall ihre 
Wirkungen entfalten kann.“ 

Mit zwei Dritteln der weißen Menschheit und mit einer 
halben Milliarde farbiger, unterworfener Völker will also 
der englische Kathederimperialismus das neue panbritische 
Reich aufrichten, demgegenüber dann Deutschland „ganz 
zwerghaft“ erscheinen müsse. Was die politische Färbung 
des Kathederimperialismus anbetrifft, so ist sie als radikal 
zu bezeichnen. Dilke schloß sich nach dem Erscheinen seines 
Buches über das „größere Britannien“, das ihn sofort zum 
berühmten Manne machte und mit 25 Jahren ins Unterhaus 
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brachte, dem republikanisch gesinnten Radikalismus an. Auch 
Seeley, der vom religiösen Radikalismus herkam, war nichts 
weniger als konservativ. Kein Wunder daher, daß auch 
Edward Grey und seine jüngeren radikalen Parteifreunde sich 
dem Zauber des Kathederimperialismus nicht zu entziehen 
vermochten. Zu einer Volksbewegung wurde der britische 
Imperialismus freilich erst, als er die akademische Gewandung 
ablegte und sich ein religiöses Kleid üDerwarf. Zwei Männer 
von ungleichem Genie, aoer beide von großem Können, waren 
es, die aus dem Kathederimperialismus einen Kanzeliinperia- 
lismus machten. James Antbony Froude, der wegen seines 
religiösen Radikalismus gemaßregelte Priester, ward der 
Prophet der neuen Glaubenslehre; Rudyard Kipling, der 
große Poet, ward der kirchliche Vorsänger, der gekrönte 
Dichter des neuen Kultus. Froudes propnetische Gedanken 
rollen wie Wogen, bald durchsichtig klar, bald dunkel und 
trübe, rauschend dahin und umtluten das verkündete Ozea¬ 
nien, jede ein Stück dieses ozeanischen Weltreichs wider¬ 
spiegelnd, das sie in zahllosen Bildern uns in die Augen 
strahlen. Im Gegensatz zu Froudes ist Kiplings Dichtung 
ganz der panbntischen Wirklichkeit zugewandt, ln allen 
angelsächsischen Gemeinscharten, wo Kiplings Werk hin¬ 
drang, in Amerika, in Südafrika, in Australien, wirkte es 
wie ein Strom, der alles mit sich (ortreißt: Männer und 
Flauen, Arbeiter und Bürger, Gewissen, Herzen und Seelen. 
Kipuiig hat Worte für alle Ohren und für alle Herzen des 
‘ Angeisachsentums. ln ihm scheint das Wunder der Gabe 
aller Sprachen sich erneuert zu haben. Zugleich und nach¬ 
einander redet er in allen Mundarten der angelsächsischen 
Menschheit: Argot, Jargon, INegerengiiscn und Hindu- 
britisch. Von London bis Kalkutta, von J)idney bis Newyork, 
von Westminster bis zu den Scnenken, Bars und Docks: 
überall macnt er die neuimperialistische Glauoensiehre ver¬ 
ständlich. Im Hirn dieses Mannes ist das panbritische Welt¬ 
reich schon fertig; Kipling hat es für die Einbildungskraft 
seiner Leser ersenaffen. Und das Lesen der Kiplingschen 
Dichtung von dem großen panbritischen Reich ist lur die 
Angelsachsen kein blpßer Zeitvertreib: es ist Erbauung. 
Berard traf den Kern der Sache, als er die Wirkung der 
Kiplingschen Dichtung auf die Engländer diesseits und jen¬ 
seits des Ozeans wie folgt schilderte: 
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„Und jedes seiner Worte wird . . . das brutale Temperament der 
Rasse wecken und irgendeine alte Idee, irgendeine alte, wahrhaft 
imperiale Leidenschaft aufrütteln: die Eitelkeit der Stärke, die Groß- 
mannssudit des Reichtums, das Pharisäertum der Tugend, den Rausch 
des roten Bluts, das Fieber des Abenteuers, den Fanatismus der 
nationalen Mission, den Stolz auf die angelsächsische Ueberlegenheit, 
Haß und Verachtung gegen die anderen Rassen. Kipling flößt jedem 
seiner Leser eine imperialistische Seele ein.“ 

Will man die Gewalt, mit der der Imperialismus der 
Kanzel in England sich Bahn brach, richtig verstehen, so 
muß man sich daran erinnern, daß bei keinem anderen Volk 
der Welt politische Ideen in religiöser Gewandung so leicht 
Eineane finden wie bei den Engländern. Bei den Frommen 
Englands stand es seit Cromwells Tagen im Grunde immer 
fest, daß Gott die Stämme Albions zur Weltherrschaft aus¬ 
erwählt hat, damit aus dieser irdischen Räuberhöhle voller 
Leiden und Verbrechen einmal das gelobte Land der Tugend 
und des Glücks werde. So ward der Imoerialismus, um¬ 
strahlt von mystischem Glanz, mit der Bibel am Herzen 
und mit dem Schwert in der Rechten, der Menge von seinen 
Aposteln vorgeführt, so warben sie ihre Anhänger, von denen 
Berard sagt, daß „der Imperialismus ihr einziger Kultus, 
das Rule Britannia nur ihr neuester Psalm isFL 
Als Edward Grey, nachdem er zehn Jahre das harte Brot 
der Opposition gegessen, 1906 als Hauptstaatssekretär wieder 
ins Auswärtige Amt einziehen konnte, war der Katheder- und 
Kanzelimperialismus schon feststehende britische Staatspraxis 
geworden, noch ergänzt durch den Wirtschaftsimperialismus, 
der die Zerstörung der deutschen Wirtschaftskraft auf seine 
Fahne geschrieben hatte. So waren Grey die Ziele seiner 
Politik genau angegeben: Einkreisung Deutschlands, um 
die Kap-Kairo-Idee Cecil Rhodes und den Kairo-Kalkutta- 
Gedanken Lord Curzons zur Ausführung zu bringen. Vor 
der unvermeidlichen Konsequenz dieser Politik, den Weltkrieg 
zu entfesseln, wird Grey anfänglich wohl zurückgebebt sein. 
Später drängte sich ihm der imperialistische Gedanke, in 
einem großen Krieg gegen die diplomatisch bereits einge¬ 
kreisten Mittelmächte das panbritische Reich zu errichten, 
immer rückhaltloser auf: er rang mit ihm und wurde be¬ 
zwungen; er ergriff für ihn Partei, trug sein Banner und 
führte für ihn sein Volk in den blutigsten Krieg, den die 
Weltgeschichte kennt. 
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Von dem Sieg des Neuimperialismus über die stark pazi¬ 
fistisch gefärbte Außenpolitik des älteren britischen Liberalis¬ 
mus hatte Lichnowsky in den acht Jahren, die er in Kuchelna 
„zwischen Flachs und Rüben und auf Pferden und Wiesen“ 
verbrachte, natürlich nichts erfahren. Als er 1912 wieder 
nach London gelangte, lebte er ganz in dem Wahn, die alte 
angelsächsische Welt, die er als junger Botschaftsattache 
kennen gelernt hatte, wieder vor sich zu haben. Die Kunde 
von der überaus gewaltigen Revolution, die sich im außen¬ 
politischen Denken Englands vollzogen, hatte sein Ohr nicht 
erreicht, die Literatur darüber war ihm völlig unbekannt 
geblieben. Daher die seltsame Erscheinung, daß, während 
diejenigen Engländer, die sich vom Imperialismus in ihrer 
pazifistischen Grundanschauung nicht hatten beeinflussen 
lassen, die von Edward Orey betriebene Politik, die unver¬ 
meidlich zum Weltkrieg führen mußte, scharf verurteilten, 
der deutsche Botschafter aber ihm geradezu grenzenloses 
Vertrauen entgegenbrachte. Man muß sich die Stellen der 
Lichnowskyschen Denkschrift, die von Qreys angeblicher 
Friedenspolitik handeln, vor Augen halten, um den Grad 
der Verblendung zu erkennen, in der sich Lichnowsky über 
Ziele und Absichten der Greyschen Politik befand. Ganz 
richtig schildert zunächst Lichnowsky den großen Einfluß, 
den Grey auf alle außerpolitischen Entscheidungen des bri¬ 
tischen Kabinetts ausübte: 

„Sir Edward Greys Einfluß war In allen Fragen der auswärtigen 
Politik nahezu unbeschränkt. Zwar sagte er bei wichtigen Anlässen: 
I must first bring it before the cabinet (ich muß es erst vor das 
Kabinett bringen), doch schloß sich dieses seinen Ansichten regel¬ 
mäßig an. Seine Autorität war unbestritten.“ 

Dann aber ergeht sich Lichnowsky in einer Verherrlichung 
Greys, wie sie bisher keiner seiner britischen Verteidiger 
zustande gebracht. Er schreibt über ihn: 

Aus einer alten im Norden Englands begüterten Familie stammend .. 
schloß er sich dem linken Flügel seiner Partei an und sympathisierte 
mit Sozialisten und Pazifisten. Man kann ihn einen Sozialisten in 
idealem Sinne nennen, denn er übertrug die Theorie auch auf sein 
Privatleben, das sich durch die größte Einfachheit und Anspruchs¬ 
losigkeit auszeichnete . . Die Einfachheit und Lauterkeit seines 
Wesens verschafften ihm auch die Achtung der Gegner, die mehr 
auf dem Gebiet der inneren wie der auswärtigen Politik zu suchen 
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waren. Lügen und Intrigen waren ihm gleichmäßig fern ... So 
sieht der Mann aus, der als Lügen-Grey und Anstifter des Welt¬ 
kriegs verschrien wird.“ 

Das schreibt der deutsche Botschafter von dem Manne, 
dessen Treibereien in der zweiten Marokkokrise, die der 
Berufung Lichnowskys nach London unmittelbar voranging, 
der Engländer F. D. Morel an der Hand eines umfangreichen 
Urkundenmaterials resolut an das Licht der Oeffentlichkeit 
gezogen und dessen auf den Weltkrieg hinsteuernde Politik 
er schonungslos vor aller Welt an den Pranger gestellt 
hatte. Fast zu derselben Zeit, als Lichnowsky seine un¬ 
glaubliche Verherrlichung Greys zu Papier brachte, ließ Morel 
seine Anklagen gegen Grey von 1912 von neuem in Buch¬ 
form erscheinen, wozu das Parlamentsmitglied J, Ramsay 
Macdonald ein Vorwort schrieb, in dem er über das Buch und 
damit auch über Grey urteilt: „Nie wurde die Unehre, die in 
diplomatischen Kreisen für Ehre gehalten wird, in erbar¬ 
mungsloserer Weise bloßgelegt.^^ Und selbst der Oxforder 
Professor Gilbert Murray, der zu Kriegsbeginn eine Recht¬ 
fertigung der Greyschen Politik versuchte, glaubte dies Ziel 
nur erreichen zu können, indem er die auswärtige Politik 
ganz allgemein als die Beziehung von ontlaws, d. h. von Per¬ 
sonen bezeichnete, die außerhalb von Recht und Gesetz 
stehen und sich in einer von Lug und Trug geschwängerten 
Atmosphäre bewegen müßten, so daß man es einem Diplo¬ 
maten nicht zum Vorwurf machen dürfe, wenn er nicht immer 
die Wahrheit sagt, denn es sei die Furcht vor feindlichen 
Anschlägen, die ihn oft zum Lügen zwingt. 

Wer daher Greys auf den Weltkrieg hinsteuernde Politik 
in allen ihren Einzelheiten studiert hat, der kann in der 
Lichnowsl^schen Denkschrift keine Anklageschrift gegen die 
deutsche Politik sehen, als was sie jetzt von der feindlichen 
Presse ausgeschrien wird, wohl aber wird er sie als ein 
Dokument anerkennen müssen, das uns in einer geradezu 
erbarmungslosen Weise die Unfähigkeit der deutschen Diplo¬ 
matie in der Kriegsvorzeit enthüllt. 
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RICHARD WOLDT: 

Der Kriegsbeschädigte 
im industriellen Wirtschaftsleben. 

E in wichtiges Problem, das einer eingehenden Behandlung noch 
harrt, ist die Unterbringung der Kriegsverletzten im Wirtschafts¬ 
leben. Die Frage der Uebergangswirtschaft hat man in der politischen 
und gewerkschaftlichen Presse mit einer gewissen Reserve behandelt. 
Bei aller Anerkennung der Bedeutung der Wichtiglceit dieser Dinge 
blieb die Erörterung vorwiegend in einem etwas theoretischen Rahmen 
stecken. Ganz natürlich: positive Maßnahmen lassen sich erst treffen, 
wenn der Friedensvertrag mit allen Mächten endgültig abgeschlossen 
ist, wenn die Handelsbeziehungen der Zukunft festliegen, wenn sich 
ein Ueberblick über unser Wirtschaftsleben nach dem Krieg wirklich 
schaffen läßt. Bis dahin können nur in großen Zügen die wichtigsten 
Grundsätze aufgestellt werden. 

Trotzdem ist eine Diskussion über die Probleme der Uebergangs¬ 
wirtschaft schon jetzt dort durchführbar, wo man sich darauf be¬ 
schränkt, aus dem Dunkel der Zukunft diejenigen Möglichkeiten her¬ 
auszuheben, die keine Fragezeichen mehr in sich tragen, sondern 
schon klar erkennbare Tatsachen bilden. Das trifft zu für die 
Menschenwirtschaft. Wenn der Krieg zu Ende ist, muß die Men¬ 
schenwirtschaft umgeformt werden. Wir müssen auch hier von der 
Kriegswirtschaft zur Friedensarbeit zurückkehren und das Zurück¬ 
strömen der Menschen von draußen, das Zurückdrängen der Frauen¬ 
arbeit, die Umschichtung der Jugendlichen, wahrscheinlich auch eine 
scharfe Auslese der älteren Jahrgänge der Arbeitskräfte lassen sich 
jetzt schon als Grundlinien einer Umgestaltung klar erkennen. 

Zwei entgegengesetzte Momente werden von Einfluß auf die Ge¬ 
staltung unserer zukünftigen Menschenwirtschaft sein: der Krieg hat 
den kapitalistischen Rhythmus beschleunigt und uns an Menschen ge¬ 
schwächt. Nach dem Krieg wird sich das Wirtschaftsleben verschärfen. 
Der Existenzkampf für den einzelnen sowohl wie für uns als Volk 
wird an die Leistungsfähigkeit gesteigerte Ansprüche stellen, trotz¬ 
dem müssen wir diesen Wirtschaftskampf mit den anderen Völkern 
durchhalten, obwohl wir sicher relativ mehr als unsere schärfsten 
Konkurrenzvölker England und Amerika an Menschen, dem wichtig¬ 
sten Faktor im Wirtschaftsleben, Verluste erlitten haben. Es muß 
also aus dem Arbeitsprozeß mehr herausgeholt werden. 

Unter diesem Zeichen der möglichst ergiebigen Auswertung der ver- 
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fügbaren Arbeitskräfte wird auch die Kriegsverletztenverwendung 
stehen müssen. Die Lage des Kriegsverletzten iür seine Unter¬ 
bringung im Wirtschaftsleben verschlimmert sich noch dadurch, daß 
er im Konkurrenzkampf ein Wettbewerber mit gehemmter und ge¬ 
schwächter Leistungsfähigkeit ist. Er ist eine Arbeitskraft, die nicht 
hin- und hergeworfen werden kann, die eine geringe Schmiegsamkeit 
und Anpassungsfähigkeit an die Marktbedürfnisse besitzt, und zwar 
ist er nicht nur gefesselt in der Ausübung seiner Berufsarbeit, sondern 
innerhalb dieses Berufes selbst sind seiner Tätigkeit für bestimmte 
Teilfunktionen Grenzen gezogen. 

Der Kriegsverletzte ist eine teuere Arbeitskraft. Wo er steht, sind 
für seine Leistungsfähigkeit mannigfache Störungen unausbleiblich. 
Im Industriebetrieb z. B. wird der kriegsverletzte Arbeiter die teuren 
Maschinen und Betriebsmittel nicht so ausreichend amortisieren wie 
der gesunde Arbeitskonkurrent. Auch im Bureau werden die Leistungen 
des Kriegsbeschädigten nur in den seltensten Fällen vollwertige Arbeits¬ 
kräfte ersetzen. Dazu kommt noch die Za/il der Kriegsverletzten, 
mit der wir zu rechnen haben. Es wird gut sein, wenn wir den 
BegrHf eines Kriegsverletzten nicht zu eng fassen, denn es werden 
dazu nicht nur Arbeitsmenschen mit amputierten Beinen und Armen 
und künstlichen Händen zu rechnen sein, sondern in viel weiterem 
Umfange werden wir als Kriegsverletzte auch solche ehemaligen 
Kriegsteilnehmer bezeichnen müssen, die mit unsichtbaren Leiden und 
Gebrechen aus dem Felde zurückkehren, deren Wirkungen nicht sofort, 
sondern erst später sich zeigen. Es ist eine ungeheuer große Zahl 
von Menschen, die draußen den Krieg mit allen seinen Schrecken 
und Entbehrungen erlebt haben und nicht gesundheitlich so wieder¬ 
kehren wie sie .hinausgegangen sind. In dieser Beziehung wird der 
Krieg uns eine furchtbare Unterbilanz an Menschen bringen. 

Nun besteht der Plan, bei der Einleitung der Uebergangswirtschaft 
auf dem Gebiet der Unterbringung der Arbeitskräfte das Zurückfluten 
der Menschen nach Möglichkeit dem Wirtschaftsleben anzupassen. 
Wie die Maschine unserer Volkswirtschaft in Gang kommt, sollen 
auch die Menschen an die geeigneten Plätze gestellt werden. Man 
hofft, indem man das Tempo unserer Wirtschaftsunternehmungen be¬ 
rücksichtigt, in der Besetzung der Arbeitsstellen nach einem solchen 
planvollen Prinzip die furchtbarsten Störungen der Arbeitslosigkeit zu 
vermeiden. 

Soweit aus den bisherigen Veröffentlichungen ersichtlich ist, wird 
man eine Einteilung der Arbeiter in Gruppen vornehmen. Wir werden 
auch für die Zeit nach dem Krieg den Begriff „arbeitsverwendungs- 
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fähig“ behalten, freilich in einem anderen Sinne als dem militärischen. 
.Es wird versucht werden, die minder wichtigen Berufsarbeiter zurück¬ 
zuhalten, um somit möglichst hemmungslos die gesamte Wirtschaft 
wieder in Betrieb zu setzen. Freilich bleibt auch hier noch die Frage 
bestehen, ob nicht gerade die Kriegsverletzten mit Ungeduld den Tag 
der Heimkehr erwarten und ob ein monatelanges Zurückhalten dieser 
' Menschen im Machtbereich der Militärgewalt sich ohne Hemmungen 
vollziehen kann. 

Ferner ist es eine wichtige Frage, wie auch die Kriegsverletzten 
in unser Wirtschaftsleben hineinsortiert werden müssen. Es sind 
auch hier die Gesetze rationeller Betriebsfiihrung anzuwenden: jeder 
Mensch an den Platz, wo er das Höchste leistet! Eteshalb ist es 
nicht falsch, für die Zeit nach dem Krieg von einer praktischen Ver¬ 
wertung des Taylorsystems .für unser Wirtschaftsleben auch für die 
Unterbringung der Kriegsverletzten zu sprechen, weil sich ja immer 
die Fragen der rationellen Wirtschaft berührten mit dem System, 
das Taylor in seiner „wissenschaftlichen Betriebsführung“ auf¬ 
gebaut hat. 

Das Kernproblem der Arbeiterunterbringung wird auch hier die 
Analyse unseres Wirtschaftslebens sein müssen. Das klarste Beispiel 
dafür bietet die Industriewirtschaft selbst. Hier treten die Dinge am 
schärfsten in Erscheinung. Um das an praktischen Vorgängen zu 
demonstrieren: 

Die wichtigsten Merkmale der modernen Industriewiftschaft sind 
Teilarbeit und Maschinenwirtschaft. Diese beklen Merkmale stehen 
in gesetzmäßigem Zusammenhang. Bisher verlief der Sortierungs¬ 
prozeß der Menschen in dem Industrieapparat so, daß zahlenmäßig 
mit der Verfeinerung der industriellen Betriebsweise ein Zurücktreten 
der Arbeitskräfte verbunden war. Der maschinenmäßige Arbeitssaal 
hat die Werkstatt an Menschen dezimiert. Die große Zahl der Hand¬ 
geschicklichkeitsarbeiter wird ersetzt durch eine kleinere Gruppe von 
Maschinenarbeitern. 

Wenn wir z. B. in Pforzheim die größeren Werkstätten der Schmuck¬ 
industrie in Friedenszeiten durchwandert haben, so trat dieser Ueber- 
gang an einem sehr hübschen Beispiel hervor. In der einen Abteilung 
des Werks war der Arbeitssaal von Menschen dicht gefüllt. Hier 
saßen die Schmuckarbeiter um kleine runde Arbeitstische und hatten 
Qie Fassungen der Schmucksteine mit handwerksmäßiger Geschick¬ 
lichkeit vorzunehmen. Im nächsten Saal wurden die Schmuckketten 
fabriziert. Hier war reine Maschinenarbeit. Die Werkstatt war 
leer von Menschen und in dem ganzen Arbeitssaal stand Kctten- 
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maschine neben Kettenmaschine, nur ein Facharbeiter als Aufseher 
hatte den regelrechten Lauf dieser Maschinen zu überwachen und ein 
paar Mädchen mußten ihn mit einfachen Handreichungen dabei unter¬ 
stützen. 

Dasselbe Bild bietet eine Zigarettenfabrik: In dem Handarbeitssaal 
sitzen dichtgedrängt die Zigarettenarbeiterinnen, während das Mehr¬ 
fache an Produktionsleistungen der Maschinensaal herstellt, der 
wiederum im Verhältnis zu seiner gesteigerten Produktionsleistung 
nur eine geringe Zahl von Arbeitskräften benötigt. In der Textil¬ 
industrie bedient bekanntlich der Stuhlmeister ebenfalls eine ganze 
Gruppe von Maschinenwebstühlen und wird unterstützt von ein paar 
weiblichen Arbeitskräften. Welche Beispiele wir auch sonst aus der 
Industriepraxis immer heranziehen mögen, es zeigt sich überall der 
gesetzliche Zusammenhang zwischen betriebsorganisatorischer und 
maschinenwirtschaftlicher Rerfekultur‘und dem zahlenmäßig zurück¬ 
gehenden Menschenverbrauch. 

Zuerst tritt ein Zurückgehen der gelernten Arbeitskräfte hervor 
und nachher werden auch diesen Facharbeitern immer mehr Maschinen 
zur Beaufsichtigung übertragen. Als in der Metallindustrie die einfache 
Drehbank durch die Revolverdrehbank ersetzt wurde, trat der „Re¬ 
volverjunge“ und das „Revolvermädchen“ in Erscheinung. Und heute 
haben wir schon an verschiedenen Punkten das „Mehrmaschinen¬ 
system“, indem eine ganze Gruppe von Automaten unter der Leitung 
eines Facharbeiters und der Bedienung mechanischer Hilfskräfte steht. 

Diese veränderte Arbeitsorganisation hat sich direkt methodisch 
durchgebildet. Die Empirie wurde auch hier zu einem wissenschaft¬ 
lichen Verfahren verfeinert. Was der Betriebsleiter zuerst rein in¬ 
stinktiv ausführte, bekam Methode. Vor dem Krieg hat Prof. Schle¬ 
singer, der in der Technischen Hochschule in Charlottenburg einen 
Lehrstuhl für Fabrikorganisation einnimmt und sich besonders um 
das Gebiet der wissenschaftlichen Untersuchungen der Wirkungsweise 
von Arbeitsmaschinen verdient gemacht hat, diese Eingliederung der 
Menschen sorgfältig untersucht. Er hat seine Schüler gelehrt, für 
jeden Betriebspunkt Arbeitsuntersuchungen anzustelllen, d. h. jede 
Werkstätte zu zergliedern in den planmäßigen Arbeitsdurchgang und 
in die geregelte Aufeinanderfolge der verschiedenen Operationen. 
Jede Maschine ist dann wieder für sich zu untersuchen, es wird eine 
Unterscheidung in reine Maschinenarbeit und Handarbeit unternom¬ 
men. Der Produktionsprozeß wird in möglichst viele Teiloperationen 
zerlegt und immer darauf hingearbeitet, den Menschen so in den Ar¬ 
beitsprozeß einzufügen, daß er mit der größten Zweckmäßigkeit dem 
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Maschüienrhythmus angepaßt werden kann. Für den Facharbeiter 
bleiben dann nur noch Aufsichtsfunktionen übrig, die wirklich eine 
hochwertige Arbeitsausbildung verlangen, wührend die weitaus größte 
Zahl von Eingriffen durch die weitgehende Mechanisierung der Ma¬ 
schinen durch ungelernte Arbeitskräfte erfolgen kann. 

Wir haben hier auf diese Dinge hingewiesen, um daran zu demon¬ 
strieren, daB man für die Unterbringung der Kriegsverletzten in der 
Industrie die jetzigen Methoden der Arbeitsgliederung zu benutzen hat. 
Es ist von der Tatsache auszugehen, daß der moderne Betrieb neben 
einer Oberschicht von universell und fachlich gebildeten Arbeits¬ 
kräften noch eine Gruppe von solchen Arl^eitskräften verbrauchen 
kann, die nur auf eine stets ähnlich wiederkehrende Teilarbeit ein¬ 
zuüben sind. In erheblichem Umfang können hier die Kriegsverletzten 
untergebracht werden. Man wird also dort, wo ein Mann vor seiner 
Maschine zu sitzen hat, der mit seinen Händen durch einfache Griffe 
in den Arbeitsprozeß einzugreiffcn hat, die in.mer wiederkehren und 
leicht erlernbar sind, einen Kriegsverletzten placieren können, dem ein 
Bein fehlt. Selbst für einen einseitigen Handverletzten werden sich 
noch genügend Arbeitsstellen finden, für die er verwendbar ist. 

Die Kriegsstelle für Ersatzglieder, die ebenfalls unter Leitung von 
Prof. Schlesinger in Berlin sich jetzt mit dem Studium der Brauchbar¬ 
keit von Prothesen beschäftigt, wird auch hier wertvolles Material 
darüber bringen, welche Möglichkeiten der Arbeitsverwendung Kriegs¬ 
beschädigter in der industriellen Praxis gegeben sind. Wenn man 
soweit geht, den Kriegsverletzten auf den Probierstand zu stellen, 
indem man ihn mit bestimmten Konstruktionen von Prothesen aus¬ 
rüstet und nun untersucht, welche Leistungsfähigkeit diese „Parade¬ 
arbeiter“ entwickeln, so wird bei allem Vorbehalt, den man bei solchen 
Paradeversuchen für die Praxis auch machen muß, immerhin manches 
wertvolle Erfahrungsmaterial für diese Unterbringung der Kriegs¬ 
verletzten im industriellen Wirtschaftsleben selbst herauskommen. 

Freilich muß auch die Tatsache mit genügender Schärfe hervor¬ 
gehoben werden, daß die Nutzanwendung solcher Experimente für die 
Praxis nicht eine Frage der freiwilligen Unterbringung seitens der 
Unternehmer sein kann. Wenn auch hier und da Betriebsleitungen sich 
bereit erklärt haben, freiwillig für bestimmte Funktionen ihres Be¬ 
triebes Kriegsverletzte z-u verwenden, so werden solche Maßnahmen 
doch für das gesamte Industriegebiet einheitlich durchzuführen sein, 
und zwar ist hier ein Zwang unvermeidlich. Denn die Zukunft des 
Kriegsverletzten kann nicht auf Wohlwollen, sondern muß auf fest¬ 
gelegte Rechte basiert werden. Ebensowenig wie wir eine Renten- 
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Politik treiben können, sondern den Kriegsbeschädigten die Gelegen¬ 
heit geben müssen, durch die möglichst vollständige Auswertung 
seiner Arbeitskraft für sich und seine Familie den Unterhalt zu er¬ 
werben, so werden auch hier Zwangsgesetze zu schaffen sein. Die 
Unternehmer sind zu zwingen, auf Grund des jeweiligen Produktions¬ 
prozesses bestimmte Gruppen von Kriegsbeschädigten unterzubringen. 
Beim Staatsbetrieb ist damit anzufangen und beim Privatbetrieb Sind 
diese Maßnahmen weiter durchzuführen. 

Was wir hier zu skizzieren versucht haben, ist die Forderung, daß 
die Analyse im Wirtschaftsprozeß, die die privatwirtschaftliche Ver¬ 
waltungslehre schon aus Gründen der Rentabilität und rationellen 
Ergiebigkeit bisher ausgebildet hat, auch für das Problem der Unter¬ 
bringung des Kriegsverletzten zur Anwendung kommen muß. Wahr¬ 
scheinlich wird man bei einem solchen Gesetz um die Schaffung von 
neutralen Aufsichtsinstanzen und Kontrollkommissionen nicht herum¬ 
kommen, die für die einzelnen Industriezweige von der Regierung 
durch unabhängige Fachleute zu besetzen sind, und ferner werden 
auch die Lohnkommissionen der Arbeiter dabei in Funktion treten. 

Auch hier sind ja Ansätze schon vorhanden und haben sich eigent¬ 
lich von selbst durch die gewerkschaftliche Praxis herausgebildet. 
Wir sehen überall in Gewerbe und Industrie die kollektiven Arbeits¬ 
verträge herauswachsen. Was ist ein Tarifvertrag? In letzter 
Konsequenz ist die Grundlage einer jeden kollektiven Vereinbarung, 
die von den Gewerkschaften aufgestellt wird, die Analyse des Pro¬ 
duktionsprozesses, für eine bestimmte Arbeitsleistung einen bestimm¬ 
ten Arbeitslohn zu zahlen. Die Arbeit ist hier in der Aufeinanderfolge 
der einzelnen Operationen, in dem Gebrauch von Werkzeugen und in 
der Ausübung der Arbeitsleistung genau festgelegt. Von dem Sta¬ 
dium, hüben und drüben zu bestimmen, wieviel für eine Arbeit 
bezahlt werden muß, ist nur ein weiterer Schritt auf dem Wege nach 
vorwärts festzulegen, von welcher Arbeitskraft die entsprechende 
Arbeitsleistung zu erfolgen hat. Wir sehen also, daß sich be¬ 
triebsorganisatorisch dazu Wege und Möglichkeiten finden, wenn 
natürlich auch die Unternehmer selbst solchen Eingriffen in die 
J'reiheit des wirtschaftlichen Lebens“ Widerstände entgegensetzen 
werden. Aber es steht soviel auf dem Spiel, daß man über diese 
Widerstände wird hinwegkommen müssen. 
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Glossen. 

Neue Organisationsformen. 

Nicht immer hält die Fortbildung der Klassenideologie mit der wirt¬ 
schaftlichen Entwicklung gleichen Schritt. Bei einer im Werden be¬ 
griffenen Klasse tritt diese Erscheinung ganz besonders auf; teils, 
indem die Theorie und Praxis das jeweilige wirtschaftliche Niveau 
unter- oder überschätzt, teils, weil beide ihre Missionen überhaupt 
verkennen. Die achtzigjährige Geschichte der modernen proletari¬ 
schen Bewegung bietet genug Beispiele dieser Art; es sei in diesem 
Zusammenhänge nur an die mannigfachen Anschauungen über die 
Aufgaben und Möglichkeiten der Gewerkschaftsbewegung erinnert, 
die bekanntlich auch heute noch nicht ausgeglichen sind. 

Wie so oft, sieht sich die Arbeiterklasse auch jetzt wieder einer 
gewaltigen Aufgabe gegenüber. Einer Aufgabe, die an Kraft und ge¬ 
festigtem wissenschaftlichen Standpunkt unendlich mehr erfordert, 
als das Problem der Kriegsbeteiligung. Nie stand die Arbeiterklasse 
vor einem für ihr Ziel, ihre Zukunft, so folgenschweren Schritte; 
denn durch die Stellung, die die sozialistischen Parteien zum Problem 
der Staatsfinanzen und Volkswirtschaft nach dem Kriege einnehmen, 
wird der Weg der gesamten inneren und äußeren Politik Deutschlands 
auf Jahrzehnte hinaus festgelegt. 

Herausgeschält aus allen Vorurteilen und Dogmen, bleibt die Ucber- 
nahme der führenden Industrien in die Regie des Staates die einzige 
Möglichkeit, die finanziellen und materiellen Folgen des Krieges für 
die Arbeiterklasse auszugleichen. Nicht allein das Bestreben, der 
Volksmasse erhöhten Steuerdruck und Ausbeutung zu ersparen, kann 
da bestimmend für die Taktik der sozialistischen Parteien sein, sondern 
darüber hinaus ist in der allmählichen Verstaatlichung der Beginn 
einer neuen Wirtschaftsära, einer Uebergangsphase in die soziali¬ 
stische Gesellschaft, zu sehen. Bisher lebte und lebt die Mehrheit 
der Arbeiterklasse in der irrigen Vorstellung, erst die unumschränkte 
politische Macht ermögliche die Sozialisierung. Nach den Erfahrungen 
und Folgen des Krieges läßt sich diese Auffassung nicht mehr halten. 
Würde der Sozialismus sich dennoch auf die Theorie des Warten¬ 
könnens versteifen, dann würde er dermaleinst schon eine erheblich 
sozialisierte Wirtschaft vorfinden, vorausgesetzt, daß er von der 
Masse noch so lange als Reliquie geschätzt wird. 

Die sozialistische Theorie, ebenso auch die Organisations¬ 
formen der sozialistischen Bewegung sind in ihrer bis heute er¬ 
haltenen Fassung nur für das Zeitalter des werdenden Kapitalismus 
zugeschnitten. Die Unsicherheit der Stellungnahme zu der kommen¬ 
den Phase, in der unsere Organisationen nicht mehr in erster Linie 
Agitationsapparate, sondern Instrumente der sozialistischen Verwirk¬ 
lichung sein werden, ist daher durchaus erklärlich. 
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Gehen wir aber einer neuen Zeit entgegen, dann müssen sich nicht 
nur die Theorien, sondern auch die Formen und Aufgaben der Orga- 
sation wandeln. Unsere heutigen Organisationen sind nicht befähigt, 
wirklich die Massen in sich aufzunehmen und wirken zu lassen. So 
ablehnend sich heute die Partei gegenüber einer Reform ihrer Orga¬ 
nisation vielfach verhält, aufzuhalten wird diese historische Not¬ 
wendigkeit nicht sein. 

Mit der Debatte über Ziele und Wege dieser neuen Formen können 
wir nicht früh genug beginnen. F. Wilke. 


Lassalle Uber den Ostfrieden. 

... Für die „Nichtrevision der europäischen Karte“ soll sich Deutsch¬ 
land totschlagen lassen! Dies stupideste und reaktionärste Prinzip, 
diese bloße Impotenz, die Notwendigkeit der Veränderungen zu be¬ 
greifen, za denen alle demokratischen Elemente ohne Ausnahme drän¬ 
gen müssen — diese Aufrechterhaltung eines verrotteten Status quo 
in Bausch und Bogen und bis auf den letzten I-Punkt, statt einer 
vernünftigen zeitgemäßen Neugestaltung das soll der Feldruf sein, 
für welchen die „National-Zeitung“ Deutschland zu begeistern denkt? 
Das ist das Losungswort, welches ein Blatt, das auf den Namen eines 
demokratischen Anspruch machen will, auszugeben wagt? . . . Revi¬ 
diert Napoleon die europäische Karte nach dem Prinzip der Nationa¬ 
litäten im Süden — gut, so tun wir dasselbe im Norden! 

Lassalle. Der italienische Krieg. 


Wilhelm Liebknecht über den Ostfrieden. 

Wenn wir ein größeres Deutschland hätten haben wollen, dann mußte 
dafür gesorgt werden, daß das Arndtsche Lied Wahrheit geworden 
wäre. Kein 1866 wäre dann gekommen, kein deutsches Siedelungsland 
wäre dann in der Gewalt Rußlands geblieben. Welcher Widerspruch: 
Oesterreich, das Vorland Deutschlands, der Keil, den wir in den Orient 
vorgeschoben haben, ans Mittelmeer nach Konstantihopel hin, wird 
einer undeutschen dynastischen Politik geopfert im Namen Deutsch¬ 
lands und diese Politik wird von Menschen gefeiert, die uns heute 
noch Vorreden, sie schwärmten für die Größe Deutschlands! Was wir 
vor unseren Türen hatten, das suchen wir in der Ferne, wo nichts zu 
suchen ist. . . Am deutschen Volk ist es, zu verlangen, daß unsere 
Politik unter allen Umständen aus dem russischen Fahrwasser heraus¬ 
kommt. 

Was mich persönlich betrifft, so hat niemand einen vernünftigen 
Grund, mir vorzuwerfen, ich wolle Deutschland nicht groß und stark 
sehen. Ich habe schon als zwanzigjähriger Jüngling für Deutschlands 
Freiheit und Größe gekämpft, ich habe mein Leben dafür eingesetzt, 
aber ich bin meinen Anschauungen und Idealen treu geblieben! Ich 
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habe immer ein einiges und freies Deutschland gewollt — ein Deutsch¬ 
land. welches das gesamte deutsche Volk umfaßt —, nichtein preußisch- 
deutsches Rumpfreich. Und darum mußte ich gegen die Politik pro¬ 
testieren, die unsere deutschen Brüder in Oesterreich den Slawen aus¬ 
geliefert hat. 

Aus Wilhelm Liebknechts letzter Rede, Dresden, Ende Juli 1900. 


Plechanow über den Ostfrieden. 

. . . Wenn die deutsche Armee über unsere Grenzen einziehen würde, 
so käme sie als Befreier, wie die Franzosen des Nationalkonvents vor 
100 Jahren nach Deutschland kamen, um . . . dem Volke die Freiheit 
zu bringen. 

Der bekannte russische Sozialist Plechanow auf dem Inter¬ 
nationalen Sozialistenkongreß in Zürich 1893. 


HANS STURM: 

Der deutsche Schmied. 

(Meinem lieben Heinrich Lersch!) 

In eine Welt von Eisen warf Dich die Zeit hinein. 
Schwer schlugst Du auf. Glutheißes Blut 
Quoll Dir aus Schulter, Stirn und Bein 
rauchend wie flammenrote Flut. 

Durch Glut und Eisen mußtest Du gehn. 

Nacht war Dein Weg, Dein Führer Not. 

Und immer wieder, als solltest Du niemals stehn, 
warf es Dich hin. Und alte Narben brannten rot. 

* 

Doch Deine Seele barg lichtweiße Glut, 

Und Tag und Nacht der Hammer niederfiel, 
verwandelnd lautres Gold in wuchtige Form. 

Durch Tagesfron sang herb Dein Saitenspiel. 

Dich zwang die Not der Zeit, grausam und hart 
und lohnte Dir mit Sturz und Stoß, 
bis Deine Seele selbst zu Eisen ward 
und auf sich reckte, meisterkühn und groß. 

Du bist ein Schmied, geschweißt aus deutschem Stahl. 
Wenn Du befiehlst, dann jauchzt's und schreit’s in Wut. 
Tief war die Nacht. — Auf glomm ein heißer Strahl, 
Dein Blut! — 

Die deutsche Seele steht in Rauch und Glut. . . . 
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PARVUS: 

Der bolschewistische Friede. 

Im Verlag für Sozialwissenschaft ist soeben eine siebenund¬ 
sechzig Seiten starke Schrift von Parvus erschienen: „Im 
Kampf um die Wahrheit“. In dieser Schrift setzt Parvus 
sich temperamentvoll und schlagend mit jener Schar von — vor¬ 
nehmlich russischen — Verleumdern auseinander, die ihn seiner 
Stellungnahme zum und im Weltkrieg wegen mit den schwersten 
und ehrenrührigsten Vorwürfen überschüttet haben. Wir geben 
aus der Broschüre, die ohne Zweifel im In- und Auslande starkes 
Aufsehen erregen wird, hier die letzten Absätze des Nachworts 
wieder, in dem Parvus über die persönliche Auseinandersetzung 
hinaus zu bedeutsamen Schlußfolgerungen allgemein 
politischer Natur gelangt: 

D ie Basis, auf der die Friedensverhandlungen geführt 
wurden, war eine demokratische. Deutschland verzichtete 
auf alle Kontributionen und Annexionen, es erkannte die 
Selbständigkeit der von ihm okkupierten Gebiete an. Eine 
Meinungsverschiedenheit ergab sich erst in der Frage, wann 
die Evakuierung der okkupierten Gebiete stattfinden solle, 
sowie in der Frage der Grenzen des Rechts der einzelnen 
Nationalitäten auf Selbstbestimmung. Die deutsche Dele¬ 
gation wollte nicht gestatten, daß die von Rußland abge¬ 
trennten Gebiete sich, wenn auch freiwillig, an dasselbe 
wieder anschlössen; sie glaubte, daß die auf diese Weise 
erreichte Erweiterung der Staatsmacht Rußlands für die staat¬ 
lichen und nationalen Interessen des deutschen Volkes eine 
Gefahr gewesen wäre, und erblickte darin eine gesetzliche 
Grenze für die Selbstbestimmung der Nationalitäten in den 
okkupierten Gebieten. Die russische Meinung ging jedoch 
dahin, daß die Selbstbestimmung der einzelnen Nationalitäten 
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überhaupt keine Grenzen habe. Die deutsche Sozialdemokratie 
teilte diese Ansicht nicht, sofern aber die Rede davon war, den 
einzelnen Gebieten möglichst größere Selbständigkeit und 
demokratische Formen der Staatsverfassung zu gew^ähren, 
unterstützte sie den russischen Standpunkt. Die deutsche 
Regierung ist bekanntlich bei weitem keine sozialistische; 
die deutsche Sozialdemokratie macht die Regierungspolitik 
nicht, sie kann auf dieselbe nur durch Druck von außen einen 
Einfluß ausüben; die Bolschewiki jedoch hatten zwar in 
Rußland die Staatsgewalt in ihren Händen, besaßen aber 
keine Armee, welche sie der deutschen hätten gegenüber¬ 
stellen können, — folglich war ein Resultat in Fragen, welche 
unverzügliche Lösung erheischten, nur durch ein Komr 
promiß zu erzielen. Ein Kompromiß war durchaus möglich. 
Man darf, nicht vergessen, daß Deutschland wirtschattlich 
und politisch ein starkes Interesse daran hat, zu Rußland 
freundschaftliche Beziehungen aufrechtzuerhalten. Für die 
deutsche Delegation war nicht ein annexionistischer, sondern 
ein strategischer Standpunkt maßgebend: sie wollte Ost¬ 
preußen vor der Möglichkeit eines russischen Einfalls da¬ 
durch bewahren, daß sie zwischen ihm und Rußland Puffer¬ 
staaten schuf. Die russische Delegation brachte Staats¬ 
interessen überhaupt nicht vor; sie behauptete vielmehr, daß 
sie nicht die Interessen Rußlands, sondern die Interessen* 
der Nationalitäten in den okkupierten Gebieten schütze. Ruß¬ 
land könnte folglich aus eigener Initiative auf eine Vereinigung 
mit diesen Gebieten verzichten und für sie ausreichende 
Garantien ihrer demokratischen Entwicklung ausbedingen. Ich 
will nicht behaupten, daß die Frage gerade so gelöst worden 
wäre, es hätten auch ändere günstigere Kombinationen ver¬ 
einbart werden können, — aber für die Bolschewiki existierten 
andere Kampfmethoden als die revolutionäre überhaupt nicht, 
ebensowenig eine andere Lösung der Frage als nach der 
Devise: Alles oder nichts ! 

Sobald man sich aber in Deutschland überzeugt hatte, 
daß ein Verständigungsfrieden mit den Bolschewiki unmöglich 
sei, war dadurch der Standpunkt der deutschen Sozialdemo¬ 
kratie diskreditiert. Die Annexionisten und die Militärpartei 
bekamen die Oberhand, und Rußland wurde der Frieden 
diktiert. 

Somit haben die Bolschewiki diesmal den deutschen Im- 
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perialisten Wind in die Segel gegeben, wie sie es früher den 
englischen Imperialisten gegenüber getan haben. 

Dafür schimpfen sie jetzt desto mehr auf die deutsche 
Sozialdemokratie. 

Dies Geschimpfe verfolgt nicht nur den Zweck, dem 
Herzen eine Erleichterung zu verschaffen, sondern auch den, 
Sand in die Augen zu streuen. Es dient mit einem Worte 
dem Zweck, die Taktik der Bolschewiki selbst zu verhüllen. 
Selbstverständlich ist es gut, wenn Volksleiter durch Erfah¬ 
rung klug werden; leider muß man jedoch nach dem Gesetz 
der politischen Nachfolge, auf welches ich oben hingewiesen 
habe,’ befürchten, daß der engseitige Revolutionismus der 
Bolschewiki, nachdem er auf ein unüberwindliches Hindernis 
gestoßen ist,, in Opportunismus umgebogen werden wird. 

Der Uebergang hierzu wird durch den revolutionären 
Chauvinismus geschaffen, als dessen Scharfschütze augen¬ 
blicklich Trotzki auftritt. Der Hanswurst Kerenski kopierte 
Napoleon, während der Marktschreier Trotzki den Kerenski 
kopiert. Ich weiß nicht, wer ihn jetzt anpeitscht, der 
Schwätzer Radek oder irgendeine militärische Person, der 
es gelungen ist, sich in die bolschewistischen Kreise einzu¬ 
schleichen, sein Weg aber ist deutlich vorgezeichnet. Nach¬ 
dem er sich überzeugt hatte, daß man mit revolutionärer Be¬ 
geisterung allein eine Armee nicht schaffen könne, ging er jetzt 
an die Schaffung einer militärischen Organisation. Er wird 
sich dann überzeugen, daß zur Schaffung einer militärischen 
Organisation Finanzmittel erforderlich seien, und seine weitere 
Ueberzeugung wird die sein, daß zur Aufrechterhaltung einer 
modernen schlagfertigen Armee die kapitalistische Staatswirt¬ 
schaft mit ihrem System von Anleihen, Steuern und unmäßiger 
Ausbeutung der Volksmassen erforderlich sei. 

Indem sie sich anschicken, mit militärischer Macht 
Deutschland zu zerschmettern, stellen sich die Bolschewiki 
auf den Standpunkt der Ententemächte. Sie demaskieren 
damit ihren russischen Patriotismus, der hinter ihrer revolutio¬ 
nären Kritik der deutschen Sozialdemokratie versteckt war. 

Nun, wenn es gestattet ist, sich zum Schutze des Terri¬ 
toriums und der halbasiatischen Kultur Rußlands auf eine 
Armee zu stützen, — die Herrschaft der Bolschewiki schwächt 
diese Charakteristik nicht ab, sondern stärkt sie nur noch 
mehr —, weshalb sollte also die deutsche Sozialdemokratie 
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auf den Schutz des deutschen Territoriums und der deut¬ 
schen Kultur verzichten? Während sie das Selbstbestim- 
mun^recht der einzelnen Nationalitäten schützen, wollen 
die Dolschewiki dieses Recht dem deutschen Volke nicht 
zuerkennen und verlangen von ihm, daß es mit einer Revo¬ 
lution seiner eigenen Armee in den Rücken falle und Deutsch¬ 
land der Gefahr einer Zerschmetterung aussetze, bloß um 
das Recht der Estländer, sich Rußland anzuschließen, zu 
wahren! 

Die einen hüllten sich in Liberalismus, die andern ver¬ 
steckten sich hinter dem Sozialismus, aber alle wollten sie, 
sei es im Namen des Selbstbestimmungsrechtes der Völker, 
oder im Namen der Demokratie, oder im Namen der Revo¬ 
lution, Deutschland zerschmettern. Hätten sie gesiegt — 
welche Sprache hätten sie dann geführt, welche Theorien 
hätten sie konstruiert, um ihre, selbst die wildesten Forde¬ 
rungen zu rechtfertigen! Aber gerade diese wütigen all¬ 
zerstörenden Tendenzen des Imperialismus der Ententemächte 
waren eine der Ursachen ihrer militärischen Zerschmetterung. 

Man hat Deutschland gezwungen, zu siegen. Im Verlaufe 
der 4 Kriegsjahre konnte man mehr als einmal Frieden schlie¬ 
ßen, aber diese Möglichkeit zerschellte immer am 
unerschütterlichen Wunsch der Ententemächte, Deutschland 
in Stücke zu zerreißen, Deutschland zu bezwingen, zu er¬ 
niedrigen, zu einem Nichts zu machen. 

Die Frage, wer am Kriege schuld sei, wird kaum jemals 
restlos gelöst werden können. Die Diplomatie jener Tage 
macht den Eindruck von Menschen, die vor einem Abgrund 
stehen, einander stoßen und selbst zurückweichen. Unzweifel¬ 
haft ist es, daß die Annahme des österreichischen Ultimatums 
durch Serbien den diplomatischen Streit zwischen den Groß¬ 
mächten nicht milderte, sondern verschärfte. Eine strenge 
Durchführung dieses Ultimatums würde die Machtverhältnisse 
im nahen Osten verschoben haben. Nach dem Balkankrieg 
waren die Ententemächte hier voll und ganz die Herren 
der Lage und schalteten und walteten wie bei sich zu Hause. 
Die Unterwerfung Serbiens unter Oesterreich würde die 
Chancen Oesterreichs und Deutschlands wieder in die Höhe 
gebracht haben. Wäre der militärische Zusammenstoß zwi¬ 
schen den beiden Gruppen der Großmächte aufgeschoben 
worden, so wäre er doch nicht vermieden worden. Im Gegen- 
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teil,^ der im letzten Augenblick unterdrückte Konflikt hätte 
überall erst recht die chauvinistischen Strömungen entfacht. 
Desgleichen liegt es klar auf der Hand, daß eine Aufschiebung 
des Krieges den Ententemächten zugute gekommen wäre, 
die ihre Rüstungen vermehrt hätten. Die Türkei hätten sie 
sehr rasch und dermaßen unter ihre Botmäßigkeit gebracht, 
daß diese im Kriegsfälle aus derselben nicht mehr heraus¬ 
gekommen wäre, und zugleich hätten sie wahrscheinlich schon 
zu Beginn des Krieges Italien und Rumänien auf ihrer Seite 
gehabt. 

Die deutschen Imperialisten können sich stets mit dem 
Argument decken: es sei besser, einen verschuldeten Krieg 
zu gewinnen, als einen unverschuldeten zu verlieren. 


Jedenfalls war ein Frieden mit den Zentralmächten unter 
Wiederherstellung des status quo schon nach den ersten 
Kriegsmonaten, nach dem Rückzug von dtr Marne möglich. 
Die Ententemächte wollten aber unbedingt die deutsche 
Armee in Grund und Boden schlagen. Zugegeben, daß die 
Erre^ng damals noch sehr groß war und die Kriegsillusion 
der Entente noch zu hoch ging, — wenn auch der Krieg 
schon damals hinreichend gezeigt hatte, mit welchen Opfern er 
verknüpft ist —, aber als dann die russischen Heere über die 
Weichsel geworfen wurden und die militärische Lage sich 
stark zugunsten Deutschlands veränderte, war der Friede 
trotzdem auf der Basis einer Wiederherstellung des status quo 
möglich. Die Ententemächte wollten aber an einen Frieden 
nicht denken, sie rüsteten immer mehr und mehr, sie zogen 
immer neue Länder in den Krieg hinein und erfanden immer 
neue Mittel, um die Zentralstaaten zu zertrümmern. Da 
sie nicht imstande waren, die deutsche Front zu durchbrechen, 
verfielen sie auf das teuflische Mittel, Deutschland da¬ 
durch zu bezwingen, daß sie ihm die Zufuhr von Lebensmitteln 
abschnitten. Als würdige Nachkommen der Lords, die die 
Bauern von ihrem angestammten Boden vertrieben, um Schaf¬ 
weiden Platz zu machen, die Millionen von Irländern durch 


Hunger aus ihrer Heimat verdrängten, die Arbeitslosen mit 
Hunden hetzten, haben die englischen Imperialisten ihre 
Bundesgenossen und — unter der Gefahr ihres eigenen Unter¬ 
gangs — die Vasallen Englands am LebensmitteIboykott der 
Mittelmächte teilzunehmen gezwungen, in der Hoffnung, daß 
die Leiden der Frauen und Kinder die deutsche Nation 
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zwingen würden, auf ihre Selbständigkeit zu verzichten. 
Aber je mächtiger und schrecklicher die Riesenkräfte waren, 
welche gegen Deutschland vorgeschoben wurden, desto mehr 
stieg die Gegenwirkung des deutschen Volkes, die die mili¬ 
tärische Lage'immer mehr zu seinen Gunsten änderte. Ttotz- 
dem hat Deutschland zuerst den Frieden angeboten und war 
längere Zeit bereit, denselben auf der Basis einer Wieder¬ 
herstellung des Status quo ante bellum zu schließen. Was 
war die Folge? Die Versuche Deutschlands, in Friedens¬ 
verhandlungen einzutreten, wurden als Zeichen der Schwäche 
betrachtet. Man höhnte Deutschland, man zählte die Tage, 
wo die Brotration es zwingen würde, sich zu ergeben. Man 
schob gegen Deutschland immer neue Massen vor. Man 
überschüttete es mit Eisen und Feuer und zwang es, immer 
wieder und wieder in den Kampf zu gehen. England, der 
Beherrscher der Welt, hat die ganze Welt gegen Deutsch¬ 
land mobil gemacht, und Deutschland gezwungen, die ganze 
Welt zu besiegen. 

Die kriegerischen Pläne der Bolschewik! sind nicht nur 
an und für sich, sondern auch aus dem Grunde unsinnig, weil 
sie in einem Augenblick kommen, wo alles bereits er¬ 
ledigt ist. 

Zu Beginn des Krieges mußte man mit seinem wahr¬ 
scheinlichen Verlauf rechnen, jetzt aber bleibt nur noch übrig, 
sich das Resultat des Krieges vor Augen zu führen. 

Der Sieg Deutschlands und seiner Bundesgenossen kann 
nicht mehr hintertrieben werden. Die Agonie der Entente¬ 
mächte kann noch fürchterliche Opfer Von beiden Seiten 
fordern, aber die Fortsetzung des Krieges kann das Resultat 
desselben nur noch zugunsten Deutschlands ändern. Ob das 
gut ist oder schlecht, wie man sich demgegenüber verhalten 
solle, ist einerlei, das Moment des Wünschenswerten ist durch 
die vollendete Tatsache ausgetilgt. Wenn es nicht ge¬ 
lungen ist, die deutsche Westfront zu durchbrechen, als die 
verbündeten Heere noch die russischen Massen auf der 
ganzen ungeheueren Ausdehnung der Ostgrenzen abzuwehren 
hatten und die italienische Armee auf den Höhen der Alpen 
stand, so kann jetzt von einem Durchbruch erst recht nicht 
die Rede sein. Auch die Amerikaner werden hier nicht mehr 
helfen können. Die amerikanische Hilfe war am stärksten, 
als die Vereinigten Staaten England und Rußland mit Waffen 
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und Munition versahen. Die amerikanische Industrie ist ge¬ 
fährlicher als die amerikanischen Heere. Die amerikanische 
Armee kann die russische Front nicht ersetzen. Ein starker 
Zustrom amerikanischer Heere wird für die Ententemächte 
nur ein Ballast sein, da sie schon jetzt ihre Bevölkerung 
nicht mehr ernähren können. Die Amerikaner würden besser 
tun, statt Soldaten und Munition Brot und Speck zu schicken. 
Aber auch das wird nicht helfen. Denn man mag vom deut¬ 
schen Unterseebootkrieg denken, was man will, unzweifel¬ 
haft ist es jedenfalls, daß es den Engländern nicht gelungen 
ist, denselben abzuwehren oder dessen Wirkung wenigstens 
einigermaßen zu kompensieren, und daß er mit hartnäckiger 
Konsequenz die ozeanischen Verbindungen Englands immer 
mehr und mehr untergräbt. Demgegenüber muß die Lebens¬ 
mittelversorgung Deutschlands immer besser und besser 
werden. Brot und sonstige Lebensmittel wird Deutschland 
aus der Ukraina, aus Rumänien, aus Bulgarien erhalten, das 
jetzt Mazedonien unter den Pflug genommen hat. Wahr¬ 
scheinlich wird auch Oesterreich-Ungarn seine Anbaufläche 
erweitern. Unter diesen Umständen kann man mit Bestimmt¬ 
heit annehmen, daß, wenn die Ententemächte freiwillig nicht 
Frieden schließen, der Frieden ihnen schließlich von Deutsch¬ 
land diktiert werden wird. Es handelt sich nur darum, 
ob die englische oder italienische Armee zuerst vernichtet 
werden wird. 

So die Sachlage, an der Trotzkis Armee natürlich nichts 
wird ändern , können. 

Soviel liegt für jedermann klar auf der Hand. Um das 
weitere zu verstehen, sind historischer Sinn und sozial-revo¬ 
lutionärer Standpunkt erforderlich. Ich werde versuchen, von 
den sich vorbereitenden Ereignissen einiges klarzustellen, und 
freue mich im voraus darauf, daß ich damit vielleicht der 
versiegenden Beredsamkeit Trotzkis neue Nahrung geben 
werde, dessen agitatorische Fähigkeiten ich stets hoch ein¬ 
geschätzt habe, wie ich auch stets meinen Gefallen hatte an 
dem. Spiel seiner Gedanken, an seiner Fähigkeit, das litera¬ 
rische Spektrum einer Idee zu geben, das weiße Licht in 
seine Bestandteile zu zerlegen. 

Deutschland hat durch eine Kräfteanspannung, die jede 
Einbildung übersteigt, und alle Kräfte der Nation bis auf 
die Wurzel aufgewühlt hatte, die ganze gegen das Reich mobil 
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f emachte Welt besiegt. Können nun hiernach die europäischen 
taaten es sich zur Aufgabe machen, in militärischer Be¬ 
ziehung Deutschland übertreffen zu wollen, das seinerseits 
die ganze Welt bereits übertroffen hat? Ist es möglich, die 
militärischen Rüstungen auf der ungeheueren Basis fort¬ 
zusetzen, die von dem jetzigen Kriege geschaffen worden ist? 
Ich behaupte, daß man sie selbst auf der Basis, wie sie vor 
dem Kriege bestanden hat, nicht fortsetzen kann, weil der 
Krieg die Kräfte der Völker erschöpft hat. Wenn aber die 
Verhältnisse so liegen, so kann es Europas Aufgabe nicht 
sein, gegen Deutschland zu rüsten, sondern sich mit ihm zu 
vereinigen! Man wird mir sagen, daß bei dieser Vereinigung 
Deutschland die militärische Vorherrschaft haben wird. Ja, 
selbstverständlich, aber weshalb soll das denn nicht sein? Ich 
weiß, daß ich mit einer derartigen Fragestellung auf schmerz¬ 
gequälte Nerven treffen und einen Sturm von Protesten, An¬ 
schuldigungen wegen deutschen Imperialismus usw. hervor- 
rufen werde. Ich schreibe aber nicht, um mich dem Ge¬ 
schmack des einen oder des anderen Publikums anzupassen, 
nicht um den Leidenschaften zu schmeicheln, nicht um der 
Ignoranz Konzessionen zu machen. 

Zu Beginn des Krieges trat ich — aus Erwägungen, die 
dem Leser bekannt sind — für den Sieg der Mittelmächte 
ein und forderte deren Unterstützung durA die sozialistischen 
Parteien der ganzen Welt. Ich verwarf den nationalen Stand¬ 
punkt, der dahin ging, daß jede Nation in dem Kampfe 
um ihre Selbstbestimmung das Recht habe, alle übrigen Na¬ 
tionen zu vernichten. Meine Stellungnahme zum Kriege wurde 
durch die allgemeine Bewertung seiner Folgen für die poli¬ 
tische und soziale Entwicklung Europas und der ganzen 
zivilisierten Welt bestimmt. Infolgedessen forderte ich ge¬ 
meinsame Handlungen in einer Richtung. Man wendete ein, 
daß die Unterstützung der Mittelmächte zu einem Triumph 
des preußischen Militarismus geführt hätte. Jedoch wie sieht 
es damit in Wirklichkeit aus? Stellen wir uns vor, daß bei¬ 
spielsweise Italien, statt dem Dreibund untreu zu werden, von 
Anfang an mit ihm gegangen wäre! Jetzt, wo der ganze 
Verlauf des Krieges sich vor uns entfaltet hat, können wir 
mit Bestimmtheit sagen, daß unter diesen Umständen der 
Krieg schon längst mit dem Sieg des Dreibundes beendet, 
daß aber die Rolle Deutschlands in diesem Kriege bei weitem 
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nicht so glänzend gewesen wäre wie jetzt. Der Krieg wäre 
von kürzerer Dauer und zugleich der Triumph des preußi¬ 
schen Militarismus geringer gewesen. 

Augenblicklich handelt es sich nicht um ein politisches 
Postulat, sondern um eine politische Tatsache, die anzu¬ 
erkennen man nicht umhin kann. Die Einigung Europas 
muß auf der Grundlage der eingetretenen Wechselbeziehung 
der Staatskräfte zueinander vor sich gehen. Wer eine Aende- 
rung dieser Wechselbeziehungen zur Vorbedingung der Eini¬ 
gung macht, setzt an die Stelle der Wirklichkeit eine Utopie. 

Es genügt, einen Blick auf die Karte Europas zu werfen, 
um sich zu überzeugen, daß es Deutschland viel leichter wäre, 
ein von ihm entwarfnetes Europa zu schützen, als sich selbst 
gegen ein bewaffnetes Europa zu verteidigen. Das ist eine 
bedeutsame Tatsache. Gegen Deutschland gehen, heißt einer 
Unterwerfung unter dasselbe entgegengehen, mit Deutsch¬ 
land Zusammengehen, bedeutet, dasselbe sich und andern 
mitzuunterordnen. 

Die Einigung Deutschlands, welche die Demokratie auf 
revolutionärem Wege herbeizuführen bestrebt war, wurde 
durch militärische Mittel erreicht, wobei Oesterreich von 
Preußen beiseite geschoben wurde, das sich selbst in den 
Rahmen des deutschen Reiches stellte. Eigentlich war in 
diesem Augenblick die historische Rolle Preußens ausgespielt. 

Wenn der gegenwärtige Krieg sich zur Vorbedin^ng der 
Einigung Europas gestalten sollte, die die sozialistischen 
Parteien auf revolutionärem Wege herb^izuführen bestrebt 
waren, so wird der Eintritt Deutschlands in den Rahmen des 
geeinigten Europas die letzten spezifischen Züge des preu¬ 
ßischen Militarismus ausmerzen. 

Das beste Kampfmittel gegen den Militarismus ist die 
Aufrichtung eines lebenden Zusammenhangs zwischen den 
Nationalitäten. Die Vernichtung des Militarismus ist nicht 
Vorbedingung, sondern Resultat der Demokratie. 

Der Krieg nähert sich seinem Ende, und mit dem Frieden 
treten die Faktoren des Fortschritts in den Vordergrund der 
Geschichte. 

Man hat sich aber an den Krieg gewöhnt wie früher an 
den Frieden, und er prägt, auf diese Weise geschaffen, der 
ganzen Entudcklung des Menschengeschlecht eine blutige 
Färbung auf. In Wirklichkeit muß nach dem jetzigen Kriege 
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in Europa eine noch längere Friedensära eintreten als die 
vor dem Kriege. Vielleicht ist es der letzte europäische 
Krie^ 

Das ist der Grund, weshalb die Friedensbedingungen, 
die jetzt vereinbart werden sollen, für lange bestehen bleiben 
werden. Das ist der Grund, weshalb es im Interesse der 
Demokratie wichtig ist, den Krieg nicht bis zum letzten 
Extrem zu treiben, sondern einen Verständigungsfrieden her¬ 
beizuführen. 

Die Macht der imperialistischen Regierungen hält sich 
nur noch durch den Krieg. Ist der Krieg einmal zu Ende, 
sind die Volksmassen einmal nach Hause zurückgekehrt, so 
wird es schwer sein, sie wieder in die Schützengräben zu 
treiben, um dort zu morden und gemordet zu werden. Wenig¬ 
stens für zwei Generationen ist der europäische Friede ge¬ 
sichert. Das ganze Interesse der öffentlichen Meinung, der 
Politik, der Wissenschaft, der Literatur, wird sich auf eine 
Analyse des Erlebten und auf die Folgen des großen Krieges 
konzentrieren. 

Der Krieg hat eine wirtschaftliche Revolution hervor¬ 
gebracht, wie sie die Welt noch nicht gesehen hat. Er hat 
den Mittelstand vernichtet, er hat riesige Konzentrationen 
des Kapitals geschaffen und zugleich die Arbeitermassen 
mit dem Bewußtsein erfüllt, daß die Armeen sich auf ihnen 
halten, daß sie die Hauptstaatsmacht des Landes bilden. Der 
Krieg hat gleichzeitig ungeheuere wirtschaftliche und soziale 
Aufgaben auf die Tagesordnung gesetzt, ohne’ w'elche die 
Weiterentwicklung der Industrie unmöglich ist. 

Nicht eine ununterbrochene Reihe von Kriegen, sondern 
einen neuen kulturellen Aufschwung sehe ich in der nächsten 
Entwicklung Europas voraus. 

Allerdings stehen dem im Wege die Zerfahrenheit des 
geistigen Lebens und die nationale Erbitterung, die der Krieg 
großgezogen hat. Dieser Ideenreflex wird aber von den 
kulturellen Kräften der Friedenszeit beiseite geschoben und 
schließlich ganz verwischt werden. Die Zwisenenperiode des 
Kampfes zwischen den beiden Strömungen ist die, wo die 
bewußte Tätigkeit einzelner Personen und Parteien dem 
Menschengeschlechte den größten Dienst leisten könnte. Man 
muß die Lügen- und Haßatmosphäre zerstreuen. Sophismen, 
wie, daß man, weil in Deutschland das Junkertum noch poli- 
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tische Geltung habe, die deutsche Nation boykottieren müsse, 
müssen zurückgewiesen werden. Die Regierungsform darf 
dem Völkerbunde, wenn ein solcher mö^ich ist, nicht im 
Wege stehen. Noch weniger darf das kämpfende Proletariat 
sich von solchen Argumenten irreführen lassen. 

Für die weitere Entwicklung Rußlands auf dem Wege 
zum Sozialismus ist vor allem notwendig, daß die Arbeiter¬ 
demokratie- in Rußland aus dem Zustande der Isoliertheit 
nach innen und außen heraustrete, in den sie durch den 
Bolschewismus hineingetrieben worden ist. Gleichzeitig müs¬ 
sen die Klassenorganisationen des Proletariats gefestigt und 
entwickelt werden. 

Die Sowjets der Arbeiter- und Soldaten-Deputierten sind 
eine gemischte Organisation vorübergehender revolutionärer 
Natur. Sie erinnern weit mehr an einen jüdischen Kahal 
als an eine moderne Demokratie. Von der Revolution an die 
Oberfläche gebracht, folgten sie zunächst den revolutionären 
Führern, müssen aber, wenn sie eine permanente Institution 
werden, ihren sozialen und kulturellen Charakter zutage 
treten lassen, der nichts anderes ist als eine Vermischung aller 
Schichten der Armut. Das Proletariat muß sich als Klasse 
zusammenfinden, von den andern gesondert. Die besten, 
historisch ausgearbeiteten Formen hierfür sind: die Gewerk¬ 
schaften und die Sozialdemokratie nach deutschem Muster. 
Einmal als Klasse organisiert, wird es das Proletariat stets 
verstehen, auf die weitere soziale Entwicklung Rußlands den 
größtmöglichen Einfluß auszuüben. Hierbei darf das Prole¬ 
tariat nicht vergessen, daß Rußland vor allem vor der Frage 
der Entwicklung der Industrie steht. Das Bestreben der Bol¬ 
schewik!, den Sozialismus auf der Basis einer rudimentären 
Industrie aufzubauen, führte zur Sanktionierung einer allge¬ 
meinen Plünderung. Andererseits verlangt die Sorge um die 
Entwicklung der Industrie keineswegs, daß sie den kapita¬ 
listischen Beutejägem schrankenlos ausgeliefert werde. Die 
Hauptfaktoren der Entwicklung der modernen Industrie sind 
der Staats- und der städtische Haushalt. Ich verweise zur 
näheren Orientierung über diese Zusammenhänge auf mein 
Buch „Der Staat, die Industrie und der Sozialismus**; bezüg¬ 
lich der Fragen der proletarischen Politik verweise ich auf 
mein anderes Werk: „Der Klassenkampf des Proletariats**. 
Beide Bücher stellen die Entwicklung und wissenschaftliche 
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Begründung der Taktik dar, die ich befolgte, als ich an der 
Tätigkeit des Petersburger Sowjets der Arbeiterdeputierten 
und der russischen Sozialdemokratie teilnahm. 

Die Einberufung der Konstituierenden Versammlung ist 
durchaus notwendig. Allerdings werden die Arbeiter in der¬ 
selben, wie in den folgenden parlamentarischen Vertretungen 
Rußlands, in der Minorität sein. Nichtsdestoweniger weraen 
sie durch ihre Organisation und durch ihr politisches Be¬ 
wußtsein in derselben eine hervorragende, sogar leitende 
Rolle spielen können. Die revolutionäre Diktahir hat auch 
ihre Grenzen. Sich für immer mit Hilfe von Maschinen¬ 
gewehren zu halten, wird der Arbeiterregierung nicht möglich 
sein. Infolgedessen ist es besser, sich rechtzeitig auf ein 
Kompromiß einzulassen und den Organisationen des Prole¬ 
tariats einen möglichst großen Einfluß zu sichern, als auf den 
Augenblick zu warten, wo die Bauernmassen in Verbindung 
mit dem sozialen Mischmasch der jetzigen Sowjets zunächst 
die Politik des Proletariats und dann die Organisation des 
Proletariats beiseite schieben werden. 

Durchaus notwendig ist eine enge Verbindung mit den 
sozialistischen und gewerkschaftlichen Arbeiterorganisationen 
der übrigen Länder und vor allem mit der deutschen Sozial- 
demokrcdie. 

Die russische sozialistische Bewegung war der ideelle 
Zögling der deutschen Sozialdemokratie, wobei der russischen 
Intelligenz die Vermittlungsrolle zufiel. Das war vor dem 
Kriege und vor der Revolution. Jetzt, wo die Arbeitermassen 
in Rußland in den Vordergrund getreten sind, ist eine Ver¬ 
bindung auf einer unvergleichlich breiteren Basis, ist ein 
politisches und soziales Zusammenwirken der Arbeitermassen 
in Rußland und in Deutschland möglich, dessen soziale und 
revolutionäre Folgen gar nicht abzusehen sind. 

Dies könnte durch die Entwicklung von Chauvinismus in 
Rußland stark gehindert werden, während die Aufrichtung 
freundschaftlicher Beziehungen zwischen Deutschland und 
Rußland im Gegenteil die sozialistische Annäherung fördern 
würde. Sollte aber in Rußland der übertriebene Patriotismus 
die Oberhand gewinnen und sollte sich ein Antigermanismus 
entwickeln, so würde dies für Rußland selbst verderblich sein. 
Denn es würde sich dann England und Frankreich wieder 
unterordnen müssen, und das würde vor allem die .Wieder- 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




Der bolschewistische Friede. 


209 


herstellung der russischen Staatsschuld bedeuten. Mit andern. 
Worten, die Bundesgenossen würden Rußland eine ungeheure 
Kontribution auferlegen. Demgegenüber können Deutsch¬ 
land und Rußland schon gegenwärtig, beim kapitalistischen 
System, sich in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung vortrefflich 
gegenseitig ergänzen. Der Leser kennt meine Meinung: wenn 
nicht die unsinnigen Einfälle der Bolschewik! dazwischen¬ 
getreten wären, so hätten die Friedensverhandlungen zu einer 
Verständigung geführt. Aber auch jetzt ist noch nicht alles 
verloren! Die Selbständigkeit der von Rußland abgetrennten 
Gebiete ist anerkannt und kann sichergestellt werden, hin¬ 
sichtlich der demokratischen Entwicklung aber würde man 
desto zuversichtlicher sein können, je größer die Demokrati¬ 
sierung von Deutschland selbst sein würde. Zu diesem 
Zwecke ist es vor allem erforderlich, die Faktoren und Inter¬ 
essen, die die Nationalitäten einigen und die Weltindustrie, 
sowie die Weltkultur fördern, gegen die Faktoren aufmar¬ 
schieren zu lassen, die die Nationen isolieren und desorgani¬ 
sieren, ist vor allem ein Zusammengehen und ein Zusammen¬ 
arbeiten der sozialistischen Arbeiterparteien notwendig. Ich 
wiederhole die Worte, mit denen ich vor mehr als einem Jahre 
meine Broschüre über die soziale Bilanz des Krieges abge¬ 
schlossen habe: 

„Europa, auf dem die moderne Zivilisation beruht, muß 
sich zum friedlichen Wirken in Arbeit und Wissenschaft 
einigen. Der Krieg schließt mit dem Bankerott des Natio¬ 
nalismus und Imperialismus. Er öffnet die Wege zum So¬ 
zialismus.“ 

Stockholm, im April 1918. 


Die Franzosen brauchen Prügel. Siegen die Preußen, so ist die 
Zentralisation der State-power (Staatsgewalt) nützlich der Zentrali¬ 
sation der deutschen Arbeiterklasse. Das deutsche Uebergewicht wird 
ferner den Schwerpunkt der westeuropäischen Arbeiterbewegung von 
Frankreich nach Deutschland verlegen, und man hat bloß die Be¬ 
wegung von 1866 bis jetzt in beiden Ländern zu vergleichen, um zu 
sehen, daß die deutsche Arbeiterklasse theoretisch und organisatorisch 
der französischen überlegen ist. Ihr Uebergewicht auf dem Welt¬ 
theater über die französische wäre zugleich das Uebergewicht unserer 
Theorie über die Proudhons usw. 

Karl Marx in einem Brief an Engels vom 20. Juli 1870. 
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AUGUST WINNIG: 

Vernunft oder Gewalt? 

Hamburg, 11. Mai 1918. 

F eindliche Angriffe wurden abgeschlagen, wir gewannen 
im Gegenangriff Gelände — so könnte der Bericht aus dem 
Großen Hauptquartier der Reaktion jetzt täglich lauten. Was 
sich jetzt im preußischen Dreiklassenhause abspielt, ist indessen 
nicht Weltgeschichte, sondern Episode. Nur bleibt dabei zu 
bedenken, daß auch Episoden ihre tragischen Folgen haben 
könmen. In der großen Linie der geschdchtlichen Entwicklung 
werden die Wahlrechtskämpfe kaum als ein leichtes Vibrieren 
erscheinen, für die Zeitgenossen scheinen sie gewaltsame Er¬ 
schütterungen werden zu sollen, die den dramatischen Höhe¬ 
punkt einer revolutionären Epoche darstellen. Und da wir zu 
den Zeitgenossen dieser Ereignisse gehören, so ziemt uns nicht 
der erfahrungssatte Quietismus, der müde lächelnd auf diese 
Kämpfe blickt und sich der Sicherheit freut, mit der er des 
einzigen Ausgangs gewiß ist; gerade weil für uns der Sieg des 
Volksrechts außer allen Zweifeln steht, wollen und können wir 
diesen Kampf mit ungeteilter Kraft führen. 

Es ist wahr und nicht wahr, wenn die konservativen Führer 
ihren Gefolgsleuten mahnend zurufen, daß es jetzt ums Ganze 
gehe. Es ist wahr, weil die Lösung der Wahlrechtsfrage zu¬ 
gleich über die formale Machtverteilung entscheidet. Es ist 
nicht wahr, weil die tatsächliche Machtverteilung schon ent¬ 
schieden ist: „das Ganze“, zu dessen Rettung die Ritter jetzt 
ins Hifthorn stoßen, ist schon verloren — es ist für sie rechts¬ 
kräftig verwirktes Gut, das sie noch besitzen, weil die Voll¬ 
streckung des Urteils noch nicht möglich ist. Das Urteil ist 
gefällt von dieser gewaltigen Weltgeschichte, die sich in den 
letzten drei Jahren vor unseren Augen abgespielt hat. 

Es ist erstaunlich, wie ganz anders die Zeitfragen aussehen, 
wenn wir sie im Lichte jener Umwälzungen betrachten, die das 
eigentliche und bleibende Ergebnis des Weltkrieges sind. Selbst 
die Verfassungs- und Wahlrechtsfragen, die schon lange vor 
dem Kriege überreif zur Lösung waren, erscheinen unter 
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diesem Gesichtswinkel um vieles unentrmnbarer. Dabei braucht 
man die Wucht der moralischen Gründe gar nicht dn Betracht 
zu ziehen; sie verstärkt den Widerhall unserer Forderungen 
im Volke, ihre Wirkung auf die Gegner aber ist — wie bei solch 
ausgepichten Realpolitikern nicht wundern darf — gleich Null. 
Und wenn die Leistungen der Masse noch zehnmal größer 
wären' als sie- sind, so würden die Räsonnements von der 
„Pflicht der Dankbarkeit“ dieser Masse gegenüber bei den 
Rittern ebensowenig irgendwelche Zugeständnisse auslösen, wie 
alle lobende Anerkennung der „politischen Reife“, die diese 
Masse bewiesen habe. Diese handfesten Machtpolitiker lachen 
innerlich darüber und pfeifen: was wir uns dafür kaufen! Der 
starke Druck, den die Kriegswirkungen zugunsten der demo¬ 
kratischen Forderungen ausüben, ist ganz anderer Art. 

Er geht von der Politisierung der Masse aus. Mögen die 
Januschauer heute auch höhnen, der Masse sei eine Wurst 
lieber als das Wahlrecht, so werden sie sich kaum darüber 
täuschen, daß die Erbitterung der Millionen einen kaum noch 
zu überbietenden Grad erreicht hat — wobei die Edlen sehr 
richtig ahnen, daß dabei auch Wurstargumente eine gewichtige 
Rolle spielen. Diese Politisierung ist durchaus als Quantität, 
weniger als Qualität aufzufassen. Der Geist, der heute die einst 
so trägen Massen beherrscht, läßt sich nicht auf ein bestimmtes 
Parteiprogramm ein, er ist nur Groll, nur Verurteilung des 
politischen- Systems der herrschenden Oberschichten, und nur 
brennendes Verlangen, damit gründlich abzurechnen, sobald 
man die Hände frei hat. Ein tiefes, unbesiegbares Mißtrauen, 
das natürlich manchmal daneben geht, beseelt das Volk bis in 
den kleinsten Weiler. Dazwischen gibt es viele Abtönungen 
in der Beurteilung der nationalen Ziele und Pflichten, aber 
darin stimmt man wunderbar überein, daß das innere politische 
Leben erneuert werden und daß man selber in Zukunft ganz 
anders als früher dabei mittun muß. Diese Politisierung der 
Masse ist für den, der sie beobachten kann, geradezu ver¬ 
blüffend. 

Zu einem politischen Faktor wird sie allerdings erst durch 
die besonderen Bedingungen, die sie bei ihrer Auswirkung vor- 
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findet. Und da steht die Tatsache obenan, daß die Masse nach 
den Erfahrungen dieses Krieges eine unvergleichliche Bedeu¬ 
tung für die Geltung der Staaten im weltpolitischen Kräftespiel 
erlangt hat. Geht dieser endlose Krieg doch einmal zu Ende, 
so wird er uns noch nicht das Weltreich des ewigen Friedens 
brin'gen. Auch nach diesem Kriege wird es weltpolitische Span¬ 
nungen und Konflikte geben. In diesen Konflikten aber kann 
jeder Staat sein Wort mit um so größerem Gewicht in die 
Wagschale werfen, je mehr die Massen seines Volkes hinter 
seiner Politik stehen. Welche Bedeutung das Verhältnis 
zwischen Volk und Staatsgewalt für den Ausgang kriegerischer 
Zusammenstöße hat, haben die letzten Jahre gelehrt: auf der 
einen Seite England, dessen Volksmassen noch im vierten 
Kriegsjahre für den Kampf bis zum Knock-out schwärmen, auf 
der anderen Seite Rußland, das nach zwei Jahren von inneren 
Krisen erbebte und bald darauf krachend zusammenbrach — 
und in der Mitte Deutschland, zusammengehalten' durch den 
Vernichtungswillen der Feinde, aber mit gepreßten Zähnen den 
Tag erwartend, wo der äußere Druck aufhört. Der gewöhn¬ 
lichsten Durchschuittseinsicht kann es nicht mehr verborgen 
bleiben, daß die Demokratisierung des öffentlichen Lebens auf¬ 
gehört hat ein bloßes Volksverlangen zu sein, daß sie vielmehr 
zu einer Staatsnotwendigkeit zwingendster Art geworden ist. 
Jede Regierung wird sie erstreben müssen — es sei denn, daß 
es den feindlichen Ländern einmal gelänge, ihre Vertrauens¬ 
männer bei uns in leitende Stellungen zu bringen. 

Die Grundgesetze, die künftig das Leben der Völker be¬ 
herrschen werden, fordern eine Politik, die ohne einen weit¬ 
gehenden Einfluß der Unterschichten auf Gesetzgebung und 
Verwaltung überhaupt nicht möglich ist. 

Der Menschenverlust durch Tod und Verstümmelung an den 
Fronten, durch erhöhte Sterblichkeit und Geburtenverminderung 
im Lande zwingt zu pfleglichster Behandlung der Menschen¬ 
kraft. Der Mensch ist auch wirtschaftlich das kostbarste Gut, 
für das es keinen Ersatz gibt. Sozialpolitik, früher als ein Gebot 
der Humanität ausgegeben und als Luxus empfunden, wird zu 
einer Forderung der nationalen Erhaltung, zur Voraussetzung 
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künftiger Wirtschaftsmacht werden. Die frühere Auffassung 
der Soz-ialpoliti'k als „Kompottschüssel“ kann den Forderungen 
der Zukunft nicht gerecht werden, hier wird sich eine ganz 
neue Auffassung Bahn brechen. Planmäßig wird man von der 
Bevölkerungspolitik zum Mutter- und Säuglingsschutz über¬ 
gehen, wird die körperliche und geistige Entwicklung des heran- 
wachsenden Geschlechts durch Schutz vor den verheerenden 
Folgen frühzeitiger Erwerbsarbeit sicherstellen müssen und wird 
sich zu einem viel weitergehenden Arbeiterschutz als vor dem 
Kriege gezwungen sehen. Es ist keine Frage, daß eine rein 
oder auch nur vorwiegend kapitalistisch gerichtete Regierung 
zu einer solchen Politik unfähig ist. Gerade hier lauern tückische 
Gefahren. Die in der Kriegszeit entfesselte rücksichtslose Er¬ 
werbsgier stellt alles auf den sofortigen Nutzen ein. Sie wird 
auch danach drängen, den Menschenschutz als eine schädliche 
Erschwerung des wirtschaftlichen Wettbewerbs außer acht zu 
lassen. Ein Volk, das nach solchen Gesichtspunkten regiert 
würde, wäre dem sicheren Untergang verfallen, es würde ver¬ 
kümmern und von den kräftigen Rivalen beiseite gedrängt 
werden. So spricht der höchste Staatszweck gegen die Fort¬ 
dauer des Klassenregiments der Besitzenden und verlangt un¬ 
erbittlich zu seiner Erfüllung die hervorragende Teilnahme der 
arbeitenden Klassen an der Leitung und Verwaltung des Staats. 

Die gleiche Schlußfolgerung ergibt sich aus den Bedingungen, 
die für die Aufbringung der staatlichen Mittel gegeben sind. Der 
Kampf der privilegierten Oberschichten gegen die Demokrati¬ 
sierung ist — sie selber verhehlen das nicht — eine Ver¬ 
teidigung ihrer Geldbeutelinteressen. Sie wollen auch die un¬ 
übersehbaren Lasten, die es hinfort zu tragen gilt, nach alt¬ 
geübter Methode der Masse des Volkes aufpacken. Dazu wäre 
nun auch die staatliche Bureaukratie gern bereit, wenn es nur 
möglich wäre. Die bis jetzt erkennbaren Ansätze der künftigen 
Finanzpolitik zeigen, wie stark die regierende Bureaukratie im 
Banne ihrer Ueberlieferungen steht. Aber dieser Bann wird 
gebrochen werden, wenn die Zeit für das Flickwerk vorüber 
ist und die unabweisbaren Bedürfnisse der öffentlichen Haus¬ 
halte ganze und großzügige Arbeit verlangen. Dann beginnt 
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sich das Schicksal des privaten Erwerbskapitals zu erfüllen. 
Keine Regierung wird mehr eine kräftige Erfassung der großen 
Vermögen und Einkommen und die Inanspruchnahme der 
Erwerbsunternehmungen umgehen können. Es bleibt ihr nur 
die Wahl, entweder mit dem herrschenden Besitz die alte 
Finanzpolitik fortzuführen, d. h. dem Volke das Mark aus den 
Knochen zu saugen und damit die Quelle aller Kraft zuzu¬ 
schütten, oder aber den öffentlichen Haushalt auf eine ganz neue 
Grundlage zu stellen — vor allem auf die staatsseitige Ueber- 
nahme gewisser Erwerbsunternehmungen — und damit den 
heftigsten Widerstand der besitzenden Klassen herauszufordern. 
So bedingt die Erfüllung des Staatszwecks auch hier die Be¬ 
seitigung des politischen Privilegs der herrschenden Klassen — 
die hervorragende Teilnahme der arbeitenden Bevölkerung an 
den öffentlichen Geschäften und zu diesem Zwecke die Nieder¬ 
legung der Barrieren, die der Arbeiterklasse heute den Zu¬ 
tritt zur staatlichen Machtsphäre verwehren. 

Die sachliche Durchdenkung dieser Fragen muß jedem die 
Gewißheit geben, daß die Arbeiterklasse an der Schwelle einer 
neuen Zeit steht, in der sie zu einer politischen Größe erster 
Ordnung aufsteigen wird. Man müßte den ganzen Krieg und 
seine Wirkungen ungeschehen machen können, um das zu ver¬ 
hindern. Die Unabhängigen schelten uns heute mit Vorliebe 
Regierungssozialisten'. Das Wort hat sich bei ihnen schnell 
eingebürgert und das ist erklärlich, denn es liegt ein Stück 
künftiger Wahi'heit darin. Aber in diesem Sinne ist es von 
den Unabhängigen selbstverständlich nicht gemeint. Die Unab¬ 
hängigen sehen heute noch nicht die revolutionierende Kraft 
der Kriegswirkungen. Sie haben — bar eines höheren ge¬ 
schichtlichen Sinnes — noch keinen Blick dafür, daß die großen 
neuen Staatsnotwendigkeiten heute schon ihre Schatten voraus¬ 
werfen. Ihr politisches Denken steht noch ganz im Banne 
unserer gemeinsamen Oppositionspolitik, die einmal der natür¬ 
lichste Ausfluß unserer Stellung im Staat und zu seinen poli¬ 
tischen Zielen war. Sie sind Beispiele für die Wahrheit des 
Marxschen Wortes, daß die Geschichte der vergangenen Ge¬ 
schlechter wie ein Alp auf dem Denken der lebenden lastet. 
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Es fehlt ihnen die innere Freiheit, in dem Staat, der ihnen so 
lange als iierrscnaftsorganisation des Kapitals erschienen ist, 
einen lebendigen Organismus zu sehen, der in seinen Zielen 
und Funktionen den Veränderungen innerhalb der von ihm um¬ 
schlossenen Qeseilschaft folgen muß. Das macht sie blind für 
die gewaltige Umformung, der wir heute entgegengehen. Sie 
sind über die Ansichten, wie sie Wilhelm Liebknecht in seiner 
bekannten Schrift aus dem Jahre 1869 entwickelt, bis zum 
heutigen Tage nicht 'hinausgekommen. Die Politik ist für sie 
nicht Kunst und Wissenschaft, sondern mechanische Hand¬ 
werkerei. Ihre Politik ist ein Anachronismus, und ihrem Gegen¬ 
spiel, dem Anachronismus der Ritterherrschaft in Preußen, 
innerlich verwandt, warum es auch kein Zuiall, sondern eine 
natürliche Erscheinung ist, wenn sie in der Praxis der Schaffung 
einer neuen Staatsordnung ebenso im Wege steht, wie die 
Politik der Ritter. Hier reichen sich zwei Mächte die Hand, 
die gleicherweise in der Vergangenheit wurzeln. 

Nach dem gegenwärtigen Stande der Dinge wird man die 
letzte Hoffnung auf eine glatte Durchführung der Wahlrechts¬ 
reform aufgeben müssen. Damit wäre es dann entschieden, 
daß die Geburt des neuen Deutschland nur unter heftigsten 
Wehen erfolgen wird. Der Gang der Weltgeschichte selbst 
hat die Alternative gestellt: Entweder durch Vernunft oder 
durch Gewalt zur Freiheit — aber zur Freiheit unter allen Um¬ 
ständen! 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Der Kampf um den Frieden. 

Berlin, 12. Mai 1918. 

D er Frieden mit Rumänien ist nach langen Verhandlungen 
abgeschlossen worden. Diese Verhandlungen standen, im 
Gegensatz zu denen von Litauisch^Brest, nicht unter dem Druck 
täglicher Berichterstattung, ohne daß die demokratische Presse 
darüber irgendwie Beschwerde geführt hätte. Tatsächlich war 
das Experiment von Brest-Litowsk nicht derartig, daß es son¬ 
derlich zur Nacheiferung hätte reizen können, und man wird 
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sich schon an den Gedanken gewöhnen müssen, daß die ver¬ 
langte Beseitigung der „Geheimdiplomatie“ etwas anders aus- 
sehen wird, als wie sie in Brest aussah. 

Immerhin scheint der Friede mit Rumänien selber unter die¬ 
sem Mangel an öffentlicher Kontrolle nicht sonderlich gelitten 
zu haben. Wir glauben sogar, daß die sozialdemokratische 
Fraktion ihm im Gegensatz zum Frieden mit Moskowien zu¬ 
stimmen wird. Da nunmehr auch in Finnland die Kämpfe zu 
einem entsdheidenden Abschluß gelangt sind, auch das Vor¬ 
dringen in der Ukraine nach der Besetzung von Rostow am Don 
nicht mehr gut weiter fortgesetzt werden kann, so wäre jetzt 
mit dem Frieden mit Rumänien in der Tat ein Abschluß der 
militärischen Operationen im Osten zu erwarten. Höchstens 
wäre noch mit der Befreiung des wichtigen Donez-Beckens zu 
rechnen. Verhandlungen zwischen der Ukraine und Moskowien 
über die künftige gemeinsame Grenze werden gemeldet. Wür¬ 
den» sie in nicht zu ferner Zeit zu einem Ergebnis führen, so 
wäre auch hier wenigstens die wichtigste Voraussetzung für 
die Entwicklung der Ukraina als selbständiges Staatswesen 
gewonnen und der Konsolidierung der Verhältnisse vorge- 
arbedtet. Freilich, wie lange die innere Konsolidierung des 
Gebiets, das man früher Rußland nannte, noch dauern mag, 
steht noch völlig dahin. Für die Mittelmächte hängt sehr viel 
davon ab, wie sich die Verhältnisse im Kaukasus gestalten 
werden. Es wird schon für die weitere Entwicklung des Krieges 
gegen England, Jedenfalls aber für alle weitere Zukunft auch 
nach dem Kriege von entscheidender W»ichtigkeit sein, daß der 
Kaukasus aufhört, eine Sperre zu sein, und anfängt, eine Ver¬ 
bindung zu werden. Die Orientpolitik Deutschlands nicht bloß, 
sondern die zukünftige Stellung der Türkei in der Welt, die 
Verhältnisse in Persien und Afghanistan werden davon ent¬ 
scheidend beeinflußt werden. So erheben sich hinter dem soeben 
erst abgeschlossenen Rumänenfrieden neue Probleme und neue 
Horizo-nte. Alle aber weisen nach dem gleichen Ziele: nach 
einem Frieden, me er der ungeheuren Umwälzung entspricht, 
die der Krieg hervorgerufen und die ihre Spitze findet in dem 
Sturz der englischen Weltherrschaft. 
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Im Orient und im mittleren Asien lies:en die Dinge nun aber 
so, daß der Ausfall der russischen Weltmacht zunächst nur 
ein automatisches Anwachsen der englischen Weltmacht be¬ 
deutet. Gebiete, wie Persien, die bisher zwischen beiden 
Räubern geteilt weijden sollten, würden nunmehr ungeteilt den 
Engländern zum Opfer fallen; ebenso würde es Ländern gehen, 
die zwischen den beiden Weltreichen eine schwankende Exi¬ 
stenz geführt haben und in der Hauptsache ihre bisherige Un¬ 
abhängigkeit dem Konkurrenzineid der bedden Großen zu ver¬ 
danken hatten. Zu solchen Ländern könnte man Afghanistan 
rechnen. Bliebe es in diesen Gebieten lediglich bei dem Aus¬ 
fall der russischen Macht, so träte der übriggebliebene Kon¬ 
kurrent ganz von selber als glücklicher Erbe an seinen Platz. 
Die deutschen Siege über Rußland würden sich als genau so 
viele englische Siege über Rußland entpuppen. 

Das ist auch ohne Frage die Folgerung, die man in London 
aus der Situation- in Asien zieht und die dazu geführt hat, sich 
an den Gedanken einer völligen Niederlage der englischen 
Armeen in Flandern und den möglichen Verlust der Kanalküste 
zu gewöhnen, Immer mit dem Hinzufügen, daß damit der Krieg 
für England keineswegs verloren sei. In der Tat waren bisher 
in der englischen Geschichte die Kriege, die Britannien in 
Europa geführt hat, immer nur die Gardinen gewesen, hinter 
denen es seine wahren Zwecke, die Eroberungen in den anderen 
Erdteilen, versteckt hatte, und wenn man will, könnte man das 
verzweifelte Festsetzen der englischen Armee in Flandern aus 
der Absicht Englands eid<lären, die deutschen Heere dort zu 
fesseln und sie zu verhindern, bei der großen Umgestaltung 
der Dinge in Asien- ihr Wort mitzusprechen. In der Tat ent¬ 
spräche das wohl auch den Ansichten, die Lloyd George über, 
die Bedeutung der Kriegsschauplätze in Flandern und Mesopo¬ 
tamien-Palästina besitzt. Er mag sich sagen: die entscheidende 
Niederlage, die zum Frieden zw-ingt, kann uns in Flandern wie 
überhaupt in Europa nicht beigebracht werden. Die Wurzeln 
englischer Macht liegen außerhalb Europas. In d-iesem Sin-ne 
ist Europa für uns nur Nebenkriegsschauplatz, wie es bisher 
immer war. Selbst wenn Frankreich und Italien Frieden 
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schließen sollton, werden wir im Bunde mit Amerika den Krieg 
der wirtschaftlichenAbwürgung weiterführen und dadurch siegen. 

Das ist die englische Rechnung „für den schlimmsten Fall“. 
Sie sieht die Vertreibung Englands vom Festland sowie den 
Verlust der englischen Armee in Flandern voraus, also ganz 
außerordentlich schlimme Niederlagen, und die Absicht der eng¬ 
lischen Stimmungsmacher geht eben dahin, dem Volke klar¬ 
zumachen, daß selbst für diesen „schlimmsten Fall“ der Sieg 
Englands sicher sei. 

Die Rechnung würde vielleicht stimmen, wenn sie nicht 
gerade an der Riesenhaftigkeit des Krieges, in der England 
das sicherste Mittel zur Vernichtung Deutschlands erblickt 
hatte, zerschellen müßte. Vor reichlich hundert Jahren konnte 
Napoleon seine Expedition nach Aegypten nur um den Preis 
einer völligen Preisgabe seiner Verbindungen mit der Heimat 
wagen. Für E>eutschland wäre eine solche Expedition nach 
den Friedensschlüssen im Osten und nach der Vertreibung 
der Engländer vom Kontinent und den Friedensschlüssen mit 
Italien und Frankreich eine verhältnismäßig leichte und sichere 
Unternehmung. Die Verbindungen mit der Heimat wären 
jedenfalls besser und schneller als die Verbindungen Englands. 
Hier hätten wir eine ununterbrochene und feste Landverbindung, 
dort den langen, durch U-Boote gefährdeten Umweg zur See 
über Gibraltar. Und diese potentielle Möglichkeit würde mili¬ 
tärische Wirklichkeit werden müssen, falls England nach wie 
vor — selbst unter dem vorausgesetzten „schlimmsten Fall“ — 
den Frieden ablehnen würde. Den Verlust des Kanals von Suez 
und Aegyptens aber könnte das alte England nicht riskieren, 
ohne die geographischen Grundlagen seiner bisherigen Welt¬ 
stellung zertrümmert zu sehen. Hier in Suez schlägt wirklich 
das Herz des Riesenreiches, hier liegt, wie Bismarck sich aus¬ 
drückte, das englische Genick. Die Verbindung mit Indien 
wäre wieder auf den Weg über das Kap der guten Hoffnung 
zurückgeworfen, eine Reise, für die die modernen Dampfer mit 
ihren Raumdispositionen überhaupt nicht eingerichtet sind. 

Bei diesem Hinüberspielen der Entscheidung des Weltkrieges 
von Europa nach Asien würde es sich natürlich keineswegs bloß 
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um Suez und Ae?:ypten handeln. Die Dinge in Mittelasien be¬ 
kämen dadurch ebenfalls ein anderes Qesicht. Der durch den 
Niederbruch Rußlands entstandene leere Raum könnte dann 
nicht einfach durch England als lachenden Erben ausgefüllt 
werden. Persieni und Afghanistan hätten dann an Deutschland 
eine kräftige Stütze und wären so von der Gefahr befreit, der 
britischen Macht automatisch zum Opfer zu fallen: die Rolle 
als internationaler Länderbefreier, in die Deutschland durch 
den Krieg hineingepreßt worden ist, würde sich dann auch 
hier durchsetzen. 

Falls Deutschland sich wirklich zu einer derartigen Drohung 
durch englischen Starrsinn gezwungen sehen sollte, so würde 
auch diese Wendung des Krieges an dem Kriegsziel der Zentral¬ 
mächte nicht das geringste ändern, im Gegenteil, sie würde 
dieses Zfel erst ins rechte Licht setzen. Denn das deutsche 
Kriegsz<iel ist, so banal das auch klingen mag, nichts anderes 
als der Friede. Die Gegner wollen uns schlechterdings keinen 
Frieden geben, sie wollen uns zerstückeln und,vernichten, wie 
ihre verantwortlichen Staatsmänner es immer wieder bis zum 
Ueberdruß in die Welt geschrien haben. Schon im Jahre 1915 
wurde der Deutsche Kaiser in den Witzblättern der Entente 
als abgewiesener Friedensschnorrer ..verhöhnt. Diese Witzelei 
hat bis zum heutigen Tage angehalten. Das Friedensangebot 
vom Dezember 1916 wurde genau so zurückgewiesen wie die 
Friedensresolution vom Juli 1917. Die Antwort konnte nur die 
Friedensoffensive vom 21. März 1918 sein. Und jede Ver¬ 
längerung des Krieges und jede Verlegung des Kriegsschau¬ 
platzes könnte von deutscher Seite immer nur das eine Ziel 
haben: den Frieden ohne Annexionen. 

Daß dieser Friede freilich, so paritätisch er aussehen mag, 
für Deutschland doch eine ungeheure Verbesserung seiner Welt¬ 
stellung und für die Gegner eine entsprechende Verschlech¬ 
terung bedeuten würde, das liegt lediglich in der Natur der 
Sache. Erst durch die furchtbare Länge des Krieges ist Deutsch¬ 
land für die Welt das geworden, was es nun ist, die stärkste 
der Weltmächte, erst die vier Jahre Weltkrieg haben es dazu 
gemacht. Vordem war es ein weltpolitisch kaum ernstgenom- 
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niener, in seiner wirklichen Bedeutung und Leistungsfähigkeit 
absolut ungeka-nnter Faktor. Gerade weil das anders geworden 
ist, weil Deutschland jetzt nicht mehr das Deutschland von 
1914 ist, bedeutet jeder Friede, der mit ihm geschlossen werden 
muß, und der nicht seineAuflösung herbeiführt, dieAnerkennung 
seiner neu gewonnenen Machtposition. Daran ändert ein Friede 
ohne Annexionen nicht das geringste, im Gegenteil er würde nur 
dieneuedeutscheWeltstellung noch unterstreichen; denn er würde 
den Verz>icht Englands auf seine Annexionen in sich schließen. 

Die Anerkennung der Welt hat Deutschland übrigens von An¬ 
beginn des Krieges sofort zu spüren bekommen. Allerdings 
nahm sie eine etwas negative Form an. Wir meinen das blöde 
Barbarengeschrei, mit dem man die Welt gegen uns auf gehetzt 
und das auch in Deutschland so manche gute Seele tief er- 
■ schüttert hat. In Wahrheit bewies dieses Barbaren- oder 
Hunnengeschrei unserer Gegner lediglich, daß das voreilige 
Wort von Friedrich Engels: die Zeit der auserwählten Völker 
ist vorbei, nicht stimmt. Nur hatte man sich das „Auserwählt¬ 
sein“ etwas anders vorgestellt. Du lieber Himmel! Man frage 
die Juden, dieses auserwählte Volk xa-’ wie sie sich 

dabei fühlen. Und schließlich: um neune ist alles vorüber! 
Das schönste Hunnengeschrei stumpft ailmählich ab und übrig 
bleiben nur die realen Tatsachen. Gerade die Sozialdemokratie 
hat ja an ihrem eigenen Leibe erfahren dürfen, was es heißt, 
die Rolle des Auserwählten spielen zu müssen. So lange sie 
bedeutungslos und schwach war, ging es ihr erträglich, ja 
Bismarck kokettierte ein wenig mit ihr und suchte sie vor 
seinen Wagen zu spannen, wie seinerzeit es auch England mit 
Deutschland versuchte, als es ihm ein näheres Vei^hältnis an- 
bot. Aber als die Sozialdemokratie zu Kräften kam, da setzte 
genau so ein Platzregen von Schimpfereien und Verleumdungen 
ein, wie er jetzt über Deutschland hereingebrochen ist, und 
Bismarck tat noch ein übriges und stellte die Partei durch das 
Sozialistengesetz gewissermaßen außerhalb der menschlichen 
Gesellschaft und behandelte sie als eine Geächtete. Das war 
die Zeit, die in der deutschen Sozialdemokratie noch bis auf 
den heutigen Tag als das Heroenzeitalter der Partei gefeiert 
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wird. Die stai'ke Organisation der Partei, ihr innerer Zu¬ 
sammenhalt, wurde in jenen zwölf Jahren eigentlich erst ge¬ 
schaffen, wenn auch die Form der Organisation mit dem Gesetz 
fiel. Wer im Jahre 1878 der deutschen Sozialdemokratie ge- 
weissagte hätte, daß sie über den brutalen Despoten Bismarck 
triumphieren und ihn vom Thron stoßen würde, der würde ihr 
nichts anderes geweissagt haben, als was man im Jahre 1914 
dem deutschen Volke prophezeien durfte, daß gerade dieser 
Krieg, in den es als sozialer und kultureller Auswürfling der 
Welt eintrat, damit enden werde, daß es den bisherigen Despoten 
des Weltmarktes und den Diktator der Weltmoral vom Throne 
stoßen und der Freiheit der Welt eine Gasse bahnen w^erde. 

Heute durchleben wir das Heroenzeitalter Deutschlands. 


HERMANN WENDEL. M. d. R.: 

Die Dobnidscha. 

Von Hermann Wendel erhalten wir einen längeren Artikel über 
den Bukarester Frieden. Im ersten Teile seiner Arbeit äußert 
Wendel sich sehr kritisch über die allgemeinen Bedingungen 
dieses Friedens. Auf den Abdruck dieser Ausführungen müssen 
wir verzichten, da Lensch sich in seinem heutigen Artikel ein¬ 
leitend mit dem gleichen Thema befaßt. Dagegen wollen wir 
als Ergänzung zu den Darlegungen von Lensch gern das 
wiedergeben, was Wendel als guter Kenner der Balkandinge 
über das besondere Dobnidschaproblem und seine wirtschaft¬ 
liche Bedeutung zu sagen hat. 

D ie bedeutendste gewaltsame Qebietsverschiebung, die in den 
Bestimmungen des Bukarester Friedens enthalten ist, stellt die 
Abtretung der Dobrudscha dar. Wenn sich Bulgarien den Land¬ 
streifen zurückholt, den ihm Rumänien 1913, nebenbei auf Betreiben 
der Wiener auswärtigen Politik, entrissen hat, so ist das nur in der 
Ordnung; es kennzeichnet allerdings das Völkergemengsel jener 
Gegend, daß selbst in dieser sogenannten Neuen Dobrudscha die Bul¬ 
garen zwar den weitaus stärksten Volksstamm ausmachen, aber immer 
noch nicht «ctie Mehrheit der Bevölkerung bilden. Von ihren 282 000 
Einwohnern waren 134 000 oder 47,61 Proz. Bulgaren, 107 000 oder 
37,8 Proz. Türken, 12 000 oder 4,1 Proz. Tataren, 6000 oder 2,2 Proz. 
Rumänen — der Rest verteilte sich auf Qagauzen oder türkisch 
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sprechende Christen, Russen, Oriechen, Zigeuner, Armenier, Juden 
und Deutsche/ Wer etwa in imperialistischen deutschen Zeitschriften* 
von der eigentlichen Dobrudscha als von einem „urbulgarischen" Lande 
liest, muß erstaunt sein, zu hören, daß hier das Völkergemisch noch 
farbiger, der bulgarische Anteil noch kleiner ist. Schon kurz nach 
der Annexion des Landes durch Rumänien meinte ein guter Kenner 
der Dinge wie Kanitz ob des Nationalitätendurcheinanders südlich 
der unteren Donau, „daß man förmlich zur Palette greifen muß, wenn 
man das bunte Völkergemenge der Dobrudscha im ethnographischen 
Detail veranschaulichen will“,* und ganz ähnlich führt der bulgarisch¬ 
nationalistische Professor Ischirkoff als Bewohner der Dobrudscha 
„Bulgaren, Rumänen, Türken. Tataren, Russen, Deutsche, Griechen, 
Juden, Armenier, Qagauzen, Zigeuner und andere“ auf und sagt: „Je 
mehr man nach Norden geht, desto bunter wird dieses Völker¬ 
gemisch“.* Es hilft denn auch nicht viel, wenn der bulgarische Kreis¬ 
direktor von Konstanza“ ausgerechnet hat, daß bei einer natür¬ 
lichen Bevölkerungsvermehrung die Bulgaren in der Dobrudscha 
heute 55 000, die Rumänen nur 48 000 Köpfe zählen dürften, denn statt 
einer natürlichen Bevölkerungsvermehrung hat, ähnlich wie in Elsaß- 
Lothringen, Abwanderung der Bulgaren und Zuwanderung der 
Rumänen das Verhältnis beträchtlich verschoben. 1880 bildeten die 
Rumänen erst 36,3 Proz., 1908 aber schon 52,52 Proz. der Bevölkerung, 
und beim Eintritt Rumäniens in den Weltkrieg standen in der 
Dobrudscha 168 000 Rumänen knapp 60 000 Bulgaren gegenüber, von 
den anderen Nationalitäten erst gar nicht zu reden. Darum ist es 
mit Vorsicht zu genießen, wenn bulgarische Körperschaften wie der 
Zentrale Nationalrat der Dobrudscha in Babadag im Namen aller 
Bewohner des Landes — „Wir Dobrudschaner, ohne Unterschied des 
Glaubens und der Nationalität“* — die Angliederung an Bulgarien be¬ 
treiben. Allerdings wäre eine solche Neigung zu Bulgarien bei allen 
Dobrudschanern ohne Unterschied aus der Hoffnung heraus erklärlich, 
durch den Uebergang von einem ausgesprochenen Großgrundbesitzer- 
Staat zu einem ebenso ausgesprochenen Kleinbauernland eine Besse- 


^ Dr. St. Romansky. Carte ethnographique de la Nouvelle Dobroudja 
Roumaine. Sofia 1915. 

* *** Die Dobrudscha. In: Das größere Deutschland. Jahrgang 5. 
Heft 11. 

* Kanitz, Donau-Bulgarien und der Balkan. Leipzig 1879. 

* Ischirkoff, Bulgarien und die Dobrudscha. Bern 1917. 

“ M. A. Mevrodiew. Dobrodscha. Kritischeski Etiud. Warna 1917. 

* Denkschrift der Vertreter der Dobrudscha, v. V. 1918. 
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rung ihrer sozialen Lage zu erfahren. Aber wesentlich wird diese 
Aenderung nicht sein, denn im Gegensatz zu dem eigentlichen Rumä¬ 
nien war schon bislang der kleine und mittlere Grundbesitz in der 
Dobrudscha stark verbreitet. Nördlich der Donau stand einer kleinen 
Schicht Großgrundbesitzer mit 707,58 Hektar die Masse der Klein¬ 
bauern mit 3,42 Hektar Durchschnittsfläche gegenüber; Mittelbauern 
mit 10 bis 100 Hektar Grundfläche waren nur 4 Proz. aller Besitzer. 
In der Dobrudscha dagegen betrug nicht nur die Durchschnittsfläche 
für den Kleingrundbesitz 7,66 Hektar, sondern überdies waren 34 Proz. 
aller Besitzer Mittelbauern mit einem Anwesen von 10 bis 100 Hektar. 
„Folglich,“ sagt Professor Mischaikov, „erfreut sich, im Vergleich 
mit Rumänien, die Dobrudscha einer gleichmäßigeren und rationelleren 
Larxlverteilung“.’ 

Auf der anderen Seite nahmen in den Jahrzehnten vor Gründung 
des Fürstentums Bulgarien die Bulgaren der Dobrudscha mit be¬ 
sonderer Leidenschaft an dem nationalen Aufstieg ihrer Stammes¬ 
brüder teil und rechneten fest auf ihre dauernde Vereinigung mit ihnen. 
Aber die Geschicke der Völker und Volkssplitter an der unteren 
Donau wurden nie durch ihren Willen und ihre Bedürfnisse, sondern 
immer durch Machtwort und Eigensucht der europäischen Großmächte 
bestimmt. Der Pariser Kongreß von 1856 teilte den vereinigten Fürsren- 
tümern Moldau und Walachei die bessarabisehen Distrikte Cahul, 
Boigrad, Ismail zu, um den naph Konstantinopel lüsternen Zarismus 
von der Donaumündung abzudrängen. Aus dem gleichen Grunde sprach 
der Berliner Kongreß von 1878 dem neugebildeten Fürstentum Bul¬ 
garien die Dobrudscha ab, weil man es für einen Schildhalter Ruß¬ 
lands auf dem Balkan ansah, und drängte sie Rumänien als Ent¬ 
schädigung für Bessarabien auf, das man an Rußland gab, um so den 
Samen der Zwietracht zwischen Petersburg und Bukarest zu säen. 

Aber wenn Rumänien damals Bessarabien am liebsten mit Zähnen 
und Nägeln. festgehalten hätte, und sich gegen den Erwerb der Do¬ 
brudscha mit Händen und Füßen wehrte, hat sich diese verschiedene 
Einschätzung seitdem gewandelt. Als 1895 die große Donaubrücke 
die Strecke Tschernawoda-Konstanza an das rumänische Bahnnetz 
anschloß, wurde Konstanza zu einem der wichtigen Häfen des Welt¬ 
verkehrs und zum Ausgangspunkt einer der kürzesten Straßen von 
Mitteleuropa ans Schwarze Meer und damit von Europa nach Asien. 
Rumänien tat auch alles, um die Bedeutung dieses Hafens zu steigern. 


’ Mischaikov. Die wirtschaftliche Bedeutung der nördlichen Do¬ 
brudscha. Sofia 1918. 
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Kornspeicher aus gepanzertem Beton für 35 000 Tonnen Getreide 
wurden errichtet und nach und nach 39 Petroleumreservoire mit einem 
Fassungsvermögen von 200 000 Tonnen angelegt, die durch besondere 
Röhrennetze, „pipe-lines“ genannt, mit den Erdölquellen «im Innern 
in Verbindung stehen. So gingen 1913 45 Proz. des gesamten rumäni¬ 
schen Ausfuhr- und Einfuhrhandels, darunter ein Siebentel alles Ge¬ 
treides, neun Zehntel alles Petroleums, über Konstanza, und wenn die 
'Donauhä^en Braila und Galatz auf dem Felde der Kornausfuhr Kon¬ 
stanza auch weit überflügeln, so ist der Dobrudschahafen doch das 
einzige offene Fenster Rumäniens nach dem Weltmeer und dem Welt¬ 
markt, weil die untere Donau drei Monate im Jahr zugefroren und 
nicht befahrbar ist. Mit der Dobrudscha büßt also Rumänien nicht nur 
über ein 2^hntel seines Gebietes und über ein Zwanzigstel seiner Be¬ 
völkerung ein. sondern .verliert auch, da ihm Bessarabien vorläufig 
noch eine Taube auf dem Dache ist, die freie Verbindung mit demWelt- 
meer und wird, unbeschadet aller Verträge, künftig so auf die Gnade 
seiner Nachbarn angewiesen sein, wie es bisher mit Serbien der Fall 
war. Darum wird man in Bukarest den Verlust der Dobrudscha um 
so weniger verschmerzen, als sie von 1878 bis 1916 nie ein Gegen¬ 
stand des Streites zwischen Rumänien und Bulgarien gewesen war 
und deshalb sagte Ministerpräsident Marghiloman von der Abtretung 
der Dobrudscha für fünfzig Jahre einen Zustand latenter Feindschaft 
zwischen beiden Staaten voraus. 

Freilich ist die „alte“ Dobrudscha, im Gegensatz zur „neuen“, vor¬ 
läufig nicht an Bulgarien abgetreten, sondern untersteht gemein¬ 
samer Herrschaft des Vierbundes, und den Weg Tschernawoda-Kon- 
stanza will zweifellos der deutsche Imperialismus fest in seiner Hand 
behalten. Der Grund zu diesem Provisorium liegt in den ernsten 
Mißhelligkeiten zwischen Türkei und Bulgarien, die sich wahrhaftig 
nicht um einen Landstreifen an der Maritza oder einen Küstenstrich 
an der Aegaeis, sondern um größere Dinge drehen. Trotz allem sähe 
die Türkei die Dobrudscha lieber in rumänischer als in bulgarischer 
Hand, denn im zweiten Falle führten beide Verbindungswege von 
Konstantinof>el nach Mitteleuropa, der über Konstanza wie der über 
Sofia, durch das Gebiet ein und desselben Staates, der zwar heute den 
Osmanen verbündet ist, es aber morgen nicht mehr zu sein braucht. 
Größer noch ist das Unbehagen der türkischen Staatsmänner darüber, 
daß mit dem Bukarester Frieden der erste ernsthafte Schritt zu jener 
Politik getan wird, der Bulgarien zur unbedingten Vormacht der 
Balkanhalbinsel machen soll. Diese Vorherrschaft liegt keinesfalls 
im Interesse der Türkei, die vielmehr den Gedanken des Gleich- 
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gewichts auf dem Balkan nicht preisgeben will; noch ist das Jahr 1912 
am Bosporus nicht vergessen, da die Sofiaer Blätter es für die gott¬ 
gewollte Aufgabe des Bulgarenzaren erklärten, den Halbmond auf der 
Agia Sofia durch das Kreuz zu ersetzen. Auf der Hohen Pforte 
fürchtet man ernstlich, daß über kurz oder lang in dem Qroßbulgarien 
von übermorgen der Wunsch nach dem Besitz von Konstantinopel, als 
der natürlichen Hauptstadt des neuen Reiches, erwachen wird, und 
deshalb widerstrebt man allen Plänen, die Etappen zu diesem Ziele 
sein könnten, so heftig, daß die Mittelmächte die Einigung zwischen 
ihren südosteuropäischen Bundesgenossen schließlich nicht abwar¬ 
teten, sondern den Bukarester Frieden mit dem Dobrudscha-Provi- 
sorium abschlossen. 


Glossen. 

Deutsches WeltgefUhl. 

Eine Art Nachlese zu Flakes Roman „Horns Ring“ bringt sein 
.JLogbuch“ (S. Fischer, Berlin); Tagebuchartiges aus Frieden und 
Krieg, Reise und Abenteuer, Paris und Konstantinopel, Berlin, Brüssel, 
der Schwarzwald, kluge und bewegte Worte über Politik, dazwischen 
mehr oder weniger novellenhaft Gerafftes. Da dem „Logbuch“ aber 
der Handlungsreiz des Romans fehlt, während Anschauungs- und 
Darstellungsweise die gleiche ist, verführt es um so mehr, diese in 
ihrer bedeutsamen Eigenart herauszulösen, einer Eigenart, die in 
nichts Geringerem besteht, als daß sie das .4ufkeimen eines neuen 
deutschen Weltgefühles spüren läßt. 

Das Leiden des Deutschen ist und war bislang, daß er der stärkste 
Dualist der Welt war: Immer spaltete er antithetisch das ihm gegebene 
Sein, mußte er Partei nehmen zwischen Leib und Geist, Sinn und 
Gedanken, zwischen Ich und Welt, Gut und Böse, es fehlte ihm ganz 
die schöne Unbefangenheit, mit der andere Völker sich in den Fluß 
der Geschichte einordnen, in der Gegenwart als in ihrem einzigen 
Eigentum und in Einklang und Gleichgewicht mit der Welt leben. Kein 
anderes Volk hat wohl soviel wie das deutsche zur Verwissenschaft¬ 
lichung der Moral etwa oder der Kunst beizutragen gehabt. — Viel 
hatte der Deutsche dabei zu leiden. Der einzelne zerfaserte sein 
Dasein in strenger Sonderung des Gebilligten von dem Abzulehnenden. 
Die Gesamtheit schwächte durch hemmungslose Kritik und weit¬ 
abgewandte Indifferenz nach innen — die zusammen obrigkeitliche 
Bevormundung erzeugten — ihre Energie nach außen. Beide, Mensch 
und Volk, entbehrten damit Ausgeglichenheit, Sicherheit und Würde 
des Auftretens. Auch der Krieg, der, je länger er dauert, zur äußer- 
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liehen traurigen Gewohnheit wird, kann daran nichts ändern. Nur 
Geist entbindet Geistiges. — 

Nun aber ist es, als kündeten sich neue Lösungen — wie weit auch 
der Weg von den im Einzelhirn erwachten Denkformen zu Sinnes¬ 
änderungen eines Volkes sein mag — in den Flakeschen Schriften 
an; das ist der Grund, aus dem sie im Gegenständlichen (was mit 
.diandlung“ keineswegs identisch ist) so ungeheuer fesseln. Flake 
erkennt die Gesamtheit des Seins als einfach durch ihre Gegebenheit 
und Einzigkeit gerechtfertigt an, — nicht widerwillig, nicht in kühler 
Folgerung, sondern mit Leidenschaft. Unsere Großstädte empfindet 
er als ebenso zauberhaft wie Memphis oder Theben, die gesteigerten 
Möglichkeiten des Verkehrs als mystische Erhöhung, und im Tango 
sieht er die vollkommenste Inkarnation der genußfrohen und zugleich 
sportsmäßig ernst auf alles gefaßten Lebensstimmung von vorgestern. 
Ihr Sinn für Eleganz und Luxus ist ihm nichts Aeußerliches, sondern 
bedeutet ihm Gefühl für die Verpflichtung, das Gefäß des Sems zu 
achten. Etenn er hält es — wie er einmal in „Horns Ring“ erklärt 
hat — für „arm und gestaltungsschwach, Aeschylos und Michelangelo 
und Goethe und Gobineau und alle Toten anzurufen und über die 
Materialität seiner Epoche zu klagen“. So leidenschaftlich erlebt er, 
daß das Erlebnis sich ihm sogleich unmittelbar zur Epik zu prägen 
scheint, einer Epik übrigens, deren klarer, stetiger Fluß — beste 
deutsche Tradition — sich gut mit seinen eigenen Worten umschreiben 
und begründen läßt: „der Haß gegen Effekt, die Verachtung der 
primär-sinnlichen Wirkung“. Alles organisch Gewachsene, es mag 
noch so herb oder wüst sein, trägt für ihn seine Daseinsberechtigung 
in sich selbst. Und sich bis zur freimütigen Anerkennung dieser 
Berechtigung zu überwinden. — das ist vielleicht für uns Heutige der 
Inbegriff alles dessen, was wir vom „Glück“ zu erwarten haben. Denn 
indem es uns eine neue, große, umfassende und ausgeglichene Lebens¬ 
form erfühlen läßt, gibt es uns das Empfinden des eigenen Selbst 
als unersetzbaren Bestandteils dieses unseres einen Augenblicks im 
All. _ Werner Richter. 


Boches. 

Kurz nach Kriegsausbruch erfuhren wir, daß wir unseren westlichen 
Nachbarn .JBoches“ seien. Damals zerbrachen wir uns die Köpfe, 
was sie damit sagen wollten, und ich glaube, sie haben sich gelegent¬ 
lich die ihren auch zerbrochen. In unsere Zeitungen gelangten hin 
und wieder Erklärungsversuche zur Deutung des in keinem Lexikon 
auffindbaren Wortes, die aber allesamt nicht recht befriedigten. Da¬ 
mit fanden wir uns ab; wir waren eben die Boches. Es geht uns ja 
bei tausend anderen Namen, Eigennamen sowie Schimpf- und Kose¬ 
namen, ebenso: wir nehmen und gebrauchen sie. wie sie nun einmal 
sind, und verarbeiten sie sprachlich weiter, ohne ihre Bedeutung 
zu kennen. 
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Nun bringt das „Literarische Echo“ aui Grund eines von dem Ver¬ 
leger Larousse herausgegebenen Lexikons der französischen Soldaten¬ 
sprache unter anderem Mitteilungen darüber, zu welchen neuen Bil¬ 
dungen das Wort Boche verwendet worden ist. Und dabei erinnere 
ich mich einer meines Wissens bisher unbekannten Erklärungsmöglich¬ 
keit für das nun schon fest eingewurzelte Wort, die mir vor einiger 
Zeit aufstieß. 

Ein ehemaliger Fremdenlegionär, jetzt deutscher Artillerist, der das 
Leben des Legionärs bis in seine letzten „Feinheiten“ von Grund auf 
kennengelernt hat und natürlich auch die Ergüsse aus dem Schimpf¬ 
wörterlexikon seiner Vorgesetzten über sich hat ergehen lassen 
müssen, zeichnete mir auf meinen Wunsch seine „Memoiren“ auf; 
in diesen Aufzeichnungen spielt wiederholt ein Schimpfwort eine Rolle: 
„Sales pochesr Der alte Legionär übersetzt es in seinen Aufzeich¬ 
nungen wörtlich uud richtig mit: „Ihr Drecksäcke". Sollten nun nicht 
von diesen .JDrecksäcken" der Legionäroffiziere und -Unteroffiziere 
Brücken hinüberführen zu den „Boches"? Mir scheint das sehr wahr¬ 
scheinlich. 

Dafür spricht schon, daß auch zur Verstärkung des Begriffs Boche 
im ganzen französischen Sprachgebiet allgemein das Adjektiv sale 
verwendet wird. Wie so oft bei Schimpfworten wäre indes für den 
alltäglichen, praktischeren Gebrauch die Kürze bevorzugt und ein Teil 
der Zusammenstellung weggeworfen worden, in diesem Falle gerade 
derjenige, auf dem ursprünglich der Nachdruck lag. — Für die Er¬ 
weichung des P zu B oder überhaupt des harten Konsonanten (der 
Tenuis) in den weichen (die Media) ließen sich zahlreiche sprach- 
geschichtliche Analogien beibringen; ich nenne, um nur Geläufiges 
anzuführen, aus dem deutschen Wortschatz etwa Panier und Banner, 
teutscb und deutsch; beim Uebergang aus einer Sprache in die andere 
etwa: tres und drei, cloche und Glocke, punctus und bunt; ebenso wie 
umgekehrt aus dem deutschen Pochwerk das französische bocard 
wurde, aus dem deutschen Spund mit dem üblichen Wegfall des an¬ 
lautenden S französisch bonde; die Beispiele ließen sich leicht ver¬ 
mehren, zumal wenn man in sprachgeschichtlich älteren Schriften 
schürfen wollte. Der Uebergang konnte um so leichter stattfinden, 
wenn vorher das Doppel wort seines ersten Teiles und damit seines 
eigentlichen, verständlichen Sinnes beraubt war. Und poohes ohne 
das schmückende Beiwort sales konnte um so eher zum Schimpfwort 
werden, als dem familiären Französisch poche schon Spottname ist, 
mit der Bedeutung: Säuferin (der männliche Trunkenbold heißt ent¬ 
sprechend: pochard). 

Ob das ursprüngliche „sale poche“ ein in Frankreich überhaupt 
gebräuchliches Schimpfwort ist, weiß ich nicht; mir macht es den 
Eindruck, als ob es selbst dann eine Uebersetzung unseres gut deut¬ 
schen (oder mindestens: süddeutschen) „Drecksackes" wäre, der 
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sicher alter deutscher Besitz ist und dann eben wie so mancher andere 
nach Frankreich bzw. in diesem Falle vielleicht nur in die französi¬ 
schen Kolonien eingeführt worden wäre. Der „Sack“ dient ja uns 
Deutschen zur Bildung von allerlei mehr oder weniger schmeichel¬ 
hafter Bezeichnungen; es sei nur an den Freßsack, den Dicksack, den 
Sohnappsack erinnert; wie auch der dem Sack inhaltlich nahestehende 
Beutel zur Bildung des in Süddeutschland weit verbreiteten „Lügen¬ 
beutels“ gedient hat. 

Wenn man einwenden wollte, daß zwar dem Deutschen, insbesondere 
dem Südeutschen, die Aussprache p = b naheliege, daß der Franzose 
die beiden Laute aber so scharf unterscheide, daß der von mir ver¬ 
mutete Uebergang schon dadurch unwahrscheinlich w'erde, so sei (von 
den oben angeführten Beispielen abgesehen) daran erinnert, daß zwar 
die Offiziere der Fremdenlegion in der überwiegenden Mehrzahl Fran¬ 
zosen sind, daß aber die Unteroffiziere zu einem sehr großen Teil aus 
der deutschen Mannschaft, mit Vorliebe aus den Elsässern genommen 
werden bzw. genommen wurden, und daß im Gebrauch von Schimpf¬ 
worten gerade diese Elemente Hervorragendes leisten, hat mir mein 
Legionär erzählt. 

So wären also nicht einmal die „Boches“ echter französischer 
Besitz, sondern Lehngut, das wir unsern Feinden übrigens von Herzen 
gönnen wollen. Und es wäre auch, entgegen der allgemeinen An¬ 
nahme, keine Kriegsschöpfung. Damit träfe auf das Wort das gleiche 
zu, was ein Kritiker der „Frankfurter Zeitung“ (Abendblatt vom 
17. Oktober 1917) von einigen anderen der bei Larousse aufgeführten 
Beispiele aus der Kriegssprache der französischen Soldaten hervor¬ 
hebt. Nur scheint mir der von diesem Kritiker gemachte Vorwurf 
nicht ganz begründet, daß man jene Ausdrücke deshalb nicht in ein 
derartiges Lexikon hätte aufnehmen dürfen, weil sie schon vor dem 
Kriege gebräuchlich waren, etwa im Pariser Argot bzw. in unserem 
Falle also; in der Fremdenlegion. Ganz das gleiche müßte man über 
sehr viele Worte sagen, die wir in Zusammenstellungen über die 
deutsche Soldatensprache im Kriege finden; auch da handelt es sich 
vielfach nicht um Neuschöpfungen, sondern um eine Ausbreitung von 
Worten, die vorher nur in kleinem Kreis bekannt und gebräuchlich 
waren. In das Lexikon der Soldaten gehören sie doch, wenn sie der 
Soldat jetzt tatsächlich in weitem Umfange anwendet, während sie 
der Schriftsprache fremd sind. Und so gehört auch Boche hinein, 
selbst wenn, wie ich glaube, die obige Deutung zutrifft. Erst der 
Krieg hat unsern westlichen Nachbarn allgemein die tiefe Erkenntnis 
gebracht, daß wir allesamt nicht nur Hunnen und Barbaren, sondern 
sogar Drecksäcke sind. Dr. Hermann Haymann. 


Digitized by Goi^'gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




DE GLOCKE 

8. Heft 25. Mai 1918 4. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher QueUenang'abe gestattet 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Preußen und Mitteleuropa. 

Berlin, 17. Mai 1918. 

I N der preuß-ischen Wahlrechtsfrage ist das Dreiklassenparla¬ 
ment auch in der dritten Lesung sich selber treu geblieben 
und hat mit fast derselben Mehrheit, wie bei der zweiten 
Lesung das gleiche Wahlrecht abgelehnt. Es liegt weder Anlaß 
zum Erstaunen noch zur Bitterkeit, am allerwenigsten zur Mut¬ 
losigkeit vor. Das gleiche Wahlrecht kommt. Wenn man ihm 
den einen Weg verrammelt, wird es um so sicherer den andern 
Weg finden. Das deuteten auch die preußischen Staatsminister 
an, die gar beweglich vor den „großen Erschütterungen“ 
warnten, denen die Wahlrechtsfeinde den preußischen Staat 
durch ihre kurzsichtige Haltung aussetzten. Wir unsererseits 
halten diese „Erschütterungen“ für etwas absolut Notwendiges, 
wie ja auch der Obstbaum gerade dann geschüttelt wird, wenn 
seine Früchte reif sind. Wir sind auch der Ansicht, daß außer 
der Wahlreform noch so manche andere Dinge in Preußen 
zum Schütteln reif sind. Aber freUich kann man diese „Er¬ 
schütterung“ weder durchführen noch gutheißen, so lange das 
Land sich im schwersten Existenzkampf gegen eine gewaltige 
Uebermacht befindet. Die Waffe des politischen Massenstreiks 
ist im Kriege nicht anwendbar. Deshalb hatte der Verfasser 
dieser Zeilen schon vor Jahresfrist, als die Frage der preußi¬ 
schen Wahlreform durch den Ostererlaß des Königs von 
Preußen aktuell geworden war, den Vorschlag gemacht, es 
für die Zeit des Krieges bei dem Ostererlaß, bzw. bei der Zu¬ 
sicherung des gleichen Wahlrechts für Preußen bewenden zu 
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lassen. Der geeignete Moment, wo das gleiche Wahlrecht ohne 
irgendwelche inneren Schwierigkeiten eingeiührt werden 
konnte, der August 1914, wo die jetzt wieder so dreiste Reak¬ 
tion nicht gewagt hätte zu mucksen, war nun einmal durch 
das Zaudersystem Bethmann Hollwegs verpaßt worden. Ob 
wir nunmehr, da die Wahlreform nicht mehr ohne die aller¬ 
schärfsten inneren Kämpfe zu haben ist, während des*Krieges 
zu Neuwahlen kommen werden, bleibt sehr zweifelhaft, da es 
bekanntlich außerordentlich einflußreiche Kreise sind, die der 
Anberaumung von Neuwahlen widerstreben. Weniger aus 
politischen, als aus militärischen Gründen. Und es ist sicher, 
daß bei solchen Neuwahlen die tiefe Erbitterung und der soziale 
Haß, der gegen das preußische Junkertum vom Kaliber Heyde- 
brand und Oldenburg in den weitesten Kreisen des deutschen 
Volks herrscht, zum elementaren Ausbruch kommen würde. 

Auf der anderen Seite darf nicht verkannt werden, -daß die 
formelle Aufrechterhaltung der Junkerreaktion durch Beibe¬ 
haltung des bestehenden Wahlrechts ein immerhin nennens¬ 
wertes Hindernis zur Herbeiführung des Friedens bedeutet. 
Den regierenden Politikern des feindlichen Auslandes freilich, 
den Lloyd George und Clemenceau und ihren Helfershelfern, 
ist es völlig gleichgültig, wer in Preußen-Deutschland regiert, 
und ob dort ein junkerliches oder ein demokratisches Regiment 
herrscht. Wären wir mit England im Bunde, so würde der 
edle Januschauer von Lord Northcliffe und seinen literarischen 
Sauhirten ebenso als Hort der Freiheit, der Kultur und edler 
Menschensitte gefeiert werden, wie der nicht weniger edle 
russische Zar als solcher gefeiert worden war, solange er das 
russische Kriegsvieh auf die englische Schlachtbank trieb. 

Gerade die wüsten Angriffe der ausländischen Presse gegen 
die preußische Reaktionswirtschaft haben nicht zum wenigsten 
dazu beigetragen, dieser Reaktionswirtschaft das Leben zu 
verlängern, so daß man in der Tat sagen kann, die besten Ver¬ 
bündeten, die bisher die preußischen Junker in ihrem Kampfe 
gegen die deutsche Freiheit hatten, das waren die Lloyd 
George, die Clemenceau und vor allem die Wilson. Diese 
etwas übelriechenden Freiheitstrompeter haben mehr zur Kräf- 
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tigung der Reaktion in Preußen beigetragen, als irgendwer 
sonst. Immerhin würde der Zusammenbruch der preußischen 
Junkerwirtschaft durch die Durchführung der Wahlreform 
während des Krieges den Kriegshetzern im Auslande das Hand¬ 
werk wesentlich erschweren und die Ideologie der Friedens¬ 
parteien würde eine erhebliche Kräftigung erfahren. Insofern 
wäre also der „Sturz des alten Preußens“ schon während des 
Krieges gerade für die Abkürzung des Krieges oder wenigstens 
für die innere Zersetzung der Parteiverhältnisse im Auslande 
von Bedeutung. Ob bei der Unabsehbarkeit der Kriegs¬ 
dauer und bei dieser aktuellen Bedeutung der preußischen 
Wahlreform für die Länge des Krieges die militärischen Be¬ 
denken, die bisher noch der Anberaumung von Neuwahlen ent¬ 
gegengestellt werden, nicht doch noch zurückgesetzt werden 
müssen, steht dahin. Denkbar wäre, daß nach der Entscheidung 
der Dinge an der Westfront der geeignete Augenblick für 
gekommen gälte, und zwar dann erst recht, wenn nach einer 
militärischen Erledigung der Engländer auf dem Kontinent 
der Krieg doch noch weitergehen müßte. Das wird sich noch 
heraussteilen. Zunächst gilt es, die Kräfte zu sammeln für die 
kommende Entscheidung im Innern. Um die große Ausein¬ 
andersetzung mit den reaktionären Schichten kommen wir in 
Deutschland nicht herum. Und das ist gut so. 

Inzwischen beginnen die sagenhaften Umrisse des kommen¬ 
den Mitteleuropas sich allmählich in deutlicheren Konturen 
vom Kriegsfirmament abzuheben. Wie unwiderstehlich, wie 
unvermeidlich dieses Mitteleuropa als Ergebnis des Krieges 
geworden ist, geht vielleicht am deutlichsten daraus hervor, 
daß es sogar einen Kaiser Karl in seinen Dienst zwang. Mit 
seinen beiden ominösen Briefen hatte Karl sich nicht gerade 
als ein Vorkämpfer der Idee: Mitteleuropa erwiesen. Im 
Gegenteil, wenn etwas geeignet war, diese Idee in die Luft 
zu sprengen, so war es diese Briefschreiberei, die dem Ge¬ 
dächtnis des deutschen Volks niemals wieder entschwinden 
wird. Und doch sah sich ausgerechnet dieser Karl ein kleines 
Jährchen später gezwungen, den Gedanken Mitteleuropa ein 
kräftiges Stück vorwärts zu schieben. Wir setzen dabei voraus, 
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daß dem recht sensationellen Getue über die Zusammenkunft 
der beiden Kaiser im deutschen Hauptquartier etwas mehr zu¬ 
grunde liegt, als der Wunsch, den Eindruck des zweiten Karl- 
Briefes an den berufenen Sixtus in Deutschland etwas zu ver¬ 
wischen. Was bisher freilich über Inhalt und Ergebnis der 
Unterredungen im Hauptquartier „verlautbarte“ ist so wider¬ 
spruchsvoll wie nur möglich. Heute hieß es, die austropolnische 
Lösung der polnischen Frage sei nunmehr gesichert, am näch¬ 
sten Tage hieß es, davon sei gar keine Rede. Die Unter¬ 
haltungen seien von einer so überwältigenden Wichtigkeit ge¬ 
wesen, daß die polnische Frage dabei nur eine höchst neben¬ 
sächliche Rolle gespielt habe. Ebenso hieß es einmal, das 
neue und „vertiefte“ Bundesverhältnis solle in die Verfassungen 
beider Reiche hineingearbeitet werden, das andere Mal war das 
Gegenteil wieder richtig. Augenscheinlich liegt diesem an¬ 
mutigen Rätselraten die verschiedenartige Interessenkombina¬ 
tion von Berlin und Wien zugrunde. 

Doch sei dem, wie ihm wolle. Im ganzen scheint doch die 
Entwicklung einen kräftigen Schritt im Sinne der mitteleuropä¬ 
ischen Konsolidierung vorwärts getan zu haben. Und das be¬ 
grüßen wir als einen, wenn auch schon lange überfälligen 
Anfang, die Konsequenzen des Krieges für das Deutsche Reich 
wie für Oesterreich-Ungarn zu ziehen. Wir haben uns Oester¬ 
reich-Ungarn nicht aus freien Stücken zum Bundesgenossen 
erkoren. Die Natur der Verhältnisse selber hat uns zusammen 
gebracht. Der Krieg hat erwiesen, daß weder das eine noch 
das andere Reich für sich allein die Kraft hat, sich seiner 
Gegner zu erwehren. Sie sind beide aufeinander angewiesen. 
Aber der Krieg hat noch mehr erwiesen. Er hat gezeigt, daß 
es unmöglich bei einer äußerlichen, mechanischen Verbunden¬ 
heit sein Bewenden haben kann. Das Zusammenwirken muß 
sehr viel enger, es muß ein organisches werden. Und gerade 
hier ist noch viel, wenn nicht alles zu leisten. Zur Illustrierung 
dessen, was wir meinen, seien nur zwei kurze Meldungen über 
die Ernteerfassung im deutsch-österreichisch-ungarischen Wirt¬ 
schaftsgebiet nebeneinander gestellt, wie wir sie in der Berliner 
Presse fanden: 
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Wien, 17. Mai. 

Ministerpräsident Dr. Ritter v. Seidler erklärte gestern einer 
Abordnung der deutschen Agrarpartei, daß wahrscheinlich das 
Deutsche Reich, Oesterreich und Ungarn hinsichtlich der 'Auf¬ 
bringung der bevorstehenden Ernte als gemeinsames Gebiet werde 
behandelt werden un-d selbstverständlich auch ein gleichartiges 
‘ Aufbringungssystem annehmen werden. 

Das Kriegsernährungsamt teilt mit: 

,JEs kann nicht die Rede davon sein, daß Deutschland, Oester¬ 
reich und Ungarn als gemeinsames Aufbringungsgebiet behandelt 
werden. Von deutscher Seite muß allerdings verlangt werden, daß 
bei der Bewirtschaftung der Ernten die scharfen Maßnahmen, die 
in Deutschland durchgeführt werden, auch in der verbündeten Moii' 
archie Anwendung finden." 

Daß nicht bloß auf wirtschaftlichem Gebiete die gleichartige 
Durchführung „scharfer Maßnahmen“ in allen drei Ländern- 
notwendig ist, hat der Krieg erwiesen. Man wird annehmen 
dürfen, daß bei der Aussprache im Hauptquartier diese Ansicht 
sehr deutlich zum Ausdruck gekommen ist. Mehr wollen wir 
darüber hier und heute nicht sagen. 


H. CORNELIUS (Ord. Professor a. d. Universität Frankfurt a. M.): 

Die Gesellschaft der Nationen. 

Wir haben diesem Artikel des Frankfurter Hochschullehrers 
gern Aufnahme gewährt, da das Problem der „Gesellschaft der 
Nationen" in sozialistischen Kreisen heute viel erörtert wird. Wir 
wollen aber nicht verhehlen, daß wir selbst den Verwirklichungs- 
möglichkeiten dieses Gedankens beträchtlich skeptischer gegen¬ 
überstehen als Herr Professor Gurlitt. Der wesentliche Unter¬ 
schied zwischen seiner und unserer Auffassung besteht darin, 
daß Herr Gurlitt vor allem rechtstheoretisch an das Pro¬ 
blem herantritt, während wir in erster Linie ökonomisch zu 
denken gewohnt sind und daher glauben, daß die neue inter¬ 
nationale Rechtsordnung erst die Folge neuer internationaler 
W'/r/seftfl/tsordnungen sein kann. Daher wird sich unserer 
Meinung nach z. B, auch die von Gurlitt abstrakt geforderte 
Aufhebung aller Zollgrenzen als unmittelbares Ergebnis des 
Krieges nicht in der fhm vorschwebenden Restlosigkeit durch¬ 
führen lassen. Es wird stets auf die besonderen agrarischen 
und industriellen Lebensverhältnisse der einzelnen Länder und 
auf die jeweilige Eigenart fhrer wirtschaftlichen und politischen 
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Beziehunsren zu den verschiedenen Nachbarvölkern ankommen. 
Datresren unterschreiben wir manches von dem, was Herr Qurlitt 
über das vielberedete Selbstbestimmungsrecht der Völker sagt. 

K. H. 


U M dem Frieden den Charakter der Dauer zu verleihen, sollen sich 
die vertragschließenden Parteien bereit erklären, die Gesell¬ 
schaft der Nationen zu errichten, auf Grundlage des obligatorischen 
Schiedsgerichts und der allgemeinen Abrüstung, mit Aufhebung jedes 
Wirtschaftskrieges und Ausdehnung der parlamentarischen Kontrolle 
auf die auswärtige Politik.“ 

Der Gedanke, durch eine Gesellschaft der Nationen den Frieden 
für die Zukunft sicherzustellen, ist nicht bloß ln mehr oder minder 
einseitigen Wendungen bei der Cntentediplomatie zum Ausdruck ge¬ 
kommen, sondern hat auch unter den Politikern der Mittelmächte 
und der Neutralen seine Anhänger, lieber die Bedingungen aber, 
unter welchen eine solche Gesellschaft zusammentreten müßte, um der 
gestellten Aufgabe gerecht zu werden, herrscht noch keineswegs Klar¬ 
heit und Uebereinstimmung. 

Die oben angeführte Stelle aus dem Stockholmer Manifest spricht 
zunächst von der Errichtung der Gesellschaft der Nationen auf Grund 
des obligatorischen Schiedsgerichts. Die Frage, wie man sich die 
Verpflichtung der Nationen zur Unterwerfung unter die Aussprüche 
des Schiedsgerichts zu denken hat, d. h. durch welche Mittel dieses 
zu einem obligatorischen für die beteiligten Nationen zu machen ist, 
schließt das ganze Problem der staatsrechtlichen Gestaltung der ge¬ 
forderten Gesellschaft der Nationen in sich. Ich gehe daher von dieser 
Frage aus. 

Um sie zu beantworten, bedarf es nur des Vergleichs mit den ent¬ 
sprechenden VeHiältnissen zwischen den Angehörigen eines einheit¬ 
lichen Staates. 

Voraussetzung dafür, daß ein Richterspruch für die Parteien ver¬ 
pflichtende Geltung hat, ist die Geltung des Rechts, auf das er sich 
gründet. Diese Geltung ist ihrerseits abhängig von der Anerkenn-ung 
des Rechts seitens der Rechtsgenossen; um aber solcher Geltung 
jedesmal auch da versichert zu sein, wo böser Wille die Anerken¬ 
nung verweigern sollte, bedarf es der hinter dem Recht stehenden, 
gegenüber den streitenden Parteien einheitlichen, das ReCht schützen¬ 
den Macht, der „Staatsgewalt“, die durch den Schutz des Rechts 
Frieden und Ordnung in ihrem Machtbereich verbürgt. Wo die Macht 
nicht hinter dem Recht steht, ist dieses zur Ohnmacht verurteilt und 
damit in kürzerer oder längerer Frist dem Verfall ausgesetzt. 
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Dem Richtersprudi auf Grund des im Staat geltenden Rechts sind 
alle dem Staat ungehörigen Einzelpersonen und Gemeinwesen unter¬ 
worfen; für sie alle ist die Anerkennung des nach geltendem Recht 
gefällten Richterspruchs „obligatorisch“, weil hinter diesem Recht 
die Macht stöht, die seine Geltung erzwingen kann — immer voraus¬ 
gesetzt, daß der Staat tatsächlich die Macht besitzt und gegebenen¬ 
falls anwendet, welche seine ReClitsordnung aufrechterhält. 

Nur durch diese Macht ist für die Eiiialtung des Friedens im Ge¬ 
biet des Staates die Bürgschaft gegeben. Würden die Einzelpersonen 
oder einzelne Gemeinwesen im Staat über solche Machtmittel ver¬ 
fugen, durch die sie der Staatsgewalt überlegen wären, so wäre der 
Staat nicht mehr unbestrittener Herr seiner Friedensordnung. 

Diese Tatsachen sind allbekannt und mögen daher der Erwähnung 
nicht bedürftig erscheinen; ich erwähne sie nur um der Anw'endung 
w-illen, die alsbald von ihnen zu machen sein wird. 

Wenden wir uns von der Betrachtung der Verhältnisse zwischen 
den Angehörigen eines Staatswesens zu unserer Frage zurück, so 
finden wir, daß der Anerkennung des geltenden Rechts seitens der 
Rechtsgenossen im Staat in dem Falle der Gesellschaft der Nationen 
die Anerkennung der völkerrechtlichen Abmachungen seitens der Re¬ 
gierungen aller beteiligten Staaten entspricht. Dagegen sieht der 
Staatsgewalt, welche dort für die Aufrcchterhaltung dieser Anerken¬ 
nung bürgt, hier keine entsprechende einheitliche Gewalt gegenüber. 
Für die Fortdauer des vertragsmäßig geschaffenen Zustandes mit 
seinen völkerrechtlichen Bestimmungen ist vielmehr ausschließlich 
der gute Wüle der vertragschließenden Teile maßgebend. Durch 
diesen guten Willen aber kann die Unterwerfung der Nationen unter 
den Spruch des Schiedsgerichts nun und nimmermehr zu einer obli¬ 
gatorischen gemacht werden in dem Sinne, in welchem die richter¬ 
liche Entscheidung im Rechtsstaat für dessen Angehörige verpflich¬ 
tend ist, d. h. in dem einzigen Sinne, in welchem die Einrichtung der 
Schiedsgerichte die Bürgschaft für die Erhaltung des Friedens ge¬ 
währen könnte. Denn auch w'enn sich heute alle Regierungen der 
jetzt kriegführenden Staaten mit dem besten Willen zur künftigen 
Achtung schiedsrichterlicher Entscheidungen verpflichteten, so be¬ 
steht doch kein Schatten einer Gewähr dafür, daß Sie sich im Kon¬ 
fliktsfalle an eine solche Zusage halten werden. Wenn irgend etwas, 
so konnte uns das die Erfahrung des Weltkriegs lehren, daß völker¬ 
rechtlichen Abmachungen keine bindende Gewalt im Konfliktsfall zu¬ 
kommt. Es bedarf also, um das Schiedsgericht für die Beteiligten 
obligatorisch zu machen und damit — gemäß der Erklärung des 
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Stocidiolmer Manifests — den Qrund für die Gesellschaft der Nationen 
zu legen, einer anderweitigen Bürgschaft für die Geltung der Schieds¬ 
sprüche. 

Wo eine solche Bürgschaft zu suchen und wie sie zu verwirklichen 
ist, darüber läßt die Analogie mit dem vorher betrachteten Fall keinen 
Zweifel, Um die Anerkennung der Schiedssprüche zu garantieren, 
bedarf es der hinter der Rechtsordnung, hier also hinter den völker¬ 
rechtlichen Abmachungen stehenden einheitlichen Macht, welcher die 
Machtmittel der streitenden Parteien keinen Widerstand entgegen¬ 
zusetzen vermögen. 

Bisher stand hinter den internationalen Vereinbarungen eine solche 
Gewalt nicht. Alle völkerrechtlichen Bestimmungen waren vielmehr 
nur durch die Gesamtheit der vertragschließenden Nationen verbürgt 
und sobald zwischen diesen ein Konflikt ausbrach, der sie in ungefähr 
gleich starke Parteien spaltete, war es um' die Geltung der getroffe¬ 
nen Vereinbarungen geschehen. Das einzige Mittel, um auch hier, 
auf dem völkerrechtlichen Gebiet, jene einheitliche Zentralgewalt zu 
schaffen, die gegen alle Friedensstörer die Rechtsordnung aufrecht¬ 
zuerhalten vermag, würde darin bestehen, daß die zur Gesellschaft der 
Nationen zusammentretenden Staaten auf ihre sämtlichen zur Krieg¬ 
führung erforderlichen Machtmittel — vor allem also auf alle militäri¬ 
schen und diplomatischen Einrichtungen — zugunsten einer zu bilden¬ 
den einheitlichen obersten Leitung verzichteten. Nur durch eine mit 
diesen Machtmitteln ausgestattete Zentralgewalt kann die Geltung 
für die zwischen den betreffenden Nationen geschlossenen völker¬ 
rechtlichen Verträge und die Anerkennung der Schiedssprüche ver¬ 
bürgt und damit der Friede ebenso dauernd gesichert werden, wie 
die Rechtsordnung und damit der Friedenszustand zwischen den An¬ 
gehörigen eines einheitlichen Staatswesens durch dessen Staatsgewalt 
verbürgt wird. 

Ein Vorschlag wie dieser mag manchem auf den ersten Blick welt¬ 
fremd und doktrinär erscheinen. Demgegenüber sei zunächst darauf 
hingewiesen, daß die historische Entwicklung der heutigen großen 
Staatswesen sich tatsächlich in der angegebenen Richtung vollzogen 
hat, und daß auf Grund dieser Entwicklung bereits heute die Möglich¬ 
keit kriegerischer Verwicklungen auf ein gegen früher wesentlich ver¬ 
ringertes Maß beschränkt worden ist. 

Zwei Beispiele! 

Zu Dantes Zeit führten die Städte Florenz und Siena erbitterten 
Krieg gegeneinander. Nach der Niederlage der Florentiner an der 
Arbia hatten die Sienesen nichts Geringeres im Sinn, als Florenz vom 
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Erdboden zu vertllcren; der Plan kam zum Glück nicht zur Ausfüh- 
runs:. Heute ist der alte Haß nicht mehr vorhanden; wäre er aber 
auch noch so trroß wie zu Dantes Zeiten, so würde er doch nicht mehr 
zu kriesrerischen Konflikten führen. Die Mocrlichkeit des Krieges 
zwischen Florenz und Siena ist dadurch beseitis:t. daß beide Gemein¬ 
wesen Teile eines einheitlichen Staates geworden sind und ihre Macht¬ 
mittel auf diesen fibertratren haben. 

Wie damals zwischen Florenz und Siena, so bestand in späterer Zeit 
zwischen verschiedenen deutschen Stämmen Feindschaft und Krieg. 
Der alte Stammeshaß zwischen Bavern und Preußen lebt bekanntlich 
heute noch bei einer nicht unbeträchtlichen Zahl von Angehörigen des 
ersteren Stammes fort; wenn er auch nicht zu solchen Zwistigkeiten 
führt, wie die’ Feinde der deutschen Einheit sie wünschen möchten. 
Krieg aber zwischen Bayern und Preußen, wie er noch lß66 bestand, 
ist heute nicht mehr möglich, weil die einst verfeindeten Staatswesen 
als Glieder eines einheitlichen umlassenden Staatsgebildes diesem die 
Leitung ihrer diplomatischen Einrichtungen und die Verfügung über 
ihre militärischen Machtmittel übertragen haben. 

Das zweite Beispiel belehrt uns zugleich darüber, daß eine Entwick¬ 
lung der besprochenen Art sich auch da in kurzer Frist vollziehen 
kann, wo sie zeitgenössischen Politikern unmöglich scheint. Niemand 
würde es vor 1870 für möglich gehalten haben, daß Bayerns König 
jemals das Recht der souveränen Entscheidung über auswärtige An¬ 
gelegenheiten und der Verfügung über seine Heeresmacht an eine 
andere Behörde übertragen würde. Heute dagegen kann kein Denken¬ 
der daran zweifeln, daß es für die Wohlfahrt des bayerischen Volkes 
keinen anderen Weg gab als denjenigen, den König Ludwig TL im An¬ 
schluß an Bismarcks Gedanken beschrift. 

Die durchgeführte Betrachtung zeigt, daß die geforderte Gesell¬ 
schaft der Nationen nur dann ihren Zweck der Erhaltung des dauern¬ 
den Friedens erfüllen kann, wenn die sämtlichen beteiligten Staaten 
den erforderlichen Teil ihrer Souveränitätsrechte einer einheitlichen 
Oberleitung abtreten. Wie weit die kriegführenden Regierungen hierzu 
beim Friedensschluß bereit sein werden, ist nicht vorauszusehen; im 
Munde derjenigen Regierungen aber, die dazu nicht bereit sind, bleibt 
die Forderung des Völkerbundes zur Sicherung dauernden Friedens 
eine unwahre Phrase. 

Auf alle Fälle aber ist es politische Pflicht derjenigen Staaten, denen 
es mit der Forderung des dauernden Friedens Ernst ist, alle Schritte 
zu tun, die zu jener Zentralgewalt führen können und alles zu unter¬ 
lassen, was einer entgegengesetzten Entwicklung Vorschub leistet. 
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Kann auf den Zusammenschluß der verfeindeten Staaten zur Gesell¬ 
schaft der Nationen vorerst nicht gerechnet werden, so ist von unserer 
Seite als nächstes und erreichbares Ziel nur eben die Bildunc: einer 
mötrlichst umfassenden staatsrechtlichen Organisation der im Vorigen 
bezeichne+en Art anzustrelien. die mit solcher Macht ausgestattet ist, 
daß sie den Rechtsschutz auch gegen widerstrebende Elemente durch- 
zufiihren in der Lage ist. Die während des Krieges verwirklichte 
einheitliche militärische Leitung der Zentralmächte hat für die Er¬ 
füllung dieser Forderung die denkbar beste Grundlage geschaffen; es 
wird sich nur darum handeln, diese Einheit zu erhalten und staats¬ 
rechtlich weiter auszubauen iind sie durch den Beitritt weiterer 
Staaten zu stärken. Die Gelegenheit hierfür ist durch die Friedens¬ 
schlüsse im Osten teils gegeben, teils ohne Schwierigkeit zu schaffen. 
Sache einer zielbewußten, vorausschauenden Politik ist es, diese 
Gelegenheit sowohl bei der Feststellung der staatsrechtlichen Ver¬ 
hältnisse der „Randstaaten", als auch bei den weiteren Friedens¬ 
schlüssen im oben dargelegten Sinne zu benützen. 

Die erste Forderung, die hierfür zu erfüllen ist, ist eine negative. 
Es würde im Sinne der hier wieder^egebenen Betrachtungen den 
schwersten politischen Fehler bedeuten, wenn man die infolge der 
Friedensschlüsse zu schaffenden oder wiederherzustellenden kleineren 
Staatswesen mit lenen Souveränitätsrechten erstehen ließe, deren Ab¬ 
tretung an eine Zentralgewalt zur. Sicherung des Weltfriedens gefor¬ 
dert werden muß. 

Nach dieser Erkenntnis zu handeln, wird ein großer Teil der heutigen 
Politiker durch eine Lehre verhindert, der zwar ein richtiger Gedanke 
zugrunde liegt, die aber in die Form eines unklaren Dogmas gefaßt 
zu werden pflegt. Es gilt zunächst diese Unklarheit zu beseitigen. 

Die Lehre vom Selbstbestimmungsrecht der Nationen leidet an einer 
Unklarheit vor allem durch den Gebrauch, den sie von dem Begriff 
des Rechts macht. 

Von Recht wird herkömmlicherweise in doppeltem Sinne geredet. 
Juristisch versteht man unter Rechten einer Person die Ansprüche, 
welche dieser Person gemäß dem geltenden Recht zustehen und zu 
deren Verteidigung gegen jeden Eingriff sie die Gewalt anrufen kann, 
die den Rechtsschutz aufrechterhält. Außerhalb der juristischen Fach¬ 
kreise aber liebt man es, als „Rechte" auch solche Ansprüche zu be¬ 
zeichnen, die zwar keineswegs vom geltenden Recht anerkannt sind, 
die aber nach der Meinung des Sprechenden „gerechterweise" von 
demselben anerkannt sein sollten: wie man etwa vom Recht der 
Menschen auf Glück oder vom Recht auf Arbeit redet. Man nennt 
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solche Ansprüche wohl natürliche Rechte, und ich will sie auch hier 
so bezeichnen. 

Von diesen beiden Rechtsbegriffen hat in der Welt der Wirklichkeit 
nur der erste ein Heimatsrecht. Mag ein natürliches Recht durch 
noch so gewichtige allgemein menschliche oder philosophische Gründe 
gestützt sein; in der Wirklichkeit kann es sich erst dann durchsetzen, 
wenn es zu einem Recht der ersten Art, zu geltendem Recht geworden 
ist, d. h. wenn es die Macht hinter sich hat, durch die es gegen jeden 
Eingriff geschützt wird. 

Gehört das Selbstbestimmungsrecht der Nationen zum natürlichen 
oder zum geltenden Recht? Die Frage kann heute nur im ersten 
Sinne beantwortet werden. Das Selbstbestimmungsrecht der 
Schwächeren — nur an dieses pflegt man bei jener Lehre zu denken, 
da die Stärkeren sich nicht auf ihr Selbstbestimmungsrecht, sondern 
auf ihre Macht stützen — ist bisher nicht durch eine Macht geschützt, 
die ihm gegen entgegenstehende Tendenzen mächtigerer Nationen 
zur Verwirklichung verhilft. Redet man trotzdem in der Politik vom 
Selbstbestimmungsrecht der Völker, so kann dies folgerichtig nur in 
dem Sinne geschehen, daß man es als politisches Ziel lietrachtet, also 
es verwirklichen, d. h. zu geltendem Recht machen will. 

Ist hiermit die erste Unklarheit beseitigt, so erheben sich an deren 
Stelle die Fragen, welche die eben genannte Verwirklichung des 
Selbstbestimmungsrechts betreffen: erstlich die Frage, wie die Macht 
zu schaffen ist, die dieses Recht schützen soll; zweitens die Frage, 
welche Ansprüche zu den so zu schützenden gerechnet werden sollen. 

Auf die erste dieser Fragen geben die bisherigen Ausführungen die 
Antwort. Nur durch die Angliederung an eine Gemeinschaft, die durch 
ihre Macht den Rechtsschutz aufrechterhält und durch Vebertragung 
ihrer eigenen Machtmittel auf diese Gemeinschaft kann die Geltung 
des Selbstbestimmungsrechts der schwächeren Nationen verwirklicht 
werden. 

Oder sollte es noch jemanden geben, <Ier da glaubte, daß die 
Rechtsidee für sich stark genug sein könnte, um das Selbstbestim¬ 
mungsrecht der Schwachen gegen die Uebergriffe der Mächtigen zu 
schützen? Wir leben nicht in Wölkenkuckucksheim; noch nirgends in 
der Geschichte hat die Rechtsidee den Sieg davongetragen, wenn die 
Uebermacht auf seiten des Unrechts war. Wir alle wollen, daß das 
Rechte und Gute siege: aber diesen Willen können wir nicht durch 
ideale Redensarten, sondern nur dadurch beweisen, daß wir ihn zur 
Tat machen, indem wir die Gewalt schaffen, die dem Recht zum 
Sieg verhilft. 
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Im engsten Zusammenhang mit dieser Forderung steht die Antwort, 
die auf die zweite Frage zu geben ist. 

Daß Freiheit die erste Bedingung mensdhenwürdigen Daseins ist 
darüber ist die deutsche Philosophie seit Kant mit den von der Fran¬ 
zösischen Revolution aufgestellten Grundsätzen einer Meinung. Nur 
darf unter Freiheit nicht Willkür verstanden werden. Vielmehr ist 
Freiheit in dem Sinne gemeint, den einst in der Jugendzeit der ameri¬ 
kanischen Demokratie Winthrop vor einem freien Volk unter dem 
stürmischen Beifall seiner Zuhörer bestimmte: die Freiheit, ohne 
Furcht tun zu dürfen, was gut und gerecht ist. Diese Freiheit ist es, 
die dem Bürger des Rechtsstaates durch die Gesetze garantiert wer¬ 
den soll: in erster Linie die freie Entwicklung seiner Persönlichkeit. 
Ihre Grenze aber findet die Freiheit überall an der .4ufrechterhaltung 
der Gesetze: die Freiheit, den Frieden zu stören, wird niemandem 
zugestanden. 

Uebertragen wir diese Freiheitsforderung auf die Nationen, so wird 
für diese etwas mehr zu beanspruchen sein, als was Herr Wilson mit 
den Worten: „Sichei^heit des Lebens, des Gottesdienstes, der indivi¬ 
duellen und sozialen Entwicklung“ bezeichnet hat. In erster Linie 
wird neben diesen Forderungen diejenige der Selbstverwaltung sowie 
einer den Stammesgewohnheiten entsprechenden Ausbildung des 
positiven Rechts und der Art der Rechtsprechung zu nennen sein. 
Ob mit diesen Forderungen auch diejenige gesonderter Staatenbil¬ 
dung für die nationalen Minderheiten in gemischtsprachigen Gebieten 
zu verknüpfen wäre, erscheint zweifelhaft und soll hier nicht näher 
untersucht werden; die Möglichkeit mag immerhin bestehen. Was 
aber weder für die fetzt bestehenden, noch für die künftig zu be¬ 
gründenden nationalen Kleinstaatsgebilde als Bedingung der Freiheit 
beansprucht werden könnte, ist die Souveränität im herkömmlichen 
Sinne: die eigene Diplomatie und die eigenen Kanonen. 

Nicht die vom sogenannten „Nationalitätenprinzip“ geforderte 
staatliche Einheit jeder Nationalität innerhalb natürlicher geographi¬ 
scher Grenzen, wohl aber die zuletzt genannten Attribute solcher 
staatlichen Einheit sind es, die als ständige Gefahr für den Welt¬ 
frieden zu bekämi>fen sind. So sicher man es als wünschenswert 
bezeichnen darf, daß einer jeden kulturfähigen Nationalität staat¬ 
licher Zusammenschluß und damit freie Kulturentwicklung gemäß 
ihrer nationalen Eigenart beschieden sei, so wenig hängt die Erfül¬ 
lung dieses Wunsches davon ab, daß die nationalen Staatsgebilde sich 
auch jene Attribute der Souveränität Vorbehalten. Wir haben viel¬ 
mehr gerade in diesem Kriege gesehen, wie wenig durch solche Schein- 
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Souveränität die freie Selbstbestimmung der Nationen sidhergestellt 
wird. Eigene Diplomatie und eigene Kanonen können auch dem 
tapfersten kleinen Volk nicht zur Erhaltung seiner politischen Selbst¬ 
bestimmung gegenüber dem Druck eines übermächtigen Nachbarn 
oder gegen eine Koalition von Großmächten verhelfen. 

Nicht in der Erfüllung eitler Souveränitätssucht, sondern nur im 
Zusammenschluß zur Einheit größerer, übernationaler Staatsgebilde 
können die kleineren Nationen die dauernden Bedingungen friedlicher 
und freier Entwicklung finden. Daß mit dem Aufgeben jener Souve¬ 
ränitätsrechte, die an den übergeordneten Staat abgetreten werden 
müssen, die kleineren Gemeinwesen nicht etwa Gefahr laufen, sich 
in jenen Gesamtstaat aufzulösen, daß sie vielmehr gerade um so 
ireier sich ihren nationalen Kulturaufgaben widmen können, je weniger 
sie ihre Kräfte für jene an die Zentralgewalt abzugebenden Aufgaben 
opfern müssen, zeigt besser als alle theoretischen Erörterungen das 
Beispiel desjenigen Bundesstaates, der heute den geforderten Zu¬ 
sammenschluß einer Mehrheit von Nationalitäten zum Einheitsstaat 
in vorbildlicher Weise verwirklicht: die schweizerische Eid¬ 
genossenschaft. 

Auf eine zweite Konsequenz des geforderten Zusammenschlusses 
soll hier nur mit einem Wort hingedeutet werden. Der Zusammen¬ 
schluß einer Mehi^heit von Staatsgebilden würde - niemals ohne 
dauernde Widerstände zu erhalten sein, wenn er nicht durch gemein¬ 
same wirtschaftliche Interessen der Beteiligten gefestigt wird. Bünd¬ 
nisse sind veränderlich mit den wechselnden Interessen der Ver¬ 
bündeten; erst dadurch, daß man diese Interessen zusammenschmiedet, 
werden auch die Bündnisse dauernd. Solcher wirtschaftlicher Zu¬ 
sammenschluß aber ist nur zu erreichen durch die Beseitigung der 
Zollgrenzen zwischen den zu verbindenden Staatswesen. 

So schwierig diese Bedingung vor dem Krieg zu erfüllen gewesen 
wäre, so unmöglich sie noch heute denjenigen Politikern erscheinen 
mag, die sich von der Rechnung mit der Wiederkehr der früheren 
Zustände nicht losmachen können, so gering sind tatsächlich die 
Hindernisse, die sich jetzt für Handel und Industrie aus der Ver¬ 
einigung bisher getrennter Zollgebiete ergeben würden. Hat doch 
unsere ganze Industrie durch den Krieg eine so vollständige Ver¬ 
änderung ihrer Orientierung erfahren, daß sie beim Friedensschluß 
von neuem vor der Notwendigkeit völliger Umgestaltung ihrer Ein¬ 
richtungen steht: so daß für eine unter normalen Verhältnissen kaum 
zu ertragende Aenderung der Bedingungen, wie sie die Beseitigung 
bisheriger Zollgrenzen mit sich bringen würde, beim kommenden 
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Friedensschluß der Augenblick so günstig sein wird, wie niemals ver¬ 
öde r nachher. 

Würde die QescllsChaft der Nationen ihr letztes Ziel erreichen, also 
alle Nationen des Erdkreises umfassen, so würde mit der Erfüllung 
der im Vorigen bezeichneten Bedingungen der Rest der Forderungen 
von selbst erledigt sein, die der angeführte Satz des Stockholmer 
Manifests formuliert. Allgemeiner Abrüstung und parlamentarischer 
Kontrolle der auswärtigen Politik würde es nicht mehr bedürfen, weil 
Rüstungen zwecklos und auswärtige Politik ein sinnloser Name ge¬ 
worden sein würden. Ehe es aber zur Erreichung dieses idealen Zu¬ 
standes kommt, wird die allgemeine Abrüstung nicht durchzuführen 
sein. Die parlamentarische Mitwirkung in der äußeren Politik dagegen 
würde entbehrlich werden, sobald die Gesellschaft der Nationen sich 
von vornherein auf die rein defensive Verwendung ihrer Machtmittel 
beschränkte: eine Forderung, die nur eine logische Folge der durch¬ 
geführten Ueberlegungen sein würde. Daß in der Gesellschaft der 
Nationen unter den im Vorigen bezeichneten Bedingungen von keinem 
Wirtschaftskriege die Rede sein könnte, ist ebenso unmittelbar zu 
erkennen. 

Wann freilich dieses Ideal zu verwirklichen sein wird, ist nicht ab¬ 
zusehen. Wie es aber auch mit der Erreichung von Idealen bestellt 
sein mag: dem Realpolitiker müssen die Ideale zum mindesten die 
Richtung für sein Handeln vorzeichnen. Nur auf dem angegebenen 
Wege aber ist dem Ziele näherzukommen, das alle Politiker heute als 
das ihrige bezeichnen: die Erreichung des dauernden Friedens. Und 
nur auf diesem selben Wege ist der Zustand zu verwirklichen, von 
welchem Kant in der Schrift zpm ewigen Frieden spricht: 

„Für Staaten im Verhältnis untereinander kann es nach der Ver¬ 
nunft keine andere Art geben, aus dem gesetzlosen Zustande, der 
lauter Krieg enthält, herauszukommen, als daß sie, ebenso wie ein¬ 
zelne Menschen, ihre w'ilde (gesetzlose) Freiheit aufgeben, sich zu 
öffentlichen Zwangsgesetzen bequemen und so einen (freilich immer 
wachsenden) Völkerstaat (civitas gentium), der zuletzt alle Völker 
der Erde befassen würde, bilden.“ 
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JOHANN FLENQE; 

Patriotismus und Kosmopolitismus 
heute wie einst! 

U NSER wissenschaftlicher Sozialismus stammt, wie wir oft und 
gerne rühmen, in gerader Linie aus der großen deutschen Philo¬ 
sophie. Aber der geistige Stammbaum ist nicht ganz einfach. Gerade 
in diesen Tagen, wo wir uns aus Anlaß des hundertjährigen Gedenk¬ 
tages auf die geistigen Anfänge von Marx besinnen, werden die 
meisten bei 'der Erinnerung an unsere klassische Philosophie vor allem 
den übermächtigen Einfluß des Hegelschen Denkens vor Augen haben, 
aus dem Marx seine bewegliche dialektische Methode und die Größe 
seiner Geschichtsauffassung übernommen hat. Aber wenn so die 
geistige Schulung, sozusagen der Intellekt des wissenschaftlichen 
Sozialismus, zum guten Teil aus dem mütterlichen Schoße der Hegel¬ 
schen Philosophie entstanden ist, so ist sein Wille, nach Schopenhauer 
das väterliche Erbteil, zum guten Teil aus der lebendigen Erneuerung 
der starken Energie Fichtes geboren. Als Marx die wissenschaftliche 
Erkenntnis zum umstürzenden Beireiungsmittel der gesellschaftlichen 
Praxis machte, ging er gewissermaßen, allerdings ohne das selbst 
so klar zu sehen, aus der kühlen Altershaltung der Hegelschen Welt¬ 
betrachtung auf die weiter neuernde, ewig jugendliche Tatkraft Fichtes 
zurück. Und noch sehr viel bestimmter steht Fichte als das vor¬ 
wärtstreibende Vorbild hinter Lassalle. Da ist er der eigentliche 
Heilige! Charakteristisch genug für die Stellung beider in der Ge¬ 
schichte des Sozialismus. Marx, der große Theoretiker, kommt von 
Hegel! Lassalle, der Praktiker, wesentlich von Fichte! 

Man hat sich im Weltkrieg unendlich oft auf Fichte berufen, und 
bekanntlich sogar eine neue Fichte-Gesellschaft gegründet, weil man 
glaubte, daß durch eine solche Anknüpfung an die Vergangenheit der 
Geist von 1914 am besten fortleben würde. Fichte hat ja die „Reden 
an die deutsche Nation" gehalten. Er ist der eigentliche Herold des 
deutschen Nationalismus gewesen, den alle eigentlich nur wiederholen, 
die späterhin die Welt am deutschen Wesen genesen lassen wollen. 
Seine Worte werden mit immer neuer Kraft lebendig, wenn sich unser 
Volk auf seine tiefsten innersten Kräfte besinnen muß. 
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Und dazu ist er, merkwürdig genug, der Lobredner des „ge¬ 
schlossenen Uandelsstaates", also der ganz grundsätzlichen Durch¬ 
führung einer vom Weltverkehr abgetrennten „Kriegswirtschaft“, und 
das in einer Zeit, in der sonst überall der aufsteigende Kapitalismus 
mit seiner Lorderuiig des staatlich ungehemmten Wirtschaftsverkehrs 
in der freien Weltwirtschaft stärker und stärker gegen die alten 
Schranken anzudrängen begann. Merkwürdig genug und doch natür¬ 
lich genug! Denn der Philosoph der Willenstat verlangte in sich 
selbst den ganz klaren und einheitlichen Willen. Und so verlangte 
er im Staate die herrschaft des klaren und einheitlichen Staatswillens 
und darum ein Wirtschaftsleben, das dem Staate ganz gehorchte 

und darum nicht über die staatlichen Grenzen hinausging. Was für 

« 

uns eine Not geworden ist, war für Pichte eine Tugend, und so weit 
es klug ist, aus der Not eine Tugend zu machen, tut man gut, sich 
auf ihn zu berufen. 

Wäre nun Pichte nur Nationalist und nur Doktrinär der Durch- 
staatlichung des Wirtschaftslebens gewesen, so könnte er als weiter¬ 
wirkendes Vorbild durch die Lnge seiner Auffassung unsere Zukunft 
sehr gefährden, so stark er auch alle besonderen Kräfte der Nation 
in Bewegung zu bringen weiß, und so bewußt er diese Kräfte zur 
klaren Linheit zusammenfassen möchte. 

Aber Fichte war meJir. Lr war ein Apostel der Menschheils¬ 
entwicklung und ein Weltbürger und blieb das, als er Deutscher ge¬ 
worden war. 

So ergibt sich eine außerordentlich bedeutsame geschichtliche 
Parallele. Damals der leidenschaftliche Finzeldenker, der sich zum 
geistigen Führer seines Volkes berufen glaubte. Heute eine ganze 
Partei, die die deutschen Massen führen will. Aber hier wie dort 
dieselbe Aufgabe der Neueinstellung der letzten Lebensziele. Fichte 
hat für seine Person unter dem Lindruck des napoleonischen Er¬ 
oberungszuges denselben Weg durchmachen müssen, den der Welt¬ 
krieg der deutschen Sozialdemokratie aufgezwungen hat. Von der 
unvermittelten Hingabe an die Menschheit zur Besinnung auf die 
eigene Nation und die Arbeit im Staate. Und genau wie der heutige 
Sozialismus hielt Fichte daran fest, daß Kosmopolitismus und Patrio¬ 
tismus vereinigt werden müßten und vereinigt werden könnten. 

Er sprach das aus, indem er mit stärkster Betonung seiner deutschen 
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Nationalg^esinniing, es klingt wie eine agitatorische Uebertreibung aus 
jüngster Gegenwart, „jenen dunklen, verworrenen Begriff eines be¬ 
sonderen preußischen Patriotisums“ als „eine Ausgeburt der Lüge und 
der ungeschickten Schmeichelei“ von sich wies. Gerade gegen die 
Vertreter eines rein partikularistischen Patriotismus, die die ganze 
Weisheit der Vaterlandsliebe in einem blinden Lob aller Regierungs¬ 
maßregeln finden wollten, schrieb er 1806 sein erstes Gespräch über 
den „Patriotismus und sein Gegenteil“, aus dem einige Sätze heute 
unsere ganze Aufmerksamkeit verdienen. Von den beiden Unter¬ 
rednern vertritt A. den Partikularismus, B. den eigenen Standpunkt 
Fichtes. 

B.: Ohne Zweifel soll doch der Patriotismus ein Gegensatz und 
eine weitere Bestimmung des Kosmopolitismus sein? 

A. : Mag sein. 

B. : Wir würden daher den Patriotismus begreifen, wenn wir zu¬ 
erst wüßten, was.Kosmopolitismus sei, und sehen, wie dieser weiter 
im Patriotismus bestimmt werde? 

A. : Mag auch sein. 

B. : Kosmopolitismus ist der herrschende Wille, daß der Zweck 
des Daseins des Menschengeschlechts im Menschengeschlecht wirk¬ 
lich erreicht werde. Patriotismus ist der Wille, daß dieser Zweck 
erreicht werde zuerst in derjenigen Nation, deren Mitglieder wir 
selber sind, und daß von dieser aus der Erfolg sich verbreite über 
das ganze Geschlecht. 

A. : Nun, das will ich einmal annehmen. 

B. : Es wird Ihnen, wenn Sie den aufgestellten Begrif noch mehr 
in der Nähe ansehen, zugleich einleuchten, daß es gar keinen 
Kosmopolitismus überhaupt wirklich geben könne, sondern daß 
in der Wirklichkeit der Kosmopolitismus notwendig Patriotismus 
werden müsse. 

A. : Ich bin nicht Freund vom Ansehen in der Nähe; ich habe 
dagegen meine Gründe. 

B. : Wo irgend der herrschende Wille ist, daß der Zweck des 
Menschengeschlechts erreicht werde, da bleibt dieser Wille nicht 
untätig, sondern er bricht aus, arbeitet und wirkt nach seiner 
Richtung. Er kann aber nur eingreifen in die nächsten Umgebungen, 
in denen unmittelbar als lebendige Kraft er lebt und da ist. So 
gewiß er nun in irgendeinem Staate lebt, so stehen diese Um¬ 
gebungen unter den Wirkungsmöglichkeiten des Staates, in denen 
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er lebt, welcher Staat durch seine eigene organische Einheit sich 
scheidet von der übrigen Welt und so die Wirksamkeit seines guten 
Bürgers innerhalb seiner selbst, in seinem Medium und nach seinen 
Gesetzen fortleitet. Und so wird denn jedweder Kosmopolit ganz 
notwendig vermittelst seiner Beschränkung durch die Nation Patriot. 
Und jeder, der in seiner Nation der kräftigste und regsamste Patriot 
ist, ist eben darum der regsamste Weltbürger, in dem der letzte 
Zweck aller Nationalbildung immer doch der ist, daß diese Bildung 
sich verbreitet über das Menschengeschlecht” 

Sprache und Ideen von damals klingen anders als Sprache und 
Ideen von heute. Aber wenn wir da, wo Fichte sagt, „Zweck der 
Menschheit”, unsererseits einsetzen: „Sozialismus”, so paßt die Stelle- 
für uns. Und gerade diese Veränderung der Worte ist die eigent¬ 
liche Erfüllung des Fichteschen Gedankens. 

Hat man aber Fichte darin begriffen, so kann man auch Fichtes 
Abhandlung: „Inwiefern Machiavellis Politik auch noch auf unsere 
Zeiten Anwendung habe”, die erfreulicherweise jetzt bei Reclam 
erschienen ist, mit großem Nutzen lesen. Und ganz allgemein ist es 
jedem Sozialisten und namentlich jedem Marxisten nur zu empfehlen, 
sich mit Machiavelli aufmerksam zu beschäftigen. Denn die Frage, 
wie weit der rücksichtslose Machtkampf als Durchgangsmittel zur 
Herstellung der gesellschaftlichen Ordnung unvermeidlich ist, ist die 
allgemeine Frage hinter dem Buche des Machiavelli, die jener aus den 
Erfahrungen und den Bedingungen seiner Zeit beantwortete. Die 
Lehre vom Klassenkampf ist ja nur ein Unterkapitel aus der allge¬ 
meinen Lehre von der Bedeutung des Kampfes in der Geschichte 
der Gesellschaftsentwicklung. 

Solange keine feste Organisation der Staaten da ist, muß der Staat, 
der geschichtlich dazu berufen scheint, den Zweck der Menschheit, 
den Sozialismus zu verwirklichen, auch so stark sein, daß er diesen 
Zweck ausführen kann und muß sich seine Garantien dafür schaffen. 
Fichte ist zu dieser Folgerung fortgegangen. Der heutige Sozialismus 
wird es ebenfalls müssen, ohne daß er damit seine Menschheitsziele 
verrät. 
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WILLY ALTSCHUL: 

Ein Friedenswerk im Kriege. 

A lle Kräfte des Reiches müssen in den Dienst der Friedensvor¬ 
bereitung gestellt sein; wohl kann der furchtbare Wall der Feinde 
Deutschlands durch Waffengewalt niedergerungen werden, aber der 
ruhige Qenuß, das Festhalten des schwer Errungenen wird erst durch 
kulturelle und soziale Gemeinschaftsarbeit dauernd gesichert. 

Wir deutschen Sozialdemokraten blicken mit Stolz darauf, daß die 
Siedeglut des Nationalismus, die auch ausländische Klassengenossen 
und Bruderparteien ergriffen hatte, uns den klaren Blick für das 
große Menschheitsziel, die Befreiung des Proletariats nicht getrübt 
hat. — Wir werden weiter fremde Errungenschaften annehmen, doch 
zugleich stärker und überzeugter als bisher den andern Staaten 
unsere vorgeschrittene soziale Gesetzgebung und proletarische Or¬ 
ganisation übermitteln. 

So wurden auf der Berner internationalen Gewerkschaftskonferenz 
von 1917, die freilich von den Gewerkschaften der feindlichen Staaten 
boykottiert worden war, sowie jüngst vom Hauptausschuß des Deut¬ 
schen Reichstags Entschließungen angenommen, welche die Aufnahme 
sozialpolitischer Sohutzbestimmungen in den internationalen Friedens¬ 
vertrag sichern sollten. Sind diese Bestrebungen, solange der Krieg 
noch immer wütet, keine Zukunftsmusik? Nein, sie haben bereits 
ihren ersten, großen und, wie wir wünschen, dauernden gesetzgebe¬ 
rischen Niederschlag in dem besetzten Belgien gefunden: Der General¬ 
gouverneur in Belgien hat eine Verordnung über die obligatorische 
Kranken-, Invaliden- und Altersversicherung von Arbeitern und An¬ 
gestellten in Flandern und Wallonien erlassen. 

Sie bedeutet eine Umwälzung der gesamten belgischen Sozialver¬ 
fassung; den deutschen Grundsatz des Versicherungszwanges, der 
die sozialen Ordnungen der andern Industriestaaten erschüttern sollte, 
hatte Belgien im wesentlichen bisher nur bezüglich eines beschränkten 
Personenkreises, nämlich der Bergarbeiter und auch hier nur im 
Gebiete der Altersversicherung angewandt. 

Die Unfallversicherung, die im Jahre 1903 durch Gesetz ein¬ 
geführt wurde und annähernd gleiche Leistung wie die deutsche ge¬ 
währte, gab zwar jedem Arbeiter einen Entschädigungsanspruch bei 
Betriebsunfällen, welcher ex lege sich an das Beschäftigungsverhält¬ 
nis knüpfte, aber dieser Anspruch war zu keinem öffentlich-rechtlichen 
erhoben wie der des deutschen Unfallbeschädigten gegen die Berufs¬ 
genossenschaft, sondern blieb ein privat rechtlicher im ordentlichen 
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Rechtsweg gegen den Betriebsunternehmer verfolgbarer, für den aller¬ 
dings im Falle des Unvermögens der Staat die Haftbarkeit übernahm; 
im übrigen war der Zutritt zu einer Kranken-, Invaliden- und Alters¬ 
versicherung durchaus Sache der Willensentsohließung des einzelnen 
Arbeiters gewesen. Da der Staat den privaten Versicherungen nicht 
unerhebliche Zuschüsse gewährte, so herrschte das „regime de la 
libert^ subsidi^“; die Gesamtausgaben des Staates für diese Zwecke 
betrugen 1913 rund 23,5 Millionen Frank. Nunmehr wird für die 
Qesamtarbeiterschaft, sowie die Angestellten der Versicherungs¬ 
zwang eingeführt werden. 

ln der Durchführung der gesetzlichen Versicherung besteht zwi¬ 
schen der gegenwärtigen deutschen und der von uns in Belgien ein¬ 
geführten Versicherung ein Unterschied, der nicht bloß zufälliger 
Natur ist, sondern in dem sich die tiefe Gegensätzlichkeit von Staat 
und Kultur in Belgien und Deutschland und ihr Abglanz im Rechts¬ 
leben ausdrückt. Die deutschen Versicherungsträger, z. B. die Orts¬ 
krankenkassen und die Versicherungsanstalten, sind öffentlich-recht¬ 
liche Anstalten; die Betriebskrankenkassen, welche der Rechtsform 
nach privat sind, bilden die Ausnahme. In Belgien ist es umgekehrt; 
hier waren bisher Privatvereine die Träger der Versicherung ge¬ 
wesen, und in kluger Schonung der Freiheit der Assoziation, der 
belgischen Abneigung gegen das, zuweilen auch zu stark betonte, 
deutsche Zwangsprinzip hatte man diesen Vereinen ihre bisherige 
Wirksamkeit belassen und — der Aufbau der Altersversicherung 
nähert sich immer mehr dem deutschen System — durch Schaffung 
besonderer Institute Vorsorge getroffen, daß diejenigen Versiche¬ 
rungspflichtigen, welche einer freien Vereinigung nicht zugehören, 
versichert sind. Nach belgischem System waren von ungefähr rund 
Z 100 000 Arbeitern und Angestellten 1913 ein Viertel der Kranken¬ 
versicherung, ein Siebentel der Invalidenversicherung und ein Sechstel 
der Altersversicherung freiwillig beigetreten; in Zukunft werden 
mindestens sechs Siebentel versichert sein. Die verschiedenen Träger 
der Versicherung werden sein; 

a) Für die Krankenversicherung die freien HUfsvereine; diese wurden 
überwiegend von politischen Organisationen ins Leben gerufen. Man 
unterschied daher, je nach der Zugehörigkeit der Parteimitglieder, 
klerikale, sozialistische und liberale Hilfskassen; daneben bestanden 
politisch neutrale Kassen; Betriebskrankenkassen spielten keine Rolle. 
1913 zählte man etwa 3600 Hilfskassen und 500 000 Versicherte. An 
staatlichen Zuschüssen, die nach freiem Ermessen gewährt wurden, 
wurden 1913 an Hilfskassen 325 000 Frank bezahlt; die Staatsbeihilfen 
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in den vorangegangenen 10 Jahren bewegten sich etwa in gleicher 
Höhe, auch von den Provinzen und einzelnen Gemeinden wurden Bei¬ 
hilfen gewährt. Eine Eigentümlichkeit bildeten die sogen. „Ehren¬ 
mitglieder“ (1913 etwa 35 000), vermögende Personen, welche, ohne 
eine allgemeine Gegenleistung zu beanspruchen, die Kasse durch frei¬ 
willige Zahlungen unterstützten. Voraussetzung für den Beitritt ist 
bei vielen Kassen die Zugehörigkeit zu einer bestimmten politischen 
Partei; der Beitritt wird auch vielfach von einer bestimmten Alters¬ 
grenze und von einer vorherigen ärztlichen Untersuchung abhängig 
gemacht, um ungünstige Versicherungswagnisse, namentlich chronisch 
Kranke (Tuberkulöse, Syphilitiker) von vornherein auszuschließen. 

Die finanzielle Lage der Mehrzahl der Hilfskassen war vor dem 
Kriege verhältnismäßig günstig, und nach Ueberwindung der ersten 
schweren Kriegserschütterungen gilt heute die überwiegende Zahl 
der Hilfskassesn wieder als leistungsfähig. Auch künftig wird weiter 
jedem Versicherten die Wahl, welcher Versicherung er sich an¬ 
schließen will, gelassen; auch die Wahlfreiheit der Kassen bei Aufnahme 
der Mitglieder wird gewahrt. Um alle Versicherungspflichtigen auf¬ 
zunehmen, die sich keiner Kasse angeschlossen haben, werden Bezirks- 
Versicherungskassen als subsidiäre Versicherungsträger vorgesehen. 

b) Für die Invalidenversicherung die Kassenverbände. Einzelne 
Hilfskassen hatten ursprünglich besondere Unterstützungsfonds ge¬ 
gründet, aus denen ihren Mitgliedern gegen Zahlung einer mäßigen 
Prämie Unterstützungen für die Zeit nach Abschluß der regelmäßigen 
Leistungsdauer der Hilfskassen gewährt w'urden. Krankenhilfe wurde 
regelmäßig ein Viertel- bis ein Halbjahr geleistet; da die Kassen dieser 
Belastung auf die Dauer nicht gewachsen waren, w'urden besondere 
Kassenverbünde geschaffen, die nach Ablauf der Leistungsdauer der 
Krankenkassen die Fortgewährung der Krankenhilfe gegen Entrich¬ 
tung sehr geringer Beiträge (z. B. 20 Cts. auf 1 Frc. Krankenkassen¬ 
beitrag) übernahmen. So ergab sich in Belgien eine ganz besonders 
enge Verbindung der Krankenversicherung mit der Invalidenver¬ 
sicherung; die Kassen zahlten Krankenpflege und Kranken- oder Inva¬ 
lidengeld bei fortdauernder Krankheit weiter, freilich nicht auf eigene 
Rechnung, sondern für den Verband. Die staatlichen Zuschüsse 
wurden in eigenartiger Weise festgelegt durch das Gesetz vom 15. Mai 
1912 und betrugen 1913 450 000 Frcs., die Mitgliederzahl rund 300 000, 
die Zahl der Verbände 88, das Aktivvermögen über 2 000 000 Frcs. 
Die Lage der Verbände ist finanziell gesichert. Die Bezirksver¬ 
sicherungskassen werden auch hier als subsidiäre Versicherungsträger 
in Kraft treten. 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 


250 


Ein Friedenswerk im Kriege. 


c) Für die Altersversicherung die allgemeine Altersrentenkasse in 
Brüssel. Diese war durch Gesetz vom 18. Mai 1850 errichtet, und 
durch Gesetz vom 16. Mai 1865 wurde sie mit der allgemeinen Spar¬ 
kasse vereinigt. Das wirtschaftliche Schwergewicht dieses Gesamt- 
instituts liegt überwiegend in der Sparkasse, deren Kapitalkraft die 
der größten Banken des Landes weit übertrifft. Für die Verbind¬ 
lichkeiten der Kasse haftet der Staat in vollem Umfange, dem daher 
auch ein erheblicher Einfluß auf die Geschäftsführung eingeräumt ist. 
Die Erfolge der Kassen waren anfangs recht bescheiden, bis der Staat 
den Versicherten Prämienzuschüsse bewilligte, die später, insbesondere 
durch das Altersversorgungsgesetz vom 10. Mai 1900 gesetzlich fest¬ 
gesetzt wurden. Die Ermunterungsprämie betrug im allgemeinen 
60 Cts. für einen Frank Versicherungsbeitrag, jährlich höchstens 9 Frcs. 
Die Staatszuschüsse auf die Einzahlungen betrugen im Jahre 1913 
rund 6,7 Millionen Frcs; außerdem zahlte der Staat anerkannten 
Hilfsvereinen, welche die Vermittlung der Altersversicherung be¬ 
sorgten, Zuschüsse, die 1913 bereits 1,9 Mill. Frcs. betrugen. Infolge 
dieser Zuschußpolitik nahm die Altersversicherung einen außerordent¬ 
lichen Aufschwung. Die Zahl der Versicherten betrug 1890: 10 200, 
1899: 168 000, 1905: 780 000, 1910: 1 150 000, 1913: 1610 000 Per¬ 
sonen. Wenn trotzdem nur ein Siebentel der Arbeiter und Ange¬ 
stellten versichert war, so rührt das daher, daß die Mehrzahl der 
neu beigetretenen Personen kleine Rentner, Berufslose, Soldaten — 
nach einem Gesetz von 1902 — und dergl. waren. Die Einzahlungen 
betrugen 1913 rund 22,8 Mill. Frcs., denen nur rund 3,7 Mill. Frcs. 
Auszahlungen gegenüberstanden. Mit der Einführung der Ver¬ 
sicherungspflicht wird sich die Kapitalansammlung erheblich erhöhen, 
solange bis durch Eintritt einer größeren Zahl Versicherter in das 
zum Rentenbezug berechtigende Alter der Beharrungszustand erreicht 
ist. Außerdem hatte der belgische Staat im allgemeinen allen vor 
dem Jahre 1843 geborenen, in Belgien ansässigen, bedürftigen Belgiern 
eine jährliche Unterstützung von 65 Frcs., auf die ein Rechtsanspruch 
bestand, gewährt. 

Die künftigen Leistungen der Versicherungsträger sind: 

a) Die Krankenversicherung bezweckt in erster Reihe die Leistung 
von Krankenpflege (freie ärztliche Behandlung nach dem System der 
beschränkt-freien Arztwahl vom Beginn der Krankheit an) und von 
Krankengeld (in Höhe von täglich 1,50 Frcs. vom 10. Tage nach 
dem Tag der Erkrankung ab, im Falle der Arbeitsunfähigkeit). An 
Stelle der Krankenpflege und des Krankengeldes kann Krankenhaus¬ 
pflege gewährt werden: den Angehörigen ist außerdem ein Haus- 
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geld im Betrage des halben Krankengeldes zu zahlen. Wöchnerinnen 
wird für 4 Wochen ein Wochengeld mindestens in Höhe des Kranken¬ 
geldes gewährt. Diese Mindestleistungen müssen die Kassen, im 
allgemeinen auch die Bezirkskrankenkassen, gewähren, wenn sie um 
die staatliche Zulassung nachsuchen. Wichtig sind die Mehrleistungen 
der Krankenkassen, welche unter andern auch Stillgeld, Schwanger¬ 
geld und Sterbegeld vorsehen. 

b) Die Invalidenversicherung ist lediglich eine Versicherung gegen 
fortdauernde Krankheit. Versicherten, die nach Ablauf der Leistungs¬ 
dauer der Krankenkassen krank und arbeitsunfähig sind, werden die 
bisherigen Leistungen zu Lasten der Invalidenversicherung w'eiter ge¬ 
währt. Auf den engen Zusammenhang zwischen Kranken- und Inva¬ 
lidenversicherung ist schon hingewiesen. Hinsichtlich der Barleistungen 
endigt die Leistungspflicht des Trägers der Invalidenversicherung mit 
Erreichung des 65. Lebensjahres des Versicherten. 

c) Die Altersversicherung gewährt Altersrenten, deren Höhe von 
der Höhe der Einzahlungen abhängig ist, mit dem Eintritt des 
65. Lebensjahres. Ein engerer Zusammenhang zwischen der Alters¬ 
versicherung und der Kranken- oder Invalidenversicherung besteht 
nicht. 

Die Mittel zur Durchführung der Versicherung werden durch Bei¬ 
träge aufgebracht. Neben Beiträgen der Versicherten und der Unter¬ 
nehmer sieht der Entwurf auf allen drei Versicherungsgebieten auch 
regelmäßige Beitragsleistungen des Staates vor. Auf die sehr ver¬ 
wickelten Einzelheiten kann hier nicht eingegangen werden. Auch 
ein besonderer Oberversicherungsrat ist vorgeschrieben. ’ Es wird je 
eine solche Behörde in Flandern und in Wallonien errichtet. Sie 
besteht aus 13 Mitgliedern, zumeist Sachverständigen, denen auch 
bei der Durchführung der Vollzugsverordnungen eine Mitwirkung 
gesichert ist. Aus den Strafbestimmungen der Verordnung ist be¬ 
deutsam, daß sich der Unternehmer, der einen Versicherten ver¬ 
pflichtet, einem bestimmten Versicherungsverein oder einer Bezirks¬ 
versicherungskasse beizutreten, oder ihn hindert, sich der von ihm 
gewählten Versicherungsvereinigung anzuschließen, strafbar macht. 

Bei der großen Freiheit der Assoziationen erfordert die Umsetzung 
des gesetzlich verbrieften Gedankens in die Wirklichkeit sozialen Ge¬ 
schehens die volle Mitarbeit aller Beteiligten. Wird nun die belgische 
Arbeiterschaft bei dem großen Werke schmollend beiseite stehen? 
Wir hoffen es nicht; selbst wenn sie zunächst unsere Gaben mit 
des Speeres Spitze empfängt, wird sie erkennen, daß die Sozialver¬ 
sicherung ihr, ihrem Lande und dem Verständigungsfrieden dient. 
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Der moderne Sozialismus ist nicht utopisch, er ist eine wissen¬ 
schaftliche Methode zur Erklärung wirtschaftlicher und «damit poli¬ 
tischer, sozialer und kultureller Entwicklung. Gleichwo'hl finden wir 
in den verschiedenen Nuancen der sozialistischen Strömungen viel 
Utopismus, der natürlich auch auf die soziale und politische Tätig¬ 
keit der Arbeiterbewegung seinen ideologischen Einfluß ausübt. Der 
Sozialismus als Idee ist immer utopisch gewesen. Er sah imm'er das 
Gesellschaftsideal der Zukunft vor sich und war der Vorwärts¬ 
treibende, der in den gesellschaftlichen Bewegungen seinen 
Träger sah. 

So haben wir in allen früheren gesellschaftlichen Klassenkämpfen 
sozialistische und kommunistische Ideen wirken sehen. Der moderne 
Sozialismus aber unterscheidet sich von allen früheren Strömungen 
auch dadurch, daß er sich an die Arbeiterklasse wandte, weil er hier, 
den Träger vorzufinden hoffte, der die Idee des Sozialismus verwirk¬ 
lichen werde. Engels spricht das deutlich aus im Schlußsatz seiner 
kleinen Schrift über Ludwig Feuerbach und den Ausgang der klassi¬ 
schen Philosophie. Der Sozialismus als Idee, als philosophische Ge¬ 
schichtsauffassung, als Methode, ist zwar ein wesentliches Merkmal 
der modernen sozialistischen Bewegung, er ist geistesgeschichtlich 
sogar das eigentlich Wesentliche. Gesellschaftlich ist er aber nicht 
das Primäre. Dies ist vielmehr die Arbeiterbew^egung an sich, die 
Bewegung, die aus gesellschaftlich bedingten Notwendigkeiten ent¬ 
stand, ihre geistige Form dann allerdings im wesentlichen vom wissen¬ 
schaftlichen Sozialismus entnahm. 

Es ist nicht ganz unrichtig, zu sagen, daß die Arbeiterbewegung, 
besonders die Gewerkschaftsbew'egung, ein Schattenbild des Kapita¬ 
lismus sei, mit allen daraus resultierenden Schwächen. Aber sie ist 
nicht nur das, ist im Grunde doch Träger auch der neuen gesellschaft¬ 
lichen Kultur, der sozialen Kultur und damit auch der sozialistischen 
Idee. Doch sie geht nicht von der Idee aus. Sie ist ein maßgebender 
Faktor in dem großen sozialen Umwälzungsprozeß, der für die Heran¬ 
reifung der neuen Gesellschaft unerläßlich ist. Sie ist ihrem Wesen 
und Wirken nach induktiv, während der Sozialismus als Idee und 
Methode deduktiv ist. In dieser Tatsache liegt die Tragik des Sozia¬ 
lismus während des Krieges, liegt die Tragik auch der Internationale 
als Idee. 

Die Gewerkschaftsbewegung ist eine Bew^egung der Arbeiter zur 
Herbeiführung besserer Lohn- und Arbeitsbedingungen. Das steht in 
jedem gewerkschaftlichen Statut. Aber sie ist viel mehr. Von den 
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Lohn- und Arbeitsbedingungen, den materiellen und nächstliegenden 
Lebensbedirtgungen der Arbeiter geht sie aus. Von hier aus kommt 
sie zum Kampf und Aufbau zugleich, zur sozialen Gesetzgebung und 
zum gewerblichen Recht, zur Arbeiterversicherung und den damit 
verbundenen Organismen, zur Wohnungsfrage, kurz, zu allen sozialen 
Problemen, bis sie schließlich vor dem gewaltigen Apparat steht, den 
wir Staat nennen, den der Vulgärmarxismus dogmatisch negierte 
und der doch zuletzt der Organisationsapparat ist, der notwendiger¬ 
weise gehandhabt werden muß, um Teilaufgaben zu lösen, Teilziele 
zu erreichen. So ist ihre Einstellung zum Staat und seiner Qesetz- 
gebungs- und Verwaltungsmaschinerie von Notwendig'keiten be¬ 
dingt, die der Ideologe, der seine Einstellung gleichsam aus der Vor¬ 
stellung heraus besitzt, nicht kennt, die ihm zum mindesten nicht 
entscheidend sind. 

Die ganz anders geartete Einstellung zur .Arbeiterbewegung für 
den von der sozialistischen Idee herkommenden Intellektuellen hat 
Max Adler in seiner kleineh Schrift „Der Sozialismus und die In¬ 
tellektuellen“ dargestellt. Hier wird der Ausgangspunkt von der 
Kulturidee des Sozialismus zur Arbeiterbewegung gewählt, für den 
Arbeiter geht der Weg durch die Gewerkschaftsbewegung zum gei¬ 
stigen Zentrum der sozialistischen Idee. Die Arbeiterbewegung, 
besser gesagt die Gewerkschaftsbewegung, ist die eigentlich schöpfe¬ 
rische Kraft, die tatsächlich umgestaltend wirkt, selbst dann, wenn 
sie der Einheit der Idee scheinbar widerstrebt. In der Fülle der De¬ 
tails der Aufgaben mag der Zusammenhang aller Arbeiten und ihre 
innere Verbindung mit dem Sozialismus'sowohl für den Ideologen 
als auch für den Praktiker häufig verloren gehen, aber gerade der 
Marxist sollte Verständnis haben für den dialektischen Prozeß der 
sozialen Entwicklung, dem sich auch die Arbeiterbewegung nicht 
■ entziehen kann. 

Karl Renner ist einer der wenigen marxistischen Theoretiker, der 
den Einblick in diese gewerkschaftliche und soziale Kleinarbeit hat. 
der ihr Werden und Gestalten sieht und sie in Verbindung zu bringen 
weiß mit der großen gesellschaftlichen Idee des Sozialismus; 

„Der Kern der bürgerlichen Rechtsordnung ist ein Rechstitel 
das Eigentum: der Kern der proletarischen ist die Arbeit — ein 
langwieriger Prozeß, den kein Geniestreich ersetzt; die Tugend 
der bürgerlichen Ordnung ist die Selbstherrlichkeit des einzelnen, 
die.Tugend der sozialen Ordnung ist disziplinierte Einordnung, ist 
Organisation.“ (Karl Renner: Krieg, Marxismus und Internationale. 
Seite 23.1 
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^ In diesem Prozeß hat die Gewerkschaftsbewegung die Hauptarbeit 
zu leisten und leistet sie. Mag sie nüchtern erscheinen für den seiner 
Zeit weit vorausschauenden Ideologen, mag sie klein erscheinen in 
ihrer einzelnen Tätigkeit, mag sie gar manchem eine Sisyphusarbeit 
dünken, sie ist in Wahrheit der Faktor neuen Werdens, der überall 
am Felsen des Aufstiegs seinen Pickel einschlägt, um die Spitze zu 
erklimmen und die Idee zu verwirklichen. 

Die Gewerkschaftsbew'egung ist mehr als ein Schattenbild des 
Kapitalismus, sie ist zugleich auch sein Gegensatz, als eigentliche 
Arbeiterbewegung sein größter Feind, und ihre Tätigkeit, so sehr sie 
alle Realitäten berücksichtigen muß, baut von unten herauf die Grund¬ 
lagen der neuen Gesellschaft. 

Der moderne Sozialismus unterscheidet sich von allen früheren 
sozialistischen Bewegungen und Ideen durch ein völlig neues gesell¬ 
schaftliches Prinzip. Es Ist gar nicht richtig, daß das Wesen des 
modernen Sozialismus .die materialistische Geschichtsauffassung sei. 
Sie ist eine Methode der Schule. Sein Wesen liegt vielmehr in 
seinem Träger, in -der modernen Lohnarbelterklasse, in der Idee der 
Arbeit als Wertfaktor auch im gesellschaftlichen Leben. Der moderne 
Sozialismus ist daher viel weniger eine Methode der Erkenntnis und 
der Kritik, als vielmehr eine ethische Forderung, ein sittliches Prin¬ 
zip. Zum erstenmal ln der Geschichte ist durch die Arbeiterbewegung 
das Prinzip der Arbeit zum Wertmesser des gesellschaftlichen Seins 
erhoben worden. 

Sie kämpft nicht um Teilnahme am Besitz, ihr Ziel ist es, den Be¬ 
sitz überhaupt aufzuheben und die Arbeit zum entscheidenden Faktor 
zu machen: 

,X)er Tempel der bürgerlichen Herrlichkeit ist die Gesetzgebung 
und ihr Fetisch das Gesetz; der Tempel der proletarischen und 
sozialistischen Weltordnung ist die Verwaltung und ihr Gottesdienst 
die Arbeit.“ (Karl Renner a. a. O., Seite 26.) 

Die Geschichte der Gewerkschaftsbewegung zeigt uns die eminente 
Bedeutung ihrer Tätigkeit. Diese beruht In der Neuschöpfung eines 
Verhältnisses des einzelnen Arbeiters, vermittels seiner Organisation, 
zum Gesamtarbeitsprodukt. Prof. Alfred Weber hat in einer überaus 
lesenswerten Arbeit über das Berufsschicksal der Industriearbeiter 
im „Archiv für Sozialwlssenschaft“ (Band 34, Heft 2, März 1912, 
Seite 372) die Entpersönlichung der modernen Industriearbeit gekenn¬ 
zeichnet. Zweifellos: die Industriearbeit von heute macht ein per¬ 
sönliches Verhältnis des Arbeiters zur Arbeit, in dem Sinne, wie es 
im Mittelalter, in der handswerksmäßigen Produktion war, unmög- 
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lieh. Alte StSdtebilder tauchen auf. Die Herberge zur Heimat in 
Ansbaoh, mittelalterliche Reste in Nürnberg und Frankfurt a. M. 
Welch eine Liebe hat der mittelalterliche Holzarbeiter darauf ver¬ 
wenden können, ein Treppengeländer für ein Patrizierhaus zu 
schnitzen! Welch ein inneres Venvachsensein mit dem Stück Arbeit 
muß der Schlossermeister noch der sechziger oder siebziger Jahre 
gehabt haben, als er die wundervollen Kunstschlosser für Schloß 
Traußnitz in Landshut machte! Vorbei diese Zeit! Sie kann viel¬ 
leicht im einen oder andern Handwerk auch heute noch blühen. Aber 
die handwerkliche Produktion ist von der fabrikmäßigen Massen¬ 
produktion verdrängt und das Arbeitsstück ist der Persönlichkeit des 
Arbeiters entrückt. Doch ein anderes trat an seine Stelle. Die Qe- 
werkschaftsbewegung rückt die Produktion zusammen. Sie ver¬ 
bindet in der Betriebsversammlung die Arbeiter des einen Betriebs 
mit dem ganzen Beruf. Sie setzt den Beruf in Verbindung mit der 
ganzen Industrie, mit ihren Marktverhältnissen im Lande und der 
ganzen Welt. Sie schafft einen ganz neuen geistigen Horizont. 

Aus der Handwerksstube der Stadt sind wir iii die Handwerks¬ 
stube der Welt eingetreten. Der Arbeiter selbst tritt aus der Be¬ 
schränkung heraus, nimmt teil an den Vorgängen, die mit seinem 
wirtschaftlichen Leben in Berührung kommen und gelangt so zu 
einem ganz neuen Verhältnis zur Qesamtprodiiktion. Die Gewerk¬ 
schaftsbewegung hat also auch das Inverbindungsetzen der Seele 
der Arbeitermassen mit dem Gesamtprodukt der Gesellschaft über¬ 
nommen. Auch das ist ein Prozeß. 

Hugo Lindemann hat in einem Artikel der „Soz. Monatshefte" 
fl916, Band III, Seite 1291 ff.) dem Sozialdemokratischen Partei¬ 
programm den Vorwurf gemacht, daß es dem Gesichtspunkt der Pro¬ 
duktionspolitik, dem Arbeiter als Träger der Produktion, zu wenig 
oder gar keine Aufmerksamkeit widme. 

Er folgert daraus: 

„So hat denn auch der Arbeiter kein inneres, tieferes Verhältnis 
zu der Arbeit gewinnen können, die seine Lebenszeit .erfüllt: er 
steht ihr in der Regel als etwas Gegensätzlichem gegenüber. Daß 
die Arbeit, die der Arbeiter leistet, nicht nur im Lohn des Unter¬ 
nehmers und in einem für diesen Profit erzeugenden Betrieb ge¬ 
schieht. sondern daß der Betrieb gleichzeitig auch ein Glied der 
nationalen Produktion ist, von deren Schicksal auch sein einzelnes 
Schicksal ahhängt, und daß seine Arbeit ebenso gesellschaftliche 
Arbeit, ein Teil der nationalen Arbeitsleitsung ist, dieser Erkennt¬ 
nis nicht nur in der Theorie, sondern auch in der Praxi§ des täg- 
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liehen Lebens zur Geltung zu verhelfen, ist gewiß kein leichtes 
Ding.... Bis heute haben weder Partei noch Gewerkschaften ihre 
TragAveite erkannt, geschweige ihre Lösung in Angriff genommen.“ 

Der Vorwurf, der hier erhoben wird, ist, soweit er sich gegen die 
Gewerkschaften richtet, in dieser Form nicht berechtigt. Der Hin¬ 
weis auf die sittliche Bedeutung dieser inneren Beziehung zur natio¬ 
nalen Arbeitsleistung kann aber gar nicht genügend unterstrichen 
werden. Die Gewerkschaften als die Organisation der Arbeiter, so¬ 
mit als die Kristallisation ihrer Beziehungen zur nationalen Arbeit, 
haben sich bisher immer noch vergeblich bemühen müssen, jene all¬ 
gemeine Anerkennung als Träger der Produktion zu finden, die not¬ 
wendig wäre, um ihre Wirkung nach dieser Richtung in das Bewußt¬ 
sein ihrer Mitglieder, also der Arbeiter gelangen zu lassen. 

Der Durchbruch dieser sittlichen Idee im Bewußtsein der Arbeiter, 
setzt voraus die Sozialisierung der nationalen Arbeit, die tatsäch¬ 
liche Teilnahme der Arbeiter und ihrer gewerkschaftlichen Vertretung 
• nicht nur an der Produktion selbst, sondern auch an ihrer Ver¬ 
waltung. Solange die Fabrik, solange die Industrie in ihren Arbeitern 
Hörige und nicht mitverantwortliche Bürger sieht, wird es schwer 
sein, dieses tiefere Verhältnis der Arbeiter zur Arbeit herzustellen. 

Erste Aufgabe der Gewerkschaften ist daher Aufhebung des Hörig¬ 
keitsverhältnisses der Arbeiter in der Industrie. Dann erst, aber dann 
auch sicher, wird die Gewerkschaftsbewegung mit vollem Bewußt¬ 
sein die große Kulturaufgabe der Verbindgung des Menschen mit der 
Arbeit lösen können. Hier liegen zugleich die Probleme künftiger 
Gewerkschaftsarbeit. Hier liegt, ganz anders geartet als in der 
bisherigen sozialdemokratischen Auffassung, das Problem des Staates. 
Das klassische Wort Friedrich Engels vom Weg der Notwendigkeiten 
in das Reich der Freiheit erhält auch hier Geltung, die Arbeiter¬ 
bewegung muß diesen Weg gehen und nichts wird ihr auf diesem 
Weg erspart bleiben. Es ist nicht wahr, daß die gewerkschaftliche 
Arbeit nur im Alltag liegt, daß sie nüchtern sei. Man kann sie leisten, 
mit Händen und Beinen in voller Wirklichkeit schaffend, und kann 
doch mit ihr die große Idee der sozialistischen Zukunft verbinden. 

Die Tätigkeit der Gewerkschaftsbewegung erstreckt sich also, 
genau betrachtet, vom Unmittelbarsten angefangen, von Lohn¬ 
erhöhung und Arbeitszeitverkürzung, auf den ganzen Lebenskomplex 
der Arbeiterklasse, macht diese zu freien Bürgern der Arbeit und 
erhebt die Arbeit selbst zum Wertungsprinzip der Gesellschaft. 
Darin liegt ihre sozialistische Kulturbedeutung. Ihre Tätigkeit selbst 
ist Arbeit an der Vollendung der Idee. 
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„Dies ist in der Tat die Methode, die uns zu unserem Ziele 
bringen kann: Arbeit ohne Uebersohwang, zähe Geduld, unbeirrbare 
Energie, die vor keiner Kleinarbeit zurückschreckt, und vor allem 
soziologische Einsicht, das sind die menschlichen Mittel, die den 
„wohlgeordneten Staat“, die civitas humana auf Erden langsam 
heraufzuführen geeignet sind.“ (Müller-Lyer: Soziologie der Leiden, 
Seite 183.) 


ANTON FISCHER: 

Der Sozialdemokrat als Soldat. 

Ein seit Jahr und Tag an der Front stehender sozialistischer 
Offizier schildert hier seine Erfahrungen: 

D er Krieg hat viele Tausende in der Sozialdemokratischen Partei 
Organisierter unter die Waffen gezwungen. Sind diese nun nach 
den Befürchtungen unserer politischen Gegner wirklich so schlechte 
Soldaten geworden, daß sie das Kreuz ihrer Vorgesetzten wurden? 
Wir glauben mit Fug und Recht diese Frage verneinen zu müssen. 
Wir gehen sogar noch weiter und behaupten, daß, wie die Sozial¬ 
demokratie den besten Kriegsdichter gestellt hat, sie auch mit die 
besten Vhterlandsverteidiger hervorgebracht hat. Ausnahmen, die aus 
körperlichen Mangelhaftigkeiten oder aus verkehrt eingestellten geisti¬ 
gen Ansichten sich ergaben, berühren wir nicht. Im allgemeinen ist 
jedenfalls zu sagen, daß gerade jene Soldaten, die sich beim Exerzieren, 
beim Ebenst mit der Waffe wie mit dem Spaten draußen an der 
Front, ganz besonders aber beim Unterricht und beim Patrouillen¬ 
gehen hervortaten, zumeist offene oder doch geheime Anhänger 
der Sozialdemokratischen Partei waren. Gerade diese Soldaten 
brauchten auch am seltensten Ansporn und rissen sich um besondere 
Anerkennung durch Auszeichnung oder Beförderung am wenigsten. 
Sonderbar mag manchem auch der Erfahrungssatz klingen, daß Sozial¬ 
demokraten als Unteroffiziere mit zu den humansten aber doch 
andererseits auch zu den tüchtigsten Exerziermeistern und Vorge¬ 
setzten gehörten. 

In der Erziehung der Jugend hat die Partei seit Jahren mit ihren 
geringen Mitteln und wenigen Kräften ihr Bestes getan, um die an¬ 
gehenden Sozialisten zu möglichst nützlichen und guten Gliedern der 
menschlichen Gesellschaft heranzubilden. Immer wurde den Jugend¬ 
lichen durch Wort und Tat gelehrt, daß sie nach jeglicher Richtung 
des privaten wie öffentlichen Lebens fhre Pflichten gegen Gesetz und 
Menschheit voll zu erfüllen haben. Der kategorische Imperativ 
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schwebte den Erziehern und Beratern der Jugend immer vor; nicht 
Lohn oder Strafe, sondern Pflichterfüllung aus Idealismus, um der 
Sache, um des Guten selbst willen müsse maßgebend sein. Dank oder 
Undank, Tadel oder Auszeichnung dürften an sich uns weder an- 
ziehen noch abstoßen bei irgendeiner Pflichterfüllung. Was aber 
der Jugend gelehrt wurde, das entsprang dem inneren Wesen der 
Sozialdemokratie und fand sich mehr oder minder stark ausgeprägt 
auch bei den erwachsenen Anhängern der Partei. Dies machte sie 
im politischen Leben zu erlesenen politischen Kämpfern und ihr an¬ 
erzogenes und oft geübtes und erprobtes Sicheinfügen in Organisation 
und Disziplin verwandelte sie leicht auch in erlesene militärische 
Kämpfer. 

Es ist deshalb nichts besonders Großes, sondern rein Selbstver¬ 
ständliches, wenn Jene Soldaten, die sich zur Partei zählen, auch ihre 
Pflichten der Verteidigung der Heimat gegenüber gut zu erfüllen 
trachten und tüchtige Soldaten sind. 

Jeder geschulte Sozialist weiß, daß er praktische und brauchbare 
Arbeit auch für die Gegenwart zu leisten hat, weiß, daß für absehbare 
2^it nur auf dem Boden der nationalen Arbeit und Verteidigung Er¬ 
sprießliches für die Arbeiterschaft zu erringen ist. Deshalb wurden 
die tiefer und weiter Schauenden auch nicht kopfscheu, als die Partei 
sich zustimmend zu den Kriegskrediten verhielt, die Arbeiterschaft 
millionenfach sich unter die Waffen stellte und bis auf den heutigen 
Tag Opfer und Entbehrung, Not, Elend und Tod auf sich nahm, selbst 
wenn sie für sich keinen anderen Kriegsgewinn sieht als die Unver¬ 
sehrtheit der Heimat. Es ist bei der deutschen sozialistisch organi¬ 
sierten Arbeiterschaft der gleiche Gedanke wirksam, der drüben in 
Belgien, Frankreich, England und Rußland die Sozialisten für die 
Verteidigung der Heimat aufrief und sie die Annahme und Verwaltung 
höchster Staatsämter durch ihre Führer gutheißen ließ. Erst müssen 
und wollen die Sozialisten aller Länder gute nationale Arbeit im 
eigenen Lande schaffen, ehe sie zum aussichtsreichen, guten Inter- 
- nationalismus kommen können. Die Sozialdemokraten stehen in der 
Landesverteidigung nicht zurück und verachten alle Soldaten hinterm 
Ofen und alle Drückeberger. Für den Sozialismus und für die deutsche 
Arbeiterschaft haben wir zu Hause gekämpft, fürs Gleiche und für die 
deutsche Heimat kämpfen wir jetzt draußen, unbekümmert, daß daheim 
viel Ungeziefer sich am Menschheitskörper groß und voll frißt. Wir 
stellen uns nicht zurück und lassen uns auch von den andern weder 
jetzt noch in Zukunft zurückstellen. Alles zu seiner Zeit. Jetzt heißt 
es Soldat sein, und zwar tüchtiger, guter Soldat sein. 
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Das ist die eine Seite der Medaille; wie sieht nun die Kehrseite 
aus? Wie verhalten sich die militärischen Vorgesetzten zu den 
sozialdemokratischen Soldaten? Es waren doch bis zum August 1914 
gerade in Militärkreisen über die Sozialdemokratie die.absprechend¬ 
sten Urteile in der Kaserne gang und gäbe? 

Nun, was der oberste Kriegsherr im August 1914 sprach, .,ich kenne 
keine Parteien mehr“, — das wurde allmählich, wenn auch zaudernd 
und oft mit Widerspruch und Einschränkung Gemeingut der meisten 
Vorgesetzten, Wer als Soldat seine Pflicht erfüllt und den Anforde¬ 
rungen militärischer Tüchtigkeit und Brauchbarkeit entspricht, dem 
wurden und werden keine Schwierigkeiten gemacht, ob er nun dieser 
oder jener oder gar keiner Partei angehört. Nebenbei bemerkt, auch 
das bis dorthin starr geforderte religiöse Bekenntnis spielt so gut 
wie gar keine Rolle mehr, und dem Dissidenten wird die Beförderung 
auch zum Offizier so gut zuerkannt wie dem Sozialdemokraten die 
äußere Auszeichnung. Wie es nach den Erfahrungen im Kriege ein 
Unsinn ist, wenn ein militärischer Vorgesetzter sich erst noch lang 
und breit nach den politischen Anschauungen seiner Untergebfenen 
erkundigen und sie danach auf ihre Tüchtigkeit einschätzen wollte, 
so ist es nach der anderen Seite im allgemeinen (Ausnahmen kommen 
vor) der gleiche Unsinn, wenn ein Soldat Dritten weiß zu machen 
sucht, daß er nicht befördert würde, daß er keine Auszeichnung' erhielte 
oder ihm der Urlaub gesperrt würde, eben nur deshalb, weil er Sozial¬ 
demokrat sei oder sozialistische Schriften lese. Seit den Kriegsjahren 
ist uns auch fticht ein einziger Fall im Regiment bekanntgeworden, 
bei dem die politische Anschauung des zu Befördernden oder Aus¬ 
zuzeichnenden auch nur eine Nebenrolle, geschweige denn eine Haupt¬ 
rolle gespielt hätte. Wer etwas Tüchtiges ist und etwas kann und 
leistet, der kommt beim Militär heute vorwärts. 

Man braucht nicht plump bei jeder passenden und unpassenden Ge¬ 
legenheit mit seiner Ansicht hervorzutreten, ebensowenig aber sie 
feige zu verleugnen. Der Krieg braucht ein festes Geschlecht und 
volle, ganze Menschen. Daß die Sozialdemokratie solche Menschen 
und solche Soldaten hervorgebracht und erzogen hat, wird nir jeder 
Vorurteilslose zugestchen müssen und das wird ein weiteres Ruhmes¬ 
blatt in der Geschichte der Partei sein. 
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Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenang'obe grestattet 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Zur Abwehr. 

Berlin, 24. Mai 1918. 

D ie Kundgebung der französischen Mehrheitssozialisten gegen 
die Internationale im allgemeinen und dem „Vorwärts“ im 
besonderen ist ein kurioses Aktenstück. Diese Mehr’heitsgruppe 
unter der Führung von Compere-Morel ist seit langem die ent¬ 
schlossenste Kriegshetzerin in Frankreich und sie nicht an letzter 
Stelle trägt mit Schuld daran, daß die Aussichten auf einen Ver¬ 
ständigungsfrieden so gut wie illusorisch geworden sind. Schon 
vor Jahresfrist, als es sich um die Pässe zum Stockholmer Kon¬ 
greß handelte, begründeten diese Leute ihr Verlangen nach den 
Pässen nicht etwa damit, daß es in Stockholm gelte, den Frieden 
vorzubereiten, ihre Absichten waren ganz andere. Damals be¬ 
schloß der Verwaltungsrat der französischen- Partei: „Die¬ 
jenigen deutschen und österreichischen Sozialisten, die sich zu 
Mitschuldigen ihrer verbrecherischen Regierungen gemacht 
haben und fortfahren, es zu sein, müssen von der Internationale 
abgeurteilt und aus ihrer Mitte entfernt werden.“ Und als Auf¬ 
gabe des Stockholmer Kongresses wurden folgende zwei Punkte 
hingestellt: „Die Internationale wird feierlich erklären müssen, 
daß nach dem Beispiel Rußlands das imperialistische Deutsch¬ 
land einem demokratischen! Deutschland Platz machen muß, 
ausgestattet mit einem Regime der Freiheit. Die Internationale 
wird also auf diese Notwendi^eit der deutschen Revolution 
diejenigen Sozialisten verpflichten müssen, die den Grundsätzen 
der sozialistischen Aktion treu bleiben wollen.“ Das war die 
erste Forderung: auf Befehl der Internationale haben die 
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deutschen Sozialdemokraten eine Revolution „nach dem Bei¬ 
spiel Rußlands“ diirchzuführen. Die zweite Aufgabe des 
Kongresses war: „die schuldigen und treubrüchigen Vertreter 
des österreichischen und deutschen Sozialismus in den An¬ 
klagezustand zu versetzen“. 

So sahen die Leute aus, die sich nunmehr, genau ein Jahr 
später, veranlaßt sahen«, in die Hand einer als „amerikanische 
Arbeitervertreter“ kostümierten bourgeoisen Yankeeclique den 
feierlichen Eid abzulegen, niemals mehr mit deutschen Sozial¬ 
demokraten zu verhandeln, sintemal ihnen „die grundlegendsten 
Vorstellungen von Freiheit und Recht völlig fremd sind“, und 
sie außerdem „das Recht der Völker verraten“ haben. Das 
schönste dabei ist, daß ihnen zu dieser Deklamation ein Artikel 
ausgerechnet des „Vorwärts“ verhelfen mußte, also desjenigen 
Blattes, das unentwegt und immer wieder für die Verständigung, 
die Versöhnung, den Ausgleich eingetreten ist und das erst am 
8. April 1918 angesichts der unüberwindlichen Kriegswütigkeit 
der Entente das Illusionäre seiner Politik zähneknirschend zu¬ 
geben und resigniert schreiben mußte: „Es ist jetzt keine andere 
Lösung der Weltwirren zu sehen, als der erhoffte volle deutsche 
Sieg auch im Westen,“ und am 11. April: „Aus dieser von uns 
bekämpften Politik hat sich die Situation ergeben, in der wir 
uns befinden«; aus ihr ergibt sich allerdings kein anderer Aus¬ 
weg als jener der Qewalt . . Aus den französischen Zitaten 
des vorigen Jahres geht deutlich hervor, daß die französische 
Mehrheitsgruppe schon im vorigen Jahre über die deutsche 
Sozialdemokratie genau so gedacht hat, wie heute, daß mit 
anderen Worten die feierlichen Berufungen auf die „Vorwärts“- 
Artikel dieses Jahres nichts weiter sind als ein dürftiger Vor¬ 
wand, mit dem sie ihre fanatische Kriegspolitik zu rechtfertigen 
versucht. • 

Jedenfalls kann der „Vorwärts“ mit bestem Recht alle Vor¬ 
würfe von französischer Seite zurückweisen, die darauf hinaus¬ 
laufen, ihn desJhalb als einen subjektiven Vertreter der Gewalt¬ 
politik und des Qewaltfriedens hinzustellen, weil er nunmehr 
eingesehen hat, daß die Haltung der Ententemächte einen Ver- 
ständigungsfrieden unmöglich macht. Diese Einsicht haben 
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wir ln der „Glocke“ und andersiwo allerdings schon lange ver¬ 
treten, weil wir schon früh die schroffe Gegensätzlichkeit er¬ 
kannt hatten, die zwischen den beiden feindlichen Lagern 
herrschte. Für uns war der Krieg, sobald er seinen Charakter 
als Weltkrieg enthüllt hatte, mehr als ein „unseliges Mißver¬ 
ständnis“ oder ein „Stück aus dem Irrenhaus“, eine „Sinnlosig¬ 
keit, die sich leicht hätte vermeiden lassen“, wie ihn uns die 
Kautsky und Bernstein anfangs aufzuschwatzen versuchten. 
Für uns war es die große revolutionäre Auseinandersetzung 
zwischen dem aufsteigenden Mitteleuropa und dem bisher die 
Welt beherrschenden Westeuropa. Diesen furchtbaren Krieg 
hat der Verfasser dieser Zeilen schon in den Jahren des Vor¬ 
august mit aller Deutlichkeit kommen sehen, zu einer Zeit, als 
der größte Teil der deutschen Sozialdemokratie an die Möglich¬ 
keit des großen Krieges nicht recht glauben wollte, und auf 
Grund der Verfolgung internationaler Kapitalsinteressen in 
Marokko und sonstwo „nachweisen“ zu können glaubte, daß es 
einen Krieg zwischen den kapitalistischen Großmächten über¬ 
haupt nicht mehr geben könne. Damals, als Leiter der „Leip¬ 
ziger Voikszeitung“, habe ich mir alle Mühe gegeben, einer 
realistischen Auffassung der Dinge zum Durchbruch zu ver¬ 
helfen und dadurch kam ich in hitzige Fehde mit den Wort¬ 
führern des „Radikalismus“, mit Kautsky und Ledebour, die an 
einer weltverlorenen Friedensidylle mit allgemeiner Abrüstung 
und einem Bunde des vereinigten Europa spannen. Besonders 
Kautsky sah ein zärtliches Bündnis zwischen Deutschland und 
England zur gemeinsamen imperialistischen Ausbeutung Asiens 
voraus. Mir schien zur Abwehr der Kriegsgefahr die gemein¬ 
same Aktion der Internationale das Gegebene und Notwendige. 
Als aber der Krieg da war und die Internationale unter ihm zer¬ 
brach, da lagen die Dinge anders! Gerade weil mir der Krieg 
kein „Mißverständnis“ zu sem schien, vermochte ich, je länger 
er dauerte, um so weniger an eine „Verständigung“ der Krieg- 
führenden zu glauben. Die bisher die Welt beherrschenden 
Westmächte würden dem aufkommenden Mitteleuropa niemals 
die ihm zukommende Stellung einräumen, ohne das letzte an 
Widerstand versucht zu haben. Damals, in den ersten Wochen 
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des Krieges, schrieb die „Frankfurter Zeitung“: das junge 
Deutsche Reich werde dem altersschwachen England <len Drei¬ 
zack der Seeherrschaft aus der Hand nehmen. Das erschien 
mir sehr chauvinistisch und roch stark nach blinder Gewalt¬ 
verehrung; aber der Kerngedanke des Krieges, daß es sich 
in ihm um die Erschütterung der englischen Weltherrschaft, 
wenn auch keineswegs um ihre Ersetzung durch eine deutsche 
Weltherrschaft handele, kam in diesen Worten immerhin zum 
Ausdruck. 

Weshalb schreibe ich das alles? — Weil die gleiche „Franko 
furter Zeitung“ jetzt den artigen Einfall hat, die „Glocke“ im 
allgemeinen und mich im besonderen einer fanatischen An¬ 
betung der Gewaltspolitik zu bezichtigen. In ihrem Leitartikel: 
„Neumarxismus“ vom 23. Mai führt sie das des näheren aus. 
Gegen eine derartige Verdrehung gemeinsamer Auffassungen 
muß sich der Mitarbeiterkreis der „Glocke“ ganz entschieden 
verwahren. Wer aus den Artikeln der „Glocke“ und den son¬ 
stigen Veröffentlichungen ihrer Mitarbeiter nicht das starke 
sittliche und soziale Pathos heraushören kann, das in ihnen 
lebt, und das nach Freiheit und nach Kultur, aber nicht nach 
Gewalt verlangt, dem ist eben nicht zu helfen. Besonders mein 
letztes Buch: „Drei Jahre Weltrevolution“, das die „Frank¬ 
furter Zeitung“ zum Beweise ihrer These heranzieht, ist ein 
einziges Plädoyer gegen einen subjektiven Gewaltfrieden und 
gegen Annexionen. Ich setze in ihm auseinander, daß die ge¬ 
schichtliche Aufgabe Deutschlands in diesem Kriege die eines 
großen Kettensprengers und Befreiers ist. Diese Ansicht hat, 
je deutlicher sie mit der Entwicklung des Krieges überein¬ 
stimmte, inzwischen Schule gemacht. Ich brauche nur auf die 
Rede über die Befreierrolle Deutschlands hinweisen, die der 
der ,T'rankfurter Zeitung“ nahestehende Professor Schulze- 
Gävernitz in diesem Frühjahr im Reichstag gehalten hat, 
Aehnliche Gedankengänge hatte ich bereits im Jahre 1916 in 
meiner von der „Frankfurter Zeitung“ achtungsvoll begrüßten 
Schrift: „Die Sozialdemokratie, ihre Ende und ihr Glück“, und 
ebenfalls im Jahre 1914 in meiner ersten Kriegsbroschüre: „Die 
deutsche Sozialdemokratie und der Weltkrieg“ ausgeführt. Ich 
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könnte ganze Seiten mit Zitaten ausfüllen, wollte ich das hier 
nachweisen. Von alledem hat, wie es scheint, der Kritiker in 
der „Frankfurter Zeitung“ nichts gelesen. 

Wogegen sich meine Schriften und auch diese Zeitschrift 
freilich immer gewandt haben, das ist die unrealistische Auffas¬ 
sung der Kriegs- und Friedensprobleme, die zum Teil noch in 
der deutschen Sozialdemokratie herrscht und als deren ver¬ 
hängnisvoller Vertreter der „Vorwärts“ unter Stampfer fun¬ 
giert. Gegen diese Methode hat sich nicht bloß die „Glocke“, 
sondern ebenso auch die „Neue Zeit“, seitdem sie in den be¬ 
währten Händen von Heinrich Cunow ist, gewandt, und auch 
Renner, unser österreichischer Parteifreund, hat in seinem 
Buch: „Marxismus, Krieg und Internationale“ viele sehr tref¬ 
fende und feine Bemerkungen gegen den „hilflos-griesgrämigen 
sittenrichterlichen Standpunkt“ geformt. Für die „Frankfurter 
Zeitung“ ist das Grund genug, auch Karl Renner in den Sünden- 
Pfuhl der Gewaltanbeter zu schleudern, obwohl jeden, der auch 
nur einen Blick in die Schrift von Renner geworfen hat, eine 
derartige Charakterisierung Renners direkt — grotesk anmuten 
maß. Sein ganzes Mühen ist darauf gerichtet, die organisierte 
Staatengemeinschaft aus den Schmerzen des Weltkrieges her¬ 
vorgehen zu lassen und durch sie die Anarchie, in der bisher 
noch Staaten und Völker zueinander stecken, zu überwinden 
und sie durch die gleiche, feste und garantierte Rechtsordnung 
zu ersetzen, die bisher schon für das Individuum galt. Aber 
freilich! Renner ist weder Liberaler noch Kantianer, sondern 
Marxist. Aber da er nicht auf dem Standpunkt Kautskys stehen¬ 
geblieben ist und auch nicht die Welt als ein „Irrenhaus“ ansieht 
oder vom „Unsinn der Weltgeschichte“ redet — was der 
„Frankfurter Zeitung“, wie sie selber sagt, seit vier Jahren 
„sehr sympathische Worte“ sind —, so werden Worte von ihm 
zitiert, die man mit gesträubtem Haar als „wahrhaftig bereits 
eine vollständige Kapitulation vor der absoluten Machtpolitik“ 
bezeichnet. Das schlimmste aber kommt noch: „Es ist durch¬ 
aus der Geist, der in der „Glocke“, insbesondere durch die 
Artikel von Dr. Lensch weht.“ Wenn es so in der „Leipziger 
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Volkszeitung“ steht, zuckt man die Achseln; bei der »J'rank- 
fnrter Zeitung“ ist es ein wenig arg. 

Bei alledem können wir es uns ganz gut gefallen lassen, in 
Gemeinschaft mit Karl Renner und der „Neuen Zeit“ als die 
Vertretung einer „neuen Richtung“ angesprochen zu werden. 
Es fragt sich bloß, was dann noch für die „alte Richtung“ übrig 
bleibt. In der Tat spricht die ,yFrankfurter Zeitung“ es mutig 
aus, daß die Partei „im Grunde“ den Anschauungen Kautskys 
sehr viel näher steht, als denen Renners und der „Glocke“. 
Nun hat Scheidemann in Würzburg die höchsten Lobsprüchö 
auf das Haupt Renners gehäuft, nachdem er kurz vorher die 
Entfernung Kautskys aus der Redaktion der „Neuen- Zeit“ und 
seine Ersetzung durch Cunow mit durchgeführt hatte. Kautsky 
hatte also gar nicht bemerkt, daß sein Austritt aus der Partei 
völlig überflüssig war; denn „im Grunde“ stand und steht noch 
die Partei auf seinem Boden; Scheidemann aber hatte wieder 
gar nicht gemerkt, daß er mit Renner einen ruchlosen Kapitu- 
lard vor der absoluten Machtpolitk lobte und mit Cunow einen 
Mann in die Redaktion der „Neuen Zeit“ brachte, der hin¬ 
reichend verdächtig schien, in seiner ganzen' Denkweise der 
„Glocke“ nahezustehen. Also eine vollendete Komödie der 
Irrungen! Gewiß befindet sich die Partei noch in einem krisen¬ 
haften Zustand, aber so grotesk, wie die „Frankfurter Zeitung“ 
in aller Harmlosigdceit die Dinge hinstellt, sind sie ganz und gar 
nicht. Das liegt nur an den seltsam geschliffenen Brillen¬ 
gläsern, mit denen der Leitartikler der „Frankfurter Zeitung“ 
die Welt ansieht. Nun fehlt bloß noch, daß die ,J^rankfurter 
Zeitung“ auch noch den „Vorwärts“ als Gewaltanbeter hin¬ 
stellt, da er am 8. und 11. April ebenfalls die Gewalt als den 
einzigen Ausweg aus dem Kriegselend bezeichnete — und, wenn 
auch nicht die Einsicht in die Dinge, so der Mut zur Konse¬ 
quenz ist da. 
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AUGUST WINNIG: 

An Leon Jouhaux. 

(Sekretär des französischen Gewerkschaftsbundes.) 
Kamerad Jouhaux! 

E S sin-d jetzt vier Jahre vergangen, seit wir im Saale der 
Pariser Konsumgenossenschaft am Fenster standen und 
über gewerkschaftliche und politische Fragen sprachen. Unser 
Gespräch wird mir immer unvergeßlich bleiben. Bis dahin hatte 
ich die französischen Gewerkschaften immer nur aus der Ent¬ 
fernung gesehen, hatte ihre Ideen und ihre Arbeitsweise immer 
nur aus dritter Hand kennen lernen können. In unserem Ge¬ 
spräch hörte ich zum ersten Male einen hervorragenden Ver¬ 
treter der französischen Arbeiter unmittelbar über deren Sache 
sprechen, konnte zum'ersten Male durch Frage und Antwort 
Dinge klären, die mir bis dahin unklar gewesen waren. Ich 
nützte diese Gelegenheit — vielleicht in einem Maße, das Ihnen 
lästig geworden sein mag — und konnte nachher gegenüber 
meinen französischen Berufskollegen nicht mit meiner Bewunde¬ 
rung Ihres Scharfsinns zurückhalten. In den folgenden Tagen 
konnte ich noch öfter Ihr Urteil über französische Arbeiterfragen 
hören. Ihre Gedanken waren nicht in allen Fällen auch meine 
Gedanken; der Abstand zwischen den Qewerkschaftssystemen, 
die wir beide vertraten, war zu groß, als daß er sich nicht 
mannigfach hätte bemerkbar machen müssen; aber ich schied 
damals doch mit der Ueberzeugung aus dem Kreise der franzö¬ 
sischen Kameraden, daß wir uns beiderseits auf einer Linie 
bewegten, die uns einmal zusammenführen mußte. Zwei Er¬ 
scheinungen glaubte ich damals vor allem feststellen zu können. 
Auf jener Tagung, an der wir beide teilnahmen, sah ich zu 
meiner tiefen Genugtuung, daß die praktische Auffassung der 
gewerkschaftlichen Arbeit, wie wir sie in Deutschland ausge¬ 
bildet hatten, auch in Frankreich zusehends Boden gewann. 
Man sprach dort viel weniger als früher über Prinzipien, aber 
mehr über praktische Organisationsfragen. -Das brachte Sie 
uns näher. Denn was uns in unseren Ansichten und auch in 
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der praktischen Arbeit so oft trennte, war ja gerade der ver¬ 
schiedenartige Wert, den wir den ökonomischen Wirkungen der 
gewerkschaftlichen Tätigkeit beimaßen. Sie in den franzö¬ 
sischen Gewerkschaften legten das Hauptgewicht auf die Propa¬ 
ganda, wir Deutschen auf die Aenderung der ökonomischen 
Tatsachen, die wir als die beste Propaganda für unsere Ideen 
ansahen. Hierin — das war ganz unverkennbar — 'hatte damals 
eine Wandlung bei Ihnen begonnen. Erst begonnen! Man sprach 
noch nicht offen davon und mochte es sich noch nicht ein¬ 
gestehen, aber die Entwicklung war im Fluß. Die zweite Er¬ 
scheinung, die mich auf eine baldige innige Gemeinsamkeit 
hoffen ließ, hatte nichts mit Frankreich und mit der franzö¬ 
sischen Gewerkschaftsbewegung zu tun, — sie zeigte sich' in 
Deutschland. Ich sprach zu Ihnen von unserem Verhältnis zur 
Regierung, versuchte Ihnen ein zutreffendes Bild vom offiziellen 
Deutschland zu geben: wie hier zwei Strömungen miteinander 
rängen und wie es nun immer klarer werde, daß die unbelehr¬ 
baren Arbeiterfeinde die größere Macht hätten; man erkläre 
uns als politische Vereine, um uns das Leben schwer zu machen; 
man scheine auch das Koalitionsrecht durchlöchern zu wollen; 
es sei Stillstand mit der Sozialpolitik, und vor allem sei die 
Wahlrechtsreform in Preußen ganz und gar auf dem toten Punkt 
angelangt. Bei dieser Gelegenheit erwiderte ich auf Ihre Frage, 
ob wir Gewerkschaften denn da nicht die Notwendigkeit des 
politischen Kampfes anerkennen müßten, dem Sinne nach etwa 
folgendes: Wir hätten bisher den politischen Kampf ganz der 
(sozialistischen) Partei überlassen, aber ich persönlich sähe all¬ 
mählich ein, daß die Verhältnisse uns über kurz oder lang zu 
aktiver Teilnahme am politischen Kampfe zwingen würden. Ich 
wußte, daß Sie in dieser meiner Aeußerung eine Rechtfertigung 
Ihrer eigenen Ansichten über die gewerkschaftlichen Aufgaben 
sähen und mochte, obwohl die grundsätzliche Frage durch 
diesen Ausnahmefall gar nicht berührt wurde, die günstige Wir¬ 
kung unseres Gesprächs um des Zieles der Annäherung willen 
nicht zerstören. , 

Kamerad Jouhaux! Ich erinnere Sic an diese Unterhaltung, 
weil der Krieg, der so bald nach unserer Zusammenkunft aus- 
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brach, uns beiden recht gegeben hat. Wir haben damals aller¬ 
dings nicht über den Krieg gesprochen; weder Sie noch ich; nur 
auf ein paar Augenblicke wandte sich unser Gespräch welt¬ 
politischen Fragen zu — Marokko wurde erwähnt, und zwar, 
als wir über die Entwicklung des Kapitalismus sprachen. Bel 
dieser Gelegenheit sagte ich: So ganz uninteressiert daran, wie 
wir uns beiderseits stellten, seien wir ja nun gerade nicht, denn 
die kapitalistische Wirtschaft bilde nun einmal die Grundlage 
für unseren ökonomischen Kampf. So weit ich mich erinnere, 
äußerten Sie sich dazu nicht. 

Der Krieg hat nun Ihrer Auffassung von den politischen Auf¬ 
gaben der Gewerkschaften- recht gegeben. Zwar wissen wir 
heute nur wenig voneinander. Hin und wieder erhalten wir ein 
französisches Gewerkschaftsblatt oder eine kleine Schrift, wo¬ 
raus wir einiges über die Kriegsarbeit der französischen Ge¬ 
werkschaften erfahren. Danach ist Ihre Tätigkeit grundsätzlich 
die gleiche wie unsere eigene. Es gibt in Deutschland kaum eine 
Frage der Kriegswirtschaft, mit der sich die Gewerkschaften 
nicht befassen müßten. Diese Fragen aber haben alle einen 
eminent politischen- Charakter; — ob es sich nun um das 
Arbeitsrecht, oder um die Versorgung -des Volkes oder um 
Fragen der künftigen Friedenswirtschaft handelt, überall stehen 
wichtige Angelegenheiten der Arbeiterklasse auf dem Spiel und 
überall gibt es für uns zu tun. Wir sind während des Krieges 
inWahrheit politische Organisationen geworden, — nicht in dem 
engeren Sinne, daß wir uns um Wahlen un-d dergleichen küm¬ 
merten, aber es fällt doch keine wichtige innerpolitische Ent¬ 
scheidung, die wir nicht zu beeinflussen versuchten und zuweilen 
auch wirklich in etwas beeinflussen. Das ist gekommen, ohne 
daß wir selbst es recht bemerkten. Es ergab sich ganz aus 
dem Zwang der Verhältnisse und wir taten es ohne irgend¬ 
welche Reflektionen theoretischer Art. Nicht anders ist es bei 
Ihnen, nicht anders auch in England. 

Aber auch unsere hohe Bewertung der ökonomischen Tat¬ 
sachen hat sich im Kriege als richtig erwiesen. Ja, man kann 
sogar sagen, daß wir ihre Bedeutung noch nicht einmal hoch 
genug geschätzt hatten. Das ökonomische Interesse der Ar- 
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beiterklasse ist es doch, das jetzt die deutschen, die französi¬ 
schen, die englischen Arbeiter bestimmt, zusammen mit den 
wirtschaftlich und politisch herrschenden Klassen ihres Landes 
für den Sieg zu kämpfen. Ich kenne nur wenige Ihrer Aeuße- 
rungen zu dem Problem der Kriegspolitik des Proletariats und 
weiß darum nicht, ob Sie diese Erklärung durch das ökonomische 
Interesse gelten lassen. Sie als Angehöriger eines Volkes, das 
um so vieles früher als das deutsche zur nationalen Einheit und 
damit zur Ausbildung eines Nationalgeistes kam, werden viel¬ 
leicht diesem Nationalgeist einen größeren Anteil an der Hal¬ 
tung der Arbeiterklasse aller kriegführenden Länder beimessen. 
Ich würde mich auch durchaus nicht wundern, wenn das für die 
französische Arbeiterklasse wirklich zutreffen sollte; denn Sie 
haben eine nationale Tradition, in der die Masse des Volkes 
eine viel größere Rolle spielt als in unserer deutschen Ge¬ 
schichte. Aber es handelt sich bei dem Problem unserer prole¬ 
tarischen Kriegspolitik doch in erster Reihe um die Haltung 
der geistigen Oberschicht der Arbeiterklasse, die bei uns wie 
bei Ihnen im sozialistischen Geiste aufgewachsen ist und in deren 
Denken bis zum Kriege die nationale Ideologie keine Heimat 
hatte. Gerade Sie selber sind ja der beste Beweis dafür, denn 
Sie waren erklärter Antimilitarist, Antinationalist und Anti¬ 
patriot; Sie liebten die Clique um Poincar^ ebensowenig, wie 
wir die konservative Clique liebten, die bei der Bestimmung 
der deutschen Politik die Vorhand hatte. 

Wenn man nun in allen großen, am Kriege beteiligten Ländern 
die gleiche Erfahrung machte, daß sich die Arbeiterklasse rück¬ 
haltlos auf die Seite ihres Landes stellte, so kann' man als 
Sozialist darin nicht die Wirkung einer irgendwie gearteten 
Ideologie sehen, denn das streitet gegen alle Erfahrung und 
Vernunft; die Erklärung dieses Phänomens liegt nur in dem 
ökonomischen Interesse der Arbeiterklasse, das mit der Nation 
von deren Feinden bedroht ist und zu dessen Schutze sich die 
Arbeiterklasse schützend vor fhr Vaterland stellt. Ich habe 
keine andere Erklärung dafür. Allerdings: dies ökonomische 
Interesse wird nicht als solches erkannt und anerkannt; durch 
einen psychologischen Prozeß, dessen Einzelheiten man sich 
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leicht vorstelien kann, erzeugt es einen Nationalgeist, der auf 
diesem Wege auch in die sozialistischen Massen dringt, — in 
dieselben Massen, die im übrigen in ausgeprägtester Kampf¬ 
stellung zum herrschenden Regierungssystem stehen-, aber 
diesen Kampf dämpfen müssen, um nicht die Widerstandskraft 
ihres ganzen Volkes zu untergraben und dadurch die Nieder¬ 
lage herbeizuführen. Das gilt für alle Völker, die an diesem 
Kriege beteiligt sind, gilt für Sie, für die Engländer, für uns. 
Aber bei keinem Volke ist das ökonomische Interesse der Unter¬ 
schichten so sichtbar mit dem Ausgange des Krieges verknüpft, 
wie bei dem deutschen. Unterliegt Deutschland, so wird vor 
allem sein- arbeitendes Volk die Folgen zu tragen haben, daran 
zweifelt hier kaum ein urteilsfähiger Arbeiter. Ob die Beschlüsse 
der Pariser Wirtschaftskonferenzen Aussicht haben, in solchem 
Falle durchgeführt zu werden, bleibt sich im Grunde genommen 
gleich. Denn ein unterlegenes Deutschland wird sich immer 
mit den handelspolitischen Maßnahmen abfinden müssen, die 
von den Siegern beliebt werden. Diese aber werden in jedem 
Falle nach dem Interesse des Siegers zugeschnitten sein. Was 
das bedeuten würde, können Sie daran ermessen, daß, um nur 
ein Beispiel anzuführen, ein gutes Drittel der Erzeugnisse unse¬ 
rer Metallindustrie vor dem Kriege nach dem Auslande ver¬ 
kauft wurde. Sie wiegen sich in- der Hoffnung, daß Ihr Einfluß 
ausreichen würde, um bei einem für Sie glücklichen Ausgang 
des Krieges die wirtschaftspolitische Vergewaltigung der unter¬ 
legenen Völker zu verhindern. Diese Hoffnung würde Sie, 
wenn es einmal soweit kommen sollte, betrügen. Einen solchen 
Einfluß hat die Arbeiterklasse in keinem der kriegführenden 
Länder. Wir haben jetzt, obwohl unsere Organisationen stärker 
sind als Ihre, nicht die Möglichkeit, die deutsche Ostpolitik so 
zu gestalten, wie wir sie haben möchten; wir können protestie¬ 
ren, aber nichts weiter. Genau so würde es Ihnen ergehen — 
auch bei Ihnen würden die herrschenden militaristischen und 
kapitalistischen Mächte sich nicht um Ihre Proteste kümmern, 
sondern ihren Willen durchsetzen. Denken Sie nur daran, daß 
Sie noch nicht einmal stark genug waren, um die Regierung zu 
zwingen. Ihnen die Pässe nach Bern zu geben. Wie können Sie 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 


272 


An Ldon Jouhaux. 


dann glauben, daß es Ihnen möglich sein würde, die herrschen¬ 
den Klassen zu hindern, die Siegesbeute nach Hause zu tragen! 

Diese Sachlage überblicken wir hier ganz klar. Aber, wir 
müssen uns so oft wundern, daß man sie bei Ihnen so ganz und 
gar übersieht. Vor kurzer Zeit waren englische und amerika¬ 
nische Arbeitervertreter bei Ihnen zu Gaste. Da hat man bei 
einem Festmahl in der Arbeitsbörse über uns, die deutschen 
Arbeiter, gesprochen und von uns die Preisgabe der Interessen 
unseres Landes gefordert. Ich habe in dem spärlichen Bericht, 
den ich darüber gelesen, vergebens nach den Gründen gesucht, 
die den Rednern ein Recht zu solcher Forderung geben könn¬ 
ten. Man hat dort von Recht und Gerechtigkeit gesprochen. 

Kamerad Jouhaux! Lassen wir solche imaginären Floskeln 
beiseite! Wenn bei uns Leute über den Krieg reden, denen 
Ursachen und Wesen des Krieges bis heute noch dunkel ge¬ 
blieben sind, dann reden sie von dem Recht, das mit Deutsch¬ 
lands Waffen siegen müsse, und wenn die offiziellen Redner 
und Schreiber den Auftrag haben, pathetisch zu werden, so 
reden sie auch von Recht und Gerechtigkeit, deren Triumph von 
unserem Siege abhinge. Das ist überall dieselbe Phraseologie, 
die nun- seit bald vier Jahren die Welt umnebelt. Wenn wir 
nichts Besseres zu sagen wissen, als die offiziellen Phrasen 
nachzuplappern, so sollten wir lieber schweigen. Denn was 
sind Recht und Gerechtigkeit in diesem Kriege? Soll es Schuld¬ 
losigkeit an der Entfesselung der Furie sein? Wer hat den 
Mut und wer kann ihn haben, eine der kämpfenden Mächte¬ 
gruppen von aller Schuld freizusprechen? Glauben wir doch 
nicht, daß die Kabinette irgendeines Landes ihren Völkern 
vollen Einblick in das voraufgegangene Ränkespiel erlaubten! 
Und wenn sie es doch einmal täten — wer wollte aus dem 
verschlungenen Knäuel den Ariadnefaden lösen, der uns bis an 
den Anfang der Entwicklung führt? Und wenn ihn wirklich 
doch einmal jemand fände — was wäre damit gewonnen? 
Glauben Sie, daß sich diese blutige Verstrickung durch mora¬ 
lische Räsonnements lösen läßt? Das können Sie nicht glauben, 
weil Sie ein Mensch mit Erfahrung und Urteil sind. Darum ist 
es ja auch so unsäglich töricht, wenn man fortgesetzt an unser 
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„Gerechtigkeitsgefü'hl“ appelliert. Unser Gerechtigkeitsgefühl 
ist ganz in Ordnung; es ist so sehr in Ordnung, daß wir uns 
sogar bemühen, den französischen Kameraden gerecht zu wer¬ 
den un-d keinen Umstand zu übersehen, der zur Begründung 
ihrer Haltung herangezogen werden könnte. Es ist schade, daß 
Sie nicht einmal hören können, wie man in unseren Kreisen 
über die Haltung der französischen Arbeiter urteilt. Als das 
deutsche Friedensangebot vom Dezember 1916 herauskam, da 
rechnete man hier damit, daß die französischen Arbeiter ihre 
Regierung wenigstens veranlassen würden, dies Angebot näher 
zu prüfen. Wir sähen uns getäuscht. Man blieb bei Ihnen still 
und hatte nichts dagegen einzuwenden, daß die Regierung das 
Angebot als eine hinterlistige Falle bezeichnete. Trotzdem 
wurde kein hartes Wort gegen die französischen Arbeiter laut. 
Man versuchte sich bei uns nur Rechenschaft darüber zu geben, 
was wohl der Grund dieser Haltung sein könne un-d kam zu 
dem Schluß, daß der Wortlaut des Angebots zu sehr den Sieger 
herauskehre und darum bei Ihnen verletzt habe. Als dann im 
Juli des vorigen Jahres die Mehr'heii des Reichstags die Frie¬ 
densformel der russischen Arbeiter- und Soldatenräte annahm 
und die Regierung nötigte, es gleichfalls zu tun, da konnte man 
sich nicht denken, daß dieser Beschluß ohne Echo in der fran¬ 
zösischen Bevölkerung bliebe, und insbesondere glaubte man, 
die organisierten Arbeiter Frankreichs würden diese neue Ge¬ 
legenheit zur Anbahnung des Friedens nicht unbenutzt lassen. 
Aber wieder blieb es still. Das war eine herbe Enttäuschung. 
Doch auch jetzt ging man nicht in Entrüstung hoch, sondern 
fragte sich In unsern Kreisen wiederum: Aus welchem Grunde? 
Jetzt konnte man doch nicht mehr an eine hinterlistige Falle 
glauben; denn dies war doch ein Schritt des Reichstags, gegen 
den sich die Parteien, die man als Träger der Gewaltpolitik 
kennt, mit Händen und Füßen gesträubt hatten und zu dem 
auch die eigentliche Regierung nicht leicht ihr Ja und Amen sagte. 
Nun mußten wir doch annehmen, daß auch die französische 
Arbeiterschaft keinen anderen Frieden haben wolle, als den des 
vollen Sieges auf der einen, der vollen Niederlage auf der an¬ 
deren Seite. Aber gleichwohl würden Sie vergebens nach einer 
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Aeußcrung des Zorns und des Hasses gegen die französischen 
Arbeiter suchen. In der Bourgeoisie trifft man auf solche 
Aeußerungen und dort schilt man auch auf uns, daß wir uns 
von jeder Aufwallung dieser Art frei halten. 

Kamerad Jouhaux! Sie sehen, daß wir durchaus nicht wie 
verblendete Toren handeln, sondern die Dinge mit Gewissen¬ 
haftigkeit und Zurückhaltung beurteilen. Nicht selten aller¬ 
dings kostet es große Mühe, diese Zurückhaltung zu bewahren 
— so z. B. wenn wir hören, daß wir erst unser angebliches 
Unrecht sühnen müßten, ehe man uns in der Internationale 
wieder annehmen würde. Als solche Losungen im ersten 
Kriegsjahr aus Frankreich kamen, hielten wir sie für einen 
Ausfluß nationaler Ueberreizung, die wir uns durch die Tat¬ 
sache des deutschen Einmarsches erklärten. Wenn aber der¬ 
artige Forderungen noch im vierten Kriegsjähr laut werden, 
und wenn sie sogar von den Herren Engländern und Amerika¬ 
nern erhoben werden — von Leuten, die vor dem Kriege die 
Internationale nur vom Hörensagen kannten —, dann, Kamerad 
Jouhaux, hört unser Verstehen wirklich auf. Wenn wir die 
Hoffnung auf eine Wiedererstehung der Internationale nicht 
ganz und gar einsargen wollen, so müssen wir beiderseits die 
moralisierenden Räsonnements unterlassen. Damit kommen 
wir uns keinen Schritt näher. Wollen wir aber, der internatio¬ 
nalen Idee entsprechend, für die Wiedervereinigung der Völker 
arbeiten, so müssen wir uns an die Tatsachen halten und diese 
zu erkennen und zu meistern suchen. 

Wir müssen anerkennen, daß die Internationale der Arbeiter¬ 
klasse nicht gehalten hat, was sie uns versprach, d. h. was wir 
uns von ihr versprachen. Wir lebten in dem Glauben, daß es 
zwischen den Arbeitern der verschiedenen Länder keine gegen¬ 
sätzlichen Interessen gäbe. Mit dieser Schlußfolgerung gingen 
wir zu weit. Wir hatten und haben viele gemeinsame Inter¬ 
essen, aber wir haben daneben auch solche, die den Interessen 
der Arbeiter anderer Länder widerstreiten. Je vorteilhafter die 
Wirtschaftsentwicklung eines Landes ist, um so günstigere Be¬ 
dingungen sind dem ökonomischen Kampf und damit dem so¬ 
zialen Aufstieg der Arbeiterklasse dieses Landes gestellt. Wo 


1. . Digitized by LjOO 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




Anr L6on Jouhaux. 


275 


nun diese vorteilhafte Wirtschaftsentwicklung nur im Gegen¬ 
satz zu anderen Ländern zu erreichen oder aufrechtzuerhalten 
ist, überträgt sich dieser Gegensatz auch auf die beteiligten 
Arbeiter. Diese Tatsache haben wir früher entweder nicht ge¬ 
kannt oder nicht gehörig gewürdigt und sahen darum nur das, 
was uns mit den Arbeitern der anderen Länder verband. Nun 
hat der Krieg aber diesen Zusammenhang offenbar werden 
lasssen, das ökonomische Interesse hat sich als die stärkste 
Kraft erwiesen. Was heute trennend zwischen den Regierun¬ 
gen und Kapitalistenklassen steht, steht auch trennend zwischen 
den Arbeitern. So unerhört dieser Satz auch im Munde eines 
Sozialisten klingt, so spricht er doch eine Wahrheit aus — 
wenn auch mit gewissen Einschränkungen, die sich aus den 
weiteren Zeilen ergeben. Diese Wahrheit müssen wir vorweg 
anerkennen, wenn wir uns über uns selber klar werden wollen. 
So lange wir nur über Recht und Gerechtigkeit diskutieren, 
kommen wir nicht vom Fleck; denn das haben- wir bald vier 
Jahre hindurch getan und das Ergebnis bietet uns wenig Anlaß 
zur Zufriedenheit. Das Friedensproblem — und dessen Lösung 
sollen diese Zeilen dienen — besteht in einem Ausgleich der 
wirtschaftlichen Interessen der kriegführenden Völker. In 
einem Ausgleich, Kamerad Jouhaux! Im offiziellen Frankreich 
träumt man immer noch von einem vollen Siege, in England 
wahrscheinlich ebenso, und auch in Deutschland gibt es noch 
viel Leute, die an die Möglichkeit eines solchen „vollen und 
endgültigen“ Sieges glauben. Ich weiß nicht, zu wessen Gun¬ 
sten sich die Schale des Kriegsglücks zuletzt senken wird, wenn 
man an diesem Ziel eines ganzen Sieges festhält; ich weiß nur, 
daß man dann noch drei, vier, fünf und vielleicht noch mehr 
Jahre weiter kämpfen kann. Es wächst ja immer neue Men¬ 
schenjugend heran, um die Maschine zu speisen. Ich kann mir 
auch denken, daß die Aussicht auf eine solche Kriegsdauer für 
die herrschenden Klassen sowohl bei Ihnen wie bei uns nicht 
gar so schrecklich ist. Das Kapital gedeiht in allen Ländern 
wunderbar. Aber ich kann mir nicht denken, daß die franzö¬ 
sische Arbeiterschaft weniger Widerwillen gegen eine solche 
Fortführung des Krieges bis ins Aschgraue haben könnte als die 
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deutsche. Die größte Last des Krieges trägt das arme, werk¬ 
tätige Volk, das ist bei Ihnen nicht anders als bei uns. Und 
darum kann die Parole: Krieg bis zum Letzten! nicht die Parole 
der Arbeiter sein. Dann aber bleibt eben kein anderer Weg 
für uns, als ein gemeinsames Wirken für einen verständigen 
Ausgleich. 

Kamerad Jouhaux! Es kommt hier nicht nur darauf an, daß 
man den Ausgleich will, sondern man muß auch zu den Opfern 
bereit sein, die er von jedem Lande verlangt. Soll der Tempel 
des neuen Friedens errichtet werden, so muß jedes Land Bau¬ 
steine dazu geben. Es gibt bei uns Leute, die als Friedensbedin¬ 
gung ein deutsches Antwerpen, ein deutsches Longwy und dazu 
noch recht viele feindliche Milliarden als Kriegsentschädigung 
fordern — das sind die Geistesverwandten jener Franzosen, 
die keinen Frieden ohne ein französisches Straßburg und ein 
französisches Metz schließen wollen. Es ist weder für Sie 
noch für uns leicht, solche Ansprüche zu bekämpfen, denn sie 
sind bei der urteilslosen Menge populär; aber gerade sie nieder¬ 
zukämpfen, ist die unbedingte Voraussetzung für jeden Aus¬ 
gleich. So lange uns hierzu der Mut fehlt, so lange werden 
wir an den Kriegswagen der herrschenden Klassen gefesselt 
sein. Wir deutschen Gewerkschafter vertreten alle deutschen 
Friedensbedingungen, die zur Sicherung unserer künftigen 
Lebensmöglichkeiten wirklich unabweisbar notwendig sind. 
Darin wird uns kein Schimpf beirren, er möge kommen, woher 
er wolle. Wir werden niemals von den französischen Arbeitern 
etwas anderes verlangen. Das Eintreten für das, was zur 
Sicherung der Zukunft unserer Völker unentbehrlich ist, ist 
einfach beiderseits unsere Pflicht, weil wir" selbst die zahl¬ 
reichste Klasse unserer Völker bilden. Was jedoch darüber 
hinausgeht und dem Frieden den Weg versperrt, kann nie von 
uns gebilligt oder gar unterstützt werden. Aus diesem Grunde 
ist auch eine Neuregelung des Kolonialbesitzes der kriegführen¬ 
den Länder eine Aufgabe, ohne deren Lösung kein Ausgleich 
zustande kommen kann. England hat uns infolge seiner See¬ 
gewalt jetzt alle Kolonien wegnehmen können. Betrachten Sie, 
Kamerad Jouhaux, die wirtschaftliche Gliederung Deutschlands 
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und beurteilen Sie dann selbst, ob Deutschland nicht in der Tat 
ein zwingendes Bedürfnis nach Ländern hat, aus denen es sich 
mit kolonialen Rohstoffen versorgen kann. Ich spreche das 
ganz freimütig aus, weil ich Ihre Intelligenz kenne und weiß, 
daß Sie sich nicht mit einem billigen Qeschimpf über den 
.„deutschen Imperialismus“ über diese Frage hinwegsetzen 
werden. Denn was man in Frankreich und England als deut¬ 
schen Imperialismus verflucht, ist im Wesen das gleiche, wie 
unsere Arbeiterforderung nach höherem Lohn, die ja bekannt¬ 
lich für den Kapitalismus ebenfalls Anlaß ist, über „proletarische 
Begehrlichkeit“ zu zetern. Gerade weil Deutschland bei der 
Verteilung der Kolonialgebiete zu spät gekommen ist und durch 
seine wirtschaftliche Entwicklung im letzten Vierteljahrhundert 
in starke Abhängigkeit vom Weltrohstoffmarkt geriet, den 
andere Länder beherrschten, mußte es sein eifriges Streben 
nach Kolonien entwickeln, was freilich den älteren Kolonial¬ 
mächten unbequem werden mußte; und so schimpften sie, die 
Reichen, über den begehrlichen Armen. Diese Sachlage ist 
viel zu klar, als daß sie von Ihnen verkannt werden könnte. 
Aber ich spreche trotzdem auch jetzt nicht von dem ,JReöhte“ 
Deutschlands auf Kolonialbesitz, sondern von seinem Bedürfnis, 
Wer den Ausgleichsfrieden will, muß eine Neuregelung des 
Kolonialbesitzes wollen, die dem Bedürfnis Deutschlands 
genügt. An dieser Frage kann man nicht vorüber gehen; denn 
es hilft nichts, daß man sich in allgemeinen Redensarten für 
den Ausgleichsfrieden erklärt — man muß die einzelnen stritti¬ 
gen Fragen betrachten und sie, so spröde sie sein mögen, zu 
lösen suchen. 

Ich bin überzeugt, daß heute eine solche Lösung möglich 
wäre. Sobald die Arbeiter diesseits und jenseits der Kampf¬ 
front die Verständigung nach gemeinsamem Plane ernstlich 
betreiben, ist sie nicht mehr aufzuhalten. Die Gewerkschaften 
bilden heute in allen kriegführenden Ländern eine unmittelbar 
politische Macht. Sie sind es ohne ihren Willen geworden, 
aber es steht nur bei ihnen, ob sie diese Macht, die bisher der 
Weiterführung des Krieges diente, nun endlich für die Herauf¬ 
führung des Friedens nutzen wollen. 
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Kamerad Jou'haux! Ich glaube mich deutlich gemig aus¬ 
gedrückt zu haben. Wenn diese Zeilen in Frankreich bekannt 
werden sollten, so glauben Sie keinem, der sie als eine „Falle“ 
hinstellen will (man ist in Frankreich jetzt sehr argwöhnisch), 
glauben Sie auch keinem, der sie ein- Vorzeichen unseres „nahen 
Zusammenbruches“ nennt. Glauben Sie Ihrer eigenen Stimme, 
die Ihnen sagen wird, daß hier ein deutscher Gewerkschafter 
zu Ihnen spricht, der es gewiß mit seinem Lande ebenso redlich 
meint, wie Sie mit Ihrem, der aber ebenso wie Sie täglich 
fühlt, welch große Schuld wir vor der Menschheit auf uns 
laden, wenn wir nicht alles tun, um das Proletariat wieder zu 
einen, das allein noch berufen scheint, aus diesem Chaos von 
Blut und Brand die neue Welt des Friedens zu schaffen. 


PAUL BARTHEL: 

Gegen Mietwucher und Wohnungsnot. 

D er Krieg hat die Einstellung der gesamten Wirtschaft auf die 
Kriegsbedürfnisse notwendig gemacht. Alle Warenerzeugung 
für den Privatbedarf oder für Zwecke, die nicht unmittelbar oder 
mittelbar mit den Erfordernissen des Heeres und der Kriegfüfhrung 
Zusammenhängen, mußte hinlter die (kriegswichtigen Produktions¬ 
zweige zurücktreten. Das galt auch von der privaten und, soweit 
es sich nicht um Heereslieferungen handelte, öffentlichen Bautätigkeit. 
Sie wurde in weitem Umfange durch direkte Bauverbote überhaupt 
unmöglich gemacht. Daraus erklärt es sich, daß, je länger der Krieg 
dauert, der Wöhnungsmangel um so fühlbarer wird. In den größeren 
Städten übersteigt die Nachfrage und der Bedarf an Wohnungen, 
besonders an Kleinwoihnungen, schon jetzt das Angebot. Wenn nicht 
rechtzeitig vorgebeugt wird, kann dieser Wohnungsmangel bei der 
Beendigung des Krieges zu einer schwereren Katastrophe führen. 

Bei Kriegsausbruch sind in vielen Fällen Familien von Einberufenen 
zusam-mengezogen oder die Frauen von Kriegsteilnehmern gaben die 
eigene Wohnung auf und suchten bei ihren Eltern oder sonstigen 
Angehörigen für die Zeit des Heeresdienstes Mires Mannes ein Unter¬ 
kommen. Nach der Demobiliserung werden alle diese Familien 
wieder eigene Wohn-ungen beziehen wollen. Hinzu kommt die große 
Menge von Kriegsgetrauten, die zwar in den Stand der Ehe traten, 
aber noch keinen eigenen Hausstand begründeten. Das werden diese 
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neugegründeten Familien sofort nach der Entlassung des Ehemannes 
aus dem Heeresdienst nachzuholen bemüht sein. Ferner haben auch 
sehr viele Paare, die verlobt waren, die Eheschließung in der Hoff¬ 
nung auf einen baldigen Frieden während des Krieges immer wieder 
hinausgeschoben. Audh diese Paare werden, sobald der Krieg zu 
Ende geht, heiraten und eigene Hausstände begründen. Mit dem 
Friedensschluß wird sich also ein Ansturm von Wohnungsuchenden 
auf dem Wohnungsmarkt geltend machen, der den Wohnungsmangel 
bis zur Unerträglichkeit steigern muß, sofern nicht rechtzeitig wirk¬ 
same Maßnahmen zu einem gewissen Ausgleich zwischen Angebot 
und Nachfrage vorbereitet werden. 

Der schon jetzt fühlbare Wohnungsmangel, besonders der das 
Angebot bereits übersteigende Bedarf an Kleinwohnungen, zeigt seine 
für die Mieter unheilvollen Folgen schon heute in beträchtlichen Miet¬ 
steigerungen. Wenn alles die Preise in die Höhe treibt, glauben auch 
die Hauswirte nicht Zurückbleiben zu sollen. Zu dem Wucher auf 
dem Lebensmittelmarkt gesellt siCh bereits an vielen Orten der 
Woihnungswucher. Er wird natürlich, sobald mit dem Friedensschluß 
der Wohnungsbedarf sozusagen ruckweise weiter in die Höhe steigt, 
unter Ausnutzung der ihm günstigen Sachlage noch viel weiter um 
sich greifen, falls man ihm nicht, gewitzigt durch die üblen Erfahrungen 
auf dem Lebensmittelmarkt, von vornherein mit aller Entschiedenheit 
entgegenarbeitet. Mit der Bekämpfung des Wohnungsmangels 
hängt also der Mieterschutz gegen ungerechtfertigte Preistreibereien 
auf dem Wohnungsmarkt und gegen den Mietwucher innig zusammen. 

Zu einem wirksamen Mieterschutz gegen derartige Willkürlich- 
keiten und Uebergriffe rücksichtsloser und eigensüchtiger Haus¬ 
besitzer ist die Verhinderung unbilliger und ungerechtfertigter Miet¬ 
zinssteigerungen durch ein gesetzliches Verbot willkürlicher Er¬ 
höhungen der Wöhnungsmieten Vorbedingung, und zwar dürfte sich 
dieses Verbot nicht nur auf die Mietzinssteigerung für bewohnte Woh¬ 
nungen und alte Mieter, sondern es müßte sich auch auf neue Mieter, 
die eine schon gebrauchte Wohnung mieten wollen, beziehen. Miet¬ 
zinssteigerungen, für die begründete Ursachen vorliegen, dürften 
ebenfalls nicht eigenmächtig vom Hauswirt verfügt oder mit dem 
Mieter vereinbart werden, sondern die Entscheidung darüber, ob eine 
solche Erhöhung gerechtfertigt ist oder nicht, müßte einem örtlichen 
Mieteinigungsamt überlassen werden, das auch die Ermächtigung 
haben müßte, über die Höhe einer solchen Mietzinssteigerung zu be¬ 
finden und unberechtigt hohe Mieten herabzusetzen. Da als Be¬ 
gründung für viele Mietzinssteigerungen die Erhöhung der Hypo- 
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thekenzinsen geltend gemacht werden wird, müßte das Amt nicht nur 
als Schlichtungsstelle für Streitigkeiten zwischen Mieter und Haus¬ 
wirt, sondern auch zwischen diesem und dem Hypothekengläubiger 
wirken und ermächtigt sein, auch über die Steigerung der'Hypo¬ 
thekenzinsen zu befinden und zu entscheiden. Ferner müßte die 
Entscheidung über Kündigungen von Mietern in letzter Linie dem 
Mieteinigungsamt zustehen mit der Ermächtigung, solche Kündigun¬ 
gen als ungültig zu erklären, die es als ungerechtfertigt festgestellt 
hat. Vom Einigungsamt nicht gebilligte Parteivereinbarungen zwi¬ 
schen Mieter und Hauswirt oder zwischen Hauswirt und Hypotheken¬ 
gläubiger müßten als ungültig aufgehoben werden können. 

Der einseitige Wohnungsnachweis der Hausbesitzervereinc sollte 
durch eine neutrale, von einer besonderen städtischen Behörde ver¬ 
waltete Wohnungsvermittlung abgelöst werden und die Hausbesitzer 
sollten verpflichtet sein, leerstehende oder leerwerdende Wohnungen 
unverzüglich bei diesem amtlichen Wohnungsnachweis zu melden. Mit 
diesem müßte eine Beratungs- und 'Auskunftsstelle für Wohnungs¬ 
angelegenheiten verbunden sein mit der Aufgabe, dem Mieter in allen 
aus seinem Vertragsverhältnis zum Hauswirt entspringenden An¬ 
gelegenheiten, ferner aber auch in der Wohnungspflege und allen 
damit zusammenhängenden Fragen mit Rat und Tat zur Seite zu 
stehen. Eine geregelte Wohnungsaufsicht, die im Rahmen einer die 
Interessen des Mieters wahrenden und den hygienischen, sittlichen 
und sozialen Forderungen der Zeit angepaßten Wohnungsordnung zu 
wirken hätte, könnte zur Förderung des amtlichen Wohnungsnach¬ 
weises sowie zur Unterstützung der Beratungs- und Auskunftsstelle 
und auch des Mieteinigungsamts viel beitragen. Bei Verweigerung 
der Vermietung einer durch den Wohnungsnachweis vermittelten 
Wohnung durch den Hauswirt ohne einen triftigen Qrund, z. B. nur 
wegen hoher Kinderzahl, müßte das Mieteinigungsamt zur Entschei¬ 
dung angerufen werden können. 

Durch eine Statistik über die leerstehenden Wohnungen, die am 
besten von Reichs wegen für das ganze Reichsgebiet zu veranstalten 
wäre, müßte der Wohnungsmarkt ständig genau beobachtet werden, 
damit unter Berücksichtigung der Bevölkerungsstatistik, besonders 
der Statistik über die Eheschließungen, jeder drohende Wohnungs¬ 
mangel sofort festgestellt und für wirksame Gegenmaßnahmen gesorgt 
werden könnte. 

Zur Abwehr des gegenwärtig schon fühlbaren und mit dem Frie¬ 
densschluß noch weit schärfer auftretenden Wohnungsmangels wird 
in erster Linie die Beschaffung der zum Häuserbau notwendigen 
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Rohstoffe und Halbfabrikate in Betracht gezogen werden müssen. 
Dazu gehört die Erhöhung der Kulkproduktion, besonders auch 
in den staatlichen Kalkwerken, und die Wiederbelebung der 
Ziegelfabrikation. Zurzeit sind nur noch etwa 7 Prozent aller 
Ziegeleien, die vor dem Kriege bestanden, in Betrieb. Durch Zu¬ 
weisung von Kohlen an die Ziegeleien für das Mitte Mai einsetzende 
Brennen und vor allen Dingen auch durch Freistellung von Arbeits¬ 
kräften, unter Umständen von Kriegsgefangenen, müßte die Ziegel¬ 
herstellung so gefördert werden, daß der Wohnungsbau nicht infolge 
von Materialmangel ins Stocken geraten kann. Natürlich müßte auch 
für die schnelle Bereitstellung von Bauholz und aller Baustoffe, die 
während des Krieges in der Hand der Militärverwaltung gewesen 
sind, für den Kleinwohnungsbau sofort nach Friedensschluß gesorgt 
werden. Ebenso wären für die schnelle Heranschaffung von Bau¬ 
stoffen nach den Orten und Gegenden, in denen der Wohnungsmangel 
am schärfsten auf tritt, die notwendigen Transportmittel zur Ver¬ 
fügung zu stellen. Jeder Preistreiberei und Verteuerung der Bau¬ 
stoffe, wie sie z. B. eine Vertrustung der Ziegeleien usw. zur Folge 
haben könnte, müßte durch gesetzgeberische Maßnahmen ein Damm 
entgegengesetzt werden. 

Neben der Rohstoffbeschaffung wird schon jetzt für die Beschaf¬ 
fung von Baugeld zur Förderung der privaten Bautätigkeit und des 
gemeinnützigen und genossenschaftlichen Wohnungsbaues zu sorgen 
sein. Das könnte geschehen durch die Bereitstellung von Staats¬ 
mitteln zu Hypotheken, durch gesetzliche Maßnahmen zur Sicher¬ 
stellung der zweiten Hypotheken, eventuell auch in Form von Bürg¬ 
schaften der Staats- und Gemeindebehörden, durch Bereitstellung 
öffentlicher Geldmittel für den gemeinnützigen, auch genossenschaft¬ 
lichen Kleinwohnungsbau. Durch Gewährung staatlicher Zuschüsse 
oder unverzinslicher Darlehen müßte besonders in der Uebergangs- 
zeit die Verteuerung der Baukosten, die der Krieg zur Folge hatte, 
bis zu einem gewissen Grade ausgeglichen werden, damit die Miet¬ 
preise für neuerrichtetc Kleinwohnungen entsprechend der für die 
Baukosten in Friedenszeiten bestimmten Höhe festgesetzt werden 
können. Endlich müßte auch darauf hingewirkt werden, daß ein den 
großen Anforderungen angepaßter Teil der neuen Kriegsanleihe für 
den Wohnungsbau und die Wohnungsfürsorge freigemacht wird. 

Von großer Wichtigkeit für die ausreichende Deckung des Woh¬ 
nungsbedarfs nach Friedensschluß ist auch die Erschließung des 
notwendigen Baulandes zu Preisen, die den Friedenszeiten entsprechen 
und nicht zu einer Ueberteuerung der Mieten Veranlassung geben. 
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Qegen Mietwucher und Wohnungsnot! 


Daher wird in erster Linie darauf hinzuwirken sein, daß Grund und 
Boden nicht noch mehr als es schon geschehen ist, zur Handelsware 
herabgedrückt werden und dem Wucher verfallen. Zu diesem Zweck 
müßte die Zwanssenteignung zur Aufschließung von Bauland bei 
Wohnungsbedarf in Betracht gezogen und gegebenenfalls auch durdh- 
geführt werden, wobei der Ankaufspreis eines geeigneten Baugeländes 
nach seinem seitherigen Nutzungswert zu bemessen wäre. Ferner 
werden Staat und Gemeinden zur unentgeltlichen Hergabe von Bau¬ 
gelände oder wenigstens zur Ueberlassung von Grund und Boden 
zu billigen Preisen oder durch Erbbaurecht für den gemeinnützigen 
Kleinwohnungsbau veranlaßt werden müssen. Bei der Erschließung 
von Baugelände an den Grenzen der Städte würde von vorriherein 
auch auf den Ausbau und die Verbilligung der Verkehrsmöglichkeiten, 
besonders der Straßenbahnverbindungen, nach den Stadtzentren und 
den Fabrikbezirken Rücksicht zu nehmen sein. 

Endlich würden schon jetzt die zur schnellen Beschaffung von Ar¬ 
beitskräften für den Wohnungsbau notwendigen Maßnahmen vorzu¬ 
bereiten sein. Dazu gehört, soweit die Bautätigkeit schon während 
der Kriegszeit wieder in einen lebhafteren Fluß gebracht werden 
kann, wie bei der Ziegelherstellung, die Freistellung von Kriegsgefan¬ 
genen und nach dem FriedenssChluß die möglichst baldige Entlassung 
der Bauhandwerker aus dem Heeresdienst. 

Wenn der Wohnungsmangel mit dem Ende des Krieges nicht zu 
einer schweren Katastrophe werden soll, wird die Bautätigkeit recht 
bald wieder aufgenommen werden müssen. Um das zu ermöglichen, 
ist die Aufhebung der erlassenen Bauverbote dringen-d notwendig. 
Allerdings dürfte nicht jede Bautätigkeit freigegeben sein; so müßte 
besonders der Bau von Luxuswohnungen und Villen solange ver¬ 
hindert werden, wie der Kleinwohnungsmangel nicht behoben 
und der Bedarf an Kleinwohnungen nicht gedeckt ist. Im Notfall 
würde überhaupt die Bemessung der Zahl der Wohnräume nach der 
Zahl ihrer Bewohner und die Beschlagnahme ungenügend ausgenütz¬ 
ter Wöhnungen für die gemeinnützige Versorgung mit Wöhngelegen- 
heit in Betracht zu ziehen sein, wie auch unter Umständen im Ein¬ 
vernehmen mit den Gemeindebehörden der Umbau großer Wohnungen 
in kleine erwogen und eventuell durchgeführt werden müßte. Jeden¬ 
falls muß auf jede Weise für die Beschaffung von Unterkunftsmöglich¬ 
keiten, die den Ansprüchen der Gesundlheitspflege entsprechen und die 
dem Wohnungsuchenden zu einem erschwinglichen Mietpreise zur 
Verfügung gestellt werden können, für die schwere Zeit nach der 
Beendigung des Krieges gesorgt werden. 
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Außerordentliche Zustände erfordern außerordentliche Maßnahmen. 
Außerordentliche Zustände werden sich in der Uebergangszeit vom 
Kriege zum Frieden geltend machen. Muß doch nach fachmännischen 
Urteilen für das E>eutsche Reidh mit einem Fdhlbetrag von 750 000 
Wofinungen gerechnet werden! Diese % Million Ehepaare und 
Familien dürfen unter keinen Umständen oihne Obdach gelassen wer¬ 
den. Daher dürfen Reich, Staat und Gemeinden auch vor außer¬ 
ordentlichen Maßnahmen nicht zurückschrecken, um unter Berück¬ 
sichtigung eines wirksamen Schutzes der Mieter die notwendigen 
gesundheitlich einwandfreien und preiswerten Wahnungsgelegenheiten 
zu beschaffen. 


FRITZ HEIDT: 

Rentensorgen. 

Z U den unerquicklichsten Angelegenheiten, deren Erledigung nach 
dem Kriege nicht zu umgehen ist, wird zweifellos die Regelung der 
militärischen Dienstbeschädigungsrenten gehören. Die lange Dauer 
des Krieges und die technische Vervollkommnung der Kriegsmaschinen 
haben eine relativ und absolut hohe Zahl von Dienstbeschädigungert 
gezeitigt. Und diese absolut hohe Zahl werden wir im Frieden an 
der Belastung des Etats verspüren. 

Die Tendenz zur Sparsamkeit, die selbst das staatliche Verwaltungs¬ 
wesen bisweilen anfallsweise packt, hat sich zukunftsangstbeklommen 
auch auf die Behandlung der Rentenangelegertheiten erstreckt. Be¬ 
helfsmäßig, wie die meisten Kriegseinrichtungen, wandelt auch sie oft 
auf Irrwegen. Es ist zurzeit nicht angängig, nähere Einzelheiten dar¬ 
über zu veröffentlichen, welche Rösselsprünge im Verlauf der letzten 
drei Jahre die maßgebenden Stellen in der Beurteilung und Be¬ 
arbeitung der Rentenangelegenheiten exekutiert haben. Aber soviel 
kann gesagt werden, daß durch eine an sich löbliche Scheu vor Ver¬ 
schwendung wieder einmal ein kleines Malheur angerichtet worden 
ist, das mit tödlicher Sicherheit nach Friedensschluß viel Zeit, Arbeit, 
Geld und Aerger kosten wird. 

Es versteht sich ganz von selbst, daß ieder, der seinem Lande seine 
Gesundheit geopfert hat, dafür entschädigt werden muß. Was man 
so entschädigen nennt. Denn die Gesundheit ist nun mal nicht mit 
Geld zu bezahlen. Aber man wird sich wenigstens bemühen müssen, 
den Ausfall an Arbeitsfähigkeit, den der einzelne Kriegsverletzte 
durch seine Krankheit, Verwundung oder gar Verstümmelung erfahren 
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hat, einigermaßen zu ersetzen. Hierbei wird sich schon bei ein¬ 
facheren Fällen eine gewisse Unsicherheit bemerkbar machen, um 
wieviel Prozent der Betreffende in seiner Erwerbsfähigkeit beeinträch¬ 
tigt ist. Selbst bei der größten Gewissenhaftigkeit der Aerzte, die die 
Kriegsunbrauchbarkeit aussprechen, werden Fehler unterlaufen, da 
die meisten Aerzte in der Begutachtung von Unfallfolgen (denn um 
nichts anderes handelt es sich hier) nicht genügend versiert sind und 
audi im Kriege keine Zeit und Gelegenheit hatten, das Versäumte 
nachzuholen. Es gibt eine ganz erhebliche Anzahl von Spezial¬ 
berufen, von denen der Durchschnittsarzt gar keine oder eine doch 
nur sehr versdiwommene Vorstellung hat, und selbst die schönsten 
Lehrbücher sind nicht imstande, diesem Manko abzuhelfen, da in 
solchen technischen Dingen nur die i>ersönliche Kenntnisnahme des 
betreffenden Arbeitsvorganges, und zwar die wiederholte Kenntnis¬ 
nahme, instand setzt, sich ein Bild von den Anforderungen zu 
machen, die dieser oder jener Beruf an die Körperlichkeit oder die 
Nervenkraft des zu Beurteilenden stellt. Wobei immer noch zu be¬ 
rücksichtigen ist, daß ein vorübergehender Besuch insbesonders lürm- 
hafter oder wenig wohlriechender technischer Betriebe Schädigungen 
weniger schwer beurteilen läßt, als wenn man Stunden, Wochen, 
Monate dort zu arbeiten gezwungen ist. Andererseits hat die Er¬ 
fahrung bewiesen, daß die Gewöhnung an Unfallfolgen eine ganz 
außerordentliche sein kann, so daß der Beurteiler zwischen zwei 
divergierenden Schlüssen hin- und herpendelt, wenn er, nur auf sein 
Gewissen vertrauend, aber ohne technische Vorbildung, seinen Spruch 
abgeben soll. So kommt es, daß ein großer Teil der »bereits ab¬ 
geschlossenen militärischen Rentenverfahren nach dem Krieg von 
neuem in Fluß kommen wird. Es werden viele sein, die — mit Recht 
oder Unrecht, mag vorerst dahingestellt bleiben — sich in ihren 
Ansprüchen verkürzt fühlen und, wenn das Gespenst der Wieder¬ 
einziehung zum Kriegsdienst nicht mehr vor ihnen steht, mehr oder 
minder stürmisch eine Revision fordern werden. 

Wie bereits erwähnt, ist es schon bei den in ihrer Begrenzung deut¬ 
lich wahrnehmbaren körperlichen Schädigungen nicht immer ganz 
leicht, festzustellen, um wieviel gerade für diesen oder jenen Beruf 
die Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt ist. Besonders heikel aber ge¬ 
staltet sich die Frage, wo innere Erkrankungen vorliegen, Erkran¬ 
kungen, deren Auswirkungen auf die übrigen Teile des Organismus 
keineswegs ohne weiteres zu durchschauen sind. Kompliziert wird 
' die Sache noch dadurch, daß gerade bei inneren Erkrankungen die 
Anamnese oft versagt, wenn es sich daraum handelt, festzulegen, ob 
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die Erkrankung schon früher bestand, wieweit ihr bereits der Boden 
vorbereitet war, ob sie durch den Dienst überhaupt erst entstand oder 
nur verschlimmert wurde, ob der Dienst nur ein zufälliges Moment 
der Auslösung, die in jedem Fall auch im Zivilleben früher oder später 
erfolgen mußte, darstelllt .— kurz: das ganze diffizile Thema der 
Dienstbeschädigung muß erst geklärt sein, ehe man an die Prüfung 
der Rentenansprüche herangehen kann. Und es wird — die Frage 
nach Recht oder Unrecht wiederum offen gelassen — nach dem Kriege 
der subjektiv Beeinträchtigten genug geben, die auch die Anerkennung 
bz. Nichtanerkennung der Dienstbeschädigung revidiert wissen wollen. 
Und da wir nach dem Krieg die innere Geschlossenheit mindestens 
ebenso wie jetzt brauchen werden, wäre es unklug, alle diese Unzu-. 
friedenen einfach abzuweisen. Außerdem kosten unnötige Prozesse 
Arbeitskraft, die volkswirtschaftlich nutzbringend verwertet werden 
• könnte. Es ist also durchaus ratsam, eine allgemein anerkannte 
Instanz zu schaffen, deren Friedensaufgabe nebst der Regelung der 
Rentenansprüche auch die Ueberprüfung angefochtener Dienstbeschä¬ 
digungsverneinungen zu umfassen hat. 

Alles das sind aber Dinge, die im Prinzip schon erledigt sind, sowie 
die geeignete Organisation geschaffen ist. Allerdings ist die Schöp¬ 
fung einer solchen Organisation nur möglich, wenn man es wagt, mit 
dem bisher gebrauchten Schema zu brechen. Es muß eine Organi¬ 
sation sein, die Gewähr dafür bietet, daß sich in ihr nicht eine Ten¬ 
denz zugunsten der Staatskasse breitmacht, und die außerdem dem 
Rechtsuchenden die Sicherheit gibt, vor einem Forum seine Ansprüche 
vorzubringen, das sowohl in medizinischer wie in praktisch-tech¬ 
nischer Hinsicht gut beraten ist. Der berechtigten Forderung nach 
Demokratisierung der Staatseinrichtungen entsprechend dürften als 
technische Berater dieses Kollegiums nur solche in der Praxis tätigen 
Männer eingesetzt werden, die als Vorarbeiter, Werkmeister usw. 
die für den Beschwerdeführenden in Betracht kommende Berufs¬ 
tätigkeit und die von ihr gestellten körperlichen Anforderungen genau 
kennen und möglichst schon mit Kriegsbeschädigten gearbeitet haben, 
eventuell selbst wiederhergestellte Kriegsbeschädigte sind. Die Hin¬ 
zuziehung aktiver Militärärzte wäre nicht wünschenswert, da ein 
großer Teil der Klagenden sie unter Umständen für befangen halten 
könnte. Immerhin wäre andererseits anzustreben, nur solche Aerzte 
hierfür zu verwenden, die während des Krieges mditärärztlich tätig 
gewesen sind. Die Ablehnung der aktiven Militärärzte geschieht nicht 
etwa aus Mißtrauen gegen sie oder aus einseitiger Parteilichkeit zu¬ 
gunsten eines jeden Kriegsbeschädigten (mag er guten Willens sein. 
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seine eventuell herabgesetzte Erwerbsfähigkeit zu steigern oder nicht), 
sonderen einzig und allein aus dem Grunde, einer durchaus nicht 
ausgeschlossenen Neigung zur Verneinung der bona fides bei der 
Prüfungskommission für Rentenansprüche von vornherein einen 
Riegel vorzuschieben. Bei der sattsam bekannten Hartnäckigkeit, 
mit der schon in Friedenszeiten wirkliche oder vermeintliche Renten¬ 
ansprüche verfochten wurden, einer Hartnäckigkeit, die oft genug m 
Verblendung ausartete, müssen wir nus darauf gefaßt machen, daß 
nach diesem Kriege ein erneuter Kampf um die Rente, diesmal um 
die Militärrente, losbrechen wird, in dem auf gewisser Seite, von der 
noch zu sprechen ist, kein Mittel der Verhetzung und unbewußter 
wie beabsichtigter Irreführung der öffentlichen Meinung gespart wer¬ 
den wird. Es ist für die Allgemeinheit eine gar nicht zu diskutierende 
Ehrenpflicht, denen, die im Kampfe für ihre Volksgenossen Gesund¬ 
heit und Arbeitsfähigkeit ganz oder teilweise eingebüßt haben, wenig¬ 
stens den materiellen Schaden zu ersetzen. Aber auf der anderen 
Seite soll man unlautere Elemente (die allerdings kaum im Lager der 
im eigentlichen Sinne Verstümmelten zu finden sein dürften) strikte 
abweisen. Und um besagten unlauteren Elementen von Anbeginn die 
Waffe aus der Hand zu winden, gibt es nur ein Mittel: Organisation 
der Prüfungskommission in dem Sinne, daß eine Anzweiflung ihrer 
Gerechtigkeit unmöglich ist. Diese Organisation wäre zu bilden aus 
einem Facharzt (für die Art des jeweiligen Falls), einem Arzt mit 
gewerbehygienischer Vorbildung und einem Mann aus der Praxis. 
Nach gegenseitiger Uebereinkunft zwischen diesen dreien ist der 
Rentensatz entweder gemeinsam festzulegen oder aber bei divergieren¬ 
den Anschauungen in der Höhe des arithmetischen Mittels der von 
jedem gefundenen Prozentzahlen anzuerkennen. 

Dem Einwand, daß die Einsetzung und Unterhaltung derartiger 
Kommissionen zu große Ansprüche an die Staatskasse stellen würde, 
ist leicht zu begegnen. Wenn man den Beschluß dieser Kommission 
auf gesetzgeberischem Wege zu einem endgültigen stempelt, spart man 
für die Zukunft eine Menge Arbeit und außerdem dadurch Kosten, 
daß man bei rechtzeitiger Zuziehung eines Facharztes nach gründ¬ 
lichem Studium der Krankenpapiere (unter besonderer Berücksichti¬ 
gung der Gutachten von Beobachtungs- und Fachlazaretten) in einer 
Sitzung den Fall erledigen kann. Selbstverständlich müßten diese 
Kommissionen auch befugt sein, gegebenenfalls den vorherigen 
Rentensatz zu erniedrigen, um zu verhüten, daß aus bloßem Queru- 
lantentum Revisionen eingelegt werden. 

Ein weiterer Grund, möglichst alle Rentensachen im unmittelbaren 
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Anschluß an den Krieg zu erledigen, ist der, daß wir über kurz oder 
lang doch genötigt sein werden, die Rentensätze allgemein zu er¬ 
höhen, da die jetzigen bei dem gegenwärtigen Stand der Existenz¬ 
kosten selbst unter bescheidensten Ansprüchen nicht ausreichen. 
Diese Erhöhung, die im Interesse der ernsthaft Kriegsbeschädigten 
nicht kleinlich bemessen sein darf, wird aber einen derartigen Zu¬ 
wachs unserer Ausgaben bedeuten, daß wir, bevor wir dazu schreiten, 
einen endgültigen allgemeinen Ueberblick über die voraussichtlichen 
Mehrkosten haben müssen. 

Hand in Hand mit der Ueberprüfung nachträglicher Renten¬ 
ansprüche hat die Feststellung der Dienstbesohädigungsfragen zu 
gehen. Diese Arbeit kann nur von den Aerzten des Truppenteils 
ausgeführt werden, dem der Beschwerdeführende zuletzt angehörte, 
da ja die Truppenteile im Besitz der Krankenblätter sind. Ganz be¬ 
sonders sind hierfür die Truppenteile noch dadurch geeignet, daß sie 
gemeinsam mit den Rentenabteilungen der ehemaligen Ersatztruppen¬ 
teile wirken können. Wenn ein früherer Heeresangehöriger die An¬ 
erkennung einer verneinten Dienstbesohädigung verlangt, so wären 
auf dem zuständigen Bezirkskommando die Formulare auszufüllen, 
wie sie bei Einleitung eines Rentenverfahrens beim Militär üblich 
sind, wobei genau nach der früheren Zugehörigkeit von Kranken¬ 
kassen zu fahnden ist, die eventuell in der Lage sind, Auskünfte zu 
geben, und diese Formulare wären der betreffenden Rentenabteilung 
zu übersenden, die ihrerseits die erforderlichen Mitteilungen anstellt 
und das Ergebnis nebst sämtlichen Belegen dem Truppenarzt mit¬ 
teilt, woraufhin dieser sein Urteil fällt. Es wäre vielleicht wünschens¬ 
wert, die Dienstbeschädigung nicht einfach zu bejahen oder zu ver¬ 
neinen, sondern in Ansehung des jeweiligen Falles eine volle oder 
SOprozentige usw. Dienstbeschädigung anzunehmen, wodurch eine 
Schädigung des einzelnen wie entgegengesetzt der Allgemeinheit 
leichter vermieden werden kann, als wenn man in einem zweifel¬ 
haften Falle (besonders bei inneren Krankheiten) einseitig Dienst¬ 
besohädigung annimmt oder ab lehnt. Da das Hauptgewicht dieses 
Verfahrens bei den Rentenabteilungen der Ersatztruppenteile liegt, 
sind von den Rentenabteilungen die Ermittlungen mit der größten 
Peinlichkeit zu führen, insbesondere bei inneren und Nervenerkran¬ 
kungen, da diese Ermittlungen auch bei einem Streit um eine höhere 
Rente von ausschlaggebender Bedeutung sind. 

Wer also glaubt, infolge einer (seinerzeit verneinten) Dienstbeschä¬ 
digung eine Beschränkung seiner Erwerbsfähigkeit erlitten zu haben, 
wendet sich zunächst an sein Bezirkskommando. Dieses füllt die 
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Fragebogen aus und sendet sie an die zuständige Rentenabteilung, die 
nach Abschluß ihrer Ermittlungen die Akten dem Regimentsarzt über¬ 
weist. Der Regimentsarzt fällt sein Urteil, meldet dies, wenn er wieder 
zu einer Verneinung der Dienstbeschädigung kommt, dem Bezirks¬ 
kommando des Beschwerdeführers, das diesen von dem Urteil in 
Kenntnis setzt und die Kosten des Verfahrens einzieht, oder gibt die 
Akten, falls er zu einer Bejahung der Dienstbeschädigung kommt, 
an die Ueberprüfungskommission weiter, die nun ihrerseits das Ver¬ 
fahren zum Abschluß bringt. Der Geschäftsgang bei einer gewöhn¬ 
lichen Anfechtung eines bereits bestehenden Rentensatzes ist ent¬ 
sprechend einfacher. Etwaige Kosten des Verfahrens sind auch hier¬ 
bei vom zuständigen Bezirkskommando einzuziehen. 

Wie bereits angedeutet, werden sich bei einigem guten Willen auf 
beiden Seiten diese Angelegenheiten ohne größere Schwierigkeiten 
durchführen lassen. Die einzige Schwelle, über die es ein allgemeines 
Stolpern geben dürfte, wird die große Zahl der „Nervenkranken" 
darstellen, die uns der Krieg beschert hat. Es soll gewiß nicht ge¬ 
leugnet werden, daß infolge von Qranateinschlägen, Verschüttungen, 
Ueberanstrengungen, EXurchnässungen und Entbehrungen Neurosen 
zum Ausbruch gekommen sind, und den beklagenswerten Opfern soll 
nichts vorenthalten werden, worauf sie vom Standpunkt des billig 
Denkenden Anspruch haben. Aber andererseits ist nicht zu ver¬ 
gessen, daß ein nicht unerheblicher Teil der „Kriegsnervenkranken" 
aus erblich schwer belasteten Individuen bestehen, aus schweren 
Psychopathen, Hysterikern, die oft genug schon dadurch „nerven¬ 
krank" wurden, daß man an sie die Zumutung stellte, auch Soldat 
zu werden, und daß gerade bei diesen Leuten die Rentenbegehrungs¬ 
vorstellungen einen so maßlos exzentrisch betonten Charakter an¬ 
nehmen, wie nur Je ein Rentenfanatiker sie haben kann. Die Zahl 
der hysterischen Männer ist, wie der Krieg uns zeigt, unverhältnis¬ 
mäßig größer, als im Frieden (dem nur meist das auslösende Moment 
fehlte) selbst der eingefleischteste Pessimist glaubte. Und gerade 
diese Rentenhysteriker sind eine außerordentliche Gefahr für die 
größere Allgemeinheit wie den engeren Kreis ihrer Kameraden, die 
mit Berechtigung eine Rente oder eine Erhöhung der bisherigen ver¬ 
langen. Die Uferlosigkeit ihrer Forderungen, der Fanatismus, mit 
dem sie gegen eingebildete Mißgunst kämpfen, die Skrupellosigkeit, 
die ihr Hauptagitationswerkzeug ist, lassen es dringend erforderlich 
erscheinen, einen Wall der Gerechtigkeit zu errichten, an dem die 
Anwürfe der jedem Psychotherapeuten sattsam bekannten Kriegs¬ 
hysteriker abprallen. Es ist durchaus überflüssig, daß von intellek- 
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tuen, moralisch und sozial Minderwertigen ein Ton der Verhetzung 
angeschlagen wird, der den ohnehin bitteren innerpolitischen Kämpfen 
der Zukunft eine unsaubere Klangfarbe zu geben bestimmt wäre. 
Gerade die Kriegsbeschädigten, denen wirklich die harte Zeit schweren 
Schaden angetan hat, die es aber nicht über sich brachten, um eine 
Verbesserung ihrer Existenzbedingungen zu rechten, sollten in nicht 
mißzuverstehender Weise von den gewissenlosen Rentenjägern ab¬ 
rücken, die das Mitleid der Oeffentlichkeit auf ihren kleinen Dreck 
zu konzentrieren versuchen werden (und nicht ohne Erfolg, denn die 
Suggestionskraft eines Hysterikers auf die große Masse ist nicht 
gering anzuschlagen), zuungunsten derer, die wirklich Anspruch auf 
Ckinkbarkeit und Hilfe ihrer Volksgenossen haben, für die sie Arme 
und Beine, Gesicht, Gehör oder die Gebrauchsfähigkeit ihrer Glieder 
für immer geopfert haben. Die Gesamtheit der Kriegsbeschädigten 
hat selber ein Interesse daran, unsaubere Elemente, die im trüben 
fischen wollen, auszumerzen. Und die Allgemeinheit wird es sich 
nicht nehmen lassen, sie in diesem Kampf zu unterstützen und die 
Erfüllung der Forderungen durchzudrücken, deren Notwendigkeit 
durch die Opfer, die sie für uns gebracht haben, für jeden feststeht. 


ERNST MEHLICH: 

Vom Kampf gegen das Alkoholkapital. 

I N der Herstellung und dem Verbrauch der alkoholischen Getränke 
haben sich während des Krieges so einschneidende Veränderungen 
vollzogen, daß davon auch die alkoholgegnerische Bewegung nicht 
unberührt geblieben ist. Die besonderen Umstände haben ihr eine 
andere Taktik vorgeschrieben, die sichtbar in die Breite und Tiefe 
wirkt und offenbar eine größere Volkstümlichkeit verspricht, als sie 
früher ereicht werden konnte. 

Die wichtigsten Tatsachen, die zu dieser taktischen Schwenkung 
geführt haben, sind kurz folgende: Einmal ist die Erzeugung alkoholi¬ 
scher Getränke (vom Wein abgesehen) infolge der Einschnürung der 
Rohstoffzufuhren stark zurückgegangen. Durch die Streckung der 
Grundstoffe wurde eine qualitative Verringerung herbeigeführt, die mit 
der Verminderung des Alkoholgehalts Hand in Hand gegangen ist. 
Trotz der verschlechterten Beschaffenheit ist der Preis der Getränke 
um ein vielfaches gestiegen; das Alkoholkapital hat größere Gewinne 
als in Friedenszeiten erzielt. Diese entspringen allerdings auch zu 
einem erheblichen Teil der Anpassung der Betriebe an die Kriegswirt- 
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Schaft, indem die Herstellung wichtiger Lebensmittel aufgenommen 
würde. Trotzdem eine Reihe von Betrieben stillgelegt worden sind, 
hat das Alkoholkapital keine Schwächung, sondern eine sehr ansehn¬ 
liche Stärkung erfahren. Es ist anzunehmen, daß diese Entwicklung 
noch auf längere Zeit hinaus anhalten wird. 

Welche Rückwirkungen ergaben sich daraus für den Kampf gegen 
den Alkohol? Früher standen (besonders bei den bürgerlichen Ent¬ 
haltsamkeitsvereinigungen) die gesundheitlichen Schäden in indivi¬ 
dueller und sozialer Hinsicht im Mittelpunkt der Bewegung. Von den 
Nachteilen, die dem einzelnen und der Qesamtheit aus dem Genuß 
geistiger Getränke erwachsen, wurde ausgegangen, um die Notwendig¬ 
keit der persönlichen Enthaltsamkeit zu begründen. Was darüber 
gesagt worden ist, gilt natürlich auch für den Kriegsalkohol noch. 
Aber diese Gründe wirken nicht mehr so überzeugend, seit der 
Alkoholgehalt der Getränke so stark zurückging, daß Trunkenheit 
erfreulicherweise eine außerordentlich seltene Erscheinung geworden 
ist. Der verringerte Alkoholgehalt hat auch den in der Natur des 
Alkohols liegenden fortwährenden Anreiz zum Trinken beseitigt. Viele 
der üblichen Vergnügungen sind nun seit Jahren eingestellt, besonders 
der öffentliche Tanz; infolgedessen sind weitere häufige Trinkanlässe 
fortgefallen. Auch die Trinksitten blieben von dem Wechsel der 
.Dinge nicht unberührt. Der verringerte Verbrauch hat ferner die 
sozialen Schäden gemildert. Der Alkohol füllt nicht mehr wie früher 
die Gefängnisse und Zuchthäuser, die Irren-, Kranken- und Siechen- 
häuser, die Besserungsanstalten usw. Die Belastung der Gemein¬ 
den und des Staats durch seine Opfer ist auf ein geringeres Maß 
herabgegangen. Auch untergräbt der Alkohol nicht mehr in ge¬ 
wohnter Weise das Familienleben. Selbst wenn man auch hier einen 
zweifellos vorhandenen Schleichhandel in geistigen Getränken in 
Rechnung stellt und die starke Verteuerung berücksichtigt, kann man 
im Durchschnitt von einer sehr starken Verschlechterung der Lebens¬ 
haltung der minderbemittelten Klassen durch Getränkeaufwand nicht 
mehr sprechen. 

Trotzdem sind die alkoholgegnerischen Bestrebungen nicht über¬ 
flüssig geworden. 

Der Begriff des Alkoholismus hat einen ganz andern Inhalt be¬ 
kommen. Und wenn auch die Erfahrungen dieser Zeit die Beweis¬ 
gründe der Alkoholgegner aufs stärkste unterstrichen haben, so sind 
doch überzeugendere Gründe in den Brennpunkt der Erörterungen 
gegen den Alkoholismus getreten, die .auf die Allgemeinheit einen 
tiefen Eindruck gemacht haben. Sie berühren so wichtige Interessen 
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der Gesamtheit, daß sich ihrer Logik niemand entziehen kann. Diese 
volkswirtschaftlichen Gründe gehen von der Volksernährung und der 
Lebensmittelknappheit aus. Solange der Bevölkerung nicht die aus¬ 
reichende Menge von Nahrungmitteln zugeteilt werden kann und die 
größte Sparsamkeit bei der Verwendung aller zum menschlichen 
Genuß geeigneten Erzeugnisse vorgeschrieben wird, solange ist es 
eine Lebensfrage für alle Volkskreise, daß keine Nahrungsmittel ver¬ 
geudet oder unzweckmäßig verarbeitet werden. Wessen Einsicht nicht 
entgegenstehende wirtschaftliche Interessen oder schrankenlose 
Leidenschaft trüben, wird auf die Frage, was uns nötiger ist, Brot 
und Nährmittel oder Bier, Kartoffeln oder Schnaps, keine andere Ant¬ 
wort geben können als die Alkoholgegner. Solange die Nahrungs¬ 
mitteldecke für das ganze Volk zu kurz und zu schmal ist, sind jene 
Oenußmittel ein Luxus, den wir uns nur um den Preis verminderter 
Leistungsfähigkeit, also einer außerordentlich bedenklichen 
Schwächung unserer wirtschaftlichen Kraft, gestatten können. Wie 
durchschlagend diese volkswirtschaftliche Beweisführung wirkt, zeigte 
sich am deutlichsten, als unter dem Druck der öffentlichen Meinung 
die skandalöse Belieferung der Brauereien mit Gerste eingestellt 
werden mußte, nachdem schon früher die Verwendung — oder rich¬ 
tiger: Verschwendung — der Kartoffeln zu Trinkbranntwein unter¬ 
bunden worden war. Wenn gegenwärtig bekannt wird, daß im letzten 
Jahr, in dem die Zuckerration erheblich vermindert, der Bevölkerung 
also ein wichtiges Nahrungsmittel verkürzt wurde, nicht weniger als 
3 Mill. Zentner Zuckerrüben zu Trinkbranntwein verarbeitet worden 
sind, so wird das eine starke allgemeine Erregung hervorrufen. 

Als die Einfuhr nicht beengt war und alle Lebensmittel in aus¬ 
reichender Menge zur Verfügung standen, sofern man sie bezahlen 
konnte, dünkte diese Seite der Alkoholfrage den meisten Menschen 
nicht von großer Bedeutung. Heute fühlt man am eigenen Leibe, 
welche Wirkungen die Verschwendung wertvoller Nahrungsmittel hat 
Und wenn es zutreffend ist, daß wir nach dem Krieg mit einer 
Welthungersnot zu rechnen haben, wird man gegen eine solche Ver¬ 
geudung nicht nachsichtiger werden. Was das Programm der sozial¬ 
demokratischen Abstinenten Deutschlands, Oesterreichs und der 
Schweiz ausspricht: 

,4)ie Verwendung eines großen Teils des Bodens und der wirt¬ 
schaftlichen Kraft zur Erzeugung und Verbreitung eines schädlichen 
Genußmittels bedeutet eine ungeheuerliche Verschwendung:, eine 
Minderurrg der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit“ — 

das muß dann noch mehr zur allgemeinen Ueberzeugung werden. 
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Auch von diesem Standpunkt aus führt eine gerade Linie zur 
Forderung der persönlichen Enthaltsamkeit, Der Verzicht auf geistige 
Getränke bildet, solange die Gesetzgebung der Vergeudung der Nah¬ 
rungsmittel kein Ziel setzt, die wirksamste Selbsthilfe. Er allein drückt 
den Willen aus, an dem unzweckmäßigen Verbrauch wichtiger Nah¬ 
rungsstoffe nicht teilzunehmen und durch die allgemeine Enthaltsam¬ 
keit dieser Vergeudung entgegenzutreten. EVenn wo kein Verbrauch, 
da ist auch keine Erzeugung. Es kommt weiter hinzu, daß die Kriegs¬ 
preise der geistigen Getränke durch die in Aussicht genommene hohe 
Besteuerung zweifellos verewigt werden. Wenn auch dadurch schon 
der Verbrauch etwas zurückgehen wird, so ist doch anzunehmen, daß 
der Hinweis auf die Enthaltsamkeit als das einzige Mittel, sich der 
Tributpflicht gegen Reich und Gemeinden zu entziehen, einen stärkeren 
Widerhall im Volk finden wird. 

Das im Kriege erstarkte Alkoholkapital wird allerdings alles daran¬ 
setzen, eine größere Volkstülnlichkeit der alkoholgegnerischen Bestre¬ 
bungen zu verhindern. Man weiß, daß ihm alle Mittel recht sind. 
Glücklicherweise aber hat ihm gerade die Umstellung vieler Betriebe 
einen bisher viel beachteten Einwand völlig aus der Hand geschlagen. 
Und wenn wieder die Frage aufgeworfen wird, was bei allgemeiner 
Enthaltsamkeit aus den Brauerei- und Brennereiarbeitern werden soll, 
dann wird man darauf hinweisen können, daß es das Alkoholkapital 
im Kriege vorzüglich verstanden hat, durch Aufnahme anderer Er¬ 
zeugungen, Kartoffel-, Getreide- und Gemüsetrocknung, Herstellung 
von Nährmitteln, Kaffee-Ersatz, Sauerkraut, alkoholfreien Getränken 
usw. für andere und volkswirtschaftlich notwendigere Beschäftigung 
zu sorgen, so daß man sich um die Zukunft der Arbeiter keine grauen 
Haare wachsen zu lassen braucht. 

Jetzt ist durch die Tat erwiesen, daß auch das Alkoholkapital volks¬ 
wirtschaftlich wichtigen und nützlichen Arbeiten nicht alieneigt ist, 
wofern es nur dabei verdient. Jedenfalls ist die Betriebsveränderung 
für die Arbeiter, die im Braugewerbe z. B. im Verhältnis zum Wert 
der Erzeugung den geringsten Lohnanteil beziehen, eher von Vorteil 
als von Nachteil, besonders, wenn man auch die gesundheitliche 
Seite in Betracht zieht. 

Alles in allem genommen, darf die alkoholgegnerische Bewegung, 
sofern sie es versteht, die durch den Krieg besonders brennend ge¬ 
wordenen Fragen geschickt und volkstümlich in die öffentliche Er¬ 
örterung zu werfen, mit einer neuen Belebung rechnen. 
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Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Die neue Offensive. 

U ND wiederum braust die deutsche Offensive über die 
Schlachtfelder Frankreichs. Seit Wochen war man auf 
sie gespannt und so fest ist das Vertrauen in die Armee, daß 
niemand in Deutschland an einem großen Erfolg zweifelte. Daß 
es freilich ein zweites Mal gelingen würde, den Feind zu über¬ 
raschen, und zwar wiederum so gründlich wie am 21. März, 
das war die eigentliche Ueberraschung. Jetzt ist der Damen¬ 
weg in deutschen Händen, Soissons ist gefallen, Reims ist be¬ 
sonders nach Eroberung seiner östlichen Forts hart bedrängt, 
die Lücke zwischen Noyon und Soissons schließt sich täglich 
mehr, die Spitzen der deutschen Heere stehen an der Marne. 

Ganz von selber fliegen die Gedanken jetzt, wo die Marne 
zum ersten Male wieder im deutschen Heeresbericht auf taucht, 
zurück an den Anfang des Krieges, in die letzten August- und 
ersten Septembertage des Jahres 1914. „Wir waren in den 
Krieg gezogen wie die Kinder“, hört man wohl zuweilen einen 
Teilnehmer an jenen ersten kriegerischen Ereignissen äußern, 
und in der Tat war die Ahnungslosigkeit über die Ansprüche 
des modernen Krieges in allen Lagern groß. Nicht nur über 
die Länge des Krieges gab man sich großen Illusionen hin, 
auch über gewisse rein technische Bedürfnisse hatte man sich 
völlig neu zu orientieren. So vor allem über den Munitions¬ 
aufwand im modernen Kriege. Hier versagten alle Maßstäbe 
früherer Zeiten. Und dieser Munitionsmangel ist nicht an letzter 
Stelle einer der Gründe gewesen, die den bitteren Entschluß 
zum Rückzug von der Marne notwendig machten. Unabweislich 

io/i 


Digitized by Go 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 






294 


Die neue Offensive. 


allerdings wurde er erst, als auf der rechten Flanke der deut¬ 
schen' Heere eine neue feindliche Armee auf tauchte, deren 
Existenz der obersten Heeresleitung bis dahin unbekannt ge¬ 
blieben war, und die die deutschen Heere mit der Flankierung 
und eventuellen Vernichtung bedrohte. Außerdem hatte der 
Einfall der Russen in Ostpreußen eingesetzt. Am 29. August 
lief zwar die NachricTit von der Schlacht bei Tannenberg ein, 
am 3. September aber besetzten die Russen Lemberg. Eine 
strategische Neuorientierung machte sich nötig. Und nun erst 
trat die Qeneralidee des Krieges allmählicli zutage: erst der 
Osten, dann der Westen. Sie stand zu der ursprünglichen 
Idee, mit der man in den Krieg gezogen war, im absoluten 
Gegensatz: Wir sagen: sie trat allmählich zutage; sie setzte 
sich von selber, aber nicht ohne Schwierigkeiten und Reibungen 
durch. Im Westen begann der Schützengrabenkrieg. Er hat 
sich historisch als der defensive Notbehelf erwiesen, zu dem 
Deutschland im Westen greifen mußte, so lange seine Arme 
im Osten gebunden waren, und gleichzeitig hat er den Satz 
von Clausewitz, daß die Verteidigung eine stärkere Kriegsform 
sei als der Angriff, glänzend bestätigt. Trotz einer von Men¬ 
schen wie vor allem an Material zuweilen unglaublichen Unter¬ 
legenheit ist es den Deutschen gelungen, den furchtbaren 
Offensiven der Feinde immer und immer wieder standzuhalten. 
Der Krieg im Westen konnte und durfte nur als Defensivkrieg 
geführt werden, solange der Osten nicht erledigt war; der 
Angriff auf Verdun hat sich, als ein Abweichen von dieser 
Generalidee, gerächt. Bis dahin 'hatte sich diese mehr als ein 
Zwangsgesetz der Situation als ein Ergebnis bewußter Einsicht 
der obersten Heeresleitung aufgedrängt. Erst mit dem Wechsel 
m der obersten* Heeresleitung, als Hindenburg endlich an die 
Stelle Falkenhayns trat, wurde diese Idee schlechthin maß¬ 
gebend. Das Hindenburgprogramm wurde aufgestellt und 
durchgeführt. Im Westen wurde der Defensivgedanke durch 
den genialen Rückzug im Sommegebiet im Frühjahr 1917 unter¬ 
strichen, der in starkem Kontrast zu der Verdunöffensive im 
Frühjahr 1916 stand. Dann kamen die Dinge im Osten zur 
Entscheidung. Die russische Revolution war der größte Erfolg 
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der deutschen Siege. Und dann erst, als die kriegerische Kraft 
der Ostmächte erloschen war, als das Wort Rußland aufhörte, 
ein politischer Begriff zu sein, da erst hatte die Stunde des 
großen Umschwungs im Westen geschlagen. Die Defensive 
hatte aufgehört, das maßgebende Element der deutschen Stra¬ 
tegie sein zu müssen. Am 21. März 1918 ging die deutsche 
Armee zur Offensive über, nachdem schon vorher die große 
Offensive gegen Italien den Umschwung deutlich angekündigt 
hatte. Der Angriff schlug mit der gleichen zermalmenden 
Wucht Italiener, Engländer und Franzosen nieder, wie er vor¬ 
her die Russen ndedergeschlagen hatte. So hat sich denn der 
Ring geschlossen, und zum symbolischen Zeichen dafür, daß die 
Zeiten der Defensive im Westen vorbei sind, taucht jetzt zum 
ersten Male wieder der Name des Flusses in den deutschen 
Heeresberichten auf, dessen Ufer die Deutschen preisgeben 
mußten, als damals die Zeit der Defensive begann. 

Daß freilich der Anfang der neuen Offensive vom Frühjahr 
1918 an das Ende der alten Offensive vom Sommer 1914 an¬ 
knüpfen muß, das haben die Gegner nur sich selber zuzu¬ 
schreiben. An Bereitwilligkeit zum Frieden haben es die Mittel¬ 
mächte nicht fehlen lassen. Wie weit der Kriegsfanatismus und 
der Siegestaumel der Franzosen ging, erwies sich am besten 
aus der Zurückweisung der Friedensangebote durch die Briefe 
des österreichischen Kaisers, wie auch immer ihr genauer 
Wortlaut gewesen sein mag. Die Grenzen von 1870 genügten 
den französischen Machthabern noch nicht, sie verlangten die 
von 1814, vom linken Rheinufer zu schweigen. Vielleicht ist 
cs diesen Kaiserbriefen noch einmal beschieden, in Frankreich 
die Auslösung des psychologischen Moments herbeizuführen, 
indem die militärischen Katastrophen an den Fronten in poli¬ 
tische Katastrophen im Innern Umschlägen. Die politische Be¬ 
lastung in der Kaiserbriefaffäre war für Clemenceau und Poin- 
card nur so lange ungefährlich, wie sie dem französischen Volk 
den Sieg in nahe und sichere Aussicht stellen konnten. Sie 
muß aber im gleichen Maße für sie verhängnisvoll werden, wie 
der militärische Zusammenbruch näherrückt. 
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ALWIN SAENQER (München): 

Die Kriegsschuld 
des zaristischen Rußland. 

A lle historischen Untersuchungen über die „Kriegsschuld“ 
der Führer und Geführten, der einzelnen und der Masse, 
der Staatsmänner und der Völker haben letzten Endes nur be¬ 
dingten Wert. Die Prämissen säkularer Revolutionen, zu denen 
dieser Weltkrieg als Faktum erster Ordnung gehört, sind mit 
den Fäden der Jahrtausende allgemeiner Menschheitsgeschichte 
zum unlösbaren Bande am sausenden Webstuhl der Zeit ver¬ 
knüpft. Die ,4(riegsschuld“ bleibt im Angesichte geschichtlicher 
Notwendigkeiten einer bestimmten Zeitepoche eine Frage se¬ 
kundärer Natur. Auf der höheren Warte neutraler Intellektua- 
lität geht die Formalfrage juristischer Zunftgedanken, ob An¬ 
griffs- oder Verteidigungskrieg, in der tieferen Betrachtung, 
ob für die Geburt eines neuen Säkulums notwendig oder ver¬ 
meidbar, unter. Dem Doktrinär ist’s Wollust, mit der Papier¬ 
schere elementares Geschehen für seine Pappkästen mit den 
Aufschriften eines Schemas zurechtzuschneiden. Dem geistig 
Freien ist alle Geschichte Ueberzeugung. Ueberzeugung vor 
allem in der Stunde, wo das Schicksal uns die einfache und 
furchtbare Notwendigkeit des Handelns auferlegt. Die Inspira¬ 
tion erfolgt in der Geburtsstunde der Tragödie; diese Stunde 
bleibt die entscheidende. Alle späteren Beweise für oder gegen 
das Handeln in jenem Augenblick können nur der dialektischen 
Verwertung dienen, den' eingenommenen Standpunkt vor seinem 
Gewissen und der Menschheit zu rechtfertigen. 

Was ist Wahrheit?- 

Gelehrsame Fachwissenschaft geht heute noch im eigenen 
Vaterlande in der Beurteilung des Siebenjährigen Krieges, seiner 
Ursachen und Berechtigung auseinander. Ein einheitliches 
Werturteil über den Weltkrieg wird das Menschengeschlecht 
nie erleben. Wir, denen Deutschland das Vaterland wurde, 
fühlen uns aber verpflichtet, für den politischen Kampf des Tages 
die Ueberzeugung in uns für unsere kulturelle Wertschätzung 
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im Gemeinschaftsleben der Völker und Nationen zu härten, daß 
diese furchtbare Weltkatastrophe keine durch unsere Schuld 
hervorgerufene Notwendigkeit ist. Zur Widerlegung gegen uns 
erhobener Angriffe wird im Rahmen der im menschlichen Leben 
nun einmal notwendigen Polemik daher auch die Frage nach 
der „Kriegsschuld“ für uns von wesentlicher Bedeutung. 

In der „Nya Dagligt Allehanda“ vom 25. April d. J. schreibt 
der schwedische Gelehrte Rudolf Kjellön in einer Abhandlung 
über die Antipathie im Weltkriege: 

.Wie wir auch die Sache betrachten mögen, immer bleibt 

Deutschland der enorm unterlegene Teil. Daß es sich nicht desto 
weniger in Wirklichkeit als der stärkere erwiesen hat, ändert an 
dieser Tatsache nichts . . . Nun kommt aber noch dazu, daß 
Deutschland der Angegriffene ist. Für jeden unbefangen Denkenden 
ist dies schon durch den Anfang des Kampfes klar. Wenn wir 
einen Mann mit fünf oder zehn anderen auf beiden Seiten im Kampf 
sehen, dann ist es nicht wahrscheinlich oder auch nur billigerweise 
anzunehmen, daß er angefangen hat! Vor diesem einfachen 
Situationsbild fällt der ganze Aufbau von Scheingründen der Zehn 
(Entente) in nichts zusammen. England, das die Einkreisung zu¬ 
stande gebracht hat, hat diesen Krieg auch verursacht, und Rußland, 
das nach dem offenen Bekenntnis Suchomlinows den ersten Schlag 
ausführte, hat ihn angefangen." 

Im Anschluß an diese Worte des hervorragenden, neutralen 
Gelehrten sei nochmals daran erinnert, daß die Gorkische 
Zeitung „Nowaja Shisn“ am 19. Februar d. J. schrieb: 

„Am 8. (21.) Februar 1914, also fünf Monate vor Beginn des 
Weltkrieges, hat in Petersburg eine ganz geheime Sitzung statt¬ 
gefunden, in der der Plan der Eroberung Konstantinopels und der 
Meerengen ausgearbeitet ist. Dabei wurde in Aussicht genommen, 
daß diese Operation im Rahmen eines allgemeinen europäischen 
Krieges vorgenommen werden sollte und die Rollen Serbiens, Bul¬ 
gariens, Griechenlands, Rumäniens und anderer Staaten waren im 
voraus verteilt. Das Protokoll der Sitzung wurde Nikolaus II. zur 
Besichtigung vorgelegt, der darauf eigenhändig vermerkte: „Die 
Beschlüsse der Beratung heiße ich im vollen Umfange gut.“ Des¬ 
halb sind die in der Sitzung angenommenen Beschlüsse nicht 
platonische Träume irgendwelcher einzelner höherer Staatsbeamten, 
sondern stellen im Gegenteil das reale Aktionsprogramm der russi¬ 
schen Regierung dar.“ 

In einer Zeit, in der die klassische Dummheit eines Diplomaten 
von der geistigen Inferiorität eines Fürsten Udinowsky dem 
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Vaterlande schweren Schaden zuzufügen geeignet ist, dürfen 
wir es mit besonderem Interesse und Dankbarkeit begrüßen, 
wenn die Kriegsschuld des zaristischen Rußland an Hand unan¬ 
fechtbaren Urkundenbeweises eine neuerliche sachliche und 
objektive Würdigung erfährt. Robert Hoeniger, der Professor 
für Geschichtswissenschaft an der Berliner Universität, ver¬ 
öffentlicht soeben in der „Deutschen Rundschau“ als ersten 
Teil eines später selbständig erscheinenden Werkes seine 
„Untersuchungen zum Suchomlinowprozeß“. Es ist gründliche 
deutsche Qelehrtenarbeit, an der die politische Welt achtlos 
nicht vorübergehen darf, und auf die nachdrücklichst hinzu¬ 
weisen publizistische Pflicht namentlich auch der sozialistischen 
Presse ist. Das prophetische Wort August Bebels, in seiner 
letzten Rede im Sommer 1913 in ,der Budgefkommission des 
Deutschen Reichstags, wenige Wochen vor seinem Tode ge¬ 
sprochen: „Wir müssen in Deutschland mit der Möglichkeit 
eines Angriffskrieges von außen leider einstweilen noch rechnen, 
namentlich von Osten her‘\ erfährt in den Darlegungen Robert 
Hoenigers eine unwiderlegliche Bestätigung. Die Enfhüllungen 
des Suchomlinowprozesses dienen dem Verfasser als Ausgangs¬ 
punkt seiner Betrachtungen über die russische Kriegsschuld. 
Mit welchen Intrigen in der nissischen Ententepresse gegen 
einen wahrheitsgetreuen Bericht des Prozesses wider den 
früheren russischen Kriegsminister gearbeitet wurde, ist hin¬ 
länglich bekannt. Um so wirkungsvoller ist der erste Teil von 
Hoenigers Aufsatz, in dem er sich textkritisch mit der Prozeß¬ 
berichterstattung in der russischen Presse auseinandersetzt. 
Einzelheiten dieses Kapitels hier wiederzugeben würde zu weit 
führen-. Das Resultat seiner textkritischen Nachforschungen faßt 
Hoeniger in den Satz zusammen-: 

,3chärfer. als es bisher zu ersehen war, scheiden sich die Ab¬ 
sichten der Kriegspartei und des Zaren. Der Zar hat der Qesamt- 
mobilmachung hartnäckig widerstrebt. Hinter seinem Rücken and 
gegen seinen Willen ist von der russischen Kriegspartei die Durch¬ 
führung der allgemeinen Mobilmachung in die Wege geleitet worden, 
bevor der Zar auch nur die Teilmobilmachung gegen Oesterreich 
sich abringen ließ. Am 29. Juli hat der Zar die Teilmobilmachung 
gegen Oesterreich endlich unterzeichnet. An demselben Abend aber 
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hat er sich durch das Eingreifen des Deutschen Kaisers veranlaßt 
gesehen, die eben angeordnete Teilmobilmachung zu vertagen, um 
einer friedlichen Verständigung Raum zu geben. Der Friedens¬ 
gedanke zerbrach an den Machenschaften der Kriegspartei. Unter 
welchen Umständen am folgenden Tage der Widerstand des Zaren 
gegen die allgemeine Motrilmachung erstarb, wird aus der Ver¬ 
handlung nicht endgültig klar. Wohl aber erhellt, daß Gehorsams¬ 
verweigerung und Hintergehung dem Zaren gegenüber nicht erst 
in der Nacht vom 29. zum 30. Juli einsetzen. Es sind w'eit zurück¬ 
greifende Machenschaften, die die Politik des Zarenreiches eigen¬ 
mächtig umgelenkt haben. Wie weit die’ verschwommen ange¬ 
deuteten. geheim betriebenen Mobilmachungs-„Vorbereitungen‘‘, die 
jene nie dagewesene Beschleunigung der Mobilmachung erzielten, 
deren Suchomlinow sich rühmt, in diesen Zusammenhang: hinein¬ 
gehören, bleibt zunächst noch dunkel. Erst wenn diese Momente 
auf Grund eines ergiebigeren Quellenmaterials, als die Prozeßver¬ 
handlung es bietet, klargestellt sind, läßt sich ein sicherer Schluß 
ziehen.“ 

Dieses, für den berechtigten Schluß eines von Rußland plan¬ 
mäßig vorbereiteten Krieges notwendige Quellenmaterial stand 
dem Verfasser in umfangreichen, von den deutschen Truppen 
aufgefundenen und bisher öffentlich nicht verwerteten russischen 
Mobilisationsakten zu Gebote. In einem weiteren Abschnitt 
seiner Arbeit, „Kriegsvorbereitungsperiode“ überschrieben, ver¬ 
wertet Hoen-iger das aufgefundene russische Urkundenmaterial. 
Es scheint uns der wichtigste, politisch wertvollste und sachlich 
unanfechtbarste, schlüssigste Teil seiner Untersuchungen zu 
sein. Das Beweismat*rial zwingt zu dem Schluß: Mit Be¬ 
stätigung des Zaren war am 17. Februar (2. März) 1913 für 
das russische Heer eine Verordnung eingeführt, die unter Ein¬ 
führung einer sogenannten „Kriegsvorbereitungsperiode*' die 
sorgsame, von langer Hand vorbereitete Mobilisation der russi¬ 
schen Wehrmacht zum Zwecke eines europäischen Offensiv¬ 
krieges verfolgte. Unter Täuschung nicht nur des Feindes, 
sondern auch des eigenen Volkes zielte die Vorschrift der 
Kriegsvorbereitungsperiode in Rußland für die Grenzkorps, unter 
Irreführung der Oeffentlichkeit, auf heimliche, volle Durch¬ 
führung der Mobilmachung einschließlich weitgehender Förde¬ 
rung^ des Aufmarsches ab. Auch dem einfältigsten Laien er¬ 
schien es ja angesichts der bekannten russischen Verhältnisse 
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und der auffallenden Kriegsbereitschaft des russischen Heeres 
in den Augusttagen 1914 als etwas Selbstverständliches, daß 
Rußland Kriegsvorbereitungen irgendwelcher Art längst be¬ 
trieben haben mußte. Ein strikter Nachweis auf Grund russi¬ 
scher Quellen war bisher nicht erbracht worden. Das Beweis¬ 
material Hoenigers gibt der Verteidigungsrede des ehemaligen 
Kriegsministers Suchomlinow erst die außerordentliche Bedeu¬ 
tung, die ihr für die Bewertung der politischen Verhältnisse vor 
Kriegsausbruch zukommt. Suchomlinow äußerte sich im Laufe 
des Prozesses: 

.Jch habe über die Maßnahmen berichtet, die ich getroffen habe 
■und die es ermöglichten, diese Mobilmachung mit solcher Beschleu¬ 
nigung durchzuführen, wie sie noch niemals durchgeführt worden 
war.“ 

Plan und Zweck der ,d<riegsvorbereitungsperiode“ findet sich 
in der Hauptsache in den ersten Abschnitten der russischen 
Verordnung wiedergegeben. Es heißt dort: 

1. „Kriegsvorbereitungsperiode“ nennt man die der Eröffnung 
der Feindseligkeiten vörausgehende Periode diplomatischer Ver¬ 
wicklungen, in deren Verlauf alle Behörden die notwendigen Maß¬ 
regeln treffen müssen für Vorbereitung und Sicherstellung des Er¬ 
folges bei der Mobilmachung des Heeres, der Flotte und der Festun¬ 
gen, sowie für den Aufmarsch der Armee an der bedrohten Grenze. 

2. Der Anfang der „Kriegsvorbereitungsperiode“ wird, abhängig 
von dem Gange der diplomatischen Verhandlungen durch Allerhöchst 
zu bestätigenden Erlaß des Ministerrats bestimmt. 

3. Die Maßnahmen, die für den in Ziffer 1 genannten Zweck in der 
„Kriegsvorbereitungsperiode“ durchzuführen sind, zerfallen in zwei 
Kategorien. 

Zur ersten Kategorie gehören die Maßnahmen, deren Ehirchfüh- 
rung auf Rechnung der gewöhnlichen Voranschläge der betreffenden 
Behörden vorzunehmen ist. (Uebersicht 1.) 

Zur zweiten Kategorie gehören diejenigen Maßnahmen, die auf 
Rechnung von außerordentlichen Krediten durchgeführt werden 
sollen. Ferner von den eventuell auf Rechnung der gewöhnlichen 
Voranschläge durchzuführenden Maßnahmen diejenigen, deren 
Durchführung in der ersten Kategorie aus irgendeinem Grunde nicht 
erwünscht erscheint. (Uebersicht 2.) 

Aus diesen Uebersichten geht nun aber zur Genüge ‘hervor, 
daß es sich nicht nur um vorbereitende, sondern um eigentliche 
Mobilmachungsmaßnahmen handelte. Hoeniger gibt die Einzel- 


Digitized by Gou 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Die Kriegsschuld des zaristischen Rußland. 


301 


heiten der russischen Verordnung wieder. Der Beginn der 
„Kriegsvorbereitungsperiode“ wurde m Rußland erst am 26. Juli 
für den 27. angeordnet, die offizielle Teilmobilmachung ist durch 
einen vom Zaren eigenhändig unterschriebenen Ukas vom 
29. Juli an den dirigierenden Senat verfügt. Aus den Mobilisa- 
tionsakten russischer Truppenverbände weist Professor Hoeni- 
ger nun aber nach, daß es sich bei den anläßlich der für den 
27. Juli 1914 angeordneten russischen Kriegsvorbereitungs¬ 
periode nur um allerletzte Anordnungen, die rasdh zu 
betätigen waren, handelte. ,^AlIes ist sichtlich auf den 
unmittelbar bevorstehenden Eintritt der offiziellen Mobil¬ 
machung zugeschnitten. Von den langfristigen oder von 
langer Hand her vorzubereitenden Maßnahmen erster 
Kategorie der Kriegsvorbereitungsvorschrift ist mit keinem 
Wort die Rede.“ Daß aber tatsächlich angesichts der 
Sdinelligkeit der russischen Mobilisation beim Beginn des 
europäischen Krieges längst schon Mobilisationsmaßnahmen 
umfangreichster Art getroffen sein mußten, haben wir oben 
bereits betont. Hoeniger ist denn auch in' der Lage, auf Grund 
der gefundenen russischen Akten nachzuweisen, daß in Wirk¬ 
lichkeit mit der ersten Stufe der Kriegsvorbereitungsperiode 
bereits am 23. April (6. Mai) 1914 begonnen worden ist. Was 
der Verfasser dann weiterhin über die Anfang 1914 im mili¬ 
tärischen Interesse verfügte Einschnürung der russischen 
Pressefreiheit, über die in den ersten Monaten 1914 einsetzende 
verstärkte Tätigkeit der für Heeresbedarf arbeitenden« techni¬ 
schen Staatsbetriebe, über die Masseneinziehung von Reser¬ 
visten und Reichswehrleuten seit dem Frühjahr 1914, über 
finanzielle Maßnahmen des russischen Reiches sagt: Das alles 
ermöglicht uns heute schon, geschichtlich festzustellen, daß der 
russische Kriegswille Jede Friedenshoffnung ertöten mußte! 

Was Professor Hoeniger weiter in seiner Arbeit über den Aus¬ 
spruch der russischen Mobilmachung, über die Offensivtenden¬ 
zen des russischen Militarismus und über die Stellung des 
Zaren gegenüber den professionellen russischen Kriegshetzern 
a-usführt, muß an Ort und Stelle nachgelesen werden. Ob Hoe- 
nigers Charakteristik des Zaren, daß er von der Suchomlmow- 
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Kriegspartei andauernd übertölpelt wurde, der historischen 
Wahrheit ganz entspricht, erscheint heute noch zweifelhaft. Mit 
Recht aber darf der Verfasser in dem Schlußwort seiner wissen¬ 
schaftlichen Arbeit als wichtigstes, feststehendes Resultat des 
russischen Quellenstudiums den Satz niederschreiben: 

„In Wahrheit war schon der Kronratsbeschluß vom 25. Juli über 
die Inaussichtnahme einer Teilmobilmachung eine Finte. Das gilt 
noch mehr von der am 29. angeordneten Teilmobilmachung selbst, 
die überhaupt nicht in Wirksamkeit trat. Seit dem 6. Mai, sieben 
Wochen vor dem Morde von Serajewo, war man mit den „auf 
allerhöchsten Befehl“ aufgenommenen Mobilisationsarbeiten in das 
Stadium der Gesamtmobilmachung eingetreten. . . . Unter allen 
Umständen ist die Gesamtmobilmachung in vollem Gange gewesen, 
bevor noch Oesterreich mit der Waffe gegen Serbien einschritt, und 
bevor für die deutsche Regierung ein Anhalt gegeben war, Rußland 
gegenüber eine drohende Haltung einzunehmen.’' 

Die „Untersuchungen zum Suchomlinowprozeß“ sind in ihrem 
leidenschaftslosen, wissenschaftlichen Ernst eine schwere An¬ 
klage wider das zaristische Rußland und seine Bundesgenossen, 
eine schwere Anklage vor allem wider das verblendete republi¬ 
kanische Frankreich. Für uns deutsche Sozialdemokraten sind 
sie ern neues Beweismoment, daß unsere Haltung am 4. August 
die einzig mögliche war. Mögen sie dort nicht übersehen 
werden, wo man einst das Ideal der Menschheit in gemeinsamer. 
Abwehr der furchtbaren Gefahren des Zarismus sah: in den 
Reihen der Sozialisten jenseits des Rheins. 

JOHANN PLENQE: 

Neumarxismus ? 

Der nachstehende Artikel unseres verehrten Mitarbeiters ging 
uns zu, nachdem die in der letzten Nummer erschienene Antwort 
von Lensch auf den Angriff der „Frankfurter Zeitung“ schon 
gesetzt war. Wir geben sie aber als wertvolle Ergänzung der 
Auseinandersetzungen von Lensch nachträglich gern wieder. 

W IR sind entdeckt! Die „Frankfurter Zeitung“ hat die „Glocke“ 
entdeckt! Zwar nicht ganz ohne Hilfe, denn sie hat sich wohl 
verstohlenerweise durch einen die Arbeit der „Glocke“ mit freudiger 
Aufmerksamkeit würdigenden Aufsatz von Ernst Krieck über den 
„Neuen Sozialismus“ im April-Heft der „Tat” anregen lassen, ob- 
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wohl sie ihn offenbar mit starkem Mißvergnügen aufgenommen hat 
und glatt das Gegenteil von ihm behaupten möchte. Statt „vorbild¬ 
licher Ernst im Umlernen“ — doktrinüre Verranntheit! Statt eines 
„Sozialismus, der zur geistigen Grundlage eines Volkstums wird“, — 
die äußerste Entartungsform einer die Moral leugnenden Gedanken¬ 
verirrung! Nun immerhin, die „Frankfurter Zeitung“ hat die „Glocke“ 
entdeckt und dieser Entdeckung in ihrem 1. Morgenblatt vom 23. Mai 
1918 (Nr. 141) einen ganzen Aufsatz gewidmet: „Neumarxismus". 

Die „Frankfurter Zeitung“ hat die „Glocke“ entdeckt, aber sie hat 
von ihrer Bedeutung noch nichts verstanden. Charakteristisch genug! 
Der Sozialismus verlangt fortschreitende Selbsterkenntnis der Gesell¬ 
schaft, aber für den Schreiber der „Frankfurter Zeitung“ ist Liberalis¬ 
mus, Individualismus und Kant die ewige Wahrheit schlechthin. So 
muß die „Glocke“ über denselben Leisten, über den die „Frankfurter 
Zeitung“ schon so oft alles geschlagen hat, was nach Marxismus oder 
nach Hegelianismus aussieht. 

Und der Marxismus steht doch unter dem Zwang der Weltkata¬ 
strophe, die er in dieser Form nicht geahnt hatte. Der Weltkrieg 
mußte, weil er eine Revolutionierung der Revolutionäre war. zu einer 
entschlossenen, grundsätzlichen Erneuerung allen Sozialismus’ führen 
und dabei notwendig, auch wenn er auf Marx selbst zurückging, eben 
durch die Erneuerung von Marx und seiner gesamten geistigen Vor¬ 
aussetzungen weit über Marx hinausweisen. Auch über dem letzten 
Buch von Lensch steht doch ein Wort aus Hegel! Also grundsätz¬ 
lich von vornherein eine beispiellose Zeit in der Geschichte des 
Marxismus, wo der Satz gelten muß, daß man nicht neuen Wein in 
die alten Schläuche fassen soll. Darum war durch den Weltkrieg die 
Schaffung neuer Organe für die innere Klärung des Sozialismus ein 
geschichtliches Bedürfnis erster Ordnung und die Begründung der 
„Glocke“ mit ihrer ganzen Unabhängigkeit gerade für die entschlos¬ 
sensten Köpfe des zum Umlernen gezwungenen radikalen Marxismus 
eine besonders glückliche Lösung dieser Notwendigkeit. Es ist darum 
wirklich schwer begreiflich, daß die „Frankfurter Zeitung“ die 
„Glocke“, wohl um die völlige Nebensächlichkeit der unbequemen 
„kleinen Gruppe“ geflissentlich zu betonen, zunächst als eine Art Aus¬ 
läufer der „Sozialistischen Monatshefte“ einführt, in der dann aber, 
wieder nach der „Frankfurter Zeitung“, sehr viel radikalere marxi¬ 
stische Uetoerzeugungen zum Ausdruck kommen, als sie Lensch in 
der „Leipziger Volkszeitung“ vertreten hat. Und doch waren die 
,3ozialistischen Monatshefte“ nie wegen ihres Radikalismus oder 
gar wegen ihres Mangels an Ethik bekannt! 
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„Neumarxismus“! Auch der Ausdruck ist von Krieck übernommen. 
Für Krieck eine durch ihr vorläufiges Beharren an einem zunächst 
natürlichen Ausgangspunkt gekennzeichnete Teilrichtung innerhalb 
der Qesamtarbeit an einer bis in die letzten Voraussetzungen nach¬ 
geprüften und erneuerten wissenschaftlichen Begründung für die 
Politik des Sozialismus und der durch den Sozialismus geschulten 
Arbeiterschaft, eine Politik, wie sie von der Leitung der „Qlocke“ 
als Unterbau ihrer praktischen Arbeit im freien Gegeneinander der 
Meinungen so verständnisvoll gefördert wird. Für die „Frankfurter 
Zeitung“ das strenge Dogma derer, die in der „Qlocke“ zu Worte 
kommen. Ja, ausgerechnet ein angebliches Dogma in einem Blatt 
wie die „Qlocke“, wo selbständige Köpfe ihre Kraft für ein unbefan¬ 
genes, weitgespanntes Verständnis der weltgeschichtlichen Lage ein- 
setzen! Und was für ein Dogma! Die strengste Durchführung der 
materialistischen Geschichtsauffassung, für die es nichts als Wirt¬ 
schaft gibt, und bei der die bei Marx „noch vorkommende Zwie¬ 
spältigkeit des gelegentlich noch durchbrechenden starken sittlichen 
Pathos“ restlos verschwunden ist. Was für ein Unsinn! Sucht die 
„Qlocke“ nicht im Geist der Freiheit der ganzen Kultur zu dienen? 
Hat sie nicht bemerkenswert reife Aufsätze über das Verhältnis des 
religiösen Willens zum Sozialismus und, ich denke z. B. an Beiträge 
von Beer, über die notwendige Entfaltung der sittlichen Kräfte in 
der sozialistischen Gesellschaft gebracht? Haben nicht die Heilmann 
und Haenisch, die von dem in dieser großen Unehrlichkeit selbst kaum 
ganz moralischen Moralprediger der „Frankfurter Zeitung“ ganz 
ausdrücklich mit in den Pfuhl der amoralischen Verdammnis gewor¬ 
fen werden, oft genug Herzenstöne eines sittlichen, Vaterland und 
Menschheit gleich umfassenden Pathos gefunden, wie man es in den 
trockenem moralisierenden Leitartikeln der »J'rankfurter Zeitung" 
nicht gerade häufig fimdet? Sind die Jansson und Winnig mit ihrer 
vorurteilslosen Qewerkschaftspolitik auf dem Boden eines umfassen¬ 
den weltgeschichtlichen Verständnisses irgendwie unter das Schema 
des „Neumarxismus“ zu bringen? Hat nicht auch Lensch, der die 
rücksichtsloseste Härte einer die tatsächlichen gesellschaftlichen 
Kraftverhältnisse aufklärenden, weltgeschichtlichen Wirklichkeits¬ 
erfassung gelegentlich mit zugespitzter Brutalität als eine mit Recht 
unabweisliche soziale Forscherpflicht vorschreibt, hat nicht auch 
Lensch als Führer zum sozialistischen Aufbau nach dem Kriege die 
dröhnende Wucht des höchsten geschichtlichen Willensgebotes schwer, 
dunkel, drohend genug erklingen lassen? Wie töricht vollends, wenn 
Renner mit seiner lebenswarmen Abklärung der sozialistischen 
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Menschlichkeit und mit seinem unbefangenen Streben nach einer all¬ 
seitig gerechten Würdigung der nun einmal tatsächlich zur Wirkung 
gekommenen weltgeschichtlichen Entwicklungszusammenhänge zu 
einem Musterbeispiel des amoralischen Kriegsverteidigers gemacht 
werden soll! ,Und schließlich sind in der „Qlocke“ doch auch ge¬ 
wisse Aufsätze über die »JRevoIutionierung der Revolutionäre“ und 
„Die Geburt der Vernunft“ erschienen. Das weiß auch die „Frank- 
^rter Zeitung“, die mein „1789 und 1914“ doch kaum schon ver¬ 
gessen hat. Warum schweigt sie also darüber, obwohl diese Auf¬ 
sätze für den Geist der „Glocke“, für ihre undogmatische Freiheit 
und ihre unbefangene Unterstützung jeder ernstgemeinten neuen 
Klärung des Sozialismus zweifellos besonders kennzeichnend sind? 

Steckt etwa eine Absicht hinter all der scheinbaren Unkenntnis und 
dem scheinbaren Unverstand? Dürfen wir so „amoralisch“ sein, 
gerade den Aufsatz, der den konsequenten Materialismus der „Glocke“ 
brandmarken will, einmal „materialistisch“ erklären? Also aus dem 
Interesse?! 

Nun, Absicht und Interesse verraten sich deutlich genug! • Könnte 
man doch dazu helfen, die „Glocke“ unschädlich zu machen! Das ist 
es! Und diese Absicht und dieses Interesse der moralischen „Frank¬ 
furter Zeitung“ spielt mit etwas unerfreulichen Mitteln! Denunziation 
bei der Parteimehrheit! „Diese steht offenkundig im Gegensatz zu 
dem, was Renner vertritt, dessen Buch eine theoretische Grundlegung 
der „Glocke“ ist.“ Und dieser offenkundige Gegensatz wird zum 
besseren Verständnis derer, die es angehen soll, genügend unter¬ 
strichen. „Man möchte oft zweifeln, ob denn da Sozialisten sprechen.“ 
„Diesen Eindruck haben auch schon Leute ganz anderen Standpunktes 
gehabt: die „Deutsche Zeitung“, das Hauptorgan der rücksichtslose¬ 
sten Machtpoiitik.“ Nun versteiit Ihr wohl? Dazu dann noch eine 
Wendung mit besonders unangenehmem Hintersinn! „Es ist daher auch 
merkwürdig, daß Kautskys Nachfolger in der „Neuen Zeit“ gerade 
Cunow wurde, der in seiner ganzen Denkweise der „Glocke“ nahe 
steht.“ Warum wurde ein mißverständlicher Hinweis von Krieck 
gerade in diese so absichtlich harmlose Bemerkung umgeschmiedet? 
0. die edle, moralische „Frankfurter Zeitung“! 

Ja, freilich, wenn ein vaterländischer Sozialismus -mit weit¬ 
blickendem, durchgeschultem Organisationsverständnis und einer Welt¬ 
auffassung von umfassender Größe unsere politische Zukunft be¬ 
herrscht, löst sich die kaum erträumte parlamentarische Herrlichkeit 
unserer w'ackeren liberalen Politiker in Wohlgefallen auf. Es ist 
darum schon besser, man hilft daran, daß Kautsky und die Partei- 
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mehrheit ihre innere Einheit wieder entdecken, läßt sie neu vereinigt 
über die Unzulänglichkeiten des alten Marxismus stolpern und behält 
schließlich nur einen in seinen Zielen verwirrten demagogischen Agi¬ 
tationssozialismus, der die reiferen Wähler ein wenig nach rechts, zu 
den Liberalen treibt und selbst als dauernde Minderheit, mit den An¬ 
hängern die er behält, immer die Gefolgschaft der bürgerlichen Demo¬ 
kratie bilden muß. Das wäre sehr schön! Und so wünscht man 
Kautsky in die „Neue Zeit" zurück und die „Glocke" zum Teufel 

Wie steht es aber mit der „Glocke" wirklich? Was fiudet sich 
darin eigentlich zusammen? Welches ist der Geist ihrer Einheit? 
Die Selbst Verständigung des Sozialisten darf auch einmal den engsten 
Kreis beleuchten, der in dem Gedränge unserer Zeit für den Aufbau 
unserer Zukunft Zusammenwirken möchte. 

Das Wesentlichste ist damit gesagt. Die „Glocke” gibt das Geläut 
des Kriegssozialismus. Sie ist das Organ, das den Beginn der Zeit 
des wirklichen Sozialismus verkündet und zur Sammlung für die Auf¬ 
gaben des organisatorischen Aufbaues ruft. 

Der Grund der Geschichte bebt. Alle gesellschaftlichen Verhältnisse 
sind durch den Weltkrieg in unerhörter Weise durcheinandergeworfen. 
Dieser äußeren Erschütterung entspricht die innere Gärung. Der alte 
proletarische Sozialismus der Vorbereitung und der Erwartung ist 
revolutioniert durch den Sozialismus der Erfüllung. Seine phantasie¬ 
voll verschwimmenden Zukunftshoffnungen sind plötzlich zu Jugend¬ 
träumen vor der entscheidenden Lebensstunde geworden. Seine fort¬ 
geschrittensten Entwicklungsgedanken haben sich als erstarrte 
Glaubenssätze aus einer kleineren und engeren Vergangenheit ent¬ 
puppt. Die Arbeiterschaft, die sich der Organisation ihrer Klasse 
hingegeben hatte, um eines unbekannten Tages diese große Armee 
mit dunklem Endziel an die Eroberung der Macht zu setzen, sieht 
sich plötzlich in die Organisation der ganzen Gesellschaft hinein¬ 
gerissen un-d erkennt, daß man einen wirklichen Staat dazu braucht. 
Sie macht diese Entdeckung, indem sie sich durch die Weltkatastrophe 
zunächst In den nationalen Staat hineingerissen sieht, der' sich nur 
durch die Organisation aller Gesellschaftskräfte in seinem Daseins¬ 
kampf behaupten kann. Und dieselbe innere Gärung in allen Organen 
des alten Staates! Gerade weil der Krieg den Staat plötzlich dazu 
gezwungen hat, die Verhältnisse der durch und durch aufgestörten 
Wirtschaftsgesellschaft wissenschaftlich und politisch zu bemeistern 
und zum genossenschaftlichen Arbeitsstaat umzubilden, wenn nach 
der schweren Aufgabe des Daseinskampfes bis zur Erschöpfung die 
vielleicht noch schwerere Aufgabe des Wiederaufbaues gelingen soll. 
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Klassensozialismus und Staatssozialismus fließen xum Volkssozialis¬ 
mus zusammen. Und das in der Wirklichkeit, der die Theorie 
folgen muß. 

Es ist nicht davon die Rede, daß in dieser Zeit von 1914 bis 1918 
schon die dauernden Grundlagen einer kommenden Gesellschafts- 
Organisation geschaffen wurden. Im Gegenteil, wir tun wohl gut, die 
Notbauten der Kriegszeit großenteils, soweit wir können, mit kritischer 
Vorsicht wieder abzutragen, und die stärkste Kraft der Volksorgani¬ 
sation, wie beim Volksheer, in der Selbsttätigkeit aller ihrer Glieder 
zu suchen. Es ist ebensowenig davon die Rede, daß in dieser Zeit 
von 1914 bis 1918 die geistige Herrschaft über die neuenthüllte gesell¬ 
schaftliche Wirklichkeit des organisatorischen Volkssozialismus schon 
in voller Klarheit für die wissenschaftliche Erkenntnis der Theorie 
oder für die grundsätzliche Willensschulung der Praxis hätte ge¬ 
sichert werden können. Der wirkliche Sozialismus ist weder in seiner 
materiellen Außenform, noch in seiner ideellen Innenform, weder als 
soziales Sein, noch als soziales Denken, wie Pallas Athene aus dem 
Haupt des Zeus, fertig und vollendet aus der Not der 2^it empor¬ 
gestiegen. Aber der Weltkrieg hat den organisatorischen Aufstieg 
der Menschheit unter die besondere Spannung gebracht, aus der eine 
•Lebensform von höchster Zusammenfassung der Kräfte aufsteigen 
kann. Das müssen zum mindesten alle diejenigen glauben, die von 
Kant oder von Marx oder auch durch eine Weiterbildung Hegelscher 
Gedanken die Hypothese überkommen haben, daß die zusammen¬ 
fassende Kraft der gesellschaftlichen Vernunft aus den stärksten 
Gegensätzen aufsteigt und durch die Not einer äußersten Katastrophe 
zur Vollendung gezwungen werden muß. Vielleicht klingen auch 
noch sehr viel ältere Erwartungen in dieser Auffassung wider. 

Der Weltkrieg ist die äußerste Revolutionskatastrophe, die mit dem 
Durchgang durch die praktsiche Notwendigkeit des nationalen Sozia¬ 
lismus eine neue gesellschaftliche Lebensordnung der Völker vorberei¬ 
tet und darum vom wissenschaftlichen Sozialismus für seine Theorie 
und für seine Praxis eine von Grund aus neue Besinnung verlangt. 
Das ist, glaube ich, der ungeschriebene Leitge<i(^nke der „Glocke“. 
Man konnte in diesem Leitgedanken zunächst die drängende Augen¬ 
blicksnotwendigkeit erkennen, die nächste Politik des deutschen So¬ 
zialismus im Sinne der durch den Krieg und durch den 4. August 
geschaffenen Lage grundsätzlich auszubauen. Die Zeit hat uns ge¬ 
lehrt, diesen Leitgedanken in seiner ganz allgemeinen Bedeutung an¬ 
zuerkennen. Die Kräfte für seine Verwirklichung mögen schwach sein. 
Aber der Gedanke ist da. 
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Dieser Leitgedanke macht cs möglich, daß an der „Qlocke“ Mit¬ 
arbeiter von sehr verschiedenen Ausganspunkten Zusammenkommen, 
sofern sie etwas gemeinsam haben, was wichtiger ist, als ein gemein¬ 
samer theoretischer Ausgangspunkt: die gleiche Richtung aus der 
Not der Zeit in die Zukunft. Das gibt Einheit, auch wenn jeder auf 
seinem besonderen Pfade vorwärts dringt, und wenn man verschie¬ 
dene Aufklärungsmittel anwendet, um den ganzen Weg aufzuhellen. 
Im Gegenteil, gerade bei einem solchen Wetteifer des Vordringens 
wird die gemeinsame Aufgabe am besten gelöst und von Schritt zu 
Schritt wird die Richtung klarer. 

Die Gesellschaftsorganisation der Zukunft soll und muß eine Organi¬ 
sation der Arbeit sein. Sie soll und muß genossenschaftlich sein und 
alle zur Lebenskameradschaft verbinden. Sie soll und muß die 
Menschheit zum Ziel nehmen, aber dieses Ziel durch Nation und Staat 
erreichen. Sie soll und muß in dem Sinne „wissenschaftlich" sein, daß 
wir nur durch hochgespannte geistige Tätigkeit den einheitlichen 
Ueberblick über das Massenleben der Gesellschaft und seine Gesetze 
erhalten und es in seiner Tätigkeit einheitlich zusammengliedern ler¬ 
nen. Ich glaube, auf diese Einheit in der praktischen Arbeit für die 
Zukunft kommt es in der „Qlocke“ wesentlich an, dabei sind einzelne 
starke Abweichungen möglich (David und Winnig z. B. sehen die* 
organisatorische Zukunft recht verschieden) und weitere Bekennt¬ 
nispunkte werden nicht verlangt. Ganz gewiß kein Bekenntnis zu 
einer ausschließlichen Art der Qeschichtserklärung mit einer ein¬ 
seitigen Ueberschätzung des Wirtschaftslebens. Unbeschadet aller 
sonstigen Meinungsverschiedenheiten dürften aber ziemlich alle Mit¬ 
arbeiter der „Qlocke“ sich darin zusammenfinden können, daß der 
Völkerkampf für das Qeschichtsverständnis so wichtig ist wie der 
Klassenkampf, daß die Entwicklung der Rüstungskräfte und Rüstungs¬ 
verhältnisse ebenso umwälzend in den Gang der Geschichte eingegrif¬ 
fen hat, wie die Entwicklung der Produktionskräfte und Produktions¬ 
verhältnisse, und daß man überhaupt das Ganze der sozialen Lebens¬ 
ordnung erst dann zu überschauen beginnt, wenn man Staat und Ge¬ 
sellschaft als gleich notwendige Teile in ihrer organischen Verbin¬ 
dung sieht. Auch die Anerkennung der starken positiven Schaffens¬ 
kräfte des Kapitalismus bei schärfster Aufmerksamkeit auf seine ver¬ 
heerende Gefährlichkeit halte ich für einen Teii dieser lebensgemäßen 
Anerkennung von dem, was wirklich ist, die die Unterlage der gemein¬ 
samen Arbeit für die Zukunft bildet. 

Aber das ist übereinstimmende Erfahrung, ohne allen dogmatischen 
Schulzwang. Soweit dahinter überhaupt ein methodischer Grundsatz 
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stehen kann, kann es nur der sein, daß ein sozialistisches Bewußtsein, 
das zu der verantwortlichen Gegenwartsarbeit des wirklichen Sozia¬ 
lismus auf gewacht ist, mit ganz realistischer Unbefangenheit alle ein¬ 
wirkenden Kräfte der vorhandenen Wirklichkeit abschätzen muß. 
Mir scheint das Programm der „Glocke“ den ehemaligen Marxisten 
unter ihren Mitarbeitern zu sagen: erklärt den Weltkrieg und die 
Aufgaben unserer Zukunft mit der Methode von Marx, soweit ihr 
irgend könnt, aber seid bereit, jederzeit eine neue Methode hinzuzu¬ 
lernen, wenn es damit für die gesellschaftliche Praxis, auf die es allein 
ankommt, bessere Ergebnisse gibt. 

So ist es klar, daß der Geist der „Glocke“ weder in seinen prak¬ 
tischen Zielen, noch in ihrer theoretischen Begründung als „Neu¬ 
marxismus“ bezeichnet werden kann. Bei der durch den Krieg er¬ 
zwungenen Neuerung des Sozialismus handelt es sich doch in einem 
ganz anderen Sinne um eine geistige Epoche, wie etwa bei einer Er¬ 
neuerung oder Verjüngung des Marxismus, die als reine innere Re¬ 
aktion gegen den Vulgärmarxismus der Kautsky usw. gekommen 
wäre. Das wäre „Neumarxismus" gewesen! Was war aber die Auf¬ 
gabe von Karl Marx und was ist die Aufgabe jetzt? Es sei wieder¬ 
holt: Damals die Organisation der Arbeiterschaft als Klasse zu dem 
gewaltigen Enthusiasmus ihres Befreiungskampfes. Jetzt die nüch¬ 
terne Organisation der Gesellschaft zur klassenfreien Volksgenossen¬ 
schaft unter der wesentlichen Einwirkung der organisierten Arbeiter¬ 
schaft. Moses stirbt, wenn das gelobte Land erreicht ist, denn der 
mühsame Beginn des Anbaus ist etwas anderes als der grimmige 
Zug der Nomaden durch die Wüste, und Marx war ein Moses ohne 
das Gesetz, der sich nie berufen glaubte, die Gebote der dauernden 
sozialistischen Ordnung selbst vom Sinai zu holen. In dem Augen¬ 
blick, wo die Aufgabe so gestellt wird, wird Marx vom Heiland und 
Messias für den Volkssozialismus der heutigen Wirklichkeit zum 
Volksklassiker, dessen durch die Zeit überholtes Denkervorbild mit 
ruhiger, unbefangener, kritischer Verehrung und Aufmerksamkeit be¬ 
trachtet wird. Es ist charakteristisch genug, daß zum 100. Geburtstag 
von Marx gerade aus dem weiteren Kreis der „Glocke“ heraus die 
Marxsche Biographie von Beer erschienen ist, die Marx auch für 
den sozialistischen Arbeiter von heute in dem Abstand des Klassikers 
darstellt, dessen eigentlicher Lebensinhalt bereits der Vergangenheit 
angehört. 

Das bedeutet aber gewiß keine Ableugnung von Marx. Auch wer 
als organisatorischer Sozialist nicht aus dem Marxismus stammt und 
mit Marx seinen kritischen Gang gemacht hat, begreift die Bedeutung 
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von Marx heute besser als je. Und für alle alten Marxisten bleibt 
Marx gewiß das wertvolle Fundament ihrer weiteren Bildung. Marx 
bekommt eine unerhörte Lebendigkeit, wenn man in einer welt¬ 
geschichtlichen Zeit wirklich begreift, daß es doch etwas anderes 
ist, seine Sätze als dürre Theorie dogmatisch zu wiederholen oder 
sich in seiner Art aus der Wirklichkeit ein lebendiges Bild von dem 
Prall der Gegensätze der gesellschaftlichen Willensmächte zu ver¬ 
schaffen und die fortschreitende Umschichtung dieser Willensmächte 
durch den fortschreitenden wirtschaftlichen und technischen Umbau 
der Gesellschaft zu begreifen. Da der Krieg eine seit Jahrzehnten 
ganz unerhört gesteigerte Schnelligkeit im Tempo dieser Umschich¬ 
tung und Kraftverschiebung der gesellschaftlichen Willensmächte zur 
überstürzt dahinrasenden Hast einer zermalmenden Umwälzung ge¬ 
steigert hat und die Aufgabe des gesellschaftlichen Wiederaufbaus 
trotzdem verlangt, die wirkliche Kraftverteilung der Völkergesell¬ 
schaft mit zupackender Sicherheit sofort zu überblicken, muß die 
Methode der materialistischen Geschichtsbetrachtung zu allerhöchsten 
Ehren kommen, weil sie wesentliche Veränderungen im Klassen- und 
Gesellschaftsbau aufs allerschnellste erfassen lehrt. Das ist eigent¬ 
lich selbstverständlich! Man betont es aber um so mehr, -weil so 
viele im Dogmatismus verknöcherte, altgläubige Vulgärmarxisten da¬ 
von überzeugt werden müssen, daß der Sozialismus von Grund aus 
neue Aufgaben bekommen hat, wo die ganze materielle Gesellschafts¬ 
struktur anders gesehen werden muß. Was für ein besseres Argument 
gegenüber diesen Leuten, als die Berufung auf Marx? Der sogen. 
„Neumarxismus“ der „Glocke“ ist also in seiner Reinheit gutenteils 
eine Form der Kampfesstellung gegen den Altmarxismus. 

Aber was ist aus dieser neumarxistischen Erfassung der realen Ge¬ 
sellschaftskräfte inzwischen geworden? Gerade Lensch, der darin vor 
allem wirkt, sieht doch nicht nur die Klassengesellschaft, sondern die 
Staatengesellschaft, nicht mehr einzig und allein ökonomisch-tech¬ 
nischen Mechanismus, sondern durch und durch Politik, internatio¬ 
nalen Willenskampf. Das spielt bei Marx nur in den zeitgeschicht¬ 
lichen Studien über die Revolution von 1848 und über die Kommune 
oder in seinen vertrauten Briefen eine Rolle, weil er nicht wohl umhin 
konnte, Politiker, der er war, in der Wirklichkeit auf diesen Teil der 
Wirklichkeit zu stoßen, aber in das eigentliche System seiner Gesell¬ 
schaftstheorie ist das nicht hineingekommen. Der angebliche Neu¬ 
marxismus der „Glocke“ sucht also die ganze gesellschaftliche Wirk¬ 
lichkeit in der Weise zu sehen, wie Marx das wirtschaftliche gesehen 
hat. Er kann bei oberflächlicher Begründung anführen, daß es sich 
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dabei nur um unwesentliche Er^änzuneen des eigentlichen Marxismus 
handelt. Er wird bei prinzipieller Stellungnahme unweigerlich dazu 
fortgeführt, daß er von der materialistischen Qeschichtsauffassung, 
die zur Aufpeitschung des einseitigen Klassenkampfes des Prole¬ 
tariats genügte, zur pananthropologischen Qeschichtsauffassung hin¬ 
über muß, die zwar mit ebensolcher Rücksichtslosigkeit die Kräfte 
der menschlichen Wirklichkeit zu zergliedern sucht, aber sie allesamt 
in ihrer Bedeutung zu fassen strebt, weil der bewußte Neubau der 
gesellschaftlichen Zukunft das gleichmäßige Verständnis aller gesell¬ 
schaftlichen Kräfte voraussetzt. Auch wo also aus dem Qeist der 
„Glocke“ nach der Stütze einer streng methodischen Geschichts¬ 
betrachtung gesucht wird, um das systematisch zu begründen, 
worüber das praktisch-politische Urteil fast selbstverständlich zu¬ 
sammentrifft, kann der organisatorische Sozialismus nicht „Neu¬ 
marxismus“ bleiben. Er behält die strenge Aufmerksamkeit für Wirt¬ 
schaft und Klassenbau, die er von Marx gelernt hat, aber er kann 
sich nicht darauf beschränken. 

Und selbstverständlich kommen in dieser allmenschlichen Ge¬ 
schichtsauffassung des organisatorischen Sozialismus auch die inneren 
Willenskräfte des Menschen mit ihren Richtbildern und mit ihrer 
Sclbstentschließung zur Geltung, die in der Auffassung des Marxismus 
bei seiner nur geschichtlich verständlichen übermäßigen Verneinung 
einer verstiegenen, rein geistigen Weltauffassung zu sehr verkümmert 
sind. Ein Sozialismus, der sich zur Organisation bekennt, ist sitt¬ 
liche Gesinnung. Organisation ist Willensgemeinschaft, ist Pflicht, 
ist Eingliederung, ist bewußte Anerkennung gemeinsamer Lebens- 
ZTÄ'ecke. Darum ist es von Grund aus sinnlos, dem organisatorischen 
Sozialismus die Moral abzusprechen. Im Gegenteil, er gibt dem 
sittlichen Erleben den straffen, starken, weitgespannten Gehalt, den 
es bei dem leeren Tugendgerede der individualistischen Moraltheore¬ 
tiker verlieren muß. Das ist das größte am Sozialismus! Das war 
das große auch an der Klassenkampfgesinnung des Marxismus. Der 
wirkliche Sozialismus muß diese sozialistische Sittlichkeit zur tätigen 
Lebenspraxis der ganzen Gesellschaft machen, wenn er bestehen will 
Der wirkliche organisatorische Sozialismus stellt darum der Gesell¬ 
schaft große Ausbildungs- und Erziehungsaufgaben. Wer irgend 
Durchorganisierung der Gesellschaft verlangt, tritt unabweisUch für 
die Durchbildung ihrer Willenskräfte ein. 

Das also, scheint mir, ist der eigentliche Qeist der „Glocke“. Was 
daran als Neumarxismus gedeutet werden kann, ist Uebergangs- 
erscheinung bei der schonsamen Hineinbildung aller wertvollen Teile 
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des Marxismus io den neuen Sozialismus und bei ihrer frisch-fröh¬ 
lichen Verwertung zum Kampf nach rechts und links. Denn der 
organisatorische Sozialismus ist, dialektisch gesehen, wesentlich die 
abschließende Position, die die bloße Negation des Marxismus zwar 
überwindet, die aber das, was diese Negation mit Recht verneinte, 
mit aller Kraft weiter verneint. Der „Neumarxismus*“ bleibt im 
organisatorischen Sozialismus als der harte, rücksichtslose Tatsachen¬ 
sinn, der den Baugrund unserer Zukunft klärt und in unerbittlicher 
Kritik gegen andere und gegen uns selbst alle Kartenschlösser bei¬ 
seite fegt. Der „Neumarxismus" bleibt als der ingrimmige Feind 
aller Schwätzer, auch wenn sie die höchsten Ziele der Menschheit im 
Munde führen. _ 

ERNST KRIECK: 

Zum Aufstieg der Begabten. 

Zu diesem neuerdings viel erörterten Problem geben wir hier 
einem hervorragenden Soziologen und Schulmanne das Wort: 

I N der Bewegung tfür Volksschulreform tritt zurzeit unter der 
Forderung des Aufstiegs der Begabten eine Spezialität in den 
Vordergrund, die nach Seiten ihrer sozialen Wirkung wie nach ihren 
Methoden und ihrer Bedeutung für die Schule einer kritischen Be¬ 
leuchtung bedarf. 

Die Einrichtungen, die den Aufstieg der Begabten ermöglichen 
sollen, beruhen aul einer Auslese „hervorragend begabter" VoBcs- 
schüler im 13. Lebensjahr, die dann entweder nach besonderer 
Schulung den entsprechenden Altersklassen der höheren Schulen zu¬ 
geführt werden oder für welche besondere Arten höherer Schulen 
in verkürzter Gestalt und mit außerordentlich gedrängten Lehrplänen 
auf das vollendete 7. Schuljahr der Volksschule aufgebaut werden. 
Dieser zweite Typus kann natürlich nur in ganz großen Städten 
w'ie in Berlin zur Durchführung kommen. Die Auslese wird zunächst 
durch die Lehrerschaft auf Grund der Schülerleistung vorgenommen, 
worauf die engere Auswahl durch Psychologen nach Methoden der 
experimentellen Psychologie erfolgt. (Das Nähere darüber siehe bei 
Moede-Piorkowski-Wolff: Die Berliner Begabtenschulen, ihre Organi¬ 
sation und die experimentellen Methoden der Schülerauswahl. Langen¬ 
salza 1918.) Stellen wir daneben noch den Auswahltypus einer 
kleineren Stadt. In Mannheim wird die erste Auslese schon ira 
fünften Schuljahr vorgenommen, wo gut begabte Schüler sich zur 
Teilnahme an freiwilligen Sprachkursen melden. Mit dem 6. Schul- 
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jahr werden die ausgewählten Schüler alsdann zu Sprachklasscn 
(mit Französisch) zusammengefaßt. Nach abermals einem Jahr er¬ 
folgt daraus die Auswahl der besten, die in Uebergangsklassen mit 
Französisch, Englisch und anderweitiger intensiver Schulung für die 
entsprechende Altersklasse der Oberrealschule vorbereitet werden. 

Die Grundlage der Auswahl bildet auf alle Fälle die Leistung in 
der Schule. Sollte eine besondere Begabung in der Schülerleistung 
aus besonderen oder allgemeinen Gründen nicht ausdrückbar sein» 
so bleibt sie also von vornherein von der Mitbewerberschaft ausge¬ 
schlossen. Ob nun die meines Erachtens heute stark überschätzte 
und sich selbst überschätzende experimentelle Psychologie, deren 
Methode hier nicht zu kritisieren ist, wirklich in ihrem Auswahlkreis 
die Begabungen nach Art und Qrad erfaßt, das wird Erfahrung ja 
lehren. Jedenfalls steht fest, daß Schülerleistungen nicht ohne 
weiteres ein Maßstab für Begabung, zumal für irgendwelche Lebens¬ 
und Berufsbegabung ist. Begabte Schüler entpuppen sich später 
allzuoft als Mittelmäßigkeiten, andere, die mit der Schule gar nicht 
harmonierten, haben im späteren Leben dem Lehrer erstaunliche 
Rätsel über Eigenart des Entwicklungsgangs aufgegeben. Dazu wird 
die Auswahl just in einem Alter vorgenommen, in dem die Schüler 
durch besonders hervortretendes Wachstum und die einsetzende Qe- 
schlechtsentwicklung in eine kritische Periode eintreten, die ihr 
Aeußeres und Inneres derart umpflügt, daß viele oft nach kurzer 
Zeit ein völlig verändertes Bild bieten. Dabei erweist sich Begabung 
' keineswegs als eine konstante Größe. 

Nimmt man hinzu, daß diese Auswahl überhaupt nur für die großen 
Städte in Betracht kommt, dagegen aber die kleinen und das flache 
Land notwendig auslassen muß, so ist klar, daß die ganze Frage die 
Bedeutung nicht haben kann, die ihr heute beigemessen wird, selbst 
wenn das Ergebnis durchaus den Erwartungen entsprechen sollte: 
Wir haben es nicht mit einer allgemeinen Volks- und Schulangelegen¬ 
heit zu tun, und die Gefahr liegt nahe, daß diese Spezialität allge¬ 
meinere und grundlegendere Probleme der Schulorganisation in den 
Hintergrund drängt, schon durch ihre finanzielle Wirkung. 

Weitaus die schwächste Seite des Problems liegt in der Frage nach 
dem konkreten Ziel und damit der sozialen Wirkung des Unter¬ 
nehmens. Der „Aufstieg“ kann doch unmöglich Selbstzweck sein; 
fragt man aber nach dem Wohin und dem Wozu, also nach dem 
letzten Sinn des Aufstiegs, so erhält man keine Antwort. Hier 
scheint das konkrete Elenken zu versagen und einige unbestimmte 
Allgemeinheiten an seine Stelle zu treten. Ein bekannter liberaler 
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Schulmann träumte einst von den geistigen Riesen, die mit Sicben- 
mcilenstiefeln voranschreiten, denen die Schule freie Bahn machen 
sollte. Nun, diese Riesen pflegen so dünn gesät zu sein, daß die 
allermeisten Lehrer in tanger Berufserfahrung keinem begegnet sind. 
Auch das Berliner Programmbuch weist auf die Genies hin, die 
aus den untersten Volksklassen heraufgestiegen sind: mir scheint, 
auf solche können allgemeine Schuleinrichtungen niemals eingestellt 
werden. Abgesehen vor ihrer Seltenheit ist es gerade ihr Wesen, 
daß sie nicht die gebahnten Wege gehen, sondern sich selbst Bahn 
brechen allen Hindernissen zum Trotz. Sie können durch Schulen 
nicht gehindert und kaum gefördert werden. Wer wollte cs unter¬ 
nehmen, Genies zu züchten? Achnlich wird es sich verhalten mit 
der Auswahl ausgesprochen wissenschaftlicher Begabungen. Für sie 
ist zwar der Weg über die höheren und Hochschulen der normale; 
doch ist abgesehen von der Frage, ob Schule und Psychologie diese 
Begabungen zu erfassen vermögen, Bedarf und Existenzmöglichkeit 
für reine Gelehrte nicht so groß, daß für sie besondere Einrichtungen 
getroffen werden könnten. Ich habe bis jetzt noch keinen Lehrer 
und keine Schule und keine Unterrichtsmethode kennen gelernt, die 
neben geistigen Siebenmeilenstiefeln hätte Schritt halten können. 

Was demnach als Hauptwirkung der Auslese und des Aufstiegs 
bleibt, ist die Zuführung der Auserwählten zu einer bestimmten 
Gruppe von Berufs- und Bildungsklassen. Die berüchtigten „Berech¬ 
tigungen“ der höheren Schulen, und die Examensmöglichkeiten der 
Hochschulen, soweit den Schülern überhaupt von vornherein das 
Hochschulstudium gesichert ist, was keineswegs überall wie in Berlin 
der'Fall ist, weisen den Begabten ganz mechanisch die Wege in die 
entsprechenden Berufe. Der wahrscheinliche Erfolg ist die Heim¬ 
suchung des mittleren Beamtentums (des öffentlichen wie des privat¬ 
wirtschaftlichen) durch die Begabten der Schule. Diese sind damit 
für den ferneren Aufstieg allerdings über gewisse Schranken der 
Klasse und der Bildung hinaufgeführt: aber die schulische Auslese 
ist erst gerechtfertigt, falls nun die Auserlesenen sich auch in Leben 
und Beruf derart bewähren, daß der fernere Aufstieg sich notwendig 
und selbstverständlich anschließt. Hier wird aber wohl ein gewisses 
Maß von Skepsis angebracht sein: Examen und Berechtigungen 
führen die Begabten gewissen mittleren Klassen zu, die bisher keines¬ 
wegs Mangel an Nachwuchs hatten, sondern geradezu unter Ueber- 
völkerung litten. Sie vermehren das Beamten-, Bildungs- und 
Schreiberproletariat ohne Not, und oft genug werden dann die für 
©inen bestimmten Beruf Vorgebildeten, für jeden andern aber Ver- 
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bildeten, sich mühsam in freien Berufen ihr Brot suchen müssen. 
Sie werden als Lohndrücker nirgends willkommen sein. Oder aber 
Staat und Gemeinde, die für diesen Aufstieg verantwortlich sind, 
übernehmen die Verpflichtung, teilweise für Unterkunft zu sorgen. 
Sie vermehren die Stellen, wie schon für Juristen geschehen, ohne 
daß gerade sachlich Nötigung vorlag und vergrößern so den bureau- 
kratischen Apparat nicht unbedenklich. Oder aber, es werden (wie 
demnächst bei den Kandidaten für das höhere Lehrfach) Stellen nach 
unten (Volksschule) bereitgestellt, von w'o ihr Aufstieg in Aufsichts¬ 
stellen beginnen kann. Für diesen Aufstieg ist dann nicht sachliche 
und fachliche Tüchtigkeit maßgebend, sondern das Examen. Baden 
litt z. B. derart unter Ueberflutung mit Lehramtskandidaten, daß 
man die trotz schärferer Anziehung der Prüfungsbedingungen (wobei 
unvermeidlich schon viel verunglückte Existenzen geschaffen werden, 
weil man nicht früh genug für Auslese sorgte) Ueberzähligen schließ¬ 
lich einfach entließ. An dem Mehrfachen des Angebots über die 
Nachfrage hat selbst der Krieg noch nichts Wesentliches geändert. 
Ganz unausbleiblich werden die großen Städte mit ihren Maßnahmen 
für den Aufstieg der Begabten diese schlechten Verhältnisse nur noch 
verschlechtern und dadurch, daß sie durch ihre Schulen für ihren 
Nachwuchs gewisse Berufe geradezu monopolisieren, begabte und 
geeignete Kräfte aus kleinen Städten und vom Lande fernhalten. 
Diese Folgen bedeuten aber eine Schädigung der Gesamtheit in den 
verschiedensten Richtungen: einmal well gewissen Volkskreisen die 
Möglichkeit des Wettbewerbs unterbunden wird; dann aber, weil die 
Versetzung gewisser Schichten, für deren Begabtheit keine Schule 
und keine psychologische Methode, sondern nur Erfahrung Gewähr 
bieten kann, in andere Berufs- und Bildungsklassen nur deren Ueber- 
füllun^ und die Mehrung des höheren Proletariats fördert. Unter 
sozialen Gesichtspunkten also kehrt dieser „Aufstieg der Begabten“ 
ganz bedenkliche Seiten heraus. Es liegt dieser gesamten Auslese¬ 
idee ein bürgerliches Vorurteil über das „Höhere“ zugrunde, haupt¬ 
sächlich die Sucht nach Graduierung und Abstempelung durch Prü¬ 
fungen und die Sucht nach Beamtenstellen, Beamtenehren und Ver¬ 
sorgung. Es ist eine Auslese zugunsten solcher Klassen und Berufe, 
die sozial und wirtschaftlich verhältnismäßig unfruchtbar sind, und 
sie wird nur die Klassenscheidung nach öffentlichen Graduierungen 
verschärfen. Der Arbeitersohn, der da hinaufgestiegen ist, hat auf¬ 
gehört, seiner Klasse anzugehören und zu dienen. Für die Auslese 
großer geschäftlicher, politischer und künstlerischer Begabungen hat 
die Schule und die entsprechende Psychologie weder Maßstäbe noch 
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Methoden. Eine hohe Allgemeinbildung auf wissenschaftlicher Grund¬ 
lage ist für diese Begabungen allerdings höchst wünschenswert; ob 
aber solche unter den Auserlesenen sich finden, ist dem Zufall anheim¬ 
gegeben. 

Es wäre für die Arbeiterschaft ein Unglück, wenn tatsächlich ihre 
besten Söhne diesem zweifelhaften Vorteil zugeführt und sie so von 
allen tüchtigen Begabungen entlaugt wurde. Der Mechanismus der 
Auslese sorgt indessen von selbst dafür, daß es nicht geschieht. Denn 
das Leben, nicht aber die Schule bewährt und kennzeichnet wahr¬ 
hafte Begabung. Der Aufstiegsgedanken in vorliegender Form beruht • 
durchaus auf der Weltanschauung des bürgerlichen Individualismus 
and seiner Klasseneinteilung. Von einer sozialistischen Idee und ihren 
praktischen Folgerungen ist darin auch nicht eine Spur zu entdecken. 
Es ist darum sehr verwunderlich, daß sich die Sozialdemokratie in 
den Kommunen immer wieder von diesem Sdiein blenden läßt und 
einer Idee Vorspanndienste leistet, die ihrem zentralen Ideal straks 
zuwWerläuft. 

Die Frage des Aufstiegs der Begabten ist, richtig eingeschätzt, 
weder allein, noch auch in erster Linie eine Frage der Schule, sondern 
viel tiefer eine Frage der sozialen Gerechtigkeit und der sozialen 
Gestaltung des öffentlichen Lebens überhaupt. Für dieses Ideal kann 
jener Aufstieg nicht einmal als Anbahnung und Abschlagszahlung 
gelten: vielmehr dient er nur zur Verschleierung. Man kann damit 
einen sozialen Schein erwecken, ohne dem eigentlichen sozialen 
Problem näherzutreten: der Weg führt ab vom Aufstieg der gesamten 
unteren Klassen, welcher die unbedingte Grundlage bilden sollte für 
den weiteren Aufstieg ihrer Begabten. Als reines Schulproblem emp¬ 
fiehlt er sich vor allem, wie alle Differenzierungen seinesgleichen, 
durch seine Billigkeit. So teuer immer die Begabtenschulen sein 
mögen: man kann damit immer der Aufgabe ausweichen, die gesamte 
Volksschule durch kleinere Klassen, intensiveren Unterricht und ent¬ 
sprechende Auswahl und Vorbildung der gesamten Lehrerschaft so 
zu organisieren, daß der Bildungsdurchschnitt der untersten Schich¬ 
ten überhaupt steigt, und dieses Steigen sollte durchaus in Wechsel¬ 
wirkung stehen mit dem sozialen und dem politischen Aufstieg der 
Arbeiterschaft. Was erhofft die Arbeiterschaft als solche, vor allem 
die Gewerkschaft, davon, wenn ihre Söhne der Klasse entzogen und 
andern, sogenannten höheren Gesellschafts- und Berufsschichten zu¬ 
geteilt werden? In ihrem sozialen und politischen Aufstieg muß sich 
die Arbeiterschaft ihre Führer aus den eigenen Reihen heranziehen, 
eine eigene führende Intelligenzschicht bilden, die mit ihren Daseins- 
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bedingungen verknüpft ist, und nicht auf führende Intelligenzen aus 
dem Bürgertum rechnen. Dazu muß sie sich ihre besten Köpfe er¬ 
halten und ihnen den Aufstieg bis in die höchsten politischen Ver- 
waltungs- und sonstigen öffentlichen Stellen freimachen unter Wah¬ 
rung des Zusammenhangs mit dem Mutterboden, mit den Interessen 
ihrer Ursprungsklasse. So würde sich die Klasse selbst darstellen 
als eine differenzierte Schicht im Volkstum, die ihre Führer und 
Spitzen an jeder entscheidenden Stelle miteinsetzen kann, und der 
Führung und Bevormundung durch andere Klassen entledigt ist. 

Aus der sozialistischen Idee ergäben sich demnach folgende 
Forderungen: 

1. Förderung des sozialen und politischen Aufstiegs der unteren 
Volksklassen durch Hebung ihres gesamten geistigen Durchschnitts. 
Dazu führt zunächst eine Organisation der Volks- und Fortbildungs¬ 
schule durch entsprechende Gestaltung der Unterrichtsbedingungen 
und Unterrichtsvoraussetzungen. 

2. Die Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeiterschaft sind so 
zu gestalten, daß den Angehörigen Raum und Kraft bleibt zur eigenen 
Weiterbildung. 

3. Ausgestaltung des Schulwesens durch Schulen, welche dem 
jungen Arbeiter Gelegenheit zum Erwerb jeglicher Art von All¬ 
gemeinbildung in freiwilliger Teilnahme gewähren bis hinauf zur 
Volkshochschule. Entsprechende Ausgestaltung des Fachschulwesens. 

4. Durchbrechung der Klassenschranken, wie sie durch das jetzige 
Bildungs- und Prüfungswesen gesetzt sind, so daß tüchtigen und im 
Leben bewährten Begabungen jeder Art der Zugang zu den ent¬ 
sprechenden öffentlichen Stellen ermöglicht wird. 

5. Aufstieg der Klasse im Zusammenhang mit dem Aufstieg ihrer 
Begabten und wechselseitig Aufstieg dieser auf der Grundlage der 
Hebung der sozialen, politischen und Bildungshöhe der Klasse. 


Proudhon war nicht umsonst Sozialist der Kaiserzeit. 
Meine feste Ueberzeugung ist, daß, obgleich der erste Stoß 
von Frankreich ausgehen wird, Deutschland viel reifer 
für eine soziale Bewegung ist und den Franzosen weit 
über den Kopf wachsen wird. Großer Irrtum und Selbst¬ 
täuschung selbiger, wenn sie sich immer noch für das 
„auscrwählte Volk“ halten! Karl Marx, 1870. 
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L. COHN, München: 

Neue Vorschläge 
zur Lösung der Wohnungsfrage. 

Als Ergänzung zu den in Nr. 9 von Barthel behandelten 
Fragen dürfte auch die nachstehende Erörterung für unsere 
Leser von Interesse sein: 

D ie Wohnungsnot zwingt zu praktischen Vorschlägen und Maß¬ 
nahmen. Der Ausschuß des Bayerischen Landesvereins zur Förde¬ 
rung des Wohnungswesens sagt daher im Vorwort zu der von ihm 
herausgegebenen Schrift: ,J)ie Wohnungsfrage eine Verkehrsfrage'“ 
von H. V. Frauendorfer, mit Recht: „Das vor dem Kriege und bis 
heute übliche Verfahren der Stadterweiterung zum Zwecke der Ver¬ 
mehrung des Wohnungsangebots hat in wirtschaftlicher und gesund¬ 
heitlicher Beziehung versagt. Eine entscheidende Besserung der Ver¬ 
hältnisse ist nicht möglich, wenn nicht großstädtische Verkehrsmittel 
in den Dienst der großstädtischen Wohn- und Siedelungsreform ge¬ 
stellt werden.“ 

V. Frauendorfer hat während seiner Tätigkeit als bayerischer Ver¬ 
kehrsminister und auch späterhin in freiwilliger Uebernahme sozial¬ 
politischer Aemter ein besonderes Verständnis für die Aufgaben des 
Staates und der Gemeinde auf öffentlich-rechtlichen Gebieten gezeigt. 
Die von ihm jetzt herausgegebene Schrift (Verlag von Ernst Reinhardt, 
München) erhebt zwar keinen Anspruch auf Originalität, da sie m 
der Hauptsache auf der mit dem ersten Preise bedachten, vom 
Schutzverband für den deutschen Grundbesitz veranlaßten Arbeit 
des bayerischen Ministerialrats v. Völker und des Regierungsbau¬ 
meisters V. Serini beruht; allein, ihre Bedeutung wird dadurch keines¬ 
wegs vermindert. Sie ist als eine Studie und als ein ins einzelne 
gehender Kommentar jener Preisschrift anzusehen. 

Darüber sind sich die Wohnungspolitiker und -reformer nun einig: 
die Verkehrsfrage war bisher ein Hindernis jeder gesunden Woh¬ 
nungsreform. Schon in meiner 1900 erschienenen Studie: „Die Woh¬ 
nungsfrage und die Sozialdemokratie“, wies ich darauf hin, wie die, 
ohne sozialpolitische Gesichtspunkte vorgenommene Verkehrsmehrung 
die Geschäfte der Bodenspekulanten betreibt. „Die Verkehrsbesse¬ 
rung," hieß es dort, „trägt eben die innerstädtischen Zustände weiter 
hinaus. Daraus erklärt sich, daß der Grund- und Bodenwucher sich 
seit Jahren der die Städte umschließenden Terrains bemächtigt hat“ 
Wie soll nun diese auf der heutigen Eigentumsordnung begründete 
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Tatsache umgangen werden? Es soll auf einem in größerer Ent¬ 
fernung von der Großstadt gelegenen Außengelände (zirka 15 Kilo¬ 
meter vom Stadtinnern) eine Wohnungskolonie für alle Klassen der 
Bevölkerung geschaffen werden. Dies Ziel erscheint zu weit gesteckt, 
denn „alle Klassen“ haben kein Interesse daran, außerhalb der Stadt 
angesiedelt zu werden, und außerdem würde die notwendige Ein¬ 
heitlichkeit bei der Ausführung des Planes verloren gehen. Allein, dies 
ist nur nebensächlich. Der Kernpunkt und das Wesentliche des 
Völker-Serinischen Planes besteht in dem Vorschlag, den Aufwand 
an Fahrkosten für die 20 000, täglich zur Stadt fahrenden Haus- 
haltungsvorstände zu kapitalisieren und dem Bodenpreis zuzuschlagen. 
Bei einem Fahrpreis von 20 Pf. für die einfache Fahrt und jährlich 
600 Fahrten ergibt sich, auf 25 Jahre kapitalisiert, ein Betrag von 
2000 Mk. Da dieser Zuschlag auf den Bodenpreis auch die nicht 
täglich zur Stadt fahrenden Grundstücksbesitzer treffen soll, so ergibt 
sich daraus eine, bis auf 3,60 Mk. pro Quadratmeter sinkende Er¬ 
mäßigung für die Fahrtberechtigten mit 200 Quadratmeter Grund- 
flächenbesitz. Der Gesamtpreis für den Quadratmeter Baugrund mit 
Fahrkostenbezugsrecht wird auf 7 Mk. berechnet. Die Baukosten 
der Wohnungen sind nach Friedenspreisen berechnet, wodurch eine 
ganz unzuverlässige Grundlage der finanziellen und praktischen Aus¬ 
führung gegeben wurde. Wäre es da nicht besser gewesen, auf die 
Friedenspreise einen 50proz. Zuschlag zu legen, statt sich Hoffnungen 
hinzugeben auf bessere, sozusagen normale Zeiten? Allein diese 
wenig solide finanzielle Grundlage des Preises mindert den Wert der 
Vorschläge in keiner Weise. Als eine der wesentlichsten, die speku¬ 
lative Ausnutzung behindernden Maßnahmen ist der Erwerb des Bau¬ 
grundes vor Errichtung des Verkehrsmittels zu betrachten, well die 
Bodenspekulation der Reform der Wohnungsverhältnisse vorauseilt. 
Die großstädtischen Gemeinden oder ein Zweckverband hätten also 
zunächst geeignetes Außengelände zu erwerben, wobei ihnen die 
Vorteile des Preises zwischen Ackerrente und Hausgrundrente zugute 
kämen, v. Völker und Serini nehmen für das Rohgelände 1 Mk. für 
den Quadratmeter an. Der Nettomietwert nach den Friedenspreisen 
der Baukosten für 4 Wohnungsräume in einem Drei-Stockwerk-Haus 
mit 60 Quadratmeter Gartennutzungsfläche wird auf 27,50 Mk. monat¬ 
lich berechnet; im Einfamilienhaus auf 30,50 Mk., für 5 Räume auf 
48 Mk., alles mit Fahrtbezugsrecht. Ohne dieses Recht stellen sich 
die Preise zirka 10—15 Proz. niedriger. 

Wenn auch die Preisberechnung durch die bestehenden Verhältnisse 
in ungünstiger Weise korrigiert wird, so darf man doch Frauen- 
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dorfer darin zustimmen, daß es möglich ist, auf dem vorgeschlagenen 
Wege auch für die minderbemittelten Klassen der Bevölkerung Außcn- 
wohmingen mit sehr auskömmlichem Qartengenuß unter Gewährung 
eines Freifahrtrechtes zu Preisen zu beschaffen, die nicht höher sind 
als die heutigen Mietpreise für Wohnungen gleicher Beschaffenheit 
in den äußeren Stadtteilen und in den Vorstädten. Freilich, den 
Aermsten der Armen wird auch hier nicht geholfen werden können. 
In Berlin hatten 1915 unter 619 000 Steuerveranlagten nur 55 000 ein 
Einkommen von über 3000 Mk. und in Preußen besitzen mehr als 
50 Proz. aller Einwohner höchstens 900 Mk. Jahreseinkommen. In¬ 
dessen darf nicht außer Betracht bleiben, daß bei planmäßiger und 
großzügiger Ausführung der Vorschläge eine Entlastung des groß¬ 
städtischen Wohnungsmarktes erfolgt, deren Wirkungen auch den 
niedrigsten Einkommensklassen zugute kommen. Vor allem aber 
muß endlich etwas geschehen, um Wohnungen zu erschwinglichen 
Preisen zu beschaffen; sonst ist gar nicht abzusehen, zu welchen 
katastrophalen Zuständen wir gelangen. 

Die Preisschrift geht davon aus, daß zur Durchführung des 
Projektes eine Reihe von selbständigen Unternehmen erforderlich 
sind: das Grunderwerbunternehmen, das Verkehrsunternehmen, die 
Wohnbauunternehmen und die Hausbesitzer, Die dadurch geschaffene 
gegenseitige Abhängigkeit kann der schnellen Ausführung wie dem 
Endzwecke nur dienlich sein. Zustimmen muß man auch der Frauen- 
dorferschen Ergänzung, daß am besten die Form des gemischtwirt¬ 
schaftlichen Unternehmens zu wählen sei, bei dem sich Interessen¬ 
verbände, Staat, Gemeinde, städtebauliche Zweckverbände und die 
neugeschaffenen Landessiedlungsgesellschatten beteiligen. Weniger 
beistimmen kann ich v. Frauendorfer in seinen Ausführungen hin¬ 
sichtlich der Notwendigkeit, die neue Siedlung ganz und gar auf der 
heutigen Rechtsordnung für das Grundeigentum aufzubauen. Wenn er 
zur Begründung das Rechtsbewußtsein des deutschen Bauern an¬ 
führt, so kann dem das Rechtsbewußtsein der Klassen „ohne Ar und 
Halm", denen la gerade geholfen werden soll, gegenübergestellt 
werden. Die würden sich gern mit dem Erbbaurecht abfinden, oder 
einer anderen Form, die die zur Gesundung unseres Wohnungselendes 
unvermeidliche Trennung des Eigentums am Gebäude vom Eigentum 
am Boden in sich schließt. Die Gartenstadtbewegung, mit ihrer rein 
gemeinnützigen Grundlage, liefert doch den Beweis, wie auch ohne 
Rücksichtnahme auf das Rechtsgefühl des deutschen Bauern, Privat- 
und Gemeininteresse gleichmäßig befriedigt werden können. Frauen¬ 
dorfer glaubt im Interesse einer schnelleren Durchführung der Sache 
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die Gefahr einer spekulativen Ausnutzung mit in den Kauf nehmen 
zu müssen; aber damit entsteht zugleich die durchaus unsoziale Mög¬ 
lichkeit einer neuen Grundstückspekulation im Gewände sozialpoli¬ 
tischer Maßnahmen. Das sollte schon deshalb vermieden werden, 
weil nur der Ausschluß jeder Spekulation für eine Gesundung unseres 
durchaus unsoliden Behausungswesens bürgt. 

Einige recht instruktive graphische Darstellungen beziehen sich auf 
die Anlage der Bahn. Auch sonst enthält die Schrift viel beachtens¬ 
wertes Material, auf das hier nicht eingegangen werden kann. Wer 
sich mit der Wohnungsfrage beschäftigt, kann die darin enthaltenen 
Vorschläge nicht umgehen. 


SPECTATOR: 

Das „Deutsche Theater" 
als Literaturförderer. 

K enner der modernen Theaterentwicklung, die ökonomisch geschult 
waren, haben es längst vorausgesehen, wohin der vielgerühmte 
Aufschwung und die „unvergleichliche“ Blüte des für Deutschland 
maßgebenden „Deutschen Theaters“ unter Max Reinhardt schließlich 
führen würde. Sie wiesen nach England, wo die Oekonomisierung des 
Theaterwesens am weitesten fortgeschritten, wo die Ausstattung das 
führende Prinzip geworden ist und statt eines abwechslungsreichen 
Repertoirs das Hunderte von Aufführungen erzielende und mit allen 
Reklamemitteln durchgepeitschte Serienstück den Ton angibt. Wir 
sind noch nicht so weit in Deutschland. Mancherlei Hemmungen wirken 
dem entgegen. Aber wir sind auf vielen Gebieten längst dabei, ähn¬ 
liche Bahnen einzuschlagen. 

Der Drang nach Realismus und Naturalismus, der im ganzen Geistes¬ 
leben des 19. Jahrunderts immer mehr beherrschend wurde, hat beim 
Theater bewirkt, daß der Dichter, das Literaturwerk mehr und mehr 
rurücktrat, es wurde schließlich nur der Vorwand, der Anlaß zur Ent¬ 
faltung der „Künste“, die die Hauptsache ausmachten. Bei Reinhardt 
kann man das am besten verfolgen. Die Inzsenierung, die ihm soviel 
verdankt, wurde sein einziges Ziel, alles andere hatte ihr zu dienen. 
Theaterwirkung — war die Losung. Nachdem er die Klassiker — be¬ 
sonders Shakespeare, der ja in England dauernd Objekt der Aus- 
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stattungskünste ist — vor seinen Triumphwagen vorgespannt, kam 
er schließlich dahinter, daß man alle Effekte der Malerei und Musik, 
des Schneiderateliers und des Dekorateurs auch ohne diesen Umweg 
entfalten kann. Das Publikum war inzwischen genügend dazu 
erzogen: wozu die Anstrengungen eines wirklichen Literaturwerks 
über sich ergehen lassen, das doch nur Bildungszugeständnis ist? 
Nachdem die halbe Weltliteratur der zugkräftigen, associativ wirkenden 
Namen der Schaulust und Stimmungserregung dienstbar gemacht war, 
kam endlich siegreich die Pantomime aus dem Kasten. Die Stücke, 
die Rahmen für das dekorative und schauspielerische Feuerwerk, 
wurden bestellt, bei den ersten Firmen natürlich. Bei welcher er¬ 
schrecklichen und anmaßlichen Thronerhebung des Beiwerks diese 
folgerichtige Auswirkung eines falschen, von einem bloßen Bühnen¬ 
instinkt diktierten Prinzips am Ende anlangen mußte, hat auch den 
blindesten Reinhardtenthusiasten die gespreizte, hohle und schließlich 
langweilige Ausstaffierung des ,3ürgers als Edelmann“ bewiesen. Und 
das trotz Moli^re, Strauß und — Pallenberg. Wenn die Balletthüpferei 
und die Uebermeiningerei die Bühne beherrschen sollen, dann brauchen 
wir kein ,JDeutsches Theater“ mehr. Und dabei steht uns der Schluß- 
und Knalleffekt: die Zirkusbühne als dauernde Einrichtung noch erst 
bevor. In ihr wird das System Reinhardt seine Bahn vollenden 
und dann, nachdem es sich selbst negiert hat, hoffentlich den Weg 
für neue Entwicklungsmöglichkeiten freimachen. 

* * 

* 

Die Literatur, die Dichtung, muß bei solchen Tendenzen dienendes 
Glied des Bühnengesamtkunstwerks werden. Es ist nicht einmal mehr 
immer der Reigenführer. Vor allem fehlt das fördernde Interesse zum 
neuen Schaffen, am Erproben neuer Kräfte. Reinhardt hat hier seit 
langem wenig geleistet; er hielt sich an das klangvolle Alte, das in den 
neuen Kleidern neu wirken konnte. Die lebende Literatur wurde bei¬ 
seite gelassen — oder durch Vereinsaufführungen im Stile des „jungen 
Deutschlands“ unschädlich gemacht. Der Ruf der Kunstförderung blieb 
so für Nichttiefersehende gewahrt — und das Tagesgeschäft nahm 
seinen guten Lauf. Trotz der unerhörten Einnahmen wurde aber im 
Grunde nicht die bescheidenste Verpflichtung gegenüber der Literatur 
crfüUt. 
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Ein Beispiel, das besonders kraß ist, mas: die offenkundigen Tat¬ 
sachen beleuchten. 

Im August 1916 ging folgender Brief an Herrn Reinhardt ab: 

Hochgeehrter Herr Professor! 

Die Unterzeichneten erlauben sich, an Sie mit einer Bitte heran¬ 
zutreten, die ihnen im Interesse der deutschen Dichtkunst und eines 
ihrer unter allen Umständen bedeutsamsten Vertreter am Herzen 
liegt. Arno Hvlz, der nun das fünfzigste Lebensjahr überschritten 
hat, arbeitet mit einer unermüdlichen Beharrlichkeit seit mehr als 
20 Jahren an einem Dramenkreise, dessen beide jüngsten Glieder 
die Tragödien „Sonnenfinsternis“ und „Ignorabimus“ sind. Gleich¬ 
viel wie man sich kritisch zu Holz’ Denken und Schaffen stellen 
mag, so meinen wir: innere Bedeutung, die Fähigkeit, seinem Volke 
etwas zu sagen und zu sein, die Kraft, ein eigenes Werk zu schaffen, 
wird niemand diesem tiefernsten Dichter absprechen. Auch Sie, 
verehrter Herr Professor, haben das seinerzeit durch Annahme der 
„Sonnenfinsternis“ zur Aufführung im Deutschen Theater anerkannt. 
An widrigen Umständen scheiterte damals die Aufführung. Seither 
hat ein einziges Theater sich an eins der ernsten Stücke von Arno 
Holz gewagt. Wenige hätten es angesichts der Schwierigkeiten, 
welche die Aufführung bietet, wagen dürfen. Noch immer ist der 
Tragiker Holz seinem Volke unbekannt, noch immer fehlt ihm die 
jedem Dramatiker erwünschte und notwendige Fühlung mit der 
•Bühne. Wir meinen, daß ihm eine Art ideales Recht zusteht, nach 
jahrelangem schwerem Kampf, mit seinem Volk und dessen Theater 
endlich Fühlung zu gewinnen. Wir glauben, daß heute im Deutschen 
Theater eine den Intentionen des Dichters entsprechende Aufführung 
der „Sonnenfinsternis“ möglich wäre; wir glauben, daß Ihre künst¬ 
lerische Kraft dem bedeutenden Werke Leben zu geben vermöchte. 
Nicht minder glauben wir, daß das erschütternde Werk, eine würdige, 
mit allem Nachdruck vorbereitete Aufführung vorausgesetzt, der tief¬ 
ernsten Stimmung dieser Zeit nicht fremd bleiben würde. 

Gegen Arno Holz, den Dichter des „Phantasus“ der „Sozialaristo¬ 
kraten“, der ,3onnenfinsternis“, des „Ignorabismus“, hat das deutsche 
Volk noch eine andere Ehrenschuld als die oft betonte und anerkannte, 
sein Schaffen rein materiell sicherzustellen: die, sein Schaffen inner¬ 
lich zu stützen und zur lebendigen Wirkung zu bringen. Wir bitten 
Sie, einen Teil dieser uneingelösten Verpflichtung durch Aufführung 
eines seiner ernsten Werke auf einer Ihrer Bühnen abzutragen. 

Der Brief war von 35 führenden Persönlichkeiten unterzeichnet — 
aus allen Lagern und Berufen. Es standen Namen darunter wie: 
F. Avenarius, Hermann Bahr, Peter Gast, Max Halbe, Prof. Erwin 
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Hanslik, Arthur Kampf, Anton Kippenberg, Max Liebermann, Walter 
von Molo, Hermann Muthesius, Wilhelm Ostwald, Engelbert Perner- 
storfer, Paul Schultze-Naumburg, Richard Strauß, Hans v. Weber. 

Die einzige Folge, die der Brief hatte, war — daß er nicht beant¬ 
wortet wurde. ' 

Das System Reinhardt konnte nicht antworten, denn es hätte seine 
eigene Schande eingestehen müssen. 


OSKAR M. GRAF: 

Arbeiter. 

In tiefen Städten, wo gelassen 

der Arbeit ewigwacher Strom ins Ungeahnte fließt, 
verrieselt unserer Gedanken Stückwerk. 

Und wenn sich graue Abende auf Straßen 
mechanisch weiterwälzen, Lichtgeflimmer um uns fließt, 
sind unsre Hirne schon ganz leer, mit Werg 
gefällt und mit Gewölk von Nebeln. 

Nur wenn wir rußschwarz an Maschinenriesen 
den Tag zerstücken, gleich dem Holz, dem Eisen, 
wird manches Mal, erfaßt von geisterhaften Hebeln, 
ein plötzlicher Gedanke hell und wach, als ließen 
nur wir allein das Weltrad kreisen. , . 

Wenn Sonntags, milchgefärbt, ein bleicher, 
noch unentschlossner Morgen in das lautre Tagen rinnt, 
gesänftigter die müden Hauskolosse in den Himmel ragen, 
dann atmen wir ein wenig reicher 
und haben Sinn für Weib und Kind, 

' für Stube, Heimlichkeit und mehr. 

Ein wenig lächeln wir und tragen 

uns mit Gedanken an musikdurchgrellte Gärten, 

wo Bierkrug neben Bierkrug steht und viel Gesichter 

ganz sorglos ineinanderlachen, als hörten 

sie die lustigsten Geschichten 

und wüßten von der lahmen Müdigkeit nichts mehr . 
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Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Die Präsidentenwahlen als politische 

Entgiftung. 

D ie Präsidentenwahl zum Reichstage, die durch den Tod 
von Johannes Kaernpf nötig geworden war, hat mit dem 
endgültigen Eintritt der Sozialdemokratie in das Präsidium des 
deutschen Parlaments geendet; denn darin, und nicht etwa in 
der Ersetzung Kaempfs durch den Zentrumsmann Fehrenbach, 
liegt das Kennzeichnende dieser Wahl. Im Jahre 1912 gehörte 
bekanntlich schon einmal ein Sozialdemokrat dem Präsidium 
an. Zwar unterlag ßebel bei der Wahl zum Präsidenten dem 
Zentrumsmann Spahn mit 175 gegen 196 Stimmen, was damals 
gewaltige Aufregung hervorrief, da aus dem Stimmenverhältnis 
hervorging, daß auch zahlreiche Nationalliberale für Bebel ge¬ 
stimmt hatten. Aus der Wahl zum ersten Vizepräsidenten ging 
jedoch Scheidemann mit 188 gegen 174 Stimmen, die auf den 
Konservativen fielen, als Sieger hervor. Der Sozialdemokrat 
lehnte die. Beteiligung an der „liofgängerei“ ab, worauf der 
Kaiser den Empfang des Rumpfpräsidiums seinerseits ablehnte. 
Bei der endgültigen Präsidentenwahl am 8. März wurde sodann 
an Stelle Scheidemanns Paasche gewählt. 

Wie altfränkisch uns heute diese Dinge anmuten!' Die damals 
die Partei tiefaufregende Frage der „Hofgängerei“ wurde, als 
sich diesmal die Fraktion mit dem Eintritt Scheidemanns ins 
Präsidium zu beschäftigen hatte, durch eine beiläufige Bemer¬ 
kung, daß sich die Vorgänge von 1912 selbstredend nicht 
wiederholen dürften, erledigt. Eine Debatte oder ein Wider- 

11/1 


Digitized by Go 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 






326 


Die Präsidentenwahlen als politische Entgiftung. 


Spruch erfolgte von keiner Seite. Mögen sich frühere Radikale 
und frühere Revisionisten darüber herumschlagen, ob die jetzige 
Stellungnahme der Fraktion eine Bestätigung der einstigen revi¬ 
sionistischen Taktik sei oder nicht. Wir wollen die Toten ihre 
Toten begraben lassen und wollen unsererseits lediglich auf 
die Folgerungen aufmerksam machen, die sich aus der neuen 
Taktik der Partei ergeben müssen. 

So wie die Dinge sich anlassen, besteht alle Aussicht, daß die 
Sozialdemokratie bei den nächsten Wahlen in noch viel aus¬ 
gesprochenerem Maße als 1912 die stärkste Partei im Parla¬ 
ment wird. Sie hätte dann Anspruch auf den Präsidentenposten, 
der ihr auf Grund ihrer neuen Taktik unbedingt zufallen würde. 
Der Präsident des Reichstages hat aber nicht bloß dem ein¬ 
zelnen Abgeordneten das Wort zu erteilen und die Ordnung 
im Hause zu handhaben, sondern auch die deutsche Volksver¬ 
tretung nach außen zu vertreten. Diese letzte Aufgabe wird 
nach dem Kriege vermutlich viel mehr in die Erscheinung 
treten, als vorher. Die durch den Krieg gewaltig gehobene 
Stellung des Deutschen Reichs in der Welt würde in dieser 
Richtung genau so wiri^en, wie die gehobene Steliung des 
Reichstages innerhalb des Reichs. Man hat deswegen diesmal 
auch die Summe von 50 000 Mk. in Vorschlag gebracht, die 
dem Präsidenten zu Repräsentationszwecken zur Verfügung 
zu stellen seien. Singer hatte bekanntlich für diesen Zweck 
schon früher einmal 100 000 Mk. verlangt, was aber damals 
am Widerspruch besonders der rechten Seite scheiterte, die 
auf diese Art den Präsidentenposten den Grand-Seigneurs des 
eigenen Schlages oder der reich gewordenen Mittelklasse Vor¬ 
behalten wallte. In Zukunft besteht dieses Hindernis eines 
mangelnden Fonds für den Reichstagspräsidenten nicht mehr, 
so daß also auch in dieser Hinsicht der Besetzung des Präsi¬ 
dentenpostens durch einen vermögenslosen Sozialdemokraten 
nichts mehr im Wege stehen würde. Damit aber fallen not¬ 
wendigerweise eine ganze Menge Schranken, die die bürger¬ 
liche Welt bisher um die Sozialdemokratie gezogen und die 
die Sozialdemokratie ihrerseits oft genug noch verstärkt und 
erhöht hatte. Das neue Milieu und die immerhin erheblich an 
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Einfluß gesteigerte Stellung, die der Vertrauensmann der deut¬ 
schen Sozialdemokratie mit Wissen und Willen der Qesamt- 
partei einnehmen würde, wären dann ebensoviele Faktoren, um 
die Sozialdemokratie immer mehr aus ihrer politischen Isolie¬ 
rung herauszumanöverieren und sie vor Rückfällen zu bewahren. 
Die Gefahr solcher Rückfälle ist zurzeit noch keineswegs voll¬ 
kommen vorüber. Sie wird um so mehr überwunden werden, 
je mehr die Sozialdemokratie imstande ist, wichtige oder maß¬ 
gebende Positionen im Staat und Reich zu erobern. Die Frage 
der Besetzung von Ministerposten, deren Lösung bei Bildung 
des Ministeriums Hertling die Sozialdemokratie noch einmal, 
und vielleicht mit Recht, aus dem Wege ging, wird sich vor 
der Partei immer wieder erheben, und die Zeit dürfte nicht 
mehr fern sein, wo sie im positiven Sinne von der Sozialdemo¬ 
kratie beantwortet werden wird. Die Lösung der Vizepräsi¬ 
dentenfrage bietet zu ihr im gewissen Sinne den Auftakt. 

Vergleicht man die Positioin, in der sich die Sozialdemokratie 
heute befindet, mit der vor nur zwanzig Jahren, so faßt man 
deutlich den Unterschied der Zeiten. In den vor kurzem er¬ 
schienenen Erinnerungen Otto Hammanns über den „neuen 
Kurs“ heißt es einmal von der nachbismarckischen Zeit: ,^Die 
Gegensätze unter den Menschen menschlich überwinden — das 
war es, was in jener Zeit ganz fehlte. Für den Verkehr zwischen 
Regierungsvertretern und sozialdemokratischen Abgeordneten 
waren im Reichstage überall Scheidewände gezogen. Ließ 
sich doch einmal eine persönliche Berührung in irgendeiner 
besonderen- Sache nicht umgehen, so vollzog sie sich möglichst 
in einer verschwiegenen Ecke. Ein Gespräch über die Haltung 
der Partei in großen politischen Fragen war so gut wie aus¬ 
geschlossen. Die praktische Erfahrung und Tüchtigkeit von 
Arbeitervertretern blieb für die Regierung fast ungenutzt.“ Das 
deckt sich genau mit dem Worte, das der alte Bebel einmal 
kurz vor seinem Tode äußerte, er sei stolz darauf, niemals mit 
einem Regierungsvertreter verhandelt zu haben. Diese An¬ 
schauungen und ihre Vertreter sind jetzt dahin, nur noch bei 
den Ultras von rechts und links, den Hochkonservativen und 
den „Unabhängigen“ finden sich aussterbende Reste. Dabei 
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darf natürlich nicht verkannt werden, daß diese Haltung der 
Sozialdemokratie in der gegebenen geschichtlichen Situation 
ihre volle Rechtfertigung fand und zugleich von wesentlichem 
Nutzen für den Aufbau der Partei war. Es wäre eine irrige 
Vorstellung und zugleich sehr verhängnisvoll, wenn sie sich 
in den Reihen der deutschen Sozialdemokratie festsetzen würde, 
daß nämlich die taktische Haltung der Partei in den Zeiten des 
Voraugust ein einziger großer Irrtum gewesen sei, den es jetzt 
wieder gutzumachen gelte. Mit einer solchen Vorstellung 
köunlen die Sozialdemokraten allerdings, da sie an ihrer eigenen 
Vergangenheit verzweifeln müßten, auch an ihrer Zukunft ver¬ 
zweifeln. In Wahrheit hat die frühere Taktik, wie sie das 
Ergebnis früherer gesellschaftlicher Verhältnisse gewesen war, 
der Partei glänzende Dienste geleistet. Nur durch ihre uner¬ 
bittliche und die sozialen Gegensätze scharf herausmeißelnde 
Kritik, die Hand in Hand ging mit ihrer politischen Isolierung, 
gelang es, die deutsche Arbeiterbewegung zur stärksten und 
geschlossensten Partei der Welt zu machen und mit ihr Erfolge 
zu erzielen, wie sie weder die englische noch gar die franzö¬ 
sische Bewegung in iviel ilängeren Zeiträumen aufzuweisen 
hatte. Freilich war dieser Honig aus einer Qiftblume gesogen; 
denn eben diese deutsche Taktik hatte zur Voraussetzung die 
schier hoffnungslose Verfahrenheit der deutschen gesellschaft¬ 
lichen Verhältnisse, die noch im Juli 1914 die deutschen Arbeiter 
mit der Zertrümmerung ihres Koalitionsrechtes bedrohte. Aus 
ihr gab es kaum einen anderen Ausweg als den Krieg, es sei 
denn die Revolution. Die Entwicklung hat uns mit der Welt¬ 
katastrophe beides zugleich gebracht. Dadurch erklärt sich 
auch die Haltung der wahrhaft Revolutionären des Voraugust 
während des Krieges. Diese ihre Haltung ist nicht, wie eifrige 
Spatzenköpfe ihnen nachzwitschern, ein Bruch mit ihrer Ver¬ 
gangenheit, sondern umgekehrt eine Bestätigung und konse¬ 
quente Fortführung ihrer früheren Haltung. 

Doch dem sei nun wie ihm wolle. Gerade bei der Lektüre 
der Hammannschen Erinnerungen verstärkt sich wieder der 
alte Eindruck, wie sehr die hoffnungslose Verfahrenheit der 
deutschen gesellschaftlichen Verhältnisse, von der wir soeben 
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sprachen, in verhängnisvoller Weise von dem Manne, wenn 
nicht geschaffen', so doch überaus verschärft und vergiftet 
wurde, dessen historische Leistungen auf anderen Gebieten un¬ 
bestritten sind, von Bismarck. Der war der eigentliche Organi¬ 
sator der tiefen politischen Korruption, die für das bismarckische 
Deutschland so kennzeichnend war, und immer wieder hat man 
bei den Hammannschen Schilderungen der Zeiten nach Bis¬ 
marcks Rücktritt den Eindruck, durch knietiefen Schmutz zu 
waten: es war die Zeit, als zum ersten Male auf dem Sessel 
des deutschen Reichskanzlers zwar kein Genie aber ein an¬ 
ständiger Kerl saß, der roit den Fäulnisprodukten, die die 
abgelaufenen Bismarckgewässer in Polizei und Verwaltung 
hrnterlassen hatten, einen aufreibenden Kampf zu führen hatte. 
Diese Normann-Schumann, Leckert-Lützow, Tausch usw. waren 
echtes Gewächs der bismärckisdhen Zeit, mit ihren gefälschten 
Telegrammen, halben und ganzen Meineiden, Schiebungen, 
Quittungsfälschungen, anonymen Denunziationen und Spitze¬ 
leien gehören sie vollkommen der Generation jener Ihring- 
Mahlow und Naporra an, die unter dem System Bismarck auf¬ 
geblüht war. wie die Pilze nach dem Regen, und deren Haupt¬ 
vertreter, den umvergeßlichen Stieben, vielleicht den größten 
Verbrecher, der jemals eine preußische Polizeiuniform getragen, 
Bismarck aus dem Pfuhl der allgemeinen Verachtung heraus¬ 
geholt und wieder zum Leiter der politischen Polizei gemacht 
hatte. Nichts war natürlicher, als daß das Königliche Polizei¬ 
präsidium in Berlin, wie Hammann sagt, lange von dem 
Wunsche einer baldigen Rückkehr des Bismarckischen Regi¬ 
ments beseelt war: der Geist des Widerwillens gegen den neuen 
Kurs (unter Caprivi) artete bei den unteren Organen der poli¬ 
tischen' Polizei in monströsen Formen aus. Bismarck selber 
hat die öffentliche Kennzeichnung jener Pollzeihelden scharf 
mißbilligt. Er sprach von „unnötigen Zugeständnissen“, die 
damit den demokratischen Auffassungen gemacht würden. 

Wie stark die gesamte innerpolitische Entwicklung des 
Reiches durch diese verhängnisvolle Erbschaft aus Bismarcks 
Zeit vergiftet wurde, erkennen wir heute im Weltkriege noch 
deutlicher als vorher. Hammann bezeichnet unter diesem Ge- 
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siditspunkt das erste Jahrzehnt nach Bismarcks Scheiden aus 
seinen Aemtern als die Zeit der schwersten in^neren Krisis für 
das Reich. Man kann noch weiter gehen und sagen, daß diese 
„schwerste innere Krisis“ bis zum 4. August 1914 gewährt hat. 
Erst Jetzt, unter dem furchtbaren Aderlaß des Weltkrieges, 
scheidet der deutsche Volkskörper das Gift aus, das ihm Bis¬ 
marck eingeimpft hat, erst jetzt haben wir Aussicht, bei allen 
scharfen politischen Gegensätzen ein innerlich geeintes Volk 
zu werden, erst jetzt ist die verbrecherische Dummheit des 
Sozialistengesetzes überwunden. Wenn jetzt endlich die 
deutsche Sozialdemokratie, und auch nur um den Preis der 
Spaltung, daran gehen kann, die Stellung im parlamentarischen 
und öffentlichen Leben Deutschlands einzunehmen, die ihr nach 
ihrer Stärke schon lange gebührt hätte, so liegt darin ein 
Zeichen, daß wir jenes verhängnisvolle System der Massen- 
verhetzung Bismarcks zu überwinden im Begriffe sind, jene 
Teilung der Nation in Reichsfreunde und Reichsfeinde, jene 
dogmatische Unterscheidung des sonst gerade als dogmenfreien 
Realpolitiker gefeierten Mannes in Mächte konservativer und 
damit staatserhaltender Gesinnung, und liberal-demokratischer 
und damit staatsgefährlicher Gesinnung, ein Dogma, das Bis¬ 
marck bekanntlich auch auf das Gebiet der äußeren Politik über¬ 
trug und das nicht zum wenigsten dazu beitrug, ihn zu einem 
Gefolgsmann des Zarismus zu machen. 

Wir wollten, die mannigfachen Bismarckverehrer sähen das 
Wiii^en ihres Helden auch einmal von dieser Seite an. • Der 
historischen Bedeutung des Mannes, für die auch wir lebhaftes 
Verständnis zu besitzen glauben, würde damit kein Abbruch 
geschehen, wohl aber käme dabei die geschichtliche Objektivität 
zu ihrem Recht, und nicht an letzter Stelle die Erkenntnis von 
dem, was der 4. August für die politische Aufwärtsentwicklung 
unseres Volkes in Wahrheit bedeutet. 
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M. BEER: 

Georg Plechanow. 

E ine Würdigung Plechanows führt uns zurück in das Heldenzeit¬ 
alter der russischen revolutionären Bewegung, wo eine Handvoll 
auserlesener Individuen ihr Leben einsetzte, -um das größte mensch¬ 
liche Problem: die Herbeiführung der sozialen Gerechtigkeit, zu lösen. 
Geschichtlich betrachtet, war es ein Zeitalter, in dem die utopische 
Phase des sozialistischen I>enkens und Strebens in den Gluten eines 
der heißesten Freiheitskämpfe verflackerte. Als Plechanow im Jahre 
1875 in Petersburg eintraf, um das Berginstitut zu besuchen, fand er 
unter der revolutionären Jugend zwei Strömungen vor: die bakuni- 
stische und die lawristische. Bakunin war überzeugt, daß das russische 
Volk in reichem Maße diejenigen Fähigkeiten ‘besitzt, die 2 u einer 
sozialen Revolution nötig sind: es weiß, daß der Grund und Boden 
ihm gehört; es hängt unerschütterlich an der kommunistischen Ge¬ 
meinde; es haßt den Staat, die zentralisierende Gewalt, die Ver¬ 
nichterin der Selbstverwaltung der Gemeinde. Nur fehlt vorläufig 
dem Volke die Fähigkeit, den Staat zu vernichten. Um das Volk 
für diese Aufgabe zu erziehen, muß es durch Hervorrufung von Auf¬ 
ständen rebellisch gemacht werden. Diese Richtung war mehr oder 
weniger panslawistisch. Peter Lawrow, ursprünglich Professor an der 
Artillerieakademie, veröffentlichte im Jahre 1868 die „Historischen 
Briefe“, in denen er den gebildeten Schichten erklärte, daß sie dem 
Volke große Schulden abzuzahlen haben, was sie nur tun könnten, 
wenn sie es sittlich und intellektuell bildeten; erst durch diese Mittel 
könnte das russische Volk zum Sozialismus gelangen. Beide Rich¬ 
tungen waren jedoch damals darin einig, daß Rußland den Sozialismus 
auf die kommunistische Bauerngemeinde begründen könnte und es 
nicht nötig hätte, durch den westeuropäischen Kapitalismus hindurch¬ 
zugehen. Sowohl Bakunin wie Lawrow rieten demgemäß der Jugend, 
unter das Volk zu gehen: jener zum Zwecke der Hervorrufung von 
Aufständen, dieser zum Zwecke der Erziehung. Die Jugend ging seit 
dem Beginn der siebziger Jahre unter das Volk, ohne jedoch irgend¬ 
welche Erfolge erreichen zu können. Andererseits waren die Opfer, 
die sie brachte, sehr groß: Entbehrungen, Leiden, polizeiliche Ver¬ 
folgungen und Verhaftungen. Als Plechanow in den Jahren 1875 und 
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1876 sich in Petersburg umsah, konnte er nur einen Stillstand der 
Bewegung feststellen. Die Stagnation wurde verursacht teils durch 
die Verhaftungen, teils durch die Begeisterung der panslawistischen 
Elemente für den damals ausgebrocheneif russisch-türkischen Krieg, 
angeblich unternommen zur Befreiung der Balkanslawen. 

Erst gegen Ende' 1876 machten einige revolutionäre Studenten den 
Versuch, eine Organisation zu sdhaffen. Diese Organisation war die 
„Sjemlia i Wolja“ (Land und Freiheit), die den Agrarsozialismus 
propagieren sollte. Eines ihrer Mitglieder war Q. Plechanow. Von 
Terrorismus war in dieser Vereinigung noch wenig die Rede. Die 
folgenden zwei Jahre drängten jedoch auf eine Aenderung der Taktik: 
der Gang des Krieges enttäuschte die Panslawisten; er deckte die 
Korruption der zarischen Bureaukratie auf; die Niederlage bei Plewna; 
schließlich die Niederlage der russischen Diplomatie durch die 
drohende Haltung Englands und durch das Ergebnis des Berliner 
Kongresses — alle diese Momente führten zu einer Diskreditierung 
des Zarismus. Die Unzufriedenheit wuchs, die Sjemlia i Wolja nahm 
an Ansehen unter der Jugend zu, worauf die Polizei zu brutalen Ver¬ 
folgungen der revolutionären Elemente griff; letztere antworteten mit 
Attentaten, von denen das Attentat Vera Sassulitsch’ gegen Trepow 
und Stepniaks gegen Mesenzew die bekanntesten sind (1878). Diese 
Attentate schwellten die Segel der Terroristen. Im Jahre 1879 
spaltete sich die Sjemlia i Wolja. Die Terroristen bildeten die Orga¬ 
nisation „Narodnaja Wolja“ (Volkswille), die vor allem die gewalt¬ 
same Hinwegräumung des Zarismus, also eine politische Revolution 
zum Ziele hatte; die Agrarsozialisten vereinigten sich in der Organi’ 
sation „Tschorny Pjeredjel“ (Neue Bodenverteilung), die für Agrar¬ 
reformen eintrat als Mittel zur Herstellung einer sozialistischen 
Föderativrepublik. Plechanow schloß sich der letzteren an und wurde 
Redakteur ihres Blattes. Zwischen den beiden Organisationen herrschte 
jedoch ein freundschaftliches Verhältnis; beide veranstalteten im 
Jahre 1879 gemeinschaftliche Demonstrationen, bei einer von ihnen 
trat Plechanow als Redner auf. 

Bis zum Jahre 1880 wurde merkwürdigerweise an eine theoretische 
Bildung der Revolutionäre nicht gedacht. Erst um diese Zeit wurde 
unter Leitung Lawrows, Hartmanns und Morosows an die Heraus¬ 
gabe einer „Sozialrevolutionären Bibliothek“ herangetreten. Es wurden 
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veröffentlicht: Schäffles „Quintessenz des Sozialismus“, Marx-Engels 
„Das Kommunistische Manifest“ und eine Broschüre Lawrows. Durch 
diese Bibliothek wurde Plechanow auf Marx und die deutsche Sozial¬ 
demokratie aufmerksam gemacht. Im selben Jahre wurde die ge¬ 
heime Druckerei der „Tchorny Pjeredjel“ entdeckt und eine Anzahl 
von Parteimitgliedern verhaftet. Und da diese Organisation in dem 
Maße an Ansehen abnahm, als die „Narodnaja Wolja“ mit ihren 
Attentaten an Anklang gewann, begab sich Plechanow nach dem Aus¬ 
lande, um den Sozialismus theoretisch zu studieren. 

Eine Neuorientierung wurde um so nötiger, als auch die Narodnaja 
Wolja nach ihrem erfolgreichen Attentat auf Alexander II. (13. März 
1881) vollständig erschöpft war und ihren Erfolg nicht auszunutzen 
verstanden hatte. Die Neuorientierung ist das Werk Plechanows: er 
vollzog die Entwicklung des russischen Sozialismus von der Utopie 
zur Wissenschaft: zum Marxismus, ln seinem schweizerischen Exil 
studierte er Marx und veröffentlichte bald eine Streitschrift: „Unsere 
Meinungsverschiedenheiten“, in der er den Gedanken aussprach, daß 
nicht der Bauernkommunismus, sondern das Proletariat den Sozialis¬ 
mus und die Demokratie bringen werde. Hierzu ist die Entwickelung 
des Kapitalismus und die liinwegräumung der veralteten Wirtschafts¬ 
formen in Rußland nötig. Seine früheren Parteigenossen waren über 
diese Lehre entsetzt, aber Plechanow verfocht sie mit dem ganzen 
Wissen, das er der materialistischen Geschichtsauffassung und den 
ökonomischen Lehren von Marx entnahm. Wie gründlich und um¬ 
fassend sein Studium von Marx und Engels war, zeigt sein ausge¬ 
zeichnetes Essay über Tschernischewsky, das er in der „Neuen Zeit“ 
(1890) veröffentlichte. Ausgerüstet mit der Marx-Hegelschen Dialek¬ 
tik beobachtete er die wirtschaftliche Entwicklung Rußlands, die Auf¬ 
lösung der alten Zustände und das Wachsen des Kapitalismus. Als 
russischer Vertreter auf dem Pariser Kongreß der neu entstandenen 
Internationale (1889) durfte er sagen: 

„Das alte ökonomische System ist erschüttert. Die Agrarkommune, 
welche die früheren Sozialisten so gefeiert haben und die jetzt eine 
der Stützen des russischen Absolutismus ist, wird unter den Händen 
der Bourgeoisie ein Mittel zur Ausbeutung des Landmanns. Die 
Armen wandern in die Städte und Industriezentren. Die Fabrik 
ruiniert die früher blühende Hausindustrie. Die Regierung sieht sich 
aus Finanzgründen gezwungen, die kapitalistische Produktion zu 
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schützen. So unterminiert sie selbst den Boden unter ihren Füßen 
und wir Sozialisten sind darüber nichts weniger als betrübt. Auf 
den Ruinen des Agrarkommunismus erhebt sich das Proletariat, das 
den Absolutismus vernichten wird. Das ideologisch-revolutionäre 
Rußland hat nichts gegen den Absolutismus vermocht, da es von 
•den Volksmassen getrennt war. Die russische revolutionäre Bewe¬ 
gung wird nur als Arbeiterbewegung triumphieren.“ 

Neben Marx-Engels studierte Plechanow insbesondere die franzö¬ 
sische Aufklärungsliteratur, wie er überhaupt dem geistigen und poli¬ 
tischen Leben Frankreichs viel näher stand als dem Deutschlands. 
Hierin glich er den russischen Liberalen, mit denen er noch den 
Drang nach einer ungehemmten kapitalistischen Entwicklung Ruß¬ 
lands teilte, allerdings aus anderen Gründen als jene. Diese Bestre¬ 
bungen machten ihn weltpolitisch zu einem Gegner Deutschlands, da 
er in diesem den wirtschaftlichen Bedrücker und Ausbeuter seines 
Vaterlandes erblickte. Und als der Weltkrieg ausbrach, stellte er 
sich ohne Zaudern auf die Seite der Entente und empfahl dem russi¬ 
schen Proletariat, zusammen mit den übrigen Klassen Rußlands für 
den Sieg der Entente zu wirken. Nach Ausbruch der Revolution im 
März 1917 kehrte er aus dem Exil nach dem befreiten Rußland zurück, 
wo er in seinem Blatt „Jedinstwo“ die „union sacrde“ und den „Krieg 
bis ans Ende" verfocht. Diese Ansichten entfremdeten ihm die Sym¬ 
pathien der Petersburger Arbeiter, auf die er, als Begründer der 
russischen Sozialdemokratie, hätte Anspruch machen dürfen. Aber er 
war kein Agitator, kein Volksmann, sondern ein Theoretiker und 
Literaturkritiker, und überdies stand er seit etwa 1907 im Verdacht 
des Revisionismus. Man sprach nicht gern von ihm. Unter der 
Ungunst der Verhältnisse verschlimmerte sich sein chronisches 
Lungenleiden und nach kaum einem Jahr Aufenthalt im freien Ruß¬ 
land starb er in einem finnischen Sanatorium am 30. Mai 1918 im 
Alter von 61 Jahren. 
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KONRAD HAENISCH: 

Sozialdemokratische Kulturpolitik. 

(Aus einer am 5. Juni 1918 zum Kultusetat im preußischen 
Abgeordnetenhause gehaltenen Rede ) 

. . . Meine Herren, anknüpfen möchte ich an eine Aeußerung, die 
der Herr Minister in der Kommission getan hat, als er sein schul¬ 
politisches Programm entwickelte. Er sagte da: er werde es für 
seine Hauptaufgabe halten, die Schule völlig freizuhalten von dem 
Streit der Tagesmeinungen und vom Kampf der politischen Parteien; 
er werde sich ausschließlich die Pflege des rein pädagogischen Mo¬ 
ments und die Fürsorge für das Schultechnische im engeren Sinne 
zur Aufgabe machen. Das war dem Sinne nach das, was der Herr 
Minister in der Kommission darüber sagte. Meine Herren, wenn das 
die große Richtlinie für die Schulpolitik des Herrn Kultusministers 
sein soll, so möchte ich sagen, daß diese Richtlinie richtig und falsch 
zugleich ist. Richtig ist sie insofern, als selbstverständlich auch 
unserer Auffassung nach die Schule unter keinen Umständen eine 
Parteischule im engeren Sinne des Wortes sein kann und sein soll. 
Meine politischen Freunde haben stets hier im Hause und außerhalb 
des Hauses den Mißbrauch bekämpft, der oft genug mit der Schule 
zu parteipolitischen Zwecken getrieben worden ist. Wir haben es 
bekämpft, wenn etwa der Geschichtsunterricht, der Religionsunterricht 
in der Schule gelegentlich in den Dienst enger konservativer Partei¬ 
anschauungen gestellt wurde, und umgekehrt verlangen wir natürlich 
auch durchaus nicht, daß die Schule in den Dienst der sozialdemokrati¬ 
schen Partei gestellt würde, daß etwa dem volkswirtschaftlichen 
Unterricht, dessen Ausbau wir fordern, das Erfurter Programm oder 
das Kommunistische Manifest zugrunde gelegt werden, daß dem poli¬ 
tischen, dem staatsbürgerlichen Unterricht, den wir gleichfalls for¬ 
dern, das neue Aktionsprogramm meiner Partei oder die Agitations¬ 
schriften von Bebel, Lassalle und anderen zugrunde gelegt werden, 
und dem Geschichtsunterricht die Werke etwa Herrn Dr. Mehrings. 
Davon kann keine Rede sein. Meine Herren, jede Einpressung der 
Jugend in das Prokrustesbett bestimmter politischer oder religiöser 
Ueberzeugungen halten wir für außerordentlich verderblich. Ehe Ju¬ 
gend muß sich in späteren Jahren nach der Schulzeit ihre,politischen 
ebenso wie ihre religiösen Anschauungen völlig selbständig erwerben. 
Eine in der Schule aufgepfropfte politische und religiöse Welt¬ 
anschauung ist unserer Auffassung nach wertlos. Aufgabe der Schule 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



336 


Sozialdemokratische Kulturpolitik. 


kann und soll es nur sein, der Jugend Bausteine, Material, Mittel an 
die Hand zu geben, mit deren Hilfe sie sich später eine selbständige 
politische und religiöse Weltanschauung zimmern kann. Es ist einfach 
ein grober Unfug, die Schuljugend bereits parteipolitisch nach der 
einen oder andern Richtung hin abstempeln zu wollen. Dazu ist die 
Jugend noch nicht reif, und sie ist auch viel zu schade dazu. 

Wenn also, in diesem engeren Sinne angesehen, die Richtlinie, die 
der Herr Kultusminister für sein schulpolitisches Programm auf¬ 
gestellt hat, unzweifelhaft richtig ist, so wäre sie auf der anderen 
Seite durchaus falsch, wenn Herr Dr. Schmidt damit etwa hätte sagen 
wollen, daß er es für möglich oder gar für wünschenswert halte, die 
Schule als Ganzes völlig unberührt zu bewahren vom Parteikampf 
im großen historischen Sinne des Wortes, um mich einer Wendung 
zu bedienen, die Ferdinand Freiligrath einmal geprägt hat. Ich müßte 
dem Minister aufs schärfste wider^rechen, wenn er etwa hätte sagen 
wollen, es sei möglich, die Schule als Ganzes frei zu halten von dem 
großen Kampf der Geister, von dem gewaltigen Ringen der Welt¬ 
anschauungen. Meine Herren, das ist ein Ding der Unmöglichkeit. 
Die Schule — das wird mir auch der Herr Kultusminister zugeben — 
existiert nicht im luftleeren Raum. Die Schule ist ein ganz besonders 
wichtiger und bedeutungsvoller Teil des Volksorganismus selbst, und 
sie wird von allen Entwicklungen und von allen Erschütterungen, die 
aen Volksorganismus treffen, in besonders intensiver Weise berührt. 
Ich möchte die Schule vergleichen mit einem sehr feinen und empfind¬ 
lichen Seismographen, der ein Erdbeben in einem noch so entfernten 
Teile des nationalen Körpers sofort anzeigt, sofort darauf reagiert, 
oder, um ein anderes Bild zu gebrauchen: die Schule ist ein Spiegel¬ 
bild der im sozialen, politischen und allgemein kulturellen Leben der 
Nation vorherrschenden und miteinander ringenden Tendenzen. Aen- 
dern sich diese Tendenzen, so ändert sich naturgemäß auch das Bild 
der Schule. Jeder gesellschaftlichen Umwälzung muß über kurz oder 
lang die Schule nachfolgen. Tut sie das nicht, zieht die Schule nicht 
im weitesten Sinne auch ihrerseits aus diesen großen gesellschaftlichen 
Umwälzungen die Konsequenzen, so wird sie unweigerlich im Laufe 
der Zeit zu einem rudimentären Organ, zu einem leblosen, bedeutungs¬ 
losen Anhängsel am Volkskörper. Gewiß, meine Herren, erfolgt dieses 
Nachfolgen der Schule hinter den großen gesellschaftlichen Umwäl¬ 
zungen nicht immer von heute auf morgen, nicht automatisch; es ent¬ 
stehen Spannungszustände, Reibungen, genau wie im politischen Leben, 
wenn die politischen Einrichtungen den großen gesellschaftlichen Neue¬ 
rungen folgen sollen. Solche Spannungszustände sehen wir sowohl 
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in der allgemeinen Staatspolitik wie auch in der Schulpolitik gerade 
heute. Diese Krise ist ja gewissermaßen geradezu ein Kennzeichen 
unseres heutigen Uebergangszustandes in staatspolitischer wie in 
schulpolitischer Beziehung. 

Meine Herren, es wäre an sich sehr verlockend, hier den Versuch 
zu machen, diese sehr engen Zusammenhänge zwischen der allgemei¬ 
nen kulturellen Entwicklung eines Volkes und der Entwicklung seines 
Schulwesens im einzelnen an der Hand der Geschichte aufzuzeigen. 
Aber eine Parlamentsrede ist kein akademischer Vortrag und soll es 
nicht sein; ich verzichte deshalb darauf. Ihnen das an der Hand der 
Entwicklung unseres Schulwesens, angefangen von den mittelalterlichen 
Klosterschulen bis hin zu den Technischen Hochschulen unserer Zeit, 
des näheren zu erläutern. Nur auf eins lassen Sie mich hinweisen, 
und darauf kommt es mir in diesem Zusammenhänge ganz besonders 
an. Unsere heutige Schule trägt in ihren wesentlichen Zügen noch 
alle Merkmale der liberal-individualistischen Epoche des 19. Jahrhun¬ 
derts, unter die dieser Weltkrieg, wenn man die Sache einmal histo¬ 
risch, einmal von einer höheren Warte auffaßt, unter allen Umständen 
den Schlußstein setzen wird. Am Beginn dieser liberal-individuali¬ 
stischen Epoche standen die großen Ideen von 1789, die großen Ideen 
der Befreiung der Menschheit von allen den alten Bindungen, unter 
denen sie bis dahin gestanden hatte, der Befreiung des Individuums 
von den ökonomischen Fesseln der Zunft, der Gilden, von den 
politischen Fesseln des absoluten Staates, von den geistigen 
Fesseln der Kirche. An der Eingangspforte zu dieser liberal- 
individualistischen Epoche stand die große Erklärung der Menschen¬ 
rechte, ein Dokument- von Ewigkeitswert, den auch wir Sozia¬ 
listen anerkennen. Auch wir bestreiten nicht, daß diese nun zu Ende 
gehende kapitalistisch-li'berale Epoche zweifellos Gewaltiges geleistet 
hat, daß sic in ökonomischer und kultureller Beziehung ganz andere 
Wunderwerke hervorgezaubert hat als sonst viele Jahrtausende, daß 
sie die Entwicklung der Menschheit enorm vorwärts gebracht hat. 

Aber diese Glanzseiten der liberal-individualistischen Epoche haben 
auch ihre Kehrseiten. Sie bestehen vor allen EHngen darin, daß in 
dieser Epoche die unter dem Kapitalismus lebende Menschheit ge¬ 
wissermaßen atomisiert wurde, daß das Individuum aus allen seinen 
alten Bindungen und Beziehungen herausgelöst und völlig auf sich 
selbst gestellt wurde. Das hat sich im Schulwesen geltend gemacht 
und widergespiegelt in der Ueberschätzung des reinen Intellektualis¬ 
mus und in der Unterschätzung des Erziehungsmoments, der Willens¬ 
und Charakterbildung auf unseren Schulen. Die Schulen des liberal- 
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individualistischen Zeitalters sahen ihre wesentlichste Aufgabe darin, 
dem Kinde ein mehr oder minder großes Maß — auf den höheren 
Schulen ein größeres, auf den Volksschulen ein minder großes Maß 

— von abstrakten Kenntnissen zu vermitteln und nun den jungen 
Mann und das junge Mädchen in die Welt hineinzusetzen: nun sieh 
zu, wie du damit allein fertig wirst! Die Sprichwörter, die man unsern 
Jungens mit auf den Lebensweg zu geben pflegte: „Hilf dir selbst, 
so hilft dir Gott“, „Dem Starken hilft Gott“, „Jeder für sich, Gott für 
uns alle“, „Jeder ist seines Glückes Schmied“, — alle diese Sprich¬ 
wörter, die natürlich ihre relative Berechtigung gehabt haben und auch 
heute noch 'behalten, sie kennzeichnen den ganzen individualistischen 
Geist, der in unserem Unterrichtswesen in dieser ganzen Epoche ge¬ 
herrscht hat. Mit einem Wort: von der Schule dieses liberal-indivi¬ 
dualistischen Zeitalters wurde der Mensch im wesentlichen isoliert 
angesehen, als Einzelindividuum; er wurde aber nicht betrachtet als 
Coiov roXiTixov, als gesellschaftliches Lebewesen. Das große Manko, 
das sich daraus entwickelte, war das fast völlige Fehlen der Ver¬ 
mittlung von staatsbürgerlichen und volkswirtschaftlichen Kenntnissen 
durch die Schule und das Fehlen der Vermittlung einer staatsbürger¬ 
lichen und sozialen Gesinnung. 

Meine Herren, aus diesem liberal-individualistischen Zeitalter aber 
kommen wir nunmehr durch diesen Krieg und mit diesem Kriege mit 
Siebenmeilenstiefeln heraus. Meine Herren, die Ideen von 1789, die 
jenes Zeitalter beherrscht haben, verblassen immer mehr und an ihre 
Stelle treten in immer höherem Maße die Ideen, — wie man sie ge¬ 
nannt hat — von 1914. Meine Herren, mit diesen Ideen von 1914 — 
das ist ein Ausdruck, der von Herrn Professor Plenge geprägt worden 
ist — sind selbstverständlich nicht gemeint die Ideen eines über¬ 
schäumenden Nationalismus und Chauvinismus, sind nicht gemeint die 
Ideen der Völkerverhetzung, die diese ganzen Jahre hindurch ge¬ 
herrscht haben, es sind nicht damit gemeint die Ideen der Zerstörung, 
der Barbarei, jener Unsummen von Blut und Elend, Not und Tod, 
die diese letzten Kriegsjahre kennzeichnen. Nein, meine Herren, wenn 
wir von den Ideen von 1914 sprechen, so soll damit gesagt sein, daß 

— ganz gegen den Willen derer, die an der Wiege dieses Krieges 
gestanden haben — sich in diesem Krieg und durch diesen Krieg 
durchgesetzt hat in immer höherem Maße das große volkswirtschaft¬ 
liche, das große sozialistische Prinzip der Organisation. Meine Herren, 
ich will damit selbstverständlich in keiner Weise ein Loblied auf den 
sogenannten Kriegssozialismus singen; nichts kann mir ferner liegen 
als dies. Dieser „Kriegssozialismus“ ist in den Debatten der letzten 
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Monate von dieser Stelle aus von meinen Parteifreunden wiederholt 
mit vollem Recht in der schärfsten Weise kritisiert worden. Ich er¬ 
innere an die Reden, die mein Parteifreund Braun zur Beratung der 
Lebensmittelversorgung und mein Parteifreund Hue bei der Beratung 
des Handelsetats darüber gehalten haben. Meine Herren, mit meinen 
Parteifreunden Braun und Hue bin ich auch durchaus der Meinung, 
daß dieser Kriegssozialismus den schönen Namen Sozialismus eigent¬ 
lich gar nicht verdient, sondern nichts anderes ist als ein recht elender 
und unbrauchbarer Sozialismusmö/z. Er leidet daran, daß er kapita¬ 
listisch durchseucht ist, er leidet an einer unerträglichen Rücksicht¬ 
nahme auf einseitige Erzeuger- und Händlerinteressen. Seine Durch¬ 
führung könnte kaum schwächlicher, zaghafter und dilettantischer 
sein, als sie gewesen ist. Trotz alledem, meine Herren, bleibt die große 
geschichtliche Wahrheit bestehen — darum kommen Sie alle uicht 
herum —, daß ausschließlich der, wenn auch noch so schwächliche 
und noch so zaghafte Uebergang vom reinen Individualkapitalismus 
zur organisierten Volkswirtschaft es gewesen ist, der uns in diesem 
schwersten Lebenskampf unseres Volkes gerettet hat. Und wenn ich 
mich einmal einen Augenblick auf den Standpunkt eines Kultur- 
historrkers der künftigen Jahrhunderte stellen darf, so möchte 
ich die Frage an Sie richten: was wird dieser Kulturhistoriker 
künftiger Jahrhunderte wohl als die bedeutsamsten Daten dieser gan¬ 
zen letzten Jahre kennzeichnen? Ich bin überzeugt, daß dieser Kultur- 
historiker, der ja die Dinge von einer höheren Warte übersehen kann, 
als wir heute, nicht den Tag von Tannenberg, nicht den Tag der 
großen Seeschlacht am Skagerrak und auch nicht die großen Offensiv¬ 
tage dieses Frühsommers als die bedeutendsten historischen Daten 
des Weltkrieges ansehen wird, sondern die Tage, an denen in Deutsch¬ 
land die Brotkarte und das Hilfsdienstgesetz eingeführt worden sind. 
Mit diesen unter dem eisernen Zwange des Krieges erfolgten Maßnahmen 
— ich greife nur die bedeutsamsten heraus —. hat sich zum ersten 
Male ein völlig neues Wirtschaftsprinzip siegreich durchgesetzt, weil 
eben mit dem alten Wirtschaftsprinzip nicht mehr auszukommen war. 
Als die Not am höchsten war für unser Volk, für unser Land und 
Reich, da kamen Sie mit dem alten individuellen Kapitalismus nicht 
weiter, da mußten Sie wohl oder übel zu Hausrezepten aus der 
sozialistischen Apotheke greifen, und ihnen allein verdankt unser Volk 
seine Rettung. Es kommt nicht darauf an, ob der eine oder der 
andere persönlich unter dem Kriegssozialismus leidet, es kommt nicht 
darauf an, ob uns die Dinge heute unbequem sind, sondern welche Be¬ 
deutung diese Maßnahme im Rahmen des ganzen, großen historischen 
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Prozesses haben, und da ist es trotz Ihres Widerspruchs doch wahr, 
daß unser Vaterland allein diesen Maßnahmen seine Rettung: verdankt. 
Ich bitte, mich richtig zu verstehen: wir sind ganz gewiß heute 
noch nicht in jenen klassenlosen Sozialismus hineingekommen, wie 
er uns Sozialdemokraten immer vorgeschwebt hat und wie er nach 
wie vor unser Ziel ist. Auch nach dem Kriege wird es selbstverständ¬ 
lich noch Mehrwertaneignung durch den Kapitalismus geben, es wird 
auch nach dem Kriege noch Klassengegensätze und Klassenkämpfte der 
schwersten Art geben; aber ebensowenig wie das Zeitalter, in das 
wir nach dem Kriege hineinkommen werden, der reine Sozialismus 
im Sinne meiner Partei sein wird, ebensowenig wird es mehr sein der 
alte reine Individualkapitalismus aus der Zeit vor dem Kriege. Wir 
kommen durch den Krieg hinein in ein Uebergangszeitalter vom Kapi¬ 
talismus zum Sozialismus, in das Zeitalter der großen organisierten 
Staatswirtschaft, in ein Zeitalter also, das gerade auch an unser Unter¬ 
richtswesen ganz neue und andersartige Anforderungen stellen wird. Es 
wird für den Sozialisten, der den Krieg als solchen natürlich auf das 
tiefste bedauert, sehr schw'er, das anzuerkennen, aber es ist doch 
eine historische Wahrheit, daß dieser Krieg ein doppeltes Gesicht, 
einen Januskopf hat: hier jenes Medusenhaupt, das wir alle zur Ge¬ 
nüge kennen, jenes schauerliche Schreckensantlitz, das uns Tag für 
Tag nicht losläßt, das uns nächtlicherweise im Traum verfolgt, das 
furchtbare Gesicht der Zerstörung, des Todes, das Gesicht der Ver¬ 
nichtung, des Blutes und der Tränen. Aber der Krieg hat noch ein 
zweites Gesicht: derselbe Krieg, der ein so furchtbarer Zerstörer und 
Vernichter ist, der so furchtbares Elend, -der solche Not und solch 
Entsetzen im Gefolge hat, derselbe Krieg — das will die Dialektik 
der Geschichte so — Ist zugleich auch zu dem größten Revolutionär 
der Geschichte geworden, der unendlich viel Morsches und Lebens¬ 
unfähiges niedergestampft und der die Entwicklung zur Demokratie 
und zum Sozialismus in einer Weise beschleunigt hat, wie das vor 
1914 niemand für möglich gehalten hätte. Der Krieg ist eine Loko¬ 
motive der Weltgeschichte, er ist ein gewaltiger Revolutionär wider 
den Willen gerade der Leute, die an seiner Wiege gestanden haben. 
Es will die grandiose Ironie der Weltgeschichte, daß derselbe Krieg, 
der meine eigene Partei, die Sozialdemokratie, in schwerste innere 
Kämpfe und Strudel gestürzt hat, dem Sozialismus und der Demo¬ 
kratie in gewaltigstem Maße die Wege geebnet hat. . . . 

Man schmäht den Kriegssozialismus gewiß mit vielem Recht. Aber 
warum hat er sich nicht so bewährt, wie er sich hätte bewähren 
können? Das hat er deshalb nicht getan, weil wir jetzt im Kriege 
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noch lange nicht genug Sozialismus gehabt halben, und vor allem, weil 
wir im Frieden früher viel zu wenig Sozialismus hatten, und 
gerade hier zeigt sich wieder der enge Zusammenhang zwischen den 
Gedanken, die ich eben erörtert habe, und den großen Problemen der 
Schulreform, die uns heute beschäftigen. Wie war denn vor dem 
Kriege das Fühlen und Denken unseres ganzen Beamtenstandes ein¬ 
gestellt? Weder unsere Qymnasialbildung noch unsere Realbildung 
hatte dem werdenden Beamten irgendwelche ernsthaften Wirtschafts¬ 
kenntnisse mit auf den Weg gegeben, und ebensowenig hat seine im 
wesentlichen rein juristische Vorbildung es ihm ermöglicht, irgend¬ 
welche tiefgründigen volkswirtschaftlichen Kenntnisse und Erkennt¬ 
nisse zu erwerben. Unser ganzer alter aus unserem bisherigen Schul¬ 
system hervorgegangener Beamtenstaat ist in erster Linie gedacht 
gewesen als ein Herrschaftsinstrument über Menschen und nicht ge¬ 
dacht als eine Verwaltungsorganisation für Wirtschaftsgüter. Daraus 
ergab sich dann das Versagen unseres Beamtenorganismus, unserer 
ganzen inneren Verwaltung in diesem Kriege. Was verstanden denn 
unsere Beamten, angefangen vom Bürgermeister bis hinauf zum Minister 
und Staatssekretär, als der Krieg losbrach, von Wirtschaftsfragen? 
Es ist von konservativer Seite wiederholt geklagt worden — ich glaube 
von Herrn Dr, Hoesch und anderen —, wie wenig die Verwaltungs¬ 
herren von landwirtschaftlicher Technik, von landwirtschaftlicher 
Produktion verständen. Es hat sicher viele unter unseren Beamten 
gegeben — Sie nicken mir zu —, die wenig Ahnung davon hatten, 
wieviel Aussaat an Kartoffeln gebraucht wurde, um ein bestimmtes Pro¬ 
dukt an Kartoffeln zu erzielen; es hat sicher viele Minister und höhere 
Beamte aller Art gegeben, die Roggen nicht von Weizen und Gerste 
nicht von Hafer unterscheiden konnten. . . . Und wie sie in Unkenntnis 
waren . über landwirtschaftliche Fragen und Fragen des landwirt¬ 
schaftlichen Wirtschaftswesens, so waren sie auch in Unkenntnis über 
alle Fragen der industriellen Produktion und des Welthandels. Nun 
mit einem Male sollten sie z. B. über die Frage Bescheid wissen, welche 
Erze zur Verhüttung notwendig sind, in welchem Verhältnis gewisse 
Kohlensorten zu gewissen Erzsorten bei der Produktion korrespondie¬ 
ren müssen. Nun sollten sie plötzlich wissen, was für Ersatzstoffe 
denkbar sind für die ausfallenden Textilstoffe, Baumwolle, Wolle, 
jetzt sollten sie plötzlich wissen, wo wir Ersatzstoffe für das fehlende 
amerikanische und rumänische Petroleum nehmen sollten, sollten die 
schwierigsten Valutafragen sachkundig beurteilen usw. usw. Von 
all den tausend Wirtschaftsfragen, vor die unser Beamtenkörper ge¬ 
stellt wurde, hatte er nie etwas gehört, von allen denen verstand er 
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nichts. Infolgedessen mußte er ja geradezu versagen, weil ergeben 
seiner ganzen alten Vorbildung nach im wesentlichen aufs Regieren 
und nicht aufs Verwalten eingestellt war. Darum hatte er ja vor dem 
Kriege auch alle jene von sozialdemokratischer Seite gegebenen An¬ 
regungen abgelehnt, die darauf hinausgingen, unser ganzes Wirt¬ 
schaftsleben besser durchzuorganisieren. Wie oft haben wir gefor¬ 
dert, immer wieder und immer wieder — ich könnte das aus den 
Reichstagsakten nachweisen —: schafft uns eine gute Produktions¬ 
statistik, eine gute landwirtschaftliche und industrielle Produktions¬ 
statistik, schafft uns eine Statistik darüber, was erzeugt und was ver¬ 
braucht wird! Alles das ist abgelehnt v^orden. Wie oft haben wir im 
Reichstag die Errichtung eines großen Reichswirtschaftsamts gefor¬ 
dert, wie oft haben wir gefordert, daß in den Einzelstaaten Wirt¬ 
schaftsämter eingeführt werden, daß die einzelnen Kommunen Wirt¬ 
schaftsämter einführen! Wir haben vor dem Kriege tauben Ohren 
gepredigt. Von alledem haben Sie nichts wissen wollen, weil die nur 
juristisch vorgebildeten Beamten für all das kein Verständnis hatten, 
weil sie meinten, es genüge, wenn sie nur den Paragraphenwust unse¬ 
res Strafgesetzbuchs und unseres bürgerlichen Rechts gründlich be¬ 
herrschten. 

Unter diesen Umständen maßte ja, als nun plötzlich bei Kriegsaus¬ 
bruch die Wirtschaftsfragen zu den brennendsten Fragen wurden, der 
ganze Kriegssozialismus so elend versagen. Und nur darüber muß 
man staunen, daß dies Versagen nicht noch viel schlimmer war, daß 
immerhin die Versorgung unseres 70-Millionen-Volkes von einigen 
Zentralstellen her wenigstens notdürftig funktioniert hat! 

Und diese fehlerhafte, diese mangelhafte, einseitige Vorbildung 
unseres ganzen Beamtentums wird sich nach dem Kriege erst recht 
rächen! Etenn gerade nach dem Kriege kommen wir mit Volldampf 
in das Zeitalter der organisierten Volkswirtschaft hinein, da gehen 
wir nicht aus dem wirtschaftlichen Organisationswesen heraus, da 
gelangen wir erst recht in die organisierte Volkswirtschaft hinein. 
Dann treten an uns die großen Fragen des Wiederaufbaus der Wirt¬ 
schaft, des Wiederaufbaus des Eisenbahnwesens, der Neuorganisation 
unseres ganzen Wasserstraßenwesens usw. heran. Wir kommen in 
die Zeit umfassender Staatsmonopole, um unser ganzes Finanzwesen 
auf eine neue gesunde Grundlage zu stellen. Sie alle wissen, welche 
Monopole kommen werden: Versicherungs-,* Elektrizitäts-, Tabak-, 
Petroleummonopol, Bergbauverstaatlichung usw. Wir kommen in 
die Zeit einer staatlich geregelten Einfuhr und Ausfuhr. Was wir 
jetzt erleben: die Einfuhr- und Ausfuhrvertrüge mit der Ukraine, mit 
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der Schweiz und Holland sind nur Vorspiele; in Zukunft wird der Staat 
die ganze Einfuhr und Ausfuhr, die Verteilung der Rohstoffe an die 
einzelnen Produzenten regeln. Meine Herren, dann werden an die 
Vorbildung unserer Beamten und an ihre volkswirtschaftlichen Kennt¬ 
nisse so ungeheure neue Anforderungen gestellt werden, daß wir unter 
keinen Umständen mit der Art mehr auskommen, wie unser Beamten¬ 
tum volkswirtschaftlich und politisch bisher ausgebildet worden ist. 

Meine Herren, wir kommen aber nicht nur mit dem Krieg in das 
Zeitalter der organisierten Staatswirtschaft hinein, sondern wir kom¬ 
men zugleich hinein in ein großes demokratisches Zeitalter, in das 
Zeitalter, wenn Ihnen das besser klingt, eines großen allgemeinen 
Staatsbürgertums. 

Es ist hier vor einigen Wochen bei der zweiten Lesung der Wahl¬ 
rechtsvorlage von konservativer Seite lebhaft über die mangelnde 
politische Reife des preußischen Volkes geklagt worden. Weil das 
Volk politisch nicht reif genug sei, ist gesagt worden, müsse man ihm 
das gleiche Wahlrecht verweigern. Soweit dieser Vorwurf insbesondere 
die sozialistische Arbeiterschaft und die Dinge der inneren Politik 
treffen soll, muß ich ihn als unberechtigt zurückweisen. Ich denke 
nicht daran, den Arbeitern demagogisch schmeicheln zu wollen; 
das wäre unwürdig, und Schmeichler vor Volksthronen sind ebenso 
traurige Gesellen wie Schmeichler vor Königsthronen. Ich weiß genau, 
was auch der sozialistischen Arbeiterklasse noch fehlt, was ihr wie 
feder andern lange unterdrückten und ausgebeuteten Klasse an 
Lastern und Gebrechen noch anhaftet. Was aber die Frage der poli¬ 
tischen und geistigen Regsamkeit betrifft und die politische Reife, so 
kann es die deutsche Arbeiterklasse, 'besonders soweit sie sozialistisch 
ist, ruhig mit allen andern Klasen des Volkes dank der Erziehung 
durch die Sozialdemokratie aufnehmen. 

Meine Herren, sehen wir aber einmal von der sozialistischen Ar¬ 
beiterklasse insbesondere und den Fragen der inneren Politik ab. 
Nehmen wir einen allgemeinen Querschnitt unseres Volkskörpers! Da 
gebe ich Ihnen gern zu, daß die politische und volkswirtschaftliche 
Erziehung noch sehr viel bei uns zu wünschen übrig läßt. In der 
äußeren Politik trifft das mehr oder minder für alle Parteien zu. In 
der äußeren Politik — ich spreche ganz offen — gebe ich auch für 
meine Partei zu, daß wir noch sehr viel zu lernen haben. Wir haben 
vor dem Krieg das Ausland nicht immer so, wie es ist, gesehen und 
haben da viel falsche Illusionspolitik getrieben. 

Aber woran liegt denn alles in allem diese von Ihnen so beklagte 
politische Unreife des deutschen Volkes? Sie liegt einmal daran, daß 
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wir noch ein verhältnismäßig junger Staat sind, mit junger Politik 
und besonders junger Auslandspolitik; es liegt weiter aber auch dar¬ 
an, daß der alte Obrigkeitsstaat systematisch das Volk von der Be¬ 
schäftigung mit der Politik ferngehalten hat, daß er das Volk nicht 
dazu kommenm ließ, intensiv an der Gestaltung seiner eigenen Ge¬ 
schicke teilzunehmen, besonders an der äußeren Politik, die ja leider 
immer als eine Art Qeheimwissenschaft behandelt wurde, zu der nur 
die auserwählten Geister Zutritt haben durften. — Nun, meine Herren, 
wie diese Auserwählten oft aussehen, das haben ja zur Genüge der Graf 
Luxburg, der Fürst Lichnowsky und ähnliche Geister gezeigt! Meine 
Herren, wenn das Volk politisch reifer werden soll, so muß es poli¬ 
tisch größere Rechte haben; wer schwimmen lernen will, muß nup 
einmal ins Wasser hineingehen. Meine Herren, geben Sie dem Volk 
das Wahlrecht, das Mitbestimmaingsrecht an den Fragen auch der 
äußeren Politik, dann sollen Sie sich nicht länger über seine politische 
Unreife zu beklagen haben! 

Aber, meine Herren, diese größere politische Praxis, die wir dem 
Volke wünschen, muß Hand in Hand gehen mit einer besseren theo¬ 
retischen Schulung des Volkes in allen politischen und volkswirt¬ 
schaftlichen Fragen. Und, meine Herren, so stoßen wir auch bei der 
Frage der politischen Reife des Volkes, genau so wie vorher bei der 
Frage seiner wirtschaftlichen Tüchtigkeit, wieder auf schwere Mängel 
in unserem Schulwesen. Meine Herren, die Kenntnis des 19. und 
20. Jahrhunderts, soweit sie über das rein Anekdotische hinausgeht, 
die Staatengeschichte, meine Herren, in Verbindung mit der politischen 
und Wirtschaftsgeschichte, ist an unsern Schulen, auch an unsern 
höheren Schulen, bisher äußerst stiefmütterlich behandelt worden. 
Wir brauchen einen weit besseren staatsbürgerlichen und politisch¬ 
geschichtlichen Unterricht an unsern Schulen aller Stufen; das wird 
ganz wesentlich mit dazu beitragen, die mangelnde politische Reife 
unseres Volkes zu beseitigen. Kleine Staaten wie Schweden, Däne¬ 
mark und Holland sind uns in diesen Dingen nicht nur zeitlich, sondern 
auch sachlich weit voraus. . . . 

Meine Herren, worauf aber will ich mit all dem hinaus? Ich will 
sagen, daß wir für diese neue Zeit, die so gewaltige Anforderungen 
an unser Volk stellen wird, alle Kräfte Jedes einzelnen Mannes aus 
dem Volke und jeder einzelnen Frau aus dem Volke restlos mobil 
machen müssen. Die großen Anforderungen, meine Herren, die an 
unser Volk nach dem Kriege gestellt werden, machen es unbedingt 
notwendig, daß Praxis und Theorie, Leben und Schule allmählich einen 
ganz neuen deutschen Menschentyp schaffen. Selbstverständlich, 
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meine Herren, wird das geistige und sittliche Sein eines Menschen 
genau so wie sein körperliches und wirtschaftliches Sein in sehr hohem 
Maße durch seine Klassenzugehörigkeit bestimmt. Aber, meine Her¬ 
ren, über alle Klassenzugehörigkeit und Klassenunterschiede hinaus 
gibt es doch in einem gewissen Grade bestimmte national geschiedene 
Menschentypen. Wir haben einen bestimmten französischen Menschen¬ 
typ, einen bestimmten englischen, russischen, amerikanischen Men- 
sohentyp. In diesem Sinne, meine Herren, spreche ich jetzt auch von 
einem neuen deutschen Menschentyp, den wir für die neuen großen 
Aufgaben der neuen Zeit brauchen. 

Und, meine Herren, wie soll dieser neue deutsche Menschentyp, den 
uns die neue deutsche Schule schaffen und erhalten helfen soll, aus- 
sehen? Er soll weit entfernt sein von dem weltfremden ideologischen 
Träumer von Anno dazumal, von jenem weltfremden Träumer, def 
am besten gekennzeichnet ist in Freiligraths schönem Gedicht: 
„Deutschland ist Hamlet“, das einige von Ihnen gewiß kennen werden; 
aber er soll nicht weniger entfernt sein von jenem eisenkalten, alles 
nur egoistisch berechnenden Menschen des kapitalistischen Zeitalters, 
wie er sich etwa um die letzte Jahrhundertwende herum herausbildete. 
Der neue Mensch, den wir für die neuen Aufgaben brauchen, und den 
mitzuschaffen auch unsere Schule berufen ist, der uns als Ideal füi 
die kommende Zeit vorschwebt, muß vereinen eisernste Pflichterfül¬ 
lung, nüchternsten Tatsachensinn und höchstfliegenden Idealismus. 
Meine Herren, man hat während des Krieges wiederholt darüber ge¬ 
stritten — Sie haben diese Debatten erlebt —, wer in diesem Kriege 
gesiegt hat: Potsdam oder Weimar? Meine Herren, ich will die Er¬ 
örterung nicht fortspinnen, sondern ich will vielmehr fragen: was for¬ 
dert die Zukunft? Und da möchte ich sagen: wir gebrauchen gewisser¬ 
maßen eine Synthese von Alt-Potsdam, Alt-Weimar und Neu-Berlin, 
oder — anders ausgedrückt — wir brauchen eine Synthese zwischen 
Königsberg, der Stadt, wo die reine Vernunft und der kategorische 
Imperativ geboren sind, den stillen Tälern um Eisenach und Rothen¬ 
burg herum, wo die blaue Wunderblume der deutschen Romantik 
blühte, und den Geländen von Dortmund bis Oberhausen, wo die 
Schlote rauchen und die Hämmer dröhnen. Aus allen diesen Ge¬ 
bieten, aus allen diesen geistigen Elementen, wenn ich so sagen darf, 
muß der neue deutsche Mensch Keime mit in sich hineinbekommen. 
Er muß, wenn ich es etwas anders ausdrücken darf, eine Synthese 
darstellen zwischen Kant und Goethe auf der einen Seite und, wenn 
Sie Namen aus der neuen Zeit hören wollen, Werner v. Siemens und 
Karl Legien auf der anderen Seite. Alle diese Wesenselemente muß 
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der neue deutsche Menschentyp in sich vereinigen. Und er muß in 
gleicher Weise eingestellt sein auf volkswirtschaftliches and staats¬ 
bürgerliches Denken and auf soziales und demokratisches Fühlen! 

Aus dieser neuen Masse heraus, aus diesem neuen Menschentyp 
heraus müssen wir dann aber auch neue politische und wirtschaftliche 
Führerpersönlichkeiten großen Kalibers gewinnen. Worin allein hat 
in diesem Kriege das deutsche Volk nicht versagt? Es hat versagt 
auf diplomatischem Gebiet und auf dem Gebiet der inneren Verwaltung. 
Das einzige Gebiet, auf dem es nicht versagt hat, ist das militärische 
Gebiet gewesen. Ich bin heute natürlich genau so wenig wie früher 
zu irgendeiner Zeit ein Lobredner des spezifischen „Militarismus“ im 
üblen Sinne, jenes „Militarismus“, unter dem ich in wesentlichem die 
Hineintragung des besonderen militärischen Geistes in das ganze 
bürgerliche, in das ganze öffentliche und in das ganze gesellschaftliche 
Leben verstehe. Trotzdem ich den Militarismus in diesem Sinne nach 
wie vor mit allen meinen Freuden auf das schärfste bekämpfen werde, 
erkennen wir selbstverständlich an, daß das einzige Gebiet, wo wirk¬ 
lich etwas Großes in diesem Kriege geleistet worden ist, das militä¬ 
rische gewesen ist. Ist das ein Zufall? Nein, meine Herren, das ist 
kein Zufall, sondern das kommt daher, daß wir auf militärischem Ge¬ 
biet viele Jahrzehnte hindurch eine ganz systematische Auslese der 
Tüchtigsten in unserem Offizierkorps, besonders im Großen General¬ 
stab gehabt haben, der zweifellos eine sehr gute Schule gewesen ist. 
Eine solche Schule, analog dem Großen Generalstab, wo die Tüch¬ 
tigsten ausgelesen und sorgsamst entwickelt werden, hat uns auf 
politischem Gebiet und auf volkswirtschaftlichem Gebiet gefehlt. 

Also darauf wollte ich hinaus, und das ist die Quintessenz dessen, 
was ich sagen wollte, daß uns analog umfassende Einrichtungen not 
tun zur Auslese der Tüchtigsten, zur Auslese von politischen und 
volkswirtschaftlichen Führerpersönlichkeiten, wie wir sie bisher nur 
auf militärischem Gebiete haben. Das Militär hat in diesem Kriege 
einen Ludendorff, einen Hindenburg hervorgebracht. Es ist weiß Gott 
kein Zufall, daß ebensowenig, wie wir einen politischen Hindenburg 
gehabt haben, unser Zeitalter einen volkswirtschaftlichen Ludendorff 
hervorgebracht hat. . . . 

Zu dieser großen Doppelaufgabe, zu der Hervorbringung dieses neuen 
deutschen Massentyps auf der einen Seite und der Hervorbringung von 
neuen deutschen Führerpersönlichkeiten auf der andern Seite brauchen 
wir neben dem praktischen Leben, das immer die Hauptsache bleiben 
muß, in allererster Linie die Hilfe der neuen deutschen Schule. Heute 
bietet unsere deutsche Schule, wieder in dem umfassenden Sinne ge- 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Sozialdemokratisdie Kulturpolitik. 


347 


sprochen, den ich einleitend für das Schulwesen brauchte, das Bild 
eines tollen Durcheinander und teilweise sogar eines Gegeneinander. 
Wir haben heute ohne systematische Ineinandergliederung ganz ver¬ 
schiedene Systeme der Realbildung, der Qymnasialbildung, der Volks¬ 
schulbildung, der Mittelschulbildung, der Fachschulhildung usw., die 
verschiedensten Unterrichtsmethoden und Unterrichtseinrichtungen mit 
den verschiedensten Unterrichtszielen. Dieses Durcheinander, dieses 
Tohuwabohu in unserm Schulwesen ist verständlich aus der Zeit des 
Uebergangs, in der wir lel>en, aus einer Zeit, wo, weil man zu neuen 
Dingen kommen will, überall getastet wird, wo vieles Neue versucht 
wird. 

Meine Herren, die Zahl der praktischen Versuche, zu neuen Inhalten 
und Formen in unserm Schulwesen zu kommen und die Zahl der Vor¬ 
schläge, die gemacht worden sind, sind ja geradezu Legion. Ich will 
nur ein paar herausgreifen. Ich erinnere z. B. an die Berliner Be- 
gabtenschulen, die sich das Wort Bethmann Hollwegs zum Motto 
gesetzt haben: ,T>em Tüchtigen «freie Bahn“. Diese Berliner Begabten- 
schulen und ähnliche Einrichtungen in andern Städten wie Üharlotten- 
. bürg, Mannheim usw. sind natürlich höchst bemerkenswert und inter¬ 
essant; wir verfolgen ihre Ergebnisse mit großer Aufmerksamkeit. 
Aber ich möchte sie doch nur unter dem Vorbehalt loben, daß noch 
sehr viel wichtiger als das Herausheben des einzelnen aus seiner Klasse 
die Hebung des Klassenniveaus im Ganzen ist und die Höherentwick¬ 
lung der Volksschule als eines Ganzen. 

Neben den Berliner Begabtenschulen haben wir seit Jahren die 
interessanten Experimente, die der Lehrer Otto in Lichterfelde in 
seiner Privatschule macht, wir haben das bekannte Frankfurter Re¬ 
formgymnasium, das seine wesentliche Förderung dem verdienstvollen 
Herrn Oberregierungsrat Dr. Reinhardt verdankt; wir haben die Land¬ 
erziehungsheime, die freien Schulgemeinden von Wyneken und anderen, 
über die ich an dieser Stelle ja mehrfach gesprochen und deren liebe¬ 
vollste Förderung ich dem Herrn Kultusminister wiederholt dringend 
empfohlen habe; wir haben ferner die im vorigen Jahre ins Werk 
gesetzte Förderung der Auslandsstudien, die auch von unserer Seite, 
wie ich schon vorhin sagte, lebhaft begrüßt wurde, bei der ich aber 
doch die Bemerkung machen möchte, daß das Studium der inländi¬ 
schen Volkswirtschaft und der inländischen Politik in dem Sinne, wie 
ich es eben ausführte, darüber nicht vernachlässigt werden darf, 
sondern immer an der Spitze stehen muß. 

Neben diesen Neuschöpfungen ist versucht worden, durch Reform 
des Unterrichts, durch Reform der Lehrpläne, durch Reform der 
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Prüfungsordnung usw. auch in die alten Schläuche neuen Wein zu 
füllen, auch die alten bestehenden Schulen zu reformieren. 

Durch alle diese Experimente ist nun zweifellos ein Moment der 
Unruhe, des Inkonsequenten, des Halben und Unsicheren in unseren 
ganzen Schulbetrieb hineingekommen, unter dem Unterricht und Er¬ 
ziehung schwer leiden. Das war natürlich unvermeidlich. Aber, meine 
Herren, es wird nun doch allmählich Zeit, daß wir aus dieser Anarchie 
herauskommen, daß sich aus diesem Chaos in unserem Schulwesen 
ein neuer Kosmos gestaltet. Was wir brauchen, ist keine Flick- und 
Teilreiorm, das ist vielmehr ein organisches Reformwerk von der 
Wurzel her. Wir brauchen einen Neubau unseres Schulwesens von 
der Basis der Pyramide bis hinauf zu ihrer Spitze. . . . 

Ich will Ihnen heute nicht das Programm der neuen Schule, wie 
wir Sozialdemokraten sie uns wünschen, im einzelnen entwickeln; 
nur ein paar Stichworte lassen Sie mich Ihnen noch geben. Die Haupt¬ 
sache muß unserer Auffassung nach sein, daß unser ganzes Schul¬ 
wesen geleitet wird von gewissen einheitlichen Grundgedanken, daß 
eine Schulgattung organisch aus der anderen sich emporentwickelt, 
daß sie nicht anorganisch, wie heute, nebeneinander stehen. Zwei¬ 
tens ist notwendig, daß die ganze öffentliche Meinung von dem Be¬ 
wußtsein durchdrungen wird, daß Hand- und Kopfarbeit sozial gleich 
gewertet werden müssen. Darum müssen auch die Schulzweige, die 
im wesentlichen auf die Vorbereitung von Handarbeitern eingestellt 
sind, in der allgemeinen sozialen Achtung den Schulen durchaus 
gleichgestellt werden, auf denen die Schüler zu akademischen Berufen 
vorgebildet werden. Wir Sozialdemokraten wünschen durchaus nicht 
etwa, daß nun alle Welt Qymnasialstudium treibt, daß alle Welt aka¬ 
demisch gebildet wird. Wir hoffen aber, daß die Handarbeit in immer 
höherem Maße vergeistigt werden wird, daß alles Schmutzige, Rohe 
und Brutale der Arbeit immer mehr von der Maschine übernommen 
werden wird, und daß von der Handarbeit genommen werden wird 
der ihr heute noch anhaftende Fluch der Minderwertigkeit. Wir ver¬ 
langen, daß Hand- und Kopfarbeit sozial völlig gleich gewertet werden, 
und daß die Ergreifung des einen oder anderen Berufsstandes nicht 
abhängig sein soll von dem Geldbeutel des Vaters, sondern ausschließ¬ 
lich von der Begabung des Kindes. Es muß für den Ministersohn 
ebensowenig ein Makel sein, daß er Schuhmacher wird, wie es künftig 
etwa noch etwas Besonderes sein darf, wenn der Schuhmacherssohn 
Minister wird. Das verstehen wir unter sozialer Gleichwertigkeit von 
Kopf- und Handarbeit! 

Wir verlangen des weiteren, daß in den Mittelpunkt des gesamten 
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Unterrichts auf allen Stufen des Schulwesens das Deutsche gestellt 
wird, die deutsche Sprache, die deutsche Literatur, die deutsche Ge¬ 
schichte, die deutsche Wirtschaft und Politik — das alles im engsten 
Zusammenhang miteinander. Wir sind gegen die Beseitigung des 
humanistischen Gymnasiums, w’ie ich das früher hier schon oft erklärt 
habe. Das humanistische Gymnasium wird auch für die Zukunft seine 
große Bedeutung erhalten; aber wir treten ein für seine fortschreitende 
Ergänzung, nicht seine Ersetzung, durch andere Schulgattungen, in 
denen neben dem Englischen auch das Russische, das Skandinavische 
gepflegt wird, die Sprachen der Balkanländer, die Sprachen aller der¬ 
jenigen Länder, mit denen wir in regen politischen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Austausch kommen. Aber nicht die Sprache allein als 
totes Gut, sondern Sprache, Geschichte, Kultur, Wirtschaft, Politik 
als ein einziges lebendiges großes Ganze. Dann wird auch der 
Sprachunterricht viel von seiner heutigen Trockenheit verlieren. 

Wir verlangen des weiteren — das brauche ich nach meinen voran¬ 
gehenden ausführlichen Darlegungen nicht mehr zu begründen —, 
daß die Grundbegriffe der Volkswirtschaft und die Grundbegriffe der 
Staatslehre schon auf der Unterstufe den Kindern eingeprägt werden, 
und daß dieser Unterricht in der Staatskunde und Wirtschaftskunde 
systematisch fortentwickelt wird bis zu jenen Ausbildungsanstalten 
für praktische Volkswirte, wie wir sie in dem von uns vorgelegten 
Antrag verlangen, den ich nächster Tage eingehend begründen werde. 

Es ist in der Kommission darüber gestritten worden, ob dieser 
politische Unterricht auf den Universitäten, und der politische Unter¬ 
richt überhaupt farblos, rein objektiv sein müsse, oder ob er durch 
starke, in sich geschlossene Persönlichkeiten erfolgen dürfe. Ich bin 
durchaus der Meinung, daß die stärksten, die in sich geschlossensten 
Persönlichkeiten gerade gut genug sind, um einen so hochwichtigen 
Unterricht'zu erteilen. Persönlichkeiten von der Art Treitschkes, 
Persönlichkeiten auch wie der Berliner Historiker Dietrich Schäfer 
sollen also dort ruhig unterrichten, aber auch starke sozialdemokra¬ 
tische Persönlichkeiten sollen nicht ausgeschlossen sein. Was ich 
Ihnen konzediere, muß ich auch für uns in Anspruch nehmen. 

Wir verlangen ferner, daß auf der Schule in allen ihren Zweigen 
von den Kinderhorten bis zu den Universitäten gepflegt wird prak¬ 
tische und theoretische Hygiene. Die Kenntnis des menschlichen 
Körpers, die Pflege seiner Organe und seiner Funktionen ist nach 
unserer Meinung ein besonders wichtiger Zweig des Unterrichts. Aber 
nicht nur theoretisch soll dieser Unterricht gepflegt werden, sondern 
auch praktisch. Wir treten, wie ich das oft von dieser Stelle aus aus- 
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geführt habe, besonders auch ein für Schul-Luftbäder in Verbindung 
mit dem so überaus gesundheitsfördernden Nacktturnen. Die Schule 
soll den Kindern klar machen die Gefahren des Alkoholismus, des 
übermäßigen Nikotingenusses, die Gefahren des Sexuallebens. Körper¬ 
liche Ertüchtigung der Jugend, nicht ein Uebermaß von Sportfexerei, 
sondern Schulreform in Verbindung mit Lebensreform hat eine der 
Hauptaufgaben der neuen Schule zu sein. 

Die neue Schule hat sodann in engster Verbindung zu stehen mit der 
Erziehung im Hause. Vertrauensvolle Verbindung zwischen Elternhaus 
und Lehrern muß eine der Hauptaufgaben der Schule sein. Zu dem 
Zwecke sollten häufig Elternabende abgehalten werden, auf denen 
die Eltern mit den Lehrern Zusammenkommen und sich mit ihnen 
ausspreclien. 

Und ebensolches Vertrauensverhältnis, wie zwischen Eltern und 
Lehrern, muß auch bestehen zwischen Schülern und Lehrern, es muß 
geradezu auf ein gewisses Freundschaftsverhältnis zwischen ihnen 
hingearbeitet werden. Auch in dieser Beziehung sind die Freien 
Schulgemeinden — über deren Einrichtungen im einzelnen ich heute 
nicht mehr sprechen möchte, ich habe es schon oft getan — vorbild¬ 
lich. Ich will nicht, daß ihre Einrichtungen sklavisch im ganzen 
Schulwesen kopiert werden, aber sie haben zweifellos in dieser Be¬ 
ziehung sehr Gutes und Nützliches geleistet. Um aber ein solches enges 
Vertrauensverhältnis zwischen Lehrern und Schülern zu erreichen, ist 
es notwendig, daß die Klassen möglichst klein sind, so daß die Schüler 
möglichst individuell behandelt werden können, daß der Lehrer jeden 
einzelnen seiner Schüler, seine Fähigkeiten, seine Psyche genau 
kennen lernen kann. 

Wir verlangen im Zusammenhänge damit auch eine möglichst weit¬ 
gehende Selbstverwaltung der Schüler, soweit es möglich ist auch ihre 
eigene Gerichtsbarkeit. Auch hierin sind die Einrichtungen der freien 
Schulgemeinden, der Landerziehungsheime äußerst vorbildlich. Durch 
die Selbstverwaltung der Schüler, durch ihre eigene Gerichtsbarkeit 
muß das staatsbürgerliche und soziale Empfinden in den jungen 
Knaben und Mädchen gewissermaßen schon embryonal entwickelt 
werden. 

Das alles ist kein systematisches Programm, was ich Ihnen da vor¬ 
trage, es sind nur ein paar knappe Stichworte. Das große Ziel aber, 
das uns bei dieser Schulreform der Zukunft vorschwebt, möchte ich 
-doch noch in folgende Worte zusammenfassen: jeder Einzelne, soll 
durch die Schule in den Stand gesetzt werden, alle in ihm schlummern¬ 
den Eigenschaften voll zu entwickeln und sie nicht nur in den Dienst 
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seines eigenen Fortkommens, sondern auch zugleich in den Dienst der 
Gesamtheit zu stellen. Mit andern Worten: die Schule soll zwar ganz 
gewiß nicht eine sozialdemokratische Parteischule im engen Partei¬ 
sinne des Wortes sein, wohl aber soll die neue Schule ihre ganze Kraft 
einsetzen für die sozialen und demokratischen Notwendigkeiten der Zeit. 

Der neue Kultusminister aber, der auf einem der wichtigsten 
Plätze des neuen Preußen steht, der neue Herr Kultusminister hat die 
große und schöne Aufgabe, alle die vielfachen Anregungen, die außer¬ 
halb dieses Hauses und in dem Hause, in der Kommission und im 
Plenum gegeben worden sind, sorgfältig in seinem Ministerium durch¬ 
arbeiten zu lassen, um einer bald nach Friedensschluß zusamraen- 
tretenden Schulkonferenz, die ja in den letzten Jahren hier schon 
wiederholt beantragt worden ist, und die zusammengesetzt sein müßte 
nicht nur aus Schulmännern, sondern auch aus Politikern, aus Volks¬ 
wirten sowie aus Männern des praktischen Lebens — um dieser Schul¬ 
konferenz ein großzügiges Programm der preußischen Schulreform 
vorlegen zu können, . . . 

Das alles, was ich hier angedeutet habe, meine Herren, ist eine 
nationale, eine vaterländische Arbeit im besten Sinne des Wortes, und 
zu dieser Arbeit rufen wir Sozialdemokraten Sie auf! 

Der Herr Minister oder die Herren aus den andern Parteien werden 
einwenden: das kostet viel Geld! Ganz gewiß, das kostet viel Geld! 
Wir sind aber der Meinung, daß es nach den ungeheuren Zerstörungen 
an Wirtschaftsgiitern und Kulturgütern, an Menschenleben und Men¬ 
schenglück, die uns die letzten furchtbaren Jahre gebracht haben, gar 
keine bessere nationale Kapitalsanlage geben kann, als eine derartige 
großzügige Schulreform! Das ist die beste Kapitalsanlage, die denk¬ 
bar ist! Vergessen wir das Eine nicht: nach dem Kampfe mit den 
Waffen, den unser Volk siegreich bestanden hat und hoffentlich 
bis zum Ende bestehen wird, nach diesem Kampfe mit den Waffen 
kommen wir ohne Zweifel in einen sehr schweren politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Wettbewerb mit der ganzen 
Welt, besonders mit dem Angelsachsentum hinein, und in 
diesem großen Wettbewerb wird dasjenige Volk Sieger bleiben, 
das durch Staatsreform, das durch Sozialreform, das durch Lebens- 
reform und das durch Schulreformen restlos alle in ihm schlummern¬ 
den Kräfte aas sich herauszuholen weiß. Meine Herren, das haben die 
Engländer sehr wohl begriffen. Einer der klügsten englischen Staats¬ 
männer ist vielleicht der frühere Kriegsminister und jetzige Lord¬ 
kanzler Haldane, den man auch bei uns in Deutschland von seiner 
berühmten Berliner Mission im Jahre 1912 her kennt. Haldane hat 
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sich vor wenigen Wochen gegenüber einem Mitarbeiter des Amster¬ 
damer Algemeen Handelsblad über die Aufgabe der Schulreform in 
England, über die Bedeutung der Unterrichtsreform für den Wirt¬ 
schaftskampf der Völker in außerordentlich bedeutungsvoller Weise 
ausgesprochen. . . . 

Sie sehen, meine Herren, die Engländer erkennen die Notwendig¬ 
keiten der Zeit auf diesem Gebiete! Die Engländer wissen, in wie 
engem Zusammenhang Wirtschaftskampf und Unterrichtsreform 
stehen. Meine Herren, sollen wir nach dem Siege unserer Waffen nun 
etwa hier unterliegen? Das darf nicht sein — und deshalb muß es 
auch auf dem Gebiete der Kulturpolitik heißen: Deutschland in der 
Welt und Preußen in Deutschland voran! 

Meine Herren, es ist uns Sozialdemokraten von Ihrer Seite, vom 
Zentrum und von der Rechten, so oft vorgeworfen, daß wir nichts, 
anderes könnten, als nörgelnde Kritik zu üben, daß wir nichts 
anderes wüßten, als passiv beiseite zu stehen, als unfruchtbare Negation 
zu treiben. Einer Ihrer Kanzler, der vierte Kanzler, Fürst Bülow war 
es, hat einmal im Reichstage gesagt, in allen Dingen der Kritik ver¬ 
dienten die Sozialdemokraten die Nr. la, in allen Fragen des groß¬ 
zügigen Schaffens die Note 5b! Nun, ich habe Ihnen heute nur auf 
einem kleinen Teilgebiet unseres öffentlichen Lebens ein paar Grund¬ 
gedanken zu einer großzügigen Reform vorgetragen, zu der wir Sie 
aufrufen. Wir wünschen nichts sehnlicher, als mit frischer Kraft an 
der Verwirklichung dieser großen Schulreform mitarbeiten zu können! 
Dazu ist aber nötig, daß wir die Möglichkeit haben, positiv in Preußen 
zu arbeiten! Geben Sie uns ein freies Wahlrecht, helfen Sie uns dazu 
mit, daß wir aus einem ohnmächtigen, kleinen Häuflein hier eine 
starke Fraktion werden und verzichten Sie auf alle die kleinlichen 
Versuche, unserer kräftigen Kulturarbeit durch „Sicherungen“ von 
vornherein Steine in den Weg zu wälzen! Dann sollen Sie sehen, 
meine Herren, mit welcher Freude wir, wie wirkungsvoll wir arbeiten 
werden in dem heute von mir entwickelten Sinne, zum Besten unseres 
ganzen Volkes, zum Besten damit auch unsers Staates! Mit Ihnen, 
wenn Sie uns folgen wollen; ohne Sie, wenn Sie passiv und gleich¬ 
gültig beiseite stehen; gbgen Sie, meine Herren, wenn Sie sich uns 
in den Weg stellen, werden wir unbeirrt diesen unsern Weg zu Ende 
gehen, um unser preußisches, nm unser ganzes deutsche Volk einer 
großen, freien und glücklichen Zukunft entgegenzuführen! 
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ELSE LÜDERS: 

Das Recht auf Wachstum. 

Wir geben hier der bekannten Vorkämpferin der bürger¬ 
lichen Frauenbewegung Else Luders das Wort. Ihre Ausfüh¬ 
rungen zeigen, daß sich selbst in solchen bürgerlichen Kreisen, 
die bisher dem ideologischen Pazifismus sehr nahe standen, 
volkswirtschaftliches Denken immer mehr Bahn bricht, wäh¬ 
rend umgekehrt in gewissen sozialistischen Kreisen der Weg 
vom volkswirtschaftlichen Denken zur reinen pazifistischen 
Ideologie gegangen ist. K. H. 

I N einer Festrede, die der Dichter Björhson zu Anfang des Jahr¬ 
hunderts auf einer nordischen Frauentagung hielt, verglich er die 
drei großen Kulturbewegungen: Friedensbewegung, Frauenbewegung, 
Arbeiterbewegung, mit parallel laufenden Strömen, die sich schließ¬ 
lich vereinigen, ln der Tat l)estanden in jedem Lande bis zum Kriegs¬ 
ausbruch viele Verbindungsfäden, viele Personalunionen zwischen 
diesen drei Bewegungen. Der Krieg hat diese Bande jäh zerrissen. 
Die große Internationale der Arbeiterschaft ist schwer erschüttert, 
weil das nationale Gefühl der Arbeiter sich stärker erwies als ihr 
Pazi(jsmus. Bei den Frauen werden sich zwar die internationalen 
Verbindungen leichter wiederherstellen lassen als bei den Arbeitern, 
denn sie stehen sich nicht als.Kämpfer gegenüber, sondern tragen in 
allen Ländern das gleiche Leid. Aber die Reihe der ausgesprochenen 
Pazifistinnen ist in allen Ländern jetzt sehr klein, und fast in allen . 
kriegführenden Ländern hat die sogen, „offizielle Frauenbewegung", 
in Deutschland der Bund deutscher Frauenvereine, die pazifistischen 
Bestrebungen in mehr oder minder schroffer Form abgelehnt. 

Alle diejenigen aber, denen durch ihre Kulturarbeit auf irgendeinem 
Gebiet die internationalen Beziehungen wertvoll geworden waren, 
haben sich während des Krieges sicherlich oft genug in ernster Selbst¬ 
prüfung die Frage vorgelegt, warum ihnen jetzt alle diese Beziehungen 
so völlig in den Hintergrund getreten sind gegenüber der dringend¬ 
sten „Forderung des Tages“, die da heißt: Kampf, Arbeit und Hingabe 
bis aufs äußerste für das Vaterland und das eigene Volk. Oder um 
die Frage genauer zu fassen: Was trennt jetzt viele deutsche. An¬ 
hänger internationaler Kulturbewegungen von der Friedensbewegung, 
die vielen von ihnen früher tatsächlich sehr nahe stand? 

Bei vielen mag die Ursache sein, daß ihnen die Friedensbewegung 
unzulänglich erscheint, weil sie zu wenig die tiefgreifenden wirtschaft¬ 
lichen Gegensätze ins Auge faßt, die nun einmal unweigerlich durch 
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die verschiedenen Wachstums- und Entwicklungsgrade bei den Völ¬ 
kern entstehen. 

In einem vor dem Kriege verfaßten Werke eines hervorragenden 
Pazifisten heißt es allerdings: ,J)as gesunde Wachstum darf aus 
keinerlei wie immer gearteten Gründen unterbunden werden."'^ Mit 
dieser Anerkennung des Rechts auf Wachstum steht aber das von 
pazifistischer Seite besonders viel gebrauchte Schlagwort: „keine 
Annexionen^'' im Widerspruch. Denn die Befolgung dieses Schlag¬ 
wortes würde bedeuten, daß das gewaltige Völkerringen ausgehen 
soll wie das Hornberger Schießen. 

Es sollen hier keine Kriegsziele im einzelnen erörtert werden. Es 
soll auch nicht die Frage behandelt werden, ob ein etwaiger Gebiets¬ 
zuwachs auf europäischem Boden oder die freiere koloniale Entwick¬ 
lung wichtiger für Deutschlands Zukunft ist. Nur das eine soll 
betont werden: Einem Volke, das einer so gewaltigen Kraftentfaltung 
und Organisation fähig ist, wie sie das deutsche Volk in den Zeiten 
dieser allerschwersten Prüfung beweist, einem solchen Volke darf 
das Recht auf Wachstum nicht unterbunden werden, und es ist be¬ 
dauerlich, wenn man ihm aus den eigenen Reihen mit dem Schlag¬ 
wort: „keine Annexionen“ in den Rücken fällt. 

Während man bei der Mehrzahl der deutschen Pazifisten das An¬ 
erkenntnis von Deutschlands Recht auf Wachstum leider vermißt, 
kann man auf einen englischen — von der englischen Regierung aller¬ 
dings stark verfolgten! — Pazifisten hinweisen, der für diese ver¬ 
schiedenen Wachstumsgrade der Völker volles Verständnis hat, und 
der seinen Volksgenossen dringend rät, „das Problem Deutschland“ 
zu lösen, denn anders sei es nicht möglich, zu einem neuen und 
friedlichen Europa zu kommen. Morel hat diese seine Gedanken 
bereits 1915 in einer Aufsatzreihe des „Labour Leader“ niedergelegt 
und dabei hauptsächlich das Kolonialproblem für Deutschland be¬ 
handelt. Diese Aufsätze enthalten wichtige Zahlenreihen, die ln 
schlagender Weise darlegen, wie sehr viel stärker das deutsche 
Wachstumsstreben gegenüber der französischen und englischen Ent¬ 
wicklung vor sich gegangen ist. Diese Zahlen verdienen auch in 
Deutschland die weiteste Verbreitung und Beachtung. 

Morel gibt zunächst einige vergleichende Zahlen aus Frankreich 
und Deutschland aus den letzten Jahren vor dem Kriege: 


‘ Rudolf Goldscheid: Das Verhältnis der äußeren Politik zur inneren. 
Anzengruber-Verlag, Wien 1914. 
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Bevölkerung: 

Frankreich. 39 601 509 Einwohner, 

Deutschland .64 925 993 

Veberwiegen der Todesfälle über die Geburten: 
Frankreich. 34 869 Einwohner. 

IJeberwiegen der Geburten über die Todesfälle: 
Deutschland. 740 431 Einwohner. 

Auswärtiger Handel (1912): 

Frankreich. 583 488 000 Pfund Sterling, 

Deutschland. 982 615 000 „ „ 


Fast noch sinnfälliger zeigen die Vergleiche zwischen Deutschland 
und England,*die Morel anführt, den Aufstieg des jüngeren Rivalen 
in der Weltwirtschaft an: 

Bevölkerung: 

Großbritannien . 45 369 090 Einwohner, 

Deutschland . 64 925 993 

Wachstum in den letzten 10 Jahren: 

. Großbritannien . 3 392 263 Einwohner, 

Deutschland . 8 558 815 „ 

Auswärtiger Handel: 

Großbritannien. 1 344 168 421 Pfund Sterling, 

Deutschland. 943 050 000 „ „ 

Relatives Wachstum des auswärtigen Handels in den letzten 25 Jahren: 

Großbritannien.100,7 Proz., 

Deutschland. 204,0 

Absolutes Wachstum des Handels in den letzten 25 Jahren: 

Großbritannien. 562 025 000 Pfund Sterling, 

Deutschland. 659 030 000 „ „ 

Eine ebenso unheilvolle Rolle wie das Schlagwort: „keine Annexio¬ 
nen" spielt auch das Schlagwort vom Selbstbestimmungsrecht der 

Völker, weil diese Frage zurzeit noch viel zu wenig geklärt ist. 

Namentlich ist noch ganz ungeklärt die Frage, ob auch Analphabeten 
abstimmen sollen, ob die Entscheidungen nur durch etwaige Parla¬ 
mente erfolgen, ob und wieweit die dissentierenden Minderheiten ge¬ 
schützt resp. entschädigt werden usw. usw. Der unerquickliche Cha¬ 
rakter der Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk war teilweise mit 
darauf zurückzuführen, daß vielzuviel mit diesen beiden Schlagworten 
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operiert worden ist — und zwar nicht nur von den Bolschewisten, 
sondern auch von den Vertretern der Mittelmächte.* 

Doch wenn hier auch an zwei pazifistischen Schlaffworten Kritik 
geübt worden ist, so sei dennoch gleichzeitig mit allem Nachdruck 
das Bekenntnis abgelegt, daß es für die Zukunft keine brennendere 
und wichtigere Kulturaufgabe gibt, als mit allen Kräften nach Mitteln 
und Wegen zu suchen, um der Wiederkehr eines so iurchtbaren 
Unglücks, wie es dieser Weltkrieg 'bedeutet, vorzubeugen, ln dem schon 
zitierten Buch von Qoldscheid: „Das Verhältnis der äußeren Politik 
zur inneren“ wird die Ansicht vertreten, daß eine freiheitlich-demo¬ 
kratische Politik im Innern im pazifistischen Sinne auf die äußere 
Politik wirken würde. Es ist möglich, daß diese gute Folge bei einer 
echten Demokratie eintreten könnte — trotzdem die heutigen Er¬ 
fahrungen in der „Republik“ Frankreich und im „freien“ England und 
Amerika sehr skeptisch stimmen. Aber diese freiheitlich-demokra¬ 
tische Politik im Innern müßte zugleich in allen Ländern mit dem für 
die äußere Politik wichtigsten Grundsatz vereinigt werden: Das Recht 
auf Wachstum darf in keiner Weise unterbunden werden. 

Es wird jedoch einer unendlich mühsamen, langwierigen Erziehungs¬ 
arbeit bedürfen, um diesen Grundsatz in den internationalen Be¬ 
ziehungen zur Anerkennung zu bringen. Völker, die sich offensicht¬ 
lich auf der aufsteigenden Entwicklungslinie befinden, können sich 
naturgemäß leichter zu diesem Wort bekennen, als Völker, die jün¬ 
geren, aufstrebenden Wettbewerbern etwas von ihrem Platz an der 
Sonne abgeben müssen. Aber gerade, wenn das heiße Sehnen der 
überwiegenden Mehrheit des deutschen Volkes darauf gerichtet ist, 
auf dem Wege der Völkerverständigung einst wieder voran zu kom¬ 
men, ist es doppelt notwendig, über pazifistische Schlagworte, die mit 
den tatsächlichen Verhältnissen in Widerspruch stehen, 'hinwegzugehen. 
Nur wenn die Friedensfreunde in allen Ländern den Problemen klar 
ins Auge sehen lernen, die sich aus den verschiedenen Wachstums¬ 
und Entwicklungsgraden der Völker unweigerlich immer wieder er¬ 
geben werden, können sie später in gemeinsamer, internationaler 
Kulturarbeit nach Methoden suchen, wie auch derartige Konflikte auf 
friedliche Weise beizulegen sein dürften. Dagegen bildet die unzeit¬ 
gemäße Anwendung pazifistischer Schlagworte, die mit den Tatsachen 
nicht übereinstimmen, nur einen Prellstein auf diesem Weg. 


* Vgl. hierzu auch den Aufsatz von Dr. Paul Lensch: „Schlagwort¬ 
kritik“ in der „Glocke“ vom 26. Januar 1918. . 
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12. Heft 22. Juni 1918 4. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


AUGUST WINNIQ: 

Zur Psychologie der „Unabhängigen". 

D ie „Unabhängigen“ sind durchaus nicht die geistig einheit¬ 
liche Gruppe, als die sie gern gelten möchten. Sie weisen 
in ihren Reihen zumindest ebenso große Unterschiede auf wie 
irgendeine andere politische Parteibildung. Da sie aber heute 
jedenfalls nicht weniger, sondern eher mehr als andere Par¬ 
teien unter der Einschränkung der freien Meiniungsäußerung 
leiden, so tritt dieser Umstand bei ihnen nicht so wie bei anderen 
Parteien zutage. Doch ist es die Beschränkung der freien Mei¬ 
nungsäußerung nicht allein, die ihnen den Schein einer gewissen 
Einheitlichkeit der Auffassungen verleiht, sondern in mindestens 
ebenso höhem Maße auöh ihre Stellung im politischen Leben. 
Es ist eine Eigenart aller Fiügelparteien, daß sie mehr als die 
anderen auf möglichste Einheitlichkeit der Auffassungen sehen. 
Je mehr man von den Mittelparteien nach links oder rechts 
geht, um so straffer wird die Disziplin, um so stärker das Be¬ 
streben, den Gegnern gegenüber eine völlig abgedichtete Mauer 
zu bilden und als eine in sich völlig geschlossene Gruppe zu 
erscheinen. Das Extrem kann nicht anders. Das allen' partei¬ 
mäßig geschlossenen Körpern eigene Streben, alles was außer¬ 
halb der eigenen Reihen steht, zu verneinen, ist bei ihm be¬ 
sonders stark ausgebildet. Um so mehr Wert muß es also 
darauf legen, keinerlei Zweifel an der Geschlossenheit seiner 
eigenen Auffassung aufkommen zu lassen. Die isolierte Stellung 
auf dem politischen Kampffelde zwingt zu strengster Solidari¬ 
tät. Infolgedessen muß hier immer ein besonders starkes 
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Streben vorhanden sein, unterschiedliche Auffassungen nicht 
zutage treten zu lassen und eine Einheitlichkeit vorzutäuschen, 
die in Wahrheit nicht vorhanden ist und überhaupt nicht vor¬ 
handen sein kann. Die Fülle der Zeitfragen, an denen eine 
politische Partei beteiligt ist, ist heute so groß und diese Fragen 
sind zu einem großen Teil noch so ungeklärt, daß eine Uniformi¬ 
tät in ihrer Beurteilung immer nur auf Kosten des Intellekts zu 
erreichen wäre. Darum läßt sich die erstrebte Einheitlichkeit, 
allen Mühen zum Trotz, niemals ganz und auf die Dauer er¬ 
reichen. Früher oder später muß der Zeitpunkt kommen, wo 
der Geist die Fesseln der Disziplin sprengt und die anscheinend 
so festgefügten Grundsätze und Postulate ins Wanken bringt, 
um — das ist der Zweck dieses Vorgangs — eine neue Ein¬ 
heitlichkeit derMeinungen zu schaffen,die freilich ebensowenig 
wie die alte absolut und dauernd sein kann. 

Die Gesetzmäßigkeit dieses Vorganges wird sich an den Un¬ 
abhängigen ebenso erweisen, wie sie sich an der alten Sozial¬ 
demokratie erwiesen hat. Indessen hat jede Partei doch wieder 
ihre Besonderheit, die sich aus der Geschichte ihres Entstehens, 
aus den Bedingungen ihres Wachstums und ihrer Arbeit ergibt. 
Welche Bedingungen die Partei der Unabhängigen später vor¬ 
finden wird, steht heute noch dahin, doch wissen wir, daß die 
Umstände, unter denen sie entstand, sehr verschiedenartige 
Elemente zusammenführten. Man braucht nur Namen wie 
Bernstein und Henke, oder Eisner und Strobel gegenüberzu¬ 
stellen, um einen Begriff von den Gegensätzen zu haben, die 
hier der gleiche Parteiverband umschließt. 

Nun ist freilich nicht gesagt, daß diese Verschiedenheit der 
führenden Personen einen bestimmenden Einfluß auf den Cha¬ 
rakter der neuen Partei haben wird, der sich ja erst noch bilden 
soll. Der Einfluß der Führer auf die Geistesverfassung der 
Gefolgschaft ist Im allgemeinen weniger groß, als man gewöhn¬ 
lich annimmt. Er kann in Einzelfällen manchmal sehr weit 
gehen, im übrigen aber erhält das geistige Wesen einer Partei 
seine Richtung von anderen Kräften. Was die neue Partei der 
Unabhängigen von anderen Parteien besonders unterscheidet, 
ist der Umstand, daß sich das Gros ihrer Anhänger nicht einer 
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neuen Theorie und nicht neuen politischen und gesellschaftlichen 
Zielen zugewandt hat, sondern im Gegenteil gerade den bisher 
verfolgten Zielen treu zu bleiben glaubte, als es die neue Partei 
bildete oder zu ihr überging. Es mögen gewiß hier und dort 
Elemente bei den Unabhängigen sein, die früher außerhalb der 
sozialistischen Bewegung standen, aber dabei kann es sich nur 
um geringfügige Splitter handeln; soweit man bei den Unab¬ 
hängigen überhaupt von Massen reden kann — nach den drei 
Reichstagswahlen in Potsdam, Niederbarnim und Zwickau kann 
man das immer nur mit gewissen Vorbehalten —, gehörten 
sie früher zur Parteiorganisation der Sozialdemokratie und hier 
zu den tätigen Mitgliedern. Sie sind also keine politischen Neu¬ 
linge und insofern ganz gewiß kein besonders bildsamer Stoff. 
Das Beharrungsbestreben ist gerade bei ihnen besonders stark, 
und darum rwerden sie für die Bildung des Charakters der neuen 
Partei von erheblicher Bedeutung sein. 

So wunderbar mannigfaltig auch das Wesen der Menschen 
unserer Zeit ist, so läßt es sich doch in seiner parteipolitischen 
Ausstrahlung in einer Anzahl typenhafter Prägungen festhalten 
und darstellen. Das gilt vornehmlich für die Arbeiterklasse, 
die erst wenige Jahrzehnte bewußter politischer Betätigung 
hinter sich hat und bei der die Differenzierung außerdem durch 
die Wirkung eines ziemlich geschlossenen Qedankensystems 
eingeschränkt wurde. Hier läßt sich die Geistesverfassung der 
Unabhängigen mit verhältnismäßig wenigen Typen» darstellen. 
Vorweg aber scheint eine allgemeine Bemerkung angebracht. 
Ein empfindsamer und hochgebildeter Genosse, der vielfach 
sozialistische Studien getrieben hat, sagte vor einiger Zeit, die 
Haltung im Parteistreit sei im Grunde eine Charakterfrage. 
Er meinte, die Trennungslinie sei dadurch gegeben, daß die 
eine Gruppe auf Verneinung und Kritik, die andere auf Bejahung 
und aufbauende Arbeit gerichtet sei. Diese Unterschiede in 
der Charakterveranlagung spielen sicherlich auch bei der Wahl 
des politischen Standpunktes eine Rolle, aber sie sind doch 
nicht entscheidend. Neben» dem Charakter ist das Tempera¬ 
ment wirksam, die Stärke und Lebendigkeit der Sinnesein¬ 
drücke und die Intensität ihres Einflusses auf das Handeln. Wer 
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lebhaft empfindet und seinem Empfinden unmittelbaren Aus¬ 
druck gibt, wird oft zu einer ganz anderen Stellung kommen, 
als ein anderer, der ihm im Charakter gleich ist, aber die 
Sinneseindrücke erst gründlich verarbeitet, ehe er zum Han*- 
deln übergeht. Eine andere nicht belanglose Einschränkung er¬ 
gibt sich aus der sozialen Lage des einzelnen, die für den Ein¬ 
druck, den ein bestimmter Vorgang auf die politische Stellung 
des Individuums ausübt, oft schlechthin entscheidend isL Man 
braucht, um das. zu verstehen, nur an einen Mangel in der, 
Nahrungsmittelversorgung zu denken; was dem hochqualifi¬ 
zierten und gut bezahlten Arbeiter der Rüstungsindustrie kaum 
als Druck bemerkbar wird, kann vielleicht den niedrig entlohn¬ 
ten Hilfsarbeiter zur Verzweiflung treiben. Diese Eindrücke 
aber sind, wie man täglich erfahren kann, für das politische 
Urteil oft entscheidend. Was an jener Ansicht wahr ist, redu¬ 
ziert sich darauf, daß es Menschen gibt, die infolge ihrer Cha¬ 
rakteranlage immer, im Kleinen wie im Großen, zu Verneinung 
und Kritik neigen. Solche Charaktere gab und gibt es in allen 
Klassen und Parteien — auch in der Arbeiterklasse und in der 
Sozialdemokratie. Aber: unter den Kräften, die aus dem 
Bürgertum zu uns stießen, waren naturgemäß verhältnismäßig 
viele, die gerade ihres destruktiven Charakters wegen die 
Partei der äußersten Opposition als politisches Heim wählten; 
von ihnen rückte der größte Teil alsbald in führende Stellungen 
als Abgeordnete und Literaten ein, und insofern war das alte 
sozialdemokratische Führertum besonders stark mit dem Geist 
der Verneinung durchsetzt. Die Fragestellung bei der Schei¬ 
dung der Geister war derart, daß sich die verneinenden Cha¬ 
raktere ungleich stärker zur Opposition als zur Politik der 
Mehrheit hingezogen fühlen mußten. Aus diesem Grunde steckt 
in der oben erwähnten Ansicht ein größeres Körnchen Wahr¬ 
heit, als man auf den ersten Blick zugeben möchte. 

Aber eben doch nur ein Körnchen. Man würde sich sehr 
täuschen, wollte man in den zur Partei der „Unabhängigen“ 
übergegarigenen Führern durchweg Charaktere sehen, die ihres 
verneinenden Grundzugs wegen die positive Politik der alten 
Partei ablehnen mußten. Sie sind sicher ziemlich zahlreich 


Digitized by Go 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




Zur Psychologie der „Unabhängigen“. 


361 


darin vertreten und geben den Ton an — sie sind ein beson¬ 
derer und wichtiger Typ des „Unabhängigen“. Zu ihrer Cha¬ 
rakterisierung genügt, was bereits gesagt ist. Sie werden in 
der „Unabhängigen“-Bewegung immer im Vordergründe 
stehen; denn eine Partei der äußersten Opposition wird immer 
jenen Personen am willigsten folgen, die den Oppositionsgeist am 
unerbittlichsten predigen, die in der Bekämpfung der abweichen¬ 
den Meinungen die größte Rücksichtslosigkeit auf bringen. 

Neben diesen Personen wird sich der Typ des „Unabhängi- 
gen‘* aus empörtem Kulturgefühl immer nur schwer behaupten 
können — er wird zu den Qeduldeten gehören, die man bei 
einer gerade passenden Gelegenheit ins Feuer schickt, im übri¬ 
gen aber zu keinem Einfluß kommen läßt. Dieser Teil der 
„unabhängigen“ Führerschaft ist dem politischen Prinzip der 
„Unabhängigen“-Bewegung inur lose verbunden. Es handelt 
sich bei ihm um hochkultivierte Persönlichkeiten, deren Huma¬ 
nitätsideal durch die Unmenschlichkeiten des Krieges einen so 
starken Stoß erhalten hat, daß ihr ganzes Gleichgewicht dabei 
verloren ging. iDer Uebertritt zur Parteiopposition bedingte bei 
den meisten von ihnen einen politischen Frontwechsel, den sie 
aber — vielleicht erst nach langen Bedenken — vornahmem, 
weil sie über den Barbarismus des Krieges nicht anders hinweg¬ 
konnten. Die Politik der Mehrheit galt ihnen als Unterstützung 
des Blutvergießens — sie verschlossen sich gegen die politi¬ 
schen Erwägungen oder konstruierten sich eine besondere 
Theorie des Kriegsursprungs, um ihr Verhalten zu rechtferti¬ 
gen; unter keinen Umständen konnten sie es mit ihrem Ge¬ 
wissen vereinbaren, an der Mehrheitspolitik teilzunehmen. Zwi¬ 
schen ihnen und den Unabhängigen aus Charakteranlage besteht 
ein tiefer Gegensatz, der allerdings erst wirksam werden wird, 
wenn des Krieges Stürme schweigen und die Friedensarbeit 
auch ihnen wieder verstandesgemäßes Handeln ermöglicht. 

Der weitaus am wenigsten sympathische Typ des „unabhän¬ 
gigen“ Führertums ist gerade der, dem bei der Propaganda die 
Hauptarbeit zufällt. Jede Partei hat neben ihren Führern grö¬ 
ßeren Stils eine breitere Schicht propagandistisch tätiger Per¬ 
sonen. Das Wirken dieser Personen reicht selten über ihren 
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Wohnbezirk hinaus, hier aber, im Rahmen des Wahlkreises, 
des Bezirks oder der Provinz, ist es von großer Wichtigkeit. 
Sie sind es, die die eigentliche Versammlungspropaganda be¬ 
treiben, in der das Auftreten der Führer großen Stils nur den 
Ausnahmefall bildet. In der Sozialdemokratie bestand diese 
Schicht fast durchweg aus Autodidakten, intelligenten Lohn¬ 
arbeitern, die sich durch Fleiß einen gewissen Fonds politischen 
Wissens angeeignet hatten, der ausreichend war, um mit Er¬ 
folg zu agitieren. Das Versammlungswesen, wie es sich bis 
zum Kriege entwickelt hatte, enthielt für diese Schicht eine 
ernste Gefahr, der sich viele nicht zu entziehen verstanden. 
Die Reden in unsern Versammlungen waren größtenteils Mono¬ 
loge. In den geschlossenen Versammlungen war der Vortrag 
oft nur angesetzt, um überhaupt etwas vorzun^hmen; in den 
öffentlichen Versammlungen waren wir immer ganz unter uns 
— Gegner kamen selten —, wenn sich einmal einer zu uns ver¬ 
irrte, so machte er sich nicht bemerkbar. Vielerorts machten 
nicht einmal die Versammlungen in der Zeit der Reichstags¬ 
wahlen eine Ausnahme von dieser Regel. Infolgedessen fehlte 
den hier auftretenden Rednern die Kontrolle durch eine wirk¬ 
liche Oeffentlichkeit; es fehlte ihnen die Gelegenheit, die von 
ihnen vorgetragenen Auffassungen am Widerspruch ernsthafter 
Gegner zu messen und nachzuprüfen; es fehlte der Zwang zu 
eindringlicher geistiger Arbeit. Diese Entwicklung vollzog sich 
in allen Kreisen, in denen wir eigene Größe wurden; dort, wo 
jede Versammlung noch eine Auseinandersetzung mit den Geg¬ 
nern war, kam diese Führerschicht nicht zur Ruhe, hier mußte 
sie ständig auf die Ausfüllung der Lücken ihres Wissens be¬ 
dacht sein, in den meisten Großstädten aber fehlte dieser 
Zwang und dort erlagen die bequemeren Naturen jener Gefahr: 
sie erstarrten in ihrer geistigen Entwicklung und verfielen einem 
höchst unerfreulichen Papageientum. Durch die in jedem Falle 
glänzende Lösung der ihnen gestellten Aufgabe erlangten sie 
eine Selbstsicherheit, die alle Zweifel abwies, aber darum auch 
einer von den Zeitverhältnissen geforderten Fortentwicklung 
ihrer theoretischen und taktischen Anschauungen den zähesten 
Widerstand entgegensetzt. 
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Es ist einleuchtend, daß gerade hier die große taktische 
Schwenkung, zu der sich die Partei beim Ausbruch des Krie¬ 
ges genötigt sah, kein Verständnis fand, und daß darum gerade 
diese Schicht dem Boden bildete, auf dem der Oppositions¬ 
gedanke zuerst Wurzel fassen konnte. Der Uebertritt zu den 
„Unabhängigen“ war für diese Personen einfach eine innere 
Notwendigkeit. Sie konnten nicht lernen, sie hatten jahre- und 
jahrzehntelang ihr Agitationshandwerk nach hergebrachten 
.Regeln ausgeübt, darin waren sie sicher; was die Parteipolitik 
nun von ihnen forderte, war so neu und ungewöhnlich, daß sie 
es einfach nicht leisten konnten. Die alten gewohnten Qe- 
dankengänge waren ihnen so geläufig, die waren ihnen so in 
Fleisch und Blut übergegangen, daß sie sich neuen nicht mehr 
anpassen konntem. Ihnen wurde es eine heilige Ueberzeugung, 
daß die Mehrheitspolitik ein Verrat an den sozialistischen 
Grundsätzen sei. Diese Personen bilden den Kern der propa¬ 
gandistischen Kräfte, die die „Unabhängigen“ ins Feld führen. 
Der Kampf mit ihnen ist nicht schwer, aber unangenehm. Auf 
offener Wahlstatt sind sie mitleiderregende Invaliden, im Kreise 
der Ihrigen beherrschen sie immer das Feld. 

Von diesem Typ des „Unabhängigen'* aus Gewohnheit führt 
die Linie zur Masse der unabhängigen Parteigänger — wenn 
man nach Niederbarnim und Crimmitschau noch von einer un¬ 
abhängigen „Masse“ reden will. Den Kern bilden hier ehemalige 
Angehörige der Sozialdemokratie, deren geistige Entwicklung 
mit der soeben besprochenen vieles gemein hat — gute tüchtige 
Leute, die willig alle Arbeit auf sich nahmen, keine Flugblatt- 
verbreitung versäumten und ständig Besucher der kleinen und 
großen Versammlungen waren. Dort nährten sie ihre Geistig¬ 
keit mit den Agitationsredem, die sie mit Ausdauer anhörten. 
Das Niveau dieser Reden wurde für sie bestimmend. Die Kritik 
der herrschenden Klassen und der gesellschaftlichen Zustände 
wurde ihnen die Hauptsache, Maß und Inhalt aller Parteitätig¬ 
keit. In einer Zeit wurzelnd, wo das Wesen der Partei vor 
allem in Kritik und Opposition bestand, und sich ganz der 
Parteiarbeit hingebend, wurden Kritik und Opposition auch die 
Elemente ihres eigenen Wesens. Die Zeit war nicht dazu an- 
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getan, diese Tätigkeit als geschichtliche Episode aufzufassen, 
oder davon zu sprechen, daß unsere kritisierende und opposi¬ 
tionelle Haltung auch einmal einer anders gerichteten Taktik 
werde Raum geben müssen; wer in der Zeit des Zuchthaus¬ 
kurses oder später des schwarzblauen Blocks solche Möglich¬ 
keiten ausgemalt hätte, wäre recht sonderbar angesehen wor¬ 
den. Auch für diese Schicht ehemaliger Parteimitglieder mußte 
die taktische Schwenkung im August 1914 und die sich daran 
anschließende Politik der Mehrheit einen Bruch mit allen Par¬ 
teitraditionen darstellen, den sie nicht begreifen konnten. Wo 
diese innere Erschütterung nicht in dem Festhalten an der Or¬ 
ganisationsdisziplin ein Gegengewicht fand, kam es zur Los¬ 
lösung von der Partei und zum Anschluß an die Bewegung 
der Unabhängigen. Aber die Disziplin war doch stark genug, 
um einen allgemeinen Abfall dieser Schicht von der alten 
Partei zu verbinden. Wo darum die Unabhängigen zur Grün¬ 
dung neuer Orts- oder Kreisorganisationen übergehen mußten, 
fiel ihnen nur das zu, was sich der Partei nicht unverbrüchlich 
fest verbunden fühlte — die Spreu; das schwerere Korn blieb 
wo es war. Nur dort, wo sie die Organisationen beherrschten, 
konnten sie den größeren Teil dieser Schicht für sich gewin¬ 
nen; ob sie ihn festhalten können, ist freilich eine andere Frage. 

Einen größeren Teil der unabhängigen Gefolgschaft bilden 
jugendliche Arbeiter und Frauen. Wir brauchen nur an die 
eigene Jugend zu denken, um es uns zu erklären, warum die 
Agitation der Unabhängigen auf diese Kreise eine besondere 
Anziehungskraft ausüben konnte. Aber es kommt da doch noch 
etwas anderes hinzu. Die Arbeiterjugend der Gegenwart unter¬ 
scheidet sich dort, wo die Jugendorganisationen eine geordnete 
Tätigkeit entfalten konnten, nicht wenig von der Jugend vor 
zwanzig oder dreißig Jahren. Die Bildungsarbeit hat ihre Gei¬ 
stigkeit komplizierter gemacht. Die ursprüngliche Begeisterung, 
mit der sich einst die von keiner schulmäßigen Bildungsarbeit 
berührte Arbeiterjugend in den politischen Kampf warf, ist der 
sozialistischen Jugend von heute verloren gegangen. Sie neigt 
mehr zu Reflexionen, hat sich des Gefühls der Unterordnung 
gegenüber der älteren Parteigeneration entäußert und dafür 
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eine Selbstsicherheit angeeignet, die sie nur allzu oft zur Oppo¬ 
sition gegen die Parteiinstanzen verleitet. Oie Richtung unse¬ 
rer Bildungsarbeit war stark — zuweilen zu stark — auf schön¬ 
geistige und theoretische Gesichtspunkte eingestellt. Die 
schöngeistigen Einflüsse gaben manchen Teilen der organisier¬ 
ten Arbeiterjugend einen Anflug von verzärteltem Aestheten- 
tum und zogen zugleich eine Gefühlsrichtung groß, die ganz 
den humanitären Idealen zugewandt war und dem vorhandenen 
Widerspruchsgeist den Weg vorschrieb. Die theoretischen 
Bildungseinflüsse erhielten ihre Richtung von jenem Hyper¬ 
radikalismus, den unsere Bildungszentrale so liebevoll pflegte. 
Es konnte nicht ausbleiben, daß sich von dieser so herangebil¬ 
deten Jugend große Teile der „unabhängigen“ Bewegung zu¬ 
wandten, in der sie bald ein regsames Element bildeten. 

Aehnliche Beweggründe liegen bei den Frauen vor, die in der 
„unabhängigen“ Bewegung mittun. Das weibliche Gefühl muß 
sich naturgemäß gegen den Barbarismus des Krieges stärker 
als das des Mannes zur Wehr setzen. Die verstandesgemäßen 
Erwägungen sind dagegen schwächer. Die von der Frau am 
unmittelbarsten empfundenen täglichen Nöte und Beschwer¬ 
nisse geben dem weiblichen Widerwilleu gegen das Ganze der 
Kriegserscheinungen stetig neue Nahrung, Hier ist alles Ge¬ 
fühl. Der unentwickelte Stand sowohl der Jugend- wie der 
Frauenorganisation läßt diese Hinneigung zu den „Unabhängi¬ 
gen“ als für die Zukunft wenig bedeutsam erscheinen. Das 
politische Wesen der Arbeiterjugend und der Arbeiterin wird 
erst die Zukunft rein ausprägen. 

Diese Betrachtung der einzelnen Bestandteile der „Unabhän¬ 
gigen“ zeigt eine ungewöhnliche Mannigfaltigkeit. Der neue 
Parteityp ist noch nicht geschaffen; ob es überhaupt jemals 
zur Herausbildung eines neuen politischen Typs kommen wird, 
oder ob die „Unabhängigen“ nichts weiter darstellen werden, als 
ein Petrefakt aus einer vergangenen Epoche, das wird sich 
erst nach längerer Entwicklung unter Friedensverhältnissen er¬ 
weisen. Sollte sich in ihnen ein neuer Typ bilden, so kann es 
nur durch schwere innere Kämpfe geschehen. 
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ALWIN SAENQER (München): 

Zur Frage der Kriegsentschädigung. 

Obwohl uns die Frage einer Kriegsentschädigung im engeren 
Sinne des Wortes sehr viel unwichtiger erscheint, als die Ge¬ 
staltung der allgemeinen weltpolitischen Verhältnisse nach dem 
Kriege und besonders auch als der Abschluß brauchbarer 
handelspolitischer Vereinbarungen, wollen wir doch den folgen¬ 
den Ausführungen gern Raum gewähren. 

W IR alle wünschen mit dem Abschluß dieses Krieges einer welt¬ 
politischen Situation gegenüberzustehen, die gar keine oder 
wenigstens möglichst geringe Keime einer späteren, notwendigen 
Waffenentscheidung enthält. Der Sozialist, der auch heute noch 
am Grabe der Internationale die hoffende Ueberzeuguhg einer ge¬ 
läuterten Epoche der Universalgeschichte sich bewahrt, wird aus 
ganzem Herzen wünschen, daß eine dauernde Völkerverständigung 
gelingt. Aber diese Verständigung ist leider einstweilen nur eine 
Hoffnung, und die Meinung, daß bald ein Zeitalter ewigen Friedens 
anbreche, eben nur ein persönlicher Glaube. Wir teilen diesen Glauben 
nicht; sollte es auch wiii<lich dem Werk unserer Tage gelingen, dem 
europäischen, vorweg dem englischen Imperialismus die ewig grüne 
Friedenspalme auf sein Grab zu legen: selbst ein Optimismus, der 
Berge versetzt, wird sich kaum zu der Behauptung versteigen, daß 
die asiatisch-chinesische Welt in diesem Jahrhundert bereits den 
Menschheitsschwur auf das Kommunistische Manifest ablegen wird. 
Je skeptischer man aber der baldigen Verwirklichung des ewigen 
Friedens gegenübertritt, um so weniger wird man geneigt sein, 
Friedensbestrebungen auf Formeln einseitig festzulegen. I>er Verlauf 
dieses Krieges zeigt immer mehr, daß mancher Punkt politischer 
Programme für die nächste Zukunft keine Berücksichtigung finden 
kann. Der Krieg ist eben ein Revolutionär. Je länger er dauert, 
je größer die ideellen und materiellen Verluste unserer Nation sind, 
desto berechtigter wird das Bestreben erscheinen, zunächst für das 
eigene Haus die Basis des Wiederaufbaus möglichst günstig zu ge¬ 
stalten. Es ist dieses Wollen die letzte, logische Konsequenz des 
von uns anerkannten und durch tausendfache Opfer bekräftigten 
Grundsatzes der nationalen Selbstverteidigung. Darum kann auf die 
Dauer die Frage der Kriegsentschädigung nicht zu einem starren 
Dogma werden, das etwa zum Kernpunkt des Wesens eines Ver¬ 
ständigungsfriedens erklärt wird. Gewiß, wenn heute die feindlichen 
Staaten zu einem Frieden bereit sind, der nicht den cnglisch-fran- 
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zösischen Machtinstinkten folgt, der nicht das britische Weltreich 
um Kleinasien vergrößern und die deutschen Reichslande zur ewigen 
Sanktion des Raubes französischer Könige annektieren will, dann 
müssen wir ohne Kriegsentschädigung diesen Frieden schließen. Nur 
wegen der Kriegsentschädigung keinen Tag länger Krieg! Da eine 
Entschädigung niemals die furchtbaren Kriegsfolgen voll auszuglei- 
chen imstande ist, wäre ein längerer Waffengang des Oeldes wegen 
wider unser eigenes Interesse. Wie nun aber, wenn der wahnsinnige 
Machtglaube der Entente, Deutschland zu zerschmettern, weitere 
furchtbare Todeskämpfe von unserem Volk verlangt? Wenn die 
Herren Clemenceau und Lloyd George weiter schwerste Wunden an 
unserem nationalen Körper verschulden, wenn weitere hunderttausend 
deutsche Arbeiter für die nie erreichbaren Kriegsziele der gegneri¬ 
schen Koalition sterben müssen? Wenn die brutale und höhnische 
Zurückweisung und Diskreditierung aller deutschen Verständigungs¬ 
versuche den Wiederaufbau auch unseres schwerst geschädigten 
gesellschaftlichen und individuellen Lebens um Jahre, vielleicht Jahr¬ 
zehnte im Tempo hinauszieht und die „Friedensnot“ potenziert? 
Sollten wir auch dann aus Ehrfurcht vor einem .Prinzip“, dessen 
friedengestaltende immanente Kraft zunächst nur vermutet, aber 
keineswegs bewiesen in unserer Vorstellungswelt lebt, nicht den 
Versuch wagen, die Stärkequellen des Feindes, sei es nach der wirt¬ 
schaftlichen oder rein finanziellen Seite hin, der Beschleunigung und 
Kräftigung unserer Friedenswirtschaft dienstbar zu machen? Daß 
unser Qesamtorganismus kräftig ist und wir — auf uns allein gestellt 
— auch diese katastrophale Periode einst überwinden werden, er¬ 
scheint begründet und glaubhaft. Zu leugnen, daß Beitragsleistungen 
des Gegners bei unserem Wiederaufbau von wesentlichem Nutzen 
sind, ist absurd. 

Die Kriegspolitik der Entente hat mit Unterstützung der über¬ 
wältigenden Mehrheit ihrer sozialistischen Parteigänger einen Weg 
cingeschlagen, der weitab von einer Verständigung auf der Basis des 
Status QUO ante führt. Wir sind eben in der Geschichte noch nicht 
an der Schwelle eines tausendjährigen Reichs ewiger Seligkeiten an¬ 
gelangt. Kampf ist noch die Losung der Geschlechter. Die universal¬ 
geschichtliche Tiefe des Krieges erhellt durch nichts mehr, als dadurch, 
daß die im Friedensschluß proklamierte Integrität unseres Reichs — 
und das ist doch wohl nach den weltgeschichtlichen Heldentaten 
des deutschen Volkes auch das Mindestprogramm eines ideebeladenen 
Pazifisten quand möme — stets eine schwere Niederlage der gegen 
uns erhobenen Welt bedeutet. Einer der zwingendsten Beweise für 
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die Richtigkeit des Satzes, daß nach diesem Weltkrieg nicht eine 
Epoche des „unterschiedlosen Völkerbreis“, sondern ein deutsches 
Zeitalter anheben wird. Die Erkenntnis, daß selbst die bescheidenste 
praktische Anerkennung des Selbstbehauptungsrechts der deutschen 
Nation die Erschütterung der englischen Welthegemonie und das 
Ausscheiden Frankreichs aus der Reihe der Großmächte konse¬ 
quent nach sich ziehen muß, weckt einerseits keinen Optimismus 
l^züglich der Kriegsdauer und anderseits eine begründete Skepsis 
gegenüber dem Begriff „Verständigungsfriede“. Es wird der Zeit¬ 
punkt — erachtet man ihn nicht schon als vorliegend — kommen, 
in dem jedem Einsichtigen und Vorurteilslosen die Erkenntnis sich 
aufdrängt, daß auch in der Friedenspolitik Dogmatisierungen unpoli¬ 
tisch und darum unrationell sind. Es kann wünschenswert und klug 
sein, zur gegebenen Zeit einen ehrlichen Friedenswillen zu mani¬ 
festieren. Die Grenze der Zweckmäßigkeit ist überschritten, wo über 
das Geständnis einer grundsätzlichen Friedensbereitschaft hinaus 
eine Bindung in Einzelpunkten erfolgt. Die Gerissenheit der feind¬ 
lichen Diplomatie und die wechselvollen Möglichkeiten gerade dieses 
Krieges legen die Pflicht nahe, auf Schlagworte sich nicht festzulegen. 
Die Anschauung, daß die Kriegslage für den Inhalt des Friedens¬ 
vertrags nichts bedeuten dürfe, gehört unseres Erachtens zu den 
lächerlichsten Kontemplationen einer politischen Selbstkastration. Die 
deutsche Friedensresolution vom 19. Juli 1917 zu verwerfen, möchten 
wir ausdrücklich ablehnen. Würden ihre Urheber, den Notwendigkeiten 
der heutigen Politik entsprechend, die positiven Gedankengänge der 
Entschließung in breitester Oeffentlichkeit mehr unterstreichen, so 
würde sie weniger der Zielpunkt berechtigter und unberechtigter An¬ 
griffe sein. Ihren historischen Wert glauben wir allerdings in erster 
Linie in ihrer Bedeutung für die innerpolitische Lage erkennen zu 
müssen; als dauernde Plattform parlamentarischer Mehrheitsbildung 
wird sie auch dann notwendig sein, wenn die weltpolitische Konstel¬ 
lation ihren Verständigungsbegriff ad absurdum führt. Theoretisch 
wie praktisch erscheint es übrigens, ganz allgemein gedacht, durch¬ 
aus unberechtigt, einen Verständigungsfrieden dort zu leugnen, wo 
ein Teil dem anderen Entschädigungen in irgendeiner Form gewährt 
Alle Schematisierungen erscheinen in dieser Richtung unzutreffend. 
Eine Behauptung, Kriegsentschädigung schließe eine endgültige Ver¬ 
ständigung aus, kann ernstlich nicht aufgestellt werden. Ein Friede 
ohne Kriegsentschädigung braucht an der dauernden Feindschaft 
zweier Staaten gar nichts zu ändern; ein Friede, in dem sich ein 
Staat zu bestimmten Leistungen oder ^günstigungen gegenüber dem 
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anderen verpflichtet, braucht eine allmähliche, freundschaftliche An¬ 
näherung keineswegs zu verhindern. Es kommt alles auf die Um¬ 
stände an. 

Für den Sozialisten aber kann ein entschädigungsloser Friede 
wahrlich nicht als ein sozialdemokratischer Lehrsatz schlechthin 
gelten. Bei strengster Selbsprüfung vermögen wir in einer Kriegs¬ 
entschädigung, als der Notfolge eines gegnerischen imperialistischen 
Willens, bis zur Sintflut von Blut und Elend das Morden fortzusetzen, 
einen Verstoß wider sozialistische Grundsätze nicht zu erblicken. 
Auch wir deutsche Sozialisten müßten einem Friedensschluß, der in 
gewissen Grenzen die feindlichen Kräfte unserer eigenen aufbauenden 
Wirtschaft der neuen Friedenszeit, entsprechend der allgemeinen 
Kriegslage, nutzbar macht, unsere Zustimmung geben. 

Die Sozialisten der Entente begnügten sich in ihren entscheidenden 
Mehrheiten nicht mit der Pflicht nationaler Verteidigung. Sie haben 
die Kriegsziele ihrer Regierungen, den „Kampf ohne Gnade“ vor¬ 
behaltlos in den Stunden gebilligt, als sie des Glaubens und der 
Hoffnung an eine Revolution der deutschen Arbeiterklasse waren; 
sie haben den „Souffle guerrier“ für die nackten, schamlosen An¬ 
nexionsziele ihrer imperialistischen Regierungen auch dann noch an¬ 
gefeuert, als der „Militarismus“ ihrer Länder das letzte freie Wort 
zu erdrosseln strebte; sie sind für die Eroberung Konstantinopels 
durch die Russen eingetreten und haben sich gegen eine Verständi¬ 
gung erklärt. Ehe ehrwürdigen Häupter des französischen Marxis¬ 
mus haben den italienischen Treubruch stürmisch verlangt. Sie haben 
sich alle Mühe gegeben, der Tragödie des Millionenmordes noch 
weitere Akte neuer Hekatomben von Opfern zuzufügen und haben 
einen Neutralen nach dem andern in den Krieg hineinzuhetzen versucht. 
Der königliche, sozialdemokratische Minister Vandervelde hat seine 
wilden Kriegsreden mit dem begeisterten Hoch auf den „Krieg bis 
zum bitteren Ende“ geschlossen. Zur gemeinen Vergewaltigung 
Griechenlands schwiegen sie, wie sie zur Gewalttat Holland gegen¬ 
über schweigen. Dafür haben sozialistische Blätter der Entente 
glaubensfromm Oreuelmärchen deutscher Truppen nebst rohen Bil¬ 
dern unbesehen in ihre Spalten aufgenommen, und hervorragende 
englische Sozialisten das deutsche Volksheer als eine „Rasse mili¬ 
tärischer Bamliten“ beschimpft, hat uns die englische Arbeiterpresse 
„Schädlinge am Baum der Menschheit“ und Herr Hyndman in seinem 
Brief an Clemenceau eine „Schande der Zivilisation“ genannt. Und 
wir deutschen Sozialdemokraten? Wir streckten ein nach dem 
anderen Male die Friedenshand aus. Man hat sie konsequent von 
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sich gestoßen. Und der Sozialist Snowden mit allen Pazifisten be¬ 
willigt die neuesten Kriegskredite just in dem Moment, als Herr 
Bonar Law verkündet, daß England Aegypten niemals räumen werde. 
Ausdrückliche Billigung dieses jüngsten, erst im Kriege endgültig voll¬ 
zogenen Raubes eines großen Landes! 

Wenn derartige Früchte schon am Baum sozialistischer Erkenntnis 
reifen, kann man sich nicht mehr allzusehr wundern, wenn aus den 
Reihen der rassenechten Imperialisten bislang auf alle deutschen 
Friedensrufe nur wildes Kriegsgeschrei als Echo antwortete. Daß 
aber unser guter, deutscher Michel unter der wohlwollenden Pro¬ 
tektion der sozialistischen, englisch-französischen Internationale die 
gnädigst gewährte Aussicht hat, um so mehr Scherben zu bezahlen, 
als die Narren drüben in ihrem Deiirium Töpie kaput schlagen, braucht 
wohl nur für den ein Dogma zu sein, der auch nach diesem Krieg die 
Quintessenz deutscher Weltpolitik in dem Satz Karl Marx’ sehen zu 
müssen glaubt: „Es ist die alte deutsche Dummheit, auf dem Welt¬ 
theater nicht geltend zu machen, was er leistet.“ 


JOHANN PLENQE: 

Wie wir die Geschichte sehen. 

W ENN es auch ersichtlich einigermaßen töricht ist, daß die „Frank¬ 
furter Zeitung“ in ihrer Nummer 141 der „Glocke“ vor wirft, 
sie vertrete das starre Dogma eines von aller Moral verlassenen über- 
folgerichtigen Marxismus, so soll man sich doch immer belehren 
lassen, und es ist gewiß nützlich, sich auch aus der Nähe anzusehen, 
was die ,J^rankfurter Zeitung“ an den Meinungen und Aeußerungen 
der „Glocke“ eigentlich so unmoralisch findet. Lensch und Renner 
stehen dabei für die ganze „Glocke“. Sollen also alle übrigen Mit¬ 
arbeiter künftighin mit dem Makel behaftet sein, daß sie sich in 
einer sittlich höchst bedenklichen Gesellschaft befinden? Oder sagen 
wir andern vielleicht „kalt und frech“: allerdings alles das, was Ihr 
diesen beiden Uebeltätern angekreidel habt, alles das unterschreiben 
wir alle! 

Und wir werden belohnt werden. Denn indem wir Satz für Satz 
vornehmen, wird aus der lächelnden Abwehr eines unverständigen 
Angriffs ein wohlbegründetes Bekenntnis zu einer ernsthaften Ge¬ 
schichtsbetrachtung und zu einer ernsthaften Politik, die aus dieser- 
Geschichtsbetrachtung etwas gelernt hat. 

Ja, wirklich, es klingt nicht schön, wenn Lensch geschrieben hat, 
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daß „es nichts gemütsroheres gebe, als die Weltgeschichte'*. Aber 
ist der Satz darum falsch? Denkt darüber nach! Mustert die Welt¬ 
geschichte durch! Lest die Weltgeschichte in eiiftr kurzen, knappen 
Zusammenfassung und erkennt seine Wahrheit an. Die einzelnen 
Menschen sind nur die allerkleinsten Bausteine der Geschichte! Sie 
hat sie massenhaft verbraucht! Sie hat Klassen und Völker anein¬ 
ander verbluten lassen! Sie hat ganze Kulturen übereinander ge¬ 
wälzt, um einen neun Anlauf zu beltommen! Kant und Hegel haben 
sie in ihrer ganzen Härte gesehen. Ist es gemütvoll, wenn Kant 
glaubt feststellen zu müssen, daß die Natur den Krieg als Mittel 
genommen habe, um.den seinem Qrundwesen nach bösartigen Men¬ 
schen schließlich nach langen Jahrhunderten zur Vernunft zu bringen? 
Oder wie gefällt dem, der ethische Zierlichkeit in der Weltgeschichte 
sucht, etwa der Satz Hegels, des viclberufenen „Optimisten“, der 
also anhebt: ,Aber auch indem wir die Geschichte als die Schlacht¬ 
bank betrachten, auf welcher das Glück der Völker, die Weisheit der 
Staaten und die Tugend der Individuen zum Opfer gebracht wird"; 
und daran die notwendige Frage anschließt: „Welchem Endzweck 
diese ungeheuersten Opfer gebracht worden sind?“ Leichtfertiger 
Moralist, lies die Chorgesänge aus dem .Agamemnon“ des Aeschylos, 
damit Du weißt, mit welchem Schauder und mit welchem entschlos¬ 
senem Willen zum Sieg der Gerechtigkeit Du den Schicksalsgang der 
Weltgeschichte betrachten mußt! Nein, wahrhaftig, nur die burschi¬ 
kose Fassung des Gedankens, nicht der Gedanke selbst ist von Lensch, 
und wer ihn versteht, befindet sich in sehr guter Gesellschaft. Und 
es verträgt sich durchaus mit diesem Gedanken, daß aus all den 
harten Kämpfen der Geschichte durch den Zwang zur stärksten 
Leistung der inneren menschlichen Geisteskräfte eine höhere mensch¬ 
liche Daseinsform heraufgebildet wird, weil, um wieder mit Hegel. 
zu sprechen, „alle Entwicklung im Geistigen ein harter, unendlicher 
Kampf der Menschheit gegen sich selbst ist". Daran glauben wir 
alle, die wir an den Sozialismus glauben. Daran glaubt also auch 
Lensch trotz aller „Gemütsrohheit der Weltgeschichte“. Die Welt¬ 
geschichte ist aber wirklich kein Gegenstand für ethisches und ästheti¬ 
sches Teegeschwätz, wenn man nicht ihren Bau vor dem inneren Auge, 
losgelöst von aller Mühe des Entstehens, in seiner Organisationsfolge 
wie eine große Wunderblume aufsprießen läßt. Dann bleiben wir 
selber Zuschauer und fühlen die Not und die Härte des Daseins nicht. 
So sah es Hegel, als er den Staat als die Wunderblume des organi¬ 
sierten Zusammenwirkens in der menschlichen Willensgemeinschaft, 
„die Rose im Kreuz der Gegenwart“ nannte. 
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Darum können wir von der „Qlocke" trotz aller Zweifel der braven 
Frankfurterin auch durchaus zustimmen, wenn etwa der gegenwärtige 
Zustand der Welt in anderen sozialistischen Blättern mit einem „Irren¬ 
haus“ verglichen wird. Weder die Auffassung von der Qemütsroheit 
der Weltgeschichte noch die Auffassung von der aufwärtssteigenden 
Kraft der zusammenfassenden Menschenvernunft hindert uns daran. 
Ja, indem wir beides in seinem ganzen Ernst nehmen, fühlen wir den 
stärksten Sporn, aus dieser Zelt der wahnsinnigen Völkervernichtung 
den größten Sieg der Völkervernunft zu machen. Aber indem wir 
das wollen, werden wir nicht kindlich dabei. Wir spiegeln uns nicht 
vor, die Welt sei nur sozusagen durch ein kleines Versehen zum 
Irrenhaus geworden und brauchte nur sozusagen einen kleinen gut¬ 
mütigen Entschluß, um wieder brav zu sein. 

Derjenige, der einen gefährlichen Irren in einem vorübergehenden 
Moment seiner körperlichen Ermattung schon für genesen hält, kann 
von der gefährlichen Bestie plötzlich niedergeschlagen werden, wenn 
sie bei neuer Kraft wieder ausbricht. Das geben wir denen zu be¬ 
bedenken, die vom Irrenhaus der Welt sprechen und an doch gar zu 
schnelle Völkerversöhnung glauben. 

Wir meinen, ebenso, daß ein weltgeschichtliches Riesenereignis von 
dem Umfang der gegenwärtigen Qeschichtskatastrophe schlechterdings 
nicht aus kleinen Zufällen oder aus der ganz persönlichen Beschränkt¬ 
heit einiger Diplomaten hervorgehen kann. Es bricht hervor aus einer 
inneren Notwendigkeit zunächst der gegebenen Qesellschaftslage und 
weiterhin aus einem tief in der Geschichte verankerten Werdezwang, 
in dem sich die schaffende Macht der Geschichte durch uns auslebt. 
Das ausgehende 19., das beginnende 20. Jahrhundert hatte eine mit 
den stärksten Negativitäten im Innern der Staaten und zwischen den 
Staaten geladene Gesellschaftslage. Es war durch das ständig ge¬ 
steigerte Riesenmaß seiner technischen Mittel in einen wilden Sturm 
des zügellosen Wettkampfs der Völker hineingerissen, der zum Auf- 
einanderprall führen mußte, wenn die Endauseinandersetzung über die 
Verteilung der begrenzten Erde begann. Die europäische Gesellschaft 
hatte durch die Folgen ihrer technischen Taten die Herrschaft über 
sich selbst verloren, die sie durch die geistige Befreiung des aus¬ 
gehenden 18. Jahrhunderts soeben errungen zu haben glaubte, und 
gerade die durch diese geistige Befreiung herbeigeführte Entfesselung 
des Eigenstrebens aller gab der allseitigen Explosion des ungebändigten 
Ausdehnungsverlangens seine ungezügelte Wucht. Eine Völkergesell¬ 
schaft im Taumel des „Jahrhunderts der unbegrenzten Möglichkeiten“ 
sollte zur Abscheidung der gegenseitigen Ansprüche kommen, ehe sie 
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noch eine innere Beherrschung der losgebundenen Kräfte 'des Kapita¬ 
lismus gelernt hatte. Wie konnte das glücken? Das sind Lagen, 
wo die Friedensträume einzelner Gruppen sentimentale Wünsche 
bleiben rrüssen. selbst wenn sie mit ihren Hoffnungen eine spätere 
Zukunft d?r Geselischaft vorwegnehmen. Nicht was einzelne möchten, 
sondern was für ein Wille in einem ganzen großen Gesellschafts¬ 
system und seinen Schichtungen lodert, das entscheidet. 

So lange ein solcher Zustand der äußersten Spannung der geschicht¬ 
lichen Gegensätze ungelöst bestand, mußte man trotz aller mensch¬ 
lichen Wünsche die gewaltsame Entladung nach allen geschichtlichen 
Analogien für eine überaus wahrscheinliche Lösung halten. Ist aber 
der gewaltsame Ausbruch zur Wirklichkeit geworden, dann darf man 
mit berechtigtem Sprachgebrauch von „geschichtlicher Notwendig¬ 
keit“ sprechen, wenn gerade durch diesen Ausbruch die Ausbildung 
der höheren organisatorischen Lebensform, die die Spannung endgültig 
löst, beschleunigt wird. Aus der Spannung der Gegensätze leuchtet 
uns die stärkste Zusammenfassung der Kräfte auf. Damit ergibt sich 
die Berechtigung, die kleinen einzelmenschlichen Geschichtsvorgänge, 
die den Anlaß gaben, als eingegliederte Teilvorrichtungen im Dienst 
eines bestimmt gerichteten Entwicklungszw'eckes zu sehen, der sich 
so oder so über den Willen der einzelnen hinweg durchziisetzen 
strebt, um die unserer Grundanschauung gemäße höhere Lebensform 
herbeizuführen. Ob wir dabei auch von einer „Absicht in der Welt¬ 
geschichte“ sprechen sollen, kann unentschieden bleiben, weil das 
der innersten Entschließung des einzelnen vorgreift. Es kommt damit 
etwas Persönliches in den Weltenplan hinein. Das ein aus dem Un¬ 
bewußten der menschlichen Grundanlage sich hebender Entwicklungs¬ 
zweck zunächst nicht zu haben braucht. Es ist kaum ganz ehrlich, 
wenn die „Frankfurter Zeitung“ gerade Lensch von einer „Absicht“ 
in der Weltgeschichte sprechen läßt. Aber vielleicht denkt die ,J^rank- 
furter Zeitung“ einmal darüber nach, daß es kantiscli und christlich 
zugleich ist, die „Absicht in der Weltgeschichte“ im praktischen 
Wollen anzuerkennen. 

Ganz gewiß aber ist nichts unsinniger, als nach dem Beispiel der 
Frankfurterin nachträglich zu meinen, durch diese oder jene kleine 
freundliche Einzelverabredung mit unseren Gegnern, etwa durch ein 
Abkommen mit England über portugiesische Kolonien oder dergleichen, 
hätte die Katastrophe von 1914 vermieden werden können. Ein solcher 
Vertrag, 10 Jahre oder länger zurück, hätte die Bedingungen der 
großen Völker- und Gesellschaftsspannung leicht verschoben, aber die 
Qrundverfassung der Völkergesellschaft nicht verändert. Ja, er hätte 
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vielleicht durch eine unbeabsichtigte Nebenwirkung auf einen anderen 
Faktor der übergefährlichen Oesamtlage die Katastrophe nur noch 
schneller und noch gewaltsamer herbeigführt. Wer sagt uns denn, 
ob die vorläufige, scheinbare Einigung Englands mit Deutschland usw. 
nicht die vorzeitige Zersetzung Oesterreichs bedeutet hätte, und dar¬ 
über der Westzusammenbruch von Osten her in anderer Form herauf- 
gezogen wäre. Alle solche Vermutungspolitik ist von Anfang an eitel, 
nun die Weltkatasprophe Wirklichkeit geworden ist. 

Wir müssen die Weltgeschichte immer so ansehen, daß wir prak¬ 
tisch darauf aufbauen können. Das ist das eigentliche Lebensgesetz 
aller Qeschichtsbetrachtung. Und auch, wenn wir gar keine andere 
praktische Absicht haben sollten, als den verstörten Wunsch, solche 
Weltkatastrophen für künftig unmöglich zu machen, müssen wir doch 
aus den großen Zusammenhängen der Qesellschaftslage ihre tiefste 
Verursachung verstehen lernen, nicht ihre kleinen äußeren Anlässe 
im Spiel der Diplomatie. Wenn man aber einen Ueberblick über die 
großen Zusammenhänge der Gesellschaftslage zu geben sucht, nennt 
man das .^Konstruktion“. Auch die „Frankfurter Zeitung“ greift das 
gegen die soziologische Qeschichtsbetrachtung auf. Aber bei allen 
Konstruktionen, technischen und geistigen, kommt es nur darauf an, 
ob sie haltbar und tragfähig sind. Dann taugen sie zur Brücke über 
den Abgrund. 

Für uns sind alle geschichtlichen Konstruktionen gut, die uns für 
das Prinzip des organisatorischen Volkssozialismus die zuverlässigsten 
Stützen geben. 

Daß der Fortschritt in der Geschichte wesentlich durch Kampf 
bedingt ist, und daß aus dem Druck der stärksten gesellschaftlichen 
Not die entscheidende Umbildung kraftvoll durchgesetzt werden muß, 
ist seit Marx eine Qrundüberzeugung des Sozialismus, für die er sich 
freilich zu einem Teil auch auf Kant berufen kann. Kein Marxist 
wird leugnen, daß Klassenkämpfe und Klassenrevolutionen für den 
Aufbau der Geschichte zu dem Umfang und der Kraft der heutigen 
wirtschaftsmächtigen Gesellschaftsordnung notwendig gewesen sind. 
Kein Marxist zweifelt daran, daß bei der inneren Fortbewegung der 
Gesellschaft immer bestimmte Klassen die F^ührung haben und jeweils 
der eigentlich tätige Mittelpunkt des gesellschaftlichen Weiterbaus 
sind. — Wenn nun der Sozialismus durch den Weltkrieg hinzugelernt 
hat, daß das Qesellschaftsleben nur in seiner staatlichen Ordnung 
verstanden werden kann und nur durch die organisatorische Kraft 
des Staates zum zusammengeschlostsenen, ansgeglichenen Ausbau 
seiner Einrichtungen gelangt, was ist da selbstverständlicher, als daß 
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die gewohnte Qrundauffassung von der Cntwicklungsbedeutung des 
KaiTH>fes und von der siegreichen Vollendung der sozialistischen 
Organisation durch die durch ihre geschichtliche Lage dazu berufene 
Gruppe auch auf den Staat und die äußere Fortbewegung der Staaten¬ 
ordnung übertragen wird? So hat Renner vom Völkerkampf ge¬ 
schrieben, daß „die allermeisten Kriege, in denen man herkömmlicher¬ 
weise bloße Eroberungskriege sieht, die Aufgabe vollzogen haben, 
bestehende oder werdende Markt- und Wirtschaftsgemeinschaften zu 
sichern, in der Form von Staatsgemeinschaften; also nicht völker¬ 
hemmende, sondern völkerverbindende Kriege gewesen sind“. Und 
von der Wahrscheinlichkeit eines führenden Organisationsvolkes: „Es 
ist nicht ausgeschlossen, daß auch in der Zukunft die Welt ihre 
Ordnung findet im Wege kriegerischer Auslese, daß diejenige Macht, 
die sich als die stärkste Organisation erweist, auch durch die Ge¬ 
schichte zum größten Organisationswerk berufen und von Rechts 
wegen die höchste Gewalt wird, die Richterin, Walterin und Recht¬ 
schöpferin der Völker.“ Das sind nach den Lehren des Weltkriegs 
für den wissenschaftlichen Sozialisten naheliegende Wahrheiten, die 
durchaus nicht ausschließen, daß man, trotz aller Anerkennung der 
Entwicklungsbedeutung des Krieges für die Vergangenheit, mit dem 
Abschluß der Weltverteilung unter die Völker nach einer kriegsfreien 
Ordnung der Zukunft strebt. Kämpft nicht auch der Marxist, der 
den Gang der Geschichte in Klassenkämpfen sieht, gerade für Klassen¬ 
freiheit der Zukunftsgesellschaft? Aber die „Frankfurter Zeitung“ 
spricht entsetzt von einer vollständigen Kapitulation vor der absoluten 
Machtpolitik, als ob das Volk der vorbildlichen sozialistischen Orga¬ 
nisation über seiner Macht das Recht vergessen sollte und um seiner 
eigenen Organisation willen vergessen könnte! Als ob es nicht end¬ 
lich Zeit wäre zu erkennen, daß der Sozialismus schlechterdings 
durchaus Machtpolitik sein muß, weil er durchaus Organisation sein 
will: höchstmögliche menschliche Machtgemeinschafi, keineswegs 
Elendsbruderschaft, die ich nicht wehren kann! Der Sozialismus hat 
die Macht zu erobern, er darf die Macht niemals blind zerstören. 
Und die wichtigste kritische Frage des Sozialismus in der Zeit des 
Völkerkampfes ist notwendig die: welches Volk ist vor allem zut 
Macht berufen, weil es die Organisation der Völker vorbildlich führt? 
Das war die Gewissensfrage des Sozialisten bei Beginn des Krieges. 
Die ,Jdeen von 1914“' gaben die Antwort! Diese notwendige Ge¬ 
wissensfrage des Sozialismus hat Lensch mit Recht in seiner Gegen¬ 
überstellung der ei«lischen und der deutschen Gesellschaftsentwicklung 
unter der Kritik des Organisationsgedankens eindringlich wiederholt 
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und vielen vertraut geipacht. Es ist für uns als Nation dieselbe Qe- 
wissensfrage, die Marx im „Kommunistischen Manifest“ dem Prole¬ 
tariat als Klasse gestellt und beantwortet hat. Sie ist Sporn und 
Beruhigung. Ihre getreue Beantwortung ist Fundament unseres ge¬ 
schichtlichen Rechts auf diesem Höhepunkt der Weltgeschichte. 

Wir sehen also die Geschichte in ihrer ganzen Härte! In ihrer über 
die Menschen hinweggehenden Notwendigkeit! In ihrem Aufstieg durch 
Kämpfe! Mit ihrer Auslese, die diejenigen zur höchsten Leistung 
zwingt, die sich aus ihrer Not nur durch Fortschritt befreien können! 
Wir sehen die Oeschichte stählern. Aber wir sehen sie auch mit der 
Wärme unseres Qenossenschaftsgefühls, weil wir Sozialisten sind. Wir 
sehen sie trotz aller Größe ihres ungeheuren Ganges mit dem Zu¬ 
trauen zur eigenen Kraft, weil wir über den mühsamen Bau der Ver¬ 
gangenheit durch unsere planmäßige Arbeit den neuen Lebensring 
der organisierten Volksgenossenschaft hinüberwachsen lassen wollen. 
Das alles ist ganz und gar „unsentimental” und doch ganz und gar 
sittlich. Nur das Geschwätz des sittlichen Gernegroß lehnen wir ab, 
der mit ein paar gleichgestimmten Vereinsbrüdern durch ein paar 
allgemeine Tugendsätze aus der gesicherten Schreibstubenweisheit ■der 
bürgerlichen Vergangenheit die ungezügelten Oesellschaftskräfte der 
Weltkatastrophe glaubt bändigen zu können. Darüber spottet Lensch 
immer wieder mit derbstem Spott. Und die ganze Nation sollte diesen 
Spott lernen, weil sie nicht mehr weichlich sein darf, wenn sie einen 
weltgeschichtlichen Beruf bekommen hat. 

Dieser ganzen Auffassung liegt aber nichts ferner, wie die leicht¬ 
fertige Ablehnung eines entschlossenen Friedenswillens. Aber es 
kommt allerdings auf einen entschlossenen Friedenswillen an, der sich 
seiner Verantwortung vor der Geschichte bewußt ist und für die Zu¬ 
kunft bauen will Alles andere ist ein zaghafter, ein feiger, ein ge-' 
dankenloser Friedenswille. Es ist das'unabweisliche Gesetz für unsern 
Willen, daß ein Volk, das sich zur führenden Mitwirkung beim Aufbau 
der Zukunft berufen glaubt, eine gesicherte wirtschaftliche Macht¬ 
unterlage für diese Zukunft braucht. „Versöhnung“ gibt uns das nicht 
zurück, was der Oeschäftsneid Englands an Weltbeziehungen rück¬ 
sichtslos zerstört hat. Und wenn „Versöhnung“ uns das alles zurück¬ 
geben soll, so wäre sie gleichbedeutend mit dem Eingeständnis der 
englischen Niederlage. Wir sollen unsittlich sein! Was ist es aber 
für eine unsittliche Oberflächlichkeit, nach diesem Weltkrieg so harm¬ 
los Versöhnung zu verlangen, als wenn sich zwei Jungens geprügelt 
haben, und nun jeder wieder hübsch verträglich sein soll So sdir 
ist die Welt doch nicht zum Narrenhaus geworden, daß der Satz 
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gilt, Pack schlägt sich und Pack verträgt sich, wenn cs nur wieder 
Geschäfte machen kann. Wenn große Völker wirklich auf Leben und 
Tod miteinander gerungen haben, dann liegt für lange Jahre ein 
anderes Gefühl über der Welt, wie „Versöhnung“. Von einer „Ver¬ 
söhnung“ aus einer letzten Einkehr der Völker, die sich in straffe 
Selbstzucht genommen und sich gegenseitig wirklich verstanden haben, 
sprechen unsere Versöhnungsbrüder doch noch nicht. Die Welt hat 
auch noch keine Zeichen davon. Diesen Versöhnungswillen kann die 
sozialistische Zukunft einmal bringen, wenn die Völker in die gegen¬ 
seitige Begrenzung einer festen Weltorganisation hineingewachsen und 
in eine Art Altersruhe der Gesellschaftsentwicklung gekommen sind, 
die den Sturm des schrankenlosen Ausdehnungstriebs der entfesselten 
Einzelkräfte des Kapitalismus überwunden hat. Aus all den unver¬ 
meidlich kommenden wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Folgen 
des Krieges, ganz abgesehen von all den blutenden Wunden des 
menschlichen Leides, läßt sich mit nüchterner Sicherheit entnehmen, 
daß der Friede, der jetzt allein kommen kann, ein Friede des nach¬ 
haltigen Völkergrolles sein wird, dem erst in weiter Zukunft die 
Völkerversöhnung folgt. Das ist die Wirklichkeit! Der entschlossene 
Friedenswille sieht also beides, nahes und fernes! Und verlangt beides: 
stärkste Macht für die Zeit des Grolles, und ruhige Gerechtigkeit 
für die Zukunft der Versöhnung. 

Und nun die törichte Entrüstung der „Frankfurter Zeitung“ gegen 
die „Glocke“: „Zu Ende ist es mit den ethischen Redeblumen. Diese 
Richtung, zu der auch Haenisch, Heilmann u. a. gehören, hat natür¬ 
lich für Sentimentalitäten keinen Raum. Daher verspotten sie den 
Verständigungsfrieden, wie einen entschlossenen Friedenswillen über¬ 
haupt, und erklären das Selbstbestimmungsrecht der Völker und den 
Parlamentarismus für öde Schlagworte.“ 

Aber was hat das alles mit der Moral zu tun? 

Das Selbstbestimmungsrecht der Völker! Ist nicht klarer Weise 
diese sogenannte Selbstbestimmung die bedeutungslose Augenblicks¬ 
zuckung eines enthirnten Organismus, wenn neuen Völkern alle ein¬ 
gearbeiteten volksmäßigen Organe der Willensbildung fehlen und eine 
Zufallsgruppe durch Zufallsgewalt den verwirrten Massen ihren Willen 
aufzuzwingen weiß? Oder wenn der Druck eines starken Beschützers 
den vorhandenen Schein eines politischen Willenskörpers so zum 
zum Sprechen bringt, wie es ihm gerade nützlich dünkt? Und ist 
nicht gerade vom Standpunkt des organisatorischen Sozialismus 
ein unbedingtes Selbstbestimmungsrecht der Völker das Recht der 
induvidualistischen Völkeranarchie? Wollen wir denn dem einzelnen 
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im Wirtschaftsleben volle Selbstbestimmung gewähren? Der folge¬ 
richtige Sozialismus kann den Völkern nur ein Recht auf Eingliede¬ 
rung in die Völkergenossenschaft zugestehen, wie es der realen 
Gesamtlage der geschichtlichen Kräfte entspricht. Die amerikanische 
Demokratie hat für ihre Politik auf den Philippinen das schöne Schlag¬ 
wort erfunden: die Erziehung des armen, braunen Bruders. Wir 
wollen von der wohlklingenden Einkleidung gern ahsehen, aber den 
Kern der Sache fest ergreifen. 

Für den Sozialisten gibt es bei der Organisation der Völker n^n 
der Selbstbestimmung auch die Verselbständigungshüfe, die zur Frei¬ 
heit erzieht, und die Eingliederungshilfe, die für ein sachgemäßes 
Zusammenwachsen der Völker sorgt. 

Und der Parlamentarismus? Ist denn der Parlamentarismus mit Frei¬ 
heit, Demokratie und Sozialismus innerlich irgend so verwachsen, 
daß seine Bekämpfung gegen die Sittlichkeit geht? Wer sagt lauter 
als die Amerikaner: diese große Demokratie ist ein freies Land? 
Und was für einen Einfluß hat das Repräsentantenhaus auf das Mi¬ 
nisterium des vom Volke gewählten Präsidenten? Aber aus der 
Qrundgesinnung des Organisationssozialismus folgt allerdings, daß 
der Parlamentarismus - als System der Volksverwaltung auf seine 
organisatorischen Eigenschaften hin beurteilt werden muß. Da ist die 
Antwort: er ist erträglich beim Zwei-Parteien-System; er führt bei 
Parteizersplitterung zur elenden Qrüppchenwirtschaft gerissener Qe- 
schäftspolitiker und bringt dadurch den Staat unter die Bestechungs¬ 
gewalt der Oeldmächte. Darum ist er — jedenfalls in seinen west¬ 
europäischen Formen — für die Zeit des Wiederaufbaus eines großen 
Volkes zu einer ganz neuen Weltstellung das allergefährlichste 
System und für den Sozialismus schlechterdings unmöglich. Denn 
der Sozialismus verlangt weitgespannte Pläne, gut beaufsichtigte 
Beamte und große Autorität. Der Sozialismus kann sich aus dem 
Parlamentarismus der üblichen Schablone niemals herausfinden, 
weil er mit jedem neuen Ministerium immer wieder zu¬ 
sammenpurzeln muß. Wenn also die politische Macht in 
seinen Dienst gestellt wird, um Volksorganisation aufzubauen, 
wird sie einen Vertrauensausschuß von hervorragenden Köpfen 
überantwortet werden müssen, der für eine ganze Reihe von 
Jahren seiner Macht sicher ist. Das ist- das politische System des 
werdenden Sozialismus, weil er Uebergangswirtschaft ist. Jede Art 
Uebergangswirtschaft braucht eigentlich ein solches Regiment mit 
festzusammengeschlossenem Willen. Und wenn eine solche Ueber¬ 
gangswirtschaft vorüber ist, muß etwas anderes folgen, als ein Mehr- 
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heitsspiel der Volksvertreter, dessen Geheimnisse das Volk nicht er¬ 
fährt. Arbeitererfahrung für die Volksorganisation der Arbeit! Unsere 
Gewerkschaften wären nie zu etwas gekommen, wenn ihre Demokratie 
und ihr Führertum von einem Gewerkschaftsparlamentarismus mit 
wechselnden Gruppenmehrjieiten beherrscht gewesen wären! — 
Versucht es also, Euch in unsere „Unsittlichkeit“ hineinzudenken 
und kostet ihre Größe und menschliche Kraft. Unser Bild von der 
Weltgeschichte ist von starkem Ernst, aber es lähmt unseren Willen 
nicht und aus dem Richtgedanken des organisatorischen Sozialismus 
wachsen allseitig handfeste Ziele heraus. Klare Arbeit nach außen! 
Klare Arbeit nach innen! Und ein fester Entschluß für das, was aus 
der Erschütterung dieser Weltkatastrophe als Baugrund für die Zu-, 
kunft gesichert werden muß. 


Noch einmal die nFrankfurter Zeitung^. 

Die „Frankfurter Zeitung“ hat eingesehen, daß sie sich in .ihrem 
schnekügen Angriff auf die „Glocke“ vollkommen vergalloppiert 
hat. In einem ellenlangen Artikel kommt sie auf unsere Abfertigung 
in Nr. 9 dieser Zeitschrift zurück und sucht zu retten, was noch zu 
retten ist. Aber dieser Rettungsversuch macht einen ebenso komischen 
Eindruck, wie der erste Angriff. 

Wir hatten geschrieben, der „Vorwärts“ habe nun endlich das 
Illusionäre seiner bisherigen Politik eingesehen und zugegeben, daß 
keine andere Lösung der Weltwirren zu sehen sei, als der erhoffte 
volle deutsche Sieg auch im Westen. Wir hatten hinzugefügt: diese 
Einsicht hatten wir in der „Glocke“ und anderswo allerdings schon 
lange vertreten. 

Die „Frankfurter Zeitung“ kann natürlich dJe Richtigkeit unserer 
Prognose nicht bestreiten, und deshalb begreift man überhaupt nicht, 
was der ganze vom Zaun gerissene Angriff auf die „Glocke“ im 
allgemeinen und mich im besonderen für einen Sinn hat. War es 
'lediglich das Bedürfnis, dem durch die geschichtliche Entwicklung 
so grausam enttäuschten „Vorwärts“ gegen uns, die „kleine Gruppe“, 
zur Hilfe zu kommen? Das wäre nicht gerade schmeichelhaft für 
das Zentralorgan der deutschen Sozialdemokratie. 

Wir kommen auf den ganzen Bettel nur deshalb noch einmal zurück, 
weil er uns an einem drastischen Beispiel Gelegenheit gibt, den Wert 
der materialistischen Geschichtsbetrachtung für die Erkenntnis der 
geschichtlichen Gegenwart zu beleuchten. „Vorwärts“ wie „Frank¬ 
furter Zeitung“ haben beide, der erste indirekt, die zweite direkt, zu- 
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geben müssen, daß sich unser Standpunkt, der Weltkrieg werde nicht 
durch gegenseitige Verständigung zu Ende geführt werden, als richtig 
herausgestellt habe. Die „Frankfurter Zeitung“ sagt jedoch, trotzdem 
sei unsere Politik falsch gewesen, denn wir ,4connten es doch nicht 
wissen“ — ipsissima verbal —, daß wir recht behalten würden! 
Das ist nun zum Entzücken gar! Es hätte nämlich nach der „Frank¬ 
furter Zeitung“ ebensogut anders kommen können. Und die „Frank¬ 
furter Zeitung“ sucht sich diese sie überraschende Tatsache, daß es 
nicht „anders“ gekommen ist, durch einen „Vergleich“ zu erklären: 
Der alte Moltke habe gesagt, in jedem Qeneralstab gebe es Leute, 
die immer recht behalten, weil sie Skeptiker sind und es ja schließlich 
doch anders komme, als man meinte. Nun mag man mir alles Mög- 
liclie vorwerfen, aber daß man mich eines Tages zu den „Skeptikern“ 
in die Saubucht sperren würde, hätte ich mir nie träumen lassen. 
Skeptiker sind Leute, die zu nichts Vertrauen haben, die an nichts 
wahrhaft und herzhaft glauben, weil sie selber keine herzhaften und 
wahrhaftigen Leute sind, die alles bemäkeln, von allem immer nur 
die Kehrseite erblicken und so zu keinem Entschluß und zu keinem 
Standpunkt kommen. Ein einziger Blick in meine Schriften, von 
denen die „Frankfurter Zeitung“ behauptet, daß sie sie kenne, beweist 
jedem, daß von alledem bei mir keine Rede sein kann. Freilich habe 
ich mir meinen Standpunkt auch nicht durch banalen Optimismus 
oder reine Qefühlspolitik erobert. Ich hab’s mir sauer werden lassen 
und versucht, auf Grund der marxistischen Qeschichtstheorie Vernunft 
in den „Unsinn“ der „Weltwirren“ zu bringen. Ich hin dabei zu 
Schlüssen gekommen, die sich mit dem Verlauf der Weltrevolution 
in den entscheidenden Punkten und besonders in der Frage: Ver¬ 
ständigung oder nicht? je länger um so mehr decken, und das dünkt 
mich allerdings keine schlechte Probe auf das Exempel des Marxis¬ 
mus zu sein. 

Allein nach der „Frankfurter Zeitung“ ist nun einmal der 
Marxismus der reine Unsinn und wenn seine Anwendung noch so 
sehr zum Verständnis der Gegenwart beiträgt und zu Ergebnissen 
führt, die vom objektiven Geschichtsverlauf noch so nachdrücklich 
bestätigt werden, so hilft das ihm gar nichts. Es ist und bleibt 
Unsinn, sintemal „wir’s ja nicht haben wissen können“. Nun gut! 
Streiten wir uns mit der „Frankfurter Zeitung“ nicht herum und kon¬ 
statieren wir lediglich die Tatsache: die auf dem Boden des Marxismus 
stehende „Glocke“ hat in der Beurteilung des Geschichtsverlaufs recht 
behalten, der „Vorwärts“ jedoch und die „Frankfurter Zeitung“ haben 
sich geirrt. An ihren Früchten aber sollt ihr sie erkennen. 
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Auch über Renner liest man’s jetzt im zweiten Artikel der „Frank¬ 
furter Zeitung“ erheblich anders. Im ersten war er ein blinder Qe- 
waltverehrer, der vor der „absoluten Machtpolitik“ eine „vollständige 
Kapitulation“ vollzogen hatte. Im zweiten ist er eine Art weltfremder 
Stubengelehrter, der „mit erstickender Gründlichkeit“ politische Pro¬ 
bleme anfaßt, und der „an die Stelle der Politik ein Gelehrtenseminar“ 
setzen will. Es ist nicht nötig, diesen Widerspruch zu kommentieren. 

Was man über Plenge, den die ,d^rankfurter Zeitung“ sehr höflich 
den „Renommierprofessor“ der „Glocke“ nennt, zu sagen beliebt, ist 
rein persönlich und deshalb für die „Glocke“ nicht vorhanden, Plenge 
hatte schnöderweise ausgesprochen, daß die „Frankfurter Zeitung“ 
vielleicht gerade deshalb den Standpunkt der „Glocke“ bekämpfe, 
weil sie um den Einfluß der liberalen Schlagworte bange, der in der 
Arbeiterschaft immer noch stark ist und, wie erwiesen, auch im sozial¬ 
demokratischen Zentralorgan sein Echo findet, der aber um so eher 
dahin schwindet, je mehr die realistische Auffassung der „Glocke“ 
in der Sozialdemokratie Boden fäßt. Das war gewiß eine sehr 
„amoralische“ Interpretation der Frankfurter Taktik. Immerhin sollte 
die ,4’rankfurter Zeitung“ es Plenge zugute halten, daß sie selber 
es war, die ihn auf diesen Gedanken bringen mußte. Denn wenn es 
wirklich wahr ist, was sie jetzt schreibt, daß nämlich einer Sozial¬ 
demokratie, die sich auf die extreme Auffassung des Neumarxismus 
zurückschrauben ließe, die Kraft an der Wurzel gebrochen würde, 
wie konnte sie da den Wunsch äußern, daß der Einfluß des Neu¬ 
marxismus möglichst tief in der Sozialdemokratie sein möge? Der 
Leitartikler der „Frankfurter Zeitung“ schlage nur die Spalten seines 
eigenen Blattes nach und da wird er in der Nr. 180 vom 1. Juli 1916 
in der Besprechung meines „neumarxistischen“ Buches: Die Sozial¬ 
demokratie, ihr Ende und ihr Glück, die Sätze finden: Dieses Buch 
gehört ohne Zweifel zu den besten sozialdemokratischen Schriften 
über den Krieg und seine Fragen: „Es bleibt übrig za hoffen, daß 
dieses marxistische Buch auf die Krisis in der Sozialdemokratie einen 
heilsamen Einfluß habe" 

0 wenn Du doch geschwiegen hättest! 

Dr. Paul Lensch. 
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PETER HAMECHER: 

Der Ketzer von Soana. 

yV^NN man das Drama Qerhart Hauptmanns, seine Art der 
VV Menschengestaltung, die in ihrer lebendigen Völle und Fülle ganz 
einzigartig ist, anschaut, so ist ein epischer Zug nicht ziu verkennen. 
Die ganze Anlage der Charaktere wie ihre breite minutiöse Aus¬ 
malung ist durchaus episch. Dies scheint mir auch Hauptmanns Nei¬ 
gung zum Naturalismus mit zu begründen und sein Versagen aui dem 
Boden des Stildramas, über dem andere Formgesetze wallen, wenig¬ 
stens teilweise, zu erklären. Die starke epische Begabung des Dich¬ 
ters hat denn auch sein Roman „Der Narr in Christo Emamiel Ouint" 
in jeder Hinsicht dargetan. Wenn dieses Werk von einigen als die 
bedeutendste deutsche Romanschöpfung seit dem „Wilhelm Meister“ 
gepriesen wurde, so dürfte dieses Lob kaum zu hoch greifen. Ein 
außerordentlicher Qehalt ist hier in eine Form gefaßt, die in ihrem 
Erlebnis- und Anschauungsreichtum wie in ihrer bildnerischen und 
architektonischen Vollendung nicht umzustoßen geht. Hauptmann hat 
sich hier in der Vollkommenheit eines Gebildes, das das Tiefste und 
Edelste seines Menschentums wie seines Künstlertums unverweslich 
umschließt, wie nie vorher über sich selber erhöht. An diese Dich¬ 
tung knüpften sich Erwartungen einer wiederholten Pubertät, um 
diesen von Qoethe geprägten Begriff zu gebrauchen, einer künstle¬ 
rischen Erneuerung, wenn man Hauptmanns dramatischem Experi¬ 
mentieren mit immer größerem Mißbehagen folgte. ' 

Nun liegt — von dem flüchtigeren Qelegenheitswerk „Atlantis“ darf 
man füglich absehen — wieder eine epische Schöpfung Hauptmanns 
vor: eine Novelle J[>er Ketzer von Soana“,^ und die Empfindung über 
dieses Geschenk ist reine ungemischte Freude. Es ist eine Frucht von 
seltener Köstlichkeit, prall und voll, mit reifen, leuchtenden Farben 
i^nd im Geschmack von schwerer Süße, die berauscht; ein Erzeugnis 
edelsten Stammes, gereift unter der Mittagssonne heitersten Himmels. 
Wo man auch hineinschneidet, quillt der Saft, blüht das Fleisch. Reife 
und Verjüngung zugleich scheint das Werk. Hauptmanns Bildnerkraft, 


‘ Berlin 1918. Verlag S. Fischer. 
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die in den letzten Jahren so oft erlahmt schien, zeigt sich hier aut 
einer Meisterhöhe, die rings im Untkreis keinen Gegenstand des 
Vergleichs hat. 

Was Hauptmann, den letzten christlichen Dichter, der sozusagen 
letzte Essenz, feinste Sublimierung des christlichen Liebesgeistes 
bis in alle Poren seines Wesens ist, hier bewegt, ist ein Welt¬ 
anschauliches: die Erneuerung des Menschen durch die Abstoßung 
dessen, was sozusagen das degenerative Zeichen des Christentums 
ist, eine nachträgliche, fremde Aufpfropfung, die die ursprüng¬ 
liche Hee der Bildung verdorben hat: des sinnenfeindlichen 
Asketismus. Der asketische Geist des Christentums hat die 
Einheit der Welt zerrissen und ist für die Menschheit zu einer 
Krankheitsquelle geworden. Das Heil kommt nur aus der Zurück¬ 
gewinnung einer neuen, heidnisch-antikischen Sinnenfreudigkeit; einer 
neuen Lebensgläubigkeit, die tief ist wie das Christentum und heiter 
wie der Himmel der klassichen Welt; einer anbetenden Andacht zu 
den schöpferischen Zeugungskräften des Seins, zu allem göttlich 
Lebendigen. Hauptmann erzählt die Geschichte eines jungen Prie¬ 
sters — man hat auf die, übrigens nebensächliche, stoffliche Ver¬ 
wandtschaft mit Zolas „Sünde des Abb6 Mouret" hingewiesen —, 
der, in Sinnenfeindschaft und fiebernder Sündenfurcht erzogen, durch 
die Begegnung mit einem Weibe, einem heißen, animalisch triebhaften 
Erdgeschöpf, die Herrlichkeit der Erde erst zagend, dann staunend 
erkennen lernt und endlich in tiefer, gläubiger Hingabe an die Brust 
des unendlich wirkenden Schöpfergeistes, des heilig sündelosen, sinkt. 
Ueber dem Werk steht als göttliches Zeichen Eros, „der älter ist als 
Chronos und auch mächtiger“, durch den, nach Plato, „das All selbst 
m sich selbst gebunden ist". „Zwar ist er der jugendlichste durch 
seine Gestalt, aber seinem Dasein nach so alt wie die ewigen Götter," 
heißt es im „Qastmahl" des Xenophon, und bei Plato: „Denn unter 
den Göttern am ältesten zu sein, ist ruhmvoll. Das aber ist bezeugt: 
denn Eltern des Eros gibt es nicht, sondern Hesiod sagt: Zuerst wurde 
das Chaos, aber danach: Breitbrüstige Gea, allen ewig sicherer Sitz, 
und Eros." Er ist das von Anbeginn Waltende, Gestaltende. In ihm 
liegt der Sinn unseres „Stirb und Werde" beschlossen. Er ist das 
Leben, außerdem es nichts gibt; die ewige Geburt und die ewige 
Auferstehung; ein großer Gott und ein großer Dämon. Hauptraanns 
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Dichtung ist ein brausender Hymnus aui seine zeugende Macht, „die 
die höchste Macht ist, die schaffende Macht“. 

Doch die erlebnishafte Bezauberung, die eine künstlerische Dar-’ 
Stellung auf uns ausübt, kommt nicht vom Gedanklichen, sondern 
lediglich von der sinnlichen Wirkung. Ein Kunstwerk ist ein Stück 
in sich ruhenden, objektiv daseienden, sinnlichen Lebens. Hofmanns¬ 
thal sagt in seinem „Gespräch über Gedichte“ sehr fein: „Die Poesie 
setzt niemals eine Sache für eine andere: sie spricht Worte aus 
um der Worte willen, das ist ihre Zauberei. Um der magischen Kraft 
willen, welche die Worte haben, unsern Leib zu rühren und uns unanf- 
hörlich zu verwandeln.“ Diese verwandelnde, uns verzaubernde Kraft 
aber wohnt Hauptmanns Novelle in höchstem Maße inne. Sie ist ganz 
und gar lebendig erfülltes Sein von stärkstem Atem; ein Meisterwerk 
von seltener bildnerischer Schönheit und formaler Vollendung bei 
außerordentlichster, erlebnisschaffender Eindruckskraft. Alles ist 
Symbol und alles ist Leben in reichster Fülle. 

Die Erzählung ist als Rahmengeschichte gegeben. Sie spielt in der 
südlichen Alpenw'elt, und der Dichter hebt berichtend an, wie er dort 
einen seltsamen Hirten trifft, den die Talbewohner als den Ketzer 
von Soana bezeichnen, und der ihm, nachdem der Jüngling — Haupt¬ 
mann erzählt die Begegnung als Jugenderlebnis — sein Zutrauen er¬ 
langt, ein Manuskript gibt, das die Geschichte des Priesters Fran¬ 
cesco enthält. EHese Geschichte nimmt den Mittelgrund des Werkes 
ein, und der Schluß knüpft die Fäden zusammen und bringt die Gestalt 
der Frau, die mit dem Ketzer lebt. Oberflächlicher Betrachtung mag 
dieser Rahmen leicht als äußerlich erscheinen. Aber in Wirklichkeit 
ist er von großer künstlerischer Bedeutsamkeit, ja! Notwendigkeit. 
Er wirkt wie die Seitenflügel eines mittelalterlichen Altarbildes, und 
dadurch, daß der Dichter die beiden Menschen der Novelle noch ein¬ 
mal, auf einer höheren Stufe, in der Ruhe ihres schönen, natürlich voll¬ 
endeten Daseins zeigt, schließt und' erhöht er zugleich das W'erk; gibt 
ihm auch ein geruhigeres, harmonisches Maß. Dazu sind die beiden 
Tafeln von ergreifender Schönheit. Der Hirt unter seinen Ziegen ist 
ein bukolisches Gemälde von köstlicher, reiner Einfalt, und das Bild 
des Weibes in der Reife seines Frauentums ist voll erhabener Anmut: 
„Sie trug ein Tongefäß auf dem Kopf, das sie mit der erhobenen Lin¬ 
ken ein wenig hielt, während sic mit der Rechten ihr Kind führte. 
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Man sah die Steifende näherkommen, voll vom Glanz der westlichen 
Himmelshälfte getroffen. Die Frau schien zu wachsen. Man sah 
das hochgeschürzte Kleid, sah bei jedem Schritte ein Knie sich flüch¬ 
tig entblößen, sah nackte Schultern und Arme hervortreten, sah ein 
rundes, frauenhaftes, trotz stolzen Selbstbewußtseins holdes Gesicht, 
das von starkem Haarwuchs, wie von rotbrauner Erde, urwesenhaft 
umgeben war.“ Zu dieser Schilderung vergleiche man das dämonische 
Bild des Bocksrittes der Agata in der eigentlichen Erzählung, und 
man wird das durchaus Sinnvolle und Aufhöhende des Rahmens, 
seine Kontrastbedeutung begreifen: „Das schöne Mädchen hielt die 
gewundenen Hörner des Bockes kräftig gefaßt, so stark es sich aber 
nach rückwärts bog, den Hals des Tieres mit sich reißend, vermochte 
sie doch nicht, weder es zuni Stillstand zu zwingen, noch von seinem 
Rücken herunterzusteigen. So hatte sich ihr Haar gelöst, die Trag¬ 
bänder ihres groben Hemdes waren von den Schultern geglitten, so 
daß eine köstliche Halbkugel sichtbar ward, und die sowieso kaum bis 
zur Wade reichenden Röckchen langten jetzt noch weniger zu, ihre 
üppigen Knie zu decken.“ 

Der Eindruck der beiden Flügelbüder ist edle, ruhige Erhabenheit. 
In der Novelle selber aber geht alles dämonisch zu. Die Urtriebe 
feiern ein Fest wilder, dämonischer Entfesselung. Alles wird hier zum 
Synüjol der rauschhaft wild und ungezügelt hervorbrechenden Zeu¬ 
gungsgottheiten. Man fühlt sich wie in ein urweltliches Geschehen 
zurückversetzt. Aber mit welcher künstlerischen Feinheit ist hier 
alles gebildet, und wie sind die ungeheuersten Dinge mit einer naiven 
Heiterkeit dargestellt, die ihnen jede Spur von Lüsternheit nimmt, bis 
zu ienem paradiesischen Idyll, wo auf einer einsamen Flußinsel Fran¬ 
cesco und Agata ihre Hochzeit feiern! „So gelangte das erste 
Menschenpaar in die enge Schlucht hinab, die das Flüßchen Savaglia 
gesägt hatte. Sie war sehr tief, und nur ein wenig begangener Fluß¬ 
pfad führte am Rande des Bachbettes bis zu dem Wasserbecken hin¬ 
auf, in das sich aus schwindelerregender Höhe das Bergwasser über 
die Felsstufe hinabstürzte. Noch in beträchtlicher Entfernung davon 
wurde der Bach in zwei Arme geteilt, die sich wiedervereinigten, 
durch ein kleines grünes Inselchen, das Francesco liebte und oft be¬ 
suchte, weil es mit einigen jungen Apfelbäumen, die dort Wurzel 
geschlagen hatten, sehr lieblich war. Und Adam zog seine Schuhe 
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aus und trug seine Eva dort hinüber. ,^Komm, oder ich sterbe,“ sagte 
er mehrmals zu Agata. Und sie zertraten Narzissen und Osterlilien 
mit dem schweren, fast trunkenen Gang der Liebenden.“ Die ganze 
Natur atmet hier die Reinheit des ersten Schöpfungsmorgens, und 
man empfindet das Orgiastische ebenso wie das Dämonische nirgend¬ 
wo als häßlich. Selbst der Blutschänder Scarabota, ein Halbtier aus 
der Familie des alten Huhn, in dem das dämonische Element der 
Natur in halb grotesker, halb unheimlicher Bildung ans Licht tritt, 
wirkt hier schön. Dazu hat Hauptmann den Vorgängen einen Hinter¬ 
grund gegeben, der etwas von Urwelt und von letzten Erinnerungen 
früherer Zeitalter hat, so daß sie vor ihm fast selbstverständlich er¬ 
scheinen. In diesen Alpentälern spuken noch die Geister der Vorzeit. 
Die Mägde schöpfen ihr Wasser aus einem Sarkophag, den Dionysos- 
Darstellungen schmücken, und in den Glauben der Bevölkerung hat 
sich ein Ueberrest heidnischer Naturvergötterung gerettet. Rings 
aber türmt sich die Wildheit der Felsen. Die Kunst des Atmosphä¬ 
rischen, der Stimmung, in die Hauptmann so das Ganze einbettet, ist 
von berückendem Zauber in der leuchtenden Kraft der Farbe. 

Auch im Menschenbildenden, das bei ihm in Wahrheit tiefste, ge¬ 
staltende Frommheit zum Leben ist, steht Hauptmann auf der Höhe 
seiner so einzigen Kraft. Die Gestalten: Francesco, der alte Scarabota, 
die hexenhafte Agata sind von innen heraus erfaßte Schöpfungen einer 
Plastik, die beherrschte Form und lebendigste Bewegung zu gleicher 
Zeit ist. Und wie sind die einzelnen Situationen, in denen Hauptmann 
seine Menschen, sie enthüllend, zeigt, von unvergeßlicher, sinnlicher 
Bildwirkung! Seelisches prägt sich durch das Sinnliche ein, so der 
Augenblick, wo Francesco zum erstenmal den Sinn des Bacchuszuges 
auf dem Sarkophag begreift, oder sein Erstaunen, da er zur Berg¬ 
höhle des alten Scarabota hinaufsteigt: „Die Trümmerstätte ver¬ 
wandelte sich in eitel Lieblichkeit. Bei diesem Anblick stutzte Fran¬ 
cesco. Dieser Sturmlauf von gelben Wiesenblumen hinauf gegen die 
verrufene Schwelle, dieses Hinanblühen üppiger Prozessionen lang¬ 
gestielter Vergißmeinnicht, unter denen Adern von Bergwasser ver¬ 
sickerten, und die ebenfalls mit ihrem blauen Abglanz des Himmels 
die Tür zu erobern suchten, schien ihm beinahe ein offener Protest 
gegen Acht, Bann und Femgericht der Menschen zu sein. Francesco 
mußte sich in seinem Staunen, dem eine gewisse Verwirrung folgte. 
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mit seiner schwarzen Soutane auf einen von der Sonne gewärmten 
Steinblock nieder setzen.“ Der Höhepunkt dieser Schilderungskunst 
ist das Paradiesidyll, wo der dämonische Spuk endlich von Fran¬ 
cesco läßt und das Qeschlechtmysterium sich ihm hüllenlos offenbar 
gibt, ein Nahesein bei Qott, ein Vergessen der eigenen Persönlichkeit, 
wie er es bisher in allen Extasen seines Gefühls nicht gekannt. 

Sinn und Mittelpunkt des Werkes ist Gestalt und Erlebnis des 
Francesco. Ein aloysianischer Jüngling, steht er am Anfang da, bis 
die Begegnung mit Agata seine Seele dem pandämonischen Schauer, 
dem Grauen des Naturmysteriums ausliefert. Die Eruption der Triebe 
nimmt für ihn unwillküriich ein dämonisches Gesicht an, und seine 
inneren Erlebnisse, voll Furcht und Schreck, vereinigen sich in seiner 
Phantasie mit den mythischen Vorstellungen urmenschlichen Fühlens. 
Er gewahrt zunächst nur die tierischen, faunischen Züge des mäch¬ 
tigen Gottesgesichts. Ueberall grinst ihn die satanische Fratze an, 
und er fühlt das Erwachen der Leidenschaft als ein Hervorbrechen 
wilder Mächte, die ihn zu Boden werfen und bocksfüßig, mit tollem 
Gewieher über ihn hinweg rasen, bis in der höchsten Stunde sich 
ihm der Gott strahlend, als die Urmacht des Lebens, offenbart, als 
der All und Eine, das Wesen selber. Da erwacht in ihm das große 
Vertrauen und der große Glaube, in dem er selber neu und heil, eins 
mit Gott und Welt wird. Er wird ein Hirte; aber sein Lieben mit den 
Tieren ist wie ein frommer, heiliger Dienst. Er fühlt sich in neuer 
Priesterschaft dem Gotte, der „älter ist als Kronos und auch mäch¬ 
tiger", der das l^ben selber ist, geweiht. — Ein Pandämonium braust 
und rast in dem Werke. Die Grundstimmung aber ist Heiterkeit, tiefe, 
frohe Einstimmigkeit mit der Natur und den Kräften des Seins. 

Hauptmann sagt einmal: „Ich bin durchaus homerisch gestimmt, 
wie denn mein ganzes Wesen dem Homerischen huldigt.“ In der Tatl 
nicht nur in der Idee des Werkes ist der herdnisch-antikische Geist. Er 
ist überall zu spüren in dieser Dichtung: in der heitern Naivität, mit 
der die Dinge angeschaut sind, wie in dem köstlichen Maß der For¬ 
mung, in dieser Bändigung des chaotisch-dämonischen Elements.. 
Von dem Werk gehen deutliche Beziehungen zum „Griechischen 
Frühling“. Jene Fahrt in die Heimat des Homer hat hier eine schönste 
Frucht getragen. Uns aber ist dieses Werk frohe Verheißung. 
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OSKAR WÖHRLE: 

Strophen aus dem Felde. 

Oede Nächte. 

Oede Nächte hocken über meiner Lagerstätte, 

Nächte ohne Traum und Schlaf. 

Zum Strom vereint, saust Regen nieder, 
scharfe Kugeln durchschneiden die Luft. 

Dies alles wirkt so wesenlos wie Spuk. 

Mich plagt der Zweifel: Wach ich? Träum ich? 

Der Tod, der neben mir im Glied marschiert, 
beweist, daß ich nicht träume. 

Ich habe kein Gefühl für Stunden mehr. 

Was Zeit? was Raum? Was alle Unterschiede? 

Armseliger Teil der Welt, was erkühntest du dich, 
mehr sein zu wollen, als alles andre Geschaffne? 

Siehe, vom Throne der Welt, vom goldenen, 

stürzest da dich selbst herab 

mit wütendem, klatschendem Beilhieb. 

Boshafter, teuflischer könnte dein schlimmster Feind nicht sein. 

Abendstem. 

Abendstern, du leuchtest Feuer über meinem dunkeln Weg. 

Bote des Himmels, du läßt dich herab, mich Irdischen zu geleiten. 

Hinter mir die Heimat. 

Vor mir der Feind. 

Hinter mir das warme Haus, das liebe Weib. 

Vor mir des nächtigen Todes Umarmung. 

Wenn die Mine springt, mir den Leib zerreist, 
wenn die Granate mich in Atome teilt, 
die tückische Kugel mir in das Herz fährt, 
ich nicht wiederkomme in die Reiche der Erde, 

du Himmlischer leuchtest immer noch, 

ziehst deine Sternbahn auf dem Untergründe der Welt, 

kühl und vornehm, 

nur dem Auge des Weisen erreichbar. 
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Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangahe gestattet 


Dr. ADOLF KOESTER: 

Der neue Kurs. 

r)ER neue Kurs, der in der auswärtigen Politik des deut¬ 
schen Reiches mit Bismarcks Abgang begann, hat sich von 
Anfang an in seiner Neugestaltung unserer Beziehungen zu 
Oesterreich-Öngarn am tiefsten ausgeprägt. Die Richtung, 
in der diese Umgestaltung geschah, hat der neue Kurs in 
allen verschlungenen Zickzackwegen seiner auswärtigen Po¬ 
litik unverändert beibehalten. Gelegentliche Versuche unter 
Bethmann Hollwegs Kanzlerschaft, die deutsch-österreichi¬ 
schen Beziehungen auf das Bismarcksche Maß zurückzuführen, 
kamen ebenso zu spät wie .die Bemühungen, in zwölfter 
Stunde zwischen deutschen und englischen Weltinteressen 
einen vertragsmäßigen Ausgleich zu schaffen. Der Welt¬ 
krieg hat eine seiner Wurzeln in dem russisch-österreichischeti 
Balkangegensatz. Die Unterstützung und die Vollmacht, 
die der neue Kurs — im Gegensatz zu Bismarck — der 
Balkanpolitik Oesterreich-Ungarns lieh, ist einer der wich¬ 
tigsten Faktoren in der Vorgeschichte des Weltkriegs ge¬ 
wesen. Was heute zwischen dem Deutschen Reiche und der 
Donaumonarchie über die Vertiefung des Bündnisses durch 
wirtschaftliche und militärische Abmachungen verhandelt und 
beschlossen wird, ist der vorläufige Schlußpunkt unter eine . 
Entwicklung, für deren Beginn die folgende Aufzeichnung 
Hohenlohes in seinen Denkwürdigkeiten'^ charakteristisch ist: 

„Es scheint mehr und mehr, daß die Meinungsverschieden¬ 
heit zwischen dem Kaiser und Bismarck über die russischen 
Pläne zum Bruch geführt hat. Bismarck wollte Oesterreich 
im Stich lassen. Der Kaiser will mit Oesterreich gehn, 

‘ Hohenlohe, Denkwürdigkeiten II Seite 46Q^ 
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selbst auf die Gefahr hin, mit Rußland und Frankreich in 
einen Krieg verwickelt zu werden. Daraus erkläre ich mir 
die Aeußerungen Bismarcks, der sagte, der Kaiser treibe 
Politik in der Weise Friedrich Wilhelms IV. Das ist der 
schwarze Punkt in der Zukunft.^^ 

Ob der zaghafte alte Hohenlohe mit dieser Charakterisie¬ 
rung der Politik seines kaiserlichen Herrn Recht hatte, soll 
hier ebensowenig untersucht werden wie die Frage, ob das 
historische Zerwürfnis zwischen Wilhelm II. und Bismarck 
wirklich mehr auf diese Differenzen in der Bündnispolitik 
als auf die verschiedene Auffassung in der Behandlung der 
Arbeiterfrage zurückzuführen ist. Fest steht die Tatsache, 
daß der neue Kurs mit der Lösung des deutsch-russischen 
Rückversicherungsvertrages und mit einer stärkeren Betonung 
des Anschlusses an Oesterreich-Ungarn beginnt. Durch die 
jüngsten Abmachungen zwischen den beiden Großmächten 
Mitteleuropas bekommen diese Anfänge des neuen Kurses 
und damit eines der umstrittensten Kapitel deutscher Außen¬ 
politik noch einmal aktuelle Bedeutung. 

Es ist bekannt, daß nicht nur aus alldeutsch-konservativen 
politischen Kreisen heraus dem neuen Kurs die Kündigung 
des deutsch-russischen Rückversicherungsvertrages von An¬ 
fang an als schwerster politischer Fehler angerechnet worden 
ist. Bis aut Hans Delbrück, der sich schon bald nach der 
Enthüllung des Vertrages skeptisch über ihn äußerte, hat 
auch die Mehrzahl unserer politischen Historiker die Abkehr 
von Rußland dem neuen Kurse zum Vorwurf gemacht. Und 
der Krieg, der das außenpolitische Interesse des deutschen 
Volkes mächtig geweckt hat, hämmerte allmählich auch in 
viele zuerst widerstrebende Köpfe die Auffassung ein, daß 
jene prinzipielle Abkehr von der östlichen Orientierung der 
Urquell alles außenpolitischen Elends von 1890 bis 1914 
gewesen sei. Demgegenüber sind dem neuen Kurse nur 
wenige Verteidiger entstanden — zuletzt der frühere Chef 
der Presseabteilung im Auswärtigen Amt, Otto Hammann, 
dessen jüngst erschienene politische Erinnerungen auf die 
vor-Bülowsche Aera des neuen Kurses, den er selber mit¬ 
gesteuert hat, manch persönlich interessierendes Schlaglicht 
werfen. 

Der Streit um den deutsch-russischen Rückversicherungs¬ 
vertrag hat eine formal-rechtliche und eine politische Seite. 
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Letztere ist das Wichtige. Erst auf dem Hintergründe seiner 
damals mehr gefühlten als gewollten weltpolitischen Aspi¬ 
rationen werden die ersten tastenden Schritte des neuen 
Kurses verständlich. 

Formal-rechtlich war das Verhältnis zwischen dem Deut¬ 
schen Reiche und Oesterreich-Ungarn durch das Bündnis von 
187Q festgelegt, das beide Staaten zu bewaffneter Hilfe gegen 
einen russischen Angriff verpflichtete. Dennoch hatte das 
Bündnis nach der Auffassung der damaligen deutschen Politik 
keine antirussische Spitze. Es war vielmehr in Bismarcks 
Sinne das einzige Mittel, die guten deutsch-russischen Be¬ 
ziehungen weiter zu ermöglichen, indem es Rußland von 
leichtfertigem Bruch mit Deutschland abhielt. Gewiß drückte 
die deutsche Politik auf diese Weise durch das Bündnis auf 
Rußland — aber gleichzeitig auch auf die Donaumonarchie, 
indem sie den rein defensiven Charakter des Vertrages osten¬ 
tativ betonte und sich zu den Balkanstreitigkeiten der beiden 
Nachbarn freie Wahl ihrer Stellungnahme immer wieder vor¬ 
behielt. Denn nicht in Polen oder Galizien, sondern auf 
dem Balkan lag von Anfang an das politische Kampffeld, auf 
dem der Sinn des Bündnisses klar werden mußte. Niemals 
aber dachte der alte Kurs daran, sich in seinen Beziehungen 
zu Wien so stark zu engagieren, daß er sich mit Petersburg 
deswegen überwarf. Bismarck hielt den westlichen Balkan 
mit Serbien für österreichische, den östlichen Balkan mit 
Bulgarien für russische Interessensphäre. An einem freien, 
das heißt rußlandfreien Balkan als Bindeglied zwischen 
Mitteleuropa und Vorderasien hatte er von seinem deutschen 
Gesichtspunkt aus kein Interesse. Ja, ein Rußland, das dicht 
vor oder gar in Konstantinopel lag, schien ihm militärisch 
durch die drohende österreichische Flankenstellung und welt¬ 
politisch durch die englische wie französische Mittelmeer¬ 
eitersucht so exponiert, daß er unter Umständen diese russi¬ 
sche Bloßstellung nicht ungern gesehen hätte. 

In der großen Balkankrisis der 80 er Jahre hat die deut¬ 
sche Außenpolitik an dieser Auffassung des Bündnisses fest¬ 
gehalten. Im Widerspruch zu der öffentlichen Meinung 
Deutschlands, die ein Önschreiten gegen die russischen Ver¬ 
gewaltigungspläne auf dem Balkan forderte, hat Bismarck in 
der ganzen Krisis keinen Finger für Bulgarien gerührt — 
und der österreichische Außenminister Kalnocky hatte mit 

13 ' 1 * 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




392 


Der neue Kurs. 


Recht den Eindruck, daß die russischen Ansprüche auf Bul¬ 
garien bei Deutschland eine gewisse Unterstützung fänden. 
Denn der Dreibund deckte — wie die „Hamburger Nach¬ 
richten^' es einmal fomal-rechtlich ausdrückten — in Bis¬ 
marcks Sinne nur das damnum emergens, nicht das lucrum 
cessans der beteiligten Mächte. Das heißt: Er schützte 
Oesterreich gegen einen Angriff Rußlands; aber er gab ihm 
keine Aussicht, mit Deutschlands Hilfe auf dem Balkan sich 
stark zu machen. Wie weit österreichische und wie weit 
russische Balkanaspirationen zu unterstützen seien, das zu 
entscheiden war für Bismarck immer eine rein deutsche An¬ 
gelegenheit, die mit dem deutsch-österreichischen Defensiv¬ 
bündnis nichts zu tun hatte. 

So betrachtet nun ist der deutsch-österreichische Zwei¬ 
bund durch den berüchtigten Rückversicherungsvertrag nicht 
durchkreuzt, sondern ergänzt worden — ergänzt freilich in 
einer Richtung, die ihn immer weiter weg von dem führte, 
was sich die öffentliche Meinung der beiden Monarchien 
als seinen Inhalt und Sinn deutete — in einer Richtung, die 
andererseits nur dem entsprach, was Bismarck selber von 
Anfang an mit diesem Bündnis erreichen zu können glaubte. 
Im übrigen ist dieser vielumstrittene Vertrag ursprünglich 
kein hinter dem Rücken des Donauverbündeten heimlich ab¬ 
geschlossener Separatpakt gewesen, sondern er hat sich in omd 
neben dem Hauptbündnis allmählich und unter den Augen 
Oesterreichs entwickelt. Sein Keim sind die Dreikaiser¬ 
besprechungen im Jahre 1872. An sie schloß sich der Vertrag! 
von Skiemiewicze 1884, in dem Deutschland, Rußland und 
Oesterreich-Ungarn übereinkamen, bei jedem Angriff durch 
einen Vierten einander wohlwollend neutral zu bleiben. Dieser 
Vertrag war auf drei Jahre geschlossen. Als im Jahre 1887 
diese Frist verstrichen war, wurde der Vertrag zwischen 
Rußland und Oesterreich im Zusammenhang mit der eben 
überstandenen schweren bulgarischen Krise nicht erneuert. 
Dagegen gelang es Bismarck, den Zaren zu einer Erneuerung 
des Vertrages allein zwischen Deutschland und Rußland zu 
bewegen. Dieser Vertrag ist es, der bis zum Jahre 1890 
bestanden hat und von dem neuen Kurse nicht verlängert, also 
stillschweigend gekündigt worden ist. Er war ein regelrechter 
Ge he im vertrag, von dem nur die beteiligten Regierungen und 
in Oesterreich-Ungarn nur der Kaiser und ein paar Ein- 
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geweihte wußten. — Er ist — lange nach seinem Ablauf — 
erst im Oktober 1896 bekannt geworden, als Bismarck in 
den „Hamburger Nachrichten“ seine Angriffe gegen den 
neuen Kurs mit Berufung auf den Vertrag und seine Nicht- 
wiedererneuerung begründete. Die Enthüllung wirbelte in 
allen beteiligten Ländern viel politischen Staub auf. Stärker 
noch als in Oesterreich-Ungarn die Proteste, waren in 
Deutschland die Zustimmungskundgebungen. Der abge- 
läufene Vertrag wurde als Meisterstück Bismarckscher Staats¬ 
kunst — seine Kündigung als die Ursache der russischr» 
französischen Entente hingestellt. Die Regierung — Hohen¬ 
lohe und Marschall — hatten im Reichstag einen schweren 
Stand. Sie beriefen sich auf das Dienstgeheimnis — erklärten, 
daß eine so komplizierte Versicherungs- und Rückversiche¬ 
rungsmaschine wohl von Bismarck, aber von keinem ge¬ 
wöhnlichen Sterblichen zu handhaben gewesen sei — und 
warnten vor der Gefahr, daß der russische Draht den Strom 
aus den andern ebenso wichtigen Leitungen nehme. In den 
inoffiziellen Verteidigungen des neuen Kurses aber konnte 
man von Bismarckscher Hinterhältigkeit lesen, die nahe daran 
gewesen sei, den Dreibund zu sprengen. 

Wie die Denkschrift des Fürsten Lichnowsky beweist, hat es 
nicht nur historisches, sondern höchst aktuelles Interesse, 
diesen Streit um den Rückversicherungsvertrag und die grundv 
legende Wendung des neuen Kurses zu Oesterreich hin un¬ 
voreingenommen zu prüfen. Und da muß zunächst zugegeben 
werden, daß die Ergänzung des ^leutsch-österreichischen Bünd¬ 
nisses durch den deutsch-russischen Rückversicherungsvertrag 
ungefähr die härteste Belastungsprobe darstellt, die ein 
Bündnis — soll es seinen normalen Sinn behalten — über¬ 
haupt ertragen kann. Nehmen wir nur an, daß der Vertrag 
von 87 nichts weiter besagte, als daß Deutschland und Ruß¬ 
land sich bei Angriff durch einen Dritten zu wohlwollender 
Neutralität verpflichtet hätten. Was bedeutete das in Ver¬ 
bindung mit dem Dreibundvertrag? Nach letzterem unter*- 
stützte Deutschland seinen Verbündeten, wenn er von Rußland 
angegriffen würde. Nach dem Rückversicherungsvertrag blieb 
Deutschland wohlwollend neutral, wenn Oesterreich Ruß¬ 
land angriff. Das hieß zwar nicht, wie der Kladderadatsch 
es darstellte, daß Deutschland zwei Schwerter parat hielt — 
eins gegen und eins für Oesterreich. Aber es hieß, daß 
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Deutschland erstens sich bei einem ausbrechenden Balkan¬ 
konflikt die schwer zu treffende Entscheidung darüber vor¬ 
behielt, wer der Angreifer und wer der Verteidiger sei — 
und zweitens in die peinliche Lage Kommen konnte, seinen 
eigentlichen Verbündeten Oesterreich indirekt zu bekriegen 
— denn die versprochene wohlwollende Neutralität in einem 
österreichischen „Angriffskriege'^ gegen Rußland kam ja nicht 
Oesterreich, sondern Rußland zu statten. Das waren un¬ 
bedingt schwere Belastungen des Bündnisses. Es drohte zu 
einer reinen Konstruktion zu werden, die jedes volksethische 
Moment in machiavellistische Interessenmathematik auflöste. 
Ohne Frage hätte ein deutsch-österreichisches Bündnis mit 
diesen Klauseln niemals in den Völkern selber festen Fuß 
fassen können. Schon wegen seiner Kompliziertheit war es 
zur Unpopularität verdammt. Es war ein Virtuosenstück 
alter Geheimdiplomatie. 

Aber aus diesen Gründen hat der neue Kurs den russischen 
Vertrag sicher nicht gekündigt. Und rein formal betrachtet, 
war das Bündnis auch in dieser Form noch unanfechtbar. 
In der Hand eines Starken konnte es sogar eine komplizierte 
aber wunderbare Maschine abgeben, beide Nachbarn, Ruß¬ 
land wie Oesterreich, in Schach zu halten. Freilich würde — 
im Ernstfall — Deutschland es mit einem seiner beiden 
Kontrahenten bitter verdorben haben. Aber Bündnisse sind 
bekanntlich nicht nur für den Krieg, sondern auch für den 
Frieden wichtige Waffen. Endlich darf nicht vergessen 
werden — worauf Ernst Reventlow mit Recht aufmerksam 
gemacht hat^ —, daß sich der Rückversicherungsvertrag ja 
nicht um Deutschland, Rußland, Oesterreich allein, sondern 
auch um Deutschland, Rußland, England, Frankreich drehte. 
Deutschland versprach seine wohlwollende Neutralität in 
einem englisch-russischen Kriege (und nur für diesen Fall 
war ja an österreichische Angriffsabsichten gegenüber Ruß¬ 
land zu denken). Dafür erhielt es in einem deutsch-franzö¬ 
sischen Kriege die russische Rückendeckung zugesichert. Ohne 
gewichtige Gründe hat Bismarck also das deu&ch-österreichi- 
sche Bündnis nicht so stark belastet. Die russische Rücken¬ 
deckung war Ende der 80 er Jahre, zur Zeit des Boulanger- 


^ »Deutschlands auswärtige Politik“, Seite 21. Ich zitiere aus gutem 
Grunde die vor dem Kriege erschienene erste Auflage dieses Buches. 
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Rummels, von größtem Wert.. Warum hat trotzdem der 
neue Kurs den Rückversicherungsvertrag nicht erneuert? 

In seinem oben erwähnten Buche hat Otto Hammann 
(der leider hier wie in andern Partien nicht alles sagen 
zu dürfen scheint, was er weiß) es zur ziemlichen Gewißheit 
erhoben, daß der Inhalt des 1887 abgeschlossenen deutsch¬ 
russischen Vertrages weit über das hinausging, was Bismarck 
im Jahre 1896 von ihm enthüllt hat. Und zwar scheint 
Deutschland das Versprechen russischer Rückendeckung in 
einem deutsch-französischen Kriege erhalten zu haben gegen 
die Verpflichtung, Rußlands militärischem Einschreiten in 
Bulgarien keine Widerstände entgegensetzen zu wollen. Das 
aber war zweifellos ein Schritt, der das deutsch-österreichische 
Bündnis auf die Dauer illusorisch gemacht hätte. Denn 
damit ging Bismarck gegenüber Rußland eine Verpflichtung 
ein, die er seinem eigentlichen Verbündeten gegenüber immer 
vermieden hatte. Das deutsch-österreichische Bündnis war 
rein defensiv. Es deckte nur das damnum emergens des 
österreichischen -Kontrahenten. Der Rückversicherungsvertrag 
mit diesem Inhalt aber war ein deutsch-russisches Trutz¬ 
bündnis — ein Vertrag, der Rußland bei aggressivem Vor¬ 
gehen unterstützte. Er deckte offen ein lucrum cessans des 
östlichen Nachbarn. Nach dem deutsch-österreichischen Bünd¬ 
nis waren Bismarcks Hände /m bei einem ausbrechenden 
Balkankonflikt. Nach dem Rückversicherungsvertrag mit 
diesem Inhalt waren sie von vornherein gebunden — nicht 
dem eigentlichen Verbündeten, sondern Rußland gegenüber 
— nicht zu Oesterreichs, sondern zu Rußlands Gunsten. 
Wenn Verträge einen Sinn haben, so war hiermit der deutschi¬ 
österreichische Vertrag zwar nicht formell aufgehoben, aber 
sachlich durchlöchert. Auf jeden Fall, schien Bismarck das 
Schwergewicht in dem ganzen Bündnissystem nicht mehr auf 
die deutsch-österreichischen, sondern auf die deutsch-russi¬ 
schen Beziehungen legen zu wollen. 

Nichts hindert uns, anzunehmen, daß dies tatsächlich die 
Absicht Bismarcks war. Die russisch-französische Annäherung 
machte vor seinen Augen rapide Fortschritte^. Frankreich 
erstarkte und fieberte von einer chauvinistischen Krisis in 


^ Vgl-meine Aufsätze „Bismarcks'Erbe“ in dieser Zeitschrift, zweiter 
Jahrgang, Zweiter Band, Nummer 48 ff. 
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die andere. Bismarck mußte Rußland etwas Positives bieten, 
wenn er für ein paar weitere Jahre Sicherheit vor ihm haben 
wollte. So bot er ihm Bulgarien und eine weitere russische 
Expansion gegen Konstantinopel, an dem Bismarck nichts 
lag. Damit sprengte er seiner Meinung nach das deutschf- 
österreichische Bündnis noch lange nicht. Aber er schraubte 
seine Bedeutung für Oesterreich wieder um ein starkes Stück 
herunter. Er blieb sich selber konsequent. Denn — so 
paradox es klingen mag — von Anfang an war für ihn einer 
der Hauptzwecke des deutsch-österreichischen Bündnisses die 
Erzielung eines guten Verhältnisses zwischen Deutschland und 
Rußland gewesen. Nach dem Grade, in dem es dies er¬ 
möglichte und förderte, bemaß sich für Bismarck sein grö¬ 
ßerer oder kleinerer Wert. Nun hatte die bulgarische Krisis 
die russisch-österreichischen Beziehungen wieder einmal scharf 
gespannt. Die deutsche Politik wurde vor die konkrete 
Frage gestellt, ob ihr das österreichische Balkan-Prestige 
wichtiger war als russische Freundschaft. Unbedenklich ver¬ 
neinte der alte Kurs die Frage — mit all den Konsequenzen, 
deren sich sein Leiter besser bewußt war als alle unsere 
Geschichte schreibenden Zeitgenossen von heute. Bismarck 
wollte also wirklich nicht nur Oesterreich im Stich — sondern 
die Russen nach Bulgarien und Konstantinopel lassen. 

Dies letztere aber war es, woran der neue Kurs sich stieß. 
Und das lag im Jahre 1896 den offiziellen Reden seiner 
Verteidiger (von denen der tüchtigste ein paar Jahre später 
deutscher Botschafter in Konstantinopel war) zu Grunde, 
wenn sic es auch nicht öffentlich aussprechen konnten. Ruß¬ 
land durfte nicht in Bulgarien einmarschieren, weil Konstcuiti- 
nopel niemals russisch werden durfte. Der Rückversiche¬ 
rungsvertrag mußte gekündigt werden, nicht weil er öster¬ 
reichische, sondern weil er deutsche Balkaninteressen preis¬ 
gab. Deutschland hatte nach der Meinung des neuen Kurses 
nicht nur zu fragen, wie es seine Kontinentalstellung am 
besten sicherte, sondern es hatte dafür zu sorgen, daß eine 
der wenigen noch offenen Türen, die in die Welt hinaus 
führten, ihm nicht verschlossen ward. Das waren die neuen 
außenpolitischen Begriffe und Werte, mit denen der neue 
Kurs dem Bismarckschen Erbe kritisch gegenübertrat. Diese 
neuen Werte mögen im März 1890, als der Streit um den 
Vertrag entschieden wurde, noch nicht von allen klar erkannt 
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worden sein. (Und es ist möglich, daß Wilhelm II. damals 
der einzige Mensch war, der die Kündigung weltpolitisch 
betrachtete.) Aber dies neue außenpolitische Wertsystem 
hat sich im Laufe der nächsten Jahre schnell immer deutlicher 
herausgearbeitet. 1896, als die öffentliche Debatte über den 
Rückversicherungsvertrag einsetzte, stand es unerschüttert 
fest. Nicht weil der Rückversicherungsvertrag^ kompliziert 
war ist er gekündigt worden — nicht um Oesterreich die 
Treue zu halten stand der neue Kurs von 1890 bis in die 
julitage 1914 fest zu der Balkanpolitik des Donaureiches. 
Der neue Kurs wollte Weltpolitik treiben — Weltpolitik in 
Richtung auf Konstantinopel — das bedeutete Politik mit 
Oesterreich — und nicht mit, sondern eventuell gegen 
Rußland. 

Es ist ein peinliches, wenngleich für das deutsche Volk 
höchst lehrreiches Kapitel, bei Otto Hammann zu lesen, 
wie sich diese Kündigung des deutsch-russischen Rück¬ 
versicherungsvertrages in Wirklichkeit abspielte. Die kriti¬ 
schen Tage der Bismarckschen Entlassung fielen kurz vor 
den Ablaut der Kündigungsfrist. Bismarck selber war eben 
gegangen — sein Nachfolger Caprivi ohne jede einschlägige 
Kenntnis. Im Auswärtigen Amt herrschte unumschränkt eine 
Zeit lang Herr von Holstein, ein Gegner des Vertrages« 
Bismarck hatte alles getan, seinen Abgang aufzuschieb^en, 
bis der Vertrag auf weitere drei Jahre in Sicherheit war. 
Als das mißlang, blieb eigens zu diesem Zwecke sein Sohn 
acht Tage lang weiter im Amt. „Als Herbert Bismarck am 
Tage nach der Kanzler-Krisis vom Zentralbureau des Aus¬ 
wärtigen Amtes die Geheimakten über den Vertrag verlangte, 
erfuhr er, daß sie sich bei Herrn von Holstein befanden. Er 
ahnte sofort, was das zu bedeuten hatte. Und es kam zu 
einem Auftritt zwischen ihm und Holstein*‘L Ein paar Tage 
später existierte der Vertrag nicht mehr. So spielte sich 
als unerquickliches Kollegengezänk ab, was in Wahrheit der 
erste Schritt des Deutschen Reiches aus dem sicheren Hause 
kontinentaler Saturiertheit in die unsicheren Weiten welt¬ 
politischer Expansion bedeutete. 

Gleichwohl wäre es falsch, die Kündigung des Rückversiche¬ 
rungsvertrages mit der Notwendigkeit der Weltpolitik an sich 

* Otto Hammann, Der neue Kurs, Seite 36. (Hobbing, Berlin). 
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rechtfertigen zu wollen. Es hätte auch mit Rußland eine 
neudeutsche Weltpolitik gegeben — vielleicht nicht die 
schlechteste. Darin haben die bismarckverhimmelnden Gegner 
des neuen Kurses durchaus Recht. Jede Weltpolitik hätte sich 
mit Rußland im Rücken machen lassen — nur nicht gerade 
diejenige, an die der neue Kurs bei der Kündigung des 
Rückversicherungsvertrages dachte, die Weltpolitik in Rich¬ 
tung Konstantinopel, &it 1870 und ganz sicher seit 1879 
stand fest, daß mit Rußland auf die Dauer nur eine solche 
Politik zu machen war, die seinen panslawistischen Balkan^ 
ehrgeiz respektierte und in Rechnung stellte. Das hatte 
Bismarck — wir sehen es — von Anfang an getan — mochte 
dieser Ehrgeiz Oesterreich-Ungarn manchmal auch noch so 
unangenehm sein. Dabei wollte Bismarck auf Oesterreichs 
Freundschaft durchaus nicht verzichten. Für die Großmacht¬ 
stellung des Donauverbündeten hätte auch er gefochten. 
Und nichts lag ihm ferner als den ganzen Balkan an Ruß¬ 
land auszuliefern. Nach Bismarks Meinung war für Oester¬ 
reich auf der Westhälfte des Balkans, die in Saloniki endet, 
noch Platz genug. Aber die russische Hegemonie auf dem 
östlichen Balkan erkannte er unumwunden an. Das war ein 
Verzicht vom Standpunkt des neuen Kurses. Aber das war 
die Stärke der Bismarckschen Positic^n. Das sicherte ihm 
die Rückendeckung, auf Grund deren er mit England über die 
afrikanischen Kolonien verhandelt hatte. 

Indem der neue Kurs über den Balkan nach Vorderasien 
tastete, mußte er wissen, daß er fortab auch in seiner öst¬ 
lichen Flanke eine Großmacht gegen sich hatte. Er hat sich 
hartnäckig gegen diese Erkenntnis gesträubt. Jahrzehntelange 
opfervolle Versuche des neuen Kurses, mit Rußland Politik 
in Richtung Konstantinopel zu machen, sind immer wieder 
gescheitert, bis die Logik der Dinge sich im Juli 1914 ihm 
furchtbar entschleierte. Indem der neue Kurs deutsche Bal¬ 
kan- und deutsche Konstantinopel-Interessen in das System 
seiner Außenpolitik einführte, mußte er aber auch wissen, 
daß er damit auf Gedeih und Verderb an Oesterreich-Ungarn 
gekettet war. Auch das einzusehen ist ihm nicht leicht ge¬ 
worden. Er mußte jetzt für Bosnien und Albanien fechten. 
Und es kamen Zeiten, wo die deutsche Politik ebensosehr in 
Wien wie in Berlin gemacht wurde — für den alten Kurs 
eine ganz unmögliche Vorstellung. 
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Die Kündigung des Rückversicherungsvertrages durch den 
neuen Kurs war somit nicht etwa eine Bereinigung des 
deutsch-österreichischen Bündnisses — eine Zurückführung 
des Bündnisses auf seinen ursprünglichen Sinn. Vielmehr 
war der Rückversicherungsvertrag das legitime Kind des 
deutsch-österreichischen Bündnisses — so wie Bismarck es 
von Anfang an auf faßte. Und die Kündigung war in Wirk¬ 
lichkeit ein Bruch mit der ganzen bisherigen Kußland-Politik 
—■ der Beginn einer ganz neuen Politik gegenüber Oester¬ 
reich-Ungarn. 

Daß der neue Kurs Weltpolitik treiben wollte, war ihm 
nicht vorzuwerfen — denn die hätte auch Bismarck machen 
müssen. Daß er Weltpolitik gegen Rußland machte — war 
auch denkbar und kein Verbrechen. Daß er sie in der Folge¬ 
zeit gegen Rußland und gegen England machte — daß er 
gleichzeitig nach Bagdad und Südafrika, nach Marokko und 
China steuerte, das sind Fehler, die dem staunenden Deutsch¬ 
land erst während des Krieges ganz klar geworden sind. 
Aber sie zu würdigen, lag außerhalb dieser historischen 
Betrachtung. 

AUOUST WINNIG: 

Um die Freiheit des Handels. 

V IELEN, die diesem Krieg, als er kam, bejubelt und als eine 
Erlösung gepriesen haben, werden die Augen übergehen, 
wenn sie erst einmal seiner Wirkungen gewähr werden. Der 
von Paul Lensch schon nach wenigen Kriegsmonaten aus¬ 
gesprochene Gedanke, es handele sich um mehr als einen 
Krieg, nämlich um eine Revolution, hat heute schon eine ge¬ 
waltige Bewährung gefunden. Nicht nur eine neue Ordnung 
der Weltvölker ist geboren; aus den Tiefen der Weltrevolution 
steigt als unentrinnbare Notwendigkeit ein meues Wirtschafts¬ 
system herauf. Wir betrachten das Kommende ohne Liebe 
und ohne Haß; es ist an sich weder der proletarisch-demokra¬ 
tische Sozialismus noch der autoritäre Staatskapitalismus, es 
ist zunächst nichts weiter als eine neutrale Zwangsnotwendig¬ 
keit, die sich, ohne alle prinzipielle Zielsetzung, den Staaten 
aus nüchternem Zweckmäßi^eitsgründen aufdrängt. Wir, die 
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kriegführenden Völker, sind entsetzlich verarmt. Wir müssen 
zu spartanischer Einfachheit und Strenge zurückkehren, wenn 
wir uns aus diesem Zusammenbruch wieder herausarbeiten 
wollen. Für den Luxus bleibt in der kommenden Friedenszeit 
kein Raum. Wir dürfen weder Menschenkraft noch Rohstoffe 
noch Kapital vergeuden. Der reine Nutzeffekt muß das Maß 
aller Dinge sein. 

Diese Gesichtspumkte ergeben sich, abseits aller Theorie, aus 
den greifbaren ökonomischen Tatsachen, die immer neutral 
sind. Sie gelten auch, und nicht zuletzt, für den Handel. Der 
„freie Handel“ gehört der Geschichte an. Nach der Statistik 
des Deutschen Reichs, Bd. 213, zählte man im Jahre 1907 
842140 Handelsbetriebe, wovon 790 778 Kleinbetriebe mit 1 bis 
5 beschäftigten Personen w^aren. Leider unterscheidet die 
Statistik nicht auch die Betriebe mit nur einer beschäftigten 
Person, aber da in der Gruppe der Kleinhandelsbetriebe ins¬ 
gesamt nur 1 299 939 Personen beschäftigt waren, so ergibt 
sich schon aus dem Verhältnis dieser Zahlen, daß die aller¬ 
meisten Betriebe Hökerhandlungen kleinsten Umfanges sind. 
Freilich hat hier der Krieg schon scharfe Musterung gehalten. 
Der geringere Warenverkehr hat viele dieser Kleinbetriebe ge¬ 
schlossen und ihre Inhaber zur Aufnahme einer anderen Tätig¬ 
keit gezwungen. Es bedarf nicht erst des Nachweises, daß ein 
erheblicher Teil der Kleinhandelsbetriebe volkswirtschaftlich 
nicht nur überflüssig, sondern mehr als das: eine Last war. Im 
Jahre 1907 kam bereits auf je 82 Einwohner ein Kleinhandels¬ 
betrieb, und dies-Verhältnis hatte auch bis zum Kriege wahr- 
scheindich sich noch weiter verschlechtert. Dieser Umfang des 
Kleinhandels ist ein Luxus, auf den wir ohne Schaden für die 
Gesamtwirtschaft verzichten können. 

An diese Form des Handels denken jedoch die Kreise nicht, 
die sich seit einiger Zeit so geschäftig um die Freiheit des 
Handels bemühen, und die Frage der Wiederzulassung der 
Kleinhandelsbetriebe ist in der Tat von minderer Bedeutung 
gegenüber der anderen: ob der große, der Außen- und Ueber- 
seehandel, sogleich nach Friedensschluß wieder seine alte Be- 
wegungsfrefheit erhalten soll. Das Reichswirtschaftsamt hat 
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sich schon seit längerer Zeit damit befaßt, und wie der Unter¬ 
staatssekretär Dr. Qöppert kürzlich mitteilte, haben die bis¬ 
herigen Studien und Erwägungen zu dem Entschluß geführt, 
den Ueberseehandel für eine noch nicht absehbare Zeit unter 
staatliche Kontrolle zu stellen und seiner Betätigung gewisse 
Beschränkungen aufzuerlegen. Dagegen hat sich ein stürmi¬ 
scher Protest erhoben. Nachdem man wohl schon lange m 
Denkschriiten und Unterhaltungen dagegen gearbeitet hatte, 
ist die Hamburger Kaufmannschaft dazu übergegangen, durch 
die hamburgische Bürgerschaftsversammlung öffentlich Wider¬ 
spruch gegen die Absichten des Reichswirtschaftsamtes zu er¬ 
heben. Die Begründung des Protestes war überaus dürftig, ja 
man kann behaupten, daß für eine so wichtige Forderung noch 
niemals 'eine so oberflächliche Begründung gegeben wurde 
wie in diesem Falle, was selbstverständlich nicht verhinderte, 
daß alle bürgerlichem Gruppen des hamburgischen Parlamentes 
sich diesen Protest zu eigen machten. 

Es ist natürlich nichts dagegen zu sagen, wenn die am freien 
Ueberseehandel geschäftlich interessierten Kreise gegen Maß¬ 
nahmen protestieren, von denen sie eine Beeinträchtigung ihrer 
Gewinne besorgen. Die Freiheit, wirtschaftliche Interessen zu 
verteidigen, wollen wir miiemandem verkümmern. Wenn aber 
der Großhandel heute überall behauptet, daß seine freie Be¬ 
tätigung zum Wöhle der Gesamtheit nötig sei, so erfordert das 
denn doch die entschiedenste Zurückweisung. Für die staat¬ 
liche Regelung sprechen u. a. folgende Erwägungen: Bei 
Wiederbeginn des Ueberseehandels werden alle europäischen 
Länder vor allem auf eine starke Einfuhr von Industrieroh¬ 
stoffen und Nahrungsmitteln bedacht sein, denn sie alle leiden 
heute mehr oder minder empfindlichen Mangel darani Der 
allgemeine Wettbewerb um die verfügbaren Vorräte wird die 
Preise in den Erzeugungsländern in die Höhe treiben. 
Ließe man dem Einkauf völlig freie Hand, so müßte 
sich die Preistreiberei noch verschlimmern, zur Kon¬ 
kurrenz der verschiedenen Völker würde dann noch die 
Konkurrenz der Einkäufer der gleichen Länder umterein- 
ander kommen. Ein Käufer für den ganzen Bedarf des Landes 
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ist eher imstande, den Preis zu beeinflussen als viele Käufer 
für einen Teil der gesamten Einkaufsgüter. Und zweitens: 
Es kommt für uns sehr darauf an, bei der Einfuhr der einzelnen 
Warengattungen den verschiedenen Grad der Dringlichkeit zu 
berücksichtigen, mit dem das heimischeWirtschaftsleben danach 
verlangt. Ueberläßt man die Bestimmung darüber dem Handel, 
so darf man natürlich nicht erwarten, daß sich dieser bei seinen 
Geschäften nach dem Bedürfnis des Landes richtet, er wird 
vielmehr seine Geschäfte so betreiben, wie sie ihm den höchsten 
Gewinn versprechen. Es wird infolgedessen immer ein starker 
Anreiz vorliegen, Waren zu bevorzugen, die für die Umstellung 
der Produktion von minderer Bedeutung sind, die aber einen 
hohen Gewinn versprechen. Gewürze, Kaffee, Kakao, deren 
Einfuhr bei dem starken Verlangen danach einen guten Markt 
findet, würden Faserstoffen, Gelen, Häuten gegenüber bevor¬ 
zugt werden, weil sie bei geringerem Anspruch an Laderaum 
ein besseres Geschäft böten. So könnte die Freiheit des Han¬ 
dels dazu führen, daß wir alsbald in Kakao und Krachmandeln 
erstickten, aber keine Baumwolle hätten, um den heimkehren¬ 
den Kriegsteilnehmern Arbeitskittel zu geben. Und drittens: 
Würde man dem Handel völlig freie Bahn lassen, so könnten 
von hier aus alle Maßnahmen unwirksam gemacht werden, die 
man zur Regelung der Valuta getroffen hat oder noch zu treffen 
gedenkt. 

Soweit sich die Befürworter des freien Handels überhaupt 
der Mühe unterziehen, ihre Forderung sachlich zu begründen, 
führen sie ins Feld, der staatliche Apparat würde zu langsam 
und schwerfällig arbeiteni, er würde unfähig sein, günstige 
Gelegenheiten schnell auszunützen und er würde auch bei der 
Aufspürung und dem Einkauf der Ware versagen. Der eng¬ 
lische oder amerikanische Exporteur würde wahrscheinlich 
keine Bedenken haben, die Geschäftsbeziehungen mit seinem 
früheren deutschen Kunden aufzunehmen, dagegen würde er 
jedenfalls nicht geneigt sein, mit dem Experten der deutschen 
Regierung Verkäufe abzuschließen. Das ist der Kern aller Ein- 
wände gegen die Politik des Reichswirtschaftsamtes. 

Das klingt zuerst ganz klug. Aber man übersieht dabei eines: 
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auch in den feindlichen Ländern wird das freie Verfügungs¬ 
recht des Erzeugers über seine Waren nicht sogleidh wieder¬ 
hergestellt werden. Der Warenaustausch wird künftig in allen 
Kulturstaaten durch staatliche Eingriffe geregelt und daher in 
einem heute noch nicht absehbaren Umfang Gegenstand der 
Verträge von Staat zu Staat werden. Es ist zuzugeben, daß 
die mit Land, Leuten und Marktverhältnissen vertrauten Ex¬ 
perten des Handels für die Aufspürung der Waren und den Ab¬ 
schluß der Geschäfte wertvolle Dienste leisten können. Soweit 
der künftige Handel solchen Fähigkeiten Raum bietet, wird 
man sie auch unter der staatlichen Regelung benutzen; das ist 
lediglich eine Verwaltungs- und Personalfrage. Der Vorteil 
aber, auf den heute die Befürworter des freien Handels pochen: 
der leichtere Geschäftsabschluß von Kaufmann zu Kaufmann 
scheidet dadurch aus, daß der Außenhandel eben auch in den 
heute feindlichen Ländern nicht frei im alten Sinne sein wird. 

Das Handels- und Reederkapital arbeitet heute mit Hoch¬ 
druck. Es hat nun auch den Reichstag mit einer Einladung be¬ 
ehrt und es bei dieser Gelegenheit nicht an Beeinflussungs¬ 
versuchen fehlen lassen. Wenn man der Kaufmannspresse glau¬ 
ben müßte, so wären diese Versuche nicht so ganz erfoiglos 
gewesen. Das wäre geradezu verhängnisvoll, denn es handelt 
sich hier um einen ganz dreisten und durchsichtigen Vorstoß 
einer Interessengruppe, die in einer für die wirtschaftliche Er¬ 
neuerung ungeheuer wichtigen Frage ihre Sonderinteressen in 
den Vordergrund schieben will. 

Von der sozialdemokratischen Fraktion dürfen wir erwarten, 
daß sie sich diesen Versuchen gegenüber immun erweisen wird. 


Das ist die erhebende Seite des Krieges: er stellt eine Nation 
auf die Probe. Wie Mumien augenblicklich verfallen, wenn man sie 
der atmophärischen Luft aussetzt, so fällt der Krieg sein Todesurteil 
über alle sozialen Einrichtungen, die keine Lebenskraft mehr besitzen. 

Karl Marx, 

Laßt die Toten ihre Toten begraben und beklagen. Dagegen ist es 
beneidenswert, die ersten zu sein, die lebendig ins neue Leben ein- 
gehen. Dies soll unser Los sein. Karl Marx. 
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art der landwirtschaftlichen Produktion der Großbetrieb in seiner 
Rentabilität seine Grenzen hat. Der Kleinbauer sei in der Lage, pro 
Hektar ein günstigeres Resultat zu erzielen als der Großgrundbesitz. 
Durch die ganze Organisation der Arbeit, durch die Sorgfalt, die 
hier der Bodenverwertung zuteil wird, ließe sich im landwirtschaft¬ 
lichen Kleinbetrieb vorteilhafter arbeiten als im landwirtschaftlichen 
Großbetrieb. 

Wir wollen diese Frage auf sich beruhen lassen, aber zweifellos 
ist damit die Tatsache verbunden, daß mit dem Vorherrschen des 
landwirtschaftlichen Kleinbetriebes in der Benutzung von Maschinen 
ein konservafives Element gegeben ist. Wie schwer läßt sich der 
Bauer davon überzeugen, ein besseres Gerät oder gar eine Maschine 
anzuschaffen! Er überlegt sich die Sache hin und her, und wenn er 
vorher nicht ganz genau -das Resultat weiß, läßt er seine Hände 
davon. Dann quält er sich lieber selbst mit seiner Familie, mit seinen 
Arbeitskräften und mit seinen Zugtieren nach den bisherigen alten, 
gewohnten Methoden. 

In der Industriewirtschaft unterscheidet man die Arbeitsmaschine 
von der Kraftmaschine. 

Die Arbeitsmasohinen sind Arbeitsmittel, die in der Nachbildung 
des früheren Handarbeitsprozesses die formgebende Tätigkeit durch 
das Zusammenspiel von eisernen Gliedern ausführen. Die Arbeits¬ 
maschinen sind also Formgebungsmaschinen: verfeinerte Werkzeuge, 
die das Material verändern, bearbeiten, fertigstellen. 

Aber die Arbeitsmaschine ist ein lebloser Organismus und bekommt 
erst Bewegung durch die lebendige Energie der Kraftmaschine. Ein 
Hammer oder eine Zerreißmaschine stehen untätig im Arbeitssaal, 
wenn nicht von einer Dampfmaschine, von einem Gasmotor, von 
einem Elektromotor die Glieder der Arbeitsmaschine durch Kraft in 
Bewegung: gesetzt werden. 

Auch in der Landwirtschaft haben wir diese Zweiteilung in Arbeits¬ 
masohinen und Betriebsmaschinen. 

Die Einführung der Kraftmaschinen für den landwirtschaftlichen 
Betrieb hat ebenfalls die Entwicklung gezeigt von den einfachen 
Muskelkraftmaschinen zur Dampfmaschine, zum elektrischen System. 
Der mit Menschen oder Zugtier bespannte Pflug, der Göpel, ebenfalls 
durch Pferde in Betrieb gesetzt, die stationäre Dampfmaschine, die 
Lokomobile und als höchste Form das elektrische Betriebssystem 
sind die Stadien der maschinellen Verfeinerung in ähnlicher Stufen¬ 
folge wie auf anderen Arbeitsgebietdn. 

So hat auch die landwirtschaftliche Betriebstechnik ihre Dampf- 
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maschinenperiode gehabt. Neben dem Maschinenbauer, der die Loko¬ 
mobile konstruktiv besser auszubilden sucht, bemüht sich aber jetzt 
auch der Elektrotechniker, mit seinen Maschinen und Apparaten 
vorzudringen. 

Der industrielle Wettbewerb gerade auf dem Gebiet der Starkstrom¬ 
technik hat nicht nur die Konstruktion der elektrischen Maschinen 
und Apparate auch den landwirtschaftlichen Zwecken angepaßt, son¬ 
dern auch die Fabrikationspreise für diese Erzeugnisse sind billiger 
geworden. Dadurch ermäßigen sich die Anschaffungskosten einer 
kompletten elektrischen Anlage, ihr Betrieb wird immer mehr rentabel. 

Der Elektromotor wird mit elektrischer Energie gespeist, die sich 
in rotierende Bewegung umsetzt und dann die Arbeitsmaschinen treibt. 
Die vielseitige Verwendbarkeit des elektrischen Stroms für industrielle 
Zwecke ist durch die konstruktive Einfachheit gegeben, die der Elek¬ 
tromotor erhalten hat. Er besitzt weder schwingende noch gleitende 
Teile, weder Stopfbüchsen noch Dichtungen, die Bedienung ist leicht 
und erfordert fast keine Vorkenntnisse; durch einfache Handhabung 
des entsprechenden Schalters und Regulierhebels erfolgt die Inbetrieb¬ 
setzung. Je nach der beanspruchten Kraft richtet sich die Größe 
des Elektromotors; die Allgemeine Elektrizitätsgesellschaft hat durch 
ihre Massenfabrikation jene Typen von Kleinmotoren zuerst markt¬ 
fähig gemacht, die sich billig stellen und auf die kleinsten Leistungen 
eingerichtet werden. 

Da in der Landwirtschaft die ihofwirtschaftlichen Maschinen, die 
Schrotmühlen, Häckselmaschinen, Futterquetschen, Futterschneide¬ 
maschinen, Schafscheren, Putzmühlen, Wasserpumpen usw. immer 
nur kurze Zeit benutzt werden, läßt man einen fahrbar eingerichteten 
Motor arbeiten, der immer nach den Stellen hintransportiert wird,' 
wo gerade gearbeitet werden soll. Bei den hauswirtsohaftlichen 
Maschinen in der Milchwirtschaft, besonders für Zentrifugen, Separa¬ 
toren, Buttermaschinen, Butterknetmaschinien, die den ganzen Tag 
in Betrieb sein müssen, benutzt man für den gemeinsamen Antrieb 
aller Maschinen einen stationären, d. h. feststehenden Motor. 

Bei der maschinellen direkten Bodenbearbeitung hat es sich als 
vorteilhaft erwiesen, die Arbeit des Eggens, den Betrieb von Drill- 
und Mähmaschinen auch weiterhin durch Zugtiere ausführen zu 
lassen, da durch den verhältnismäßig geringen Kraftverbrauch und 
den ständigen Ortswechsel öer maschinelle Betrieb sich sehr kom¬ 
plizieren würde. Dagegen hat der Techniker von ieher dem maschi¬ 
nellen Pflügen seine besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Schon 
vor 30 Jahren war es Max Eyth, der mit seinen Dampfpflügen als 
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ein echter Pionier der Kultur die Welt bereiste, um überall für eine 
rationelle Bodenbewirtschaftung Propaganda zu machen. Von den 
immer noch verhältnismäßig schwerfälligen Dampflokomotiven geht 
man heute zum elektrischen Pflügen über. 

Wir unterscheiden hier zwei Systeme, das Einmaschinensystem und 
das Zweimaschinensystem. Eine Pflügeeinrichtung nach dem Ein¬ 
maschinensystem besteht aus drei Fahrzeugen: dem Motorwagen, 
dem eigentlichen Pflug und dem Ankerwagen. Der Motorwagen trägt 
eine Seilwinde, die durch einen Elektromotor gedreht wird. Der 
Ankerwagen trägt ebenfalls eine Winde, hat jedoch keinen Motor¬ 
antrieb. Außerdem besitzt der Ankerwagen einen schweren Eisen¬ 
anker, der in das Erdreich eindringt, so daß der ganze Wagen fest¬ 
steht und als Stützpunkt dient. Auf die eine Seite des zu pflügenden 
Feldes wird nun der Motorwagen hingefahren, auf die andere Seite 
der Ankerwagen. Zwischen beiden wird der Pflug hin und her ge¬ 
zogen. Auf dem Wege vom Ankerwagen zum Motorwagen wird die 
Pflugarbeit verrichtet, auf dem Weg vom Motorwagen zum Anker¬ 
wagen geht der Pflug leer zurück. Der Unterschied des Zwei¬ 
maschinensystems von dem Einmaschinensystem besteht darin, daß 
statt des Ankerwagens ein zweiter Motorwagen in Betrieb gesetzt 
wird, der Pflug arbeitet also auf 'beiden Wegen. 

So sehen wir, daß der Elektrotechniker Mittel und Wege gefunden 
hat, mit seinen Maschinen und Apparaten die Bedürfnisse des prak¬ 
tischen Landwirts zu befriedigen. Die allgemeine Anwendung des 
elektrischen Betriel>es würde vor allen Dingen eine große Ver¬ 
billigung der Arbeit im Gefolge haben. Die Siemens-Schuckert-Werke 
haben in einer technischen Publikation über die Anwendung der 
elektrischen Energie im landwirtschaftlichen Betrieb einmal eine 
Rentabilitätsberechnung aufgestellt. Danach belief sich, einbegriffen 
Verzinsung, Amortisation und Bedienung sowie Kosten für Kohle, 
Scheuer- und Putzmaterial, Futter für tierischen Betrieb usw. der 
Erzeugungspreis einer Pferdekraftstunde durch Pferde oder anderes 
Zugvieh in mittleren deutschen Verhältnissen auf 40—50 Pf. Bei einer 
elektrischen Anlage würde sich der Preis für die Pferdekraftstunde 
auf 5—10 Pf. stellen und somit noch nicht den fünften Teil der Kosten 
für eine durch Zugvieh geleistete Pferdekraftstunde betragen. 

In den „Technischen Monatsheften"^ hat ein Mitarbeiter durch Wort 
und Bild eine Landwirtschaft, mit dem allermodernsten Maschinen- 


^ Heft 4 dieses Jahrganges. Franckhsche Verlagsbuchhandlung, 
Stuttgart. 
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System eingerichtet, geschildert. Natürlich wird alles elektrisch be¬ 
trieben. Es wird elektrisch gedroschen, die Pferde werden elektrisch 
geschoren, das Brennholz durch eine fahrbare elektrische Kreissäge 
geschnitten, Futterschneider, Windfegen (Klapper zum Reinigen des 
Korns), Häckselmaschinen, Melkapparat, Buttermaschinen, selbst das 
Nähen und Bügeln in der Wohnstube, die Essenzubereitung in der 
Küche, alle Arbeitsmaschinen werden durch kleine Elektromotoren in 
Bewegung gesetzt. 

Alles das sind Zukunftsphantasien, was aber in absehbarer Zeit 
für den Bereich der Wirklichkeit zur Erfüllung kommt, sind harte 
Notwendigkeiten der Entwicklung, die kommen werden, weil sie 
kommen müssen. 

Der Krieg ist auch für die Landwirtschaft ein Revolutionär gewor¬ 
den. Er hat dazu gezwungen, mit alten Zuständen aufzurüumen und 
neue Arbeitsmethoden zu erproben. Die Kriegswirtschaft bedeutete 
auch für die Landwirtschaft, alles herauszugeben, was an Boden¬ 
schätzen erzielt werden konnte. Die rüstigen Männer mußten Pflug 
und Spaten daheim mit der kriegerischen Waffe draußen an den 
Fronten vertauschen. Aber das Land war weiter zu ernähren, und 
zwar unter viel schwierigeren Voraussetzungen der Produktion und 
Konsumtion, der Erzeugung und des Verbrauchs gegen früher. Brot 
und Fleisch im Lande genügend zu haben, wurde bald so wichtig, 
wie draußen Schlachten zu schlagen. So entstand auch hier eine 
Kriegswirtschaft unter staatlichem Zwang und militärischer Kontrolle. 
Arbeitskräfte waren in die Landwirtschaft zu dirigieren und nicht 
nur Menschen, sondern auch Maschinen. 

Die Fabrikation landwirtschaftlicher Maschinen wurde zu einer 
Art Kriegsindustrie. Heute kann man nur aus gelegentlichen Teil¬ 
berichten entnehmen, daß während des Krieges mit gesteigerter Pro¬ 
duktionskraft Lokomobilen und Dreschmaschinen sowie manche 
anderen maschinentechnischen Arbeitsmittel erzeugt worden sind. 
Eine Zentralstelle hat die Verteilung geleitet, und diese Betriebsmittel 
/ wird man nach dem Krieg nicht zum alten Eisen werfen. Einmal ein¬ 
geführt, wird man sie weiter gebrauchen müssen. Der Sieg der 
Maschinenwirtschaft wird sich auch hier weiter durchsetzen und 
so zeigt gerade die genossenschaftliche Form manche Entwicklungs¬ 
möglichkeit. 

Bleibt der landwirtschaftliche Klein- und Mittelbetrieb zahlenmäßig 
vorherrschend, diese Hypothese hat etwas für sich, dann kann der 
Bauer sich nicht selbst die notwendigen Maschinen anschaffen. Etenn 
deren Verwendung beschränkt sich ia im Laufe des Jahres vorherr- 
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sehend nur auf kurze Zeitabschnitte, (Dreschmaschinen, Mäh¬ 
maschinen, Kartoffelauslegemaschinen usw. sind im Laufe des Jahres 
nur immer an bestimmten Wochen notwendig.) 

Aber die größere Rentabilität, d. h. der Qrad der finanziellen Ver¬ 
wertung in Anschaffungs- und Betriebskosten wird um so günstiger, 
je mehr Bauernwirtschaften sich darin teilen können. Die Agitation 
für genossenschaftliche Verwertung der Betriebsmittel wird man 
nach dem Krieg mit allen Kräften zu fördern suchen. 

Vielleicht schon nach einem Jahrzehnt wird gerade unter den 
Kriegswirkungen diese Entwicklung schärfer in Erscheinung treten: 
Menschen und Oespannvieh hat der Krieg als Kraftmotoren kostbarer 
gemacht, als Ersatz hat die Maschine mehr in Funktion zu treten. 
Das schöne Bild des Landmanns hinter dem Pflug, der, vor Ochsen 
bespannt, sich langsam in das Erdreich einwühlt, wird abgelöst von 
einer neuen Organisation der Arbeit. 


FRANZ QRAETZER: 

Theaterkultur in Berlin. 

V ON (zwei) verschwindenden Ausnahmen abgesehen, sahen die 
Theater der Reichshauptstadt niemals einen ähnlich guten Ge¬ 
schäftsgang, wie im vierten Weltkriegswinter, der ihre besten künst¬ 
lerischen Leistungen hätte entbinden können und müssen, und den 
gerade Trägheit und Gewissenlosigkeit zum — seit Kritikergedenken 
— trostlosesten werden ließ. Berlins Bevölkerung, aller Schichten, 
steht um (bezahlte und weit überzahlte) Eintrittskarten nicht minder 
hartnäckig (und ungleich begeisterter) Polonaise, als um Butter, Mehl, 
Eiersatz und Zigarren. Das Freibillett ist eine Ausnahmeerscheinung, 
das zum siebenhundertsten Mal ehrlich ausverkaufte Haus ist Regel 
geworden. Bühnenleiter, die man zu bemitleiden gewohnt war, 
strahlen als beseligtste Kriegsgewinnler. In ihren unheiligen Hallen 
drängt sich das geplagte Volk: Hunger, Kälte und Lichtarmut der 
Heimstätten zu vergessen, Unrast und Sorgen zu übertäuben, um 
jeden Preis Zerstreuung zu erkaufen. Aber dieSe äußerste Demokra¬ 
tisierung aristokratisch geborener Kunstübung raubt manchen feinsten 
Kennern ein gut Teil ihrer angestammten Freude. Theaterfanatiker 
gerade beginnen, theatermüde zu werden. Die neue Schicht der 
Parkettbesucher trägt ihre Nachteile so sehr auf der Oberfläche, daß 
der einsam genießende Bayernkönig der Vorzeit neu beneidet zu 
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werden pflegt. Und selbst ein von gröbstem Unmenschenhaß Unan¬ 
gekränkelter kann das Bedauern über die Tatsache nicht immer unter¬ 
drücken, daß Wahllosigkeit den Wert solcher frischen Bühnenfreudig¬ 
keit erheblich mindert: wie Caruso begehrt und umjubelt wird auch 
mindestwertiger Jadlowker-Ersatz, und Festspielsensation zu er¬ 
regen ist ein Dutzendschwank aus der armsäligen Mittelstandsküche 
des Herrn Friedmann-Frederich imstande. Entscheidendes Mittel 
aber, überhitzte, ungesunde Beifallslust herabzustimmen, bleibt die 
Erwägung, daß diese letzte Winterspielzeit (die bis in den Juni 
hinein währt), im Wesentlichen lediglich ein paar hübsche Regie- 
und Schauspielererfolge, doch nur ganz wenige wahrhaft große, auf 
überragender Dichtung ruhende Taten hervorgebracht hat. Das 
Geschehen in dramatischer Kunst war beschämend dürftig, so weit 
es auf die Bühne gelangte, und wenn es, im Verborgenen, minder 
dürftig gewesen ist, so ist doppelt beschämend, wie schlecht beraten, 
wie verantwortungslos geführt die Mehrzahl von Berlins Theatern 
ist, mit wie vielem Recht ihr eine Reihe fleißiger und regsamerer 
Kunstanstalten im Reich den Vorrang abzulaufen vermochte. 

Nahezu unerfüllt, drohen noch jetzt die beiden Hauptschlagworte 
des vergangenen Jahres: Die „jungen Dramatiker" müssen, aller- 
größtenteils, sich damit begenügen, sinnlos schematisiert, Stoff für 
salzarme Umfragen bei möglichst sachunverständigen Zelcbritäten zu 
bilden, und eine „Theaterkultur" dürfte dort schwerlich als vorhanden 
gepriesen werden, wo die erste Opernbühne das Erbe des — in den 
Ruhestand tretenden — Oberregisseurs nicht einem frischen, kräftigen 
Könner, sondern einem unbewährten Provinzialen und einem aus¬ 
gesungenen Bassisten, als wenig versprechenden, weniger haltenden 
Diadochen, ausliefert, und wo das beste Schauspieltheater sich nicht 
entschließen mag, dem kunstvernichtenden Starsystem und dem 
ewigen Umbesetzungen-Unwesen ein Ende zu setzen; wo die Will¬ 
kür der Polizistenzensur und der kunstmordende Brauch der Nacht¬ 
kritik, die übelsten Symptome für den fortbestehenden Mangel selbst 
jeder höheren Zivilisation, sich in üppiger Blüte zeigen. Unsolidität 
herrscht nahezu überall; und der beschämte Betrachter hat, von Fall 
zu Fall, die Qual der Wahl, ob er das System Hülsen oder das 
System Neumann-Hofer, das System Bolten-Bäckers oder das System 
Pategg abscheulicher und kunstschädlicher finden soll. Auf der einen 
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Seite bläht sich die peinliche Erscheinung eines „Dramaturgen“, dessen 
einzige Leistung in der Zähigkeit der Preßbeeinflussung, dessen ein¬ 
zige Beziehung zur Musik in der Meisterschaft auf Reklametute 
und Anreißergong besteht; am anderen Ufer wütet der Größenwahn 
eines kleinen Bühnenmonopoliten, der sich bestrebt, die Probenman¬ 
gelsmißwirtschaft der winzigsten Provinztheater nach Berlin zu 
verpflanzen, dafür aber mißliebige Kritiker lieber beim Verleger an¬ 
schwärzt, als ihren — berechtigten — Groll durch fruchtbarere Arbeit 
zum Schweigen zu bringen. Die paar Volksbühnen sind völlig ver¬ 
fallen, und ich vermag mich dem Zornesausbruch des Verbandes zur 
Förderung deutscher Theaterkultur über die Auslieferung des Wallner- 
Theaters an die Operette schon deshalb nicht anzuschließen, weil 
Herr Saltenburg keinesfalls kunstfeindlicher wird wirken können, als 
sein Vorgänger, und weil ich eine gute Aufführung des „Walzer¬ 
traumes“ für wesentlich sinnvoller erachte, als die grotesken Schän¬ 
dungen, die, zwischen inbrünstigen Götzendiensten an Lindau, Blumen¬ 
thal, Fulda und Georg Engel, das Schillertheater — gelegentlich — 
an seinem mißbrauchten Schutzheiligen, an Kleist oder Ibsen zu ver¬ 
üben pflegt. 

Es ist nicht und es wird auch niemals gut, solange falsche Duld¬ 
samkeit die erbärmlichen Zustände unseres — durch und durch 
faulen — Bühnenwesens sträflichst zu beschönigen beliebt; solange 
nicht alle Berliner Kritiker sich, wie ich, in tiefster Seele schämen, 
unsere Spielpläne und die Art, in der sie vorgeführt werden, nicht 
etwa bloß nach Dresden oder München, Gera oder Darmstadt, sondern 
auch nach Halle oder Cottbus, Kolmar oder Essen zu berichten. 
Ueberall wird heute sauberer und verantwortungbewußter, ernst¬ 
hafter und zielsicherer gearbeitet, als in Berlin, allwo ein Mißerfolg 
ausschließlich gute Leistungen bedroht, alle üblen aber des hätscheln¬ 
den Behagens gewiß sein dürfen. Und wenn ein reiner und boden¬ 
ständiger Dichter von Hermann Essigs Kraft und Lauterkeit ausge¬ 
zischt wird,^ so steht Herr Erich Schlaikjer, der an solchen Pöbel¬ 
ausschreitungen sich innig erlabt, ebensowenig vereinsamt, wie wenn 
es um das teure Haupt Arthur Schnitzlers faule Eier hagelt. 

Wie um die Bewertung des dramatischen Schrifttums, so (oder 


* Der Artikel war vor Essigs Tode geschrieben. Red. der „Glocke“. 
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ärger noch) steht es um die Einschätzung der eigentlich theatra¬ 
lischen Lösungen von selbstverständlichen Aufgaben. Männer wie 
Carl Hagemann und Ferdinand Qregori scheinen ihre gehaltvollen 
Bücher umsonst geschrieben zu haben, da, nach wie vor, über 
Pflichten und Betätigung des Spielleiters verderblichste Unkenntnis 
herrscht. Das Starsystem, zumal bei Reinhardt, und der Mangel 
an reinlicher Scheidung zwischen Filmhandwerks- und Bühnenkunst¬ 
arbeit haben fast schon auch den Begriff des Ensemblespiels vernichtet, 
und unangefochten dürfen Mätzchen sich in Selbstzweckhaftigkeit 
blähen, Arabesken den Vordergrund usurpieren. Die Sprechkunst ist 
jämmerlich gesunken, und im Nachwuchs waltet, wie das unbegrenzte 
Qehgebrechen, so der alleinseligmachende Zungenfehler; vor; eine 
letzte Königin der wahren Kunst, Franziska Ellmenreich, findet keine 
Stätte, um die goldene Hochreife ihres Genies leuchten zu lassen, 
die andere. Adele Sandrock, blieb, jahrelang, in die Weinschänken 
des nächtlichen Kurfürstendamms verbannt. (Lilli Lehmann wird 
auch wohl bloß um der Sensation ihres „Naturwunders“ willen noch 
geduldet.) Ein Riese wie Wüllner muß, von einer kleinen Nichts¬ 
könnerin, die Theaterkritiken schmieren darf, sich vorwerfeh lassen, 
„eigentlich“ sei er überhaupt kein Schauspieler, und am Theater in 
der Königgrätzer Straße erfreut sich ein Herr Schünzel, dessengleichen 
mir noch auf keiner Schmiere Deutschlands begegnet^' ist, wachsenden 
Ansehens. Arthur Vollmer ging, vor der Zeit, ins Exil, und kaum 
zwanzig für Genie (in Beamtenhülle) Empfängliche trauern ihm, 
trauern Elsen Lehmann nach. Der Virtuos Bassermann, die un¬ 
sägliche Antikünstlerin Orska leben ja und sind zu schauen; ihnen 
gehört Tag und Stunde. 

Symbol und Symptom, daß, eben in diesem ödesten Theaterjahr, 
Girardi starb und Oskar Sauer, der Genius einer prunklos-priesterlich- 
puritanischen Aera, sein leidvolles Leben endigte. Symbol und Sym¬ 
ptom, daß dieser größte Vertreter edelster Traditionen gerade mit 
Attinghausens Worten, vor Jahren, Abschied nahm: „Unter der Erde 
schon liegt meine Zeit; wohl dem, der mit der neuen — nicht mehr 
braucht zu leben!“ Heute regiert Mercur, der Götze der Schieber, 
die Stunde, und trotz ihm, nicht wegen seiner, durfte das wenige 
Gute dieses Winters sich ereignen. Wer an der Heilkraft der großen 
Sintflut zu zweifeln lernte, wer auf den Segen ruhiger Aufwärts- , 
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entwicklung weiterhoffen möchte, muß schon, an seinem Teil, mit- 
arbeiten an der (Ausrottung der Schmach, die Unwert schweigendem 
Verdienst .erweist; muß, rückhaltlos und rücksichtlos, bekennen, 
wie entsetzliche Zustände die platte Mechanisierung dieser neuen 
Gründerzeit bereits heraufgeführt hat, und wie restlose Zerstörung 
aller überlieferten Werte droht, wofern nicht schleunige Qegenbewe- 

gung einsetzt. • • 

* 

Die beiden Hoftheater leitet Graf Georg v. Hülsen, gegen den kein 
Vorwurf mehr laut wird, seitdem er den Vertretern der Presse 
Freundlichkeiten sagte. Vielleicht verdient er auch keinen, weil er ^ 
ia bloß der unschuldige Exponent eines fluchwürdig-unsinnigen 
Systems ist. In seinem Opernhaus geht’s, zuweilen, bei Wagner 
und Verdi, ganz erfreulich zu, obschon alle veriüngenden Regietaten 
völlig fehlen, an eine sinnvolle Auswertung des trefflichen Ballett¬ 
materials, als eines Gegengewichts gegen die wuchernde Dilettanzerei 
in den Konzertsälen, nicht zu denken ist. Aber allzu oft nur stehen 
wertlose Scheußlichkeiten, wie „Mignon“ und „Margarethe“, auf dem 
Spielplan; allzu vergeblich wird, seit Jahren, die „Don-Juan“-Erneue- 
rung verheißen. Mit der Pflege Mozarts steht es übel: wer „Cosi 
fan tutte“ hören will, muß nach Dresden fahren, wer sich an der 
„Entführung“ erlaben mag, abwarten, bis es dem „Dreimäderlhaus“- 
Besitzer der Friedrichwilhelmstadt behagt, eine Nachmittagsaufführung 
der Kostbarkeit anzusetzen, und wer gar den „Schauspieldirektor“ 
ersehnt, muß sich gedulden, bis, zu Pfingsten, das Lessingtheater ihn 
bringt und, bei dieser Gelegenheit, die großen Opernkünstler ins 
Gedächtnis zurückruft, die Graf Hülsen zu verjagen für angemessen 
erachtete. Gibt Der eine Auffrischung von ,J'igaros Hochzeit“, so 
kehrt er schon drei Wochen später zum alten Schlendrian zurück, 
und erneuert er alte Meisterwerke, so stammen sie nicht von Paesiello, 
Cimarosa, Boieldieu, Cornelius und Marschner, ‘sondern von Halevy 
und Meyerbeer, während Novitäten erst nach Berlin gelangen dürfen, 
nachdem die ganze Provinz sie erprobt und abgespielt hat. 

Wesentlich peinlicher ist’s mit dem Kgl. Schauspielhaus bestellt. 
Das hat zwar einige löbliche Blutzufuhr erfahren, seitdem dem un¬ 
gebrochenen Greis Paul Lindau, dessen Beziehungen zur deutschen 
Kunst so negativ wie irgend möglich schon waren, solange er noch 
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jung war, der junge, in allem Eklektizismus tüchtige Reinhard Bruck 
zur Seite gestellt ward. Aber erstlich muß dieser arbeitsame Regis¬ 
seur, sobald er gerade begonnen hat, die paar gi\Jgn alten und 
etliche sehr gute neue Darsteller in ein sicheres Zusammenspiel zu 
leiten, zur Oper abschwenken, und zweitens scheint für den Spiel¬ 
plan, nach wie vor, der rüstige Neunundsiebziger verantwortlich. 
Dem ist dann — höchstens — vorzuwerfen, daß er nicht lieber seine 
eigenen alten Marionetten aufmarschieren läßt, als Sudermanns blöden 
„Heimat“-Schmarren. um Jahrzehnte zu spät, zu erwerben und auf 
den einen Hermann Essig die Poeten Franz Blei, Georg Hirschfeld, 
Rudolf Rieth, Johannes Wiegand, Alfred Möller und Lothar Sachs 
kommen zu lassen. Deren salzlose, unüberbietbar dumme Schau¬ 
spiele und Schwänke liefern nichts als sicher wirkenden Veronal- 
ersatz, uud ihre Alleinherrschaft ist mit dem Kennwort „Kultur¬ 
schmach“ allzu mild gekennzeichnet. Von Klassikern stehen die 
wenigsten auf dem schändlichen Repertoire. Einer vortrefflichen 
„Stella“-Belebung war die Beigabe eines sehr matten „Prometheus“ 
abträglich, und ungewöhnlich gute „Nathan“- und „Braut - von- 
Messina“-Vorstellungen blieben ungerechtfertigt vereinzelt. Weder 
„Faust“, noch „Iphigenie“, noch „Tasso“, noch „Qötz“, noch vollends 
„Geschwister“ oder „Die natürliche Tochter“ stehen auf dem Wochen¬ 
plan; seit Jahr und Tag gab es weder die „Jungfrau“ noch „Maria 
Stuart“ noch gar „Fiesko“, und die „Räuber“-Aufführung, die, aller¬ 
dings, in kein Hoftheater gehört, weil keins sie bewältigen kann, ist 
über alle Begriffe elend; Shakespeare und Moli^re, Kleist und Hebbel 
gar werden durch Wildenbruch oder „Meine Frau, die Hofschau¬ 
spielerin“ ersetzt; und der gute preußische Bürger trägts geduldig 
und zahlt gar noch Steuern für den groben Unfug, der, allabendlich, 
hier verübt wird, wo kein augustisch, und kaum ein besseres, als 
das voraugustliche, Alter blüht. 

Die armen Klassiker sind, auch anderwärts, unbeliebt: die Herren 
Meinhard und Bernauer unterbrechen „Katzensteg“-Serien mit einer 
„Iphigenie“, die eine keifende komische Alte aus einem Jargonstück 
Schalom Aschs, und mit einem Pylades, der ein veritabler Operetten¬ 
sänger ist. Bei Reinhardt ist „Don Carlos“ ein (bis in Unsinnigkeit) 
zerfetzter Torso, in den Glanzleistungen der Stars locken; die 
„Hermannschlacht“ eine mäßige Oper, die an allen denkbaren Fehl- 
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besctzungen heillos krankt; Moliöres „Bürger als Edelmann“ eine 
reizvolle Angelegenheit, derengleichen aber sonst das Apollotheater 
zu bringen pflegt. Und überhaupt hat Deutschlands stärkster Theater¬ 
künstler sein mattestes Jahr hinter sich gebracht. Die Hoffnungen, 
welche die Verpflichtung der ausgezeichneten Regisseure Heine und 
Qregori geweckt, fanden nur kleinstenteils Erfüllung, weil, trotz ihrem 
Dasein, nicht allein Herrn Held gestattet wurde, Fuldas kläglichen 
Traumschwank „Die Richtige“ völlig kongenial zu inszenieren, sondern 
weil, vor allem, Herr Holländer ebensowohl den alten Ibsen schän¬ 
den, als ein hochwertiges Werk Georg Kaisers in Grund und Boden 
spielen und Hasenclevers „Sohn“ den Todesstoß versetzen durfte, 
während er doch einzig in der Filmentgleisung „Madame d’Ora“ am 
rechten Platz stand. Damit eine Vorstellung die tiefe, ensemble- 
raffeiKie, immer durchaus schöpferische Regie Carl Heines offenbaren 
könne, muß es sich schon um Hochsommer und einen alten Laden¬ 
hüter Ernst von Wolzogens oder aber um einen der — jedennoch 
feierlich großen — Wüllner-Abende handeln, zu deren Herstellung 
um den großen Gast die schlechtesten Zöglinge der Theaterschule 
gerottet werden. Und Gregoris Kraft muß sich an einen vater¬ 
ländischen Reißer des Bürgermeisters Reicke vergeuden oder ein 
Kammerspiel des vernachlässigten Emil Gött im Riesenraum der 
Volksbühne, in den auch „Hannele“ gebettet wird, begraben helfen. 
Unter den neuen Dramen ist Hauptmanns „Winterballade“ der ohn¬ 
mächtigste Versager, Saltens Einakterzyklus eine hübsche Belang¬ 
losigkeit, Strindbergs „Schwarzer Handschuh“ ein schlechter Börsen¬ 
witz, Sorges „Bettler“ eine sterile Ehrenpflicht, die. freilich, wie 
Hauptmanns kläglichster Mißerfolg, eine grandiose Regietat birgt, 
und ausschließlich Görings „Seeschlacht“ eine zukunfthüllende Ent¬ 
deckung. Dafür werden die Kammerspiele, auch vor „SumurOn“ 
schon, auf den Hund, die Volksbühne um ihren besten Sinn und 
Zweck gebracht, und karge Ho'ffnungen nur geleiten den — in Zer¬ 
splitterung verirrten, übel beratenen — Hexenmeister ins neue 
„Nationaltheater“. 

EHe Herren Meinhard und Bernauer verschleißen Bühnenkunst (oder 
was sie dafür halten) in gleich drei Häusern. Walter Kollo muß das 
Geld sichern, das die Erfüllung des Ehrgeizes, „literarisch“ zu sein, 
erheischt. Indessen geht das meiste, in Süd- und Nordwest, über 
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die Kraft, die eben bloß für die Bewältigung hübscher Plauderstückc 
wirklich ausreicht, und so bleibt eine Aufführung von Rößlers ,3eiden 
Seehunden“ verdienstlicher nicht allein als der peinliche Kult mit 
Dreyer, Sudermann und, ihren magyarischen Artgenossen, sondern 
nach einem Plätschern in wienerischer Lebenslust, das fast schon 
auch als die krampfige Aufplusterung extremer Bürgerlichkeit in 
falsche Monumentalität, wie Ibsen und Strindberg sie verlangen. 
Immerhin ist hier, bisweilen, Fleiß und sehr guter, ob auch falsch 
gelenkter, Wille zu loben, trotzdem übler Stardienst sogar dem be¬ 
gabten Komöden Stücklen und dem großen jungen Dichter Bruno 
Frank abträglich wird. 

Aehnliche Kraftüberspannung waltet in Barnowskys Bühnensystem, 
wenn der vortreffliche Nachschöpfer feinster Konversationlustspiele 
sich an Strindbergs „Damaskus" wagt; aber andererseits ist der Wille 
zur Qcwissensbeschwichtigung hier, wie in der — übrigens sehr guten 

— Aufführug von Dehmels bestem dramatischen Versuch, wohl zu 
verstehen: zur Beschwichtigung eines Gewissens, das Seriensiege 
allein mit einem beispiellosen Schmarren, wie „Clubleute“, oder mit 
einer Mätzchenorgie des Virtuosen Bassermann gebucht und nicht 
nur Adolf Pauls ärgste Missetat, sondern auch ein so gutes Stückchen 
wie „Blaufuchs“ und einen meisterlichen Aufzug Schnitzlers abgelehnt 
dulden muß. Heinrich Manns prächtige Groteske „Vari6t6“ wird 
an einen Schund des verderblichen Herrn Sternheim gehängt, den 
nur die außergewöhnlich gute Darstellung rettet. Im Kleinen Theater, 
das, mit Essigs „Kuhhandel“, den lautesten und ehrenvollsten Schiff¬ 
bruch der Spielzeit erfährt, bewährt sich ein witziges Schwänkchen 
von Otto Soyka, das, leider, nicht sein stärkstes Werk ist, und die 

— kulturhistorisch wertvolle — Ausgrabung des alten „Nante“, die 
dem — als Bearbeiter achtenswerten — Herrn Friedmann-Frederich 
und Georg Altman, Berlins literarisch wagemutigstem und feinst- 
gebildetem Bühnenleiter zu danken ist. Gerade seiner Spielzeit Bilanz, 
die mit nutzlosen Belebungversuchen an Herrn Sternheim und an 
Eulenbergs ödestem Dramenersatz begann, lehrt, wie undankbar die 
kulturfeindlichste Theaterstadt jugendfrischem Könnertum gegenüber¬ 
steht. So ist denn auch das Trianontheater, unter neuer Leitung, 
gar nicht erst bis zum (verheißenen) Stucken aufgedrungen, sondern, 
ein „Müllern“ war, gleich bei der Schmach von Fuldas „Lebens- 
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Schüler" verblieben, für den es nur das erschöpfende, kerndeutsche 
Wort Bockschund gibt, und so begann das Residenztheater, nach 
hübschen Anläufen zu jungen Komödien, rasch sich auf ertrag¬ 
reicheres Schwelgen in osteuropäischen Tiefständen, die es durch 
— zuweilen — unverdient gute Aufführungen nicht in Hochstände 
zu wandeln vermochte. Anderwärts herrschen plattester Amüsicr- 
schwank, der'— heutzutage — zwar noch genau so amusisch sein 
zu müssen sich verpflichtet meint, wie einst im Mai, von Laufs und 
Schönthans Klassik jedoch dadurch absticht, daß er keinesfalls 
amüsiert, und berlinische Operette, der gegenüber die wienerische 
nahezu schon wieder Lobpreisungen auslösen muß. Selbst die be¬ 
scheidenste Theaterkulturleistung, wie zwei jüdische Jargontheater, 
jahrelang, sie boten, ist den beiden erfolgreicheren Nebenbuhlern 
gewichen, und an Volksbühnenfragen zu rühren, ist dem Kritiker 
bedenklich, der nur ungern ein Handgemenge mit gewissenlosen Schäd¬ 
lingen entfesselt. 

Was bleibt, ist beschämend gering: der eine Vollerfolg innerhalb 
des „Jungen Deutschland" und — vielleicht — Reinhardts Tolstoj- 
abende; ein paar Klassikerbelebungen durch Reinhard Bruck und 
Qregoris, Wüllners und Adele Sandrocks „Manfred"-Darbietung; die 
mißglückte Feuertaufe Hermann Essigs und der Buchsieg Qeorg 
Kaisers. Ueberall sonst nur Teilergebnisse: Regie- und Darstelluiig- 
erfolge bei Verschwinden des dichterischen Grundstoffes, oder halbe 
Durchsetzungen von Dichtertaten gegen mäßige Theatergestaltungen. 
Nirgends untrüglich sicheres Stilgefühl, beklagenswert selten voll¬ 
wertige Ensembleleistungen. Durchdrang eines echten jungen Drama¬ 
tikers, wie Wilhelm Stücklens, gar eines vereinzelten großen Künst¬ 
lers, wie Bruno Franks, muß als Zufall gelten; jeder Sieg gesunder 
Kraft als trotz, nicht wegen, Berlins Kunstbetätigung errungen. Oder, 
um an den Aufsatz von Spectator anzuknüpfen, gegen das „System 
Reinhardt" und für Reinhardt, den Sieger von vorgestern. Ob auch 
von übermorgen? 

InWahrheit beherrscht der Nährmittelverfälscher, der Kriegsschieber, 
wie alle Daseinsgebiete, so auch das Theater, in dem also die viel¬ 
berufene Kultur keine Stätte haben kann. „Zu neuen Ufern"? „O selig, 
wer noch hoffen kann, aus diesem Meer des Irrtums aufzutaucheni" 
Frag’ und Antwort stammen von Goethe, der niemals so geräusoh- 
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voll angepriesen wurde, wie heute Herr Hasenclever wird, und dem 
der tote Frank Wedekind, der ohne Totenfeier Entlassene, näher 
stand, als ihm sein lärmender Nachahmer. Ich bin halt so rück¬ 
ständig, nach wie vor gegen den „Sohn“ und für seine Väter, mit 
ihrer besseren Zeit, zu sein. 


Glossen. 

Eine Erwiderung. 

Zu dem Artikel in Nr. 10: ,JDas Deutsche Theater als Literatur¬ 
förderer“ erhalten wir die nachstehende Zuschrift aus dem 
Bureau des Herrn Reinhardt. In der Briefangelegenheit sind 
wir von Herrn Walter von Molo zu der Erklärung ermächtigt, 
daß er selbst in der Nähe des Deutschen Theaters den Brief, 
allerdings nicht eingeschrieben, zur Post gegeben hat. Was die 
allgemeinen Theaterfragen angeht, so verweisen wir auf den 
vorstehenden Artikel Graetzers, aber auch Spektator selbst behält 
sich vor, auf die Sache zurückzukommen. — Die Zuschrift lautet: 

Der Brief vom August 1916 ist nie in die Hände von Professor 
Reinhardt gelangt, auch im Sekretariat des Deutschen Theaters ist 
von einem derartigen Brief nichts bekannt. 

Das Deutsche Theater hat die Pflicht einer führenden Bühne, auch 
anderen Autoren als den Verfassern marktgängiger Tagesware den 
Weg zu eröffnen, stets anerkannt und danach gehandelt, auch wenn 
sich bereits übersehen ließ, das ein Stück kein dauerndes Repertoire¬ 
stück werden könnte. Von deutschen Autoren, für die das Deutsche 
Theater so, und zwar in den meisten Fällen, als erste Bühne eingetreten 
ist, seien hier nur geiPannt: Karl Hauptmann, Wedekind, Hoffmannsthal, 
Schmidtbonn, Stucken, Eulenberg, Qreiner, Vollmöller, Sternheim, 
Unruh. Endlich Hasenclever, Sorge, Qoering, Koffka und Werfel, 
deren Aufführungen das Deutsche Theater ohne jede Entschädigung 
irgendwelcher Art für die jedesmalige mühevolle Probenarbeit dreier 
Wochen, die die meistens einmalige Aufführung erforderte, der Gesell¬ 
schaft „Das junge Deutschland“ zur Verfügung stellte. 

Das Deutsche Theater hätte noch mehr in dieser Richtung tun, 
insbesondere neue Werke von Hasenclever, Unruh und Arnold Zweig 
spielen können, wenn nicht bekannte, zurzeit unüberwindliche 
Schwierigkeiten im Wege stünden, die mit den Zensurverhältnissen 
des Kriegszustandes Zusammenhängen. 

Nicht anerkennen aber kann das Deutsche Theater eine Verpflich¬ 
tung, gerade ein einzelnes Stück von einem bestimmten Autor zu 
spielen, dies auch dann nicht, wenn eine Anzahl geschätzter Freunde 
und wohlwollender Fürsprecher den Wunsch äußert. 
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Das Deutsche Theater hat unter der Direktion Reinhardt von Arno 
Holz die „Sozialaristokraten“ und „Traumulus“ aufgeführt. Es hat 
später „Sonnenfinsternis“ angAiommen und mit den Proben begonnen. 
Sie mußten abgebrochen werden, weil sich unüberwindliche, von der 
Regie wie den Darstellern gleichmäßig empfundene Schwierigkeiten 
ergaben, das Werk dem Rahmen der Bühne einzupassen. Hermann 
Bahr, wirklich einer der wärmsten Förderer von Arno Holz, der die 
Proben leitete, wird dies bestätigen. „Ignorabimus“ hat die Direktion 
des Deutschen Theaters abgelehnt, weil ihr das Werk nicht gefiel. Die 
Direktion des Deutschen Theaters steht offensichtlich mit diesem Urteil 
nicht allein. Es gibt doch noch eine große Zahl anderer Bühnen in 
Deutschland, die künstlerische Verantwortung anerkennen und gern 
ein neues wertvolles Werk spielen würden, ohne daß sich eine ge¬ 
funden hätte, an der eines dieser beiden Werke sich im Spielplan em- 
bürgern konnte. Eine Bühne muß in erster Reihe der aus ihrer Ueber- 
lieferung und Arbeitsweise herrührenden eigenen Ueberzeugung von 
der Aufführbarkeit eines Dramas folgen. Durch Rücksichten erzwun¬ 
gene Darstellungen würden des inneren Lebens'entbehren. Uebrigens 
soll das nicht heißen, daß die Leitung des Deutschen Theaters ihr 
Urteil für unfehlbar hielte; deshalb hat sie es begrüßt, daß die Gesell¬ 
schaft „Das junge X>eutschland“ durch die Schaffung eines größeren 
Leseausschusses aus den Kreisen der Autoren und der Zuschauer 
diese Prüfung auf breitere Grundlage gestellt hat. Arthur Kähane. 


Der Sozialdemokrat als Soldat. 

Auf den in Nummer 8 unter dieser Ueberschrift gebrachten Artikel 
Anton Fischers sind uns eine Reihe von Zuschriften aus Soldaten¬ 
kreisen zugegangen, zu deren Abdruck wir unter den gegebenen Um¬ 
ständen zu unserem Bedauern nicht in der Lage sind. Wir wollen 
aber ausdrücklich feststellen, daß die Erfahrungen, über die diese 
sozialistischen Soldaten berichten, wesentlich anderer Art sind als 
die, die jener sozialistische Offizier hier wiedergab. Es scheint also, 
als hätten die Beobachtungen, die er gemacht hat, leider keineswegs 
allgemeine Gültigkeit. 


Marxworte. 

Die Impotenz des legitrmistischen, monarchistischen Regierungs¬ 
systems hat sich stets seit der ersten französischen Revolution in den 
einen Satz zusammengefaßt: den Status quo aufrechterhalten. In dieser 
allgemeinen Uebereinstimmung, die Dinge so zu belassen wie sie durch 
Zufall oder Ungefähr geworden sind, liegt ein Armutszeugnis, ein Ein¬ 
geständnis der herrschenden Mächte, daß sie völlig unfähig sind, 
irgendwie den Fortschritt oder die Zivilisation zu fördern. Napoleon 
konnte in einem Augenblick über einen ganzen Kontingent verfügen und 
wußte wahrlich in einer Weise darüber zu verfügen, die Genie undZiel- 
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bewußtsein verriet. Die ganze „vereinigte Weisheit“ der europäischen 
Legitimität, wie sie der Wiener Kongreß versammelte, brauchte 
mehrere Jahre, um dasselbe zu leisten. Sie gerieten sich in die Haare 
darüber, sie machten ein klägliches Durcheinander daraus und fanden 
das Geschäft schließlich so tödlich langu^eilig, daß sie daran genug 
hatten, und seither nie mehr versuchten, Europa zu teilen. Myrmidonen 
der Mittelmäßigkeit, wie B6ranger sie nennt, ohne historische Kennt¬ 
nisse oder Einsicht in die Tatsachen, ohne Ideen, ohne Initiative, ver¬ 
göttern sie den Status quo, den sie selbst zusammengepfercht haben, 
mit dem vollen Bewußtsein der Stümperhaftigkeit ihres Machwerks. 

Karl Marx. 

Die deutsche Arbeiterklasse hat den Krieg, den zu hindern nicht in 
ihrer Macht stand, energisch unterstützt als einen Krieg für Deutsch¬ 
lands Unabhängigkeit und für die Befreiung Deutschlands und Europas 
von dem drückenden Alp des zweiten Kaiserreiches. Es waren die 
deutschen Industriearbeiter, welche mit den ländlichen Arbeitern zu¬ 
sammen die Sehnen und Muskeln heldenhafter Heere lieferten, 
während sie ihre halbverhungerten Familien zurückließen. Sie ver¬ 
langen nun ihrerseits Garantien, Garantien, daß ihre ungeheuren Opfer 
nicht umsonst gebracht worden, daß sie die Freiheit erobert haben, 
daß die Siege, die sie über die bonapartistischen Armeen errungen, 
nicht in eine Niederlage des deutschen Volkes verwandelt werden wie 
im Jahre 1815. Karl Marx, Septemberadresse 1870. 


L. AMRAIN: 

Frühmarsch in Flandern. 

Durch die morgenstillen Straßen 
Klingen eisern unsre Schritte, 

Dicht verhängt sind alle Fenster 
Und man hört die Ruhe atmen. 

Kerzengrade stehn die Pappeln, 

Nur die Wipfel flüstern leise. 

Flüstern mit dem Morgenwinde 
Von den fremden harten Menschen. 

Dicht verhängt sind alle Fenster, 

Doch an einem regt sich's heimlich — 

Eine weiße Hand wird sichtbar 
Und zwei bange dunkle Augen. 

Wohin denkst du, fremdes Mädchen? 

Deine Blicke tun mir wehe; 

Leidest du um den Geliebten? 

Zürne nicht — u’it sind Soldaten. 

- ^ — 
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Nachdruck sämtlicher Artikel mit austiihrlicher Quellenangabe gestattet 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Zwischenspiel. 

Berlin, 30.^ Juni 1Q18. 

r^IE Franzosen: haben sich als dauernd unfähig" erwiesen, 
im Westen der deutschen, Heeresleitung die Initiative 
zu entreißen. Ihre eigenen Offensiven schfeitern, die deut¬ 
schen glückten auch dort, wo, wie südwestlich von Noyon, 
das Element der Ueberraschung ausgeschaltet war. Sie sahen 
ihre Situation als ernst und gefährlich an und zum ersten 
Male ist die Sprache der französischen Presse nicht mehr 
so vollkommen angefüllt von der sorglosen Siegesgewißheit 
und plumpen Renomisterei, die bisher das Kennzeichen dieser 
Blätter war. Damit ist /tiun freilich lediglich die aller¬ 
primitivste Voraussetzung für eine Atmosphäre geschaffen, 
in der nicht lediglich die Kriegsnarren und Volksverhetzer 
zu Worte kommen können. Von da zu einer wirklichen 
Aussprache über die Möglichkeiten eines! Friedens ist es 
noch ein weiter W^ und unsere einzige Hoffnung besteht 
darin, daß die weiteren Erfolge Hindenburgs und seiner 
Soldaten diesen Weg recht erheblich abkürzen werden. Alles 
kommt darauf an, in welchem Tempo die Franzosen die 
Schreckensherrschaft, unter der sie jetzt stehen, zu Fall 
bringen werden. Die Sozialisten hatten sich zu Beginn 
des Krieges in die alte bestaubte Garderobe der Revolution 
von 1793 geworfen und die Sprache ihrer Blätter gefiel 
sich in abgeschmackten Anleihen an die Zeit desi Konvents 
und seiner Führer- Ach, das Einzige, was' diese Leute 
heut an die große Vergangenheit erinnern kann, das ist just 
die Schreckensherrschaft; die Herr Clemenceau proklamiert 
hat Und wiederum zeigt es sich, daß die Schreckens^- 
herrschaft lediglich eine Herrschaft von Leuten ist, die selber 
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erschrocken sind und die aus! sinnlosehi Schrecken um sich 
herum Schrecken verbreiten.. Es heißt, Cl^enceaus Stel¬ 
lung sei erschüttert, und als sein Nachfolger wird Briand 
genannt, dem freilich von der ultranationalistischen Seite 
Barthou entj^gengestellt wird. Wichtiger jedoch als dieses 
ZukunftsgepTauder könnte die G^enwartstatsache scheinen, 
daß der sogenannte französische ä)zialismus sich unter dem 
Druck der Ereignisse endgiltig gespalten hat. Die von 
Jaures mit so vieler Mühe zustandegebrachte Einigung ist 
zertrümmert, seine Arbeit hat wie auf so vielen Gebieten, so 
auch auf diesem, sich als unfruchtbar erwiesen. 

Nun ist freilich der französische Sozialismus alles andere 
als eine in den Massen wurzelnde Bewegung. Wir bezweir 
fein, ob er zurzeit 10 000 organisierte Mi,tglieder hinter 
sich hat. Das kleinbürgerliche Land, dessen poli^tische Pai;tei,- 
cntwicklung auch bei den bürgerlichen Gruppen niemals 
über das Kliquenwesen hinausgekommen war und, wenn 
es hoch kain, etwa das Niveau der Parteigruppierungen 
bei deutschen* Stadtverordnetenwahlen erreichte, hat auch den 
Sozialismus mit organisatorischer Unfähigkeit geschlagen. Wo 
sind die Zeiten hinj in denen Friedrich Engels einst von 
Frankreich sagen konnte, es sei das Land, wo die geschicht¬ 
lichen Klassenkämpfe mehr als anderswo jedesmal bis zur 
Entscheidung durchgefochten werden und \mo die wechselnden 
politischen Formen, in denen sie sich bewegen, in den 
schärfsten Umrissen ausgeprägt werden? Das galt für die 
Vergangenheit, seit Ausgang des Mittelalters etwa, wo es 
der Mittelpunkt des Feudalismus war, wie später zur Zeit 
der Renaissance Musterland der einheitlichen ständischen 
Monarchie. Noch in der großen Revolution blieb cs seiner 
.radikalen Tradition treu und zertrümmerte den Feudalismus 
so absolut und errichtetfc die reine Herrschaft der Bourgeoisie! 
so schrankenlos, wie wir es in dieser Klassizität in keinem 
anderen Lande wiederfinden. Es waren die Jahrhunderte' 
der Weltherrschaft französischer Kultur, aber gerade die 
große Revolution schaufelte dieser Weltherrschaft das Grab 
und zwar umso tiefer, je radikaler sie war. Das siegreiche 
Kleinbürger- und Kleinbauemtum setzte mit seinem Zwei¬ 
kindersystem und seinem Kleinrentnerideal der industriellen 
Entwicklung des Landes einen zähen und im Grunde unüber¬ 
windlichen Widerstand entgegen. Je kräftiger sich der mo¬ 
derne Kapitalismus allenthalben entfaltete, desto deutlicher 
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wurde es, daß Frankreich hintenan blieb, daß seine Volksr 
Wirtschaft und damit auch seine Politik rückständig wurden. 
Das war eine Entwicklung, die Marx im Jahre 1852, als er 
seinen „Achtzehnten Brumaire** schrieb, natürlich noch nicht 
übersehen konnte., Wir aber, die Spätgeborenen, übersehen 
sie und wir erkennen, wie falsch Friedrich Engels urteilte, 
als er im Jahre 1883, noch unter dem Eindruck der Pariser 
Kommune, über ^Frankreich schrieb: Auch der Kampf des 
aufstrebenden Proletariats gegen die herrschende Bourgeoisie 
tritt hier in einer anderswo unbekannten akuten Form auf. 
Wir sehen vielmehr umgekehrt, daß nirgends der Gegensatz 
zwischen Bourgeoisie und Proletariat so verwischt, der poli¬ 
tische Kampf so sehr im Tümpel persönlicher Kliquen- und 
Jnteressenwirtschaft versumpft, das Proletariat so erstaunlich 
einflußlos und seine Anstrengungen so unfruchtbar sind, wie 
just in Frankreich. Die Gründe liegen klar genug zutage: 
es fehlt der Triebstachel der wirtschaftlichen En Wicklung, 
das Land befindet sich auf dem absteigenden Aste. 

Diese Tatsache wird von „liberalen“ ftuillctonpolitikem im 
Stile des j,Berliner Tageblatts“ gern vertuscht oder vielmehr 
überhaupt nicht gesehen.^ Sie haben sich in den französischen 
Parlamentarismus sterblich verliebt und halten ihn uns als 
ein zu erstrebendes Gut vor.. Auch fürchten sie wohl, den 
Alldeutschen unerwünschte Konzessionen zu machen, wenn 
sie von einem Niedergang Frankreichs reden würden, und 
mit einer Träne im Auge weisen sie auf den bewunderns¬ 
werten Heroismus Frankreichs hin, auf seine nicht für 
möglich gehaltene Widerstandskraft üsw. Nun meinen wir 
freilich, wenn wir das Bedürfnis zum bewundern haben, 
so stehen uns die Leistungen der eigenen Truppen sehr 
viel näher, und die Franzosen, selber werden bei den Lob¬ 
sprüchen ihrer deutschen Bewunderer sich wie Gretchen im 
„Faust“ sagen können: 

Man lobt euch halb nur aus Erbarmen. 

Aber alles das hat mit der Frage, ob Frankreich ein iiiedei^ 
gehendes Land sei oder nicht, gar nichts zu tun. Niemals 
kämpfte Karthago tapfere;*, als damals, als sein Stern erlosch. 
Die objektiven Tatsachen entscheiden hier, und dazu rechnen 
wir die in aller französischen Geschichte unerhörte Situation, 
daß Frankreich zum Jnstrument fremder Interessen herab- 
gesunken ist. Frankreich als Handlanger Englands, das 
ist in der Tat ein vollgültiger Beweis für den geschichtlichen 
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Niedergang |d€S Landes. ’ Unüberwindliche Interessengegen,- 
sätze bestanden zwischen Frankreich und Deutschland über¬ 
haupt nicht. Elsaß-Lothringen war eine Frage der Senti¬ 
mentalität, aber nicht der absoluten Lebensnotwendigkeit 
für Frankreich. Sein Verlust war von der Nation, soweit 
sie sich überhaupt um solche Dinge kümmerte, längst ver¬ 
schmerzt und nur der raffinierten englischen Agitation blieb 
es Vorbehalten, das schon fast völlig niedergebrannte Feuer 
der Revanche im englischen Interesse zu neuer Flamme 
auflodem zu lassen. Was! die beiden Völker in Wahrheit 
trennte, das war der Gegensatz ihrer geschichtlichen Stel¬ 
lung: Deutschland war im Aufstieg und Frankreich im Abr 
stieg. Deswegen spielt Frankreich bei aller militärischen 
Bravour in diesem kriege politisch nur die zweite Violine. 
Der Kern des historischen Gegensatzes, der jetzt zum Aus trag 
kommt oder, um dessen Aus&ag wenigstens gekämpft wird, 
ist der zwischen Deutschland und En^rland. 

Deshalb ist es auch sehr viel wichtiger, was in England, 
als was in Frankreich passiert. Der französische Sozialismus 
hat sich gespalten, staU in zwei Richtungen wird er künftig 
in drei zerfallen: Longuet—Renaudel—Compere-Morel. Nun 
gut! Da wesentliche, Unterschiede zwisch^en ihnen nicht 
’ bestehen und die neuentstandene dritte Gruppe sich wie 
zu Bismarcks Zeiten in Deutschland die Reichspartei nur 
gebildet hat, um dem augenblicklichen Ministerpräsidenten 
durch dick und dünn nachzulaufen, so ist diese Neugruppie¬ 
rung für Frankreich noch gleichgiltiger, als alles, was sonst 
noch dieser sogenannte französische Sozialismus tun könnte 
oder wenigstens bisher getan hat. In London dagegen hat 
der Kongreß der englischen Arbeiterpartei stattgefunden und 
der verlangt allerdings eine etwas größere Beachtung. 

Der Kongreß hat die Kündigung des „Burgfriedens*^ be¬ 
schlossen und einige hoffnungsvolle Toren schlossen daraus, 
daß die englische Arbeiterklasse allmählich reif zum Frieden 
werde. Allein hier führt das Wort: Burgfrieden irre. Was 
gekündigt werden soll, ist nicht der „Burgfrieden“ im deut¬ 
schen Sinne, sondern lediglich das Wahlkompromiß, das das 
Aufstellen der Kandidaten bei Nachwahlen betrifft. Im Fe¬ 
bruar dieses Jahres hatte sich die Arbeiterpartei eine neue 
Organisation geschaffen, die darauf hinauslief, alle in der 
Arbeiterbewegung tätigen Kräfte und Richtungen einheitlich 
zusammenzufassen. Der rein gewerkschaftliche Charakter, 
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den die Arbeiterpartei bisher gehabt hatte, solltje beseitigt, 
zum mindesten gelockert werden. Gegen die herrschende 
Oewerkschaftsbureaukratie hatte sich in den Massen eine 
starke Opposition gebildet, die in der Organisation der shop 
Stuarts ihren Ausdruck fand. Politisch lief diese Bewegung 
auf eine größere Verselbständigung der Arbeiterpartei von 
den - Liberalen hinaus. ' Das ist für die zukünftige innere 
Entwicklung der englischen Oesellschaftsverfassung von gro¬ 
ßer Wichtigkeit, für die Zeit des Krieges jedoch darf man die 
Bewegung nicht überschätzen. Das englische Proletariat 
hält an der Aufrechterhaltung, der englischen Weltherrschaft 
genau so fest, wie der englische Bourgeois. Es weiß nichts 
von einem „Verständigungsfrieden*^ und will nichts von ihm 
wissen. In der Eröffnungsrede führte der Vorsitzende Purdy 
aus: alle Hoffnung aut die Schaffung besserer sozialer 
und beruflicher Lebensbedingungen nach dem Kriege hat 
den Sieg zur Voraussetzung. Der Satz wurde mit rauschen/- 
dem Beifall aufgenommen. Die Kriegsziele der Arbeiter¬ 
partei sind in der Denkschrift niedergelegt, die sie im Fe^ 
bruar dieses Jahres aufgestellt hatte. Sie entsprechen ua^ 
gefähr den Kriegszielen, die die Ententesozialisten, im Fe¬ 
bruar 1915 aufgestellt hatten. Der Geist, der in ihr weht, 
ist der gleiche, den wjr in den Denkschriften’^ der Alldeub^ 
sehen finden. Nach wie vor ist die Internationale ein Kriegsr 
Instrument in den Händen der Ententemächte, für den Frieden 
hat sie bisher noch nicht das Geringste geleistet Das Auf¬ 
treten VanderveJdes und Brantings wie das Auftreten des 
sich als Sozialisten gebenden Kerenski auf dem englischen 
Arbeiterkongreß hab^ das erneut bewiesen. 

Bei alldem muß man bei den tendenziös gefärbten Be¬ 
richten, die bisher nur über den Kongreß vorliegen, zwischen 
den Zeilen zu lesen verstehen. Und da deutet der Beschluß, 
den „Burgfrieden*^ aufzuheben, auf einen steigenden Groll 
der Arbeitermassen hin. Allein, so wie er gefaßt ist,- hat 
dieser Beschluß keine allzu große politische Wirkung, er 
scheint nur ein berechtigtes Entgegenkommen auf die in 
den Massen gährende Stimmung zu sein. Und zum Ueber- 
fluß hat man durch die: Inte^llation, wonach die acht 
Minister, die die Arbeiterpartei zurzeit in der Regierung 
hat, ruhig in der R^erung bleiben sollen, sofort dafür 
gesorgt, daß der Regierung aus dem Beschlüsse nicht etwa 
irgendwelche Unbequemlichkeiten erwachsen könnten. 
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So bleibt zunächst -wieder, mal alles beim Alten. 

Es ist schon Wahr, was Herr von Kühlmann im Reichstage 
sagte, daß durch die Gewalt allein dieser Krieg nicht beendet 
werden wird. Dazu gehören auch geistige Mittel. Leider 
wird die Internationale Snicht zu den Mächten gehören, die 
geistige Mittel zur Herbetführung des Friedens in Bewegung 
setzen werden. So weit es an ihr liegt, tut sie vielmehr alles,, 
um den Gegensatz der Völker unversöhnlich zu machen 
und den .Weltenbrand bis zumi letzten Holzstoß ausbrennen 
zu lassen. 


Dr. ALFONS PAQUET: 

Zur Reform des Auswärtigen Dienstes. 

r\AS altertümliche einstöckige Haus an der Wilhelmstraße 
^ in Berlin, das das Auswärtige Amt des Deutschen Reiches 
beherbergt, stammt noch aus den Zeiten der friderizianischen’ 
Kabinettspolitik in Preußen. Aeußerlich ist es eines der 
schlichtesten Häuser an der heute noch vornehm wirkenden 
Straße mit ihren Palästen preußischer Prinzen, Ministerien 
und Bankiers. Mitten in der Weltstadt gelegen, hat es 
auch in seinem Rücken nichts als die Wipfel eines selten 
betretenen Parkes, der in seiner grünen Ruhe der natürliche 
Freund der geistig Arbeitenden ist. Im Innern freilich ist 
das Auswärtige Amt ein merkwürdiges Bienenhaus mit 
teppichbelegten, winkeligen und halbdunklen Gängen, mit 
äußerst nüchternen und häßlichen Seitenbauten: winkelig, 
unübeisichtlich, ein Labyrinth von Stiegen, Treppen und Ver¬ 
bindungsgängen. Im Zeremoniell ergraute, mit Ehrenzeichen 
behangene und ein wenig kleinbürgerliche Diener, die unter 
sich ein Korps von reichlicher Abstufung vorzustellen schei¬ 
nen, bewachen die Vorräume jener Eihzelzellen, die hinter ihren 
Doppeltüren die verschiedenartigsten Geheimnisse bergen, aber 
durcn ihre Gleichföiimigkeit überraschen. Selten haben diese 
Zimmer ein anderes Inventar aufzuweisen als den eichenen 
Schreibtisch, den steifen Stuhl, ein rotes Ripssofa, ein Akten,- 
gestell mit der Wasserflasche, an der Wand die Kuriertabelle; 
und wenn es hoch kommt, eine veraltete Landkarte. Bis 
jetzt gibt es nur wenige Amtszimmer, deren Insasse durch 
ein elegantes Möbel, durch einen guten Stich an der Wand 
oder durch einen ordentlichen Teppich auf dem Fußboden 
gegen die betonte altpreußische Kargheit, die eine bureau^ 
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kratisch besonders erinnerungswürdige Epoche der agrar- 
manufakturstaatlichein Vergangenheit zu verewigen scheint, 
Protest lerhebt. 

Nebenan ist der Palast des. Reichskanzlers. Als Reichs;- 
behörde untersteht das Auswärtige Amt unmittelbar diesem 
höchsten Beamten, es ist von ihm nur durch die mit großen 
Befugnissen ausgestattete Person des Staatssekretärs getrennt. 
Als Reichsbehörde hat das Auswärtige Amt eine Vergangen¬ 
heit von nicht fünf Jahrzehnten. Obwohl es aber ein in 
seiner Verfassung junges und heftig in die Welt strebendes 
Reich vertritt, ist es in seiner Funktion die Zusammenfassung 
der Politik der deutschen Bundesstaaten, von denen neben 
Preußen nur die Hansestädte und die Bundesstaaten am 
Oberlauf des Rheines und der Donau zu dem Ganzen der weit 
über Land und See hinausreichenden Probleme der neueren 
Reichspolitik eine innere Beziehung haben. Nach einem un¬ 
geschriebenen Gesetz der Trägheit und der Temperierung des 
Geschäftsganges bedarf jede Behörde einer Tradition. Das 
Reichsamt des Aeußeren übernahm die Tradition, die es 
am Orte seiner Entstehung vorfand, nämlich die des alten 
preußischen Beamtentums, die ja an sich nicht die schlechteste 
ist. Die große Gestalt iBismarckSj die'Jahrzehnte hindurch jdas 
Auswärtige Amt beherrschte und dieses aus seiner Eigeri- 
schaft als preußisches Departement des Auswärtigen in seine 
reichsdeutsche Form' hinüberleitete, konnte diesen Sach¬ 
verhalt nicht ändern, sie bestärkte ihn vielmehr. 

Wie kommt es nun, daß sich 'seit neueren Jahren eine 
immer dringendere, ja leidenschaftliche Forderung nach einer 
gründlichen Reform des - Auswärtigen Amtes und des 
über die ganze Welt verzweigten auswärtigen Dienstes 
geltend macht, dessen Mittelpunkt das Haus in der Wilhelnt- 
straße mit seinen halbdunklen Gängen, seinen Ripssofas, 
seinen Aktenstößen und Wasserflaschen ist? Und wie kommt 
es, daß gerade in diesem Kriege, wo sonst die Behördlichkeit 
nur genügend Schreibstuben zu mieten braucht, ‘um ohne 
jede Mühe unzählige Kräfte aus dem noch nicht Staat 
gewordenen Volke in sich hineinzuziehen und .damit alle 
Kritik zu erschlagen, gerade gegen das Auswärtige Amt 
ein besonders heftiger Grimm aufkochte? Man konnte von 
sonst ruhigen Leuten den Wunsch ausgesprochen .hören, daß 
es am besten wäre, auf d.m Wilhelmsplätz ein paar schwere 
Minenhunde aufzufahren und das altertümliche, sargähnlichc 
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und von Lemuren bewohnte Haus mit einem Feuerschlage 
dem Erdboden gleichzumachen. 

In diesem Wunsche lebt zweifellos die Unzufriedenheit 
mit der Lage, in der sich Europa zurzeit befindet und die 
landläufige, aus richtigen und falschen Vorstellungen ent¬ 
standene Meinung, daß eyie schwere Mitschuld am Ausbruch 
des Krieges einer einzelnen, hinter der Zeit zurückgebliebenen 
Behörde zuzuschreiben sei, deri keine oder nur wenige mil^ 
demde Umstände zugebilligt werden können, zumal ihr Sitz 
sich innerhalb der Grenzen des Reiches befände. 

Wir wollen nun nicht etwa die einzelnen oder zusammenl- 
wirkenden Kräfte unteiipuchen, die zu demi Kriege geführt 
oder doch seinen Ausbruch nicht zu verhindern vert- 
mocht haben. Es sei nur gesagt, daß) das deutsche 
Auswärtige Amt schon' seit Jahrzehnten als der, euro¬ 
päische Faktor, den' es darstellt, unten einer anderen, 
besseren, lichteren, erhöhteren Form denkbar gewesen wäre. 
Das will sagen, — um nur von Äußerlichkeiten zu sprechen—, 
daß sein Gehäuse wie sein Getriebe weit mehr einem großen 
weltmännisch aufstrebenden Geschäftshaus, einer Akademie, 
einer Redaktion bedeutenden Stiles hätte gleichen müssen 
als etwa einer Thurn- und Taxisschen Regalien Verwaltung, 
Es wäre für das Reich längst zu wünschen gewesen, ein 
Amt, wenn nicht voll von Potemkinschen Ideen, Andeutungen 
und Phantomen, dann doch eine Behörde zu besitzen, der 
sozusagen der Wille zum« Glanz, zur Wohlfahrt und zur .‘^nne 
auf der Stirn geschrieben ist Und wenn das vorige zu ' 
kosakisch, das letztere zu napoleonisch erscheinen mag, dann 
doch ein Haus, in dem altpreußische Tüchtigkeit offen und 
fröhlich mit neudeutscher Tüchtigkeit einen Bund eingeht 
und der letzteren bei ihrem Emporklimmen und bei ihrer 
Neigung zu Sprüngen nützliche Zügel anlegt, sich aber selbst 
auch ein Stück mitfahren ließe. Leider ist es ja Sitte ge;- 
worden, Völker als bloße Erwerbsgesellschaften zu betrachten 
und die Vertretungen im Auslande hauptsächlich danach zu 
beurteilen, ob und wie sie den großen volkswirtschaftlichen 
Schiebungen, die sich in Han&ls- und Zahlungsbilanzen 
ausdrücken, Vorschub leisten. Es ist die Frage, ob der 
auswärtige Dienst eines Staates letzten Endes cfie Aufgabe 
hat, dem Markt, dem Tausch von Sachgütern zu dienen. 
Neben seinem Egoismus hat der Staat auch anderes zu 
vertreten, das ebenso heilig wie Egoismus ist, wenn auch 
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zuweilen Selbstentäußerung dazu gehört, nämlich den Ge¬ 
danken der Dauer ohne die Fieberkurven himmelhohen Auf¬ 
schwungs und todestiefer Verwickelungen. Aber lassen wir 
das dahingestellt. 

Um auf das Konkrete zurückzukommen, so hatte man 
wenige Jahre vor dem Kriege begonnen, ernste Vorschläge 
für eine Neubildung des gesamten Auswärtigen Dienstes und 
Amtes zu machen. Es ist gleichgültig, wo diese Vorschläge 
einsetzten; sagen wir beim Dienste in China, wo die Mängel 
auf der Hand lagen. In China war zuletzt das Reich durch 
nicht weniger als drei einander an Befugnissen gleichgestellte 
jedenfalls voneinander unabhängige Behörden vertreten: 
durch die Gesandtschaft in Peking, durch das in Handels¬ 
dingen maßgebende Generalkonsulat in Schanghai und durch 
das militänsche, gewissermaßen 'souveräne Gouvernement 
von Tsingtau. Von den Konsulaten, die es in China gab, 
hatten einzelne über Bjezirke zu berichten, die weiträumiger 
sind als das Deutsche Reich. Kurz gesagt, die Verhältnisse 
waren auf diesem einen Gebiet so geworden, daß den Wunsch 
nach Vereinheitlichung stark hervortrat. Die Abhilfe erschien 
nicht mehr fern. Als den Krieg ausbrach, befand sich tat¬ 
sächlich das Auswärtige Amt auf dem langsam anstrebenden, 
selbst für bequeme Herren noch gangbaren Kur}- und Prome¬ 
nadenweg zu allerhand inneren Reformen. 

Der Krieg stellte nun aber das Auswärtige Amt mit einem 
Male vor neue umfangreiche, tiefgehende, fast in jedem 
Falle äußerst verwickelte Aufgaben. Merkwürdige Eigen¬ 
schaften, Vorzüge sowohl wie Mängel, traten an 
ihm hervor. Was am meisten auffiel, das war die 
Unzulänglichkeit seiner Kräfte, die Langsamkeit seiner Ent¬ 
schließungen, die Bescheidenheit seiner Mittel, eine geradezu 
rätselhafte Ungleichartigkeit seiner Leistungen, daneben noch 
seine schlechte Ausrüstung zum Wettlauf mit anderen 
Kräften, die sich nicht scheuten, auf auswärtigen Gebieten 
unternehmend aufzutreten, kaum daß z. B. fremder Boden 
von deutschen Truppen besetzt oder gewisse Fragen nach 
der Neutralität gewisser Staaten sozusagen populär geworden 
waren und Scharen von Kriegsfreiwilligen, hoch und niedrig, 
auf den Plan riefen. Monatelang schien es, als müsse sich 
das Volk, Geschäftskreise, Gelehrte, Laien aller Art land,- 
sturmhaft und nur mit dem primitiven Schießprügel von 
Beteuerungen der Unschuld und des guten Willens auf dem 
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Buckel, in die Bresche werfen, die nach allen Seiten zu 
klaffen und den Feind zum Eindringen in unserer Posi«- 
tionen nur einzuladen schien. Diese Breschen sind jetzt 
notdürftig gestopft, die Abwehrmauern dürften bis über den 
Krieg hinaus Vorhalten. Aber seinen Schreck wi^ das Volk 
nicht vergessen. Daher bei den Rabiaten der Schrei nach 
Bestrafung und Vernichtung des Auswärtigen Amtes, bei 
den Vernünftigen die stärkere Erwartung von Reformen. 
Von gründlichen und umfassenden Reformen, versteht sich. 

Ein jüngerer deutscher Diplomat hat mir einmal als den 
einfachsten Weg zur Reform des Auswärtigen Dienstes die 
Maßnahme bezeichnet, die mittleren Beamten wie z. B. die 
g^eheimen Hofräte und expedierenden Sekretäre, auszurotten. 
Er wünscht diese Herren, die er als AktenrZerberusse 
und Korallentiere bezeichnet, weil sie sich sozusa^n 
automatisch durch Spaltung vermehren und ihre Daseins¬ 
berechtigung dadurch nachweisen, daß sie sich mit ihrer 
pedantischen Zuverlässigkeit, ihrer anmaßenden Treue, ihrem 
klebrigen Diensteifer unentbehrlich machen, mit einem Feder¬ 
zug aus dem Gefüge des Dienstbetriebes zu entfernen. Er 
meint, das Registrieren lasse sich auf ein Mindestes einf- 
schränken, die technische Arbeit bei den Missionen könne 
durch die jungen Sekretäre und ein paar Maschinenschreiber 
besorgt werden. Eine trefflichere Erziehung zur Selbständig^ 
keit könne es für den angehenden Diplomaten gar nicht geben. 

Unpersönlichere Kritiken bezeichnen die bis ins Einzelne 
verspürbare Abhängigkeit des Beamten des Auswärtigen 
Dienstes von der Oberrechnungskammer als den eigentlichen 
Grund jener unzähligen, dem Außenstehenden oft unbegreif*- 
liehen Hemmungen, unter denen nicht selten die frische 
Entschlußkraft der Beamten und die Effektivität ihres Dieni- 
stes aufgehoben wird. 

Es ist bekannt, daß russische Verbesserer, und nicht nur 
russische, das Problem an einem anderen Zipfel angefaßt 
und zunächst einmal den bisherigen Methoden der 
Diplomatie hinterrücks eine Anzahl Blamagen bei*- 
gebracht haben. Daß auch in dem Meisterlande eines welt¬ 
männischen Dienstes an der eigenen Sache, in England, Be*> 
Strebungen zu einer Erneuerung des diplomatischen Be^ 
triebes hervortraten, ist zunächst ein Beweis dafür, daß die 
Klage über die Unzulänglichkeiten der Diplomatie und über 
den Hochmut der diplomatischen Kaste eine internationale 
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Erscheinung ist. Bezeichnenderweise bewegen sich in dem 
praktischen und skrupellosen England die Vorschläge zur 
Besserung in zwei Richtungen, wie das aus einer kurzen 
Erörterung im englischen Parlament hervorgeht: wo Balföur 
nämlich eine Verschärfung der parlamentarischen Kontrolle 
ablehnte, aber eine Reform des Mechanismus billigte. Ganz 
nach militärischer Analogie will England eine bessere Schule 
der Strategie und der Taktik des Auswärtigen Dienstes. 

Auf eine Reform des Mechanismus drängen nun auch alle 
die positiven Vorschläge, die in letzter Zeit in Deutschland 
in bezug auf die wünschenswerte größere Effektivität des 
Auswärtigen Dienstes erhoben worden sind. Eine aus den 
Kreisen der Hamburger Großkaufleute hervorgegangene Denk¬ 
schrift geht auf die Einzelheiten ein. Diese Denkschrift fordert 
vor allem ein besseres Verfahren bei der Auswahl und 
Erziehung der Beamten des Auswärtigen Dienstes. Der 
Große Generalstab mit der Auslese und Schulung seiner 
Offiziere wird als das Vorbild aufgestellt. In der Haupt¬ 
sache sei folgendes zu verlangen: erstens eine Aenderung 
unserer auswärtigen Politik, „die der Weltmachtstellung 
Deutschlands mehr entsprechen müsse**; zweitens eine er¬ 
hebliche Personalvermehrung; drittens eine andere Glieder- 
rung der Unterabteilungen des Auswärtigen Amtes; ferner 
eine rücksichtslose Auslese unter den als Diplomaten und 
Konsuln in Frage kommenden Personen, endlich die ge¬ 
meinsame Ausbildung beider. Der Aufsatz eines ungenannten, 
offenbar sachkundigen Verfassers in der „Kreuzzeihing** vom 
5. Mai d. J. gibt eine nähere Vorstellung, wie man die 
interessante Frage der Auffüllung zu lösen gedenkt. Der 
Reichskanzler hat, wie es scheint, bisher allzu wenig von 
seinem Recht Gebrauch gemacht, besonders befähigte Köpfe, 
insbesondere Parlamentarier, Journalisten, Großkaufleute, Ad¬ 
vokaten, Verwaltungsbeamte in die Diplomatenlaufbalin zu 
übernehmen. Um dem Reichskanzler die Berufung geeigr 
neter Personen außer der Reihe zu erleichtern, soll, nach 
dem Vorschlag des erwähnten Verfassers, künftig den Hoch¬ 
schulen, den Verwaltungsbehörden und großen Verbänden 
neben den Regierungen der Bundesstaaten oder den preu¬ 
ßischen Oberpräsidenten ein Vorschlagsrecht zustehen. Was 
aber die regelrechte Ausbildung von Beamten des Auswärti- 

g en Dienstes anlangt, so soll diese einen etwa zehnjährigen 
ildungsgang erfordern, davon drei Jahre an einer zu er- 
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richtenden „Politischen Akademie^S die, nach ihrer Auswahl 
der Lehrer und der Schüler, ungefähr der Kriegsakademie 
entspricht. Der Verfasser spricht den einleuchtenden Ge¬ 
danken aus, im Unterricht an dieser Akademie „diplomatische 
Kriegsspiele*^ nach Art der militärischen einzurichten. ' In 
diesen, den Möglichkeiten der Tagesgeschichte entnommenen 
Partien wären politische Lagen von zwei Gegenparteien durch- 
zuspielen. Auch auf die Ausbildung der Schüler zur rednerischen 
Schli^fertigkeit in Verhandlungen wäre großer Wert zu legen. 
Die Srhlußprüfung hätte nicht nur das positive Wissen der 
Prüflinge, sondern auch ihre Urteilsfähigkeit festzustellen. 
Die Scheidung in Anwärter für die diplomatische und konsu¬ 
larische Laufbahn hätte erst nach den Probejahren imiAmt und 
auf gewissen Auslandsposten zu beginnen. 

Aus diesen Vorschlägen geht genügend hervor, wie ernst 
es mit der Reform gemeint ist. Was den Mechanismus an¬ 
langt, so sind die Männer der Hamburger Denkschrift, ebenso 
wie der Artikelschreiber der „Kreuzzeitung“ sicherlich auf 
dem rechten Wege. Und da die Dringlichkeit der Neuerungen 
sich durch den Krieg verzehnfacht hat, so brauchen wir uns 
über die Ersetzung der bisherigen Mechanik durch eine 
bessere jetzt wohl kaum so viel Sorge zu machen wie früher. 
Wo in unserer Zeit nach einer voll kommentieren Technik 
gerufen wird, da kommt sie.* Nichts erscheint zuverlässiger 
als das. 

Alle diese Vorschläge gehen indessen von einer Voraus¬ 
setzung aus, die wohl zu bedenken ist: nämlich der, daß 
unser Drang nach Effektivität, unser Egoismus, unsere mate¬ 
rialistische und auf bloße Sachgüterwirtschaft gerichtete Ge¬ 
sinnung, mögen wir sie auch mit allen uns bekannten Nationen 
in allen fünf Erdgegendenl teilen, sich durch die Erfahrung 
des Krieges nicht im' geringsten gewandelt, ja sich gegen 
früher eher gesteigert habe. Ist man sich ganz darüber 
klar, daß ein technisch vielfach verbesserter Dienst im' alten 
Geiste — oder vielmehr in jenem neudeutschen Unternehmer¬ 
geiste, der bis tief in die Arbeiterschaft hineingeht und sich 
als grobe Machtanbetung darstellt —, riichts anderes bedeuten 
kann als nur die Wiederaufnahme, Fortsetzung und Steige^ 
rung desselben äußerst beunruhigenden Prozesses, der uns da¬ 
hin geführt hat, wo wir heute sind, in diesen Abgrund der Kriege, 
der Lieblosigkeiten und der Unfreiheiten? Bei der heutigen 
Lage der Dinge, wo es sich ^ um: den mit rohen Mitteln 
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geführten Existenzkampf handelt, sind die Großhändler, 
Industriellen und Berufsmilitärs diejenigen, die sich unter 
der Fahne von ,Weltpolit;k und Weltwirtschaft am' sichtbarsten 
des Gedankens einer Reform des Auswärtigen Ebenstes an¬ 
genommen haben und sich am ersten Gehör zu verschaffen 
wissen. Aus ihrer aufs (äußerste angespannten, Vitalität heraus 
verabscheuen sie den alles verschleppenden und ertötenden 
Formelkram einer veralteten, Zu sehr nach den Gesichtspunkten 
der Verwaltung orientierten Schule, wissen aber an seine 
Stelle nichts besseres zu setzen als ein im günstigsten Falle 
odvsseisches Evangelium der Verschlagenheiten und des harten 
Ellenbogens. Aber auch in den Kreisen des Volkes, welche die 
geistige Bürde des Krieges zu tragen haben, fehlt es vielfach 
keineswegs an Verständnis für politische Situationen und 
diplomatische Fragen, wohl aber an dem Mut, eine andere 
Auffassung als die der (seelenlosen Oekonomie von Sachgütern 
zur Geltung zu bringen. Eine Politische Akademie als hohe 
Schule der diplomatischen Kunst und ihrer Hilfswissenschaf¬ 
ten ist ohne Zweifel unentbehrlich für jene, die einmal 
die Verantwortungen der äußeren Staatsvertretung zu über¬ 
nehmen haben, ß müßte indessen eine, der nachdrücklichsten 
Forderungen sein, diese Schule und ihre Doktoren in eine 
möglichst hohe Atmosphäre der inneren Unabhängigkeit zu 
bringen, die die Freiheit der Entschließungen aufs höchste 
fördert und die Zahl der Mittel vergrößert. Wir meinen 
eine Verallgemeinerung jener Atmosphäre von Vorurteils¬ 
losigkeit, die manche Skeptiker und Weltweise erst am Ende 
langer Erfahrungen erreichen, die aber vielleicht auch Pro¬ 
dukt einer philosophischen Erziehung zu sein vermag. Eine 
solche Erziehung, in jüngeren Jahren und ohne die Kosten 
persönlicher Enttäuschungen erworben, vermag sich an Staatsj- 
männem besonders fruchtbar zu erweisen. Streng genommen, 
wäre überhaupt zu verlangen, daß von einer gewissen Stufe 
ab alle Staatsdiener verpflichtet sein müßten, für ihre Person 
auf eigenes Vermögen zu verzichten, so wie sie ja auch bereits 
auf die Wählbarkeit ins Parlament verzichtet haben. Der 
Staat, dem sie, auch über die 2jeit der Inaktivierung hinaus, 
zu dienen hätten, müßte es dafür natürlich übernehmen, sie 
auf Lebenszeit angemessen zu versorgen. 

Was gerade den Geist der Ausbildung anlangt, so würde er 
sich schon an jenem; Prüfstein der „diplomatischen Kriegs¬ 
spiele** offenbaren, die der Verfasser der „Kreuzzeitung** 
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vorschlägt. Es gibt Regeln, die denen des Schachspiels ent¬ 
sprechen, wo unbedingt ein König fallen muß, aber ebenso 
gut andere, die an S(marfsinn, Schlagfertigkeit, Voraussicht, 
Selbstbeherrschung nic^t minder große Anforderungen stel¬ 
len, wo aber die Aufgaben neuartig sind. Wären jene „diplo^ 
matischen Kriegsspiele** nicht auch unter der Voraussetzung 
denkbar, daß sie eine gegebene Lage annehmen, bei deren 
Austragung einmal unter allen Umständen auf die Kriegs^ 
drohung und ultima ratio im alten Sinne zu verzichten 
ist? Wo die Aufgabe gestellt wird, die Politik auch über 
kritische Punkte hinaus mit friedlichen statt mit kriegerischen 
Mitteln fortzusetzen und nur in den friedlichen Mitteln ein 
wenig erfinderischer zu sein? Bei denen als Grundgesetz 
zu gelten hätte, daß die Völker, ja selbst Grenzvölker, frei 
und unantastbar sind und auch der Mächtige, der Maß 
zu halten weiß, am besten beraten ist, weil nämlich das Maß¬ 
halten die Eigenschaft hat, vor Schaden zu bewahren? Gewiß, 
eine neue, vergrößerte und verbesserte Maschinerie des Aus¬ 
wärtigen Dienstes ist wichtig. Aber, wie auch die Hamburger 
Denkschrift auf ihre Weise eingesteht, auf das Wesen kommt 
cs an. Bisher wurden mehr Intelligenzen für die Fabrikation 
von Zigaretten oder von Haarnadeln aufgewendet als für die 
Sicherung des Weltfriedens. Im Auswärtigen Dienst sollen 
die Kundigsten, und leise sei es hinzugesagt: die Besten 
des Volkes arbeiten. Es kommt grundsätzlich darr 
aut an, aus dem Volke ohne Vorgaben nach Herkunft und 
Vermögen, dafür aber in einer strengen geistigen Ausr 
wähl, die Kräfte herauslocken, die einst berufen sein sollen, 
dem eigenen Volk aus der Fremde die Hände zu reichen und 
von Amts wegen auch anderen Völkern die Hände zu reichen. 
Wir gehen so weit, zu behaupten, daß jeder deutsche Ministei* 
eine Zeitlang im Auswärtigen Amt Dienst getan haben 
sollte, daß das Auswärtige Amt den übrigen Reichsbehörden, 
für das Heerwesen oder für den Kulhis, für die innere 
Verwaltung, für die öffentlichen Arbeiten, die Gewerbe oder 
die Landwirtschaft Anregungen ständig zu vennitteln hätte. 
Daß es eine Behörde sein solle, die zum mindesten deji, Ansatz 
eines europäischen Amtes in sich trage mit allem, wozu die 
bloße Vorstellung eines solchen verpflichtet. Es müßte, 
mit. voller Betonung seines eigentlichsten Sinnes, die Be¬ 
zeichnung eines Europäischen Amtes tatsächlich vertragen 
und tragen können. 
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Sehr wahr also: das alte Auswärtige Amt ist umzubilden. 
Wir erwarten aber von der kommenden Zeit, wo einmal das 
Buch des Krieges geschlossen sein wird, mehr als eine Reihe 
verbesserter technischer Systeme, die im Grunde doch nur 
durch Opferwirtschaft aufrecht zu erhalten sind und die 
Völker eiligst wieder in den Stand setzen sollen, neue Kriege 
zu führen. Der Auswärtige Dienst ist somit nicht nur nach 
geschäftsmännischen und militärischen Analogien zu erneuern, 
sondern von Grund auf, und zwar im Geiste einer vertieften 
staatsphilosophischen Bildung, zu deren Ausdrucksmitteln 
auch Zartgefühl und Takt gAören, und die eben in diesem 
ihrem sehr bürgerlichen, sehr emprindlichen Charakter alles 
Militärische oder Kaufmännische, das man ihm jetzt bcir 
bringen will, gänzlich 'zu übertreffen und hinter sich zu lassen 
beginnt Dann kann dieses verantwortliche Amt mit dem 
umfassenden und verfeinerten Mechanismus, der ihm zu wün¬ 
schen ist, mit seiner Atmosphäre von freier Luft und Leben¬ 
digkeit, von Wissen, Erlebnis und Gedanken, sehr wohl einmal 
zu so ungeschichtlicher Höhe gebracht werden, daß es 
schließlich nicht nur die Intelligenz, sondern auch die Mensch¬ 
lichkeit der Zuschauer befriedigt. 

Dr. LUDWIG QUESSEL, M. d. R.: 

Krieg und Handelsrivalität. 

Z U den am heftigsten umstrittenen Problemen des Weltkrieges ge¬ 
hört auch heute noch die Frage, welche Motive England bestimmt 
haben, zunächst einmal durch die Politik der Einkreisung Deutschland 
weltpolitisch lahmzulegen und dann, als diese Politik zum Zusammen¬ 
stoß mit Rußland und Frankreich führte, sich schnell und entschlossen 
auf die Seite von Deutschlands Feinden zu stellen. Es ist bekannt, daß 
maßgebende Männer, die viel in der Welt herumgekommen waren und 
England besonders gut zu kennen glaubten, bis zum Ausbruch des 
Krieges der Meinung waren, es sei ganz ausgeschlossen, daß England 
sich unseren Gegnern anschließen werde. Die diplomatische Vor¬ 
geschichte des Krieges hat nun aber dargetan, daß schlechterdings kein 
Zugeständnis von deutscher Seite ausreichend war, um England neutral 
zu erhalten. Auf die Frage des Fürsten Lichnowsky, ob England 
neutral bleiben könnte, wenn Deutschland ausdrücklich verspräche, 
Belgiens Neutralität nicht zu verletzen, antwortete Sir Edward Grey 
verneinend. „Ich antwortete," schreibt er am 1. August 1914 an 
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Goschen, „daß ... ich mir nicht denken ikönne, wir könnten das Ver¬ 
sprechen der Neutralität allein unter dieser Bedingung geben.“ Als 
Lichnowsky darum bat, England möge doch seinerseits die Bedingungen 
formulieren, unter denen es neutral bleiben würde, als er weiter die 
Integrität Frankreichs und seiner Kolonien zusichern wollte, ant¬ 
wortete Sir Edward Qrey wieder ablehnend»i „Ich sagte,“ schreibt er 
an Goschen, „daß ich mich verpflichtet fühle, irgendein Versprechen, 
neutral zu bleiben, unter ähnlichen Bedingungen bestimmt zu ver¬ 
weigern.'* Grey konnte keine Bedingungen nennen, unter denen Eng¬ 
land hätte neutral bleiben können. Weder unser Verzicht auf den 
Durchmarsch durch Belgien, noch die feierliche Versicherung, daß 
Deutschland für den Fall des Sieges Frankreich und seine Kolonien 
völlig unangetastet lassen werde, konnten England uns gegenüber zu 
dem Versprechen der Neutralität bestimmen. England wollte auch für 
den Fall, daß wir den belgischen Boden völlig unberührt ließen, die 
Hände frei haben, um über uns herzufallen, wenn Frankreich und 
Rußland nicht stark genug sein sollten, uns niederzuschlagen. 

Die urkundliche Feststellung der Tatsache, daß England unseren 
Sieg auf dem Kontinent unter keinen Umständen zulassen wollte, gibt 
uns nun freilich noch keinen Aufschluß über die Motive, die es zu 
dieser Stellungnahme bestimmten. Waren diese nun vorherrschend 
machtpolrtischer oder wirtschaftlicher Natur? Trat England in den 
Kampf gegen uns ein, um eine Hegemonie Deutschlands über Konti¬ 
nentaleuropa unter allen Umständen zu verhindern, also aus rein 
machtpolitischen Gründen, lediglich um das sogenannte europäische 
Gleichgewicht zu erhalten, bei dem England die eine europäische 
Staatengruppe gegen die andere ausspielen kann, oder erklärte uns 
England den Krieg, um den verhaßten Rivalen auf dem Weltmarkt 
beseitigen zu können, also aus rein wirtschaftspolitischen Gründen, 
um seine frühere Monopolherrschaft auf dem Weltmarkt wieder zu 
erlangen? Man glaube ja nicht, daß die Entscheidung dieser Frage 
nur akademisches Interesse hat. Wer der Ansicht ist, daß England 
bei seiner Stellungnahme gegen Deutschland nur von machtpolitischen 
Motiven geleitet wurde, der muß notwendigerweise zu der Schluß¬ 
folgerung gelangen, daß eine Verständigung auf wirtschaftlicher Grund¬ 
lage mit England möglich ist, wenn wir unsere machtpolitischen An¬ 
sprüche so tief herabsetzen, daß jeder Verdacht, wir strebten nach 
einer Hegemonie über Kontinentaleuropa, wegfiele. Weit schwieriger 
muß dagegen dem eine Verständigung mit England erscheinen, der 
in diesem Krieg vornehmlich einen Kampf Englands zur Zerstörung 
der deutschen Wirtschaftskräfte sieht. Auf die Hegemonie über Ost- 
und Westeuropa kann das deutsche Volk leicht verzichten. Wie wir 
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ohne sie vor dem Kriege lebten, könnten wir auch ohne sie nach dem 
Kriege existieren. Dagegen ist es völlig ausgeschlossen, daß wir daraui 
verzichten könnten, unsere wirtschaftlichen Kräfte zu erhalten und 
weiter zu entwickeln. Ein Zurückschrauben unserer Volkswirtschaft 
auf einen Stand, daß wir aufhören würden, Englands Konkurrent zu 
sein, würde für Deutschland ungeheures Massenelend bedeuten, weil 
unser Wirtschaftsleben wie das Englands aufgebaut ist auf dem 
Massenbezug von Rohstoffen und dem Massenexport von Industrie¬ 
erzeugnissen, so daß wir es gar nicht vermeiden können, sowohl 
beim Einkauf der Rohstoffe als auch beim Verkauf der Industrie¬ 
erzeugnisse, überall in Wettbewerb mit England zu treten. 

Von der Beantwortung der Frage, welche Motive für Englands Ein¬ 
tritt in den Krieg bestimmend waren, hängt im gewissen Sinne unsere 
künftige außenpolitische Orientierung ab. Wer von der Anschauung 
durchdrungen ist, daß die antagonistischen Kräfte der deutschen und 
englischen Volkswirtschaft so tief und ernst sind, daß ihr Ausgleich 
außer dem Bereich des Möglichen liegt, wird naturgemäß, um Deutsch¬ 
lands Zukunft sicher zu stellen, einer Politik das Wort reden, die ein 
späteres Zusammengehen Deutschlands mit Rußland und Frankreich 
möglich macht; wer dagegen das Vorhandensein eines praktisch un¬ 
überbrückbaren deutsch-englischen Wirtschaftsantagonismus verneint, 
wird eine Politik empfehlen, die vor allem einen deutsch-englischen 
Ausgleich und ein späteres Bündnis mit der angelsächsischen Welt 
ermöglicht. Die verschiedenen Richtungen in unserem außenpolitischen 
Denken gehen letzten Endes alle auf die Frage zurück: Liegt ein 
deutsch-englischer Ausgleich im Bereich des Möglichen? Kann diese 
Frage bejahlt werden, so ist gar kein Zweifel daran, daß die große 
Mehrheit des deutschen Volkes das Bündnis mit England und Amerika 
jedem anderen vorziehen würde. 

In letzter Zeit ist die Frage der deutsch-englischen Handelsrivalität 
auch von sozialistischer Seite sehr eingehend in unfangreichen Unter¬ 
suchungen erörtert worden. Da ist zunächst das in deutscher Sprache 
geschriebene Buch des russischen Parteigenossen Dr. M. Nachimsohn 
zu nennen, der unter einem Pseudonym auch in der ,J^euen 
Zeit" einige Artikel zu diesem Thema veröffentlicht hat. Nachimsohn 
verficht mit Vehemenz die These des Politikers Q. Qothein und des 
Historikers H. Eielbrück, daß es nicht die Handelsrivalität gewesen 
sei, die England dazu bestimmte, sich unter keinen Bedingungen uns 
gegenüber zur Neutralität zu verpflichten. Eine Auseinandersetzung 
mit Nachimsohn ist allerdings kaum möglich, weil seine Behandlung 
der Statistik so dilettantisch und seine Zahlengruppierungen derart 
willkürlich sind, daß viele Seiten erforderlich wären, um jede einzelne 
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seiner schiefen Behauptungen .richtigzustellen.* Einen ganz anderen 
Charakter hat dagegen die Schrift des österreichischen Parteigenossen 
Dr. Anton Hofrichter. Obwohl sie in ihrer Tendenz der Nachimsohn- 
schen Arbeit sehr nahe steht, haben wir es hier doch mit einer sach¬ 
kundigen und gewissenhaften Untersuchung zu tun. Hofrichter ist 
sich in allen Fällen der Tragweite seines statistischen Materials be¬ 
wußt. Er spielt nicht willkürlich mit Zahlen, sondern macht den Leser 
überall da, wo dies notwendig ist, auch auf das Unzulängliche 
der Handelsstatistik aufmerksam und warnt vor zu weitgehenden 
Schlußfolgerungen aus ihr, und zwar auch in den Fällen, wo dies seiner 
Beweisführung Abbruch tut. Im allgemeinen läßt sich das, was Hof- 
richter beweisen will, mit den Worten des Fürsten Bülow wieder¬ 
geben, daß nämlich die ökonomische Vergangenheit „einen deutsch¬ 
englischen Interessengegensatz von der Art, daß er einen Daseins¬ 
kampf (zwischen Deutschland und England) rechtfertigte, gar nicht 
erzeugt hatte“. Wer diese Anschauung Bülows für richtig hält und 
nach statistischem Beweismaterial dafür sucht, wird solches nirgends 
in einwandfreierer Bearbeitung finden als in der Hofrichterschen 
Schrift.* Der Umstand nun, daß Hofrichter den Zahlen nicht bewußt 
Gewalt antut, daß er überall in seiner Weise ehrlich bestrebt ist, der 
Wahrheit zu dienen, macht eine Auseinandersetzung mit seiner Be¬ 
weisführung auf engem Raum nicht nur möglich, sondern läßt sie 
auch als für unser außenpolitisches Denken außerordentlich fruchtbar 
erscheinen. 

Wenden wir uns dem Beweismaterial zu, das Hofrichter gegen die 
These ins Feld führt, daß England uns nur deshalb mit Krieg über¬ 
zogen hat, um unsere Wirtschaftskräfte zu zerstören. Zunächst be¬ 
trachtet Hofrichter die englische Ausfuhr ihrem Werte nach und 
konstatiert, daß diese in dem Jahrzehnt von 1901—1911 einen ge¬ 
waltigen Aufschwung genommen hat. Englands Ausfuhrsteigerung 
betrug in diesem Zeitraum 3,5 Milliarden Mark. Man kann Hofrichter 


* Siehe M. Nachimsohn, Imperialismus und Handelskriege, Bern 
1917. Es kennzeichnet Nachimsohn, daß er Lenschs Ansicht, der 
heutige Krieg sei ein Kampf um die englische Monopolherrschaft auf 
dem Weltmarkt, mit dem bösartigen Anwurf glaubt abtun zu können: 
„so fälscht er (Lensch) absichtlich die offenkundigen Tatsachen“. 
Wie richtig Lensch den Kern der Sache getroffen hat, wird sich aus 
den Schlußfolgerungen meines Artikels ergeben. 

* Siehe Anton Hofrichter, Krieg und Handelsrivalität. Ein kritischer 
Beitrag zur deutsch-englischen Politik. Berlin 1917. Verlag: Vor¬ 
wärts, Paul Singer. 104 Seiten. Preis 2 Mk. 
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darin beistimmen, daß es auf den ersten Blick in der Tat schwer 
ist, ein Land als durch den deutschen Wettbewerb bedroht hinzustellen, 
das in einem Jahrzehnt seine Ausfuhr von 5,7 auf 9,2 Milliarden Mark 
zu steigern vermag, das folglich die Ziffer der Waren, die es seinen 
Kunden verkauft, im Verlauf von zehn Jahren um 3,5 Milliarden Mark 
anwachsen sieht. Nun kann freilich in einer Zeit starker Preis¬ 
steigerung hinter einer wesentlich gewachsenen Wertziffer sich eine 
gleich groß gebliebene Gütermenge verstecken. Hofrichter bringt da¬ 
her aus der englischen Handelsstatistik auch diejenigen Zahlen bei, 
in denen der Wert der englischen Ausfuhr auf die Preise eines 
Standardjahres bezogen wird. Aber auch bei dieser Art der Statistik, 
die bei ^rechnung der Ausfuhrsteigerung die Preisdifferenzen der 
einzelnen Jahre berücksichtigt, ergibt sich für das Jahrzehnt 1901 bis 
1911 ein enormer Aufschwung der britischen Ausfuhr. Setzt man 
die Ausfuhr 1900 gleich 100, so betrug die von 1901 101 und die von 
1911 156. Die gewaltige Ausfuhrsteigerung Englands von 1901—1911 
ist mithin eine Tatsache, die jeder kritischen Prüfung standhält. 

Für das Gedeihen eines Industriestaates wie England kommt es 
aber nicht nur auf den Wert der Ausfuhr an, sondern auch auf deren 
Zusammensetzung. Wenn die Rohstoffe und Halbfabrikate, die Eng¬ 
land einführt, nur wenig verändert wieder ausgeführt werden, oder 
wenn die Rohstoffe, die man in England selbst gewinnt, unverarbeitet 
oder nur wenig bearbeitet ausgeführt werden, so kann trotz gewaltig 
gesteigerter Ausfuhr die Arbeitsgelegenheit im Lande stationär bleiben 
oder gar zurückgehen. Für den Kaufmannsstand macht es nicht viel 
aus, ob die zur Ausfuhr gelangenden Güter vorherrschend Rohstoffe 
und Halbfabrikate sind, für die Arbeiterschaft ist es jedoch von ent¬ 
scheidender Bedeutung, daß bei der Ausfuhr Fertig- oder Fastfertig¬ 
waren vorherrschen. Denn die Ausfuhrziffer der letzteren ist in der 
Tat bei einer Industrienation, deren Volkswirtschaft sich gründet auf 
die Einfubr von Rohstoffen und die Ausfuhr von Industrieerzeugnissen, 
ein Gradmesser für das Vorhandensein von Arbeitsgelegenheit im 
Lande. Hofrichter führt nun den Nachweis, daß auch die Zusammen¬ 
setzung der von 1901—1911 so gewaltig gewachsenen britischen Aus¬ 
fuhr einen für die englische Arbeiterschaft durchaus zufriedenstellenden 
Charakter aufweist und daß die Fertig- oder Fastfertigwaren von der 
Oesamtausfuhr nahezu 80 Proz. betragen, wogegen die Ausfuhr von 
Rohmaterial und kaum bearbeiteten Waren nur 12,6 Proz. ausmacht. 
Das ist eine Zusammensetzung der Ausfuhr, wie sie gleich günstig 
kein anderes Land aufzuweisen hat, auch Deutschland nicht: 
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Ausfuhr Großbritanniens in den Jahren 1900/02 und 1909/11. 

(Wert in Pfund Sterling.) 

Warenkategorie 

1900/02 


1909/11 

Pror.- 

Anteil 

Fertig- od. Festfertigwaren 

226 120 000 

79,3 

‘333 950 000 

79,3 

Rohmaterial und kaum be- 





arbeitete Waren. 

39 062 000 

13,7 

52733 000 

12,6 

Nahrungsmittel, Getränke, 





Tabak . 

15 551 000 

5.4 

26145 000 

6,2 

Verschiedenes, Postpakete 

4 147 000 

1,5 

8 060 000 

1,9 


' Aber vielleicht sind die Fertig- oder Fastfertigwaren, die in der 
englischen Ausfuhr einen so breiten Platz einnehmen, gar nicht eng- 
Jische Fabrikate? Vielleicht stammen sie aus dem Auslande? Wäre 
das der Fall, so müßten die Fertig- oder Fastfertigwaren in der Ein¬ 
fuhr sehr stark vertreten sein. Daß dem jedoch nicht so ist, beweist 
Hofrrchter durch folgende Angaben der englischen Statistik: 


Einfuhr Großbritanniens in den Jahren 1900/02 und 1909/11. 

(Wert in Pfund Sterling.) 

Warenkategorie 

1900/02 


1909/11 

Proz.- 

Anteil 

Nahrungsmittel, Getränke, 
Tabak . 

211 152 000 

46,0 

245 591000 

43,3 

Rohmaterial und kaum be¬ 
arbeitete Waren. 

133 610 000 

29,1 

183 904 000 

32,6 

Fertig- od. Festfertigwaren 

111344 000 

24,3 

129 904 000 

23,2 

Verschiedenes, Postpakete 

2 360 000 

0,5 

2 315 000 

0,4 


In der Tat, obige Zaihlen zeigen eindeutig, daß die Industrieerzeu- 
nisse, die England ausführt, in der Hauptsache heimischer Herkunft, 
Erzeugnisse britischen Qewerbefleißes sind. Wenn die Einfuhr von 
Fabrikaten nach England auch 24 Proz. der Gesamteinfuhr beträgt, 
wogegen die Einfuhr fertiger Waren nach Deutschland nur 20 Proz. 
der deutschen Gesamteinfuhr ausmacht, so iSt der Unterschied doch 
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nicht so erheblich, um die Zusammensetzung der- englischen Einfuhr 
als ungesund bezeichnen zu können. Zugunsten Englands spricht 
ferner die Erscheinung, daß die fertigen Waren, die nach England 
geschafft werden, zumeist billige Massenartikel mit relativ geringem 
Arbeitsgehalt sind, während die fertigen Industrieerzeugnisse, die 
England ansführt, zumeist Oualitätsproduktion mit hohem Arbeitswert 
darstellen. Hofrichter hat daher vollkommen recht, wenn er sagt, daß 
England, obwohl es schon eine gewaltige Ausfuhr aufweist, „seinen 
Export von Fertigwaren mehr als Deutschland zu steigern gewußt 
hat“. Es ist auch richtig, was Hofrichter hervorhebt, daß die Waren, 
die England einführt, billig, und die, die es ausführt, teuer sind; 

„Der Kontrast zwischen der Verbilligung der eingeführten Fabri¬ 
kate und der Verteuerung der ausgeführten Fabrikate deutet auf 
eine Arbeitsteilung hin, nach der England aus dem Auslande minder¬ 
wertige Massengüter in steigendem Umfange bezieht, und hoch¬ 
wertige ausführt — eine schätzenswerte Entwicklung, nicht nur weil 
in hochwertigen Waren mehr Arbeit steckt, ihre steigende Ausfuhr 
mehr Arbeitsgelegenheit schafft, sondern auch weil der qualifizierte 
Arbeiter gesellschaftlich und staatlich wertvoller als der unge¬ 
lernte ist.“ 

Hofrichter gelangt so zu dem Urteil, daß für die britische Arbeiter¬ 
klasse nicht der mindeste Qrund vorliegt, mit Neid auf die industrielle 
Entwicklung Deutschlands zu blicken. Die englischen Arbeiter hätten 
durch den deutschen Wettbewerb keinen Schaden gelitten. Die 
Gesamtausfuhr Großbritanniens sei „im 20. Jahrhundert gewaltig ge¬ 
wachsen“. Aber nicht nur mit dem Wachstum, auch mit den Ver¬ 
änderungen in der Zusammensetzung der Ausfuhr könne die britische 
Arbeiterschaft durchaus zufrieden sein, weil im Gegensatz zu Deutsch¬ 
land gerade die Ausfuhr jener Waren, die den größten Arbeitsgehalt 
haben, am stärksten zugenommen hat. (Allerdings habe die englische 
Arbeiterschaft im 20. Jahrhundert ihr reales Einkommen nicht mehr 
zu steigern vermocht, doch sei dies eine Erscheinung, die auch in 
allen anderen Ländern zu konstatieren sei. Zum Haß gegen Deutsch¬ 
land liege daher für die englische Arbeiterklasse nicht die geringste 
Veranlassung vor. 

Wie steht es nun aber mit den anderen Klassen des britischen 
Volkes? Haben vielleicht die englischen Fabrikanten Gründe, die 
Vernichtung Deutschlands anzustreben? Hofrichter glaubt auch diese 
Frage verneinen zu müssen. Allerdings habe sich die englische Eisen¬ 
industrie nicht so sprunghaft entwickelt wie die deutsche; sie sei viel¬ 
mehr seit 1905 stationär geblieben. Das sei aber weniger der deut¬ 
schen Konkurrenz als dem Umstand zuzuschreiben, daß die Erzvorräte 
Großbritanniens sehr klein und ihre Ausbeute recht kostspielig ge- 
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worden sei. Auch übersehe man häufig, meint Hofrichter, daß die 
wichtigste Exportindustrie Großbritanniens nicht die Eisen-, sondern 
die Textilindustrie sei. Der Export von Baumwollwaren sei aber von 
1901—1911 um 61 Proz. gestiegen. Auch der britische Schiffbau 
stehe nach wie vor in höchster Blüte. „Die Steigerung der auf eng¬ 
lischen Werften vom Stapel gelassenen Schiffstonnage ist dreimal so 
groß als die Steigerung der auf deutschen Werften gebauten 
Dampfer". Wie der Export von Baumwollwaren und Schiffen, so habe 
auch die Kohlenausfuhr einen riesigen Umfang angenommen. Aller¬ 
dings mehr der Menge als dem Werte nach, weil „die so gewaltig 
gesteigerte Kohlenausfuhr im Jahre 1911 zu einem Preise verkauft 
wurde, der 31,5 Proz. niedriger war als der vor 1900". Hofrichter 
widerspricht auch der Anschauung, daß die britischen Fabrikanten mit 
den deutschen auf allen Märkten der Welt konkurrieren müßten. Der 
deutsch-englische Wettbewerb mache sich für beide Parteien in der 
Praxis lange nicht so scharf fühlbar, wie dies häufig hingestellt werde. 
Man übersehe eben, daß gerade in den letzten Jahrzehnten zwischen 
den beiden großen Industriestaaten „eine regionale Aufteilung der 
Absatzgebiete" stattgefunden habe, „wie sie von zwei konkurrierenden 
Kartellen nicht besser hätte vorgenommen werden können". Das 
Absatzgebiet Deutschlands sei Europa, das Absatzgebiet Englands die 
Gebiete der überseeischen Welt. Man könnte auch von einer Art 
Arbeitsteilung zwischen England und Deutschland sprechen: „Deutsch¬ 
land stellt Massen her und exportiert in die euro-päischen Festlands¬ 
staaten, England fabriziert Qualitätswaren und exportiert in die Ueber- 
see." Und bei dieser Art Arbeitsteilung oder regionaler Aufteilung 
der Absatzgebiete seien nicht nur die deutschen, sondern auch die 
englischen Fabrikanten gut gefahren: ihr Konjunkturrisiko sei geringer, 
ihr Reichtum größer geworden und die Akkumulationsfähigkeit ihres 
Kapitals habe sich erhalten. Wie die britischen Arbeiter, so hätten 
auch die britischen Fabrikanten gar keinen vernünftigen Grund, die 
Vernichtung Deutschlands anzustreben. 

Anders lägen die Verhältnisse freilich bei dem britischen Handels¬ 
stande. Bei ihm sei bis zu einem gewissen Grade ein Handelsneid 
gegen Deutschland erklärlich. Hofrichter führt eine Reihe von Bei¬ 
spielen an, die beweisen, in welch großem Umfang das deutsche 
Handelskapital in den Handel Englands mit den überseeischen Ge¬ 
bieten eingedrungen sei. In Aegypten hätten deutsche Firmen einen 
großen Teil des Handels mit Baumwolle und Baumwollsamen an sich 
gebracht, in Westafrika hätten deutsche Kaufleute den Handel mit 
Palmkernen fast ganz an sich gerissen, am Ueberseehandel mit Baum¬ 
wollwaren britischer Herkunft seien deutsche Firmen stark beteiligt. 
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Der englische Kairfmann werde also im Ueberseehandel vom deutschen 
Kaufmann stark bedrängt. Aber auch die Konkurrenz des deutschen 
Handels sei im Grunde gar nicht so schlimm, wie sie gemacht werde. 
„Der englische Binnenhandel wird so gut wie ganz, die Ausfuhr in die 
englisch sprechenden Kolonien zum weitaus größten Teil von Eng¬ 
ländern betrieben.“ Dazu kommt, daß ein erheblicher Teil der deut¬ 
schen Kaufleute, die im britischen Ueberseehandel tätig sind, ihren 
Wohnsitz in England haben, so daß »^hr Gewinn der britischen Volks¬ 
wirtschaft zufließt. Hofrichter zieht daher ans seinen Untersuchungen 
folgende politischen Schlüsse: 

,vDaß die deutsche Konkurrenz dem englischen Kaufmann in 
steigendem Maße unbequem wurde, ist sicherlich richtig; aber damit 
ist nicht gesagt, daß sie für die englische Industrie verhängnisvoll, 
ruinös, bedrohlich geworden ist, so bedrohlich, daß im Volksbewußt¬ 
sein der Krieg allein als letztes Rettungsmittel erschien, . . . Aus 
alledem ziehen wir einen Schluß, der uns zwingend erscheint: daß 
die englische Regierung Deutschland nicht den Krieg erklärt hat, 
■um Deutschlands wirtschaftliche Macht tödlich zu treffen.“ 

Gewiß, wer wie Hofrichter die Angaben der Handelsstatistik nur 
für sich betrachtet, ohne sie ausreichend in Beziehung zu bringen zu 
den Menschen und ihren Bedürfnissen, kann leicht zu der Auffassung 
kommen, daß ein unversöhnlicher Antagonismus ökonomischer Natur 
zwischen England und Deutschland gar nicht besteht und es deshalb 
auch leicht sein müsse, gerade zwischen I>eutschland und England 
eine dauernde, reibungslose Verständigung zustande zu bringen. Wenn 
wirklich, wie uns Hofrichter einzureden sucht, der Handel Englands 
blüht und gedeiht, wenn ungeachtet der machtvollen Entfaltung der 
deutschen Wirtschaftskräfte die britische Wirtschaft sich gleichfalls 
mächtig entwickelt, neue Fabrikationen in England entstehen und das 
Konjunkturrisiko für das britische Kapital geringer wird, ja, warum 
sollte dann nicht eine Aussöhnung -der beiden Rivalen möglich sein? 
Nur nationalistische Verranntheit könnte unter solchen Bedingungen 
an einen dauernden deutsch-englischen Gegensatz glauben und am 
Ende müßten, da die Vernunft sich schließlich immer stärker als die 
Unvernunft erweist, Deutsche und Angelsachsen gerührt einander in 
Arme sinken und der Welt den ewigen Frieden schenken. Freilich, 
hätte Hofrichter sich nur einmal die Frage gestellt, ob die Entwicklung 
des britischen Außenhandels denn auch für die Erhaltung des 
Bevölkerungszuwachses genügt, ob es lediglich Uebermut und Aben¬ 
teuerlust ist, die jährlich fast eine halbe Million britischer Staats¬ 
angehöriger bestimmt, nach Uebersee uuszuwandern, so wäre er über 
seinen „zwingenden“ Schluß doch wohl stutzig geworden. Wenn 
Großbritanniens wirtschaftlicher Aufschwung für die ökonomische 
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Sicherung seines Bevölkerungszuwachses ausreicht, ja, warum sind 
dann die britischen Inseln zu (Auswanderungsgebieten geworden? Und 
warum sind es gerade die industriellen Gebiete Englands, die die 
größte Auswandererzahl stellen? Sieht man sich die erschreckend 
hohen Ziffern der englischen Auswanderungsstatistik an und behält 
man dabei im Auge, daß aus Deutschland jährlich die winzige Zahl 
von 11 000 Personen nach Uebersee auswandert, so fühlt man sofort, 
daß etwas bei der scheinbar so zwingenden Beweisführung Hofrichters 
nicht stimmen kann: 


Ueberseeische Auswanderung aus Oroßbiitannien. 

Jahr 

Zahl der 
britischen 
Aus¬ 
wanderer 

Wanderziele 

Vereinigte 

Staaten 

Kanada 

Britisch- 

Südafrika 

Australien 


454 576 
467 762 
469 591 

121829 
117 354 
129 114 

184 891 
186 185 
196 290 

30 776 
28 218 
25 861 

80 764 
96 815 
77 945 

1912 . 

1913 . 


Von Jahr zu Jahr wird also der Strom großbritannischer Aus¬ 
wanderer, der sich hauptsächlich nach den angelsächsischen Siedlungs¬ 
ländern über See ergießt, gewaltiger. Für das Jahr 1912 läßt sich 
auch feststellen, aus welchen Gebieten Englands die Auswanderer 
stammen. Die Gesamtzahl der Auswanderer nach Europa und Ueber- 
sce betrug 1912 656 835 Personen; davon waren 467 762 britischer 
Staatsangehörigkeit, und zwar stammten 302 680 aus England, 88 850 
aus Schottland und 49 280 aus Irland. Diese Zahlen lassen keinen 
Zweifel daran, daß es gerade die Industriearbeiterschaft Englands ist, 
die das Hauptkontingent der Auswanderer stellt. Kein Zweifel, die 
britische Auswanderung wurde in den letzten Jahren vor dem Kriege 
zu einer bei den britischen Politikern Panik und Entsetzen erregenden 
Massenerscheinung. Immer mehr sah man ein, daß, so groß auch das 
Wachstum der britischen Einfuhr und Ausfuhr sei, ihre Steigerung 
doch bei weitem nicht ausreichend war, um den Bevölkerungs¬ 
zuwachs im Lande festzuhalten. Wie ist das nun in Anbetracht des 
von Hofrichter entworfenen glänzenden Bildes der britischen Volks¬ 
wirtschaft zu erklären? Man muß sich dal>ei vor Augen halten, daß 
die Million neuer, zuschüssiger Haushaltungen, die in dem von Hof¬ 
richter untersuchten Zeitraum von 1901—1911 entstanden war, mit 
ihrer ganzen Existenz auf überseeische Zufuhren angewiesen bleibt. 
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Abgesehen von Kohlen, kann der Boden Englands für die neu zu¬ 
wachsende Bevölkerung nichts mehr an Nahrungsmitteln und Roh¬ 
stoffen liefern. Gerade in den Industriebezirken, aus denen sich die 
britische Auswanderung nach Uebersee wie ein mächtiger Strom er¬ 
gießt, hat eine Anhäufung der Bevölkerung stattgefunden, wie sonst 
kaum an einem anderen Punkt der Erde. Für die vielen Millionen, 
die sich hier um die rauchenden Schlote drängen, liefert der Boden 
relativ sehr wenig, außer Ton, Erze und Kohle. Für alles übrige muß 
die Einfuhr sorgen. Schon um die Jahrhundertwende haben englische 
Nationalökonomen berechnet, daß England zu 50 Proz. fremdes Fleisch, 
zu 80 Proz. fremdes Brot, zu 100 Proz. fremden Zucker ißt. Im 
Gegensatz zu der 1901 schon vorhandenen Bevölkerung, der der 
heimische Boden wenigstens noch einen Teil der Nahrung lieferte, 
war der Bevölkerungszuwachs von 1901—1911 mit seinem ganzen 
Nahrungsbedarf auf die Einfuhr angewiesen, weil die landwirtschaft¬ 
liche Produktion Englands in diesen Jahren keine Zunahme mehr auf¬ 
weist. Berechnen wir nun den Bedarf an Nähr- und Genußmitteln 
für jede Haushaltung zu vier Personen auf 1000 Mk. jährlich, so 
ergibt dies bei 1 Million zuschüssiger Haushaltungen die Notwendig¬ 
keit einer vermehrten Nahrungsmittelznfuhr von 1000 Millionen Mark. 
Um diese Summe hätte die britische Nahrungsmittelzufuhr von 1901 
bis 1911 steigen sollen, sie ist aber nur um 880 Millionen Mark ge¬ 
stiegen. Die Million zuschüssiger Haushaltungen braucht aber nicht 
nur Nahrung, sondern auch Wohnung und Kleidung, sowie für ihre 
Erwerbstätigen die Rohstoffe, aus deren Bearbeitung sie sich ja die 
Mittel für ihre gesamte Existenz erst beschaffen müssen. Da die 
Gewinnung der Erze und aller anderen Rohstoffe außer Kohle und 
Ton in England sationär ist, so müssen, genau wie die Nahrungsmittel, 
auch die Rohstoffe, die der Bevölkerungszuwachs braucht, fast rest¬ 
los über See herbeigeschafft werden. Denn man vergesse nicht, daß 
England die Stollen in seinen Bergwerken fast völlig mit fremdem 
Holz absprießt, daß es die Hälfte der Metalle, mit denen es seine 
Schiffe und Maschinen baut, in Form von Erzen aus dem Ausland 
bezieht, daß seine Spinnereien und Webereien fast gänzlich auf fremde 
Spinn- und Webstoffe angewiesen sind. Nun hat England seine Zu¬ 
fuhren an Rohmaterialien von 1901—1911 zwar um 1000 Millionen 
Mark gesteigert. Die Summe scheint groß; sie ergibt aber pro Kopf 
des Bevölkerungszuschusses nur 250 Mk. pro Jahr, also einen sehr 
mäßigen Betrag für ein Land, dessen eigene Rohstoffproduktion so 
gering ist. Aehnlich liegt die Sache bei der Ausfuhr der Fertigwaren. 
Das Mehr der Ausfuhr weist hier die stolze Ziffer von 2140 Millionen 
Mark auf. Auf den Kopf eines Bevölkerungszuwachses von 4 Mil- 
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lionen verteilt, ergibt dies aber nur 525 Mark. Man begrreift, daß 
unter diesen Umständen die Söhne und Töchter der Midlands und 
Lancashires es vorzog:en, in ungeheuren Massen abzuwandern. Die 
Steigerung der Ein- und Ausfuhr, so gewaltig sie an sich auch ist, 
reichte eben nicht aus, den ganzen Bevölkerungszuschuß im Lande 
festzuhalten. Allerdings hätte ein Teil der britischen Auswanderer 
als Loihndiener, Kutscher, Hausburschen, Kellner, Friseure, Dienst¬ 
mädchen usw. im Lande ^schäftigung finden können, aber diese Be¬ 
rufe schätzt der britische Arbeiter gering; sie scheinen ihm wohl gut 
genug für Deutsche und Russen, er selbst zieht die Auswanderung 
diesen Berufen vor. So erklärt es sich, daß, während die Arbeiter¬ 
schaft in ungeheuren Massen aus den britischen Industrierevieren 
auswanderte, gleichzeitig eine starke Einwanderung nach England 
stattfand. Diese war jedoch nidit für die Industrie bestimmt, sondern 
für die Verrichtung von Diensten, die der stolze britische Arbeiter 
verabscheut. 

Warum konnte aber die britische Volkswirtschaft in dem Zeitraum 
von 1901—1911 ihre Ausfuhr nur um 3,5 Miliarden und nicht um 
7 Milliarden Mark steigern, welche Steigerung notwendig gewesen 
wäre, um den ganzen Bevölkerungszuwachs bei industrieller Arbeit 
im Lande festzuhalten? Die Antwort, welche uns die Parlaments¬ 
kommissionen, die Nationalökonomen und Statistiker Englands darauf 
geben, geht dahin, daß England seinen Export nicht so wie nötig 
gewesen wäre, entfalten konnte, weil die deutsche Industrie die eng¬ 
lische mehr und mehr von allen europäischen Märkten verdrängt, 
und zwar vermöge der*Schleuderkonkurrenz, die die deutschen Kartelle 
entfalteten. Tatsache sei, daß die Zollschranken der europäischen 
Staaten sich öffneten vor den Deutschen, sich aber schlössen vor der 
Nase der Engländer. Alle sozialen Schäden, unter denen England 
zurzeit leidet: die riesenhaft gewordene Auswanderung, die „soziale 
Unrast" der Arbeiterbevölkerung, die zunehmende Arbeitslosigkeit, 
seien auf die Verdrängung der britischen Industrie von den europä¬ 
ischen Märkten durch den deutschen Wettbewerb zurückzuführen. Es 
ist erstaunlich, daß Hofrichter diesen Vorgang, den jeder Engländer 
als eine soziale und nationale Tragödie seines Volkes empfindet, in 
ein harmloses Schäferspiel umdeuten will, indem er so ganz gemütlich 
von einer „regionalen Aufteilung der Absatzgebiete der Welt“ spricht. 
Diese „regionale Aufteilung der Absatzgebiete der Welt“, d. h. die 
Verdrängung der britischen Industrie von den europäischen Märkten, 
hat sich wohl vollzogen, aber gegen den Willen Englands, im jahr¬ 
zehntelangen, rücksichtslosen Kampf der beiden Nationen, bei dem 
schließlich Deutschland Sieger blieb. Der Preis dieses Sieges war, daß 
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Deutschland von 1901—1911 seinen ganzen Bevölkerungszuwachs, 
nicht weniger wie 8 Millionen Menschen, bei industrieller Arbeit im 
Lande behalten konnte, während der im wirtschaftlichen Kampf Be¬ 
siegte, England, statt der früher nach Europa exportierten Waren 
nun Menschen nach Uebersee exportieren mußte. Man fühlt den schar¬ 
fen Luftzug schneidender Völkergegensät-ze aus allen amtlichen 
Publikationen Englands herausströmen, die sich mit -der deutschen 
Wirtschaftskonkurrenz beschäftigen. Wer diese gründlich studiert 
hat, für den ist der gegenwärtige Krieg Englands gegen Deutschland 
nur die Fortsetzung jenes gewaltigen, zähen, stillen Ringens um die 
Beherrschung der europäischen Märkte, der einige Jahre nach der 
Reichsgründung anhob und im 20. Jahrhundert mit der Niederlage 
Englands endete. Es hat daher einen guten Sinn, wenn die meisten 
britischen Autoren, die sich mit den Kriegszielen Englands beschäf¬ 
tigen, die Wiedereroberung der europäischen Märkte als das Haupt¬ 
ziel des englischen Volkes hinstellen. England fühlt sich von uns aus 
Europa verdrängt. Es sieht, daß die Beherrschung der europäischen 
Märkte unsere ökonomischen und militärischen Kräfte seit Sedan 
ins Riesenhafte gesteigert hat. Es glaubt nicht, daß ein so gewaltiges 
Reich sich auf die Dauer gutwillig bei der Neuaufteilung Afrikas und 
Asiens aussperren lassen wird. Es kann sich nicht vorstellen, daß 
wir nicht ernstlich nach der Beseitigung der britischen Seeherrschaft 
streben. Es ist fest überzeugt, daß die Sieger in dem großen Kampf 
um die europäischen Märkte in keiner anderen Absicht überseeische 
Interessen erwerben, Milliarden in überseeische Unternehmungen 
stecken, wertvolle Ozeandampfer bauen, als England nun auch noch 
von den Märkten in Uebersee zu vertreiben. In den Augen der Eng¬ 
länder ist dieser Krieg ein Daseinskampf, geboren aus der Handels¬ 
rivalität, der so oder so ausgefochten werden muß: 

Wo eines Platz nimmt, muß das andre weichen. 

Wer nicht vertrieben sein will, muß vertreiben; 

Da herrscht der Streit, und nur die Stärke siegt. 

Eine Verständigung mit Deutschland erscheint den meisten Eng¬ 
ländern deshalb etwas so Furchtbares, weil sie glauben, dann gezwun¬ 
gen zu sein, die Ueberflügelung ihrer Wirtschaftskraft, der Basis des 
ganzen britischen Imperiums, durch Deutschland erst relativ, dann 
absohlt, und zwar in Europa wie in Uebersee ruhig hinnehmen zu 
müssen. Und deshalb werden sie diesen Kampf durchfechten bis zum 
letzten Hauch and nur nachgeben, wenn sie müssen. Wer diese Zu¬ 
sammenhänge begriffen hat, wird auch erkennen, welche Gefahr für 
das deutsche Volk Ansichten wie die Hofrichters in sich schließen. 
Sie können uns zu einer vollkommen verkehrten Orientierung unserer 
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Außenpolitik verleiten und uns bestimmen, statt auf dem Kontinent 
dort dauernde Verständigung zu suchen, wo solche ungeheuer schwer 
oder gar nicht zu erzielen ist, es sei denn, daß Deutschland freiwillig 
darauf verzichtet, in Zukunft seine Wirtschaftskräfte vollständig 
wiederherzustellen und über den Stand von 1914 hinaus zu entwickeln. 

Dr. CONRAD SCHMIDT: 

Das Feuer. 

D er Weltkrieg hat anscheinend längeren Atem, als die in den ersten 
Zeiten so laute Schar von enthusiastischen Trabanten, die ihn, zu 
jedem Opfer der Vernunft bereit, in immer neuen Variationen des 
bekannten Moltkewortes über den ewigen Frieden, als die große Reini- 
gungs- und Läuterungsmacht der nationalen Tugend priesen. In Be¬ 
wunderung für die erstaunlichen Leistungen, zu denen allerorts indivi¬ 
duelle Energien der Kämpfer sich erhoben, suchte man sich vor der kläg¬ 
lichen Rückständigkeit der Völkerbeziehungen, die, in einer überall von 
Mißtrauen verpesteten Atmosphäre, bei nichtigstem Anlaß das Chaos 
hatte ausbrechen lassen, hinwegzutäuschen, oder schob die Schuld 
der Katastrophe ausschließlich dem verhaßten Gegner zu. Die triste, 
von Diplomatenkünsten heraufbeschworene Zwangslage, durch welche 
der weiß Gott auch sonst im Ringen um die tägliche Existenz schwer 
genug belasteten Menschheit zu allem Uebrigen noch diese neue Not 
aufgehalst war, erschien den in dem Geist des herrschenden Natio¬ 
nalismus aufgewachsenen Köpfen als Ausdruck einer im Wesen 
menschlicher Entwicklung unabtrennbar verankerten von einem 
Strahlenglanze heroischer Notwendigkeit umwobenen Schicksals¬ 
macht. Womöglich, wie Herr Scheelen in seinem „Genius des 
Krieges“ und ihm verwandte Geister predigten, als eine Schicksals¬ 
macht, der die Menschen, da sie ihnen so reichliche Gelegenheiten 
der Betätigung von heldischer Gesinnung bot, eine Art dankbar-reli¬ 
giöser Verehrung schulden! So wie man vor Jahrzehnten wohl hier 
und da noch auf moralisierende Käuze stieß, die in der Diskussion 
mit Sozialisten schließlich zum Argument griffe: Es müßte eben, 
damit die Tugenden des Wohltuns nicht aus mangelnden Gelegen¬ 
heiten verkümmerten, in der gesellschaftlichen Organisation auch 
immer Arme geben, an denen sie sich üben könnten! Eine Verteidi¬ 
gung der ökonomischen Ungleichheit, die mit der Verteidigung des 
Krieges als eines segensreichen Anlasses zur Exekution von Helden- 
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taten auf gleich imposantem geistigen Niveau steht. Die ungeahnte 
Dauer des blutigens Rasens und die düstere Perspektive, die aus 
dem maßlosen Vernichtungswerk für die ins Spiel hereingezogenen 
Nationen sich ergibt, hat in der Zwischenzeit mit der Wucht sophi¬ 
stischer Floskeln, die diesem unerhörten Bankrott der Kultur Erbau¬ 
lichkeiten abgewinnen wollten, in weitem Ausmaß gründlich auf¬ 
geräumt. Die Flut der Publikationen und Schriften, die jede Illusion 
zerstören, das wirkliche Gesicht der Tatsachen enthüllen, schwillt 
unaufhaltsam an. ^ 

In Frankreich, dessen Presse in der Kriegsglorifizierung mit der 
italienischen zusammen wohl den Rekord erreichte, hat vor allem 
Henny Barbusses in Zehntausenden von Exemplaren verbreitetes 
Werk ,4Das Feuer“, Tagebuch einer Korporalschaft, aufklärend und 
ernüchternd gewirkt, und es ist sehr zu begrüßen, daß dieses so be¬ 
deutsame kulturhistorische Dokument, das bei der Gleichheit der 
Verhältnisse, unter denen hüben wie drüben der Kampf geführt wird, 
auch für das Kriegsleben und das Milieu des deutschen Heeres in 
vieler Hinsicht charakteristisch sein wird, jetzt in deutscher Ueber- 
setzung (in Zürich, bed Rascher) erschienen ist. 

Gerade der (bis auf die Schlußabschnitte) auf alle Zutaten persön¬ 
licher Reflexion und Empfindung verzichtende objektive Bericht¬ 
erstatterton des Autors, der Menschen und Dinge selber reden läßt, 
ja in der engen Bindung an Selbsterlebtes und Geschautes bewußt 
die Rücksichtnahme auf künstlerische Anordnung und Komposition 
beiseite setzte, hat eine eigenartige schlichte Ueberzeugungskraft, 
die beim Leser jeden Zweifel an der Wahrheit der Schilderung im 
Keim erstickt. Endlos bis zum Rande mit tiefer Traurigkeit erfüllt, 
/eihen sich die Bilder aneinander. Regenschwer hängt der 
Himmel über Schützengraben und Schlachtgefild, in seiner 
verschwimmend grauen Unbestimmtheit gleichsam ein Symbol des 
undurchdringlichen Dunkels, in dem das Los der kämpfenden Mil¬ 
lionen und die Zukunft der Völker sich verbirgt. 

In immer neuen Abwandlungen kehrt dieses landschaftliche Stim¬ 
mungsbild, welches das Buch eröffnet, wieder. Die Leute der Korpo¬ 
ralschaft, Bauern und Arbeiter, die in der Nacht an der Front schau¬ 
feln mußten, klettern nach ein paar Ruhestunden des Morgens aus 
ihrem Graben hervor. Wir hören ihre Gespräche, die mit allen Derb- 
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heiten des soldatischen Jargons gepfeffert sind. Wie sie alle diese 
Sprache angenommmen haben, herrscht auch im übrigen ein Zug 
vollkomnfener Angleichung. „Die schreckliche Enge des gemeinsamen 
Daseins, das uns aneinander drängt, paßt uns gegenseitig an, ver¬ 
wischt alle Unterschiede -und jeder wird davon unwiderruflich an¬ 
gesteckt.“ Oft haben die Burschen bereits im Feuer gestanden und 
manche Ehrenzeichen schmücken ihre Brust. Aber von dem blind 
fanatischen Deutschenhaß, in welchem die hetzerischen Pariser Chan- 
vinistenblätter sich gefalllen, merkt man kaum eine Spur bei ihnen. 
Vielleicht, so äußert sich ein Skeptiker unter Beistimmung der Kame¬ 
raden, sind auch die Feinde Leute ganz wie wir; mit dem, was man 
von der schmutzigen Bochesrasse erzählte, wird man uns wohl auch 
wieder nur einen Bären haben aufbinden wollen. Auch wenn vom 
„Durchhalten“ die Rede ist, scheut man die großen Worte. Wozu 
durchhaltcn, fragt einer. Es hat keinen Grund, man muß eben, kommt 
ihm von allen Seiten die Antwort. Es lohnt nicht nachzudenken, das ist 
die allgemeine Meinung. ,J\4an muß es hehmen wie es kommt; machen, 
was einem gesagt wird, bis man uns sagt, daß wir gehen können.“ 
Die Journalisten, die gelegentlich die Front besuchen, erfreuen sich 
keiner sonderlichen Beliebtheit beim gemeinen Mann. Sie gelten ihm 
als Kerle, „welche uns den Schädel mit ihrem Zeug vollpfropfen“. 
Nicht viel besser als der große allgemeine Haufe der Drückeberger, 
der andere kämpfen läßt und dafür zu Haus in sicherer Geborgenheit 
das Maul nur um so weiter aufreißt. In den Schlußpartien, wo der 
Autor, der so lange geschwiegen, selbst das Wort ergreift, rangiert 
er sie in den großen Troß der Ideologen, zu den Priestern, Advo¬ 
katen, Nationalökonomen, Historikern usw., die auch, wenn sie sagen, 
daß sie den Krieg nicht wollen, doch alles tun, um ihn am Leben 
zu erhalten; Sie nähren die nationale Eitelkeit und die Vorliebe für 
das Machtprinzip, sie stempeln Verbrechen im Namen der Nationali¬ 
tät zu Tugenden; an Stelle der allgemeinen Wahrheit setzen sie ihre 
besonderen nationalen Wahrheiten, und halten mit dem unaufhör¬ 
lichen Gezänk, wer diesen Krieg denn eigentlich begonnen habe, die 
Wunde offen, die der Frieden schließen sollte. 

In Nebel und Regen, im Schlamm und Schmutz gräßlich Verstüm¬ 
melte und Leichenhaufen im Bett mit sich führend, wälzt sich ein 
Höllenstrom gespenstiger Visionen — der Krieg, so wie er ist — an 
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unserem Blick vorüber. Große Schlachttage, an denen die Granaten 
rechts und links die stürmenden Kämpfer niedermähen, und der 
Alltag mit seinen kleinen Vorpostengefechten und Streifen. Einmal 
verlaufen sich ein paar Franzosen, die Streichhölzer für ihre Pfeifen 
brauchen, in der Dunkelheit bis zu einem deutschen Wachtposten, den 
sie, zuspringend, von hinten niederstechen und berauben. Triumphie¬ 
rend wird ein Feuerzeug aus seiner Tasche herausgeholt. Szenen 
aufgepeitschten Blutdurstes wechseln mit Situationen, die uns die¬ 
selben Leute im Lichte ihrer eigentlichen, so ganz anderen Wesensart 
erkennen lassen. Da ist z. B. die Geschichte von dem braven 
Paterloo, den die Heimatsehnsucht noch einmal zu seinem zerstörten 
Dörfchen nach der Front treibt, und der, vom Anblick noch erschüttert, 
seinem Begleiter von dem Besuch erzählt, den er Frau und Kindern 
im Elternhaus bei Lens auf okkupiertem Boden abstatten wollte. 
Ein tollkühnes Wagestück, für welches er den Beistand eines elsässer 
Ueberläufers fand. Alles sei zuerst über Erwarten gut gegangen. 
Durch das abendliche Dunkel konnte er unbemerkt ans offene Fenster 
des Häuschens schleichen und hineinschauen. Er sah sie in der 
Wohnstube am Tisch bei der Lampe sitzen. Doch nicht allein 1 Zwei 
deutsche Unteroffiziere saßen wie Nachbarsleute plaudernd neben 
ihr. Und sie — sie sagte nichts, sie lächelte, sie schien zufrieden! 
Und unser Töchterchen war einem dieser Männer auf die Knie ge¬ 
klettert. — Da sei er wieder fortgeschlichen, heulend vor Schmerz 
in seinem Herzen. Gelächelt hat sie! Als ob sie dich nicht mißte! 
Als ob du nie gewesen wärst! Und noch dazu mit deutschen Unter¬ 
offizieren! — In der Erinnerung packt ihn die Wut von neuem. Man 
hätte hineinspringen und alles kurz und klein zusammenschlagen 
mögen, auch wenn man dann erschossen worden wäre. Aber wär’s 
auch recht gewesen? unterbricht der gute Kerl seine Klage vor dem 
Kameraden: „Sie ist jung, weißt Du; fünfundzwanzig Jahre hat das 
Menschenkind, sie kann ihre Jugend eben nicht einsperren; sie bricht 
bei ihr überall aus, und wenn sie am Feuer und vor der Lampe aus¬ 
ruht, muß sie eben lächeln ... Sie lächelt nicht für die andern eigent¬ 
lich, sie lächelt aus sich heraus. Das ist eben das Leben ... Da 
kann sie doch nichts dafür, daß sie lebt. Man kann doch nicht die 
ganze Zeit weinen und schimpfen, achtzehn Monate lang . . .“ 
Und schon steigt eine freudige Hoffnungsstimmung in ihm auf: 
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„Ja, wenn ich nicht davon käme, natürlich dann würde sie mich mit 
der Zeit am Ende ganz vergessen; aber ich komme davon, ich habe 
ganz gewiß die Absicht, heil davonzukommen. Ich bin da! und nicht 
zu knapp bin ich da!“ Und im Gedanken, daß dann alles wieder 
werden wird wie früher, lacht er glücklich vor sich hin. 

Rührend ist auch üer tragikomische Bericht des kleinen schmäch¬ 
tigen Fudor, mit dem schüchtern sprossenden Schnurrbärtchen, wie 
er im Urlaub zu seinem lieben jungen Frauchen reiste. Sechs von 
den sieben Tagen hat er bei seinen Eltern, wo er sich mit Mariette 
treffen wollte, auf sie vergebens gewartet. Der Paß, den sie brauchte, 
war ihr von der Behörde nicht rechtzeitig zugestellt. Endlich machte 
er sich selber auf die Wanderschaft und trifft mit einigen anderen 
Urlauber-Reisegenossen abends bei strömendem Regen in dem Flecken 
ein. Da die Kameraden im Unwetter nirgendwo Obdach finden, nimmt 
er sie zu Mariette mit, wo sich die ganze Gesellschaft in die einzige 
Stube des Häuschens einquartiert. Mitleidig läßt das Pärchen, das 
sich die Stunden des Beisammenseins so anders dachte, die Gäste 
nicht mehr fort. „Wir sind ganz brav beisammen geblieben — die 
ganze Nacht und haben gegähnt wie bei einer Totenwacht. Immer 
regnete es draußen. Mariette und ich, wir haben nicht geschlafen. 
Wir haben uns angeschaut, aber die andern haben wir auch an¬ 
geschaut und weiter nichts.“ Und am Morgen nahmen wir vonein¬ 
ander Abschied. „Zufrieden war ich nicht, Grund hatte ich ja dazu; 
aber froh war ich doch, daß die Mariette die Kameraden nicht wie 
Hunde draußen hatte stehen lassen. Und ich merkte wohl, daß sie’s 
tapfer von mir fand, daß ich sie nicht fortgeschickt hab.“ 

Kleine freundliche Züge des Menschlichen, die hier und da für 
kurze Augenblicke das Qual- und Blutgemälde mit warmem Schein 
erhellen, und von neuem die tröstliche Zuversicht wecken, daß nicht 
die menschliche Natur aus eigener eingeborener Bosheit das Furcht¬ 
bare aus sich epzeugt; daran erinnern, daß das Verderben aus dem 
Zwange von Verhältnissen herauswächst, in die sich menschliche 
Natur auf dem vieltausendjährigen Entwicklungsgang verstrickt hat, 
doch deren fremdes hartes Joch vom Nacken abzuschütteln sie einst 
die Kraft gewinnen mag. 
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Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Der umgekehrte Midas. 

Berlin, 7. Juli 1918. 

pvIE letzten Wochen vor der neuen Ernte sind erfahrui^s,- 
^ gemäß für die Volksstimmung die gefährlichsten, öb^ 
wom in diesem Jahre die Ernährung ohne alle Frage besser 
war als im vorigen, litt die allgemeine Stimmung häufig 
schwer unter dem Kriegselend. Der Zusammenbruch der 
Emährungsverhältnisse in Oesterreich trug dazu ein wesent¬ 
liches Stück bei. 

Das kam deutlich in den Reichstagsdebatten und nicht 
zuletzt in der Rede Scheidemanns bei der dritten Lesung 
des Etats zum Ausdruck. Diese Rede fiel durch ihre un¬ 
erwartete Schärfe auf, die noch unterstrichen wurde durch 
die Ankündigung, daß die sozialdemokratische Fraktion auch 
diesmal den Etat ablehnen wolle. Es ist natürlich nicht 
schwer, gegen jede Regierung, sie setze sich zusammen wie 
sie wolle, sogar unter Einschluß der Sozialdemokraten, eine 
derartige Fülle von berechtigten Anklagen und Vorwürfen 
zu erheben, daß unter dem Qndruck dieser Anklagen man 
kaum begreifen kann, daß die Regierungsmänner nicht vor 
Scham im Eidboden versinken. Allein, wenn diesmal Scheidei¬ 
mann eine solche Rede hielt, so hat er es nicht getarf, 
um billige Triumphe zu feiern, sondern um einer tief verbrei¬ 
teten Stimmung in den Massen Ausdruck zu verleihen. Jeder, 
der nicht vom parlamentarischen Kretinismus angekränkelt ist, 
und der die wirkliche Stimmung kennt, die jetzt, ein paar 
Wochen vor der neuen Ernte, durch die Lande kriecht, und 
der auf der anderen Seite fest zur Politik der Mehrheit 
steht, der hätte dem Redner dankbar sein sollen für seine 
Schärfe, so schneidend sie war; denn wenn bei den großen 
Beschränkungen, die in der Kriegszeit die freie Meinungsf- 
äußerung sich hat auferlegen lassen müssen, auch im Reichsr 
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tage die Volksstimmung nicht zum Ausdruck gelangen würde^ 
und zwar, wohlgemerkt, durch Vertreter der Mehrheitspolitik, 
so stände es um die Mehrheitspolitik und ihr Verständnis 
bei den breiten Massen herzlich schlecht. Gerade das elasti^ 
sehe Verhältnis, daß die Sozialdemokratie innerhalb der Mehr^ 
heit einnimmt, hat sich je länger desto mehr als günstig für 
die Mehrheit wie für die Sozialdemokratie herausgestellt. 
Nur muß man in der Mehrheit auch die nötigen gesunden 
Nerven behalten, wenn diese Elastizität einmal wieder zutage 
tritt, und braucht nicht gleich, wie der Vizekanzler Payer, den 
Abmarsch der Sozialdemokratie in das Lager der unent¬ 
wegten Opposition vorauszusehen, ln der sozialdemokra»- 
tischen Fraktion denkt man nicht daran, leichtfertig die 
Mehrheitspolitik preiszugeben. Man wird an ihr festhalten, 
so lange die Verhältnisse es irgendwie gestatten oder vielt- 
mehr gebieten. Gewiß, die Sozialdemokratie hat den Etat 
abgelehnt und man kann gewiß darüber streiten, ob diese 
Demonstration notwendig war. Aber die Etatsablehnung hat 
im Kriege, solange die Kriegskredite bewilligt werden, eine 
viel genngere Sdeutung erhalten, als sie in den Zeiten 
des Voraugust besaß. Früher lehnte die Partei den Etat 
ab, um dadurch ihre Feindschaft gegen die gesamte bürger¬ 
liche Gesellschaft zum parlamentarischen Ausdruck zu brin- 

f en. Heute, wo diese Gesellschaft um ihr Leben ringt, 
ommt die Frage, wie man zu ihr steht, in der Stellung 
zu den KriegskrSditen zum Ausdruck, während die Ablehnung 
des Etats auf die rein parlamentarische Stellungnahme zur 
augenblicklichen Regierung herabgemindert worden ist. Daß 
aber die Regierung Hertling—Payer keinen Anspruch auf 
die schrankenlose und bedingungslose Unterstützung durch 
die Sozialdemokratie erheben kann, bedarf keiner Ausein»- 
andersetzung. 

Wie wenig jedoch auf der anderen Seite die Sozial¬ 
demokratie geneigt ist, die Regierung zu stürzen — trotz 
ihrer Etats ab lehnung! —, das hat sie im Falle Kühlmann be¬ 
wiesen. Die Rede Kühlmanns litt an dem entscheidenden 
Fehler, daß sie wie eine Friedensofferte an einen zum Krieg 
entschlossenen Gegner wirken konnte. Die Unzufriedenheit 
mit ihr war allgemein. Allein, was dem Redner das Leben 
rettete, war das unerhörte Eingreifen der obersten Heeres^ 
leitung, die der Presse verbog über die Rede anders als 
in der von ihr vorgeschriebenen .Weise zu urteilen. Damit 
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war die Situation mit einem Schlage verschoben. An eine 
ernsthafte und scharfe Kritik der Rede war nun nicht mehr 
zu denken. Man las sie am nächsten Moiren in Ruhe 
durch und fand sie „eigentlich“ ganz in der Ordnung. Und 
dieser Eindruck wuide auch nicht verwischt, als in der 
Dienstags-Sitzung Kühlmann und Hertling den in Bewegung 

g eratenen alldeutschen Acheron wieder zu beruhigen suchten. 

liese beiden Reden hinterließen zwar einen direkt peinh 
liehen Nachgeschmack, und zwar keineswegs bloß bei der 
Sozialdemokratie, aber in der Sache selber war die Ent*- 
scheidung gegeben. Jetzt ein Rücktritt Kühlmanns wäre 
ein Triumph der Alldeutschen gewesen, zugleich eine Nieder¬ 
lage der zivilen Regierung vor der Autokratie des Militärs. 
Beides mußte unter allen Umständen verhindert werden. 
So wurde die Kühlmannkrisis in der Tat, wie der „Vorwärts“ 
sagte, zur Kanzlerkrisis. Indem die Sozialdemokratie das 
offen aussprach und dadurch die Regierung erst in Gefahr 
brachte, hat sie eben dadurch die Regierung gerettet. 

Wie richtig die Partei damit gehandelt hat, lehrt ein Blick 
in die Presse des feindlichen Auslandes. Sie faßte die 
Rede als einen verhaltenen Friedensfühler auf, und nahm 
Kühlmanns Bemerkung, daß die Waffen allein nicht zum 
Siege führen könnten, als ein Eingeständnis deutscher Ohn¬ 
macht, zum Frieden zu kommen, freudig hin. Aber mit 
noch größerer Genugtuung quittierte sie den Kühlmannschen 
Rückzug vor dem Zbm der Alldeutschen; denn ein Sieg dieser 
Richtung, das ist es, was sie zur Aufpeitschung ihrer eberih 
falls den Frieden herbeisehnenden Völker am besten brau,^ 
chen könnte. Denn darüber sei man sich klar: der Glauben 
an den Sieg und damit die Ablehnung jedes Gedankens an 
einen „Verständigungsfrieden“ ist im feindlichen Auslande 
infolge der letzten Ereignisse in Oesterreich wieder erheblich 
erstarkt. Der Zusammenbruch des Emährungssystems bei 
unseren Verbündeten, sowie der Rückzug über die Piave, 
den man im Ententelager als einen großen Sieg der Italiener 
feiert, hat die physologische Wirkung der Hindenburgschen 
Schläge etwas zurücktreten lassen und wieder glaubt man 
an den Sieg. Lloyd Geo^e und Churchill, Wilson und 
Balfour haben ihre Redemitrailleusen aufgefahren und wie 
einst im Mai hallt die Welt wieder von „deutscher Barbarei“, 
„Militarismus“, „Kampf für die Freiheit“ und „Rettung der 
Zivilisation“ 1 Gerade in solcher Situation war die Rede 
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Kühlmanns besonders ungeschickt, und nur eins wäre noch 
ungeschickter gewesen: sein Sturz. 

Mit welchen Mitteln dabei von den Feinden gearbeitet 
wird, dafür ein neues Beispiel. Die „Times** beschäftigte 
sich im Juni in drei langen Artikeln mit meinem Buche: Drei 
Jahre Weltrevolution. Ihre Absicht und ihr Ziel standen 
dabei von vornherein fest. Es kam ihr darauf an, bei ihren 
Lesern den Eindruck zu verankern, daß diese Schrift ein 
Produkt des „Militarismus** und des Chauvinismus sei. In 
der Tat servierte sie die beiden Artikel, die sich mit der 
„objektiven** Inhaltsangabe befassen, ihren Lesern unter der 
vielversprechenden Ueberschrift: Alldeutscher Sozialismus, 
was sicherlich das nachträgliche Entzücken unserer „Unl¬ 
abhängigen** vom Schlage Bernstein oder Haase hervorrufen 
wird. Hat man doch in der französischen Presse auch aus 
Marx einen Alldeutschen und Militaristen zu machen ver¬ 
standen ! Die „Times** nun hat sich seit jeher von einem 
giftigen Hasse gegen die Arbeiterbewegung erfüllt gezeigt 
und der jetzige Augenblick, in dem der englische Arbeiter¬ 
kongreß den Beschluß faßte, den Burgfrieden zu kündigen, 
schien ihr besonders geeignet, um die englische Arbeiter¬ 
klasse vor jeder selbständigen Regung zu warnen. Sie 
glaubte das augenscheinlich am besten durch den „Nacht¬ 
weis** erweisen zu können, daß im gleichen Augenblick, wo 
die englische Arbeiterpartei sich zum ersten Male völlig 
von der Seite ihrer Bourgeoisie loszureißen droht, die deut¬ 
sche Arbeiterpartei der deutschen Bourgeoisie um so tiefer 
in die Arme sinkt. Geradezu krankhaft ist in Wahrheit ihr 
Bemühen, auf Grund meines Buches die deutsche Sozial¬ 
demokratie hinzustellen als „einig mit den welterobemden 
deutschen Kartellen** und mich selber als „einig mit dem 
Kaiser**. „Diese neue Entwicklung des Sozialismus**, so 
heißt es an einer Stelle, „schwört entschlossen den Gründe 
Sätzen ab, daß der Kapitalismus oder das Deutsche Reich Tl) 
ihre Feinde seien oder, daß der Militarismus, fremde Er*- 
oberungen und die Ausbeutung der Schwachen durch ihre 
Prinzipien oder besser durch ihren Glauben verurteilt seien. 
Sie verherrlicht die Realpolitik in der härtesten und schamr 
losesten Art so dreist wie die Junker und die Schlotjunker, 
deren Hilfe sie als Verbündete begrüßt. Ihr Ziel ist eine 
Weltrevolution, die durch die Erfüllung von Deutschlands 
„Bestimmung** herbeigeführt wird, welch letztere, was kaum 
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gesagt zu werden braucht, die politische und wirtschaftliche 
Beherrschung der Menschheit ist.'* 

Wer einmal einen Blick in meine Schrift geworfen, der 
wird diese „objektive Inhaltsangabe^‘ zu würdigen wissen. 
Immerhin hat man es hier mit dem 'Landesfeinde zu tun, 
der im Interesse Englands lügt und fälscht. Darüber braucht 
man heute kein Wort mehr zu verlieren. Worauf es aber 
ankommt, ist, daß man diesem systematischen Lügenfeldzug 
Englands, für den das Verhalten der „Times** mei¬ 
nem Buche giegenüber nur ein beiläufiges Item 
ist, gegenüber nicht schweigt, sondern ihnv immer 
wieder entgegentritt. Und hierin hat bisher jede Regierung, 
von Bethmann Hollweg bis Hertling fast völlig versagt. 
Nur Herr Michaelis hat seltsamer Weise darin eine erstaun¬ 
liche Ausnahme gemacht, als er die geheimen Raubpläne 
Frankreichs und sein Verlangen nach dem linken Rheinl- 
uber enthüllte. Diese Enthüllungen führten zu ihrer Zeit 
zum Zusammenbruch des Ministeriums Ribot, und ihre Folgo- 
rungen sind auch heute in Frankreich noch nicht überwunden. 
Sie haben wesentlich zur Stärkung der Friedensbewegung 
beigetragen. Aber dieser Vorstoß von Michaelis war nur 
eine vereinzelte Ausnahme. Im allgemeinen haben unsere 
Regierungsvertreter es vorgezogen, selbst auf die infamsten 
Verleumdungen und Beschimpfungen des deutschen Namens 
durch die Entente zu schweigen. Nun könnte man freilich 
nach gewissen Erfahrungen sagen: diejenigen Reden deut¬ 
scher „Staatsmänner** sind die besten, die nicht gehalten 
worden sind, aber wohin es schließlich mit dieser Hinterr 
fronttaktik gekommen ist, sehen wir seit Jahr und Tag 
und jetzt im Zeichen der siegreichen Hindenburgoffensive 
erst recht. Im Ausland haben die zielbewußten Entente- 
verläumdungen über Deutschland und das deutsche Volk be¬ 
reits die Stärke eines allgemeinen Vorurteils angenommen. 
Man ist dort steif und fest davon überzeugt, daß die Freiheit 
und die menschliche Kultur vernichtet wird, wenn nicht 
Deutschland vernichtet wird. Und zwar nicht bloß in Eng¬ 
land, über dessen Bevölkerung und seine Geistigkeit das 
Hamburger Sprichwort: dumm wie ein Engländer, genügsam 
unterrichtet, sondern auch in den neutralen Gebieten. 
Und welch herrliches Material hätten die deutschen „Staatsp 
männer** gehabt, den Verleumdungen Deutschlands entgegen¬ 
zutreten. Von den belgischen Gesandtenbriefen bis zum 


Digitized by 


Goi'gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




458 


Der umgekehrte Midas. 


Suchomlinowprozeß! Aber nichts wurde benutzt, und so 
gelang es der Entente, diese Argumente totzuschweigen, 
in Deutschland aber kamen 2^ifel auf, ob diese Argumente 
denn wirklich, wie es doch schien, so durchschlagend seien, 
da doch die deutschen Regierungsvertreter sich äugen«- 
scheinlich schämten, von ihnen Gebrauch zu machen. 

Mit dieser ihrer Haltung haben sich die deutschen Staats¬ 
sekretäre und Reichskander einer argen Vernachlässigung 
der ihnen anvertrauten deutschen Interessen schuldig gemach^ 
sie haben das Spiel unserer Feinde in verhängnisvoller Weise 
unterstützt. Sie haben die für die deutsche Sache sprechen¬ 
den Argumente selber entwertet. So glichen sie einem um¬ 
gekehrten Midas. Während jenem mytischen Könige von 
Fhrygien alles, was er berührte, und wenn es taube Nüsse 
waren, zu Gold wurde,^ wird unter den Händen unserer regier 
renden Bureaukratie auch das offen zutage liegende Gold, 
wie die englischen Gesandtenberichte und der Suchomlinowt- 
prozeß, zu tauben Nüssen. 

Das rächt sich gerade jetzt besonders bitter. Die Längen 
des Krieges läßt sich unter Zustimmung der Ententevölker 
nur deshalb ins fünfte Kriegsjahr verlängern, weil diese 
Völker von einem deutschen Waffensiege und auch von 
einem „Verständigungsfrieden“ das Ende der Kultur erwarten. 
Kühlmann sagte in seiner so fatal berühmten Rede, daß 
dieser Krieg nicht mit dem Schwerte allein gewonnen werden 
könne. In der Tat: geistige Kräfte gehören auch dazu. 
Solange es nicht gelingt, den Ententevölkem ihren Zigeuneiv 
glauben an das Ende der Kultur und den Anbruch der deut¬ 
schen Weltherrschaft zu nehmen, solange wird es allerr 
dings keinen Frieden geben. -Dazu ist aber nötig, daß die 
Befreierrolle, die Deutschland in der Weltrevolution objektiv 
spielt, nun auch subjektiv von seinen Staatsmännern erkannt 
luid mit freudigem Stolz bekannt und ausgesprochen wird. 
Der Krieg bringt vieles mit sich, was diese Befreierrolle 
zu verdunkeln geeignet ist. Besonders bei der ungeklärten 
Situation im (Xten muß Deutschland oft als ein harter 
Dränger und Despot erscheinen. Aber nur der historisch 
ungeschulte Blick läßt sich dadurch trüben. Die gioße 
französische Revolution wurde jahrzehntelang von deutschen 
Liberalen wie von Sozialdemokraten als eine gewaltige be^* 
freiende Kraft gefeiert. So erschien sie im histonschen 
Abstand. Ganz nahe gesehen, war sie eine Summe von Ger 
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waltakten, Schmutzereien und Schelmenstücken. Man ver¬ 
gleiche nur einmal das Treiben der französischen Revolutionsv- 
generale in Italien. Und doch hat die französische Revolution 
auch für Italien den Zustand der alten Vielstaaterei ent^ 
scheidend erschüttert und die Grundlage für seine spätere 
nationale Einigung gelegt. Die Haase und Ledebour von 
1797 hätten freilich von Paris aus in den italienischen 
Kriegszügen der Franzosen nichts anderes erblickt als die 
Gewaltakte, die Schmutzereien und die Schelmenstücke, da 
diese Dinge ihrem kleinbürgerlichen Niveau am nächsten 
liegen, sie die revolutionäre Bedeutung der Dinge aber voll¬ 
kommen übersehen. So ähnlich liegen die Dinge auch heute. 
Im Kriege geschieht vieles, was im höchsten Maße zu be^ 
dauern, zu verurteilen und zu brandmarken ist. Es wäre 
ebenso falsch, über diese Dinge hinwegzusehen, weil man 
weitsichtig nur die großen historischen Zusammenhänge er¬ 
blicken möchte, wie es falsch ist, kurzsichtig nur den Schmutz 
und das Eiiiärmliche zu sehen, sintemal auch in der Politik 
iWeitsichtigkeit ebenso ein Augenfehler ist wie Kurzsichtig^ 
keit. 

Was uns nottut, das sind Männer in der Regierung, die für 
die große historische Aufgabe Deutschlands Blick und Ge^- 
fühl haben, und die auch imstande sind, mal den Schnabel 
aufzumachen und ihr Volk mit sich hinzureißen und es 
mit dem stolzen Glauben an diese Aufgabe zu erfüllen. 
Es ist nicht gerade nötig, daß diese Leute aus der Bureaut- 
kratie kommen. In diesem Sinne eine Friedensoffensive zu 
führen — freilich nicht bloß mit Worten, auch in Werken, 
so beim preußischen Wahlrecht ganz besonders — Deutsch¬ 
land als die große völkerbefreiende Macht gegen Englands 
Weltdespotismus hinzustellen, die nicht neue Knechtschaft, 
sondern neue Freihedt bringt, das wäre eine' Friedensoffensive, 
die sich neben der Hindenburgs sehen lassen könnte. Wie 
stehFs, Herr von Kühlmann, der Sie die Einsicht haben, daß 
dieser Krieg mit den Waffen allein nicht beendigt werden 
kann? Wollen Sie dieses geistige Schwert auf heben und 
• es im Interesse Deutschlands, des Friedens und der Freij- 
heit schwingen? Oder wird es nach Ihrer überkühlen Rede 
^uch von Ihnen einst heißen, wie bei Uhland von den 
„Fürstenrät und Hofmarschällen**, die vom Kampf um Leip¬ 
zigs Wälle nie etwas gehört hatten: er glaubte an Geistefr 
stimmen nicht? — 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 


460 


Narren. 


ALWIN SAENGER (München): 

I 

Narren. 

IN dem Weltgeschehen unserer Tage bildet der Niedergang 
* det französischen Republik, der sich langsam, aber mit un¬ 
heimlicher Sicherheit vollzieht, eine historische Episode für 
sich. Die Stellung und Bedeutung einer Großmacht wird 
Frankreich mit diesem Kriege endgültig verlieren. Die 
Gründe sind verschieden. Wirtschaftliche wird der Marxist 
auch für die Wende dieses Völkerschicksals zur Bekräfti¬ 
gung: von der materialistischen Geschichtsauffassung aus^ 
findig machen können. Geschichtsphilosophische Kritik, die 
sich im inneren Erleben der weltgeschichtlichen Kausalitäten 
um deren Zweck, um das Erfassen einer Tendez der Mensch¬ 
heitsgeschichte bemüht, wird in dem Niedergang der franK 
zösischen Nation die Wahrheit zu sehen glauben: das Leben 
der Völker gleicht dem der Einzelindividuen; auch jene 
haben, gleich diesen, ihre Zeit und Sonderaufgabe, auch 
Völkern entflieht das zur kontintalen und weltpolitischen 
Führerschaft notwendige Leben, auch an ihre Lebenspforten 
klopft das Geschlecht einer aufsteigenden Nation. 

Frankreich stirbt 

Wir meiden für Augenblicke den Lärm der Weltenschlacht 
und ergeben uns der Erinnerung vergangener Zeiten. Auf 
den Bänken der ersten Gymnasialjahre war’s weiTig Ver¬ 
stehen und die übliche Einpaukerei: Verdun und Mersen, 
die Kapetinger und die Valois, der 100 jährige Krieg gegen 
England und der spanische Erbfolgekrieg, Ludwig XIV., 
1789 und der 2. September 1870; wir lernten es auswendig 
wie die Namen der Diadochen und die Jahreszahlen der 
punischen Kriege. Aber Jeanne d’Arc und die Großen des 
18. Jahrhunderte, Racine, Corneille, machten uns schon wär-^ 
mer. F^nelons „Telemaque** war eine Nacht wert. Und 
als dann allmählich das Verstehen weltgeschichtlicher Größe 
erwachte und die Triebkräfte universalen Geschehens ger 
ahnt wurden, da nahm man in das erste Semester als das 
Glaubensbekenntnis deutschen Idealismus die Worte auf den 
Weg des Lebens mit, die Gregoire im November 1792 als 
Präsident des Konvente zu den Delegierten der Völker sprach: 
„Die Freiheit wird aus Europa ein einziges Reich machen 
in dem neuen Jahrhundert, das heraufsteigt, und es wird 
weder Festungen, noch Grenzen, noch fremde Völker geben.“ 
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Weltgeschichte i erschöpfte sich in der Unsterblichkeit der 
französischen Revolution und Frankreichs Geschichte war 
der Jugend Geschichte der Menschheit schlechthin, wie es dn 
Großer einst am Wachtfeuer den Truppen des Herzogs von 
Weimar verkündet hatte. Und deutsche Sehnsucht waFs, 
die den jun^n Studenten hinaustrieb, über den Rhein in 
die „Stadt des Lichts“ zu wandern, einmal zu stehen auf 
der Brücke, deren Fundament den Trümmern des gestürzten 
Staatsgefängnisses der Bastille, dem Wahrzeichen aller Reh 
aktion, entnommen ward, einmal, auf der Place de la 
Concorde an dem historischen Standort der Maschine des 
Doktor Guillotin die Brunnen das Lied der Vergänglichkeit 
jeglicher Tyrannenmacht rauschen zu hören, einmal unter 
den glorreichen Fahnen der Revolution über die Brüstung 
hinunter zu sehen in die Dämmerung der Ruhestätte des 
aus St. Helena heimgekehrten Vollenders des Werkes der 
Ballhaus-Nacht, dessen Gegen' auch der deutschen Freiheit 
eine Gasse schlug.- Unvergessen solFs mir bleiben — 17 
Jahre sind darüber vergangen — wie ich, von der Erlaubnis, 
dem französischen Volksschulunterricht beizuwohnenj Ge¬ 
brauch machend, mit den französischen Landlehrern über 
Berge und Täler des Juradepartements wanderte und -wir 
so oft am grauenden Morgen die Gläser erhoben und mit 
Handschlag den gemeinsamen Kampf Frankreichs und 
Deutschlands wider den — Zarismus gelobten. War es doch 
auch das Menschheitsevangelium der französischen Sozia^ 
listen noch bis zur Stunde vor Kriegsausbruch, bis das 
Haßdogma vom „Boche“ Alle drüben einte. Stunden der 
Begeisterung! Wo mögen sie heute alle weilen, mit denen 
freundschaftliche Verbindungen bestehen blieben, die man 
später noch oft mit aufrichtigen Gefühlen in ihrem Vater- 
iande wieder begrüßte? Leben sie noch? Der wackere 
„dokteur^S der an den Gestaden der Bretagne, selbst in 
den- Wochen der Marokkokrise, mit dem Sozialisten auf 
das Wohl des „genialen“ deutschen Kaisers anzustoßen das 
Bedürfnis empfand, jener, freundliche Pariser Kollege, der 
die Nachahmung des leuchtenden Vorbildes deutscher Schul¬ 
erziehung seinem Volke heiß wünschte? Wo mögen heute 

i 'ene Knaben weilen, denen man, unter Dankesworten des 
^räfekten, bei der Schulfeier zum Ferienbeginn Bücher mit 
deutschen Widmungen überreichen durfte? 

Trotz alledem: in der Seele der Nation lebte der Wille 
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zur Revanche latent! Jaures wußte, warum er so oftmals 
mit tiefster Leidenschaft gegen den Revanchegedanken 
kämpfte. Und die wenigen, die die Gewissensfrage: wollt 
Ihr Revanche? mit einem ehrlichen „Nein** beantworteten, 
vergaßen, — daß sie Franzosen waren. Letzten Endes hat 
der alte Oaius Julius mit seinem Gallierurteil im bellum 
gallicum doch recht. Auch in der französischen Brust sind 
die Sterne des eigenen Schicksals. Kluge Ueberlegung — 
ohne Leidenschaft — hätte die Franzosen zur dauernden Ver¬ 
söhnung mit Deutschland führen müssen. Ihr Charakter ließ 
es nicht zu. Frankreich stirbt an der Revanche; es ist kein 
Tod in Schönheit. Es geht zugrunde an den Fehlern natio¬ 
nalen Größenwahns und verbissener Eitelkeit. Das Verhalten 
der französischen Sozialisten, denken wir nur an ihren völli¬ 
gen Umfall in der elsaß-Lothringischen Frage, unterstreicht 
die Gründe des Niedergangs. Persönliche Tapferkeit, das 
Heldentum der französischen Soldaten, sind das Einzige, 
was das Urteil mildern kann. Sonst muß jegliches Bedauern 
verstummen. Nichts von der Größe der Tragödie antiken 
Untergangs, alles von der traurigen Komödie einer närri¬ 
schen Selbstmörderin. Rühmloser ging nie eine große Nation 
von der Bühne der Weltgeschichte. Wir bleiben den Beweis 
nicht schuldig, mag es auch manchem deutschen liberalen 
Illusionär bitter schmecken. 

Als Jean Jaures am Freitag, den 23. Januar 1903, in der 
französischen Kammer der Abgeordneten seine berühmte Rede 
für den Frieden und gegen die Chauvinisten hielt, unterbrach 
ihn bei seiner warnenden Kritik des Bündnisses mit Rußland 
Lucien Millevoye mit den Worten: „Wir haben nach dem 
Worte Mazzinis geglaubt, man müsse vor allen Dingen die 
Verjährung vermeiden; darin liegt unsere, ganze äußere 
Politik.*“ Dieses ehrliche Eingeständnis der notwendigen 
Vorbereitung eines Krieges gegen Deutschland enthüllte die 
oft verschleierte Willensrichtung der westlichen Nachbarn. 
Ich habe mir erlaubt, wiederholt daraufhinzuweisen, daß 
die Kriegsschuld Frankreichs diejenige Rußlands und Eng¬ 
lands als eine conditio sine qua non bei weitem übertrifft, 
und daß der Grund seines Eintritts in den Krieg in der 
moralischen Bewertung an letzter Stelle kommt. Jaures 
schrieb am 16. Oktober 1905 in der „Humanite**: „Solang-e 
die Revanche in der französischen Politik als Möglichkeit 
gilt, werden französische Staatsmänner versucht sein, günstige 
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Gelegenheiten zur Verwirklichung dieser Absicht auszunutzen 
und solange wird bei anderen Völkern, die gegen Deutschland 
irgendeine feindliche Absicht haben, die Versuchung vor¬ 
herrschen, diese dunkle, überlebte Idee der Revanche aus¬ 
zubeuten, um eine antideutsche Koalition zu schmieden.** 
Wahrlich ein Beweis, welches unendliche Maß von Schuld der 
dritten Republik für die Vorbereitung und das Zustande.- 
kommen des Weltkrieges anzurechnen ist. Und bei der inorar 
lischen Einschätzung des französischen Kriegsgrundes ist zu 
bedenken: die Sehnsucht des Panslawismus nach' Besitzt 
ergreifung der Gestade des Bosporus und Konstantinopels 
entsprang dem Expansionsdrang eines 170-Millionenvolkes, 
das sich m gewaltiger Kraft jährlicher Volks Vermehrung nach 
allen Seiten dehnte; der Kampf der englischen Weltmacht 
wider uns ist das gigantische Ringen aus dem an und für 
sich berechtigten Motive der Erhaltung eines unerhörten 
Imperiums; der französische Kriegswille gegen das Reich 
fand seine aimselige Nahrung nur in der Sucht, den Raub 
des absoluten Sonnenkönigs am deutschen Land zu ver¬ 
ewigen, das eigene Unfähigkeit vor einem halben Jahrhundert 
verlor. Irgendeine tiefere nationale Notwendigkeit lag für 
das Raubgelüste Frankreichs, das Land der schwindenden 
Geburtenziffer, nicht vor. Nur an der freundnachbarlichen 
Seite seines östlichen Nachbarn konnte es seihe Zukunft 
sichern und glanzvoll gestalten. Narrische Verblendung “hat 
es verkannt. 

Noch einmal, wie nie im der Geschichte, schwoll dem galli¬ 
schen Hahn der Kamm, daß die größten und stärksten 
Nationen der Welt mit der Republik zusammen den Gedanken 
der Revanche im Zeichen des siegreichen Schwertes aus der 
Taufe zum ewigen Leben heben würden. Es konnte nach 
allen Gesetzen französischer, von bodenloser nationaler Eitel¬ 
keit durchsetzten Logik kein Zweifel an der furchtbaren 
Niederlage des Deutschen Reiches bestehen. Nur der Taumel 
des vorgeahnten und vorgelebten Sieges über einen mit der 
letzten Faser des Herzens gehaßten Gegner läßt etwas 
verständlicher erscheinen, daß eine ganze Nation auf die 
Stufe ehrloser Beschimpfungen ihres Gegners sinken konnte, 
wie Frankreich es tat. Niemals entehrte sich ein Land 
durch die Mißachtung seines Feindes, eines großen Kultur¬ 
volkes, so, wie das französische. Niemals entfernte sich ein 
Volk von den Gesetzen, der Wahrhaftigkeit und Sitte, der 
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.'Redlichkeit und des Anstandes so weit wie das französische. 
Nie waren die Führer einer Nation so bar Jeder Charakter- 
ffröße. Frankreich hat sich in dem Kampfe gegen Deutsch¬ 
land in den Schmutz gebeugt. Hätte dieses Frankreich 
gesiegt, man hätte fürwahr allen Glauben, daß letzten Endes 
doch die sittlichen Gewalten triumphieren, für immer vei^ 
. Heren müssen! Es ist Rechtsgefuhl, das die unerhörten 
Siege der. deutschen Soldaten im Westen mit Genugtuung 
begrüßt. Wie sind sie nacheinander in die Gosse getreten^ 

• die Herren Mitglieder der Academie fran^aise und Gonoourt,. 
die geistigen Führer Frankreichs, die Herren Jean Rich^in^ 
.der „Die heilige Blume des Hasses“ pries, Rene Bazin, Mil 

Boutroux, der betagte Philosoph, Paul Margueritte, Emest 
Lavisse, Maurice Donnay, Pierre Loti, Alfred Capus, Henri 
Bergson, Henri Lavedan, L4on Daudet („in Wirklichkeit ist 
das deutsche Temperament von den höchsten Schichten bis 
Hn die untersten herab ein viehisches Temperament^), Camille 
^Saint-Saens („Ritterlich, bei solchen Wilden? Weg damit!“), 

• Denys Cochin — Anatole France! Einer gleich dem andern 
hat deutsches Sein, deutsches Wesen, deutsche Kraft und 

•deutsche Sitte in der Sprache der Gemeinheit beschimpft 
Die geistige Elite drüben könnte — es ist kein Spaß'— noch 
von den extremsten alldeutschen Organen zurückhaltende 
Mäßigung lernen. Die Welt sah noch nicht das Schauspiel 
eines solchen Niedergangs, wie das französische Leben ihn 
in dem antideutschen Kampfe offenbarte. Wer je einmal 
.von den für die französische. Jugend bestimmten „Kriegs¬ 
heften“ Kenntnis nahm, aus denen die französischen Kinder¬ 
seelen ihre geistige Kriegsnahrung ziehen, der kann das 
Urteil nicht zu hart finden, daß von einem Volke, das die 
'Vergiftung der Kinderherzen schon berufsmäßig betreibt 
Großes nicht mehr erwartet werden darf. Nie vermöchte 
,der Deutsche in solche Niederungen der Gemeinheit heräbzu- 
steigen. Selbst führende sozialistische Blätter ’ haben sich 
nicht gescheut, erlogene deutsche Barbarentaten dem Volke 
im Bilde vorzuführen! 

Shaw hat unlängst in dem Märzheft der „American Review 
of Reviews“ geschrieben: „Es hat kaum Wert, wenn wir 
in diesem Rückblicke von den lahmen Entschuldigungen 
reden, mit denen der Verband dieses Räuberprogramm seinen 
Völkern vorlegte. Aber für ein Wunder halten wir es, 
daß die Völker des Verbandes, die für die^ Sünden ihrer 
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Diplomaten, ihrer Staatsmänner und ihrer herrschenden Klas¬ 
sen litten und starben, nicht sofort durch eine Revolution 
dem Kriege ein Ende machten.“ Die Antwort auf die Frage 
scheint uns einfach. Die Regierungen und Staatsmänner der 
Entente hätten nie und nimmer mehr mit der ihnen eigenen 
frivolen und brutalen Gewissenslosigkeit diese furchtbare“ 
Verlängerung des Weltkrieges immer wieder betreiben kön¬ 
nen, wenn sie nicht der ausdrücklichen oder stillschweigenden 
Zustimmung ihrer Völker und vor allem der Vertreter ihrer 
Völker in den Parlamenten absolut sicher gewesen wären. 
Was haben denn um alles in der Welf die englischen und 
französischen Sozialisten- und Arbeiterführer in diesen vier 
furchtbaren Jahren blutigen Kriegselends für den Frieden, 
für die Wiederannäherung, für die Versöhnung der leidenden 
Menschheit getan? Der Beschluß der Londoner Konferenz 
der interalliierten Sozialisten, diese feierliche Sanktion der 
Raubpläne der Entente, gibt die Antwort! Und gerade die 
französischen Sozialisten haben vom Anfang dieses Krieges 
bis zur heutigen Stunde ihre Regierung in dem Köhlerglaub^en 
einer militärischen Vernichtung Deutschlands bestärkt und 
opfern heute wie vor vier Jahren die Besten ihres Volkes 
für eine Unmöglichkeit. Noch heute gilt der für ihre ganze 
Kriegspolitik grundlegende Beschluß der französischen Partei 
vom Jahre 1915: „Ein Dauerfriede ist nur denkbar 
durch den vollen Sieg über den deutschen Militarismus. 
Jeder andere Friede wäre eine-Niederlage.“ 

Die französischen Sozialisten sind es in erster Linie ge^ 
wesen, die die Besiegung Deutschlands als Frankreichs na»- 
tionalc Aufgabe verlangten; sie haben alle Minen • einer 
verantwortungslosen Hetze springen lassen, um die neutralen 
Länder, die sich noch der beglückenden Segnungen des 
Friedens erfreuten, in den Krieg zu peitschen. Am 30. De- 
-zember 1914 bereits verlangt vaillant, das Haupt der fran¬ 
zösischen Sozialdemokratie, die Teilnahme der Japaner am 
europäischen Krieg, der gleiche Vaillant, der auf dem Stutt*-- 
garter. Internationalen Kongreß als Mittel der Kriegverhinr 
derung verlangte: „Intervention, öffentliche Aktion, General¬ 
streik, Insurrektion!“ Jules Guesde setzte mit Sembat alsw 
bald nach Kriegsbeginn seine ganze Kraft daran, Italien 
zum Bruche seiner feierlich gdobten Neutralität zu ver¬ 
anlassen. Wenn je ein Volk in der Geschichte denen fluchen 
durfte, die mitratend in einer Stunde des Schicksals sich an 
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seine Seite drängten, dann darf das mit durch die Schuld 
der französischen Sozialdemokratie in das tiefste Kriegs¬ 
elend gestoßene italienische Volk die französischen Genossen 
dreimal verwünschen. Sembat war es, der Dänemark zum 
Aufgeben seiner Neutralität zu bewegen sichte. Der ßürger 
Herve beschimpft in seinem sozialdemokratischen Blatt („Vic- 
toire“ vom 22. 3. 18.) die Holländer, daß sie, das mit 
Zustimmung der Ententesozialisten jedem Völkerrecht zum 
Hohn elend mißhandelte, kleine neutrale Volk nicht auch 
noch das Blut ihrer Söhne und Väter auf dem Altar des eng¬ 
lischen Imperialismus opfern; das ist der gleiche Hervi, der 
auf dem Stuttgarter Kongreß der Internationale hoch oben 
auf dem Tisch seine beiden Hände zum Eidschwur wider 
die Kriegsverhetzung erhob! Die „Humanite^‘ vom 17. Ok¬ 
tober 1915 suchte die damalige Neutralität Rumäniens durch 
die Beigabe eines Bildes des deutschgesinnten König Karol 
zu verdächtigen. Als bei der russischen Junioffensive im 
Jahre 1917 zehn tausende russischer Proletarier in einem voll¬ 
kommen aussichtslosem Kampfe aufs Neue Tod und Vei^ 
stümmelung fanden, jubelte Sembat in der „Humanite“: 
„Das ist das Werk der französischen Sozialisten ganz allein.** 
Und Renaudel begrüßte vor kurzem noch die amerikanische 
Arbeiterdelegation bei ihrem Besuche in Paris: „Wir rechnen 
auf Euere militärische Hilfe, die bis zur vollkommenen 
Verschmelzung gehen muß, um wirksam zu sein. Nur 
dadurch können unsere Opfer an Menschenleben geringer 
werden.“ Heute noch wie vor vier Jahren das gleiche 
Narrenspiel, die gleichen Sprüche. Das schamloseste Treiben 
einer Großmacht gegen ein kleines Land, das sich von der 
Kriegspolitik der Mächte vollkommen und loyal neutral fern 
hielt, die Vergewaltigung Griechenlands, hat nicht einmal 
einen lahmen Protest auf seiten der französischen Sozial¬ 
demokratie geweckt. Man muß die Erzählungen griechischer 
Offiziere über die Mißhandlungen ihres Landes gerade durch 
die ritterlichen Franzosen gelesen haben, um das Maß der 
I>erfiden Brutalität zu würdigen, die sich das „erste Kultur¬ 
volk“ aut dem neutralen griechischen Boden gegen ein völlig 
wehrloses Volk zuschulden kommen ließ, und um die Größe 
verlogener Phrasenkunst in dem Kampfe Frankreichs gegen 
unser Vaterland zu verstehen. 

So waren sie alle und sind noch heute von dem einen 
Gedanken beseelt: Deutschlands Niederlage. Was die Welt 
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an kriegerischer Kraft schaffen konnte, wurde wider unr 
sere Heimat aüfgeboten. man türmte gigantische Massen, 
um die Niederlage sicher zu machen, mochte es auch wenig 
glorios sein, den vielfach Unterlegenen zu Tode zu treten; 
Frankreich, das große Frankreich, stellte sich an die Spitze 
der Agitation, „die die Marionettentheatei>Fäden der allgei¬ 
meinen Meinung der Welt in ihrer Hand ^ hält, und dieses 
Privilegium dazu verwandt hat, um das führende Volk der 
Menschheit als Feind der Menschheit hinzustellen*^ (Kjellen). 
Eine Ueberlegenheit an totem unci lebendem ' Material, wie 
sie die Welt nicht sah, lun wieder deutsches Land zu nehmen. 
Und der Erfolg? Als ein Wrack schleppt' sich das stolze 
Schiff heimwärte. Von Millionenheeren unterstützt vermochte 
Frankreich dem von allen Seiten umzingelten Erbfeind kaum 
eine Schlappe beizubringen. Den Ruhm der Jahrhunderte, 
die Würde des Staates, die Freiheit des Volkes, die Ehre 
der Großmacht hatte die Republik auf die eine Karte ge¬ 
setzt: Revanche! Elsaß und Lothringen! Und nichts wurde 
erreicht als das grauenvolle Sterben einer Generation zur 
höheren Ehre der Kapitalisten jenseits des Kanals. Elsaß- 
Lothringen bleibt bei dem E>eutschen Reiche. Mit der'Todes- 
wundc Kehrt die Nation zurück. Nennt eine .Niederlage, 
die der Frankreichs gleicht! So wollten es die Narren. 

Der Geburtenrückgang Frankreichs wird durch diesen Krieg 
zur Katastrophe. Zu Zeiten Ludwigs XIV. hatte Frank¬ 
reich noch 21 Millionen Einwohner gegen die 14 Millionen 
des alten Deutschen Reiches. Nach den Feststellungen der 
Studiengesellschaft für soziale Folgen des Krieges m*Kopen- 
hagen hatten 1912 noch 47 französische Departements einen 
Geburtenüberschuß aufzuweisen; im Jahre 1914 betrug diese 
Zahl nur mehr 26, im ersten Halbjahr 1915 nur mehr 2. 
Nach den Berechnungen des Franzosen Bertillon besaßen 
445 Männer der Pariser Notabilität nur 575 Kinder. Den 
statistischen Feststellungen der Stadt Paris ist zu entnehmen, 
daß in Frankreichs Hauptstadt im ersten Vierteljahr 1917 
nur 30 Geburten auf 100 Todesfälle kamen gegen ‘42 Ge*- 
bürten auf 100 Todesfälle im Jahre 1916, 65 Geburten im 
Jahre 1915 und 72 Geburten in den letzten vier Monaten 
des Jahres 1914. Vom August 1913 bis 1. ‘August 1914 
wurden in Paris 48 917 Kinder geboren, in derselben Zeit 
1914/15 nur 37 065 und in derselben Zeit 1915/16 nur 
26179. Im „Rappel*' vom 20. 'August 1916 stellt Henry 
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Coulon fest, cfaB in FranTcreich 185 000 Abtreibungen ge¬ 
zählt würden, von denen 40 Prozent tödlich verliefen.' Und 
auf dem Kongreß der französischen Handelskammern im 
Juli 1916 erklärte der Präsident der Handelskammer von 
Nancy, Bilgrain, daß Frankreichs Bevölkerung sich in 30 
Monaten um 2,5 Millionen vermindert haben würde. Aber 
die Staatskunst des sterbenden Frankreich wird weiter in 
der Massentötung seiner Männer für die Eroberung des 
deutschen Reichslandes die Regenerationsquelle seiner na¬ 
tionalen Zukunft eit>licken. 

Am 18. Oktober 1905 schrieb jaur^s in einem Leitartikel 
der „Humanite“: „Als ob ein Revanchekrieg nicht selbst 
dann ein vollkommener Zusammenbruch wäre, wenn er sieg¬ 
reich sein wurde.** 

jetzt habt Ihr die Parole aufs Exempel. Und auch für 
Euch gilt das Wort aus der Kammerrede Jaures^ zu An¬ 
fang 1914: „Ihr wollt nicht begreifen und Ihr werdet 
erst begreifen, wenn es zu spät sein wird.“ 

WILLY ALTSCHUL; 

Zur „internationalen“ Politik des belgi¬ 
schen Sozialismus vor dem Weltkriege. 

I-I EUTE, wo wir die ungeheure Kraft des staatlich-nationalen 
Gedankens und die politische Ohnmacht der sozialistischen 
Internationale erleben, muteri uns unsere Versuche aus der 
Vorkriegszeit, durch Reden und Resolutionen, verbotene und 
ziigelassene Umzüge, das drohende Gespenst des Weltkrieges 
zu bannen, fast lächerlich an; wir können es kaum mehr 
begreifen, mit welchen kindlichen, hoffnungsfrohen Gefühlen 
wir eiqst diese kleinen Tagesereignisse, sie maßlos über¬ 
schätzend, begleiteten. Auch- der internationale sozialistische 
Friedenskongreß zu Basel Ende 1912, der uns einst im 
Rausch pazifistischen Ueberschwangs als der unvergleichliche 
Höhepunkt zwischenstaatlicher Politik erschienen war, kommt 
•uns heute schal und nüchtern vor, wenn wir nicht die schöne 
rednerische Geste, sondern sein praktisches Ergebnis ins 
Auge* fassen. Keine einzige politische’ Tat hatte er zur 
Folge Die auch durch alle diplomatischen Kleinkünste nicht 
gemilderte brutale Machtpolitik der Gegenwartsstaaten ver- 


^ Digitized by Go 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 








Zur „internationalen“ Politik des belgischen Sozialismus. 469 


mochte er nicht zu ändern, und selbst seine Schlußresolution 
läßt den ersehnten Ausdruck jedes neuen auslandspolitischen 
Gedankens vermissen: indem der Kongreß die Zertrümme?* 
rung der europäischen Türkei, ohne die Türken zu hören, 
jguthieß, verfocht er keine andere Politik als alle Eroberer, 
vom großen Alexander bis zum kleinen Dschingiskan, oder 
vielmehr deren gelehrte Soldschreiber, denn zu^^leich machten 
die Marxisten sich ans Werk, um die Annektion türkischen 
Gebiets durch die Balkanstaaten zu rechtfertigen und vom 
historisch*materialistischen Standpunkte als natumotwendig 
hinzustellen, womit sie den armen Türken den sauren Bissen 
kaum schmackhafter gemacht haben dürften. Der Kongreß 
stimmte einem „Schwertfrieden*^ zu, oder wenn’s schöner 
lautet, einem „Frieden des Rechts** (nach der Vanderveldel- 
Wilsonschen Theorie, wonach’ es das „Recht** gebietet, daÖ 
der von einem „Bund von Nationen** angegriffene Staat 
vom besagten Bund niedergeschlagen wird). 

Die weitere Aufgabe, deren Lösung sich der Kongreß 
gestellt hatte, eine Politik zur künftigen Verhinde¬ 
rung von Kriegen durchzuführen, diese höchst ehrenr 
volle Aufgabe war den belgischen Sozialisten als 
den Verwaltern des internationalen sozialistischen Bureaus 
im wesentlichen anvertraut Ihnen lag ja nicht nur ob, die 
formale, gänzlich unpolitische Aufgabe aer organisatorischen 
Leitung der internationalen sozialistischen Friedensbewegung, 
sondern vor allem vorbildliche Führung der internationalen 
Politik der Kleinstaaten. Hatte die staatliche oder militärische 
Leitung offen und geheim bisher gesündigt, so war es ihre 
Aufgabe, durch alle Mittel die neutrale Politik, die ja die 
einzig mögliche Friedenspolitik Belgiens war, wieder her¬ 
zustellen. Gewiß konnte es auch den Koryphäen sozialisti^ 
scher Auslandspolitik wie Vandervelde nicht verborgen blei;- 
ben, daß die Entente ihre Heimat bereits als militärisches 
Aufmarschgebiet bewertete; kurze Zeit später (20. Februar 
1913) konnte der Abgeordnete Verhaegen, ohne auf Widerp 
sprich der Regierung oder des Hauses zu stpßen, in der 
belgischen Deputiertenkammer mitteilen: 

,Wie man schon oft gesagt hat, könnten die Engländer ihre Truppen 
nach Belieben in Calais oder in Dünkirchen landen, sie könnten 
auch versuchen, sie direkt in Nieuwport, Ostende und Zeebrügge zu 
landen; jeder weiß, daß sie schon die Tiefe ^unserer Häfen^aus¬ 
geprobt haben.** 
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Freilich dürften schärfere Kenner der belgischen Arbeiter¬ 
partei (zu denen aber die arglosen deutschen Sozialisten 
nicht zählten) doch daran gezweifelt haben, ob die Belgier 
ihrer Aufgabe gewachsen waren; Hatte nicht Vandervelde 
der Annektion des Kongo zugestimmt, durch die Belgien 
mit voller Wucht in den Strudel hineingeriet? Hatten nicht 
in den Krisen von 1909 und 1911 gerade sozialistische Ab¬ 
geordnete und Publizisten sich am deutschfeindlichsten ge¬ 
äußert? Hatte nicht noch kurz vor Basel Jules E>estree 
am Erinnerungstage von Jemappes nach dem französischen 
General Langlois das Wort ergriffen? Immerhin war der 
Augenblick zur Neuorientierung ihrer Auslandspolitik den 
belgischen Sozialisten hervorragend günstig: Während der 
Balkankriege lag wieder jene unheilvolle Spannung über 
Europa, welche im Skutarikonflikt im April 1913 ihren Höhe¬ 
punkt erreichen sollte, und welche die verantwortlichen belgi»- 
schen Politiker aufs neue zur peinlichsten Innehaltung der 
Neutralität mahnte. Und während der Kämpfe um das gleiche 
Wahlrecht zur belgischen Deputiertenkammer bot sich tür die 
sozialistischen Führer reichlich Gelegenheit auf das vor¬ 
bildliche Wahlrecht zum deutschen Reichstag hinzuweisen, 
auf die durch die haßerregten Bilder vom preußischen Milij- 
tarismus erfüllte öffentliche Meinung beruhigend einzuwirken 
und so auf ihre Weise eia Stück praktischer Friedensarbeit 
zu leisten. 

Umso unerhörter und unverzeihlicher ist es, daß sich durch 
die sozialistische Kammerfraktion die Sitzung vom 6 rebruar 
1913 nach dem Urteil des „Peuplc“ zu der größten francof 
philen Kundgebung gestaltet hat, welche dieses Parlament 
je erlebt hatte. Es ist leider an dieser Stelle unmöglich, den 
Verlauf dieser Kundgebung, bei der die ganze Linke aus 
Anlaß der beiläufigen Bemerkung eines Redners über das 
französische Wahlsystem immer von neuem demonstrativ in 
den begeisterten Ruf ausbrach: „Es lebe Frankreich!“ im 
einzelnen zu schildern. Die katholische Presse schwieg den 
Vorfall tot, vielleicht auf einen Wink der ihr nahestehenden 
Regierung, welcher diese Kundgebung zugunsten der ffan'- 
zösischen Republik in der damals außerordentlich kritisch 
zugespitzten Situation ungelegen sein mochte; um so fröhr 
lieber war die sozialistische und liberale Presse. Der„Peuple“ 
iubelte über die einzigartige francophile Kammerkundgebung. 
Nun sei Frankreich, welches die belgische Nationalität ge- 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




Zur „internationalen^^ Politik des belgischen Sozialismus. 471 


schaffen (!!), die gebührende Huldigung erwiesen. Der 
„Soir^* teilte mit, daß der französische sozialistische Kammer¬ 
abgeordnete Albert Thomas des Kammersitzung beigewohnt 
habe, und sich von der glühenden Sympathie der Kammer für 
Frankreich habe überzeugen können. 

Der Durchbruch des französischen Gedankens am 6. Fer 
bruar durch die bisher wohlbewährte Neutralität der belgi^- 
schen Kammermehrheit löste bei den Vätern der Kundgebung 
stolze Freude aus. „Die Flaminganten hatten sich in kluges 
Schweigen gehüllF', höhnte nicht mit Unrecht „L’Etoile 
Belge^‘; am 20. Februar sprach in der Kammer der alt¬ 
klerikale parlamentarische Führer .Woeste: 

„Unsere großen Nachbarn haben die zweijährige Dienstzeit bei¬ 
behalten, man sagt sogar, daß die französische Republik, welche der 

Gegenstand aller Sympathien der Aeußersten Linken.“ 

Terwage (soz.): Ihr habt alle gerufen „Es lebe Frankreich!“ 
Woeste: .bereit ist zur dreijährigen Dienstzeit zurück¬ 

zukehren.“ 

Jules Destree, der unermüdliche Pionier des französischen 
G^ankens in Belgien, ging am 21. Mai bei der Debatte 
über den Gesetzentwurf über die Armeesprache erheblich 
weiter; „Wir würden vorziehen, so rief er begeistert aus, 
aaf Belgien zu verzichten (renoncer ä la Belgique) (Rufe 
rechts imd auf gewissen Bänken links), als uns der flämischen 
Eroberung zu unterwerfen“ (lebhafte Zustimmung auf der 
äußersten Linken, welche den Redner, als er die Tribüne 
verließ, beglückwünschte). 

Erst als der Sozialist Hallet in der Senatssitjzung vom 
17. April 1914 unverblümt aussprach, daß sich 90 Prozent 
der Wallonen am liebsten von Frankreich annektieren lassen 
möchten, da erhob sich in den Reihen der bürgerlichen 
Senatoren Walloniens solch ein Widerspruch, daß der Redner 
verwirrt seine Worte halb und halb zurücknahm. 

Sonst freilich war die klerikale Kammermehrheit durch die 
Provokationen der Sozialisten so eingeschüchtert, daß sie 
ihnen nicht entgegentrat. 

Nur ein Abgeordneter hatte, kurz nach der großen fran^ 
zösischen Kundgebung der Kammer zugerufen, daß der neue 
Kurs das kleine Land ins Verderben führe; es war ein Mitglied 
des demokratischen Flügels der katholischen Partei, der Ab¬ 
geordnete Henderick, heute einer der besten Köpfe der de|- 
mokratisch-sozialen Bewegung Flanderns, der den streitbaren 
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Kardinal Merder, den. Erzbischof von Mecheln, an das Gebot 
der christlichen Nächstenliebe zu erinnern wagt 

Henderick sprach in seiner groß angelegten Rede, aus 
der wir hier aus Raumgründen nur Bruchstücke geben können, 
gegen die unter dem Druck der Entente eingebrachte neue 
Militärvorlage: 

„Ein allgemeiner Krieg würde Europa mit Feuer und Schwert be¬ 
drohen; sagt da nicht der gesunde Menschenverstand, daß das kleine 
Belgien, selbst wenn es alle seine Lebenskräfte erschöpfen würde, 
um diese Aufgabe zu erfüllen, garnicht die Macht hätte, das Elend 
zu verhindern? Der schwache Arm eines Kindes hält die Schnee- 
lavine nicht auf, die von dem Berg rollt. Meine Herren, daß 
man es hier darauf anlegt, aus Belgien eine krieg- 
führende Macht zu bilden, ergibt sich aus allem, 
was wir hier entstehen sehen. Es ist deutlich, daß man 
unser Land auf ganz andere Wege führen will, als die waren, welche 
man früher gegangen ist ... . Wenn wir uns heute der allgemeinen 
Dienstpflicht nähern, dann hat daran teilweise Ihre sozialisti¬ 
sche Partei schuld, da sie für das Gesetz von 1909 stimmte, 
welches die Grundsätze der allgemeinen Dienstpflicht enthielt. 
Meine Herren, ich spreche nun noch über die Bündnisse, 
welche Belgien in Zukunft mit anderen Staaten schließen soll. Es 
ist mir aufgefallen, daß viele von denjenigen, welche den vor¬ 
liegenden Gesetzentwurf verteidigen, sich ganz sonderbare Vor¬ 
stellungen von den internationalen Verpflichtungen unsres Landes 
machen. Müßten wir ihnen glauben, dann sollten wir allein einen 
Einfall von Deutschland zu fürchten haben, und uns allein gegen 
diese Macht schützen, um zugleich mit unserer Unab¬ 
hängigkeit den französischen Boden zu ver¬ 
teidigen. Wer die Geschichte kennt, der weiß, 
daß Deutschland noch nie.die Freiheit unseres 
Landes in Fesseln geschlagen hat, das kann von 
anderen Ländern nicht gesagt werden. Lehrreich ist 
hier das im rechten Augenblick erschienene Schriftchen „Belgier 
und Deutsche“ von integer und nicht minder das Vorwort von 
lossens Buch „Die Umwälzung von 1813“. Nicht als ob wir Flämisch¬ 
gesinnte die Verfechter des deutschen Einflusses in Belgien sein 
sollen. Wir haben wenig zu hoffen von manchen Deutschen, die 
sich in Belgien niedergelassen haben, und die in manchen Groß¬ 
städten Flanderns oft ihre Unterstützung denen leihen, welche unser 
flämisches Volk französizieren. Aber die Wahrheit hat ihre Rechte 
und so dünkt es uns, daß so wenig der Ruf „Heil Deutschland“ in 
eine belgische Kammer paßt, auch det Ruf „Es lebe Frankreich“ 
hier nicht erklingen soll. Unsere Losung ist: „Es lebe Belgien, frei 
von allem Einfluß, sowohl deutschem, als französischem!“ Unser 
harmloses Land wie es früher war, rüstet sich von diesem Augeu- 
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blick an zu der Rolle einer „kleinen Großmacht“ wie sie anscheinend 
Brialmont erträumt hat. Nun öffnet sich die Periode internationaler 
Politik mit ihren Bündnissen, die man schon zu knüpfen sucht, und 
ihren Verwicklungen, denen man leichtsinnig entgegengeht. Einige 
haben bereits die Auffassung, daß Belgien nicht mehr neutral sei 
und ein Wort in der internationalen Politik mitsprechen müsse. . .“ 

Mit der Kammersitzung vom 6. Februar 1913 war das Ziel 
der Ententediplomatie erreicht: nach der politischen und 
militärischen Leitung Belgiens war auch die Demokratie für 
Frankreich gewonnen. Die sozialistische Fraktion schwenkte 
unter Führung Vanderveldes und unter tätiger Mitwirkung 
von Abgeordneten, die man als Vertreter des flämischen 
Proletariats ansah, wie De Bunne und Terwagne mit fber¬ 
genden Fahnen ins französische Lager über; gegen,'diese /Welt 
.von Feinden konnte die kleine Phalanx flämischer Aktivisten, 
geführt von Daens und Henderick, nichts ausrichten. 

Und diese antideutsche Orientierung übertrugen die belr 

f rischen Leiter des Internationalen Bureaus auf die ganze 
ntemationale: bereits in den Jahren, die dem Weltkrieg 
vorangingen und in denen! sich die internationalen Gegesätze 
mehr und mehr verschärften, hat die Internationale der Sache 
der Verbündeten des Deutschen Reiches schwersten Schaden 
zugefügt: Im August 1910 wurde zu Kopenhagen der tsche^ 
chische Streit, eine innerpolitische Angelegenheit des östeP* 
reichischen Sozialismus, international ausgetragen, und da^ 
durch mußte bei den zahlreichen Feinden der Donaur 
monarchie der Gedanke an die nahende Auflösung des Staates 
sich befestigen; durfte man denn noch'wirklich von einer Ein'r 
heit des Staatswesens sprechen, wenn sogar das Proletariat 
sich im wilden Nationalitätenhader zerfleischte? Ende 1912 
w’urde vom Basler Kongreß die Zertrümmerung der europäi- 
\schen Türkei gut geheißen, und da das Freundschaktsverhältr 
nis zwischen Deutechland und der Türkei der Welt bekannt 
war, so bedeutete diese internationale Entschließung eine 
Schädigung der deutschen Weltgeltung. 

Und jetzt denken die Vandervelde u. Co,, gar daran, die 
deutsche Sozialdemokratie von einem Kongreß feierlich aus 
der Internationale ausschließen zu lassen! und warum sollen 
auf solchem Kongreß nicht auch einige halbanarchistische 
Schreier von Lausanne oder von Oporto, denen Deutschland 
umso verhaßter ist, je höher seine Organisationsformen die 
ihren überragen, schließlich im Bunde mit den Entente- 
> 
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Modebildung und Arbeiterinteresse. 


Sozialisten die Mehrheit bilden, die das Verdammungsurteil 
ausspricht? 

Nun — die deutsche Partei würde solch ein VerdammungsV 
urteil mit Würde zu tragen wissen. . . 


Dr. BRUNO RAUECKER: 

Modebildung und Arbeiterinteresse. 

E ine Untersuchung über die Zusammenhänge zwischen Modebil¬ 
dung und Arbeiterinteresse wird, wenn sie urteilen und nicht nur 
feststellen soll, auf zweierlei Dinge ihr Augenmerk zu richten haben: 
Auf -die volkswirtschaftliche Bedeutung der Mode und auf die sozial¬ 
politischen Wirkungen ihrer Macht. Beide können sich, mehr oder 
weniger in den Vordergrund gekehrt, zu wirtschaftspolitischen und 
sittlichen Forderungen verdichten, selten genug werden sie hierbei 
vereinigt sein. 

In diesen Zeilen wird von den sozialpolitischen Forderungen ge¬ 
sprochen werden, nicht deshalb, weil sie für die Arbeiterschaft ent¬ 
scheidend sind, sondern weil die volkswirtschaftliche Seite der Frage 
ohne Zahlenunterlagen kaum erörtert werden kann. Die fehleif uns, 
wie sie uns leider auch schon im Frieden fehlten, wenn wir den feiner¬ 
gegliederten Problemen des Modeabsatzes, der Modeausfuhr, der 
handelspolitischen Bedeutung der Modegüter im In- und Ausland nach- 
zuspüren suchten. Wir waren immer nur auf Vermutungen angewie¬ 
sen, die, wenn auch mit Zahlen hin und wieder unterlegt, wissenschaft¬ 
licher Darstellung immer wieder trotzen konnten: die Reichsstatistik 
kennt den Begriff der „Mode“ nicht. 

Nun sind in den vergangenen Monaten Typenbestrebungen in Fluß 
gekommen. Im Schuhgewerbe wie in der Möbelfabrikation, in der 
Bekleidung, ja selbst im Häuserbau sind Einheitsnormen ausgedacht; 
und wir wissen, daß der Rohstoffmangel auch in anderen Gewerben 
zur Modeabkehr nötigen wird. Es ist außer allem Zweifel: diese 
Entwicklung kommt dem Arbeiter als Konsumenten in erster Reihe 
zugute. Er ist es, der nach dem was, nicht nach dem wie der Lei¬ 
stungen zuförderst Ausschau hält und halten muß. Was sollten die 
Kriegsgetrauten, die noch während oder nach dem Kriege ihr eigenes 
Heim begründen wollen, tun, wenn ihnen nicht vom Staat, von den 
Gemeinden, durch Selbsthilfe der Verbände zu redlichen Preisen 
typischer Hausrat zugewiesen würde? Was sollten die Arbeiterinnen 
tun, denen die Mode die Haltbarkeit der Kleidungen zuschanden 
macht, wenn ihnen die Reichsbekleidungsstelle Normalkleider nicht 
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zugewiesen hätte? Wir 'haben es nach 1871 erlebt, was es bedeutet, 
wenn heimkehrende Krieger in die ausbeutenden Hände der Abzah¬ 
lungswucherer geraten: An den Preisen wie an der Oualität der 
Waren, die als Schandmale einer kulturlosen Zeit erhalten sind. Ver¬ 
einheitlichung der Produktionen bedingt Rationalisierung des Her¬ 
stellungsprozesses, bedingt Typisierung des Angebots, Verzicht auf 
modischen Wechsel der Musterungen. 

Die deutsche Tapetenindustrie, die vor dem Kriege die halbe Welt 
mit ihren Angeboten versorgte, stellte jährlich im Durchschnitt der 
Fabriken 160 Muster in 1000 Ausführungen her, zusammen 5500 bis 
6000 Muster in 35 000 Ausführungen. Rechnet man die älteren Muster 
hinzu, so kommt man auf ungefähr 55 000 Blatt. Mit einem Feder¬ 
strich der Kartelleitung wurde im September 1914 dieser Unfug unter¬ 
bunden, die neuen Musterungen bis zum 1. Oktober 1916 zurück¬ 
gestellt. Gesetzt, wir brauchten, um den Geschmack der Neger zu 
treffen und die Chinesenpaläste nach diesem Kriege auszutapezieren, 
mehr Musterungen als wir im Kriege halten konnten: Müssen es 
wirklich 55 000 sein? Die Denkschrift der Kartellenquete in der 
Tapetenindustrie vom Jahre 1905 gibt zu: ,J3er fortgesetzte Wettlauf 
nach unten gab Anreiz, gerade die Wirkung der allerbilligsten Sorten 
technisch in unberechtigter Weise auszubilden. . . Bedauerlicherweise 
schuf man sich selbst dadurch eine verderbenbringende, gegen die 
feineren Artikel gerichtete Konkurrenz.“ Der beste Kenner des 
Tapetengewerbes sagt: „Daß er (der Fabrikant) . . . den wirtschaft¬ 
lich gewichtigen Entschluß faßt, die Zahl der Muster beizubehalten. 
Ja zu erhöhen und . . . von jedem in die Maschine eingesetzten 
Muster gleich eine große Menge herstellt, daß er so seine Gesamt¬ 
produktion steigert, also gezwungen ist, für sie Absatz zu suchen, 
also den Wettbewerb zu verschärfen, also nach der U eher Produktion zu 
rufen — dafür sorgt der Charakter der Tapete als einer Modeware.“^ 
In ledern Gewerbe, das der Mode unterworfen ist, sind ähnfiche Ent- 
wicklungsKnien festzustellen. Es genügt ein Blick in die Berichte der 
Handels- und der Handwerkskammern, um sich hiervon zu überzeugen. 
Hier setzt das Arbeiterinteresse ein. Hier gilt es aus einem sinn¬ 
losen Vorgang einen sinnvollen zu machen: in den Arbeitsgemein¬ 
schaften — die hoffentlich auch nach dem Krieg noch dauern wer¬ 
den —, in den Arbeitskammern, in den Arbeiterausschüssen der Be¬ 
triebe selbst. Schon heute wehren sich die Unternehmer, ihre Be- 


‘ Wilhelm Wirz, Vorausetzungen der Oualitätsproduktion. Die 
deutsche Tapetenindustrie unter dem Einfluß der Oualitätsbewegung. 
Verlag Rascher u. Co. 1916. S. 66. 
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triebe auf Typenfabrrkation umzustellen, schon jetzt behaupten die 
Möbelfabrikanten, den Anforderungen der KonsumentenbiVnde nicht 
gewachsen zu sein. Die Ungesohultheit der Arbeiter wird zum Be¬ 
weise vorgebraoht, der Bedarf der Arbeiterschaft als modisch wedi- 
selnd hingestellt. Hier gilt es aufzuklären in den eigenen Reihen, zu 
beweisen am tatsächlichen Entwicklungsgang, daß Abkehr von der 
Mode Sozialpolitik der Tat bedeutet. 

„Die Mode gebietet, sich nicht mehr in Seide zu kleiden und Lyons 
Bevölkerung wird brotlos; man hört auf, StahHcnöpfe zu tragen und 
es entsteht Aufruhr in Birmingham**, so schrieb 1809 der „Vogt¬ 
ländische Anzeiger’* und heute noch könnte er von Mode und Arbeits¬ 
markt ähnliches berichten: „Der (Tapeten-] Fabrikant übergibt [der 
Formstecherei] die Entwürfe möglichst spät, um möglichst lange an 
den laufenden Kollektionen die Tendenz des Marktes erkunden und 
sich nach ihr richten zu können. So werden die Walzen in Hast 
hergestellt, mit der Nebenwirkung, daß das Formstechergewerbe im 
Sommer Beschäftigungslosigkeit, im' Winter Arbeitermangel hat.“* 
„Werden in der Weberei einfarbige Stoffe begehrt, so müssen die 
Zeichner feiern. . . . Seidenstickerei bedeutet geringe Nachfrage nach 
Metallfäden, nach Perlen und nach' StickmateriaL“* Zur Arbeitslosig¬ 
keit drängt modische „Verwendung von Papiertapeten statt gewebter 
Gobelins, von entsprechend appretierter Baumwolle statt' Seide und 
Leinen.“* Wir erinnern uns der Zeiten, in denen die Mode der engen 
Röcke aus naheliegenden Gründen die Unterrockindustrie zu Schaden 
brachte. Wir sehen den modisch gewordenen Zimmeranstrich die 
Tapetenverkleidungen gefährden, die Moden der langen Aermel die 
Arbeiter auf Armhandschuhe brotlos' machen. 

Die Mode nötigt den Unternehmer im Interesse seines Betriebes zu 
unsozialen Handlungen. Wo’auch niir die Wahrscheinlichkeit'besteht, 
von Woche zu Woche die Betriebsführung der Mode wegen von 
Grund aus zu verändern, muß im Unternehmer der Wunsch, dem 
Arbeiter das Risiko mit aufzobürden, enthalten sein. Im Leder¬ 
gewerbe wie in der Posamentenindustrie, in dem Gewerbe der Möbel¬ 
stoffe wie in der Bijouterie ist zu beweisen: Die Mode nötigt zur 
Aufrechterhaltung der Heimarbeit. Konzentrationen in Fabriken, ln 
geschlossenen Werkstätten sind dort nicht tunlich, wo die Konjunktur 
in hastiger Eile Beschränkungen' des Betriebs, Entlassungen von 


* Wirz, a. a. O. S. 82. 

* Albert Rasch, Das Eibenstocker Stickereigewerbe unter dem Ein¬ 
fluß der Mode. S. 90/91. 

* Simmel, Philosophie der Mode. S. 35. 
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Arbeitskräften oder auch das Gegenteil erfordern muß. ,4>as Tempo 
■der Entwicklung ist bei eigentlichen Modeartikeln von solcher Be¬ 
deutsamkeit, daß es diese sogar gewissen Fortschritten der Wirt¬ 
schaft und der Technik entzieht, die auf anderen Gebieten allmählich 
erreicht sind.“* Wir haben es vor einigen Monaten erlebt, daß § 3 
und § 4 des Hausarbeitsgesetzes dort nicht in Kraft gesetzt werden 
konnten, wo die ModebUdung die Auslage von Lohnverzeichnissen, 
die Aushändigung von Lohnbüchern und von Löhnzetteln nicht ge¬ 
stattete. Auf S. 394 des Correspondenzblattes der Generalkommission, 
27. Jahrgang, 20. Oktober 1917, sind die näheren Angaben hierüber 
nachizulesen. Verschlechterungen der Entlöhnungsformen, Verlänge¬ 
rungen der Arbeitszeit sind die Folgen in den Modeindustrien. Setzt 
eine Musterungsperiode ein, so muß in 3—4 Wochen auf den Markt 
geworfen werden, was irgend Maschinen, Handwerkszeug und Men¬ 
schen leisten können. Die Minimalarbeitszeit der Löhnstickerei betrug 
noch vor dem Kriege 12—13 Stunden und nur der Rohstoffmangel hat 
sie zuzeiten abgekürzt. „Nicht niedrige Akkordsätze nötigen den 
Hausindustriellen zu dieser übermäßigen Arbeitszeit, sondern die stoß¬ 
weise einsetzende und zugleich schnell zu befriedigende Nachfrage, 
sowie das Bestreben, wirtschaftlich vorwärtszukommen."“ Als im 
Jahre 1905 der deutsche Metallarbeiterverband an die Pforzheimer 
Bijouterieindustriellen das Ansuchen’ stellte, die im Modeweohsel be¬ 
nötigte Mehrarbeit mit 25 Proz. Aufschlag zu entschädigen, erhielt 
er die Antwort: „In einer Saisonindustrie, welche mit der Mode zu 
rechnen hat, in einem einzelnen Staate für sich allein, kann die 
Arbeitszeit nicht schabionisiert werden.“ 

Die Mode ist der Feind aller Bindungen und Regelmäßigkeiten, sie 
ist der Feind des Kollektivvertrags. Mit allen Mitteln suchen die 
Fabrikanten Tariflöhne zu hintertreiben, die ihnen Verpflichtungen 
auferlegen auch für die Zeiten schlechter Konjunktur. Jedes neue 
Muster erfordert eine neue Löhnberechnung; die Raschheit des Muste¬ 
rungswechsels, die Schwerfälligkeit des bureaukratischen Apparats, 
der ieder Tarifberechnung zugrunde liegt, sind Hindernisse der Ver¬ 
einbarungen in sich selbst. Die Unmöglichkeit der Anlehnung an 
Stapelartikel wirkt entscheidend gegen den Tarif. 

Wir sehen die Arbeiterschaft der Modegewerbe gespalten. Gut¬ 
gelohnte und Hungernde, Zufriedene und Unzufriedene, je nach der 
Konjunktur. Aber wir kennen auch das Wesentliche: Am inneren 
Zwiespalt scheitert die Organisierbarkeit dieser Arbeiterschaft. Obliga¬ 
torische Mindeststücklöhntarife, Lohnausschüsse mit Verhandlungs- 


“ Rasch, a. a. 0., S. 141. 
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zwang, Qleiohstellung der Heimarbeiter mit den übrigen Versicherten 
der Reichsversioherungsordnung sind für den Hausindustriellen duroh- 
zusetzen, gewiß. Wo aber die Modebildung Produktionsnotwendig¬ 
keiten mit sich bringt, die auch mit den besten sozialpolitischen Ge¬ 
setzen nicht zu ändern sind, da werden — wie bei dem Erlaß des 
Hausarbeitsgesetzes — die Ausnahmen die Regel sein. 

Oeheimrat Martens, der Vorstand des Materialprüfungsamtes in 
Qroß-Lichterfelde, hat im Bericht des Amtes 1913 von den Textil¬ 
waren festgestellt: „Das Wolltuch beschwert man mit Fremdkörpern, 
gibt ihm ein bestechendes Aeußere, ersetzt die Dicke teilweise durch 
Scherhaare, durch eingewebte und eingesponnene Baumwolle u. a. m. 
Der Seidenfärber hat gelernt, durch Beschwerung an 1 kg Seide 
2—3 und mehr kg zu machen und dabei ein äußerlich bestechemles 
Aussehen zu erzielen; Kunstseide wird täuschend ähnlich der Natur¬ 
seide hergestellt und mit Naturseide verarbeitet, als solche auf den 
Markt gebracht usw." Die Berliner Aeltesten der Kaufmannschaft, 
sie, die es wissen müßten, haben geantwortet: „Im übrigen legt das 
Publikum heute mehr Gewicht auf gefälliges Aussehen als auf Halt¬ 
barkeit. Durch-die Benutzung von Surrogaten wird keiner getäuscht, 
da jeder erfährt, ob er einen reinen Stoff oder eine Mischung vor 
sich hat.“ Volenti non fit injuria; was ich nicht weiß, macht mich 
nicht heiß! Als ob die Frauen der breiten Massen Zeit und Gelegen¬ 
heit hätten, Kurse über die Echtheit der Textilwaren zu besuchen und 
in langer Praxis sich Qualitätskenntnisse zu erringen, zu denen ein 
Fachmann oft Jahre braucht. Es ist bezeichnend, daß jene Aeltesten 
zur Frage der Errichtung eines Reichstextilamtes die Stellung nahmen: 
Ein solches Amt erübrige sich. Ehe ausschließliche Verwendung nur 
echter Materialien rentiere nicht. Ein Kleidungsstück, „im raschen 
Wechsel der Mode gar nicht mehr vollständig aufgetragen“, benötige 
keine guten Materialien, deren Haltbarkeit die Dauer des Gebrauches 
übersteigen würde. Der Standpunkt: „Wenn mit schlechten Stiefeln 
mehr Profit erzielt wird als mit guten, so hieße es, sich gegen den 
heiligen Geist des Kapitals versündigen, wenn man gute Stiefel an¬ 
fertigen wollte.“* 

Ein Beispiel für viele! Den Zusammeri'hang mit dem Interesse der 
Arbeiterklasse hat Martha Hoppe richtig erkannt, als sie in Heft 18 
der „Sozialist. Monatshefte“ 1917, S. 922, schrieb: „Grundsätzlich 
müßte z. B, die Arbeiterin für Wäsche und Kleidung, abgesehen von 
den durch die wechselnde Mode 'bedingten häufigeren Anschaffungen 


• Sombart, Der Bourgeois. Verlag Dunoker u. Humblot, 1913. 
S. 231. 
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schon deshalb höhere Airfwendungen machen, weil wegen der Be¬ 
schaffenheit der zur Herstellung von Frauenbekleidungsgegenständen 
verwendeten Stoffe der Verbrauch der Sachen schneller vor sich geht, 
als bei der aus besseren Stoffen hergestellten Männerkleidung.“ Ein 
Beispiel für viele! Wirtschaftliches Interesse, das die Schädigungen 
der arbeitenden Klasse ermißt, drängt wie sittliche Erkenntnis zu der 
Ueberzeugung: Hier, Arbeiter, geht es um deine Sache! „Die Stickerei 
sucht mit ihren technischen Mitteln so zu arbeiten, daß rhr Produkt 
der Spitze, der Posamentenarbeit, dem gewebten Ornament ähnlich 
sieht und jene Industrien machen es ihrerseits gerade so,“ sagt Albert 
Rasch in seiner Schilderung des Eibenstocker Stickereigewerbes und 
trifft damit in die Verlogenheit der allgemeinen Wirtschaftsmoral 
hinein. 

Aber es könnte einer kommen und die Geltung Deutschlands auf 
dem Weltmarkt von jener Unlauterkeit der Produktionen 'bedingt er¬ 
klären. Modische Erzeugnisse müBten hergestellt, der Geschmack 
der Auslandsmärkte durch wechselndes Entgegenkommen bleibend 
geködert werden. Es ist fraglich, ob sich der Auslandsgeschmack 
durch vernünftigen Wechsel der Musterungen nicht ebenso bestimmen 
läßt. Es ist gewiß: Im Kriege ist der Anteil der Wertarbeit an 
Deutschlands Außenhandel Jahr für Jahr weit emporgegangen. „Nie“, 
schreibt die „Frankfurter Zeitung“ von der letzten Leipziger Früh¬ 
jahrsmesse, „war der Mangel der Absonderung des Kunstgewerbes 
so fühlbar wie auf den beiden letzten Messen, denn der Andrang der 
Einkäufer war riesenhaft und die Frage nach wirklich guten Luxus¬ 
gegenständen außerordentlich stark“. Und der schweizerische Bundes¬ 
rat, der erst in diesem Jahre einen Kredit von 15 000 Fr. der Bundes¬ 
versammlung zur Förderung der angewandten Künste anempfahl, hat 
ausgesprochen: „Es steht außer allem Zweifel, daß der gewaltige 
wirtschaftliche Aufschwung, den Deutschland in den letzten Jahr¬ 
zehnten vor dem Kriege genommen hatte, zu einem nicht geringen 
Teile auf die Bestrebungen und die Tätigkeit des Deutschen Werk¬ 
bundes zurückzuführen ist.“ Des Werkbundes Ziel aber ist: Ver¬ 
edelung der deutschen Arbeit im Zusammenwirken von Kunst, Industrie 
und Handwerk, Wertarbeit gegen Schundfabrikation, ehrliche Arbeit 
gegen Modeschwindel. 

Man könnte sagen: Gerade der Werkbund war es doch, der für 
die Förderung der nationalen Mode eine Lanze brach. Gerade er 
hat Modeausstellungen und Modemuseen kreiert und 1913 einen An¬ 
trag „der Deutsche Werkbund wolle — im Hinblick auf die qualitativ 
schädlichen Tendenzen des fortwährenden Modeweohsels — die in 
fhm vertretenen Industriellen und Handwerker veranlassen, Richtlinien 
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für die organisatorische Forten Wicklung ihrer Produktion festzulegen“, 
durch seinen Vorstand abgelehnt. loh habe an anderer Stelle^ gezeigt, 
wie unncht er damit tat: ln kunstpolitischem, wie in handelspolitischem 
Betracht. Qualität und Modebildung sind nicht zu vereinen und eines 
kann neben dem andern gleichwertig nicht bestehen. Aber was be¬ 
sagt es auch, wenn das moralisch-sozialpolitische Programm der 
Werkbundführer hinter dem Unternehmerinteresse anderer zurück¬ 
getreten ist? Daß künstlerische und ethische Einsichten zweierlei 
Dinge sind, haben wir auch vorher schon gewußt, und in der Außen¬ 
politik, die auch der Werkbund betreibt, haben sittliche Faktoren 
nur untergeordnete Bedeutung. Kapitalistische Ziele aber sind mit 
der „Mode“ allerdings zu fördern. Sie zählt so gut zur „Konjunktur“ 
wie irgendeine Häuserschiebung. Dem Arbeiterinteresse ist sie feind. 

Was können die Arbeiter tun, um sich zur Wehr zu setzen? 

Sie können den Ausbau genossenschaftlicher Bestrebungen be¬ 
günstigen. Aber genossenschaftliche Herstellung bedingt genossen¬ 
schaftlichen Verbrauch und beide können Modetollheiten natur¬ 
gemäß nicht dulden. Es waren vor dem Kriege Bestrebungen im 
Gange, den Möbelbedarf des Arbeiters durch Eigenleistung einzu¬ 
decken. Die Möbelkommission der Generalkommission der Gewerk¬ 
schaften ist Vorbild gewesen. Glaubt man, der Erfolg wäre gefördert 
worden, wenn im Wechsel der Stile heute Biedermeier und morgen 
deutsche Renaissance geschaffeni wäre? Durch Typenfabrikation 
und Einheitsstil gelang es, billig und gut herzustellen, die besten 
Künstler für die Entwürfe mit heranzuziehen. 

Die Konsumvereine haben ihrer Produktion rm Kriege manche 
Zweige angegliedert. Warum sollten sie nicht auch das Typenkleid 
des Arbeiters gleichwertig fördern können? Die Industrie ist im 
Rohstoffmangel wie aus Rücksichten rationelleren Bedarfs zur Typen¬ 
bildung vorgeschritten: Mit Interesse sollten die Arbeiter — nicht nur 
mit Hinblick auf die Gefahr des Taylorismus — diesen Entwicklungen 
heute schon entgegensehen. Es könnte sein, daß aus notgeborenem 
Anfang eine Wurzel zu organischem Bau der Volkswirtschaft sich 
gräbt: Mit Hilfe der Typen könnten Modehetze und Musterverschwen¬ 
dung brüchig werden. Hier tut Mitarbeit der arbeitenden Klasse not, 
in jedem Gewerbe, in jedem Betrieb* in jeder Industrie. Ein Mode¬ 
parlament mit Haupt- und Unterausschüssen könnte sinnvoll aus¬ 
gestalten, was freie Unternehmertätigkeit bisher brachliegen ließ. Es 
muß Betriebsabsolutismus parlamentarischem Ermessen weichen, der 


^ Kunst und Handwerk, Zeitschrift des bayr. Kunstgewerbevereins, 
1918. Heft 3: Mode und Qualität. 
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Nutzen der Allgemeinheit über dem Vorteil des einzelnen Betriebes 
stehen. Prüfung der Baustoffe, Oualitätsermittlung verarbeiteter 
Materialien, verschärfte Ueberwachung der Textilien, sie körnen uns 
«helfen, gewiß. Aber mit ihnen muß die Ueberwachung durch die Ver¬ 
braucher selbst verbunden sein. Der Kriegsausschuß für Konsumenten¬ 
interessen hat seine Tätigkeit auf Qualitätsprüfungen der „Gegen¬ 
stände des täglichen Bedarfs“ erweitert, er sollte Materialprüfungen 
aller Art miteinbeziehen. Fabrikmarken und Warenmarken, amtliche 
Eichung und Stempelung von Edelmetallen sind zu begrüßen, Unter¬ 
weisungen in Warenkunde an allen Schulen auszubauen. 

Wir wollen unseren Platz an der Sonne nach diesem Kriege. Aber 
wir wollen ihn nicht, um darin unsere Fehler anzuwärmen, die nicht 
zuletzt im Modewahnsinn vergangener Tage üppig genug ins Kraut 
geschossen sind. 


SPECTATOR: 

Das System Reinhardt. 

p\ER Zwischenfall Arno Holz gab mir den Anlaß, mich mit dem 
^ System Reinhardt zu beschäftigen. 

Der Zwischenfall ist durch die Mitteilung aus dem Bureau Reinhardts, 
daß der Brief der 35 Notabein nicht an seine Adresse kam, so wenig 
erledigt, wie das System durch die Beschbnigungsversuche des Herrn 
Kahane gerechtfertigt wird. 

Also: das Deutsche Theater lehnt es weiter ab, auch nachdem es 
auf dem Umweg über die „Glocke** von dem einmütigen Begehren 
kulturverantwortlicher Männer Kenntnis erlangt hat, „gerade ein ein¬ 
zelnes Stück“ von Arno Holz zu spielen. Als ob dieser Holz jahraus 
jahrein Dramen produzierte und es ihm ja gamicht auf ein einzelnes 
Stück ankommen könne. Dabei bedarf von dem Werk dieses eigen¬ 
willigen Dichters, der nicht auf Bestellung oder nach Konjunktur liefern 
kann — Respekt Herr Kahane 1 — gerade nur noch „Ignorabimus“ der 
Literaturförderung des Deutschen Theaters. Denn mit den Schwierig¬ 
keiten des bereits angenommenen Dramas „Sonnenfinsternis“ ist es ja 
nicht fertig geworden. Mag es sich Arno Holz daher gesagt sein 
lassen: der Erfolg kommt mit der Masse. Aber ist es nicht kläglich, 
wenn das stolze Haus Reinhardt sich hinter der Konkurrenz verkriecht 
und witzig fragt, warum denn andere Bühnen nicht diesen Holz 
spielen? 
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Wir hatten dem Deutschen Theater vorgeworfen, daß es das Theater 
der Lebenden vemachläßige. Da kommt die führende Bühne mit ihrer 
jüngsten Reklameschöpfung, dem „jungen Deutschland* in die Schranken 
gesprengt. Siegfried Jakobsohn, fast der einzige Berliner Kritiker, der 
noch Jahresbilanzen des Theaters zu ziehen versteht, hat in der „Welt¬ 
bühne* (Nr. 25) bereits dieses leere Schaugepräge auf seinen wahren 
Wert zurückgeführt. Er fragt: „Tatkräftige Erziehung der Jugend, die 
auf der Bühne ihre Fehler erkennen solle? Sorge, der Dichter des 
„Bettlers“ ist tot. Entdeckung verborgener Talente? Goerings „See¬ 
schlacht“ und Hasenclevers „Sohn“ — beide waren bereits Besitz 
der Provinz. Schutz poetischer Libertiner vor der „Tante Anastasia“, 
der bebrillten, griesgrämigen, muckerischen Zensur? „Der Besuch aus 
dem Elysium“ und der „Kain“ konnten und können jederzeit an jeder 
stehenden Bühne jedem Repertoirstück voraufgehen oder folgen“. 

„Das junge Deutschland“ erinnert nur zu sehr an Effektstücke eines 
anderen großen Regisseurs: Potemkin. Man sonnt sich im Glanze der 
Literaturförderung, man ist modern, wie man klassisch ist, man ent¬ 
führt die Jungen der Konkurrenz und macht sie gleichzeitig durch 
stille Begräbnisse unschädlich. Der übrige Betrieb aber geht inzwischen 
ungestört weiter. Das Experiment bleibt in der Retorte sitzen. 


Wir kommen zum Ausgang unserer Atacke zurück. Wir verhehlten 
unsere tiefe Enttäuschung nicht über die Richtung, die das System 
Reinhardt nun schon seit Jahren eingeschlagen hat. Dürfen wir 
Lessings Wort: „Einen elenden Dichter tadelt man gamicht, mit einem 
mittelmäßigen verfährt man gelinde, gegen einen großen ist man un¬ 
erbittlich“ noch auf Reinhardt anwenden? Vielleicht liegt der Grund 
der Enttäuschung zu sehr bei uns. Es hat sich genugsam erwiesen, 
daß Reinhardt nicht zu einem Bühnenvorkämpfer der Literatur berufen 
ist. Dazu fehlt ihm das geistige Rüstzeug. Er ist und bleibt ein ge¬ 
borener Regisseur. Seine Talente weisen ihn nicht über die Bühne 
hinaus. Hier auf diesem seinem ureigenen Gebiet hat er Wundervolles 
und Vorbildliches geleistet, aber er ist sich seiner Schranken nicht be¬ 
wußt geblieben und hat die höheren Ziele aus den Augen verloren. 
Der schnelle Erfolg hat ihn verführt, das helfende Beiwerk für die 
Hauptsache zu nehmen und sich immer mehr von den wahren Ziel¬ 
punkten jeder großen Bühnenkunst zu emanzipieren. Reinhardt ist 
heute nicht mehr blos in Gefahr, zu einem reinen Virtuosen der Regie 
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zu werden, er beginnt sich bereits an Gleichgiltiges zu verzetteln und 
über der Ausstattung alles andere zu vergessen. In der Wahl seiner 
vielen Mitarbeiter hat er keine glückliche Hand. Der kapitalistische 
Großbetrieb, den er mit seinem lockenden Namen deckt, ist längst 
über die Maße hinausgewachsen, die dem Wirken des einzelnen 
Künstlers, und wäre es selbst ein Reinhardt, gesetzt sind. In dem 
Kampfe zwischen den immanenten Tendenzen des Kapitals nach 
Massenbetrieb und Dividende und den künstlerischen Notwendigkeiten 
ist Reinhardt unterlegen. Das Zirkustheater wird ihn weiter veräußer¬ 
lichen und auf der angefangenen Bahn unaufhaltsam bis zum Ende 
treiben. Noch mag er teils billige teils gerechtfertigte Triumphe feiern, 
noch mag sein Unternehmen auf Jahre hinaus glänzende Geschäfte 
machen: die Epoche des Künstlers Reinhardt, den wir einst alle be¬ 
wunderten, geht zu Ende. 

Man kann — wie wir — mit Bedauern dieser Entwicklung entgegen¬ 
sehen; man kann sie als natürliche Konsequenz kapitalistischer Gesetze 
einfach konstatieren und den Faktor Reinhardt dabei ganz außer Rech¬ 
nung steilen. Vielleicht kann man Reinhardt und sein System auch 
als notwendigen Ausdruck einer mechanisierten Zeit nehmen, die über 
der Entwicklung der Mittel die Zwecke vergaß, jedenfalls wird die 
neue Bühnenkunst, die kommen muß, wieder Vermittlerin höherer 
Güter sein, sie wird wieder den schöpferischen wie den darstellerischen 
Menschen auf den höchsten Thron erheben, und es wird wieder heißen: 
„Im Anfang war das Wort“, das heißt der Geist, der die Materie wie 
die Technik auch im Theater sich dienstbar macht, ohne ihr Sklave 
zu werden. 


Glosse. 

Die ,,Moral** der ,,Frankfurter Zeitung**. 

I N Ihrer Nummer 141 vom 23. Mai d. J. hatte die „Frankfurter Zeitung“ 
sich in einem längeren Artikel: „Neumarxismus“ mit der „Glocke“ 
und ihrer politischen Haltung beschäftigt. Auf diesen Artikel hat unser 
verehrter Mitarbeiter, Herr Professor Plenge, in Nummer 10 der „Glocke„ 
in dem Artikel „Neumarxismus?“ geantwortet. Diese durchaus sachliche 
Erwiderung veranlaßte die „Frankfurter Zeitung“ in ihrer Nummer 158 
vom 9. Juni zu einem wütenden Angriff persönlicher Art gegen Herrn 
Professor Plenge. Ohne die Spur einer Veranlassung zog das „demo- 
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kratische“ Blatt Dinge in die Auseinandersetzung hinein, die mit ihr 
nichts, aber auch gamichts zu tun haben. Unter anderm hatte die 
„Frankfurter Zeitung“ — ausgerechnet die „Frankfurter Zeitung“ — den 
guten Geschmack, Herrn Professor Plenge vorzuhalten, daß er vor 
Jahr und Tag in einen Kampf mit dem früheren preußischen Kultus¬ 
minister verwickelt gewesen sei. 

Herr Professor Plenge sandte daraufhin der „Frankfurter Zeitung“ 
eine durchaus sachlich gehaltene Erwiderung. Und nun geschieht das 
Unglaubliche: das liberale Blatt, das die „Glocke* uad ihre Mitarbeiter 
ob ihres angeblichen Mangels an „Morar und „Ethik“ nicht genug zu 
schmähen weiß, lehnt die Anfnahme einer Antwort auf grobe An^ffe 
persönlicher Art ebenso ab wie die Znrflckweisnng sachlicher Irrtumerl 

Wir begnügen uns damit, dies Verhalten der „Frankfurter Zeitung“, 
das sidi in den Augen aller anständigen Menschen von selbst richtet, 
hiermit niedriger zu hängen. 


OSKAR WÖHRLE: 

Zu dieser Stunde. 

Zu dieser Stunde, da ich noch lebend unter Lebendigen wandle, 
denkt meiner vielleicht eine Seele, deren ich längstens vergaß. 

Eine verratene Liebe wacht auf. 

Meine erschossenen Freunde tun ab die Last, die sie deckt and sind 
Kameraden wie einst. 

Zu dieser Stunde, da ich noch lebend unter Lebendigen wandte, 
weint ein Mensch, der mir gleicht, seinem verlorenen Leben nach. 

Die Sterne sind weiter als sonst. 

. Der Himmel hat sich in Unendlichkeit gerückt. 

Die Meere rauschen totenweltlich, unheimlich stül. 


Zu dieser Stunde, da ich noch lebend unter Lebendigen wandte, 

werden vielleicht die Lose geworfen über mein Schicksal. 

■ ‘7,, *iefsten Schacht schlägt der Bergmann das Klümplein Blei los, 
und VorD..-, so«. 

wußt gebliebei 

Der schnelle tu^de vielleicht . . . 

Hauptsache zu neu 
punkten jeder große 
heute nicht mehr blos 
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DE GLOCKE 

16. Heft 20. Juli 1918 4. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 
AUGUST WINNIG: 

Vor der neuen Krisis.* 

OCH EN, wie wir sie jetzt durchleben, enthalten die 
** psychologischen Voraussetzungen für ernsthafte Friedens¬ 
gespräche. Im Osten ein Chaos, das zunächst noch immer 
chaotischer werden muß, je länger die einander feindlichen 
Einflüsse um die Vorhand ringen; teilweise embryonenhafte 
neue Staatengebilde, deren Einrichtung durch die Erwägung 
gehemmt werden muß, daß der abschließende Frieden mög¬ 
licherweise noch mancherlei ändern und rückgängig machen 
kann. Im Westen ein Stillstand der großen Operationen, 
der an sich schon ein Beweis des Gleichgewichts der Kräfte 
ist, aber jedenfalls über kurz oder lang zu neuen Kampf-, 
handlungen treibt, die man jetzt bereite durch Rüstungen 
und Abtasten der Fronten vorbereitet. An der italienischen 
Front gleichfalls ein Stillstand, der bei den schlechten 
italienischen Stellungen und nach dem Scheitern der groß- 
zügig gedachten und glücklich begonnenen österreichischen 
Offensive von recht Tanger Dauer sein kann. 

Diese ganze Lage ist einer nachdenklichen und leidend 
schaftslosen Betrachtung günstig. Beide Parteien haben die 
Erfahrung machen müssen, daß selbst die größte Waffen^ 
gewalt, die sie aufzuwenden vermochten, nicht ausreichte, um 
dem Gegner den eigenen Willen aufzuzwingen. In einer 
solchen Situation hat der Gedanke der diplomatischen Be,- 
endigung des Krieges eine besondere Schwerkraft. Leider 
ist sie offenbar noch nicht groß genug, um sich auch bei 
- > 

* Dieser Artikel war am 9. Juli, also vor der Entscheidung der letzten 
Krise geschrieben. Wir bringen ihn aber mit Vergnügen auch jetzt 
noch zum Abdruck und verweisen im übrigen auf den weiter unten 
folgenden Artikel von Lensch. 
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den Regierungen durchzusetzen. Denn daran ist nicht zu 
zweifeln, daß die leitenden Staatsmänner Frankreichs, Eng;- 
lands und Amerikas an dem Ziel des vollen triumphieienden 
Sieges heute noch genau so festhalten, wie vor sechs Mo^- 
naten. Wenn es das Ziel der deutschen Frühjahrsoffensiven 
war, die Gegner friedensbereit zu machen, so muß man 
zugeben, daß sie dies Ziel trotz der ungeheuren Anstren^n- 
gen und der großen rein militärischen Erfolge doch nicht 
erreicht haben. Ob sie ihm näher gekommen sind, kann 
natürlich niemand sagen. Sie sind es offenbar gegenüber 
Frankreich. Denn wenn auch Clemenceau noch immer mit 
der Eigensinnigkeit der Alterssemilität seine Kriegsentschlos¬ 
senheit bis zum letzten beteuert, so kann man doch nicht 
mehr übersehen, daß die Meinung des französischen Volkes 
heute weit stärker dem Gedanken des Ausgleichsfricdens 
zuneigt als noch im Frühjahr und Winter. Für diese An¬ 
nahme spricht die Kundgebung der französischen Gewerk¬ 
schaftsleitung, die ein beredter Ausdruck der Friedenssehn¬ 
sucht ist. 

Wir müssen es natürlich den Völkern der andern Seite 
< überlassen, ihrem Wollen bei den leitenden Staatsmännern 
ihres Landes Beachtung zu verschaffen. Soweit aber unser 
Land in Betracht kommt, bleibt es immer unsere Pflicht, 
der offiziellen Politik die Richtung auf den Ausgleichs^ 
frieden zu geben, der nach der Lage der Tatsachen der 
einzig mögliche Frieden ist. Von dem Gefühl dieser Pflicht 
war Scheidemanns Rede getragen. Wir hätten uns einige 
Partien dieser Rede etwas anders gewünscht, als sie der 
Zeitungsbericht uns übermittelt hat. Aber hier mag das 
stärkere Gefühl des unmittelbar Beteiligten für gewisse Un- 
aussprechlichkeiten die Wahl der Worte und des Tones 
bestimmt haben. Es ist nun einmal so, daß unsere Reichs^ 
regierung bei den außerordentlichen Entscheidungen nur ein 
Schattendasein führt. Das mußte ausgesprochen werden, weil 
es eine Wahrheit ist, die fäglich von größerer Bedeutung wird. 
Die Mehrheitsresolution vom vorigen Jahre, auf die sich 
die Regierung Hertling—Kühlmann verpflichtet hatte, ist 
für die Kreise, die in Wahrheit die auswärtige Politik machen, 
niemals maßgebend gewesen. Dutzendweise haben wir Tele¬ 
gramme aus dem Großen Hauptquartier lesen müssen, die zu 
dieser Entschließung paßten, wie die Faust aufs Auge und 
die auch so hätten wirken müssen, wenn nicht das alte Wort 
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von der deutschen Bedientenhaftigkeit, die sich vor allein 
in der Gewaltanbeftung äußert, immer noch zu recht bestände. 
Man hat diese oft sehr demonstrativen Proteste gegen den 
.Willen der Reichstagsmehrheit ruhig eingesteckt und hat 
getan, als habe das alles gar nichts zu sagen. Den Männern 
im Großen Hauptquartier ist im Grunde gar kein Vorwurf 
zu machen. Sie sind sozusagen gegen ihren Willen in diese 
rein politischen Fragen hineingezogen. Täglich legte ihnen 
die Feldpost Telegramme oder Adressen auf den Tisch, in 
denen sie um ein starkes Wort angefleht wurden — da 
ließen sie sich erweichen. 

Der Abgang Kühlmanns drückt das Siegel unter Scheide¬ 
manns R^e über diese Dinge. Nun kann cs keine Täu¬ 
schung mehr geben. Indem man Kühlmann wegschickt, rückt 
man so deutlich von der Reichstagsresolution ab, wie man 
das ohne offene Kampfansage überhaupt tun kann. Wir 
wollen diese Resolution nicht als einen Fetisch betrachten. 
Sic ist aus einer bestimmten weltpolitischen Situation heraus 
geschaffen und kann selbstverständlich nur solange als Aus¬ 
druck des Mehrheitswillens gelten, wie diese Situation vor¬ 
handen ?st. Darum müssen sich die Mehrheitsparteien darüber 
klar werden, ob die gegenwärtige weltpolitische Situation 
noch eine gleiche Politik erfordert, wie sie in dem Grunde* 
gedanken der Resolution vom 19. Juli zum Ausdruck kommt. 
Eine weniger auf Augenblicksstimmungen und mehr auf 
das Ganze der weltpolitischen Kräfteverteilung eingestellte 
Betrachtung wird zwischen Juli 1917 und Juli 1918 nicht 
solche Unterschiede sehen, die ein Abrücken von der damals 
eingeschlagenen Politik erforderten oder auch nur recht¬ 
fertigten. Auch damals war das militärische Ausscheiden 
Rußlands eine feststehende Tatsache. Heute haben wir zwar 
vertragsmäßig Frieden auf der ganzen Ostfront, aber die 
Verhältnisse sind dort auf der ganzen Linie noch so un¬ 
geklärt, daß sie einen beträchtlichen Teil unserer militäri¬ 
schen Kräfte erfordern. Noch sind die eroberten Gebiete 
besetzt, noch erfordern die deutschen Interessen militärische 
Tätigkeit in der Ukraina, und was im Don- und Kaukasus¬ 
gebiet vorgeht, was sich an der Murmanküste abspielt — 
von den entfernteren Gebieten ganz zu schweigen —, erlaubt 
uns. noch lange nicht, von einem wirklichen Ende der mili¬ 
tärischen Aktionen im Osten zu sprechen. 
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Ini Westen haben die deutschen Armeen ihre Stellungen 
weit vorgeschoben und den Gegnern viele Gefangene und 
große Mengen Kriegsmaterial abgenonimen. Aber eine grund¬ 
sätzliche Umkehrung der strategischen Verhältnisse ist nicht 
eingetreten. Die neue Front eröffnet Ausblicke auf bedeut¬ 
same Möglichkeiten, die aber eben nur Möglichkeiten sind. 
Diesen unzweifelhaften Gewinnen steht die Tatsache gegen¬ 
über, daß die von Amerika herübergeschaffte Truppenmasse 
von Woche zu Woche wächst. Alles dies in gehörige Be¬ 
trachtung gezogen, werden wir zwar immer noch das Recht 
haben, von einer wesentlichen Verbesserung der Li^e im 
Westen zu sprechen, ober trotzdem* ist es bei dem Gleich^ 
gewücht der dort ringenden Mächte geblieben. Man darf 
auch niclit vergessen, die Lage unserer Verbündeten in Be¬ 
tracht zu ziehen. Die Nahrungsmittelkrisis in Oesterreich 
wird in ihrer heutigen Schwere wieder vorübergehen. Aber 
sie ist nicht das Einzige, was die Verhältnisse dort sehr ernst 
erscheinen läßt. Daß auch die Feinde manche große Not 
im Lande haben, ist gewiß. Auch in Frankreich geht de»* 
Hunger um, in England sieht sich die Industrie infolge 
drückenden Rohstoffmangels zu Feierschichten gezwungen, 
in Italien ist die Not der Massen nur vorübergehend ge^ 
bannt. Das alles ist richtig. Und doch gestattet es uns 
nicht, die Bereitschaft zu einem Ausgleichsfrieden aufzugeben 
und den Gewaltfrieden als unser Kriegsziel zu proklamieren. 
Gerade die Gegenwart hätte ein nachdrückliches Bekenntnis 
zu solcher Bereitschaft gefordert. Man spricht von besonde¬ 
ren psychologischen Momenten, die dem Friedensgedanken 
zuhilfekommen müssen. Diese Wochen hatten eine welt¬ 
politische Situation, die einer geschickten Friedensoffensive 
bessere Aussichten bot, als je eine Situation in oer Ver¬ 
gangenheit. Herr v. Kühlmann mag das empfunden haben, 
.in diesem Empfinden hielt er jene Rede, die den Gewalt¬ 
politikern das Signal zu einem wütenden Sturmlauf war. 
Er ist ihnen erlegen. 

Damit ist für die Mehrheitsparteien, wenn cs ihnen mit 
ihrer Entschließung vom Juli des vorigen Jahres überhaupt 
Emst war, ein zwingender Anlaß zur Nachprüfung ihres 
Verhältnisses zur offiziellen Reichspolitik gegeben. Die Lage 
ist so klar, daß sie nicht verkannt werden kann. Die Militär¬ 
partei oder wie man den Kreis der in Wirklichkeit Regier 
renden immer nennen mag, hat rücksichtslos den Schleier 
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von den Dingen gezogen. Die schöne Einbildung, daß der 
Reichstag in außenpolitischen Fragen etwas zu sagen, daß 
er gar die Führung in der Außenpolitik habe, ist nun zerstört. 
Es ist ein Zustand offenbart, der in keinem der feindlichen 
Länder besteht und bestehen könnte. Dabei ist auch der 
fromme .Glaube, daß ^vir jetzt in Deutschland so etwas wie ein 
parlamentarisches Recht bei der Besetzung der höchsten 
Regierungsämter hätten, in Scherben gegangen. 

Diese Entwicklung ist dem Fortschritt des Friedensgedan^ 
kens sehr abträglich, zur Herausarbeitung und Sichtbar¬ 
machung der innerpolitischen Aufgaben aber kann gar nichts 
wirkungsvoller beitragen, wie dieser Schlag. Seit den Fort¬ 
schritten der Demokratie im vorigen Herbst hat die Reaktion 
unausgesetzt und mit Erfolg an der Zurückgewinnung des 
verlorenen Bodens gearbeitet. Die deutsche Demokratie steht 
jetzt wieder da, wo jsie vordem; immer gestanden hat; sie muß, 
um im Stil der Heeresberichte zu sprechen, eine neue EntH 
Scheidung suchen. Aber sie braucht sie nicht zu suchen — 
die brutale Wirklichkeit drängt sie ihr auf und läßt ihr 
keine Wahl. 


Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Kühlmanns Ende. 

Berlin, 14. Juli 1Q18. 

1-lERR von Kühlmann ist gegangen und sein Rücktritt hat 
* * die ernsteste Krisis herbeigeführt, die das Ministerium 
Hertling bisher zu überstehen hatte. Es war weniger der 
Rücktritt selber, der diese Krisis herbeiführte, als vielmehr 
die Form, unter der er sich vollzog. Wir haben kein Hehl 
daraus gemacht, daß wir Kühlmanns berufene Rede im 
Reichstage für kein Meisterstück hielten, und das Haupt¬ 
motiv, um dessentwillen wir sein Verbleiben im Amte zu¬ 
nächst noch für wünschenswert ansahen, war, daß sein Sturz 
einen Sieg der Annektionspolitiker und Kriegsverlängerer 
darstellen könnte. Der Reichskanzler hat nun durch die 
Erklärung über Belgien, die er am Freitag in der Kommission 
abgab, den Annektionsfreunden das Hauptstück ihrer Agi¬ 
tation entzogen und sich, woran freilich niemals ein Zweifel 
war, für die volle staatliche Wiederherstellung und Un^- 
abhängigkeit Belgiens festgelegt. Wir legen Wert auf die 
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des Marxismus hängen innig zusammen und sind heute das 
größte Hemmnis für die Erfüllung der großen Aufgaben, die 
dem Marxschen Denken gestellt sind, und an anderer Stelle 
ein Wort Renners, das wie auf den „Vorwärts** unter Leip 
tung seines Landsmannes Stampfer geprägt zu sein schien: 
in jüngster Zeit hört man Sozialisten wieder argumentieren 
wie Altliberale und deklamieren wie Altdemokraten, wobei 
solcherlei Abirrung sogar als rechter Marxismus ausgegeben 
wind! So behandelte der „Vorwärts** die letzte schwere 
Krisis völlig vom Standpunkt der Massenagitation, sprach 
davon, daß im Ausland der Kriegsfanatismus lediglich Fas¬ 
sade sei, in Wahrheit sei man friedliebend, und stellte 
die Situation so dar, als ob für die Sozialdemokratie die 
Ablehnung der Kriegskredite die selbstverständlichste Sache 
von der (Welt sei. Die spätere Annahme der Kredite durch die 
Fraktion muß natürlich bei einer derartigen Behandlung der 
Dinge den Massen der Partei völlig unbegreiflich sein, wobei 
noch hinzukommt, daß Stampfer durch seine Korrespondenz 
auch den größten Teil der Provinzpresse beeinflußt, und 
daß er sich hier in seiner banal demagogischen Auffassung 
der Kriegsprobleme noch weniger Schranken auferlegt wie 
im „Vorwärts**. Die Provinzpresse ist natürlich genau so 
wie die übrige üeffentlichkeit geneigt, anzunehmen, daß 
in einer derartigen schwierigen Situation das Zentralorgan 
der Partei nichts schreiben wird, was nicht im Einverständr 
nis mit dem Partei Vorstand steht. Davon ist aber keine 
Rede. Der „Vorwärts'* ist, was die politische Auffassung 
der wichtigsten Situationen angeht, zum größten Teil ledig¬ 
lich das Privatorgan Stampfers, der VorsSna hat sich leider 
nicht den politischen Einfluß auf das maßgebende Partei¬ 
organ gesichert, der absolut notwendig ist, soll die Partei 
nicht schweren Schaden leiden. Das kam in der letzten 
Sitzung der Reichstagsfraktion zum elementaren Ausbruch 
und erfreulicher Weise war es der Vorstand selber, der 
unter lebhafter Zustimmung der gesamten Fraktion die Hal¬ 
tung des „Vorwärts" als „verhängnisvoll" und „gefährlich" 
für die Partei bezeichnete und Besserung in Aussicht stellte. 
Wir begrüßen das aus vollem Herzen und können darauf 
hinweisen, daß wir schon seit langer Zeit auf die Verhängnis*- 
volle Entwicklung hingewiesen haben, die die Dinge im 
„Vorwärts** wäh.end der Kriegszeit eingeschlagen. Hier war 
durch den erzwungenen Redaktionswechsel im Jahre 1916 
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wohl eine Aenderung aber keine Besserung eingetreten. 

Die Ermordung des deutschen Gesandten in Moskau durch 
die Sozialrevolutionäre ist ein Zeichen, wie wenig bisher 
der Frieden von Brest eine Beruhigung der Verhältnisse 
herbeizuführen vermocht hat. Vielleicht führt die Tat zu 
Konsequenzen, entgegengesetzt den Absichten ihrer Urheber. 
Die Entente, die durch die Mordtat einen neuen Krieg 
zwischen Deutschen und Russen anzufachen sich bemüht hat, 
wird wohl noch erleben, daß gerade diese Tat eine nähere 
Verbindung zwischen dem Deutschen Reich und den Ver¬ 
tretern der russischen Revolution herbeiführt. Die Geschäf- 
^ tigkeit, mit der besonders England allenthalben die Reaktion 
in Rußland wieder zu kräftigen sucht, sein Festsetzen an der 
Murmanküste, seine systematische Unterstützung und Lei¬ 
tung der Tschechoslowaken, dieser Sprengkolonne der Reak¬ 
tion, in Ostrußland und Sibirien, sind ganz dazu angetan, 
das deutsch-russische Verhältnis zu bessern und einer Ver¬ 
ständigung näherzubringen. Hier spinnt sich eine Entwick¬ 
lung an, bei deren geschickter Ausnutzung Herr von Hintze, 
der neue Staatssekretär des Auswärtigen, zeigen kann, ob 
er mit Recht den Ruf genießt, ein Kenner Rußlands zu sein. 


RUDOLF .WISSEL, M. d. R.: 

Das sozialpolitische Ergebnis 

der letzten Reichstagstagung. 

pS ist nicht gerade überwältigend, was als sozialpolitisches 
^ Ergebnis aus den Beratungen des diesmal so lange ver¬ 
sammelt gewesenen Reichstages hervorgegangen ist. Wenn 
man allerdings die sozialpolitische Fürsorge, zu der der 
Reichstag sich aufgeschwungen hat, an der Zahl und Länge 
der angenommenen Resolutionen und Beschlüsse messen 
könnte, müßte man zu dem Ergebnis kommen, daß der 
Reichstag eine Riesenarbeit geleistet habe. Aber leider ist 
es ja mit den Entschließungen allein nicht getan; sie müssen 
auch ausgeführt werden. Die Ausführung liegt bei der 
Regierung. Da muß man leider sagen, daß sich die Hoffnun¬ 
gen, die sich an die Uebernahmeder Leitung des für die Sozial!- 
Politik so wichtigen Reichswirtschaftsamtes durch den Straß¬ 
burger Oberbürgermeister Schwander knüpften, als ver- 
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früht erwiesen haben. Dr. Schwander hat sein Amt nieder- 
gelegt. Der an seine Stelle getretene Freiherr v. Stein 
hat oisher noch nicht den Beweis erbracht, daß er auf 
dem Gebiete der Sozialpolitik führend Vorgehen wolle. Im 
Gegenteil: die Art und Weise, in der die Regierung die 
Arbeitskammervorlage zu gestalten versucht hat und noch 
versucht, zeigt, daß im Reichsw.irtschaftsamte ein recht böser 
bureaukratischer Geist herrscht. Der Unterstaatssekretär 
Caspar, dem die Sozialpolitik im besonderen unterstellt ist, 
hat ein Bedenken über das andere, so daß er geradezu aus 
lauter Bedenken zusammengesetzt erscheint. Auch die Be¬ 
rufung eines auf dem GeSete der Sozialpolitik besonders 
tätigen Parlamentariers — des Abg. Giesberts — als sozial¬ 
politischen Berater des Reichswirtschaftsamtes hat die ge¬ 
wünschte und erhoffte Wirkung noch nicht gehabt. Es 
scheinen sich seiner Tätigkeit doch recht viele Schwierigkeiten 
entgegenzustellen. Jedenfalls ist von einem neuen, frischen, 
kühn wagenden Geiste in der obersten sozialpolitischen Ber 
hörde des Reiches noch nichts zu spüren. — 

Die Regierung hat die seiner Zeit gegebenen Versprechun- 
- gen, den § 153 der Gewerbeordnung zur Aufhebung zu 
bringen und der Arbeiterschaft eine öffentlich-rechtliche Inter¬ 
essenvertretung zu schaffen, eingelöst oder den Versuch dazu 
gemacht. § 153 G.-O. Ist aufgehoben und ein Arbeits¬ 

kamme rgesetzentwurf dem Reichstag zugegangen. 

Uneingeschränkt ist die Aufhebung des § 153 G.-O. zu 
begrüßen. Die Ausnahmestellung, in die die Arbeiterschaft 
durch seine Vorschrift gebracht worden war, ist nun endlich 
beseitigt worden. Es kann nun nicht mehr Vorkommen, daß 
wegen einer unbedeutenden, aus Anlaß eines wirtschaftlichen 
Kampfes geschehenen formalen Beleidigung, um die sich im 
sonstigen Leben kein Staatsanwalt geküpimert hätte oder 
daß wegen einer sonst gar nicht strafbaren Drohung eine 
Offizialanklage erhoben wird. Richtete sich der § 153 
auch formell sowohl gegen die Arbeitgeber wie gegen die 
Arbeiter, so wurde er doch nur gegen die Arbeiter an;- 
gewendet. Mit Urteilen aus § 153 ist es nunmehr vorbei. 
Damit ist jedoch keineswegs die rechtliche Grundlage des 

f ewerkschaftlichen Kampfes befriedigend geworden. 

in wirkliches Koalitionsrecht fehlt noch immer. Und noch 
immer schwebt das Damoklesschwert des berüchtigten Er¬ 
presserparagraphen (§ 253 des Strafgesetzbuches) über dem 
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Arbeiter, der durch die Androhung’ eines Streiks oder eines 
sonstigen wirtschaftlichen Kampfmittels seine und seiner 
Mitarbeiter wirtschaftliche Lage zu verbessern sucht. .Wer es 
unternimmt, durch eine solche Androhung einen Arbeitgeber 
zur Bewilligung einer erhobenen Lohnforderung geneigt zu 
machen, ist nach wie vor nach der Rechtsprechung des Reichs*- 
gerichts ein ehrloser Erpresser. Er fordert etwas, worauf 
er keinen rechtlichen Anspruch hat. Sein Tun richtet sich 
darauf „sich oder einem dritten einen rechtswidrigen Ver¬ 
mögensvorteil zu verschaffen**. Rechtswidrig ist nämlich 
nach der Rechtsprechung jeder Vermögens vorteil, auf den 
der ihn Erlangende keinen rechtlichen, eventuell im Wege 
der Klage zu erreichenden Anspruch hat. Die Unmöglichkeit 
einer solchen Lehre hat schon vielfach zu dem femühen 
Anlaß gegeben, den Begriff des rechtswidrigen Vermögens^ 
Vorteils sachgemäß zu begrenzen. Das Reichsgericht ist, 
soweit das Strafrecht in Betracht kommt, bei seiner Auf¬ 
fassung stehen geblieben. Es ist ja etwas ganz Wider¬ 
sinniges, die Androhung eines Streiks — eines erlaubten 
Kampfmittels — zu bestrafen, die Anwendung dieses Kampf¬ 
mittels jedoch nicht. Dabei liegt in der Anwendung natur¬ 
gemäß auch die Drohung mit der Fortsetzung bis zur Er¬ 
reichung des Zieles. Konsequenterweise müßte daher auch 
die Anwendung genau iso bestraft werden', wie die Androhung. 
Begreiflicherweise ist diese Konsequenz nicht gezogen wor¬ 
den. Das zeigt die Unhaltbarkeit der Grundanschauung, aus 
der heraus der Erpresserparagraph im wirtschaftlichen 
Kampfe angewendet worden ist. 

Mit diesem einen Hinweis soll dargetan sein, wie weit 
wir auch noch heute von einem wirklichen Koalitionsrecht 
entfernt sind. Die Aufhebung des § 153 G.-O. hat es 
noch nicht geschaffen, sondern nur eines der vielen Dornen- 
gestrüppe beseitigt, mit denen der wirtschaftliche Kampf 
um bessere Lohn- und Arbeitsbedingungen für die Arbeiter 
umgeben war. Deshalb, aber nur deshalb, ist die Aufhebung 
des § 153 zu begrüßen. 

Die dem Reichstag zugegangene Arbeitskammervorlage ist 
noch nicht aus der sie beratenden Kommission herausgekoml- 
men. Das liegt wahrlich nicht an dem Arbeitseifer der 
Kommission. Wenn irgend jemand praktische Arbeit leisten 
wollte, dann die Kommissionsniitglieder. Mit einer Beharr¬ 
lichkeit, die einer besseren Sache würdig gewesen wäre, 
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hat sich die Regierung ^gen die Wünsche der Komm iss ions- 
mitglieder gestemmt. Erst in der 6. Sitzung konnte zur 
Abstimmung geschritten werden,#ob die Kammern auf sach¬ 
licher oder territorialer Grundlage errichtet werden sollten. 
Als sich die Kommission in Uebereinstimmung mit den 
Wünschen aller Gruppen der Arbeitnehmer für territoriale 
Kammern entschied, erklärte die Regierung, diese Grundlage 
der Kammern sei für sie unannehmbar. Das führte zunächst 
zu einer Unterbrechung der Kommissionsberatungen. Auch 
nach ihrer Wiederaufnahme hat sich die Spannung 
nicht gelöst. Sie scheint sogar noch schärfer geworden 
zu sein, da die Kommission auch in einigen anderen Punkten 
von den Wünschen der Regierung abwich. So einmal mit 
der Schaffung besonderer Arbeitnehmerabteilungen innerhalb 
der Gesamtarbeitskammer und dann in der Einbeziehung 
der Seeleute und der Landarbeiter in den Geltungsbereich 
der Kammern. Die Arbeitnehmervertreter der Kommission 
sind sich darüber klar, daß man kein Gesetz schaffen darf, 
nur damit einige weitere Paragraphen auf dem Papier stehen. 
Den Paragraphen muß auch Inhalt gegeben werden. Es hat 
den Anschein, daß die Regierung sich durch das Arbeits¬ 
kammergesetz ein Schirmdach schaffen will, für den Fall, 
daß irgendwie oder -wo einmal da draußen ein drohendes 
Gewitter aufsteigt. 

Alle diese Punkte lassen also das Schicksal der Arbeits¬ 
kammervorlage sehr ungewiß erscheinen. Kommt die Ver¬ 
wirklichung dieses Stückes ihres innerpolitischen Programms 
nicht zustande, so hat die Regierung dafür die volle Ver¬ 
antwortung zu tragen. Bei der Erregung der arbeitenden 
Massen über die Ernährung, über das Wahlrecht usw. ist 
ein recht gewagtes Spiel, das die Regierung spielt. 

Einem wichtigen Bestandteile des gewaltigen Problems 
der BevölkerungsPolitik hat der Reichstag eine lange, ein¬ 
stimmig gefaßte Resolution gewidmet, der Wohnungsfrage. 
Die Wohnungsfrage pocht so laut und drohend ans Tor der 
Zeit, daß sich keiner mehr taubzustellen vermag. Schon heute 
handelt es sich hier um eine Not im wahrsten Sinne des 
Wortes. Wir hatten schon bisher ein Wohnungselend, das 
der sittlichen und physischen Volksgesundheit die aller¬ 
schwersten Wunden schlug. Und wir gehen einer noch viel 
schlimmeren Zeit auf diesem Gebiete entgegen. Wie Essen 
und Trinken und Bekleidung ist die Wohnung ein allen ge- 
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meinsames Bedürfnis. Fürs Essen und Trinken sorgt der 
Staat recht und schlecht, zumeist recht schlecht. Hinsicht^ 
lieh der Bekleidung sucht er zu strecken und zu verteilen, 
so gut er es vermag. Ob seine Maßnahmen tatsächlich gut 
sind, sei hier auch nicht erörtert. Um die Wohnung hat die 
Regierung sich bisher sehr wenig gekümmert. Eine Ver¬ 
ordnung zum Schutze der Mieter ist ergangen. Im Schoße 
der Regierungen, der Gemeindevertretungen und der öffent¬ 
lichen und privaten Korperationen ist und wird die Wohr 
nungsfrage oeraten. Das Ergebnis dieser Beratungen kann 
man in dem Satze zusammenfassen: Die Erkenntnis ist 
allgemein, daß die Beschaffung von Wohnungen aus dem 
Bereiche der Aufgaben der öffentlichen Gewalten nicht mehr 
auszuschalten ist. Darüber besteht keine Meinungsverschie¬ 
denheit mehr. Wie aber diese Aufgabe erfüllen? 

In Preußen ist durch Gesetz vom 28. März 1918 der 
Staatsregierung zur Förderung der gemeinnützigen Bau¬ 
tätigkeit ein wtrag von 20 Millionen, zur Verfügung ge¬ 
stellt worden, der zur Beteiligung des Staates mit Stammj- 
einlagen bei g:emeinnützigen Bauvereinigungen zu verwenden 
ist. Durch ein weiteres Gesetz vom gleichen Tage über 
die staatliche Verbürgung 2. Hypotheken ist der Finanz¬ 
minister ermächtigt, zwed<s Förderung der Herstellung ge¬ 
sunder Kleinwohnungen die Bürgschaft für die 2. Hypo¬ 
theken namens des Staates zu übernehmen. Die Hypotheken 
müssen von anderer Seite an gemeinnützige Bauvereinigungen 
und Stiftungen unter Ausschluß der Künidigung auf die 
Dauer von mindestens 10 Jahren gewährt sein. Die Dar¬ 
lehen sollen 90 Prozent der Selbstkosten nicht übersteigen. 
Nur in Ausnahmefällen dürfen sie den ganzen Betrag er¬ 
reichen. Sie sind mit 1 1/2 Prozent zu tilgen. 10 Millioi- 
nen werden zur Verfügung gestellt. — In', anderen Bundes¬ 
staaten ist ähnliches beschlossen. Ein Tropfen’ auf heißem 
Steine! 

Der Reichstag forderte entsprechend der ihm von seinem 
Ausschüsse für das Wohnungswesen vorgelegten, weit in 
Einzelheiten eingehenden: EnSchließung ein Vorgehen des 
Reiches, als Anfang einer umfassenden positiven Reform¬ 
politik des Reiches. In der Erkenntnis, daß auf privat» 
wirtschaftlicher Grundlage allein eine Neubautätigkeit wegen 
der Baustoff Verteuerung und der anderweitigen starken In¬ 
anspruchnahme des Kapitalmarktes während der Uebergangs- 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




Das sozialpolitische Ergebnis der letzten Reichstagstagung. 4Q7 

zeit unmöglich erscheint, sollen 500 Millionen aus Reichs¬ 
mitteln zur Gewährung von Bauzuschüssen und billigen Dar¬ 
lehen, sowie zur Bildung eines Bürgschaftsfonds bereitgesteJlt 
werden. Bundesstaaten und Gemeinden sollen sich min¬ 
destens im gleichen Umfange wie das Reich an der Aufv 
bringung von Mitteln für die * Neubautätigkeit beteiligenv die' 
Versicherungsträger, sowie die öffentlichen Sparkassen ihre 
verfügbaren Bestände möglichst in Darlehen auf Kleine 
wohnungsbauten zu mäßigem Zinsfuß anjegen. Die Bau¬ 
stoffindustrie soll baldmöglichst wieder in Betrieb gesetzt 
werden. Luxusbauten sind bis auf weiteres ganz zurück¬ 
zustellen. Die weiteren Einzelheiten können hier übergangen 
werden. Der Staatssekretär des Reichswirtschaftsamtes stellte 
sich grundsätzlich auf den Boden dieser Entschließung, nach¬ 
dem der Vizekanzler v. Payer am 5. Februar 1918 schon die 
Zustimmung der Reichsleitung erklärt hatte, den zur Rege¬ 
lung der Wohnungsfrage Nächstbeteiligten, den Gemeinden 
und Einzelstaaten, nicht bloß ihre organisatorische Hilfe 
zuteil werden zu lassen, sondern sie auch finanziell zu 
unterstützen. 

Hoffentlich werden die vielen Hemmungsfaktoren für die 
rasche weitgreifende Erstellung neuer Kleinwohnungen bald 
überwunden. 

Die Fragen des Arbeiterschutzes waren bei der. Beratung 
des Haushalts des Reichswirtschaftsamtes Gegenstand ein¬ 
gehender Erörtern^. Im vollen Umfange wurde das weite 
Gebiet all der hier einschlägigen Fragen erörtert. Den 
vielen, leider nur Zli berechtigten, vorgebrachten Wünschen 
stellte sich die Regierung in Einzelheiten entgegenkommend, 
im allgemeinen jedoch at^ehnend gegenüber. Die Notwendig¬ 
keit, den Betriebsgefahren entgegenzuwirken, erkannte sie 
an und sie gab b^annf!, daß sie schon! Mitte 1917 an die 
Heeresverwaltung herangetreten sei, damit die Gewerbe¬ 
aufsichtsbeamten und die Aufsichtsbeamten der Berufs¬ 
genossenschaften soweit wie irgend möglich aus dem Heeres¬ 
dienste entlassen werden. Auch von einem Eingehen der 
Heeresverwaltung auf diese Wünsche wurde berichtet. Das 
ist aber auch alles. Ein Wiederinkrafttreten der außer Wir¬ 
kung gesetzten Arbeiterschutzvorschriften ist leider nicht er¬ 
reicht worden, geschweige denn ihr Ausbau. Die bürger¬ 
lichen Parteien verkrochen sich hinter den angeblichen Kriegs¬ 
notwendigkeiten. 
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Aehnlich wie für das Gebiet des Arbeiterschutzes ge¬ 
staltete sich die Sachlage bei den beim, gleichen Haushalt 
erörterten Fragen der Arbeiterversicherung. Gleichstellung 
der Berufskrankheiten mit den Betriebsunfällen, Erhöhung 
der Versicherungsgrenze und des für die Rentenbemessung 
vollanrechnungsfähigen Teiles des Jahresarbeitsverdienstes, 
Ausgestaltung der Teuerungszulagen für die Rentenempfän¬ 
ger, Ausmerzung der vielen sich namentlich durch die Kriegs¬ 
wirkungen zeigenden Mängel und Lücken der Versicherungs^ 
gesetzgebung war das Ziel der eingebrachten Anträge und 
vorgebrachten .Wünsche. Die Antwort der Regierung* ging 
dahin, daß ihr die Härten bei der Durchführung der sozialen 
Versicherungsgesetze bekannt seien und sie Wege suche, um 
weitherzig und ohne juristischen Formalismus diese Härten 
zu mildem. Ihr wunde zugerufen, sie finde nur keine. So 
isFs in der Tat. Eine recht unerfreuliche Tatsache. Hofl- 
fentlich eröffnen sich ihr durch die angenommenen Resoluf 
tionen diese Wege. 

Ein Verlangen d« Reichstages erscheint für die zukünftige 
Gestaltung der Sozialpolitik von wesentlicher Bedeutung. 
E" will einmal die Bemfung eines ständigen Beirats aus 
Vertretern der Arbei^eber und Arbeitnehmer unter Zu¬ 
ziehung von sozialpolitischen Sachverständigen zur Beratung 
sozialpolitischer Fragen auf dem Gebiete der Gesetzgebung 
und Verwaltung, insl^sondere auch der Uebergangswirtechaft, 
und ferner die unverzügliche Errichtung eines besonderen 
ständigen Ausschusses zur Vorberatung der Fragen: der Sozial¬ 
politik, soweit sie die Arbeiter und Arfgesteilten betreffen. 

Ein großes Gebiet sozialer Fürsorge wurde beim All¬ 
gemeinen Pensionsfonds besprochen und behandelt: Die 
Fürsorge für die beschädigten Kriegsteilnehmer. Das Kapital¬ 
abfindungsgesetz ist auf Offiziere und auf die 'Äilnehmer 
früherer Kriege ausgedehnt worden. Offiziell wurde dem 
Reichstag mitgeteilt, daß Novellen zu den Versorgungs*- 
gesetzen von der Militärverwaltung fertiggestellt seien und 
neue Beratungen mit den zivilen Behörden, Reichsschatz¬ 
amt, Reichsamt des Innern, Reichswirtschaftsamt usw. ge¬ 
pflogen wurden. Sie dauern hoffentlich nicht über den 
Sommer an, so daß im Herbst der Reichstag selbst an die 
Beratung dieser Gesetze gehen kann. Weiter wurde auch 
die Absicht der Militärverwaltung bekanntgegeben, unab¬ 
hängig vom Zeitpunkt der Fertigstellung und Einbringung 
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der Novellen vom 1. Juli ab Zuschläge zu den Pensionen und 
Renten zu gewähren. Der 1. Juli ist nun schon verstrichen, 
ohne daß bekanntgeworden wäre, daß diese Absicht nun auch 
ausgeführt wird; hoffentlich machen sich hier nicht noch 
Hemmnisse bemerkbar. Die allseitige Zustimmung, die der 
Vorsitzende des Reichsausschusses der Kriegsbeschädigten¬ 
fürsorge im Reichstage erhielt, als er meinte, die Mittel für 
die unmittelbaren Opfer des Krieges müßten unter allen Um¬ 
ständen aufgebracht werden und jeder werde die daraus 
erwachsenden Steuerlasten freudig gutheißen, zeigt der 
Reichsregierung, daß es lediglich von ihr abhängt, daß der 
.Weg durchgreifender Hilfe für die Kriegsopfer schnell be¬ 
schriften wird. 

Wie schon früher, wurde auch die Frage einer gesetzlichen 
Regelung der bürgerlichen Kriegsbeschädigtenfürsorge .wieder 
angeschnitten. Den Organen dieser Fürsorge fehlt der 
Rechtsboden, jpm auch eigene Initiative zu entwickeln. Heute ist 
es so, daß diese Fürsorge etwa in einem Drittel des Reichs¬ 
gebiets wirkliche Arbeit leistet, im zweiten Drittel nur recht 
ungenügend arbeitet und im letzten Drittel nur auf dem 
Papier steht. Das ist ein recht hartes, aber leider nur zu 
sehr zutreffendes Urteil. Daß es so ist, liegt an dem Fehle^i 
einer gesetzlichen Regelung. 

Wo die Arbeiterschaft in der Kriegsbeschädigtenfürsoge 
wirklich mitarbeiten will, stellen sich ihr an manchen unteren 
amtlichen Stellen unüberwindliche Schwierigkeiten entgegen. 
Von unserer Seite ist gefordert worden, den Vorsitzenden 
des Reichsausschusses zum Reichskommissar für die Kriegs¬ 
beschädigtenfürsorge zu bestellen', damit er auch über An¬ 
ordnungsgewalt verfügt und auf die amtlichen Organe einen 
bestimmten Einfluß ausüben kann. — 

Wohin wir auch den Blick lenken, überall fehlf s. Das liegt 
am Können der Regierung und am Wollen des Reichstags. 
■BB^BBBaSBBasaB^SaBSSSaBBBBSSBBSSBBBBaSI 

ERICH KUTTNER: 

Gründungsfieber 

in der Kriegsbeschädigtenbewegung. 

A LS wir vor einiger Zeit an dieser Stelle (Nr. 48 des vorigen 
^ Jahrgangs) eine erste Darstellung über den bisherigen 
Ablaut der Kriegsteilnehmer- und Kriegsbeschädigtenbewe- 
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gung gaben, taten wir dies mit einer gewissen Scheu in 
dem Bewußtsein, daß es sich hier um eine noch völlig im 
Gärungsprozeß begriffene Bewegung handelte, die noch von 
heute auf morgen große Veränderungen ihres Aussehens er¬ 
fahren konnte. Wir haben denn auch mehrfach darauf hin¬ 
gewiesen, daß wir ein Werdendes, nicht ein Abgeschlossenes 
zu schildern versuchten, und daß unsere positiven Angaben 
dementsprechend aufzufassen seien. 

Dennoch ist es unserer Darstellung geglückt, wenigstens 
eine ziemlich scharf abgegrenzte erste Phase der Entwicklung 
zu umreißen, die man vielleicWt als die Zeit der spontanen 
Organisationsbildung bezeichnen kann. In ihr ist das trei¬ 
bende Moment das mit elementarer Macht hervorbrechende 
Bedürfnis der Beteiligten selber nach festem Zusammenr 
schluß. Wie jeder neuen Bewegung, so ist auch dieser 
im Anfang alles feindlich, sie muß sich gleichermaßen durch¬ 
setzen gegen den Widerstand der Behörden wie der wirt¬ 
schaftlichen Verbände, namentlich auch gegen die offene 
Feindseligkeit der bisherigen Organe der Kriegsbeschädigten¬ 
fürsorge, die ihr mit dem Bannwort „überflüssig — unschäd¬ 
lich“ entgegentreten. Aber all das bleibt wirkungslos, weil 
von den Massen der Kriegsbeschädigten selber die Noh? 
Wendigkeit der neuen Organisation ohne weiteres begriffen 
wird. Die Bewegung schlägt Wurzel, breitet sich mit Ge¬ 
schwindigkeit aus, überall findet sie eine feste und sichere 
Stütze in dem schier überströmenden Eifer der ehemaligen 
Feldgrauen. So verschieden ihre ersten bedeutenden Kristallif 
sationspunkte v— Essener Verband und Reichsbund der Kriegs¬ 
beschädigten und ehemaligen Kri^steilnehmer — auch sind, 
so sehr auch bei dem gelblichen &sener Verband das Groß*- 
kapital seinen Finger im Spiel hat, beide Bewegungen sind 
doch getragen von dem spontanen Willen der Kriegsbeschä¬ 
digten zum Zusammenschluß. Namentlich der Reichsbund, 
der im ersten Jahre seines Bestehens von zwei Dutzend MitV 
gliedern auf über dreißigtausend Mitglieder in dreihundert 
Ortsgruppen wächst und damit die älteren Organisationen 
weit überflügelt^ kennzeichnet die Energie des Willens. 


* Unsere schon in dem vorigen Artikel ausgesprochene Vermutung, 
daß die Zahlenangaben der Essener reklamehafte Uebertreibungen sind, 
stellt sich auf Grund unserer Informationen als durchaus begründet 
heraus. 
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Mit der Masse stellt sich auch die Anziehungskraft ein. 
Die in unserem ersten Artikel vorhergesagte Aufsaugung rein 
lokaler oder provinzieller Vereinsbildungen nimmt den err 
warteten Fortgang. Auch hier bildet der Reichsbund das 
Zentrum der Oravitatjon. Schon vor seinerCiWeimarer Bundes!- 
tagung (Ostern 1918) glückte ihm die Verschmelzung mit 
einer provinziellen westfälischen Bewegung, die ihre Stützl- 
punkte in Bielefeld und Herford hatte. Auf dem Bundesf 
tage selber vollzogen zwei weitere, provinziell abgegrenzte 
Organisationsgebilde ihren Anschluß an den Bund; das eine 
im äußersten Norden des Reiches, in der Provinz Schleswig^- 
Holstein seßhaft mit den Hauptorten Kiel, Flensburg, Rends.- 
burg, die andere im äußersten Süden, am Bodensee wurzelnd 
mit dem Vorort Friedrichshafen. Dagegen ist die gleichfalls 
in .Weimar geplante Verschmelzung mit dem Hamburger 
Bund nicht geglückt. Die ^Tagung selbst ließ zwar ein anderes 
Resultat erwarten, aber im Hamburger Bund vollzog sich 
nachträglich eine Schwenkung, die me Weimarer Resultate 
über den Haufen warf. Immerhin sind beträchtliche Teile 
des Hamburger Bundes immer noch fest von der Notwendig!- 
keit der Einigung durchdrungen und haben für den Fall 
definitiven Scheiterns der Verhandlungen den Üebertritt zum 
Reichsbund auf eigene Faust angekündigt. 

Soweit haben sich die in unserem ersten Artikel ange^ 
kündigten Konzentrationstendenzen fortentwickelt. Aber nun 
setzte auch sofort die zweite Phase ein, eine Periode neuer 
Zersplitterung, des wildesten Gründungsfiebers. Was alle 
Vernunfts- und Ueberzeugungsgründe nicht vermocht hatten, 
das bewirkte mit einem Schlage die Tatsache des unge-- 
ahnten .Wachstums des Reichsbundes; Dieselben Kreise, die 
vordem der Bewegung der Kriegsbeschädigten kühl ableh¬ 
nend gegenübergestanden hatten, begannen auf einmal, sich 
intensiv für diese zu interessieren, freilich nicht in einer 
Weise, (die ihr zum Segen gereichen konnte. Da die Bewegung 
gegen den Willen dieser Kreise entstanden war, so bedeutete 
sie natürlich eine „Gefahr*^ und da die Methode rein negar 
tiver Bekämpfung versagt hatte, so griff man zur ;X)sitiven; 
der Gründung von Gegenorganisationen. 

Andere Motive kamen hinzu. .Wenn der Reichsbund in 
einem Jahre dreißigtausend Mitglieder gesammelt hatte und 
noch ständig wuchs, so war ja klar, daß die Gründung 
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einer Kriegsteilnehmerorganisation ein sehr leichtes, vielleicht 
sogar lohnendes „Geschäft“ sein mußte. 

Und wirklich lassen sich einige Neugründungen auf rein 
geschäftliche Motive zurückführen. Hier kann man von einer 
„Hausse-Spekulation in Kriegsbeschädigten“ reden. Dahin 
rechnen wir es, wenn geschäftstüchtige Verleger, die irgend¬ 
welche Zeitschriften für Kriegsteilnehmer oder Kriegsbeschä.- 
digte herausgeben, den Abonnentenstand ihres Blättchens 
zu festigen suchen, indem! sie flugs eine „Organisation“ 
hinzugründen. Solchen Zwecken dient offenbar eine am 
15. April 1918 ins Leben oder Scheinleben gerufene „Freie 
Vereinigung Deutscher Kriegsteilnehmer“, hinter der niemand 
anders steht als der bekannte Lerlag von August Scherl 
G. m. b. H. mit seiner illustrierten „Deutschen Kriegs¬ 
zeitung“. Eine ähnliche Gründung versuchte zu Beginn des 
Jahres ein General z. Dl v . Vollbrecht, der das „Praktische 
Blatt“ herausgibt. .Wie dabei zu Werke gegangen wird, 
mag folgendes kleine Beispiel zeigen: Ein Fddgrauer, der 
einmal in einer persönlichen Angelegenheit eine Briefkasten¬ 
anfrage an das „Praktische BlatF* gerichtet hatte, erhielt 
Monate darauf zu seinem Erstaunen die Nachricht, daß er 
zum Ausschußmi^lied (! ) der neuen Organisation ernannt 
sei. Allerdings ein „praktisches“ Verfahren! 

Weit ernster zu nehmen als diese plumpen Versuche, 
nackten Geschäftsinteressen ein gemeinnütziges, natürlich 
auch „patriotisches“ Mäntelchen umzuhängen, sind aber jene 
anderen, die von größeren Organisationen ausgehen mit dem 
Bestreben, im eigenen Fahrwasser eine Knegsteilnehmerr 
oder Kriegsbeschädigtenorganisation zu schaffen. Hier kann 
von einer spontanen Bewegung nicht mehr gesprochen wer¬ 
den, vielmehr waltet das Bestreben ob, von anderen Stellen 
aus Willen und Organisation der ehemaligen Feldgrauen zu 
lenken und in der Hand zu behalten. 

Treibendes Moment ist regelmäßig der Kampf gegen den 
Reichsbund. Der Reichsbund hat zwar auf seiner Weimarer 
Tagung den Grundsatz der parteipolitischen Neutralität noch¬ 
mals sehr scharf imterstrichen und aus seinen Satzungen 
alles ausgemerzt, was zu Mißdeutungen Anlaß geben konnte. 
Das hat aber nicht verhindert, daß die Angriffe gegen den 
Reichsbund als eine „sozialdemokratische“ Organisation von 
gewisser Seite her seitdem eher noch schärfer geworden sind, 
und daß man in der angedichteten parteipolitischen Färbung 
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des Bundes den Vorwand für eine ganze Reihe neuer Gegen¬ 
gründungen gesucht hat. 

In .Wirklichkeit handelt es sich beim Schwenken des roten 
Lappens um ein sehr durchsichtiges Manöver. Der Reichs¬ 
bund stellt eine Organisation mit ausgesprochen sozial vor¬ 
wärtsdrängenden Tendenzen dar. Der ganze Geist seiner Be¬ 
wegung steht in schroffem Widerspruch zu dem militaristi¬ 
schen Einschlag der Kriegervereine, er verlegt sich nicht 
aufs Betteln und Sammeln, sondern verficht energisch das 
Recht der Kriegsbeschädigten und Kriegsteilnehmer. Und 
dabei beschränkt er sich nicht auf das soziale und wirt¬ 
schaftliche Recht der Kriegsbeschädigten, auf die Eordef 
rungen gesicherter Existenz und gewährleisteter Arbeits¬ 
möglichkeit, sondern er vertritt auch das staatsbürgerliche 
Recht der Krie^teilnehmer auf volle Gleichberechtigung im 
Staate. Nur Böswilligkeit und bewußte Verleumdung kön¬ 
nen behaupten, daß der Anspruch der Kriegsteilnehmer auf 
staatsbürgerliche Gleichberechtigung eine „parteipolitische“ 
Forderung sei; wird doch diese Forderung ebenso von der 
preußischen Regierung wie von einer ganzen Reihe von 
Parteien, bis hinein in die Reihen der Rechten, erhoben, es 
sei nur an die Rede des freikonservativen Abgeordneten 
V. Kardorff im preußischen Abgeordneten hause erinnert. 
Aber aus der geschilderten Tendenz des Bundes begreift man 
wohl, warum gewisse reaktionäre Kreise ein Interesse daran 
haben, dieses Eintreten für die staatsbürgerlichen Inter¬ 
essen der Kriegsteilnehmer als „sozialdemokratisch“ zu ver¬ 
ketzern. Die ganze Richtung paßt ihnen nicht, und da sie 
wohl wissen, daß der Geist und Charakter des Reichsbundes 
dem Geist der Schützengräben entspricht und die Zustim¬ 
mung der Kriegsteilnehmer findet, so versuchen sie das 
Schwenken des roten Lappens als letztes Abschreckungs¬ 
mittel, wo ihnen die sachlichen Gründe fehlen. 

Dem für sie • bedrohlichen Wachstum des Reichsbundes 
soll nun mit Gegenbünden auf „nationaler^*, „bürgerlicher** 
oder „patriotischer** Grundlage Önhalt getan werden. Dabei 
sind sich die Gegner aber noch durchaus nicht einig, wie 
eigentlich der Gegenbund beschaffen sein muß. Probiert 
aber wird alles, und so sehen wir statt eines ein halb Dutzend 
Gegenbünde emporsprießen. Eine Erscheinung, die an die 
Zeit erinnert, als gegen die gewerkschaftlich-genossenschaft- 
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liehe Volksfürsorge allwöchentlich eine neue Konkurrenz 
angesagt wurde. 

cs ist nun höchst interessant, daß der Blick der „Gegen- 
gründer^* nicht auf den schon bestehenden Essener Ver¬ 
band fiel, obwohl auch dieser Wert darauf legt, seine natio¬ 
nale, patriotische und vaterlandsparteiliche Gesinnung bei 
jeder Gelegenheit anzupreisen. Aber der Essener Verband 
ist durch seine gelben Tendenzen und durch das maßlos un¬ 
geschickte Auftreten seines Führers Adorf zu heillos bloß¬ 
gestellt. Der Reichsbund hat soeben eine kleine Schrift 
veröffentlicht, die an der Hand authentischer Dokumente 
ein erdrückendes Material über die Beziehungen des Essener 
Veii)andes zum Alldeutschtum, zur Schwerindustrie usw. bei¬ 
bringt. Nur insofern hat der Essener Verband Nachahmung 
gefunden, als einige Unternehmer dazu übergegangen sind, 
direkt gelbe Werksvereine der bei ihnen arbeitenden Kriegs¬ 
beschädigten zu gründen, wie z. B. die Frankfurter Firma 
Voigt & Häffner, die „ihren‘^ Kriegsbeschädigten ein K^i,- 
tal von 25 000 Mark zur Verfügung stellt unter der Be¬ 
dingung, daß sie keinem anderen Verein als dem Werkverein, 
namentlich nicht dem bösen „Reichsbund** angehören. 

Aber die hauptsächliche Bekämpfung des Reichsbundes 
erfolgte in eigens geschaffenen Neugründungen. Der erste 
Anstoß ging von München aus. Alle möglichen politischen 
Kreise, hauptsächlich aber Zentrumskreise und von ihnen 
geführte bäuerliche und Mittelstands-,sowie katholische Ge¬ 
sellenorganisationen gründeten einen „Bund deutscher Kriegs- 
teilnehr^r und Kriegsbeschädigter**. Sein Bestreben ist es, 
Protektoren aus allen möglichen bürgerlichen Kreisen — 
unter jAusschluß Ider (Sozialdemokratie — zutgewinnen, wie der 
Bund auch betoqt, daß er „bürgerlich** sei und „auf dem 
Bodien der heutigen Gesellschaftsordnung** stehe. Sein Bep 
ginnen ist ihm auch teilweise gelungen; trotz des offen:- 
sichtlich reaktionären Anstriches des ganzen Gebildes, an 
dessen Spitze der inzwischen gefallene alldeutsche Reichs¬ 
rat Graf Kaspar v. Preysing, stand,' haben sich sogar fort- 
schrittliche,Politiker, wie der Abg. Müller-Meiningen, dafür 
einfangen l^sen. Ueberhaupt sucht die neue Organisation vor^ 
läufig weniger an die Massen der Kriegsbeschädigten heran¬ 
zukommen, als zunächst einen „Oberbau** von Gönnern zu 
errichten. So besitzt sie einen Ausschuß von Parlamentariern 
und Führern wirtschaftlicher Verbände (auch Herr Kuhlo, der 
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bayerische Unternehmersyndikus ist dabei), die fast durch¬ 
gehend Nichtkriegsteilnehmer sind. Von dem Geist der 
Organisation zeugt es, daß sie einen inaktivierten General 
zum Ehrenvorsitzenden, Polizeipräsidenten und Divisions¬ 
pfarrer nur zu Vorstandsmitgliedern gemacht hat. Kurz und 
gut, ein großangelegter Versuch, die ehemaligen Feldgrauen 
gleich nach der Entlassung ans Gängelband zu nehmen. 

Nunmehr sind auch die Christlichen und Hirsch-Duncker- 
sehen Gewerkschaften mit einer jeigenen Organisation auf dem 
Plan erschienen, die sie „Verband deutscher Kriegsbeschä¬ 
digter und Kriegsteilnehmer'* getauft haben. Eine Reihe wei¬ 
terer Verbände haben sich ihnen angeschlossen. Die beiden 
fahrenden Gewerkschaften haben jedenfalls eine seltsame 
Wandlung durchgemacht. Am 3. April 1917 Unterzeichneten 
sie einen gemeinsamen Aufruf sämtlicher Gewerkschaften, der 
jede besondere Organisation der Kriegsbeschädigten für überr 
flüssig erklärt, — am 25. Juni 1918 gründen sie selbst eine 
solche Organisation. Und zwar als Gegenorganisation gegen 
den ReiclSbund, dem gegenüber sie eine äußerst jnehrliche 
Haltung gezeigt haben. Denn der Reichsbund hatte, ent¬ 
sprechend seinem Programm, das die Zusammenarbeit mit 
sämtlichen Organisationen der Arbeiter- und Angestellten¬ 
bewegung (unter alleiniger Ausnahme der Gelben) empfiehlt, 
wiederholt an die Christlichen und Hirsch-Dunkerschen Ge¬ 
werkschaften das dringende Ersuchen um Mitarbeit und 
Unterstützung gerichtet. Dies Ersuchen, das wohl der beste 
Gegenbeweis gegen eine einseitige parteipolitische Orietir 
rung des Rieichsbundes ist, wurde aber seitens dieser Gep 
werkschäften stets abgelehnt mit der Begründung, daß sie 
jede Sonderorganisation der Kriegsbeschädigten für über|- 
flüssig und schädlich hielten. Wenn jetzt die Christlichen 
und Hirsch-Dunkerschen Gewerkschaften plötzlich eine eigene 
Organisation der Kriegsbeschädigten ins Leben rufen wollen, 
so beweist das, daß der angebliche Grund nur ein Vorwand 
war, um eine sachlich durch nichts begründete Zersplitterung 
der Kriegsbeschädigtenbewegung heroeizuführen. 

Die neue Organisation wird übrigens ein Muster an Un¬ 
selbständigkeit sein. Nicht die Kriegsteilnehmer und Kriegs¬ 
beschädigten entscheiden in ihr, sondern über dem Vor¬ 
stand schwebt ein „Hauptausschuß** der an der Gründung 
beteiligten Grganisationen, der das eigentliche Heft in der 
Hand hat. 
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Aber nicht nur die Organisationen, auch die Behörden 
versuchen jetzt, auf die Kriegsteilnehmerbewegung Einfluß 
zu gewinnen, lieber ihre Pläne hat der vom „\^rwärts“ ans 
Licht gebrachte Geheimerlaß des Preußischen Ministers Drews 
einige Anhaltspunkte gegeben. An gewissen leitenden Stellen 
hat man offenbar mit wachsender Besorgnis gesehen, wie 
hier den Kriegervereinen, namentlich in dem Reichsbund, eine 
immer gefährlicher werdende Konkurrenz erwuchs. Ganz in 
altpreußischer Tradition fühlten sich die Behörden ver¬ 
pflichtet, dem entgegenzuarbeiten. Zwei Projekte wurden 
erwogen. Das eine gipfelte in der Gründung abermals einer 
neuen Organisation, eines „Bundes der Fddgrauen'*. 

Aber dagegen erhoben die alten Kriegerve reine Einspruch, 
deren Einfluß ja bis in die höchsten Stellen reicht. Obwohl 
sie während vier Kriegsjahren keinen Finger für die Kriegs¬ 
beschädigten gerührt hatten, machten sie jetzt Anspruch dar¬ 
auf, die berufene Vertretung der Krie^beschädigten und 
Kriegsteilnehmer zu sein. Mit diesem Anspruch sind sie 
bei den Behörden durchgedrungen. Das Projekt eines „Bun¬ 
des der Feldgrauen** scheint fallen gelassen zu sein. Doch 
man sah ein, daß die Kriegervereine in der bisherigen Form 
gegen den neuen und kräftigen Geist der jungen Organi¬ 
sationen nicht aufkommen würden. Deswegen ging man an 
ihre „Modernisierung**. Die Pfingsttagung preußischen 
Kriegervereine schuf in Hast ein sozialpolitisches Programm 
für die Kriegsbeschädigten, einen verwässerten und jeder 
Zielklarheit beraubten Aufguß des in .Weünar beschlossenen 
Programms des Reichsbundes, außerdem hoben die Krieger¬ 
vereine den bisherigen Ausschluß von Sozialdemokraten for¬ 
mal auf, wobei sie an seine Stelle das ausdrückliche Bekennte 
nis zur Monarchie setzten. Seitdem ist allenthalben eine 
behördliche Propaganda für die Kri^ervereine zu verspüren, 
die sogar auch auf das offiziöse WTB. übergesprungen ist; 
ein wahres Trommelfeuer von .Werbeartikeln und Notizen 
geht auf die aktiven und ehemaligen Feldgrauen nieder. 

Ein Ringen um die Seele der Kriegsteilnehmer hat auf der 
ganzen Linie eingesetzt. Hier der Geist des alten Obrig¬ 
keitsstaates, der Geist der Bevormundung und Gängelung 
durch „Autoritäten**, der das militärische Subordinationsr 
Verhältnis über die Soldatenzeit hinaus verlängern will. Dort 
^r Geist des Jahres 1914 und des Schützengrabens, das 
Bewußtsein der eigenen Kraft und des eigenen wertes, Recht 
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und Gleichberechtigung heischend und im Gefühl seiner 
.Würde entschlossen, um dieses Recht nicht zu bitten, sondern 
zu kämpfen. Keine Kluft der Parteipolitik, aber der Gegen*- 
Satz großer widerstreitender Weltanschauungen liegt über 
der Kriegsteilnehmer- und Kriegsbeschädigtenbewegung, und 
in dem Ringen dieser beiden offenbart sich ein Stück des 
geistigen Kampfes, der unser ganzes öffentliches Leben 
durchzieht und Deutschlands Zukunft bestimmt. 


L. COHN, München: 

Die Handelsvertragspolitik der Zukunft. 

B eruhen alle Verträge auf dem Fundament der Verständigung, 
so setzt auch jede zukünftige Handelspolitik die Umkehr der 
Kriegführenden von dem Willen zur Unterdrückung der anderen, zu 
dem Willen zur Verständigung mit den anderen voraus. Handelsver¬ 
träge lassen sich nicht mit dem Schwert diktieren. Auch die Frank¬ 
reich nach dem Kriege 1870/71 aufgenötigte Meistbegünstigungs¬ 
klausel spricht nicht dagegen, weil sie das einzige Schutzmittel war, 
Deutschland vor einem Zoll- und Wirtschaftskrieg mit Frankreich zu 
bewahren. 

Ob überhaupt der Abschluß von Handelsverträgen möglich sein 
wird, ist eine Frage, die allen Ernstes aufgeworfen werden darf. Was 
soll aber gegebenenfalls an deren Stelle treten? Glaubt heute noch 
jemand an das Phantom der Selbstversorgung Mitteleuropas? Die 
Autarkie zum wirtschaftlichen Prinzip erheben, hieße die Entwicklung 
auf Urzustände umbiegen. Internationale Arbeitsteilung ist der Motor 
des Fortschritts der Kultur gewesen und keinen Ersatz irgendwelcher 
Art können die rückwärts gekehrten Propheten dafür bieten. 

War die Stellung der Sozialdemokratie bisher in erster Linie gegen 
die Zölle auf Lebensmittel und sonstige notwendige Verbrauchsartikel 
gerichtet, so wird sich die Partei künftig auf die breitere Basis der 
Prüfung des gesamten ausländischen Warenaustausches stellen 
müssen. Mit allgemeinen, sehr bequemen Grundsätzen wie Frei¬ 
handel oder Schutzzoll ist angesichts des Zusammenbruches der 
Weltwirtschaft nicht mehr auszukommen, und wenn heute noch, nach 
vierjähriger Erfahrungsgelegenheit, gewisse Händler- und Industrie¬ 
kreise sehnsüchtig nach dem Status quo ante verlangen, so wird die 
Weltgeschichte über sie zur Tagesordnung übergehen. Denn wie die 
Wirtschaft des einzelnen und des Staates durch den Krieg auf ganz 
andere Grundlage gestellt ist, so auch die Weltwirtschaft. In dem 
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Die Handelsvertragspolitik der Zukunft. 


„verlorenen Paradies“ des Ueberflusses mit seinen Milliardenumsätzen 
konnte anders gewirtscliaftet werden als in den Zwangsanstalten des 
Mangels und der Not. Da fließt nicht mehr das Entbehrliche jedes 
Landes gemäß den immanenten Gesetzen der kapitalistischen Waren¬ 
produktion durch die Kanäle des Welthandels, sondern das Unent¬ 
behrliche — man denke nur an den Rohstoffmangel — muß erworben 
tind verteilt werden durch Verhandlungen in Form von befristeten 
Verträgen, oder ad hoc, der Gelegenheit und den Umständen nach. 
Damit ändern sich auch die Aufgaben der Volksvertretung. Konnte 
sie die von der Regierung vorgelegten Handelsverträge bisher nur 
annnehmen oder ablehnen, so wird es in Zukunft ihre Aufgabe sein, 
schon bei den Verhandlungen bestimmend mitzuwirken und die 
handelspoHischen Erwägungen durch soziale Gesichtspunkte zu er¬ 
gänzen. Der Anteil der Arbeiter aller Länder an den ausgetauschten 
Gütern ist groß genug, um Rücksichten auf die Gestaltung des Ar¬ 
beitsvertrags, der Beschäftigung jugendlicher and weiblicher Arbeits¬ 
kräfte, der Arbeitszeit und des Arbeitersohutzes zu nehmen. 

Bei solcher Ausweitung des Ihandlelspolitischen Arbeitsgebietes 
bildet die Kenntnis der Formen wie des Inhalts der Vertragspolitik 
vor dem Kriege die unerläßliche Vorbedingung. Außer den eigent¬ 
lichen Interessenten und den Fachleuten dürften sich nur wenige um 
die schwierige und umfangreiche Materie gekümmert haben. Deshalb 
erscheint zur rechten Zeit eine Schrift von Max Schippel: „Die Praxis 
der Handelspolitik” (Verlag für Sozialwissenschaft G. m. b. H.), die 
als eine vortreffliche Einführung in das von Schlagworten über¬ 
wucherte Gebiet zu betrachten ist. Schippel gibt eine vollständige 
Analyse des Umfangs und Betätigungskreises der Handelspolitik, 
sowie einen Ueberblick über den Hauptinhalt der Handelsverträge. 
Wird es für viele nicht etwas Neues seia, zu erfahren, daß die eigent¬ 
liche Zollpolitik nur einen kleinen Teil der Handelspolitik bildet? An 
der Hand des zuletzt abgeschlossenen deutsch-schwedischen Vertrags 
von 1911, auf den auch sonst als Vorbild hmgewiesen wird, zeigt 
Schippel, daß von den 24 Artikeln des Vertrags sich nur einer, 
Artikel 8, mit den Einfuhrzöllen, zwei andere, 10 und 32, sich indirekt 
mit Meistbegünstigung und Schiedsgerichtsverfahren, alle andern aber 
sich mit Verkehrs-, Rechts- und Schiffahrtsfragen befassen. Ebenso 
löst er die als abgegriffene Münze umlaufenden Begriffe Freihandel 
und Meistbegünstigung in ihre verschlungenen einzelnen Bestand¬ 
teile auf; Freihandel ist mit ergiebigen Grenzzöllen, Schutzzollsysteme 
sind mit Zollosigkeit verbunden, Schutzzölle mit Finanzzöllen ver¬ 
quickt. Bei alledem bietet die Schrift auf knappstem Raum ein 
klares Bild der historischen Entwicklung, wodurch selbst dem Neu- 
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ling auf diesem Gebiete die Zusammenhänge der handelspolitischen 
Phasen zum Bewußtsein kommen. Die erkenntniskritischen Ziele 
des Verfassers schließen sowohl die Betonung eines eigenen Stand¬ 
punkts, als auch die jetzt mit Unrecht so l^eliebten Ausblicke in die 
wirtschaftliche Zukunft aus. Auch das ist ein Vorzug und wahrt 
außerdem den wissenschaftlichen Charakter der Schrift. 

Wenn ihrer so empfehlend gedacht wird, so hat dies seine Ursache 
in der Bedeutung der Gestaltung einer wiedererweckten äußeren 
Handelspolitik Im allgemeinen und im besonderen für die Arbeiter¬ 
klasse, wie das ganze werktätige Volk. Das zusammengebrochene 
Gebäude der kapitalistischen Welt soll wieder aufgebaut werden — 
nicht in dem alten, so schlecht bewährten Stil —; da heißt es die 
alten Grundrisse studieren und neue entwerfen, Bausteine und solides 
Material herbeischaffen, um einen zweiten Zusammensturz zu ver¬ 
hüten; den Freunden und Bewunderern der Ruinen zeigen, wie ver¬ 
fehlt Ihre Konstruktion und wie gefährlich die gleiche Neuaufrichtung 
wäre. Alles dies setzt fachliche, eingehende Studien voraus, wenn 
wir am Neubau mitarbeiten wollen. 

Mitarbeit schließt bloßes Negieren, ja kritische Dialektik als Selbst¬ 
zweck so gut aus, wie den Rückzug auf bestimmte a priori als richtig 
angenommene Prinzipien. Deshalb können Schriften, wie Kautskys 
abstrakte Untersuchung: „Handelspolitik und Sozialdemokratie”, weder 
dem Politiker noch dem nach Erkenntnis strebenden Parteigenossen 
ferner mehr als Hilfsmittel dienen. 

Da erscheint die Schrift von M. Nachimson („Imperialismus und 
Handelskriege“, F. Wyss, Bern) schon als ein gewisser Fortschritt, 
wenn auch darin ein allzu großer Wert auf die Meinungen anderer 
Schriftsteller gelegt wird. 

Ein wesentlicher Unterschied wird die Handelspolitik der Zukunft 
von der der Vergangenheit trennen: die Gesetze der kapitalistischen 
W,airenproduktion werden die Vertragsvejrhältnisse der in Güter¬ 
austausch tretenden Nationen nicht mehr ausschließlich bestimmen, 
weil der Staat sich mehr als je an der Gütererzeugung beteiligen und 
damit direkt Einfluß auf den internationalen Handel erlangen wird. 
Dieser Staatskapitalismus kann nur durch demokratische Kontrolle 
erträglich und fruchttragend bleiben. Demokratische Kontrolle heißt 
aber den Einfluß des wichtigsten Produktionsfaktors, der Arbeiter¬ 
klasse, verstärken, heißt zugleich den friedlichen Verkehr der Völker 
auf allen Gebieten begründen. In diesem Sinne ist der Hinweis auf 
den Wert der Beschäftigung mit handelspolitischen Dingen aoifzu- 
fassen. Was von der Kriegswirtschaft bleibt, ist Staatskapitalismus, 
vielleicht auch ein Stückchen Staatssozialismus — auf jeden Fall aber 
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Zum Tode Hermann Essigs. 


U eher gangswirtschaft vom Pseudosozialismus zum wirklichen Sozia¬ 
lismus! 


FRANZ GRAETZER (BERLIN): 

Zum Tode Hermann Essigs. 

F urchtlos und treu“ : Diese Aufschrift seiner starken, eigen¬ 
willig-kühnen Kanzlertragödie aus der Zeit des letzten großen 
Hohenstaufen gibt audi ihres Schöpfers Wesen an. Tapfer war, in 
Kriegs- und Friedensjahren, das abseitige Streben und Vollbringen des 
echten, mannhaft kernfesten Schwaben, und treu blieb er allezeit sich 
selbst, seiner künstlerischen Berufung, unfähig also, nach Shakespeares 
tiefer Erkenntnis, zu Falschheit gegen Irgendwen. Aber Hermann Essig 
war mehr als bloß ein unerschrockener, zäher Sonderling, und w'aren 
gleich alle seine Dichtungen gänzlich aus ihm gequollen, so lebte doch 
in ihnen seiten der ganze Mensch. Im Gegenteil: wer den Gestalter, 
zumal der Dramen, gesucht hätte, wäre zurückgepralit, dem scheuen, 
stillen, zartfühlenden, überaus zuchtvollen Landpfarrerssohn zu begegnen, 
der so gar nicht einem Bild entsprach, wie es lediglich Vertrautheit 
mit jenen kecken,, grobschlächtigen, urtriebhaft-wilden Alltagsphantas- 
magorien hätte träumen mögen; toste in ihnen, mit oft schrillen Lauten, 
Chaos: hier dehnte, mit höchst gebändigter Gebärde, sich Kosmos; 
und märchenhell, vollkommen kindhaft, von Gemeinheit überbetrieb¬ 
samen Werkeltages unberührt blieb ebensowohl Essig, der Kriegsteil¬ 
nehmer in drei bitteren Jahren, als Essig, der — überwiegend ver¬ 
kannte — Künstler, der ein restlos unverbittertes Gemüt auch aus den 
tollsten Theaterschlachten, den wüstesten Angriffen heim, an neue 
Arbeit, trug. 

Wenige haben den in bescheidener Verborgenheit Lebenden gekannt; 
wer aber ihm nahetreten durfte, mußte getroffen werden vom Zauber 
dieses ungewöhnlich liebenswerten, vornehmen und herzensreinen 
deutschen Menschen. An und in ihm war nichts unecht, war keine 
Spur koketter Litteratenpose, kein Zynismus und keine Gehässigkeit. 
Arglosigkeit, grenzenlose Naivität, Güte und sehr viel Sinn für be¬ 
scheidenstes Bürgerbehagen, zeichneten den Mann aus, der, in wuchtigen 
Trauerspielen, grotesk-spukhaften Erzählungen und dämonischen Komö¬ 
dien, mit Vorliebe brutale Hodistapler, überschlaue Lebenslügner, von 
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Haß und Brunst verzerrte, in durchaus asozialer Triebhaftigkeit sich 
ausgebende und auslebende, der Tierheit-Grenze nicht allzu ferne Welt¬ 
kinder darsteilte. In ihm selbst war kein Gran der Bauernschlauheit, 
der Urmenschen-Schrankenlosigkeit, die er, an Dörflern und Mittel¬ 
altersgeschöpfen, so oft und so unentrinnbar ausdruckscharf geblöQt 
hat. Ohne Ahnung und Fassung zumeist stand er allen Anforderungen 
des geschäftlichen, des nicht aussdiließlich stillster Schreibarbeit ge¬ 
widmeten Daseins gegenüber; so zumal erklären sich auch seine ständigen 
Zusammenstöße mit den Zensurgewalten, für deren Maßstäbe diesem 
Weitfremdling alles Verständnis abgehen mußte. Wer ihn nur ober¬ 
flächlich kannte, mochte an bewußte Verhöhnung des Sdiutzmanns- 
geistes glauben; mir aber wurde die unendliche Seeleneinfalt des 
Dichters vollends klar, als wir uns in einer Aufführung des harmlosesten 
Hoftheaterschwänkdiens trafen, und er midi, allen Ernstes, bat, ihm zu 
erklären, worin denn, außer im Wert (über den er sich dodi stets klar 
war) seine eigenen Werke von einem derartigen Stück verschieden seien. 
Nein: dieser Mann heuchelte nidit, wenn er die Darstellung unbarm¬ 
herzigster Geschlechtslebens-Wahrheit als unumgängliche Moralistentat 
hinstellte, und dem überlegenen Humoristengemüt dieses Künstlers lag, 
bei der Gestaltung eines Fahnenflüditlings (im Frieden), der Argwohn 
völlig fern, er selbst könne einmal, obendrein als Vaterlandsverteidiger 
vom ersten Kriegstag an, der Begünstigung soldien Verbrechens ver¬ 
dächtigt werden. Es geschah; seine lautersten Absichten fielen sdinöden 
Unterstellungen anheim; kaum eine Verleumdung blieb dem friedsamen 
Kämpfer erspart. Er aber besaß und wahrte die schönste Tugend: die 
Fähigkeit, immer und überall Gleichmut zu bekunden. 

Vom Schaffen des Dichters Essig zu reden, in dem ich, jederzeit, 
den — neben Georg Kaiser — kraftvollsten Erfüller jüngstdeutschcr 
Dramatik sah und pries, ist hier, ist jetzt nicht Raum noch Zeit, ln 
dessen verschlungene Gänge einzuführen, dienen am besten die „Zwölf 
Novellen“, die, vor Jahresfrist, der Eckstein-Verlag in Berlin-Lichterfelde 
herausbrachte. Ans ihnen strahlt die ganze, leuchtkräftige Blutwärme 
des prunklos-prachtvollen Mannes, dem die grausame Alogik einer 
Sommer-Erkältung den frühen Tod des echten Groteskendichters eintrug, 
und um den aufrichtig zu trauern erlaubt, geboten ist. 
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Demokratie im täglichen Leben. 

(Aus einer Zuschrift.) 

.Abgesehen von der Frage der Einführung des parlamen¬ 
tarischen Systems ist es eine erfreuliche Tatsache, daß unsere Volks¬ 
vertreter den Ministern gegenüber durchaus kein Blatt vor den Mund 
nehmen, daß sie häufig außerordentlich scharfe Kritik an ihren 
Amtshandlungen üben. Wie verträgt sich hiermit nun aber die 
Tatsache, daß sich der Durchschnittsdeutsche von dem mittleren und 
kleinen Beamtentum — nur mit diesem kommt er im großen und 
ganzen in Berührung — in vielen Fällen eine so schlechte, häufig ent¬ 
würdigende Behandlung gefallen läßt O'der gefallen lassen muß, und 
daß es gar so selten jemandem beikommt, gegen diesen Stachel zu 
lecken? 

Nur mit Zittern und Zagen nimmt der deutsche Mann und noch 
mehr die deutsche Frau die Klinke einer Amtstüre in die Hand, weil 
man darauf gefaßt ist — und wenn man das beste Gewissen von 
der Welt und wenn man die harmloseste Qeschäftssache zu erledigen 
hat —, .in unangemessener Weise behandelt zu werden. Nicht in 
allen Fällen trifft das glücklicherweise zu; eine große Anzahl von 
Beamten weiß den richtigen Ton wohl zu treffen, aber es ist doch lei-der 
keineswegs bei allen der Fall, und darum diese Scheu der Deutschen, 
in persönliche Berührung mit der Behörde zu treten. Denn in den 
meisten Fällen ist das Objekt dieser Behandlung wehrlos. Nur ein 
ganz erfahrener und gebildeter Mann kann seinen Protest — wenn 
er Geistesgegenwart genug besitzt — so fassen, daß er nicht eine 
Beamtenbeleidigung begeht oder sich sonst schadet; der einfache 
Mann aus dem Volke und noch viel mehr die einfache Frau können 
gar nicht daran denken, einen Protest zu erheben. Denn wählen sie 
hierfür die einfache und deutliche Sprechweise des Volkes, und eine 
andere steht ihnen nicht zu Gebote, so fallen sie gründlich hinein; 
darum schweigen sie lieber. 

Also: schärfste und ungeschminkteste Kritik an den höchsten Be¬ 
amten im Reich, in Staat und Gemeinde — entsagendes Sichducken 
vor mittleren und kleinen Würdenträgern; das ist das Bild. 

Nun könnte man die Sache ja mechanisch erklären und sagen: Die 
Abgeordneten sind immun, das Publikum aber keineswegs; aber das 
träfe nicht den Kern: Die Presse .ist doch gewiß nicht immun, und sie 
nimmt auch den hohen Beamten gegenüber kein Blatt vor den Mund. 

ln diesen Blättern wurde von einem Reichskanzler gesagt: „Der 
Mann hat zwei linke Hände". Das soll mal einer von einem Regie- 
rungsassesor zu sagen sich erkühnen! 

Bismarck hat wohl diesen Kontrast im Sinne gehabt, als er sich 
bewundernd über die Heldenhaftigkeit der deutschen Soldaten vor 
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dem Feind aiisspracli, aber hinzufügte, was dem deutschen Volke 
fehle, sei die Zivilcourage! 

Das trifft den Nagel: Mehr Zivilcourage! Das gilt übrigens nicht 
nur von dem Verkehr mit den Behörden, sondern auch von dem Ver¬ 
hältnis zwischen Vorgesetzten und Untergebenen im privaten Leben. 

Das alles ist im Krieg noch schlimmer geworden, denn erstens sind 
alte Menschen, infolge der Ueberarbeitung und schwieriger Aufgaben, 
die ihnen gestellt sind, noch viel nervöser als sonst und zweitens ist 
die Zahl der Halb- und Qanzbehörden ins Ungemessene gewachsen 
und 'jeder hat mit ihnen zu tun. So hat sich der üble Ton — ich 
spreche immer von zahlreichen, allzu zahlreichen Fällen, nicht von 
der Gesamtheit — auch stark auf einen Teil der ehrenamtlich Tätigen 
übertragen, die vielfach von dem richtigen Beamten an „Schneid“ 
kaum übertroffen werden. Und merkwürdig: ;ich habe beobachtet, wo 
der Ehrenbeamte sich bemüht, einen freundlichen und angenehmen 
Ton anzuschlagen, da finden sich leicht im Publikum einzelne Leute, 
die das sofort mißbrauchen und nun ihrerseits jenen unerfreulichen 
Ton annehmen. Die Gerechtigkeit erfordert, dies zu sagen, und 
es gibt auch gleichzeitig einen Blick in die Tiefe! So ist uns diese 
Härte schon in das Blut übergegangen, daß sie leicht auf der anderen 
Seite auftaucht, wenn sie auf der einen Seite nicht vorhanden ist. 

Hierher gehört auch die Behandlung des Angeklagten vor Gericht; 
auch diese läßt hänfig zu wünschen übrig. Wer hat heute nicht schon, 
bewußt oder unbewußt, eine oder mehrere der zahllosen Verordnungen 
übertreten? Hat er Pech, kommt er damit vors Gericht; er muß 
aber doch dann nicht von vornherein wie ein schwerer Sünder be¬ 
handelt werden. Das kommt aber hier und da vor. Ich kenne einen 
Amtsrichter, der immer wieder betont, daß die Würde des Gerichts 
gewahrt werden müsse, und der aus diesem Gedanken heraus jede 
einigermaßen Seidentscbaftlich 'betonte Aeußerung des Angeklagten 
mit scharfen Worten zurückweist. Ob aber unter dieser einseitigen 
Betonung der Würde des Gerichts nicht die Interessen des Rechts 
leiden müssen, ist eine andere Frage. 

Was vom mündlichen Verkehr mit den Behörden gilt, trifft mit 
Einschränkung auch für den schriftlichen zu. Auch hier häufig eine 
unnötige Härte des Tones, unverbindlicher Befehlston, Strafandro¬ 
hungen, auch da, wo sie nicht nötig wären. Das alles muß nicht so 
sein, wie wir manchmal unter dem Druck der Gewohnheit uns ein¬ 
bilden. Die ganze Erscheinung ist nur ein Symptom; das eigentliche 
Uebel liegt tiefer; sicher liegen die Ursachen in der ganzen Ent¬ 
wicklung unseres Staates. Aber auch der Arzt mildert die Krankheit 
häufig, indem er bedrohliche Symptome zu beseitigen sucht, und so 
muß es auch hier geschehen; an die tieferen Gründe kommen wir 
so schnell nicht heran; sie sind Realitäten, die nicht rasch aus der 
Welt zu schaffen sind. 

Das Ganze ist nicht eine Kleinigkeit, sondern ein großes Uebel und 
arbeitet in einer furchtbaren Weise der Staatsfreudigkeit des Bürgers 
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entgegen; cs ist nicht zu sagen, wie viel Erbitterung damit geschafft 
wird, denn der Mensch, wenn er nicht sehr urteilsfähig ist. ver¬ 
allgemeinert leicht und verliert die Freude am Ganzen, wenn die 
Diener des Ganzen seinen gerechten Grimm erregen. 

Und eine ungemessene Staatsfreudigkeit und Hingabe an das Ganze 
haben wir doch gewiß heute nötiger als je! 

„Imponderabilien“? Vielleicht, aber viele Imponderabilien machen 
zusammen ein Ponderabile! 

Soll die Demokratie auf den Gipfeln des staatlichen Lebens herr¬ 
schen, muß sie auch im täglichen Leben sich allmählich ihren Platz 
verschaffen. Dr, Thilo-Mainz. 


Mehr Freude! 

Der Zuschrift eines sozialistischen Arbeiters entnehmen wir: 

.Was einst der Arbeiterbewegung den gevi'altigen Schwung 

gab, war nicht nur das Bewußtsein der Macht, die in der volks¬ 
beherrschenden Zahl lag, das war vielmehr der Glaube, daß 
der Sieg unserer Idee durch den Gang der Entwicklung gesichert sei. 
Wir sagen absichtlich: der Glaube, denn bei den Massen, die direkt 
und indirekt durch unsere Aufklärungsarbeit beeinflußt wurden, 
konnte im allgemeinen von einer auf Erkenntnis gegründeten sozia¬ 
listischen Anschauung kaum die Rede sein. Der Sozialismus war 
ihnen mehr Religion als gefestigte Ueberzeugung; diese Millionen 
glaubten an den Sieg ihrer Idee und an die Kraft ihrer Klasse. Und 
weit über die Kreise der eigentlichen Industriearbeiterschaft hinaus 
war insbesondere der Glaube verbreitet, die Arbeiterklasse sei in der 
Lage, wie es so oft von ihren Führern behauptet wurde, den Krieg 
zu verhindern. 

Als dieser Glaube sich beim Kriegsbeginn als nichtig erwies, da 
war das die erste große Enttäuschung. Nun kamen mit der Kredit¬ 
bewilligung die Parteidebatten. Die Führer, zu denen die mit der 
Theorie nur mäßig vertrauten Arbeiter im allgemeinen mit scheuer 
Bewunderung aufzublicken gewohnt waren, verbitterten sich gegen¬ 
seitig mehr und mehr. Diese von Verdächtigungen und Beleidigungen 
strotzende Polemik wirkte auf die mehr mit dem Herzen als mit 
dem Verstände uns folgenden Massen wie eine kalte Dusche. Geistig 
fanden sie sich in dem Labyrinth der verschlungenen Gedanken¬ 
gänge nicht zurecht. Ihr Glauben war total zerstört; so suchten sie 
ihr seelisches Gleichgewicht allmählich in dem Heineschen Vers zu 
finden: „Welcher recht hat, weiß ich nicht, doch es will mich schier 
bedünken, daß der Rabbi und der Mönch, daß sie alle beide stinken!“ 

Die damit sich einschleichende Meinung von der Ohnmacht der 
Arbeiterklasse, die wir mrtverschuldet haben, weil wir uns vorher 
gar zu sehr aufgebläht hatten, das Schwinden des sozialistischen 
Glaubens, wo die Kraft zum Wissen «fehlte, die Lockerung der 
Disziplin durch die Führer und in der Folge dann auch durch die 
Massen, die Auflösung der von uns einst fast vergötterten Organi- 
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sationen: das alles mußte nach und nach Siegeszuversicht und Zu¬ 
kunftshoffnung vernichten. Es zeigte sich immer mehr und mehr, 
daß auch die Führer nur Menschen sind, die nicht alles wissen; so 
wurde die Arbeiterschaft irre an dem, was ihr früher so selbstver¬ 
ständlich schien, daß sie nicht glaubte darüber nachdenken zu brau¬ 
chen. Jetzt, wo sie sah, daß selbst die geistig Hochstehenden sich 
nicht mehr durchfanden, da gab sie das an sich schon ungewohnte 
Denken über so schwierige Probleme ganz auf. 

Aber auch andere Dinge wirken auf das Gemüt der Arbeiter ein. 
Das sind kleine, aber in der ewigen Wiederholung um so tiefer ver¬ 
letzende Härten des täglichen Lebens, gegen die der einzelne in 
dieser Kriegszeit absolut ohnmächtig ist. Da sind die Schikanen des 
Handels, der Bezugsscheinwirtschaft usw. Und dann im privaten 
Verkehr! Wir kamen einst mit Freunden zusammen, pflegten QeselHg- 
keit und sprachen dabei über Dinge, die uns erhoben, die uns die 
kleinen Tagesschwierigkeiten vergessen ließen. Auch das geht heute 
nicht mehr. Alle die Möglichkeiten, in gemütlicher Freundesrunde 
eine Entspannung von den kleinlichen Tagessorgen zu finden, sind uns 
genommen. Familienbesuch verbietet sich durch die Knappheit aller 
Nahrungsmittel, der Aufenthalt im öffentlichen Lokal, wo man seine 
trockene Brotschnitte zu wasserdünnem Bier verzehren darf, ist 
wahrhaftig keine seelische Ermunterung mehr. So bleibt man zu 
Haus, brütet allein in seinen vier Wänden üt>er den alten Jammer. 

Dazu kommt, daß wir jetzt unsere teuren Mitmenschen häufiger 
als uns lieb war in einer Weise näher, ach. viel zu nah. kennen ge¬ 
lernt haben, daß Achtung und Nächstenliebe recht bald daljei ver¬ 
loren gingen. Die Furcht vor Entl^ehrungen zeigt den Menschen von 
der kleinlichsten, unangenehmsten Seite. Auch das sind Erfahrungen, 
die in der Prax.is gegen die Idee des Zusammenschlusses in der 
Arbeiterbewegung wirken. Und dann der Ausblick in die Zukunft. 
„Es wird, es muß besser werden, wenn wir es nur wollen!“ — dieser 
Glaube gab uns übermenschliche Kräfte, ließ uns das Schwerste 
ertragen. Und heute? — 

Wie eine dunkle, schwere Gewitterwolke lagert es sich über das 
Gemüt der Arbeitermassen. „Laß alle Hoffnungen fahren!“ raunt 
ihnen immer wieder der Geist der müden Gleichgültigkeit ins Ohr. 
Keine Freude, keine Erleichterung; das Glück war die Vergangen¬ 
heit, die nicht wiederkehren kann. So wird auch der Arbeiter, dessen 
lebendige Kritik, dessen Zukunftshoffnung die Gesellschaft vorwärts 
trieb, in dieser Zeit zum Hypochonder. .•. . 

Wir aber, die wir trotz alledem die große geschichtliche Aufgabe 
der Arbeiterschaft kennen, wir haben das lebhafteste Interesse daran, 
den Geist der Umnachtung, der sich auf die Arbeiter zu legen droht, 
nach Kräften zu bekämpfen. Was ist da .in erster Linie nötig? 

Ohne an die großen politischen und wirtschaftlichen Aufgaben zu 
erinnern, deren Durchsetzung die Arbeiterklasse allein endgültig von 
der eben geschilderten Gemütslast befreien kann, will uns scheinen. 
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daß wir daneben doch wieder uns eines Mittels bedienen sollten, das 
wir ehemals so erfolgreich in Angriff genommen hatten. Es war 
unsere blühende Bildungsbewegnng. Soweit es sich dabei insbesondere 
um die künstlerische Erhebung der Arbeiterklasse handelte, scheint 
uns jetzt jeder Grund gegen diese Betätigung hinfällig zu sein. Vier 
Jahre liegt die Welt in schmerzlichster Trauer. Inzwischen ist eine 
Generation herangewachsen, die sich kaum noch bewußt ist, daß 
das Leben auch etwas anderes zu bieten vermag als Sclmcrz und 
Tränen. Ernste Erhebung und künstlerische Freude ist der beste 
Heilfaktor für die schwere Gemütserkrankung der Menschen. Darum 
laßt uns versuchen, auch unsere Zusammenkünfte wieder künstlerisch 
zu beleben. Durch das ganze Volk geht eine tiefe Sehnsucht nach 
Ablenkung von dem Furchtbaren. Wer es noch nicht bemerkt haben 
sollte, der mag sich einmal den Massenandrang vor den Kinos be¬ 
trachten, er beachte die Veranstaltungen der Vereine, die dem Unter¬ 
haltungsbedürfnis ihrer Mitglieder meist in recht primitiver Form 
Rechnung zu tragen versuchen, er l)etrachte den starken Besuch 
schlechter Bierkonzerte und dergleichen mehr. Daraus laßt uns die 
gegebenen Lehren ziehen und versuchen, durch Neubelebung unserer 
wirklich wertvollen Veransaltungen endlich wieder wenigstens einen 
Schimmer von Freude in das graue .Arbeiterdasein zu bringen. 
_ Adolf Domnick. 

ARTUR ZICKLER: 

Heimkehr. 

Mutter, streich mir übers Haar! 

Alles war ja nur ein Traum — 
küß ich deines Kleides Saum, 
ist es nicht mehr wahr. 

Kann ja gar nicht möglich sein, 
ist Ja nur ein schlimmer Trug, 
daß ich einen wo erschlug — 

Mutter, ich bin rein! 

Ist wie Spuk der Nacht verrauscht 
Kugelpfiff und Todesflehn, 
kann mein Herz zu Recht bestehn, 
wenn die Stille lauscht. 

Mutter, streich mir übers Haar! 

Alles ist ein wüster Traum — 
küß ich deines Kleides Saum, 
ist es nicht mehr wahr. 
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Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 
ALWIN SAENGER (München): 

Zum 31. Juli' 1918. 

r\ER großen Mission seines politischen Lebens getreu hatte 
^ Jaurks am Spätnachmittage des 31. Juli nochmals das 
Ministerium des Aeußern aufgesucht, um warnend auf das 
Gebot der Stunde zu weisen, in Petersburg dringend von 
jeder unvorsichtigen Uebereilung (imprudence) abzuraten. 
Auf der Baseler Sozialistentagung hatte er noch einmal die 
Arbeitermassen der Internationale zum Kampfe wider den 
Zarismus aufgerufen mit den Worten: „Ist doch der Zaris¬ 
mus auch die Hoffnung aller reaktionären Mächte Europas, 
der grimmigste Feind der Demokratie der von ihm beherrsch<- 
ten Völker selbst, dessen Untergang herbeizufähren die ge* 
Samte Internationale als eine ihrer vornehmsten Aufgaben 
ansehen muß” Auf dem Kongreß der französischen sozial- 
demokratiscncn Partei am 16. Juli 1914 war er der geistige 
Urheber des Beschlusses gewesen, in welchem den Elsaß- 
Lothringern der besondere Dank für ihre Kundgebungen 
gegen die Revancheidee ausgesprochen wird. Die Stunde 
der Gefahr, die er seit einem Menschenalter mit dem Blicke 
des Staatsmannes kommen sah, schlug an die Tore Europas. 
Der russische Imperialismus hatte sein Werk vollendet und die 
widernatürliche Allianz mit der Republik, die nie etwas 
anderes als ein Kind der begehrenden Sucht nach den Türmen 
Straßburgs und der Hagia Sofia sein konnte, seinem Ziele, 
dem Angriffskrieg gegen die zwei Kaisermächte, dienstbar 
gemacht Die Prophezeiung eines hinreißenden Redners, die 
klagende Warnung eines edlen Patrioten, daß die französische 
Revanchepolitik dem Zarismus noch einmal als Treibmittel 
finsterer Pläne dienen werde, waren an die Schwelle einer 
.Wirklichkeit gelangt, die ein großes Menschenherz den Ver- 
zw'eiflungsschrei von sterbentfcn Millionen und die Seufzer 
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hunderttausender elend Verstümmelter in einem zertrümmer¬ 
ten Europa vorahnen ließen. Jaarhs fühlte die russische 
Schuld; darum jener letzte Gang, geboren aus dem Gefühl 
der )Pflicht gegen ^Europa und sein eigenes Vaterland. .Wenige 
Stunden später traf ihn die Mörderkugel im Cafe Croissant. 
Des Staatssekretärs Abel Ferys Voraussage, man werde den 
tapferen Bekämpfer des Krieges an der nächsten Straßenl¬ 
ecke über den Haufen schießen, war pünktlich eingetroffen. 
Raoul Villain hatte seinen Auftrag prompt erfüllt. 

DünkFs Euch zu viel, dies Wort? Der Schreiberssohn 
aus Reims war nicht der Erste und nicht der Letzte, der 
mit dem Revolver in der Hand aus dem Hinterhalt den 
Regisseuren der Entente zum freundlichen Schluß verhalt. 
Brauchte ja nicht einmal die Skrupel über des Gesandten 
heilige Unverletzlichkeit zu überwinden. Die Beweise sind 
von zwingender Ueberzeugungskraft. 

iWir schreiben 1918. Herr Raoul Villain tritt in das fünfte 
Jahr seines von der demokratischen Republik liebevoll ge*- 
schützten Mörderlebens ein. Nehmen Sie, werte Genossen 
jenseits des Rheins, einmal an, am 31. Au^st 1914 wäre 
Unter den Linden zu Berlin nach einem Besuch im Aush 
wärtigen Amte, bei dem er zum Frieden ernstlich gemahnt, 
August Bebel von einem deutschen Landsmann ermordet 
worden, der überführte Mörder lebte aber heute noch, ohne 
daß ihm der Prozeß gemacht wurde. Sie würden in steigen^ 
der, überzeugtester Erregung an jedem 31. Juli in Frankreich, 
in zahlreichen Versammlungen und Zeitungsartikeln flami- 
mende Proteste — selbstverständlich im Namen der Demo* 
kratie aller Länder, im Namen des beleidigten Kulturgewisi- 
sens, im Namen der europäischen Zivilisation, im Namen 
der geknechteten Freiheit, im Namen des geschmähten und 
mißhandelten Rechtes der gesamten Menschheit usw. — 
gegen diese deutsche Barbarentat einlegen. Und ich höre 
Sie, werte Genossen, vereint mit allen alliierten Freiheitsl- 
beiden, von denen 12 auf das Dutzend gehen, an die ganze 
Welt hinausrufen: „Die Schuld des brutalen, angriffslusti¬ 
gen kaiserlichen Deutschlands türmt sich zum Himmel. In 
einem Blutmeer steht schuldbeladen der preußische Militaris¬ 
mus vor dem Richterstuhl der gesitteten Welt. Schamloser 
ward nie von diesem despotischen Erwüi^er von Recht und 
Sitte ein feiger Mörder den Armen der Gerechtigkeit schütj- 
zend entzogen, erbärmlicher nie der hehren Göttin des 
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Rechts die Binde von den Augen gerissen, als es das 
Deutschland Wilhelm II. bei der Beschützung des Mörders 
unseres großen Bürgers August Bebel vor aller Welt tut. 
Eine echte Hohenz<3lemtat! Wann wird die Welt, wann 
werden die Neutralen pich izum Kampfe widter den allgemeinen 
Schädling des Menschengeschlechts wenden? Daß die Deut¬ 
schen den überführten Mörder eines großen Sohnes ihres 
Landes laufen lassen, daß ein Volk sein Rechtsleben unter 
das von Buschmännern und unbekannten Negerstämmen sin¬ 
ken läßt, ist das furchtbare Eingeständnis einer himmelf 
schreienden Schuld. Nur der Anstifter schützt den Täter, 
nur der Beihelfer deckt den Mordbuben. Das kaiserliche 
Deutschland und peine imperialistischen Bündesgenossen gaben 
den Auftrag, den unbequemen Friedensfreund und Kritiker 
der dunklen Machinationen des Vierbundes aus dem Wege 
zu schaffen. Deutschland muß sich erniedrigen, um nicht 
in seiner ganzen, ungeheueren Kriegsschuld entlarvt zu wer¬ 
den. Aber die kluge Berechnung der Mordbeschützer an 
der Spree ist doch etwas zu klug. Der Mörder August 
Bebels ist Euer Ankläger, wie er Euer gedungener Helfer 
war. Mit dem endlichen Siege über Euch werden wir auch 
den Tod des großen sozialistischen Menschheitsapostels süh¬ 
nen. Die kaiserlichen Sozialimperialisten aber werden einst 
vor der Internationale Rede und Antwort stehen müssen, 
daß sie nicht die revolutionäre Brandfackel gegen die Schul¬ 
digen erheben, daß sie nicht im Parlament und auf der Straße 
den stürmischen Ruf nach Vergeltung für den großen Toten 
erhoben. Durch ihre Unterlassung machten sie sich vor 
aller Welt zu Mitschuldigen an der Tat und dem freventlich 
von Deutschland angezettelten Krieg. Wenn eines noch er¬ 
freulich sein kann, dann sind es die letzten Reichstags,- 
reden unserer tapferen Genossen Cohn und Haase, die erneut 
auf den unwiderlegbaren Schuldbeweis gegen die kaiserliche 
Regierung hinwiesen.*^ 

Und nicht wahr, werte Genossen jenseits des Rheins, Sie 
würden sogar vielleicht dem Trauergottesdienst beiwohnen, 
den zum 31. Juli die Propagandaabteilung Ihres englischen 
Bundesgenossen in Notre Dame zu Pans abhalten ließe? 

Aber nun liegen die Dinge — das Eine ausgenommen, daß 
Sie keinen Cohn und Haase haben, — leider alle umgekehrt, 
und diese „ßarbarentat“ ist nun leider in der Stadt „der 

1711 * 


Digitized by Gov gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



520 


Persien. 


erste! Kultumation*^ der „historischen Trägerin von Recht, 
Freiheit und Zivilisation^* passiert. Und es ist der Schreibers^ 
sohn aus Reims, der sich unbehelligt von der ehrenwerten 
französischen Justiz, gesichert auf seinem Lager streckt, wenn 
er in den Laufgräben von Vincennes das Klatschen der 
Kugeln hört, die eine ju^ndliche „Spionin** zur Strecke 
bringen, und wenn ein paar Dutzend französischer Mütter und 
Greise ihre Sehnsucht nach Frieden mit einigen, schnellstens 
ausgesprochenen Jahren hinter Zuchthausmauern büßen müs¬ 
sen. Die deutschen Barbaren sind der ausdruck- und wort¬ 
reichen Sprache der „westlichen Demokratie** nicht mächtig; 
aber diese unsere „plumpen** Worte werden allmählich doch 
wohl in der Welt verstanden werden: Haben Sie, werte 
Genossen des republikanischen Frankreichs^ die Sie den letzten 
Ihrer Brüder in dem angeblichen Kampfe für das Gut der 
demokratischen Freiheit sterben lassen, noch einen spär¬ 
lichen Rest gerechten Erkenntnisvermögens sich bewahrt, 
dann sehen Sie, wie der Schatten des ermordeten Jaur^s 
zum vierten Male seinem Grabe entstei^^ und hören Sie 
die Frage, die er an Sie richtet: „Ist deine Schuld, Frank¬ 
reich, so groß, daß du die Sühne für mich dem Leben 
eines Mörders opfern mußt?'' 

Dr. PAUL LENSCH, M., d. R.: 

Persien. 

pERSIENS Zukunft ist russisch — das unterliegt jetzt seit 
” dem offenkundigen politischen Rückzug Englands sogar 
aus der Südhälfte des Landes und der Preisgabe der mari¬ 
timen „Kontrolle** im Golf keinem weiteren Zweifel mehr.** 
So schrieb in seinen Reisebriefen aus dem vorderen Asien 
an die „Hilfe** einst Paul Rohr buch. Es war die Zeit des 
Burenkrieges, als England alle seine Kraft in Südafrika 
konzentrieren mußte und es so aussah, als würden die heute 
zur Entente geeinigten HilfsVölker Britanniens den Augenblick 
nützen und der englischen Weltherrschaft Wunden schlagen. 
Wie es hieß, war Rußland dazu entschlossen, der deutsche 
Kaiser, zur Mitarbeit aufgefordert, lehnte aber die Beteili¬ 
gung ab. 

Heute stehen die Dinge genau umgekehrt, wie sie sich 
damals Rohrbach darboten. Rußland ist als Großmacht zer- 
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trümmert und aus Persien endgültig ausgeschieden. In Transf 
kaukasien sind die Bezirke um Batum und Kars an die Türkei 
gefallen, daran schließt sich die Republik Georgien, die mit 
der Türkei Fühlung sucht. Aserbeidschan, die nordwestliche 
Provinz Persiens, die Rohrbach 1901 bereits in den Händen 
der Russen zu sehen glaubte — nebst den wertvollen kaspi- 
schen Küstenprovinzen Gitan und Masenderan —# befindet 
sich jetzt zum großen Teil in der Hand der Türkei: Täbris 
ist von türkischen Truppen besetzt. Und wie die Dinge 
zurzeit in den transkaukasischen Gebieten liegen, in der 
Turkmenen-Wüste, in Chiava und Buchara, in Samarkand 
und Kokand, ist schwer zu sagen. Vpr 17 Jahren glaubte 
Rohrbacb den systematischen Ausbau des transkaspischen 
Bahnnetzes durch die Russen, den Bau der wichtigen Linie 
Orenburg—Taschkent, sowie der äußerst kostspieligen eiser¬ 
nen Bahnbrücke über den Amu;-darja (sie kostete fast 15 
Millionen Mark) nicht anders deuten zu können, wie eben 
als die Vorbereitung einer russischen durch Persien laufenden 
Bahnlinie zum indischen Ozean. Heute besteht von diesen 
Plänen, soweit sie bestanden haben, nichts mehr. England 
hat sich fest in Persien eingenistet und ist drauf und dran, 
das Land, zum mindesten den größten und wichtigsten Teil\ 
von ihm, seinem Weltreiche einzuverleiben. Gerade in den* 
letzten Wochen hat England in Persien die Maske fallen 
lassen und ist mit offener Gewalt aufgetreten. Es hat in 
diesem neutralen Lande eine starke englische Armee auf¬ 
gestellt und hat das Standrecht proklamiert. Ueber das 
angeblich heilige Selbstbestimmungsrecht der Völker ist es 
dabei ebenso wenig gestolpert wie über die Phrase vom 
Schutz der schwachen Nationen. Da sich in diesem Kriege 
das Schicksal, Persiens entscheiden wird, ist ein Ueberblick 
über seinen Leidensweg zwischen den beiden imperialistischen 
Raubtieren Rußland und England gerechtfertigt. 

Der Gegensatz dieser beiden Weltmächte war in der Tat 
bestimmend für das Schicksal Persiens, und zwar mußte 
der Druck umso schärfer werden, je weiter Rußland seine 
Posten gegen Indien vorschob und je weiter dementsprechend 
England den Schutzring um Indiens Grenzen zog. 1899 
wurde endgültig Beludschistan einverleibt und damit war 
England der direkte Nachbar Persiens geworden. Rußland 
seinerseits hatte schon in den siebziger Jahren sich daran 
gewöhnt, in dem Schah lediglich einen Vasallenfürsten zu 
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erblicken. Als im Jahre 1873 der Schah Nasser-Ed-Din 
Europa einen Besuch abstattete, wollte Rußland ihn wie 
einen seiner asiatischen Vasallen behandeln; es wurde daran 
durch Oesterreich-Ungarn verhindert, das den Schah als eine 
souveräne Majestät begrüßte. Das machte auf den Schah 
den gewünschten Eindruck und er verschrieb zur Reform 
seiner ^Wehrkräfte im Innern österreichische Militärmissionen, 
die auch der Sohn Nasser-ed-Dins beibehielt. Schließlich 
zog man in Wien es doch vor, in der Hoffnung, mit Ruß¬ 
land in ein verträgliches Verhältnis zu kommen, diese Mis¬ 
sionen abzuberufen. 

Von besonderer Wichtigkeit erschien es Rußland, das persi¬ 
sche Finanzwesen in Zerrüttung zu bringen und seine Oefv 
sundung systematisch zu hintertreiben. Im Jahre 1897 berief 
der Schah auf Empfehlung des Sultans einen österreichischen 
Finanzpolitiker, der sofort daran ging, das Pachtsystem ab¬ 
zuschaffen, das in, Persien genau so wie im frühkapitalisti^ 
sehen Europa für die Eintreibung der Zölle und Steuern 
bestand, um durch Vereinheitlichung der Staatseinnahmen 
und durch Beseitigung der riesigen Pächtergewinne dem 
Staatssäckel zur Hilfe zu kommen. Aber wieder versagte 
die österreichische Regierung^ von der der Reformator zur 
Unterstützung seines Werkes österreichische Fachleute und 
Offiziere erbeten hatte. Man versuchte es mit belgischen 
Beamten, aber die russischen Einflüsse brachten alle Pläne 
zum Scheitern. Der Großwesir, der sich des Reformwerks 
besonders angenommen hatte, wurde von russischen Agenten 
vergiftet, sein Nachfolger entging nur durch sofortigen Rück¬ 
tritt vom Amt und den Antritt einer Weltreise dem gleichen 
Schicksal. Die belgische und ihr folgend eine holländische 
Finanzmission mußten vor den russischen Treibereien bald das 
Land verlassen. Ebenso erging es dem Amerikaner Shuster, 
je tüchtiger er war, desto stärker waren die Umtriebe der 
Russen und auch der Engländer. Shuster hat später seine 
Erlebnisse in Persien geschildert, und er hat in seinem 
Buch dem anglorussischen Intriguenspiel ein Denkmal gesetzt 
Zu diesem Intriguenspiel gehörten alle Waffen, Gift und 
Dolch, Revolver und Strick, und zahlreich sind die Opfer, 
die ihnen zum Opfer fielen. So wurde das Land mit ähn¬ 
lichen Mitteln der finanziellen Zerrüttung ausgeliefert, wie 
es früher die Engländer mit Aegypten gemacht hatten. 
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Zu alledem kam dann noch die persische Revolution. Im 
Jahre 1906 erhielt Persien eine Verfassung^, aber sein frischr 
gebackener „Parlamentarismus*^ erleichterte nur den beiden 
Landesfeinden die Einmischung in die inneren Verhältnisse. 
Der Schah mußte fliehen, aber er wurde von England und 
Rußland gemeinsam geschützt und unter sicherem Geleite 
über die Grenze geführt. 

Hatte bis zu dieser Zeit der Gegensatz, der zwischen 
Rußland und England bestand, den Persern häufig günstige 
Situationen und Aushilfen geboten, so ward es letzt damit 
vorbei. Im Jahre 1907 nahm England seine große Schwen¬ 
kung in seinem Verhältnis zu Rußland vor. Seine Schwächung, 
aus der Zeit des Burenkrieges war vorüber. Seinen früher 
proklamierten Standpunkt, der persische Golf sei eine Depen- 
denz von Indien omd «England besitze d,as ausschließliche Recht 
der politischen Kontrolle in seinen Gewässern, schien es 
eine Zeitla^ aufgegeben zu haben. In Rußland plante man 
dauernd ein Kriegsschiff im Golf zu stationieren, ebenso 
regelmäßige Dampferlinien mit Staatssubventionen zwischen 
Rußland und Ptersien via Sues und Ormus, außerdem russi¬ 
sche Konsularagenturen in Bender Abbas, an der Ormusi- 
Straße und in Achivas. „Damit**, so schilderte Rohrbach 
damals die Situation, „ist ein wichtiges Stück von Englands 
Ansprüchen auf die See- und .Weltherrschaft ohne Sang 
und Klang begraben, wie denn auch weder vorher in Buschir 
noch heute in Teheran irgendein Mensch erwartet, daß die 
Herren im Auswärtigen ^nt zu London auch nur schande¬ 
halber einen Versuch machen werden, sich zu sperren und 
zu dem Schaden auch noch den Spott zu ernten.** Es kam 
jedoch anders. Im Jahre 1903, nach glücklicher Beendigung 
des Burenkrieges, besucht Lord Curzon, damals Vizekönig, 
von Indien, den persischen Golf. Die damit angekündigte 
wieder aktive Rolle, die England jetzt in Persien zu spielen 
entschlossen war, ward durch die direkt gegen die russischen 
Pläne gerichtete Erklärung des britischen Auswärtigen Amtes 
unterstrichen, wonach England in der Errichtung einer Ma¬ 
rinestation oder eines befestigten Hafens in den persischen 
Gewässern durch irgendeine Macht eine schwere Bedrohung 
englischer Interessen erblicken müßte, die es mit allen Mit¬ 
teln bekämpfen würde. Bald darauf verschrieb England dem 
allzu vollblütigen Russen den Aderlaß des ostasiatischen 
Krieges, der Rußland durch die anschließende Revolution 
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freilich mehr schwächte als England lieb sein mochte. Jedenr 
falls hatte Rußland jetzt seine Schrecken und Gefahren für 
England verloren und in London konnte man darangehen, 
aus dem einst gefürchteten Nebenbuhler ein Instrument engv 
lischer Weltpofitik zu machen. Der Feind, gegen den Engv 
land jetzt also seine Macht konzentrierte, war Deutschland 
geworden. Deshalb warf man entschlossen im Jahre 1907 
das Schiff der Auswärtigen Politik herum, und an die Stelle 
der Drohungen vom Jahre 1903 trat jetzt der wichtige 
Vertrag mit Rußland vom 1. September über Persien, Afgha¬ 
nistan und Tibet. Für das militärisch wie weltpolitisch 
so stark geschwächte Rußland, das zudem noch vollkommen 
unter dem Druck seiner innerpolitischen Umwälzungen stand, 
war dieser Vertrag in der Tat ein großes Entgegenkommen. 
Einige Jahre vorher hätte es ihn'mit Entrüstung zurückgewie¬ 
sen. Jetzt aber war er die erste Anerkennung für seine 
unerschütterte Stellung als »Weltmacht. Persien wurde durch 
durch den Vertrag in drei Teile zerlegt. Den nördlichen 
Teil schob man als „Interessensphäre*^ den Russen zu, den 
südlichen am Golf gelegenen beanspruchte England für sich, 
der Rest wurde als „neutral** oder „unabhängig** belassen. 
Im übrigen verpflichteten sich beide Mächte — selbstver¬ 
ständlich ! — zur Aufrechterhaltung der politischen SelbS 
ständigkeit und territorialen Unversehrtheit Persiens. 

Wenige Jahre nach diesem Vertrage war Asurbeidschan, 
die nördlichste und reichste Provinz Persiens, nur noch nomi¬ 
nell ein Teil des Staates, zu dem sie gehörte. Im Jahre 
1909 wurde Täbris von russischen Truppen besetzt, es kam 
zu Kämpfen zwischen den persischen Nationalisten und den 
Russen, bei denen schließlich die Perser unterliegen mußten 
und 80 von ihnen am Galgen endeten. Eine intensive Russi- 
fizierung setzte ein. Russische Untertanen und Schutz^ 
genossen erwarben in großem Umfang persischen Grundbesitz 
und schon vor dem Kriege berechnete man, daß ein Fünftel, 
vielleicht sogar ein Viertel der Provinz direkt oder indirekt 
sich im russischen Besitz befanden. Auch der durch hohe 
Ausfuhrprämien gestützte russische Handel machte Fort¬ 
schritte, ebenso die orthotoxe Mission, die, wenn auch nicht 
in der Hauptstadt Täbris, so doch in Urmia und Salmas 
bald die Hälfte der christlichen eingeborenen Bevölkerung 
syrischer und armenischer Abkunft für die russische Kirche 
gewann. Die noch am Ruder befindlichen persischen Ver- 
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waltungs- und Justizbeamten waren lediglich russische Mario* 
netten, die mit dem Sturze der Fremdherrschaft auch ihre 
Posten zu verlieren fürchteten. Die Landesverwaltung in 
Persien im allgemeinen wie in Aserbeidschan im besonderen 
hatte die Einwohner durch ihre Güte oder Unbestechlich** 
keit nie verwöhnt, aber zur Zeit der Russenherrschaft standen 
die Dinge gerade durch das .Walten ihrer persischen Krea¬ 
turen besonders schlimm. 

Anders, wenn auch nicht besser, war die Situation in dem 
südlichen, zur englischen „Interessensphäre** erklärten Teile 
des Landes. Für England hatten die Verhältnisse eine be¬ 
sondere Seite gewonnen, als es sich darum handelte^ die 
Ausbeutung der großen Petroleumfelder Persiens, die in 
der südlichen und der „neutralen** Zone liegen, in die Hand 
zu bekommen. Die englische Flotte war, ohne daß man 
viel Aufhebens davon machte, allmählich zur Oelfeuerung 
übergegangen. Bereits vor dem Kriege besaß sie rund 250 
Fahrzeuge jeder Art piit Oelfeuerung. Diese Heizung empfahl 
sich neben anderen Gründen ^rade für die große englische 
Flotte besonders, weil sie beaeutend weniger Bedienung er- 
. fordert und demgemäß große Summen an Löhnen und Pen¬ 
sionen erspart. Nun gehört das Petroleum zu den Artikeln, 
in denen die Vertrustung mit am weitesten vorgeschritten 
ist. Die englische Gesellschaft, das Pearson Konzern, hatte 
den Nachteil, daß ihre Felder in Mittel- und Südamerika 
lagen, besonders aber in Mexiko, und die Unsicherheit der 
dortigen Verhältnisse ließ diese Gesellschaft nicht als den 
gwignetsten Lieferanten für die englische Flotte erscheinen. 
Die wichtigste Bezugsquelle war bis dahin für die englische 
Flotte die große europäische Gesellschaft — im Gegensatz 
zu Rockefellers Standard Oil Company in Amerika — Shell 
and Royal Dutch. Aber dieser Trust hatte binnen kurzem 
die Petroleumpreise verdoppelt und dadurch die englische 
Marine gehörig geschröpft. Die Verhältnisse drängten, den 
Staat von den großen Konzernen unabhängig zu machen. 
Die englische Regierung griff daher zu und erwarb im 
Juni 1914 für 44 Millionen Mark die Mehrheit der Aktien 
der Anglo-Persian Oil Company. Der britische Fiskus selber 
trat hier also als industrieller Großunternehmer auf, eine für 
das Wirtschaftsleben Englands höchst eigenartige Erschei¬ 
nung. Nun umfassen die persischen Oelgebiete einen Kom- 
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plex, größer als Deutschland und Frankreich zusammen. Sie 
liegen in Gebieten, die zum Teil noch von Nomaden durch¬ 
zogen werden, wo also eine irgendwie in Betracht kommende 
Verwaltung nicht existiert. Die aus den Oel führenden 
Gegenden zur Küste zu legenden Röhren beanspruchten eine 
Länge von rund 250 Kilometer, für die irgendwelche Sicher;- 
heit nicht bestand. Es kam also für oigland, wollte es 
die Oelfelder wirklich einmal ausnutzen, zunächst darauf an, 
„Sicherheit' zu schaffen. 

Nun war die englische Regierung schon Jahre hindurch 
in dieser Richtung in Persien tätig gewesen. Im Oktober 
1910 hatte sie an Persien ein Ultimatum gestellt, das zum 
Schutz zunächst der südlichen Handelsstraßen die Ausbildung, 
Bewaffnung und Unterhaltung einer unter britischem Befehl 
stehenden Polizeitruppe verlangte. Die Forderung wurde 
schließlich dahin abgeändert, daß an Stelle der britischen 
Instrukteure die Offiziere einer kleineren Macht zugestanden 
wurden. Nach Einholung des allgemeinen Einverständnisses 
verstand sich Schweden dazu, mehrere tüchtige Offiziere zu 
entsenden, die sehr bald eine Truppe schufen, die allen 
berechtigten Ansprüchen entspVach und auch in Persien 
populär war. Aber gerade das letztere mußte man verhindern, . 
man lief sonst Gefahr, daß wie im Falle des amerikanischen 
Finanzreformers Shuster eine zum Schaden Persiens ge¬ 
troffene Bestünmung in ihr Gegenteil Umschlagen könnte. 
Sehr bald begannen also die Treibereien gegen die schwedi¬ 
schen Offiziere, denen man zunächst Geldanbietungen machte, 
um sie auf die englische Seite zu ziehen. Ali sie diese 
aber ablehnten, enthielt man ihnen den Sold vor, verdächtigte 
sie — es war inzwischen der .Weltkrieg ausgebrochen — 
deutschfreundlicher Umtriebe und machte ihnen auf jede 
Weise das Leben unmöglich. Im Jahre 1916 endlich war 
England so weit: die schwedischen Offiziere traten zurück, 
die Truppe selber wurde aufgelöst, worauf die alte Unord¬ 
nung sehr bald wieder einsetzte. England drängte, eine 
neue Truppe zu schaffen, allein die persischen Finanzen 
waren inzwischen in eine so erwünschte Unordnung gekom¬ 
men, daß die Regierung der englischen Forderung nicht 
nachkommen konnte. Daraufhin stellten englische Offiziere 
eine solche Truppe zusammen, die jedoch bei weitem stärker 
war als die frühere. Inzwischen hatte man das Land immer 
Itiehr Jn die ^iand (bekommen, seine Hauptverkehrsadern w^req 
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durch britische Abteilungen von der Außenwelt abgeschnitten, 
so daß beispielsweise die wichtige Note, in der die persische 
Regierung den Mächten die Abfassung und Revision aller 
Verträge mitteilte, fünf Monate brauchte, um nach Kon¬ 
stantinopel zu gelangen. Persien hatte in der Tat gewagt, 
den anglorussischen Vertrag von 1907 zu zerreißen, worüber 
das englische Pressebureau herablassend bemerkte : „Genau 
genommen hat Persien weder das Recht noch die Macht, 
den anglorussischen Vertrag irgendwie ad acta zu legen; 
unter den gegenwärtigen Umständen aber mag seine Hand¬ 
lungsweise durchgehen.** Inzwischen nämlich hatte sich Eng¬ 
land selber von diesem! Vertrage einseitig losgesprochen. 
Sein früherer Rivale imd späterer Bundesgenosse Rußland 
war zusammengebrochen und hatte den Krieg wie seine 
Position als Großmacht aufgeben müssen. Im Norden gab 
es also keine russische Armee mehr. Auf der anderen Seite 
hatte England weite Eroberungen in Mesopotamien gemacht 
und hatte Bagdad besetzt und damit eine starke Flanken- 
stellung gegen Persien eingenommen, ln dieser Situation 
bedeutete die einseitige Aufhebung des anglorussischen Ver¬ 
trages nicht anderes als daß England sich in Zukunft 
nicht mehr bloß auf seine südliche „Interessensphäre** be^- 
schränken, sondern das ^nze Land für sich in Anspruch 
nehmen werde. Dazu sollte ihm die neuaufgesteilte Truppe 
unter dem Befehl englischer Offiziere verhelfen. Noch im 
Januar 1918 hatte Earl Curzon im englischen Oberhause 
entrüstet erklärt: „Von den deutschfreundlichen Elementen, 
deren Ränke wir so genau kennen, sind Versuche gemacht 
worden, diese Truppe als einen Teil der britischen oder indi¬ 
schen Armee hinzustellen mit dem Zwecke der militärischen 
Besetzung dieses Landes. Natürlich gibt es nichts derartiges 
in Persien.** Inzwischen legte diese „persische** Polizei¬ 
truppe im Innern Persiens Ortechaften durch Beschießung in 
Trümmer und drängte immer weiter nach .Westen gegen die 
türkische Grenze und nach Nordwesten gegen Aserbeidschan 
vor, bis schließlich der Oberst Klenian, der englische Konsul 
von Kirmandscha, mit der letzten Fiktion aufräumte, als 
handele es sich hier immer noch um eine persische Truppe. 
In einer Kundgebung an die persishec Bevölkerung erklärte 
er in diesem Frühjahr mit trockenen Worten, daß es sich 
um englische Truppen handele. Wir zitieren aus dem Auf¬ 
ruf nur den ersten und den letzten Absatz: 


Digitized by Go 'gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




528 


Persien. 


1. Die englische Regierung entsandte bislang keine ihrer 
Armeen nach Persien, nun ist sie aber aus verschiedenen 
Gründen gezwungen, eine starke Truppenmacht aufzustellen 
und nach hier in Marsch zu setzen. 

7. Die Politik Englands stellt eine Politik der Gerechtig¬ 
keit dar. Zwischen den englischen Truppen und der persi¬ 
schen Bevölkerung soll sich ein gutes Verhältnis anbahnen. 
Mit Arm und Reich werden wir wie mit Freunden ver¬ 
kehren. Diejenigen aber, die etwas zum Schaden Englands 
unternehmen, werden vor ein Gericht gestellt; Spione und 
Urheber geheimer Machenschaften haben Aburteilung nach 
der Strenge des Gesetzes zu gewärtigen. 

Damit hat sich der Ring geschlossen. England steht mit 
einer, wie es selbst betont, „starken TruppenmachF* mitten 
in einem neutralen Lande, in dem es das Standrecht prokla¬ 
miert hat. Dabei bezeugt das tugendhafte England sich 
vorsorglich selber, daß seine Politik eine Politik der „Ge^ 
rechti^eiF^ ist. ,Wie sollte es* auch anders sein. Als im 
August 1Q14 die deutschen Truppen Belgien besetzten, taten 
sie es, weil es für das deutsche Volk eine Frage von Leben 
und Tod war. Der deutsche Reichskanzler erklärte das 
für ein „Unrecht^^ das wir wieder gutmachen würden. Seit 
August 1914 brüllt die .Welt über deutsche Schurkerei. Eng¬ 
land besetzt Persien, weil es seine Oelfelder gut gebrauchen 
kann und das Land zu schwach ist, sich zu wehren. Eng^ 
land denkt gar nicht daran, das Land wieder freizugeben. 
In der ganzen .Welt regt sich kein Lüftchen. Alles ist 
in Ordnung. 

Nun ist in dem Friedensvertrag von Brest die Unabhängig¬ 
keit Persiens als ein wesentliches Interesse der vertragschlie¬ 
ßenden Mächte anerkannt worden. Das letzte Wort ist also 
über Persien noch nicht gesprochen. Immerhin muß man 
damit rechnen, daß die Position Englands im Orient durch die 
Besetzung Pensiens eine wesentliche Stärkung erfahren hat. 
Der Ring von B^dad nach Indien ist nunm^r geschlossen. 
Auch um diese Entscheidungen wird an unserer Westfront 
gekämpft. 
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Die Probe aufs Exempel. 

r\ER Gedanke der Neuorientierung unserer inneren Poli- 
^ tik hat bisher nicht die Fruchtbarkeit bewiesen, die man 
in der ersten Zeit erhoffen durfte und auch tatsächlich 
erhofft hat. Es war bis zu einem gewissen Grade eine 
Sache des Temperaments, welche Auswirkung man ihm im 
einzelnen Zutrauen wollte. Es war ganz gewiß nicht tak¬ 
tisch klug, von vornherein den Glauben zu bekämpfen, daß 
nun die Erfüllung gewisser Volks- und Arbeiterforderungen 
nicht mehr aufzuhalten sei. Aber gerade in dieser Tätigt 
keit sahen manche Parteikreise ihre Pflicht und ließen darum 
keine Gelegenheit vorübergehen, um den Massen zu sagen: 
Macht' euch keine Hoffnungen, daß diese Reden und Vor¬ 
sätze irgend eine Folge haben werden; diese Stimmung 
vergeht und dann wird man wieder im alten Geiste legieren. 
Mit solchen Warnungen kann man sich zwar in den Ruf 
gewi^ter Kaltblütigkeit bringen, nur kann man so keine 
Irolitik machen. Diese Kaltwasserbehandlung hat nach zwei 
Seiten unerwünschte und jedenfalls auch ungewollte Wir¬ 
kungen. Den Massen nimmt man damit einen guten Teil 
ihres Vertrauens auf den Erfolg ihrer Mühen und Opfer. 
Man gewöhnt sie an den Gedanken, daß es im allgemeinen 
beim Alten bleiben werde und schafft so die geistige Dis¬ 
position dafür, daß sie sich gegebenenfalls mit dem 
Ausbleiben der erstrebten Reformen abfinden. Wir 
brauchen aber für unsere Bewegung eine ganz andere 
Geistigkeit der Masse. Es kommt darauf an, die 
Masse mit dem Bewußtsein zu erfüllen,- daß Gegenwart 
und Zukunft die Elemente einer grundsätzlich neuen Zeit 
enthalten, die nach anderen Maßstäben verlangt. Unsere 
Bewegung muß sich auf den Rhythmus dieser Zeit einr 
stellen. Viele alte Formen zerbrechen und mit einer unr 
gewohnten Schnelliglieit entstehen und reifen neue Bildung 
gen. Die Aitieiterklasse, die alles von der Zukunft erwarten 
muß, weil ihr die Gegenwart noch so vieles versagt, muß 
ihr politisches und soziales Sehen und Streben diesem neuen 
Wesen der Entwicklung anpassen, und dazu gehört, daß 
sie sich befreit von jenem verbitterten Pessimismus, der aus 
der Verhinderung jedes Fortschrittes geboren war, ihr aber 
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auch insofern wieder Vorschub leistet, indem er dem Strrf>en 
die Schwungkraft nimmt und den zu freier und kühner 
Initiative drängenden Geist lähmt. 

Das alles wollte man selbstverständlich nicht, aber man 
hat es doch leider in nur zu großem Umfange erreicht. 
Das Bewußtsein von der Ungewöhnlichkeit der mit dem 
Kriege eingeleiteten Entwicklung ist in der Tat auffallend 
schwach vorhanden und jene radikal tuende Spießerh^tigkeit, 
die überlegen räsoniert: es bleibt doch alles beim Alten, 
hat leider noch immer eine viel zu große Macht 

Auch den konservativ gerichteten Mächten gegenüber war 
diese Methode verkehrt und unklug. ' Denn sie mußte bei 
ihnen den Eindruck erwecken, daß wir selber auf die endi 
liehe Erfüllung unserer Forderungen gar nicht rechneten und 
die Zusicherung einer Kursänderung selber nicht für bare 
Münze nähmen. iWo man in diesen Kreisen um die Politik 
der Neuorientierung stritt, da mußte es doch Eindruck 
machen, wenn die Gegner jedweder freiwilligen Zugeständ¬ 
nisse schwarz auf weiß belegen konnten, daß die Arbeitei^ 
Schaft die Erwartun^n, von denen die Reformfreunde wohl 
reden mochten, in Wirklichkeit gar nicht hege, daß sie viels 
mehr mit der Fortdauer des alten politischen Systems rechne. 
Dadurch mußte zumindest jener Standpunkt eine Stärkung 
erfahren, der sich sagt: halten wir zunächst am Alten 
fest und warten wir ab, wie weit uns die realen Ver¬ 
hältnisse zum Nachgeben zwingen. Das war die tatsäch¬ 
liche Wirkung jener überschlauen Taktik. Freilich war sie 
nicht beabsichtig. Man wollte nur vermeiden, „daß sich 
die Masse Illusionen mache*^ und sie so „vor grausamen 
Enttäuschungen bewahren*^ 

Wer die Grundregel für das politische Verbann darin sieht, 
sich niemals der Gefahr auszusetzen, daß man ihn auf eine 
nicht eingetroffene Voraussage festnagele, wird diese Taktik 
für sehr weise halten. Die wirklich großen Schritte der 
Weltgeschichte sind aber diesem Geiste nicht zu danken. 
Eine Klasse, die wie das Proletariat gegen eine feindliche 
Welt um den Aufstieg kämpfen muß, bedarf einer gewissen 
Illusionsfähigkeit, um trotz der Hoffnungslosi^eit der Ge¬ 
genwart den Mut zum Kampf zu fin£n. oner Klasse 
aber, deren Aufstieg von der geschichtlichen Entwicklung 
selbst getragen wird, sind Enttäuschungen noch niemals 
gefährlich gewesen; müßten sie das sein, was wäre dann 
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nach den Hottentottenwahlen mit uns geschehen! Der 
Arijeiterbewegung sind gerade die Enttäuschungen gut be¬ 
kommen. Es hat indessen wenig Sinn, diese Frage des 
taktischen Verhaltens zu erörtern, denn selbst die gründe 
liebste Behandlung wird nicht verhindern, daß die gleichen 
Fehler schon bei der ersten Gelegenheit wiederholt werden. 
.Wie tief dies Uebel bei uns nistet, beweist augenblicklich die 
Kommentierung der Hertlingschen Erklärungen über die 
Friedensfrage. Statt ihnen eine weite Deuhing zu geben 
und die Regierung darauf festzulegen, kommentiert man ihren 
positiven Sinn hinweg und gibt der Regierung das Recht, 
sich später, wenn es ihr passen sollte, von ihren jetzigen 
Erklärungen abzurücken, auf unsere eigenen Kommen&re 
zu berufen. Wenn darum; die bisherigen Ergebnisse der Neur 
Orientierung so dürftig sind, so dürfen wir nicht vergessen, 
daß diese Art, in der wir die Frage behandelten, wirklich 
nicht danach angetan war, den ganzen Gehalt der politischen 
Situation auszunützen. Das allein hat das bisherige Ergebnis 
allerdings nicht bestimmt. Die tieferen Ursachen lassen sich 
heute noch nicht übersehen. Doch hat die Annahme manches 
für sich, daß der große Umschwung in der weltpolitischen 
Lage des Reichs, der von dem Zusammenbruche Rußlands 
datiert, den Einfluß der militaristiscK-reaktionären Kreise 
auf die innere Poilitik gestärkt habe. Daß dieser Einfluß 
heute unvergleichlich stärker ist als vor einem Jahre, ist 
eine Tatsache, die nicht übersehen werden kann. Das Schick¬ 
sal der .Wahlrechtsvorlage beweist das. Aber doch steht 
die Sache der Reaktion auf keinem Gebiet so ungünstig wie 
gerade hier. Das gleiche Wahlrecht ist zur Wegscheide, 
unserer innerpolitischen Entwicklung geworden. Es ist die 
befreiende Tat, die erst getan werden muß, wenn man über¬ 
haupt die Möglichkeit einer Entwicklung erhoffen will. In 
dieser Frage ist das Rdch mit seinem ganzen Ansehen vor 
der ganzen Welt engagiert. Dieser Umstand drückt auch auf 
die Regierung und hält sie bei der Stange. Darum ist 
die Fragestellung hier verhältnismäßig einfach; nicht ob 
das gleiche Wahlrecht kommt, sondern wie es kommt, das 
ist die Frage. 

Viel ungünstiger liegt die Situation bei der Kernfrage 
der sozialpolitischen Neuorientierung, als die wir die Schaf¬ 
fung der Arbeitskammem anzusehen haben. Hier handelt 
es sich nicht weniger um eine grundsätzliche Umstellung 
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des innerpolitischen Regierungskurses. Die sozialpolitische 
Gesetzgebimg des Reiches hatte von Anbeginn an gouveme- 
mentalen Charakter, der sich mit dem Erstarken der Arbeiter¬ 
organisationen keineswegs verlor, sondern nur noch stärker 
und unter Hervorkehrung arbeiterfeindlicher Tendenzen aus- 
prä^e. Die Organisation der Arbeiterinteressenvertretung 
ist formal gesehen nur die Gewährung des gleichen Rechts, 
ln ihrem .wesen ist sie mehr, ist sie die Heranziehung der 
Arbeiterklasse zur Lösung der wirtschaftlichen und sozialen 
Aufgaben der Nation. Man hat die Mitaif)eit der Arbeiterr 
Organisationen an^nommen in der schwersten Zeit, wo das 
Reich um seinen ^stand rang, und wo man ohne sie ver¬ 
loren gewesen wäre. Sie für die Friedenszeit zu verweigern, 
wagt man nicht. Aber man ist noch so sehr im Banne der 
ariKitorfeindlichen Tradition, daß man es sich zum Ziel ge¬ 
setzt hat, sie nach Möglichkeit einzuschränken. Was man 
gewähren will, ist nicht eine wirkliche Interessenvertretung, 
sondern das Surrogat einer solchen. 

Für Außenstehende könnte der Streit, der sich zwischen der 
Mehrheit des Ausschusses und der Reichsregierung um die 
berufliche oder räumliche Gliederung der Arbeitskammern 
aufgetaii hat, als eine Meinungsverschiedenheit von unter¬ 
geordneter Bedeutung, erscheinen. Denn die Interessenver¬ 
tretung selber steht ja nicht in Fragte, sondern nur die Glie¬ 
derung im einzelnen.' In .Wirklichkeit aber liegt gerade hier 
der l^m der ganzen Aufgabe. Er wird in den Debatten 
nur flüchtig gestreift, denn die Regierung wünscht natürlich 
nicht, ihn in aller Klarheit herausgearbeitet zu sehen. Sie 
beruft sich auf Zweckmäßigkeitsgründe und sucht damit 
den Anschein zu erwecken, als ob es sich für sie wirklich, 
um die Bürgschaft für eine geordnete sachliche Erledigung 
der den Kammern gestellten Aufgaben handele. In Wirklich¬ 
keit steht hier die Frage des Einflusses der Arbeitskammem 
überhaupt zur Entscheidung. Beschränkt man die Arbeits¬ 
kammem von vornherein auf die einzelnen Berufszweige, 
so nimmi man ihnen damit jede Befugnis, in Angelegenheiten 
zu sprechen, die das Gesamtinteresse der Arbeiterschaft be¬ 
rühren. Man würde damit nur Organe schaffen, die neben 
den freien Bemfsorganisationen der Arbeiterschaft je nach¬ 
dem entweder ein Schattendasein führen müßten oder ein 
Moment der Störung würden. Wir würden nebeneinander 
acht, zehn oder zwölf beruflich abgegrenzte Arbeitskammem 
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haben. Diese Kammern könnten gegebenenfalls bei einer 
Frage von allgemeiner Bedeutung für die Arbeiterschaft ihre 
Gutachten abgeben. Aber diese Kundgebungen könnten nie¬ 
mals den Wert haben, den das Gutachten einer einheitlichen 
Arbeitervertretung des ganzen Geltungsgebiets hätte. Durch 
die Jierufliche Gliederung würde die Arb^t der Kammern ganz 
von selbst auf die reinen Berufsangelegenheiten beschränkt 
bleiben. Die Fragen der sozialen Gesetzgebung, der Ver¬ 
waltung und Rechtsprechung, der Verkehrs-, wirtschafts- 
und Wohnungspolitik würden praktisch von den Kammern 
gar nicht bearbeitet werden können. Sie würden ein mehr 
oder weniger behagliches Stilleben führen; Organe der Ar¬ 
beiterinteressenvertretung würden und könnten sie nicht sein. 

Das alles weiß die Reichsregierung sehr wohl, und wenn 
sie es nicht wüßte, so hätte sie es von den Organisationen 
der Kapitalisten erfahren. Die Unternehmerverbände, die 
Handelskammern und was diesen gleichzuachten ist, die haben 
mit sicherem Blick den Kern der ganzen Frage erfaßt und 
einen Resolutions- und Eingabensturm gegen die räumliche 
Gliederung der Arbeitskammern entfacht. Die Reichsregiev 
rung steht ganz und gar im Banne dieser Unternehmerforde^ 
rungen, denen sich Herr Schwander durch eiligste Flucht 
aus dem Reichswirtschaftsamt entzog, um einem waschechten 
Bureaukraten Platz zu machen, der seine Rolle mit jener 
steifen Konsequenz durchführt, die man an diesen Ergebnissen 
preußischer Zucht gewohnt ist. 

Die Schaffung der Arbeitskammern ist die wirkliche Probe 
aufs Exempel der innerpolitischen Neuorientierung, nämlich 
darauf, ob man zu anderen Methoden der Regierung über¬ 
gehen will. Beim Wahlrecht muß man es. Hinter der Forde¬ 
rung nach Arbeitskammern steht kein so unmittelbar 
zwingender Druck. Hier soll sich erweisen, ob die regie¬ 
rende Bureaukratie die Einsicht und Anpassungsfähigkeit hat, 
die die Zeitverhältnisse von ihr fordern, ob endlich der 
Geist feindseligen Mißtrauens gegenüber der Arbeiterschaft 
verschwunden ist. Diese Probe ist negativ ausgefallen. Der 
Kampf der Arbeiterklasse beginnt am Tage nach dem Frieden 
dort, wo er am 4. August 1914 aufgehört hat. 

Wenn wir sagen, daß hinter der Forderung nach Arbeits- 
kammem kein so unmittelbarer zwingender Druck steht, wie 
hinter der Wahlrechtsforderung, so ist das nicht so aufzu¬ 
fassen, als ob es für die Nation gleichgültig sei,' wie man 
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dies« Frage lost Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten der 
Uebergangszeit Werden durch jdle Gegensätze zwischen Kapital 
und Lohnarbeit, durch den Streit um das Arbeitsverhältnis 
manche Verechärfung erfahren. Für ihre Uebei^indung 
hängt viel- davon ab, ob und welche Organe vorhanden 
sind, die sich um einen Ausgleich der Gegensätze bemühen. 
Hier würden Arbeitskammem, die das volle Vertrauen der 
Aiheiterschaft hätten, großen Nutzen stiften und unermeßr 
liehen Schaden abwenden: können. iWir wissen, daß man 
in einen hohlen Topf greift, wenn man bei der regierenden 
Bureaukratie nach solchen Einsichten sucht. Sie versagt in 
all solchen Fällen, wo sie sich mit dem organisierten Willen 
der Arbeiterklasse abzufinden hat, denn dieser Wille kommt 
aus einer anderen Welt, die ihr fremd ist. Da hilft nichts 
anderes, als die Logik der Tatsachen selbst sprechen zu 
lassen. Diese Logik erfordert in diesem Falle, die Arbeits,- 
kammem, so wie sie die Regierung will, standhaft abzulehnen. 
Wir haben keine Ursache zu Zugestän^issen, die im Grunde 
doch nur bedeuteten, daß wir damit einverstanden wären, daß 
die Arbeiterklasse schlechter behandelt wird als die übrigen 
Klassen. Der Reichstag und die Berufsorganisationen der 
Arbeiter müssen fest bleiben und die Regierung muß lernen. 


ADAM REMMELE: 

Zum Aufstieg der Begabten. 

IN Nr. 10 der „Glocke*^ veröffentlicht Herr Hauptlehrer 
* Ernst Krieck-fAannheim einen Aufsatz: „Zum Aufstieg der 
Begabten**. Der Autor verfolgt mit ihm zweierlei Zwecke. 
Einmal will er die sozialen Ziele und Möglichkeiten, die 
in der Förderung der Begabten erblickt werden, in den 
Mittelpunkt der Erörterung rücken und dann sucht er zu 
begründen, daß das Problem einer umfassenden Volksschul¬ 
reform von dem Zeitproblem der Begabtenförderung in den 
Hintergrund gedrängt wird. 

Insoweit ist die Erörterung der Frage zweifelsohne von 
Interesse. Denn, wenn mit der Förderung der Hochbegabten 
aus den wirtschaftlich schwachen Volkskreisen etwa das 
Schulreformproblem als gelöst betrachtet werden sollte, dann 
müßte man sich recht ernstlich die Frage vorlegen, ob 
man diesen Bestrebungen nicht Widerstand entgegenzusetzen 
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hätte. Herr Krieck scheint dieser Atrffassun^ zu sein, findet 
er es doch verwunderlich^ „daß sich die Sozialdemokratie in 
den' Kommunen immer wi^er von diesem Schein blenden 
läßt und einer Idee Vorspanndienste leistet, die ihrem- zert^ 
traten Weal stracks zuwiaerläuff*. Dieser Vorwurf fordert 
zum .Widerspruch heraus. 

Als Freund einer guten Volksschule hat man selbstverständf- 
lieh deren Reform anzustreben. Die in dieser Richtung ge;- 
legene Aufgabe zu lösen, ist Sache des Staates. Cfesen 
Mtihlen art^iten aber sehr langsam. Bis eine Staatsregief 
rung herauskommt aus den Erwägungen über irgend eine 
Frage, vergeht oft ein Jahrzehnt. In den Städten reifen 
die Entscheidungen schneller heran. Es ist deshalb nicht 
verwunderlich, wenn die von den Städteverwaltungen inner¬ 
halb ihres Au^abenkreises durchgeführten Schulreformen den 
Charakter einer Stückarbeit an sich haben. Ja, es kommt 
heutzutage nicht selten vor, daß die Städte dem Staate 
schulische Aufgaben abnehmen und ihrerseits mit ihren 
Mitteln fördern. Das Problem der Förderung hochbegabter 
Schüler ist nur eine der von vielen Städten in Angriff gew 
nomtnenen Aufgaben. 

Die Frage steht so: darf man die voh der Stadtverwaltung 
in Aussicht genommene, im Rahmen ihrer Machtbefugnisse 
n^liche Verbesserung des Schulwesens unterstützen oder 
nicht? Herr Kneck sagt: Nein! Denn, so meint er, die 
kleinen Städte und das platte Land können da nicht mit«* 
kommen. Die Spezialchirchbildung der Qroßstadtschule 
schwört die Gefahr herauf, daß, ihrer finanziellen Wirkung 
wegen, dann die grundlegenden Probleme der Schulreform 
in den Hintergrund gedrängt werden. Wir aber sagen: Ja! 
Mit der AllesHoder-Nichts-Theorie ist auch auf diesem Ge¬ 
biete nichts auszurichten. Die erste Voraussetzung für jede 
gesunde Schulreform ist eine gute Dosis sozialer Einsicht 
Tn den muffigen Stuben der Staatsregierungen ist eine solche 
nicht zu finden. Auf dem platten Land siAt man die Schule 
häufig noch als ein notwendiges Uebel an. Soll man in 
den Städten nun etwa zuwarten, bis ein gesunder Schulgeist 
überall im Lande eine Heimstätte gefunden hat? Das Leben 
luid die Arbeit in der Stadt stellt an den Menschen ganz 
andere Autoben, als auf dem Lande. Deshalb muß die 
städtische \^lksschule von vornherein für ihre Lehrtätigkeit 
auf eüie Basis gestellt sein, die den Bedürfnissen des Ld>ens 
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in der Stadt und der Arbeit in Industrie, Handel und Gewerbe 
gerecht wird. Daß sozialdemokratische Rathausvertreter die 
in dieser Richtung gelegenen Bestrebungen moderner Schul¬ 
männer nach Kräften unterstützen, b^arf einer weiteren 
Begründung nicht. Die eine dieser Bestrebungen ist, hoch- 
begabten Schälern den Aufstieg in höhere Schulen zu er¬ 
möglichen. 

Herr Krieck hält uns nun die Frage entgegen, welchen 
Vorteil für die Arbeiterklasse wir damit erzielen wollten. 
Genau so, wie der Münchener Professor Dr. F. W. Foerster, 
erklärt er, der Arbeitersohn, dem der Aufstieg in höhere 
Schulen ermöglicht würde, ginge seiner Klasse verloren. Er 
höre auf, ihr zu dienen. Eine hohe Allgemeinbildung auf 
wissenschaftlicher Grundlage sei für begabte Menschen zwar 
höchst wünschenswert (also doch!), „m)er ein Unglück für 
die Arbeiterschaft ist es, wenn ihre besten Söhne diesem 
zweifelhaften Vorteil zugeführt und sie (die Arbeiterschaft) 
so von allen tüchtigen Begabungen entlaugt wird‘‘. Also 
mit anderen Worten: Knecht bleibe Knecht! Sohn des 
Tagelöhners werde wieder Tagelöhner! Denn die Klasse, 
aus der du entsprossen, gebraucht dich zu ihrer Forterhaltung 
und Verteidigung. Daß die Arbeiterklasse hermethisch für 
sich abgeschlossen gar nicht existieren kann, daß sie im 
Staatsleben einen immer mächtigeren Faktor darstellt, der 
trotz aller Hemmnisse berufen ist, die politischen Instrumente 
des Staates zu handhaben, so gut wie die Glieder der 
oberen Volksschichten, daran hat Herr Krieck nicht gedacht. 
Der Zustand muß doch einmal aufhören, daß nur die Söhne 
der mittleren Volksschichten die Beamtenstellen einnehmen 
und jene der höheren Schichten überall obenaufschwimmen 
wie die Fettaugen auf der Suppe. Würde etwa nicht das 
Rechtsbewußtsem des Volkes besser geachtet, wenn der Sohn 
eines Tagelöhners auf dem Richterstuhle säße, und nicht 
nur so ein weltfremder Bourgeoissprößling Recht spricht, der 
die Sitten und Lebensauffassungen der unteren Volksschichten 
nur vom Hörensagen kennt und vom sozialen Elend unserer 
Zeit aus eigener Anschauung nichts weiß? Diese Notwendigv 
keit sieht Herr Krieck auch ein. Er widerspricht sich aber 
stark, wenn er schreibt: 

„Was erhofft die Arbeiterschaft als solche, vor allem 
die Gewerkschaft, davon, wenn ihre Söhne der Klasse 
entzogen und anderen, sogenannten höheren Gesellschafts- 
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und Berufsschichten zugeteilt werden? In ihrem sozialen 
und politischen Aufstieg muß sich die Arbeiterschaft ihre 
Führer aus den eigenen Reihen heranziehen, eine eigene 
führende Intelligenzschicht bilden, . . . und nicht auf füh¬ 
rende 'Intelligenzen laus dem Bürgertum rechnen^ Dazu muß 
sie sich ihre besten Kräfte freihalten und ihnen den Auf¬ 
stieg bis in die höchsten politischen Verwaltungs- und 
sonstigen öffentlichen Stellen freimachen unter .Wahrung 
des Zusammenhanges mit dem Mutterboden*, mit den Inter¬ 
essen ihrer Ursprungsklasse.*^ 

Also Sprung-auf, Sprung-ab! Eine durchgreifende schu¬ 
lische Erziehung ist von Uebel, die öffentlichen Verwaltungs¬ 
stellen aber, selbst die höchsten politischen, sollen die 
Arbeiterführer einnehmen. Daß dies da und dort wohl mög¬ 
lich sein wird, mag unbestritten sein, man kann aber unf- 
möglich die Ausnahme zur allgemeinen Regel stempeln. Eine 
gute Allgemeinbildung wird eben nur durch tüchtige schu¬ 
lische Aiijeit gewährleistet. Menschen mit abgeschlossener 
Bildung setzen sich auch späterhin leichter durch, als solche, 
die neben ihrer Brotarbeit noch an die eigene Fortbildung 
denken müssen. 

Aber noch ein allgemeiner Gesichtspunkt, den Herr Krieck 
zur Begründung seiner Auffassung ins Feld führte, bedarf 
einer Entgegnung. Es bangt ihm vor der Massenhaftig- 
keit der Anwärter für die sogenannten gebildeten Berufe. 
Die Uebervölkerung vermehre das Beamten-, Bildungs- und 
Schreiberproletariat ohne Not. 

Nun, der Staat braucht ja nur beizeiten das Schulwesen 
insgemein so zu reformieren, daß die Schwachbegabten aus 
den Mittel- und Oberschichten auch nur den für sie sich 
eilenden Berufen zugeführt werden. .Weg mit den Vor¬ 
schulen und den privaten Sthulpressen! Mit der Erfüllung 
dieser Forderungen wird für die Tüchtigen die Bahn schon 
ein gutes Stück frei. Und wenn man schließlich gar auf das 
Recht auf Stellung für die Beamten-Kandidaten pocht, so 
ist das auch ein Kapitel, über das die Akten so lange nicht 
geschlossen werden können, als Vater Staat dieses Recht 
nicht allen seinen Söhnen zugesteht. 

Zweck und Ziel des „Aufstieges'^ ist die Erreichung eines 
Maximums persönlicher Kultur und sozialer Leistungsfähig¬ 
keit. Der Erfolg kommt der Nation und damit auch der 
Arbeiterklasse zugute. An einem guten Schulsack trägt der 
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Einzelne nicht schwer, das .Wohl von Familie, Gemeinde 
und Staat wird durch die bessere Hervorhebung der Oeistesr 
starken nur günstig beeinflußt. Da die Schuk zeitlich vor 
dem selbständigen Leben des Einzelnen und vor dem Beruf 
steht, kann die schulische Auslese für die Allgemeinbeit 
einen Schaden nicht bedeuten. 

Anders liegt es freilich mit der Frage, wie dieses Scfaul- 
reformprobletn gelöst werden soll. Hier kann man schon um 
deswilben über die einzuschlagenden .Wege streiten, weil man 
über abgeschlossene Erfahrungen nicht verfügt. Der Staat 
steht dem ganzen Fragenkomplex noch zuwartend gegenüber. 
Also obliegt es den Städten, Hand ans .Werk zu legen. Erst 
war die Frage spruchreif, Schwachbegabte und gesundheitlich 
defekte Kinder gesondert einzaschulen. Dadurch ließ sich 
die Lehrtätigkeit in den Normalklassen steigern. Letzteren 
wurden dann die Sprachklassen übelgeordnet, in denen be*- 
gabte Schüler Aufnahme finden. So können von hier aus 
die Kinder mit verhältnismäßig guter Schulbildung ins prak¬ 
tische Leben treten. 

Um die Hochbegabten aus den wirtschaftlich schwachen 
Volkskreisen zu fördern, schuf man schließlich die öeber- 
gangsklassen. Auch für diel Aufnahme in diese entscheidet die 
Gesamtleistung des Schülers. Herr Krieck beanstandet diese 
Auslesemethode. Gegenüber den Schwachbegabten, die nach 
den Förderklassen verwiesen werden müssen, ist sicherlich 
allergrößte Vorsicht am Platze, Vor allem wird man stets 
im Auge behalten müssen, derartige Kinder wieder in die 
Normalklassen zu verpflanzen, sobald sich bei ihnen die 
Voraussetzungen dafür zeigen. Die engere Auswahl der 
Kinder nach den Methoden der experimentellen Psychologie, 
wie sie in Berlin geübt wird, kann Herr Krieck auch nicht 
empfehlen, so wenig wie wir. Was aber dann? Schließlich 
kommt man über diese Schwierigkeit doch nicht mit der 
Negation aller Möglichkeiten hinweg. Die mit den sonst im 
Schulleben üblichen Aufnahmeprüfungen gemachten Erfah¬ 
rungen reizen auch nicht zur Nachahmung. Diese Lüdce 
bleibt somit zunächst offen, weil hierfür das „Ei des Kolumh 
bus^^ noch ijicht entdeckt ist. Da nun aber nicht zuletzt 
von sozialdenkikratischer Seite, auch im preußischen Landtag, 
immer wieder die Forderung erhoben wird, begabten VoUcs- 
schülem die Möglichkeit zu geben, die höheren Sünden zu ber 
suchen, so muß man sich über die Art der Auswahl der Be^ 
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gfabten positiv und nicht nur negativ äußern. Die Begabten.' 
schulen einfach nur ablehnen, ohne an deren Stelle etwas 
Besseres zu setzen — damit wird das Schulproblem nicht 
entschieden. 

Die Annahme, das Problem der Begabtenförderung dränge 
die allgemeine Schulreform in den Hintergrund erscheint uns 
auch noch aus anderen Gründen irrig zu sein. Das Schul’- 
problem kann erst dann als gelöst angesehen werden, wenn 
durch die schulischen Einrich^ngen die Gesamtheit der Kin¬ 
der einen Gewinn hat Dies ist schulisch' am besten nur 
dadurch zu erreichen', daß ein der reichen Differenziertheit 
der quantitativen und qualitativen Begabung entsprechend 
reich gegliedertes Schulwesen aus den überkommenen Schul- 
fonnen heraus gestaltet wird, und daß dann möglichst 
dem einzelnen Kmd der .Weg zu derjenigen Schulhahn frei 
gemacht, wird, die seinem individuellen Bedürfnis entspricht. 
Begabungsart und Begabungsgrad sind hierbei ausschlag¬ 
gebende Faktoren. Diese Forderung ist nun keineswegs 
nur für die städtischen Volksschulen aufgestellt. In einer 
Eingalxt an das badische Kultusministerium haben die Stadt¬ 
schulräte Badens gefordert: 

„Für Schüler jdes allgemeinen Volksschullehfganges, deren 
Begabung erst im fortgeschrittenen Alter hervortritt, und 
insbesondere für tüchtige Kinder vom Lande ist behufs 
Aufstiegs in höhere Berufe ein neuer Zweig der höheren 
Schule vorzusehen,; er baut sich auf vollendetem achten 
(aber auch siebten) Schuljahr des allgemeinen Volksschul¬ 
lehrganges auf und fährt auf schnellerem Wege (etwa in 
fünf Jahreskursen) zur Reife für ein Hochsdiulstudium. 
Anstalten dieses neuen Zweiges, verbunden mit Staats¬ 
in tematen, sind über das ganze Land zu verteilen. Zu ihrer 
Unterkunft bieten sich die Vorseminare dar, die ihres 
bisherigen Zweckes unschwer entkleidet werden können.,** 
Es handelt sich hierbei um eine Eingabe, die den gesamten 
Ausbau der äußeren Schulorganisation im Sinne der Arbeits- 
sfAv/bewegung und damit im Zusammenhang stehend den 
Ausbau des Lehrerbildungswesens behandelt. Doch darin 
erschöpft sich das Schulproblem keineswegs. Das Jugend- 
fursorgewesen gibt der Schule auch noch mehr als eine 
Nuß zum knacken. Diese Eingabe fand die Billigung der 
Städteverwaltungen und die badische sozialdemokratische 
fandtagsfraktion hat sich mit ihren Forderungen zur Schul- 
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reform stark an diese von den Stadtschulräten aufgestellten 
Leitsätze angelehnt. 

Damit aber kann es sein Bewenden nicht haben. Die’ 
leitenden Organe der Mannheimer Volksschule fordern zur 
Zeit Bereitstellung von Mitteln, um ärmeren Kindern in den 
höheren Schulen Schul^ld- und Lernmittelfreiheit gewähren 
und deren Eltern eine Erziehungsbeihilfe bewilligen zu kön¬ 
nen. Für Kinder mit schlechten häuslichen Verhältnissen 
soll ein städtisches Schülerheim gegründet werden, das even¬ 
tuell auch die Verpflegung stellt. Den Schülern und Schüle¬ 
rinnen der Uebergangsklassen will man die öffentlichen 
Bildungsgelegenheiten (Lesestoff, Theater, Vorträge usw.) 
zugänglich machen. Die Mittel für die Erstellung kino*- 
matographischer Apparate in der Volksschule sind bereits 
bewilligt. Kann man sich zu diesen Forderungen ablehnend 
verhalten, etwa deshalb, weil die kleinen Städte und das 
platte Land da zurzeit noch nicht mitkommen? Das geht 
doch wohl nicht an! Als wir in Mannheim die Einführung 
der Lernmittelfreiheit in der Volksschule forderiten', da mußten 
wir uns erst auch mit Abschlagszahlungen begnügen. Zu¬ 
nächst wurde diese für bedürftige Kinder zugestanden. Dann 
wurde der Maßstab für die Feststellung der Bedürftigkeit 
erweitert und schließlich diese Voraussetzung beseitigt. Nach 
etwa sechs Jahren waren 96 Prozent aller Volksschüler in 
dem Genuß der Lernmittelfreiheit. Das sind doch Fort¬ 
schritte, deren man sich nicht zu schämen braucht. 

Die Forderungen, die sich nach Krieck aus der sozialisti» 
sehen Idee ergeben sollen, stehen mit seinen Darlegungen 
in einigem Widerspruch. In Ziffer 3 .spricht er selbst von 
der Ausgestaltung des Schulwesens durch Schulen, die dem 
jungen Arbeiter Gelegenheit zum Erwerb jeglicher Art von 
Allgemeinbildung geben. Die Volksschule soll solche ver¬ 
mitteln. Es ist nicht einzusehen, weshalb nicht auch die 
schulische Förderung der Begabten im schulpflichtigen Alter 
einsetzen soll. Hat der gutbegabte Arbeiter ein Recht auf 
Benützung aller Bildungsmöglicnkeiten, dann ist dieses Recht 
auch schon den krhfxijtrkindern einzuräumen. 

Herr Krieck ist Gegner der Errichtung von besonderen 
Begabtenabteilungen im Rahmen der allgemeinen Volksschule. 
Er vertritt die strikte Gleichheit für alle Schüler innerhalb 
der Volksschule, ohne Rüchsicht auf die besonderen Be¬ 
gabungen. Die Absonderung der Hochbegabten wird auch 
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von anderen Schulmännern als ein Schaden für die VolksH 
schule im allgemeinen angesehen. Auch hier muß man sich 
vor Fehlschlüssen hüten. Denn bei aller Gleichheit des Bil¬ 
dungsrechts und der Bildungsmöglichkeiten entscheidet zu¬ 
guterletzt die Begabung und die pekuniäre Leistungsfähigkeit. 
Gegenüber diesen Tatsachen kommt man ebenso wenig ohne 
Konzessionen voran, wie gegenüber dem mangelnden Ver,- 
ständnis für eine grundlegende Schulreform, mit dem man 
heute weit im Lande umher noch zu rechnen hat. Und da 
bleibt uns ein Stück praktische Arbeit immer noch höher 
im .Wert, als die Botschaft von der großen Schulreform, 
mit der die Arbeiterklasse einstens beglückt werden soll. 


ERNST HEIWALT: 

Tränen über den Krieg. 

M illionen Schicksale erfüllen sich in diesen Tagen. Millionen 
Menschen kämpfen, bluten, sterben. Millionen Herzen zittern, 
.trauern, brechen. 

Was ist der einzelne? Ein Stäubchen im All, das der Wind treibt, 
wohin er will Niemand weiß, woher es kam; niemand w^ißf wohin 
es geht. ^ 

Und doch: wird nicht die Welt gebildet aus Millionen und aber 
Millionen winzigster Körnchen? Sind sie nicht alle notwendig zum 
großen, unbegreiflich erhabenen Bau der Menschheit? Wenn auch 
nur das Kleinste und Geringste fehlte, würde nicht das stolze Werk 
zusammensinken ins Nichts? 

Was ist der einzelne? — Die letzte Stütze, die treibende Kraft, 
ohne die nichts bestände. 

Und darum: ob auch die Zahlen der Zeit Summen von Millionen 
sind, der einzelne kann und darf nicht übersehen werden. 

Der einzelne ist das All. 

• * 

• 

Ein junger Mensch steht in der Welt. Mit tiefer, kindlicher Dank¬ 
barkeit blickt er in die strahlende Sonne. Die Natur rings um ihn 
lacht in herrlichster Pracht. Ueber ihm aber blaut der weite Himmel 
und hallt wider vom Jubel der Lerchen. Und sein Herz ist so voll. 
Die Menschen liebt er, Brüder sind sie ihm alle. Und wenn einer 
mal leidet in der Not des Daseins, dann zieht er ihn zu sich an die 
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Brust und teilt seinen Schmerz mit ihm. Und Tränen strömen, 
„blutige Tränen, wie sie Gott geweint“. Aber er weiß: Es kommt 
eine Zeit, wo 4ie Menschen nicht mehr leiden werden, wo sie dahin¬ 
leben in unendlicher Liebe, einer des andern Freund, alle gleich m 
ihrem Werte. Das ist die Zeit ewigen Menschenfriedens, die ja doch 
einmal kommen muß- 

Da fährt ein Blitzstrahl vom Himmel und der Erdball ist ein 
leuchtendes Flammenmeer. Das junge Menschenkind aber steht da, 
ganz hilflos, die Augen weit aufgerissen, und schreit, schreit sein 
blutendes Herz in die Welt hinaus. Aber seine schwache Stimme 
verhallt, ohnmächtig geht sie unter im gellenden Chaos rasenden 
Völkermordens. Und ob es sich auch mit aller Kraft widersetzt und 
(dem drohenden Unheil zu wehren trachtet: es wird doch hinein- 
gerissen in den Strudel, ein willenloses Spielzeug in der Gewalt der 
Elemente. Und nach langer, langer Zeit wird es, bewußtlos und ge¬ 
brochen, ans Ufer gespült. Irgendwo in der weiten Welt. Un¬ 
beachtet, ein Wrack- 

« • 

• 

Das ist das bittere Leiden Bruno Schönlanks, wie es uns aus seinem 
ersten Gedichtband^ entgegentritt. Schönlank ist der Sohn des un¬ 
vergeßlichen Gründers der „Leipziger Volkszeitung“. Er ist noch 
ganz jung, wohl 25 Jahre. Aber gerade wegen dieser Jugend sind 
die Eindrücke, die auf ihn einstürmen, so stark. Seine Gedichte 
strömen noch dahin in ungebändigter, überschäumender Fülle. Die 
Unmittelbarkeit des Erlebens aber greift uns ans Herz. Heißeste 
Liebe spricht aus all seinen Versen, fühlendstes Mitleiden an der 
Not der Zeit. 

Zwei lange Jahre hat Schönlank selbst draußen im Felde gestanden 
und das Entsetzliche und Unmenschliche dieses Weltgeschehens zu 
tiefst erfahren. Dann brachen seine Nerven zusammen. Und nun 
liegt er, krank und gebrochen, in der Heimat, um die Ruhe seiner 

Seele wiederzufinden. Unbeachtet, ein Wrack- 

* • ♦ 

In zwei Telle zerfällt deutSilch das Buch. Der erste bringt Dich¬ 
tungen der Friedenszeit. Vorwiegend stammen die Motive aus dem 

‘ „ln diesen Nächten'', Gedichte von Bruno Schönlank. Verlegt im 
Jahre 1917 bei Paul Cassirer, Berlin. 
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Brin«: mir Botschaft, ob die Flut gefallen. 

Die von Blut und Tränen stieg, 

Oder ob sich noch zerkrallen 
Menschenbrüder in dem harten Krieg? 

Aber: 

Das Schlachten tobt in Süd und Ost und Westen. 

Blutrote Gürtel sind der Länder Festen 
Und zwischen Gräbern pestet Menschenaas. 

Getroffene Brüder stöhnen laut und ächzen. 

Der Krähen schwarze Scharen aber krächzen 
Taumlig und schwer vom vielen Fraß. 

Ein Grauen steigt aus Aeckern, Wiesen, Wäldern. 

Der Tod ist müde, Menschenblut zu keltern. 

Und brütet mürrisch und verdrossen. 

Da rasen Furien schon auf ihren Rossen, 

Ehern und nackt, gekrallt in schwarze Mähnen. 

Und peitschen ihn mit orgelnden Geschossen . . . 

Und Leiber bluten wieder wie Fontänen. 

Wen ergriffen diese Schreie eines Menschen nicht in tiefstem 
Kerzen? Ich vermag nicht zu sagen, was ich beim ersten Lesen 
dieser Gedichte empfunden habe. Nichts, keine einzige Dichtung 
dieses Weltkrieges hat mich so gepackt, wie diese Bekenntnisse eines 
verlassenen Menschenkindes, das der Welt mit ihrem schrillen Haß 
verständnislos gegenübersteht. (Einzig Goerings „Seeschlacht“ möchte 
ich vielleicht ausnehmen.) 

Sein Höchstes und Letztes gibt Schönlank in dem Zyklus „Dem 
toten Bruder“. Da weint er all seinen Jammer über die Leiden der 
Welt aus. Und heiße Flüche schleudert er gegen den Krieg: 

Fluch jedem Tag, der an ein Kreuz uns schlägt. 

Wie es kein Heiland bittrer je empfunden. 

Fluch jedem Tag, der uns in Fesseln legt 
Von Schmerz und Qual und Millionen Wunden. 

Fluch jedem Tag, wo Menschen sich zerkrallen 
Und Hekatomben armer Opfer fallen. 

Verflucht auf ewig, wer es fühllos trägt. 

Oft gelingt es dem Dichter, durch wenige Worte, durch größte 
Schlichtheit Mächtigstes zu erreichen. Man denke an die Worte des 
„Kriegsblinden“, die uns die ganze graue Trostlosigkeit seines Schick¬ 
sals ausmalen: 
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In traurigtiefer Dunkelheit 

Starb meiner Augen letzter Schein . .. 

Und tastend webe ich die Zeit 
In Weidenkörbe ein. 

Ueber solche Verse vergessen wir, daß manches an Schönlank noch 
an den Anfänger erinnert. 

Und schließlich das Größte an ihm, das, weswegen man ihn wahr¬ 
haft lieben muß: die ewig sich gleichbleibende Menschenliebe, die 
keine Not und kein Tod ihm rauben konnte. Der unwandelbare Glaube 
an dte Sonne, „die uns trotz Mord und Grauen ferne leuchtet“. Immer 
wieder klingt diese im Herzen treu bewahrte Hoffnung auf einen 
kommenden Menschenfrieden durch. Und auch das größte Leiden 
vermochte sie ihm nicht zu ersticken. 

Wie ein Gottesdienst in feierlich-erhabenen Orgelklängen tönt das 
Buch aus, und der Geist Gottes schwebt gleich einer Taube im Sonnen¬ 
strahl hernieder auf die Erde, Trost kündend der verzagten Mensch¬ 
heit: 


O Sehnsucht du . . . 

Und heißer Herzen Schlag. 

Ich weiß, ich weiß. 

Es kommt ein Tag, 

Wo wiederum von Land zu Land 
Der Friede seine Flügel spannt. 

Und doch . . . 

Wie viele Lenze mögen blühn. 

Wie viele Sommer mögen reifen, 

Herhstbunte Wälder farbentrunken glühn. 

In kalten Wintern Frühlingswünsche schweifen. 
Bis alle Wunden, 

Die der Krieg geschlagen. 

Verharscht, vernarbt , , , 

O, könnten dann. 

Wenn unsre Enkel fragen. 

Wie wir geblutet und gedarbt. 

Wir sprechen: Kind, 

Es war einmal. 

Es war einmal . . . 

Weckt nicht das Bild aus fernen, bösen Tagen. 

» • 

» 
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Wenn wir das Buch geschlossen haben, dann wissen wir: Bruno 
Schönlank ist ein echter Dichter. Aber mehr: er ist auch ein wahr¬ 
haft guter Mensch. 

Und darum ist es recht, in dieser Zeit, wo sich Millionen Schick¬ 
sale erfüllen, doch nicht den einzelnen zu vergessen. 

Denn: der einzelne ist das All- 


Glossen. 

„Gift und Galle.'' 

In Nr. 15 haben wir von dem unanständigen Verhalten der 
„Prankt. Zig." unserem Mitarbeiter Herrn Professor Plenge gegen¬ 
über Notiz genommen. Inzwischen hat das „demokratische“ Blatt von 
Herrn Plenge neuerdings behauptet, daß seine vornehmste Tätigkeit 
darin bestehe. „Gift und Galle zu speien“, und daß im übrigen seinem 
Munde nichts anderes entströme als das eine Wort „Organisation“. 

Das Ersuchen um Abdruck einer Erwiderung auf diesen Anwurf 
hat die „Frankf. Ztg.“ bis zur Stunde abermals unberücksichtigt ge¬ 
lassen, und Herr Plenge hat uns deshalb ersucht, ihm unsererseits 
durch den Abdruck seiner Erwiderung literarische Waffenhilfe zu 
leisten. Wir kommen diesem Ersuchen gern nach und geben hier 
alles Wesentliche aus Plenges Zuschrift wieder: 

,jDie von der „Frankf. Ztg.“ aufgestellten Behauptungen sind unw'ahr. 

a) Mein ganzer Briefwechsel mit der .J^rankf. Ztg.“ ist ein Beweis, 
dal ich mich auch dann nicht der fremdartigen Beschäftigung des 
„Gift- und Gallespeiens“ hingegeben habe, wo ich das Verhalten der 
»vFrankf. Ztg.“ bestimmt zurückzuweisen hatte. Dasselbe gilt von 
meiner Erwiderung auf die Angriffe der „Frankf. Ztg.“ gegen die 
vaterländischen Ideen von 1914 im 1. Teil meines „1789 und 1914“. 
Und bei der Weitergabe meiner von der .J’rankf. Ztg.“ zurückgewie¬ 
senen Richtigstellung in Sachen „Kant und der Parlamentarismus“ 
war ich soweit entfernt, „Gift und Galle zu speien“, daß ich vielmehr 
wörtlich an die „Deutsche Tageszeitung“ geschrieben habe: „Ich 
glaube, wir werden die Lacher auf unserer Seite haben, wenn wir 
die . . . Tugend der angeblich so aufrichtigen und freigesinnten alten 
Dame in Frankfurt gemeinsam entlarven, und es wird uns eine heitere 
Erinnerung bleiben, auch wenn sich unsere eigenen Meinungen bei 
späterer Gelegenheit wieder trennen sollten“. 

b) Ich habe ebensowenig in den beiden einzigen Fällen, die die 
„Frankf. Ztg.“ schon in ihrer Nummer vom 9. Juni 1918 als Beweis 
meiner „Galligkeit“ angeführt hat, d. h. m meinen Ausführungen 
gegen den früheren Kultusminister und gegen Geheimrat Bücher in 
Leipzig „Gift und Galle gespien“. 
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Ich habe mit dem früheren Kultusminister, von dem ich amtlich 
abhängig war, eine sehr schwere Auseinandersetzung über die durch 
den Krieg dringlich gewordene Aufgabe der besseren Ausbildung 
unseres volkswirtschaftlichen Nachwuchses gehabt, die ich in meinem 
„Aus dem Leben einer Idee“ öffentlich dargestellt habe. Inzwischen 
hat der ietzige Kultusminister mir in langer persönlicher Unterredung 
mit großem sachlichen Verständnis nahegelegt, meine Pläne wieder 
aufzunehmen. 

Im Fall Bücher war es die unvermeidliche wissenschaftliche Vor¬ 
aussetzung zur Förderung der für die Weiterentwicklung der National¬ 
ökonomie grundlegenden vergleichenden Wirtschaitstheorie, daß zu¬ 
nächst die Urheberschaft und das geistige Eigentum an der Theorie 
von den Wirtschaftsstufen festgestellt wurde, die unter dem Namen 
von Bücher geht, aber nicht von ihm stammt. Das ist in meinen 
Aufsätzen in iBand 4 und 5 der Braunschen „Annalen für soziale 
Politik und Gesetzgebung“ geschehen. Soweit daraufhin „Gift und 
Galle gespien“ ist, habe ich mich nicht daran beteiligt. 

c) Ich habe schließlich niemals in meiner wissenschaftlichen kriti¬ 
schen Tätigkeit „Gift und Galle gespien“. Das geht schon aus dem 
hervor, was ich im 1. Teil jener von der „Frankf. Ztg.“ zurückgewie¬ 
senen Richtigstellung vom 10. Juni wörtlich geschrieben habe, und 
was also Herrn Dr. Drill bei der Erneuerung seiner Behauptung genau 
bekannt war: „Ich meine allerdings, daß wir uns zu dem Standpunkt 
entschließen müssen, daß nur bei rücksichtslosester Kritik aller un¬ 
genügenden Leistungen eine Wissenschaft von der öffentlichen Be¬ 
deutung der Staatswissenschaften wirklich dem Leben nützen kann, 
genau wie das Heer im Manöver rücksichtslose Kritik braucht, wenn 
es im Ernstfall schlagfertig sein soll. So kann .„Galligkeit“ einen 
wesentlichen öffentlichen Dienst bedeuten, auch wenn sie Feinde macht. 
Viel Feind, viel Ehr!“ 

d) Auch die tatsächliche Mitteilung über meine Arbeitsleistung ist 
unwahr. Wahr ist allerdings, daß ich die Organisationstheorie im 
weitesten Sinne für eine Kernfrage aller Staats Wissenschaften halte 
und darum für 'den kommenden Winter eine Vorlesung über „All¬ 
gemeine Organisationslehre“ als Gegenstand auch des Universitäts¬ 
unterrichts angekündigt habe, eine neue Wissenschaft der praktischen 
Soziologie, die als natürliche Fortsetzung der organischen Natur¬ 
wissenschaft ein Mittelpunkt in der Biologie des Qesellschaftslebens 
werden kann. Aber es ist eine der Redaktion der „Frankf. Ztg.“ be¬ 
kannte Tatsache, daß ich im Hauptberuf akademischer National¬ 
ökonom bin, der seine Lehrtätigkeit liebt (vergl. meine JCriegsvor- 
lesung über die Volkswirtschaft“), der eine Newdarstellung der Wirt¬ 
schaftstheorie unserer Zeit anstrebt (vergl. schon mein „System der 
Verkehrswirtschaft“), und im Zusammenhang damit die Veröffent¬ 
lichung einer ..Grundlegung der vergleichenden Wirtschaftstheorie“ 
begonnen hat (vergl. die Aufsätze in Brauns „Annalen“), und dessen 
Studien zur Geschichte des Sozialismus im Sinne einer vergleichenden 
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Ideenlehre in der Politik der Gegenwart bereits zur Geltung gekom¬ 
men sind (vcrgl. „Marx und Hegel“, „1789 und 1914", ,J)ie Revolutio- 
nlerung der Revolutionäre“ und „Die Geburt der Vernunft“). Neben 
diesen mehr allgemeinen Aufgaben kann ich auf eine ziemlich umfang¬ 
reiche Beschäftigung mh der Koniunkturtheorie. auf meine Aufsätze 
zur Reichsfinanzreform und auf mein Buch „Von der Diskontpolitik 
zur Herrschaft über den Geldmarkt verweisen. Und schließlich habe 
ich in den letzten Jahren, wie bei dem Hinweis auf den Handel mit 
dem früheren Kultusminister bereits erwähnt, einen guten Teil meiner 
Kraft der Schaffung besserer Ausbildungseinrichtungen für unseren 
volkswirtschaftlichen Nachwuchs gewidmet, wie das aus meiner 
„Denkschrift über den Ausbau einer Unterrichtsanstalt zur Ausbildung 
praktischer Volkswirte" und ,Aus dem Leben einer Idee“ hervorgeht. 

Das ist die Wirklichkeit, die Herr Dr. R, D. mit der Wendang hat 
kennzeichnen wollen, daß meinem Munde, sobald er sich öffnet, und 
nicht gerade damit befaßt, Gift und Galle zu speien, Organisation 
entströmt". 


KARL BRÖOER: 

Aufblick. 

Leichenträger im endlos grausigen Morden, 

Totengräber sind meine Augen geworden. 

Die sonst als freundliche Boten von Leben za Leben gegangen, 
sind im Kreis von Leichen und toten Leibern gefangen. 

Blutigen Rest von Menschen und Pferden, Gerippe von Häusern 
und Bäumen 

eilen sie stündlich vor meine Seele zu räumen. 

Wie ein Schlachtfeld ist meine Brust verheert und zerschlagen, 
in meinem Hirn soll ich alle Massengräber der Erde tragen. 

Räumt die Toten fort! 

Bin ich ein Mensch oder bin ich ein Gräberort? . . . 

Meine Augen sollen wieder im Dienste des Lebens laufen. 

Glanz und Licht vom Himmel wieder meinen Scheitel taufen 
uni nach Sonne und Sternen muß ich suchen gehn . . . 

Ich will Kinder vnd weiße Lämmerwölkchen sehn. 
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AUGUST WINNIG: 

Der erste Hahnenschrei. 

IN keinem anderen Lande hat sich der Sozialismus und die 
* von ihm beeinflußte Arbeiterschaft so entschieden und be¬ 
geistert der Sache des Vaterlandes .angeschlossen, wie in 
Frankreich. Wir sind wohl gegen den Verdacht gefeit, mit 
dieser Feststellung einen Vorwurf verbinden zu wollen. Die 
Verwirrung in der proletarischen Internationale ist in jeder 
Hinsicht so bedeutsam, daß es unverantwortlich wäre, sie 
durch moralische Raisonnemente zu erhöhen. Unsere Auf¬ 
gabe kann nur sein, sie in ihren Wurzeln, und das heißt in 
ihrer historisch-ökonomischen Bedingtheit zu erfassen und 
von solcher Erkenntnis geleitet, die Wege zu finden, die 
zur Wiedervereinigung und zur internationalen Arbeit zurück¬ 
führen. Dazu gehört allerdings auch, daß man die Tatsachen 
feststellt. Aber noch einmal: nicht um moralische Wert¬ 
urteile daraus abzuleiten^ sondern um von vornherein Klar¬ 
heit darüber zu schaffen^ in welchem Ausmaß die Wieder¬ 
aufnahme der internationalen Beziehungen und Arbeiten mögi- 
lich ist 

In einem früheren Aufsatz haben wir versucht, den fran¬ 
zösischen Gesinnungsgenossen klarzulegen, wie wir den Zu¬ 
sammenbruch der Ameiterinternationale bei Ausbruch des 
Krieges auffassen. Nach unserer Ueberzeugung war er un¬ 
vermeidbar. Der ganze Charakter des Krieges mußte von 
Anbeginn an die politische und wirtschaftliche Unabhängig¬ 
keit der beteiligten Völker gefährdet erscheinen lassen. Auch 
ohne das Hinzuziehen außereuropäischer Mächte war der 
Krieg ein Ringen um Fragen von höchster weltpolitischer 
und weltwirtschaftlicher Bedeutung. Für Deutschland war 
er das schon infolge des Kampfes nach zwei Fronten. Aber 
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er war das auch für Frankreich, für England wie für 
Rußland, wenn die Fragen auch in jedem Falle anders ge¬ 
stellt waren. Durch diese Bedrohung der wirtschaftlichen 
Grundlagen der beteiligten Völker mußte eine andere Stel¬ 
lungnahme der Arbeiterorganisationen und -parteien herbei- 
gCführt werden, als wir früher vorausgesetzt hatten. Die 
Politik des sozialistischen Proletariats hatte ein einheitliches 
Ziel nur in negativem Sinne: sie wollte keinen Krieg; die 
Plattform für ein positives Handeln, wenn der Krieg trotz¬ 
dem ausbrach, fehlte, und sie konnte auch nicht vorhanden 
sein, weil sich bei jedem Versuche, sie zu schaffen, die 
Gegensätzlichkeit auch der Arbeiterinteressen gezeigt haben 
würde. Denn so niederdrückend es auch ist, so ist es doch 
eine durch keine theorische Beweisführung zu erschütternde 
Tatsache, daß die Arbeiterschaft jedes Landes ein hohes un¬ 
mittelbares Klasseninteresse an der Entwicklung der natio¬ 
nalen Wirtschaft hat. Wo diese Entwicklung bedroht ist, 
hat die Arbeiterklasse mit den übrigen Klassen ihres Landes 
ein Interesse daran, diese Bedrohung abzuwehren. 

In diesem Klasseninteresse der Arbeiterschaft lag es 
begründet, daß sieh die Arbeiter bei Ausbruch des Krieges 
auf die Seite ihres Landes stellte, und damit war dem 
Wirken der Arbeiterinternationale ein Ziel gesetzt. 

Diese Lage der Dinge enthielt für das Proletariat eine 
schwere Gefahr. Sie bestand darin, daß sich das Prole¬ 
tariat in der Erkenntnis dieses Umstandes mit den kapi¬ 
talistischen Klassen restlos verbunden fühlte. Im Grunde 
bestand die Interessensolidarität zwischen Arbeitern und Kapi¬ 
talisten nur darin, die drohende Vernichtung der gemein¬ 
samen Grundlage ihres wirtschaftlichen Daseins abzuwenden. 
Bei jedem Schntte darüber hinaus schwand diese Interessen¬ 
solidarität oder es mußte doch bei jeder neuauftauchenden 
Frage immer erneut festgestellt werden, inwieweit sie noch vor¬ 
handen sei. Dies Bewußtsein ist in der deutschen Arbeiter¬ 
welt jederzeit, wenn auch nicht überall, wach gewesen. Der 
Wideretreit proletarischer und kapitalistischer Interessen hat 
sich bei uns im gleichen Augenblick erhoben, w'O -Annektions- 
pläne zum ersten Male in der Oeffentlichkeit bekannt wurden. 
Die deutsche Arbeiterklasse mußte anerkennen, daß die Ab¬ 
wehr der Vernichtungspläne der feindlichen Mächteverbin¬ 
dung auch ihre Sache ist, aber sie konnte keine Politik gut¬ 
heißen oder gar unterstützen, die auf die Vernichtung ^er 
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Vergewaltigung der anderen Völker hinauslief. Die Arbeiter^ 
klasse konnte das nicht, weil die Verfolgung solcher Pläne 
den Krieg verlängerte und weil jede Verlängerung des Krieges 
eine progressive Vermehrung ihrer eigenen Opfer bedeutete. 

Aus diesem Gnmde führten die deutschen Arbeiter einen 
zähen Kampf gegen die Annektionisten in ihrem Lande. Aber 
dieser Kampf konnte bisher immer nur in Worten bestehen, 
er konnte nicht zur politischen Tat gesteigert werden. Das 
konnte er nicht, weil die Arbeiterklasse der feindlichen Länder 
jener Gefahr, von der wir oben sprachen, nicht den gebotenen 
Widerstand entgegengesetzt hatte und ihr in großem Um¬ 
fange erlegen war. Die Arbeiter Englands und Frankreichs 
fühlten sich in ihrer Mehrheit mit den Kriegszielen der 
kapitalistischen Klassen ihrer Länder restlos oder doch in 
weitem Umfange solidarisch. Sie gingen mit ihnen nicht 
nur wie wir zusammen, um die drohende Gefahr der Ver^ 
gewaltigung abzuwehren, sondern sie duldeten eine Politik 
ihrer regierenden Klassen, die ausgesprochen auf die Ver¬ 
gewaltigung, die programmatisch auf die Vernichtung des 
Wirtschaftslebens des Mittelmächte gerichtet war. Wir 
wollen in pflichtgemäßer Vorsicht nicht zu viel sagen, 
und darum nicht die Behauptung aufstellen, die Arbeiter 
der feindlichen Länder hätten alle von ihren Regierungen 
gehegten und geförderten Annektionspläne und Vernichtungs^ 
absichten ausdrücklich gebilligt. Denn wir wissen von den 
Kundgebungen der Arbeiter der anderen Seite nur, was die 
feindlichen Regierungen davon hinausdringen ließen, und 
auch dies zum Teil nur insoweit, wie die eigene Regierung 
es zur Bekanntgabe zuließ. Darum mag drüben mancher 
Widerspruch gegen die Regierungspläne laut geworden sein, 
von dem wir keine Kunde haben. Aber das kann die Tat¬ 
sache nicht erschüttern, daß es in den feindlichen Ländern 
an einer Tätigkeit der Arbeiterklasse für einen Frieden des 
Ausgleichs und gegen annektionistische Kriegsziele, wie wir 
sie ausgeübt haben, gefehlt hat. 

Dieser Umstand aSer steckte der Politik der deutschen 
Arbeiterklasse enge Grenzen, ließ sie als widerspruchsvolle 
Halbheit erscheinen. Denn als eine solche nahm es sich 
aus, wenn wir einerseits den von einflußreichen Stellen ge¬ 
förderten Annektionsplänen härtesten Widerstand entgegen¬ 
setzten, aber andererseits mit den gleichen Parteien, die wir 
als Träger der Annektionspolitik kannten, bei wichtigen Ab- 
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Stimmungen zusammengingen. Dieser Widerspruch ist uns 
nicht entgangen, aber er folgte zwangsläufig aus der Tat¬ 
sache, daß die Arbeiter der anderen Seite keinerlei Miene 
machten, unserem Beispiel zu folgen pnd von^ den* Regierungen 
ihrer Länder die Bereitschaft zu einem Frieden des Ausgleichs 
zu erzwingen. Das lähmte, je länger, umso mehr, auch 
unsere Tätigkeit. Denn der Nachweis, daß unsere Arbeit 
so ganz und gar keine Nachfolge auf der anderen Seite tand 
— und daran ließen es die Gegner bei uns wahrlich nicht 
fehlen —, mußte selbstverständlich bei uns die Frage ent¬ 
stehen lassen, ob wir mit unserer Tätigkeit auf dem rich¬ 
tigen Wege seien, ob wir damit nicht im Gegenteil die 
Widerstandskraft des eigenen Volkes untergrüben. In der 
Rede, mit der Genosse 3)ert die Zustimmung zu den letzten 
Kriegskrediten begründete, findet die Zwangslage unserer 
Partei ihren Ausdruck. 

Vier Jahre lang hat die deutsche Arbeiterklasse unter 
diesem Zustande gtlebt. Sie würde ihn noch länger er- 
tragien müssen, wenn sich nicht auch bei den Arbeitern der 
Ententeländer eine andere Auffassung; der für sie gebotenen 
Politik durchsetzen würden Noch vor wenigen Woeben er¬ 
schienen die Aussichten dafür,^^anz verdunkelt. Der Kongreß 
der englischen Arbeiterpartei'^' igte eine Auffassung der 
Kriegsfrage, die sich von der des*^T?sten Kriegsjahres kaum 
in ir^ndeinem wesentlichen Punkte unterschied. Inzwischen 
hat die französische Arbeiterklasse in zwei bedeutungs/ollen 
Kundgebungen gesprochen. 

Schon Ende Juni brachte die „Bataille**, das offizielle Blatt 
des französischen Gewerkschaftsbundes, einen leitenden Auf¬ 
satz, der sich von allem stark unterscheidet, was diese Stelle 
bisher zu den Kriegtefragen geäußert hat. Diese Kundgebung 
ist durch die Tagespresse beLanntgeworden, wir können ihren 
Inhalt hier voraussetzen. Er gipfelt in zwei Forderungen, 
nämlich in der Forderungi die Regierung solle ihre Kriegs- 
Ziele bekanntgteben und sie den Beschlüssen der Arbeiter¬ 
vertreter auf der Konferenz zu London, Februar 1918, .an¬ 
passen, (Und in dem vVerlangien, die Arbeiter künftig, nicht mehr 
daran zu hindern, mit den Arbeitern der feindlichen Länder 
zusammenzukommen. Dabei wirft sie der Regierung wr, 
gewisse Friedensmöglichkeiten verschwiegen und versäumt 
zu haben. 
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Diese Kundgebung erfolgte kurz vor dem^ Zusammentritt 
des französischen Gewerkschaftskongresses. Sie war sicher¬ 
lich der Ausdruck einer Stimmung, die in der französischen 
Arbeiterklasse allmählich mächtig* geworden ist. Das zeigte 
der Verlauf dieses Kongtesses, von' dem zurzeit nur erst 
dürftige Berichte vorliegen. Immerhin zeigen diese wenigen 
Nachrichten, daß das gtoße Besinnen in der französischen 
Arbeiterschaft begonnen hat. Das jedenfalls geht aus den 
Verhandlungen des Kongresses hervor, daß die französischen 
Arbeiter mit den Kriegfezielen ihrer gegenwärtigen Regierung 
nichts zu tun haben wollen, daß sie wie wir den Frieden 
durch Verhandlungen über einen Ausgleich der miteinander 
streitenden Interessen wollen., Darüber hinaus reichen an¬ 
scheinend die neuen Einsichten noch nicht. Der Glaube 
an die Schuld Deutschlands scheint noch unerschüttert zu 
sein. Als Grundlage eines Verständigungsfriedens sieht man 
die Beschlüsse der Londoner Konferenz an und hegt eine 
große Verehrung für die Knegsriele Wilsons. Für uns 
stellen weder die einen noch die anderen eine solche Grund¬ 
lage dar. Aber trotzdem, bleibt die jetzige Stellungnahme 
der französischen Gewerkschaften ein b^eutsamer Fortschritt, 
und vor allem haben wir in diesen Verhandlungen nicht 
das letzte, sondern das erste Wort der französischen Arbeiter 
für einen Ausgleichsfrieden vor uns. 

Von viel größerer Bedeutung aber als diese Erörterungen 
über die Kriegsziele ist die bestimmt und mit Nachdruck 
ausgesprochene Bereitschaft zu internationalem Meinungs¬ 
austausch und der scharfe Protest gegen die Verweigerung 
der Pässe, mit der die Ententeregierungen bisher solchen 
Meinungsaustausch verhindert haben. Hier ist der Punkt, 
wo ,der Hebel, wenn er erst einmal mit ganzer Ktaft an¬ 
gesetzt ist, das System' der kapitalistischen Kriegsparteien 
aus den Angeln heben kann. Ob die französische Arbeiter¬ 
schaft zu diesem' K^pfe — denn ein Kampf und ein 
scharfer Kampf gehört da;zu — bereit ist, das muß sich 
in der Folge zeigen. Dnd< hiervon hängt die Zukunft der 
Arbeiterinternationiale ab. Kjtin deutscher Sozialdemokrat ver¬ 
langt von den französischen Arbeitern mehr als er selbst 
zu tun in der Lage und willens ist. Kleiner verlangt von 
ihnen die Preisgabe lebenswichtiger Interessen ihres Landes. 
Was wir verlangen, ist eine selbständige proletarische Frie¬ 
denspolitik. Ungeachtet der immer noch vorhandenen erheb- 


Digitized by Go 'gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




554 


Der erste Hahnenschrei. 


liehen Meinungsverschiedenheiten über die Einzelfragen des 
künftigen Frizens besteht doch die begründete Hoffnung, 
daß die Arbeiterklassen der kriegführenden Länder zu einer 
Lösung der vorhandenen Widersprüche kommen werden, so¬ 
bald sie überhaupt erst einmal zu einem unmittelbaren Mei¬ 
nungsaustausch darüber gekommen sind. 

Sollte die Zukunft einen solchen Meinungsaustausch brin¬ 
gen, so wäre damit allerdings noch nicht der Erfolg einer 
gemeinsamen Arbeit für die Herbeiführung des Friedens 
gesichert. Denn das Zentrum der feindlichen .Mächteverbin¬ 
dung ist nicht Frankreich, sondern England und in zunehmen¬ 
dem Maße Amerika. Und die englische Arbeiterklasse zeigt 
sich bis zur Stunde für den Gedanken einer internationalen 
Friedenspolitik ganz und gar unzugänglich. In dem Augen¬ 
blick aber, wo sich die französischen Arbeiter dazu bereit¬ 
erklärten, wären die englischen Arbeiter isoliert, und das 
könnte nicht ohne jeden Einfluß auf ihre weitere Haltung 
sein. Darum wäre eine deutsch-französische Verständigung 
noch nicht mehr als ein Anfang, aber immerhin ein Anfang, 
den die Völker nach vierjährigem Kriege mit Fug als einen 
ersten Hoffnungsschimmer begrüßen könnten. 

Die Politik der regierenden Klassen Ixat sich als unfähig 
erwiesen, die Weltkonflikte zu lösen. Die Arbeiterklasse 
dagegen ist infolge ihrer Stellung in Staat und Gesellschaft in 
der Lage, über die Interessengegensätze, um deren Austrag 
der Krieg heute geführt wird, hinweg eine neue Ordnung 
der weltpolitischen Verhältnisse zu schaffen. Diese in der 
Arbeiterklasse vorhandenen Friedenskräfte sind heute ge¬ 
bunden, weil ilire Betätigung von der Gegenseitigkeit abhängt 
und es an dieser bisher fehlte. So lange sie fehlt, wird 
die blutige Finsternis des Völkermordens anhalten. Die Ver¬ 
handlungen der französischen Gewerkschaften, deren Wirkling 
auf den französischen Sozialismus sich jetzt schon abzuzeich¬ 
nen beginnen, sind das erste Zeichen, daß sich die not*- 
wendige Gegenseitigkeit anzubahnen beginnt; sie sind der 
erste Hahnenschrei, der den Morgen ankündigt. 


Reaktion ist für mich jede Institution, die in der Vergangenheit 
gewesen und verwest ist und doch in die Zukunft wieder eingeführt 
werden soll, ohne daß ihre Existenzbedingungen mit der geschicht¬ 
lichen Lebensstufe dieser Zukunftsepoche verträglich sind. 

_ Rodberiiis, Briefe an Rudolf Meyer. 
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RICHARD SCHILLER: 

Das neudeutsche Veteranenkolonat. 

r\IE wilden Partei- und Klassenkämpfe, die um den römi- 
^ sehen ager publicus geführt wurden, waren agrarisch- 
wirtschaftlicher, mehr aber noch sozialer Natur. Sulla 
siedelte 120 000 Veteranen mit einem Schlage auf den 
Staatsländereien an und Cäsar und andere taten desgleichen. 
Aber daneben schenkten sie ihren Günstlingen untf Partetr 
gängem ungeheuere Fetzen desselben ager publicus zur 
Bildung großer Ladifundien, die das steigende Entsetzen 
der Zeitgenossen hervorriefen. Den Veteranen "ab man 
Land, um von einem neuen starken Bauerngeschlecnt starke 
Volksvermehrung und damit neue Legionen für den römischen 
Militärstaat zu erhoffen. Gleichzeitig aber saugten die 
Aristokraten durch ihre Ladifundienwirtschaft den Staats'r 
besitz mitsamt dem militärischen Bauernkolonat auf. Der 
Erfolg dieser Verquickung aristokratischer, demokratischer 
und sozialer Wirtschafts- und Bevölkerungsprobleme war 
natürlich der Zusammenbruch, und trotz der Agrarrevolten 
und Agrarreformen der versciedenen Epochen blieb von 
jenem großgedachten Wurf der Schaffung eines gesunden, 
freien Bauerngeschlechts nichts übrig als jenes armselige 
Kolonentu^, das bis in die deutsche Hörigkeit hinein zu 
erkennen ist 

Eine Erinnerung an diese altrömische Epoche ist nicht ohne 
Interesse in dem Augenblick, in dem sich Neu-Deutschland 
anschickt, das brennende Bevölkerungsproblem in ähnlich 
zwi^pältiger Weise zu lösen. Das Vermäch’tniswort des 
zweiten Preußenkönigs an seinen Sohn Fritz: „Dein größter 
Reichtum sei'n die Menscher“, wird nach vierjähriger Massen- 
vemichtung der „Menscher^* zur Gewissensformel der Nation 
und zur' Eidesformel der Staatsmänner erhoben» In einer 
Richtung beginnt man bereits mit der Lösung des Problems. 
Man versucht es mit der Ansiedlung der Kriegsbeschädigten 
auf dem Lande, mit der planmäßigen Beeinflussung hundert¬ 
tausender kriegsdienstuntauglich Gewordener dahin, sich 
landwirtschaftlicher Betätigung zuzuwenden. Man will nicht 
nur den Industriearbeiter bewegen, vor der Stadt auf eigener 
Scholle seinen Kohl und sein Schwein zu züchten, um die 
Nachfrage nach Lebensmitteln zu verringern, sondern man 
hofft von der Steigerung der ländlichen Kleinsiedlung auch 
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aut ein Steigen der landwirtschaftlichen’ Produktion. Vor 
allem aber will man Landarbeiter, Landarbeiterfamilien und 
Landarbeiternachwuchs haben. Dieses dritte Motiv ist die 
eigentlich bewegende Kraft des Problems, es ist aber jg^letch- 
zeitig auch die Kraft, die das ganze Siedlungswerk gefährden 
kann. 

Waj zunächst die Abkehr von der auch in sozialistischen 
Kreisen ziemlich häufigen Denkweise betrifft, daß nur der 
agrarische Riesenbetrieb die Volksernährung garantieren 
könne, so haben unverkennbar die Kriegserfahrungen zu dieser 
Abkehr beigetragenn. Relativ ist aus dem Kleinbetrieb und 
den Mittelbetrieben mehr herausgequetscht worden als aus den 
Großbetrieben, und wo die Produktion gar genossenschaftlich 
erfaßt wurde, da hatte die soziale Zwangsmaßnahme der 
staatlichen Beschlagnahme weit bessere Erfolge als dort, 
wo man sich auf die patriotische Freiwilligkeit des Groß,*- 
besitzes allein verlassen mußte. Man will also zunächst die 
Nahrungsmittelproduktion heben durch planmäßige Schaffung 
eines zahlreicheren Bauernstandes, und man will gleichzeitig 
der Industrialisierung des Staates nicht nur ein Gegengewicht 
entgegensetzen, sondern die wachsende Industriebevölkerung 
aus eigener Kraft zu ernähren suchen. Angesichts des aus¬ 
geplünderten Wirtschaftszustandes der Welt ein durchaus 
ernstes Problem. Kompliziert wird dieses Problem einmal 
durch die damit verbundene Landarbeiterfrage, und durch 
die leidenschaftliche Agitation unserer Agrarannektionisten, 
He rechnerisch nachzuweisen suchen, daß mit dieser Neuv 
besiedelung in den alten Landesgrenzen gar nichts geholfen 
ist. Weil sich das Deutsche Reich mit seinen 26 .Millionen 
Hektar Ackerland und seinen 8,5 Millionen Hektar Wiesen 
und Weiden bei Kriegsschluß in einem erschöpften Zustand 
befinden wird, weil seine Saat-, Boden- und Meliorations¬ 
verhältnisse, Pferde- und Viehaufzucht, baulicher Zustand 
und Maschinen heruntergekommen sind, muß es diesen dar¬ 
aus entstehenden Produktionsausfall durch Eroberung von 
mindestens 2 Millionen Hektar Ackers im Osten ausgleichen. 
Da aber den Annektionisten durch den gegenwärtigen Stand 
der Ostfragen reichlich viel Wasser in den Wein gelaufen 
ist und die Hindenburgsche „Bodenreform** in Kurland die 
deutsche Wirtschaft nur indirekt berührt und zum größten 
Teil den verstreuten Ausländsdeutschen zugutekommen wird, 
so sehen sich die interessierten Kreise gezwungen, die Sied^ 
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lungsfrage rein praktisch, das heißt innerhalb der bisherigen 
Grenzen des Staates zu betreiben. Das bedingt aber auch ein 
Beschränken auf das eigene Menschenmateriiu, das nach dem 
Kriege noch zur Verfügung steht und hier gilt die neue soziale 
Schicht der Kriegsbeschädigten als das Reservoir, au^ dem 
die so bitter notwendigen Landarbeiterfamilien gezogen 
werden sollen. Die Invalidität, die an sich ein Hindernis ist, 
muß, durch eine großzügige körperliche Fürsorge gemildert, 
zwar mit in den Kauf genommen werden, aber in der Haup^ 
Sache will man die verringerte körperliche Selbständigkeit 
des Kriegsrentners benutzen, ihn in die tiefstehende bürgen- 
liehe Unselbständigkeit der ländlichen Verhältnisse zu ver¬ 
ankern. Zu diesem Zweck nimmt die ländliche Kriegerheim¬ 
stättenfürsorge Formen an, die die Gebundenheit des kleinen 
Besitzes verstärken und damit Freizügigkeit und Selbst¬ 
bestimmungsrecht dieser neuen Kolonisten aus eigenem Volk 
im alten Land aufs stärkste beeinträchtigen. Mit diesen 
Zielen beschwört die militärisch-kommunale und private 
Kriegsbeschädigtenfürsorge in der ländlichen Siedlungsfr^e 
schwere soziale Konflikte herauf. Das zwingt die Sozial¬ 
demokratie, sich als größte Volkspartei mit dem Problem zu 
beschäftigen. Die Partei, die nach ihrer bisherigen Kon¬ 
struktion eine Industriearbeiterpartei war, mittlerweile aber 
„inoffiziell* auch zum Fürsprecher der kleinen Beamten- 
und Mittelschichten geworden ist, mu^ sich, dem Zwang 
der Entwicklung folgend, dieser agranschen Teilfrage mit 
besonderem Interesse zuwenden, weil sie wie die ganze 
Kriegsbeschädigtenfrage überhaupt, von den einschneidensten 
sozialen Folgen begleitet sein wird. 

Wir stehen auch hier vor entschieden neuen Formen des 
sozialen Kampfes. Die großzügige Werbung um „Seelen 
fürs Land** wird, wenn auch nicht übermäßig rasch, Erfolge 
zeitigen, weil die soziale Unsicherheit der Knegsbeschädigtea 
in der Industrie und in den Städten schon jetzt zu erkennen 
ist und die Flucht auf die eigene kleine Scholle, aufs Land, 
wo so außerordentlich viel Arbeitskräfte ganzer Familien 
gefordert werden, eine größere soziale Sicherheit verspricht. 

lohnt sich, einen Bli» auf den Komplex dieser Siedhings- 
arbeit und großzügigen Beeinflussung jener Bevölkerungsr 
schichten zu werfen, die durch ihre Kriegsinvalidität in ein 
größeres Abhängigkeitsverhältnis zur bureaukratischen Ma¬ 
schine des Obngkeitsstaates gekommen sind. Unter den 
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bisher als dauernd untauglich entlassenen 630 000 Kriegs¬ 
invaliden haben die Fürsorgestellen ein t^lich wachsendes 
Rekrutierungsmaterial. Die Arbeit dieser Fürsorge ist streng 
autokratisch. Schon während der Lazarettbehandlung setzt 
unter militärischer Leitung die Berufsberatung ein, die nach 
der Entlassung des Beschädigten an die kommunale Für¬ 
sorge übertragen wird, die ihrerseits ständig mit den militäri¬ 
schen Stellen zusammenarbeitet. Noch fester ist dieses 
System bei der Beratung zur landwirtschaftlichen Ansiedv 
lang. In den Lazaretten schon werden alle, die irgendwie 
in Beziehung zum flachen Lande stehen, zusammengetan. Hier 
fällt die Gefahr fort, „daß glänzende Schilderungen vom 
Stadtleben sie zum Abzug vom Lande bewegen^^ (Landes*- 
ökonomierat Maier-Bode, Nürnberg). Von diesen „tandwirt- 
schaftlichen Berufslazaretten*' geht es ^u den „landwirtschaff^ 
liehen Invalidenschulen", die in den Ostprovinzen großzügig 
und wirklich mustergültig ausgebaut sind. Alles steht und 
geschieht unter streng militärischer Leitung, da der Invalide 
immer noch im militärischen Verbände steht. Diese landwirtr 
schaftlichen Invalidenschulen sind an verschiedenen Stellen 
große Invalidenlehrguter, auf denen ledige Kriegsbeschädigte 
solange beschäftigt werden können, bis sie sich entschließen 
zu heiraten, und mit Hilfe der überall gegründeten Landf 
g^ellschaften die eigentliche Ansiedlungsfrage gelöst haben. 
Diese landwirtschaftlichen Invalidenschulen vermitteln theoj- 
Fetisches und praktisches Wissen in der Tat viel großzügiger 
als es bisher auf dem Lande anzutreffen war. Bodenkultur, 
Fruchtfolge, Gartenwesen, Moorkultur, Meliorationswesen, 
Tier- und Geflügelzucht, Milch- und Molkereiproduktion, 
Bienenzucht, Fischerei, landwirtschaftliche Bureauarbeit und 
landwirtschaftliches Genossenschaftswesen, die Arbeit Kriegs¬ 
beschädigter an landwirtschaftlichen Maschinen und Geräten, 
die Ausbildung als Handwerker auf dem Lande und im 
forstwirtschaftlichen Betrieb, kurz, jeder nur denkbaren Bes¬ 
tätigung auf dem Lande als Arbeiter oder als selbständiger 
Landwirt kann sich der Kriegsbeschädigte widmen. 

Dr. Michalke, der Geschäftsführer des ostpreußischen 
Arbeitsnachweisverbandes drückt sich über das Hauptziel: 
Beseitigung ddr Leutenot und der Leuteflucht auf dem Lande 
deutlich genug aus: 

„Dieser ernsten und schicksalschwersten Frage gegen¬ 
über gibt es kein Ausweichen mehr. Die Provin? urid 
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vor allem die Landwirtschaft muß die Arbeitsfrage mit 
den Zukunftshoffnungen aufs engste in Verbindung brin¬ 
gen und alle Maßnahmen treffen, um aus der Arbeiter¬ 
not herauszukommen.“ 

Die vornehmste Maßnahme nach dieser Richtung glauben 
der Staat und die auch heute noch in seiner Verwaltung aus¬ 
schlaggebenden agrarischen Kreise damit gefunden zu 
haben, daß sie die Versorgung der Kriegsbeschädigten, also 
eine tiefernste soziale Frage, mit der rein wirtschaftUchcn 
Frage, der Schaffung von Arbeitskräften verbinden und die 
eine mit der anderen zu lösen beabsichtigen. Die Groß¬ 
zügigkeit der Mittel, mit denen hierbei gearbeitet wird, das 
Kapitalabfindungsgesetz, das Rentengutsverfahren im An¬ 
schluß an die oben skizzierten militärischen und staatlichen 
landwirtschaftlichen Ausbildungsanstalten für kriegsverkrüp¬ 
pelte Landarbeiter, Gütler und Stellenbesitzer, läßt den festen 
Willen erkennen, das Ziel zu erreichen. 

Die Landgesellschaften, die hier im Vordergrund der Aktion 
stehen, sind in ihrem Wesen typisch für die Arrangeure, 
die dahinter stehen. Staat, Provinz, Landgemeinden und 
Private sind mit Kapitalien daran beteiligt und die Groß- 
^rarier fördern in den Ehrenausschüssen mit großem 
&fer diese Bestrebungen. Es ist Arbeit, die für sie geleistet 
wird, und die Tendenz, den Kleinbesitz auf Kosten des 
Großbesitzes zu fördern, bringt die Herrschaften keinen 
Augenblick aus der Fassung. Für sie bedeutet die neue 
Form des befestigten Kleinbesitzes Befestigung zahlreicher 
Landarbeitergenerationen, um aus der „Leutenot“ heraus- 
zukommen. Daher auch die auffällige Erscheinung bei diesem 
Siedlungsprinzip, die Schaffung von Zweigbetrieben jetzt 
und zukünftig in der Hauptsache dort zu fö^ern, wo Groß-: 
besitz überwiegend ist. In einer neuen Propagandaschrift 
für die landwirtschaftliche Ansiedlung der Kriegsbeschädigten 
gibt auch der Generaldirektor der ostpreußischen Landgesell¬ 
schaft, Regierungsrat Gramberg, gerade diese Zweckbestim^ 
mung unumwunden zu. Er schreibt: 

„Die Hauptaufgabe der Landgesellschaft ist die soge¬ 
nannte gemischte Besiedelung. Hierunter wird die bei 
Aufteilung größerer Flächen erfolgende Gründung von 
Stellen verschiedener Größe (Bauern und Arbeiter stellen) 
verstanden. Die Landgesellschaft kauft in der Regel grö¬ 
ßere Güter, die sich aus irgend einem Grunde (polnischer 
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Vorbesitz? D. Verf.) nicht mehr zum großwirtschaftlichen 
Betrieb eignen. Nach Möglichkeit wird in den Kreisen 

f ekauft, in denen der Großgrundbesitz uberwiegt und die 
chaffung von Mittel- und Kleinbesitz daher aus wirt¬ 
schaftlichen und sozialen Gründen erwünscht ist” 

Und gleich in der erläuternden Erklärung über die Auf¬ 
gaben dieser Siedlungsgesellschaften nennt derselbe Ver¬ 
fasser als „wirtschaftlichen Hauptgrund” an erster Stelle: 
Ansiedlung von Landarbeitern. Die Hoffnung auf die Saison¬ 
arbeiter ist gänzlich geschwunden, und selbst in die meisten 
.Werbestellen für Landarbeiter aus der Ukraina scheint man 
nur geringes Vertrauen zu setzen. Es bleibt nur noch die 
Rechnung auf das deutsche Arbeiterreservoir und da die l.and- 
idylle bisher nicht sonderlich zugkräftig war, wird die eigen¬ 
artige Lage der Kriegsbeschädigten als Mittel zum Zweck 
benutzt; so entsteht das neudeutsche Veteranenkolonat. An sich 
könnte man diese Entwicklung nur begrüßen, wenn — es 
sich nicht eben um reine Neuaufmachung des ostelbischen 
Systems im allergrößten Stil handeln würde. In den zahl¬ 
reichen Propagandaschriften dieser Siedlungsgesellschaften 
ist auch nicht ein einziges Wörtchen oder ein Hinweis ent¬ 
halten, daß die fatalen sozialen und politischen Konsequenzen 
einer preußischen Landbesiedlung in Zukunft fallen werden. 
Man denkt gar nicht daran, diese Hoffnung zu erwecken, 
weil man eben nicht gewillt ist, dem preußischen Landarbeiter 
preußisches oder deutsches Vollbürgerrecht zu geben. Hier 
zeigt sich an einem eklatanten Beispiel die große Gefahr, die 
die preußische Dreiklassenstruktur für die Weiterentwicklung 
des Staates und für die Ueberwindung einer seiner größten 
inneren Krisen ist. 

Die bisherigen Ziffern über den Erfolg der Besiedlun^:- 
propaganda im allgemeinen, und über die für Kriegsbeschä¬ 
digte im besonderen, geben noch kein absolut sicheres Bild. 
1914 sind in ganz Preußen (nach dem Stat. Jahrb. f. d. 
preuß. Staat, 1915) aus 1115 Gütern — von denen ein 
kleiner Teil nicht aufgeteilt wurde — und anderen Ländereien 
mit insgesamt 20 585 Hektar, 931 Rentengüter gebildet 
worden. Es kann sich also an der Gesamtziffer der ben 
stehenden Güter zugunsten eines zahlreicheren Kleinbesitzes 
nicht allzuviel geändert haben. Aber auch in der für Sied¬ 
lungszwecke besonders günstigen Provinz Ostpreußen sind 
die Resultate auch in Verbindung mit der Veteranenansiedlung 
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nicht gerade imponierend. Es sind von 1912 bis 1916 
1049 Bauemstellen von 2,5 bis 25 Hektar, 132 mit über 
25 Hektar und 571 Zweigstellen, also Arbeiter- und Hand- 
werkerstellen mit weniger und bis 2,5 Hektar gebildet wor¬ 
den, und augenblicklich stehen der ostpreußischen Land¬ 
gesellschaft noch über 8000 Hektar unbesetzte Stellen zur 
Verfügung. Außerdem scheint aber auch die Ankaufsmöglich¬ 
keit von zur Verteilung geeigneten Oroßgütern nicht allzu 
günstig zu sein. Vor allem arbeitet das Spckulantentum mit 
großem Erfolg gegen die staatlichen Siedlungsbestrebungen, 
um den Kriegsgewinnlern Güter zu verschaffen. In einer 
Zuschrift des Kriegsminnisters an die Gesellschaft zur Förde¬ 
rung der inneren Kolonisation in Frankfurt a. O. wird gerade 
dieses neueste Güterspekulantenwesen als ein schweres 
Hindernis für das Siedlungswerk bezeichnet. Es kommt 
hinzu, daß nach den statistischen Angaben auch das Fidei- 
kommiswesen ständig im Wachsen begriffen ist, und daß 
selbst die preußische Domänenverwaltung immer noch zu- 
kaufe, lum ihre gelegentliche Abgabe vou Siedlungsland wieder 
auszugleichen. Da aber weiter die ausgedehnten S'edlungsr 
stellen im erheblichen Maße auch von privaten Besitzern 
als „Zukäufe“ zu schon bestehenden Wirtschaften gekauft 
werden, so haben wir es eigentlich mit einer nach zwei Seiten 
wirkenden Siedlungstendenz zu tun: Wachstumsmöglichkeit 
der gropen Güter und Vermehrungsmöglichkeit der kleinen 
Stellen. Diese Tatsache beweist uns also ebenfalls, daß das 
Programm der „gemischten Besiedlung“ durchaus im bis¬ 
herigen Sinne und Verhältnis innegehalten wird. Und sie 
erhellt weiter, daß nicht die Steigerung, der landwirtschaftt- 
liehen Produktion durch den zahlreichen Kleinbetrieb der 
Hauptzweck ist, sondern die Schaffung von „Arbeitsmaterbü^* 
für den Großbesitz. In diesem Zusammenhang können wir 
auch eine andere Erscheinung begreifen. Die Zahl der bis 
Ende 1917 überhaupt erledigten Kapitalabfindungsanträge 
beläuft sich auf noch nicht ganz 3600 von insgesamt 14 000 
vorliegenden Anträgen. Beide Ziffern sind im Verhältnis 
zu der gewaltigen iZahl der Antragsberechtigten überaus klein. 
In ihnen drückt sich einmal ein gewisses Bremsen der Sied¬ 
lungsgesellschaften, und zum anderen ohne Zweifel ein 
starkes Mißtrauen der Kriegsbeschädigten aus. Trotz aller 
Gründlichkeit der landwirtschaftlichen Vorbereitung, trotz 
der günstigen Bedingungen für die Erwerbung von Grund 
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und Boden überlegt es sich der deutsche Veteran des Welt¬ 
krieges zehnmal unter dem preußischen Regime der Gegen,- 
wart seine bisherige bürgerliche Ungebundenheit mit der 
preußisch-ostelbischen Gebundenheit dieses zukünftigen Mi- 
litärkolonats zu vertauschen. Der deutsche Bürger, der vier 
Jahre oder länger für des Staates äußere und innere Freiheit 
Ungeheueres erlebt und gelit^ hat, will seine körperliche 
Schwäche nicht die Ursache für die Stärung des preußischen 
Systems sein lassen. Und so sehr dem agrarischen Preußen 
die landwirtschaftlichen Nöte zusetzen, von seinem patriar¬ 
chalischen Herrenmenschenprinzip will es auch in der größten 
Not nichts opfern. Graf Schwerin-Putzar sagte zwar im 
Herbst 1917 in einer Erörterung über die Landarbeitermisere, 
daß die Arbeitsverfassungen der Gutsbezirke im freiheit¬ 
lichen Sinne reformiert werden müßten, aber derselbe Junker 
sagte um dieselbe Zeit an anderer Stelle, daß dem Land¬ 
arbeiter „Widerworte gegen den Gutsheprn und seine Be¬ 
amten nicht zustehen, und daß sie ihm abgewöhnt werden 
müssen.“ Dieser „Ordnungssinn“ ist das tiefinnere Wesen 
dieser neu-deutsch-preußischen Bevölkerungspolitik. Er 
wird der segensreichen Vollendung des SiedlungsWerkes die 
allergrößten Schwierigkeiten bereiten und wird nicht sozialen 
Frieden, sondern Erweiterung der sozialen Kluft bringep. 
Die Verquickung von großagrarischen, mittelbäuerlichen und 
Landarbeiterinteressen in der Stickluft des Preußbns aus 
der Dreiklassenepoche muß zum Verfall vor der Vollendung 
führen, ganz wie einstmals im alten Rom. Die Krise wird 
geboren aus dem zwiespältigen preußischen Geist, der zwar 
mit organisatorischer Kraft soziale Ordnung schaffen will, 
aber von der den Staat beherrschenden Herrenkaste ge¬ 
zwungen wird, an der schroffsten Klassenteilung der Ge¬ 
sellschaft festzuhalten. 

Hier wird der gesunde Sinn der Sozialdemokratie für prak¬ 
tische soziale Arbeit eingreifen müssen, ehe all der Auf¬ 
wand für eüie verfehlte Sache schmählich vertan ist. „Die 
Sozialdemokratie muß aufs Land.“ Sie muß diesen halben 
Neuerungsarbeiten ganze Arbeitsaufgaben entgegenstellen. 
Ob mit, ob ohne Aktionsprogramm, müssen wir für die agra¬ 
rischen ZukunftsVerhältnisse unseres Staats weitliin wirkende 
und vor allem bei den „Kleinen“ des Landes Zustimmung 
findende Forderungen aufstellen: Gesetze gegen die sträf¬ 
liche Ausdehnung des Fideibesitzes. Herzhafte /.uruckschrau- 
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bang des bisherigen Großfamllwnbesitzes und Knebelung jeg¬ 
licher agrarischer Ausdennungslüste. Anwendung rücksichts¬ 
loser Zwangsmaßnahmen gegen das Brachlegen und Um¬ 
wandeln kostbaren Ackerlandes in Parkanlagen und ähnliche 
sportliche Liebhabereien. Aufteilung der Dömänenländereien, 
Verhinderung des Bauernlegens durch rechtzeitige Gewährung 
von Staatshilfen. Verhinderung der hypothekarischen Be¬ 
leihung des Kleinbesitzes durch den benachbarten Qroß^ 
besitz. Ueberführung des gesamten ländlichen Hypotheken^ 
Wesens unter Staatskontrolle. Durchführung des ländlichen 
Genossenschaftswesens zum Zwecke gegenseitiger Hilfe. 
Förderung dieser Genossenschaften durch Staatsmittel, um 
den mechanischen Hilfsbetrieb in der Landwirtschaft auch 
dem Kleinbesitz immer mehr zugänglich zu machen. Dies 
und vieles andere müssen praktische Tagesförderungen einer 
sozialdemokratischen Volkspartei für das Volk auf dem Lande 
werden. Alles aber hängt eng zusammen mit der Lösung 
der preußischen Frage. Diese Lösung ist die Vorbedingung 
für die Lösung aller anderen Krisen. 

ARNO FRANKE: 

Agrar-ldylliker. 

I^IE Erörterung der Notwendigkeiten unserer Politik während der 
^ Uebergangszeit hat gleichzeitig zu einer Diskussion über ver¬ 
schiedene Zukunftsaufgaben geführt, deren sich unsere Parteipolitik 
nach dem Kriege gegenüber sehen wird. Entsprechend der während 
des Krieges in der Ernährungsfrage gemachten Erfahrungen ist es 
besonders die Agrarfrage gewesen, die die Aufmerksamkeit der Partei 
erregt und zu Erörterungen geführt hat, die in der Beweisführung 
endeten, daß die Sozialdemokratie in ruhigeren Zeiten in eine Revision 
ihrer Stellung zur Agrarfrage eintreten müsse. 

Hierin ist diesen Pressestimmen durchaus beizupflichten. Die 
Agrarfrage ist im Erfurter Programm äußerst summarisch und provi¬ 
sorisch behandelt. Daß denkende Betrachter dieses Programms immer 
den Eindruck seiner Reformbedürftigkeit und Ausdehnungsfähigkeit 
gehabt haben, lehrt die Parteigeschichte, beweisen in einer endlos 
langen Seitenzahl die Protokolle der sozialdemokratischen Parteitage. 

Es ist ein Unding, die auf dem Gebiete der industriellen Entwicklung 
gewonnenen wirtschaftlich-politischen Erfahrungen schematisch auf die 
Landwirtschaft übertragen zu wollen, ln dem großen Weltwirtschafts- 
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bilde steben Bodenwirtsebaft und Industrie zwei getrennte Einheiten 
dar, die theoretisch wie praktisch durchaus nicht immer unter einen 
lint zu bringen sind. 

Das Wesentlichste, was das Erfurter Programm in der Agrarfrage 
saigt, ist (he Forderung der Verwandlung von Grund und Boden in 
geseHschafiHches Eigentum, Diese Forderung wird aufgestellt in Ver¬ 
bindung mit (ier im gleichen Satze stehenden anctern: Umwandlung 
der Warenproduktion in eine sozialistische Produktion. EHe Konse¬ 
quenz dieser Zusammenstellung ist, daß mit der UeberfUhrung des 
Bodens )ia gesellschaftliches Eigentum sei^ne sozialisierte Bewirt¬ 
schaftung emzutreten habe. 

Jn Wirkli^ikeit ist aber die Sozialisierung der Produktion indu- 
strieUer Waren eine ganz andere Sache als die Sozialisierung der 
Produktion landwirtschaftlicher Werte. Der HerstellungsprozeB in¬ 
dustrieller Waren zeigt auf einer gewissen Entwicklungshöhe durchaus 
einhiitlichen Charakter. Von der Stecknadel bis zum komplizierten 
Uhrwerk sind die Prinzipien des Produktionsganges im -wesentlicben 
die gleichen. Anders in der Landwiirtschaft, dn der schon die Frage 
des Produktionsergebnisses eine gewaltige volkswirtschaftlich-politische 
Rolle spielt. Während die Industrie ihre Produktionsergebnisse gerade 
bei den meisten unentbehrlichen Waren nach dem Bedürfnis regeln 
kann, ist das Ergebnis der landwirtschaftlichen Produktion gebunden, 
und au(^ das vorliegende Möglichkeitsmaß des Produktionsergebnisses 
kann von einer unendlich langen Reihe von Ursachen steigernd oder 
vermmdernd beeinflußt werden. 

Genau derselbe Unterschsied besteht in dem Maße der Bedeutung 
des Prcxluktionsergebnisses in der Landwirtschaft und in der Industrie. 
Die Höhe des landwirtschaftlichen Produktionsergebnisses greift an 
die Orundvesten des Bestandes von Staat und Qesellschaft. Während 
eine gewisse Höhe des industriellen Produktionsergebnisses mehr eine 
Frage der Annehmlichkeit, der Kulturhöhe der Qesellschaft oder ihrer 
Integrität als austauschtrerbende Qesellschaft ist, kann das Produk¬ 
tionsergebnis der Landwirtschaft unter Umständen über Sein oder 
Nichtsein einer Gesellschaft entscheiden. Der besteingerichtete, bestens 
organisierte Sozialstaat würde den Tag nicht überleben, an dem er 
seine Dttrger nicht mdir ernähren könnte. 

Bei dieetr Bedeutung der Landwirtschaft verdient die peinlichste 
Beachtung das agrarische Hauptproduktionsmittel, der Boden. Seine 
Eigenart in dem Verhältnis zu der industriellen Produktion besteht 
zunächst darin, daß er auch diese entscheidend beeinflußt, indem er 
ihr den wesentlichsten Teil ihrer Rohstoffe liefert. Im Qegensatz zu 
den Übrigen industriellen Produktionsmitteln (Maschinen und Werk- 
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zeugen) trägt dieses landwirtschaftliche HauptprodukticMismittel indivi¬ 
duelle Züge. lEs ist unter ganz bestimmten Voraussetzungen ertrag¬ 
reich oder ertragarm. Unter der gleichen Beschaffenheit kann ganz 
verschiedene Behandlung über reiche und geringe Erträge entscheiden. 
Das Verhältnis von Produktionskosten und Produktionsergebnis kann 
unter der gleichen Bodenbeschaffenheit und den gleichen sonstigen 
Produktionsbedingungen die größte Verschiedenheit zeigen. 

Auf diesem Komplex von Tatsachen wächst das höllische Dickicht 
von Schwierigkeiten, durch das wir uns bei der Schaffung eines 
sozialdemokratischen Agrarprogramms hindurcharbeiten müssen: der 
klare Sachverhalt ist, daß wir nach unserm Programm eine Sache 
in Gesellschaftseigentum übertragen sollen, die bei dem augenblick¬ 
lichen Stande unserer Errungenschaften nur erst eine individuelle Be- 
hmdlung verträgt, daß wir also, wenn wir unser Programm auf 
diesem Gebiete durchführen wollen, von dem vorhandenen Grund und 
Boden den Privatbesitzer und Bearbeiter trennen müßten, der die 
Gewähr für diese liudividuelle Behandlung und damit für die normaler¬ 
weise notwendigen Erträge bietet. 

Die Eiusicht in die hier vorliegenden Schwierigkeiten ist allgemein. 
Sie kommt in allen Pressestimmen, die sich über die Sache verbreiten, 
zum Ausdruck. Leider muß aber auch gesagt werden, daß die Art, 
wie man in der sozialdemokratischen Tagespresse teilweise versucht 
hat, den Schwierigkeiten beizukommen, recht wenig erfolgversptrechend 
ist. Vielfach hat bei den Versuchen, diese Fragen zu lösen, dem 
AgT&TPolitiker der ArgSiTidylliker die Arbeit abgenommen, der sich 
auf der harten und spröden Scholle in unbekümmertem geistigen 
Spiele bewegt. Wenig belastet von der Wucht der Grundfragen läßt 
der Agrar-ldylliker die Phantasie walten und bevölkert die weiten 
Gefilde des heutigen Großgrundbesitzes mit deutschen Kleinbauern. 
Der Mann, der mit seinen Ochsen stillvergnügt die heimatlichen 
Felder pflügt, löst spielend die Ernährungsfrage und — so nebenbei 
— auch die Agrarfrage der Sozialdemokratie. 

Typisch für diese Art der Behandlung einer der wichtigsten Fragen 
unserer Zukunftspolitik ist ein Artikel, der unter dem Titel „Zer¬ 
schlagung des Großgrundbesitzes“ in der „Chemnitzer Volksstimme"* 
(Nr. 151) erschienen ist und der von Chemnitz aus seinen Weg in 
andere Parterblätter gefunden hat. Der Autor des Artikels schließt 
aus den Forderungen verschiedener Parteiblätter auf Schaffung eines 
sozialdemokratischen Agrarprogramms, daß „der Gedanke der Inneren 
Kolonisation starke Fortschritte macht und daß man hoffen darf, eine 
vernünftige Auffassung dieser Dinge in absehbarer Zeit sich durch¬ 
setzen zu sehen“. 
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Man ist begierig, die Orundelemente dieser vernünftigen Auffassung 
kennen zu lernen. In dem Artikel heißt es darüber, durch die wissen¬ 
schaftlichen Feststellungen bürgerlicher und sozialistischer Unter¬ 
suchungen sei es bewiesen worden, „daß im Zeitalter des Spätkapitalis¬ 
mus und des Ueberganges zu sozialistischen Wirtschaftsformen trotz 
aller Privilegien für das landwirtschaftliche Großkapital der bäuer¬ 
liche Grundbesitz und der bäuerliche Landwirtschaftsbetrieb gegen¬ 
über Großbesitz und Großbetrieb in unaufhaltsamem Vordringen be¬ 
griffen isr. 

Ohne in dieser papierarmen Zeit die Agrarstatistik heraufbeschwören 
zu wollen, muß doch gesagt werden, daß das Vordringen des klein¬ 
bäuerlichen Landbesitzes nur in bestimmten Gegenden zu beobachten 
ist, in denen Bodenbeschaffenheit und Produktionsbedingungen den 
Kleinbetrieb seit langem begünstigt haben und in denen deshalb seit 
langer Zeit die Selbstauflösung des Großgrundbesitzes vor sich geht. 
Leider verrät uns der Artikelschreiber nicht, in welchem Maße an 
diesem „Vordringen des Kleinbesitzes“ der kleinste Besitz beteiligt 
ist, über den sich alle Agrarpolitiker längst dahin einig geworden 
sind, daß er die rückständigste landwirtschaftliche Betriebsform dar- 
stelte, indem er mit geradezu grotesker Material- und Kraftver¬ 
schwendung arbeitet. 

Im nächsten Absatz heißt es: 

,jEin wichtiger Grund für die wirtschaftliche Ueberlegenheit des 
Kleinbetriebes über den Großbetrieb «in der Landwirtschaft ist, daß 
er zweifellos, wenn er nur einigermaßen auf der Höhe der technischen 
Kultur unserer Zeit steht, aus dem Grund und Boden einen höheren 
Ertrag herauszuwirtschaften versteht, als der Großbetrieb. Auf der 
einen Seite ist die Geldrente des Bodens höher, weil der Bauer, 
der nur wenige fremde Arbeitskräfte beschäftigt, von den ständig 
wachsenden Unkosten der menschlichen Arbeit in der Landwirt¬ 
schaft in hohem Maße unabhängig ist und weil er auch nicht ge¬ 
nötigt ist, kostspielige, nur wenig rentable Maschinen zur Deckung 
seines unumgänglichen Bedarfes an mechanischer Arbeitsleistung 
heranzuziehen. Außerdem aber versteht er es, intensiver zu arbeiten. 
Mehraufwand an Arbeit bedeutet für ihn keinen Mehraufwand an 
Kapital. Infolgedessen ist er in dieser Mehraufwendung nur durch 
die Grenzen beengt, die der Arbeitskraft seiner Familie gezogen 
sind; und wie dehnbar diese Grenzen sind, haben wir ja während 
des Krieges gesehen. Außerdem aber ist der Landwirt in der Lage, 
sein ganzes Kapital auf eine Verbesserung der Viehhaltung und 
der EMlngung seines Bodens zu konzentrieren. Das muß natürlich 
auch wiederum dem Ertrag seines Betriebes zugute kommen. Auf 
diese Weise gelingt es ihm also, nicht nur eine höhere Geldrente, 
sondern auch einen höheren Produktenertrag zugunsten der Volks- 
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Wirtschaft aus dem Boden herauszuholen. Das gilt hi erster Linie 
von den Erzeugnissen der Viehhaitung, des Futter- und Qemüse- 
haues, in zweiter Linie in vielen Fällen aber auch von der Erzeugung 
von Getreide, Kartoffeln und Zuckerrüben.“ 

Nach dem Artikelschreiber ist der bäuerliche Betrieb ergebnisreicher, 
weil er mehr aus dem Boden zu wirtschaften „versteht“ und der 
Kleinbesitz ist fördernswert, weil er eine höhere „Qeldrente“ erzielt. 
Außerordentlich merkwürdig ist, wie diese höhere „Qeldrente“ erreicht 
wird. Diametral sich zuwiderlaufende Prinzipien müssen zur Er¬ 
zielung des gleichen Effekts herhalten. Erstens beruht die höhere 
„Qeldrente“ darauf, daß der Kleinbauer — billiger arbeitet als'selbst 
die Arbeitskräfte des Großgrundbesitzes. (Der Kleinbauer „beschäftigt 
nur wenige ArbeKskräifte“, ist „von den ständig wachsenden Unkosten 
der menschlichen Arbeit in der Landwirtschaft lin hohem Maße 
unabhängig“'.) Interessanter wird die Sache noch dadurch, daß die 
Rentengeschichte in Zusammenhang gebracht wird mit der Arbeits¬ 
kraft der ganzen bäuerlichen Familie. Das glänzende Rentenergebnis 
def bäuerlichen Wirtschaft kommt also dadurch zustande, daß der 
Wert der Arbeit der kleinbäuerlichen Familie außer allen Vergleich 
mit der Bewertung jeder anderen nutzbar angewandten Arbeitskraft 
gestellt wird! Der Großgrundbesitz in Deutschland ist wegen seiner 
geringen Bewertung der menschlichen Arbeitskraft berüchtigt. Der 
bäuerliche Betrieb ist ihm aber darin überlegen, daß der Bauer selbst 
von dieser außerordentlich geringen Bewertung der Arbeitskraft „un¬ 
abhängig“ ist! Wie erscheint in diesem Zusammenhänge die behaup¬ 
tete höhere „Qeldrente“! Zweitens ist der Bauer „nicht genötigt . . ., 
kostspielige, nur wenig rentable Maschinen“ anzuschaffen. Einen Teil 
der höheren ,/3eldrente“ stellt also der Zinsbetrag dar, den eine be¬ 
stimmte, in landwirtschaftlichen Maschinen investierte Summe Geldes 
erfordern würde. Diese Maschinen anzuschaffen, war der Bauer 
„nicht genötigt“, er hat das Geld gespart, der aus dieser nicht ge¬ 
machten Ausgabe rechnerisch sich ergebende Zinsbetrag ist ein Teil 
der höheren „Qeldrente“! Nun wäre es aber unter allen Umständen 
mit der höheren „Qeldrente“ Essig, wenn die Unterlassung der An¬ 
schaffung von Maschinen eine geringere Intensität der Bodenbear¬ 
beitung und damit einen geringeren Ertrag zur Folge hätte. Eine 
Ahnung davon dämmert auch dem Verfasser, wenn er als Voraus¬ 
setzung für die höhere „Qeldrente“ fordert, daß der bäuerliche Betrieb 
.vcinigermaßen auf der Höhe der technischen Kultur unserer Zeit 
stehe“. Wenn aber der aus den ersparten Maschinenkosten sich er¬ 
gebende Zinsbetrag einen Teil der höheren „Qeldrente“ darstellt, und 
gleichzeitig die zur Erreichung der hohen „Qeldrente“ notwendige 
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hohe Ackerkultur ohne Maschinen erreicht werden soH, so wäre dies 
irur möglich, wenn der Bauer mit seiner Familie nicht nur, wie wir 
oben gesehen haben, billiger arbeitet als der landlose Arbeiter des 
Großgrundbesitzes, son-dern wenn er selbst — billiger arbeitete als die 
Maschine! 

Also: Ein Arbeitsp/erd zu sein, genügt für den Bauer nicht an¬ 
nähernd. In seinem hochentwickelten Köri>er müßte sich, wenn er 
das hohe Vertrauen dieses Autors rechtfertigen wollte, ein Arbeitstier 
vergegenständlichen, das die Beweglichkeit des Wiesels mit der Kraft 
des Elefanten in sinnreicher Weise in sich vereinigte. Wie man sieht: 
das Agrar-Idyll wird von dem Arbeits-Märchentier figürlich verschönt. 

„Dieser Umstand“, so heißt es dann weiter, „ist es, der uns eine 
Verbreiterung der Kleinbetriebe und eine Schmälerung der Groß¬ 
betriebe als ganz besonders wünschenswert erscheinen läßt“. Uns 
nicht! Wie wir bewiesen zu haben glauben, ist es nicht ein „Umstand“, 
sondern es sind Umstände in beängstigender Zahl und von ganz er¬ 
heblichem Belang, die die Sozialdemokratie bestimmen müssen, diese 
Phantasien so entschieden wie möglich abzulehnen. Wir überschlagen 
deshalb die folgenden Absätze, die zu beweisen suchen, daß der Klein¬ 
grundbesitz „die drei Grundpfeiler“ der menschlichen Ernährung: Fett, 
Zucker, Fleisch, in höherem Maße produziere als der Großgrundbesitz, 
was bei dem Zucker durchaus nicht zutrifft und auch bei den anderen 
der genannten Dinge stark zu bezweifeln ist, und sich schließlich der 
politischen Seite der Sache zuwenden, indem sie alte Forderungen 
der Sozialdemokratie (Beseitigung der Großgrundbesitz-Privilegien) 
erheben. 

Die Grundfrage des ganzen Problems ist die: sind unsere Erkennt¬ 
nisse auf agrarpolitischem Gebiete derart, daß die Sozialdemokratie 
Veranlassung hat, die Forderung des Erfurter Programms nach Ver¬ 
gesellschaftung von Grund und Boden fallen zu lassen und den Privat¬ 
besitz auf däesem Gebiete als die Voraussetzung einer ausreichenden 
Produktion zu erklären? 

Gewiß wird das künftige Agrarprogramm aussprechen müssen, die 
Volksernährung verlange, daß der langsameren Entwiicklung in der 
Agrarwirtschaft, dem Stande der Wirtschaft und den wissenschaft¬ 
lichen Errungenschaften auf dem Gebiete der Agrikultur Rechnung 
getragen werden muß. Es wird sich damit abfinden und aussprechen 
müssen, daß, solange die Vorbedingungen für eine sozialisierte Wirt¬ 
schaft nicht gegeben sind, sich auch eine Aenderung in den Besitz- 
verhältnissen nicht durchführen lassen wird. Es muß aber auch mit 
aller Entschiedenheit darauf hingewiesen werden, daß die entscheidende 
Frage in dem Agrarproblem für uns nicht ist: Großgrundbesitz oder 
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Kleirtbesitz?, sondern: Privatbesitz oder Allgemeineigentim! Solange 
wir den Privatbesitz an Grund und Boden als Voraussetzung der 
Möglichkeit der Volksernährung anerkennen müssen, haben wir die 
politische Pflicht, diesen Besitz lebens- und leistungsfähig zu erhalten 
und auch der in der Landwirtschaft aufgewendeten Arbeit ein unseren 
Wertbegriffen entsprechendes Aequivalent zuzubilligen. Aus diesem 
Grunde ist die einseitige Orientierung vom Verbrauoherstandpunkt 
zu verwerfen. 

Diesen klaren Tatsachen suchen unsere Agrar-Idylliker ein Schnipp¬ 
chen zu schlagen: Die alte kommunistische Forderung der Vergesell¬ 
schaftung des Bodens w'ird umgebogen zu einer Expropriierung des 
Großgrundbesitzes und der angestrebte Zustand des Allgemeinbesitzes 
an Grund und Boden wird umgedeutelt zu einer Massenzüchtung bäuer¬ 
licher Kleinbetriebe. 

So wenig wir nun als Sozialdemokraten ein Interesse daran hätten, 
auf dem Gebiete der Landwirtschaft der wirtschaftlichen und betriebs¬ 
technischen Entwicklung politisch vorzugreifen, so wenig ist uns 
pdlitisch iind wirtschaftlichl an edner solchen Masseninstallierung 
bäuerlicher Kleinbetriebe gelegen. I>er vorhandene Großgrundbesitz 
bietet nicht nur ein gutes Demonstrationsobjekt dafür, wann die Land¬ 
wirtschaft die Höhe der Entwicklung erlangt hat, die zur Vergesell¬ 
schaftung des Bodens notwendig ist, er erleichtert auch die schließ- 
liche Durchführung dieser Vergesellschaftung. 

Wie es mit den Beweisen für die Ueberlegenheit des Kleingrund¬ 
besitzes über den Großbetrieb bestellt ist, hat uns die oben be¬ 
handelte „Rentabilitätsberechnung“ gezeigt. Wir haben wahrlich keine 
Veranlassung, unsere Hand dazu zu bieten, bei der Durchführung einer 
unserer Hauptforderungen, der Vergesellschaftung von Grund und 
Boden, den von den Agrar-Idyllikern gewiesenen Umweg zu machen: 
Expropräerung des Großgrundbesitzes — Schaffung von bäuerlichen 
Kleinbetrieben — Expropiierung eben dieser Kleinbetriebe — Zu¬ 
sammenlegung in große sozialistische Betriebe. 

Dem sozialistischen Grundsätze: Erreichung des höchstmöglichen 
Wirtschaftseffektes mit möglichst geringer Beanspruchung mensch¬ 
licher Arbeit spricht die oben gewürdigte „Rentabilttätsberechnung“ 
des bäuerlichen Kleinbetriebes geradezu Hohn. Dieser Grundsatz 
muß aber auch für die Landwirtschaft Geltung haben, und er ist eiuer 
der ganz wenigen, die sich aus der industriellen Praxis ohne weiteres 
auf die Landwirtschaft übertragen lassen. Mit der steigenden Kultur¬ 
höhe und der Vervollkommnung der Produktion in allen ihren Zweigen 
gehört auch die Landwirtschaft der Maschine. Wenn das oben zitierte 
Wort von der geringen Rentabilität der Maschine in der Landwirt- 
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Schaft überhaupt einen Schein von Berechtigung hat, dann doch niw 
in dem Sinne, daß die Kleinheit des bäuerlichen Grundbesitzes die 
volle Auswirkung der Maschine und damit ihre Reniabilität hindert. 
Aber auch der Bauer hütet sich heute schon, sich mit körperlicher 
Arbeit abzucruälen, die er mit der Maschine verrichten kann. Wo 
komplizierte und teure Maschinen nötig sind, greift bei ihrer An¬ 
schaffung die landwirtschaftliche genossenschaftliche Organisation ein. 
Es fällt keinem vernünftigen Bauern mehr ein, mit seinen Leuten den 
ganzen Winter mit dem Flegel zu dreschen. In Wirklichkeit ist also 
der Bauer weit weniger rückständig als unsere Agrar-Idylliker wahr 
haben wollen. Ja, es gibt Bauern, die bedeutend rationelleren An¬ 
schauungen huldigen als sie der oben behandelte Artikel seinen 
Lesern zu vermitteln vermag. 

Vollends verkehrt wäre es, agrarpolitische Spekulationen und Unter¬ 
suchungen und ihre Ergebnisse nach den Bedürfnissen unserer Tages¬ 
politik einrichten und sie mit diesen Bedürfnissen gewaltsam in Ein¬ 
klang bringen zu wollen. Dieses Bestreben tritt in den oben zitierten 
Darstellungen in fataler Weise zutage. Solche Bestrebungen mögen 
verständlich sein, sie mögen naheliegen. Aber die Schöpfer des künf¬ 
tigen Agrarprogramms der deutschen Sozialdemokratie werden sich 
vor dieser Gefahr zu hüten haben, und sie werden nur etwas Brauch¬ 
bares leisten können, wenn sie sich auf den Boden der Tatsachen 
stellen. 


A. RUNDE: 

Gedanken über Kolonialpolitik. 

r\ IE Frage, ob vom Standpunkt der deutschen Sozialderaokratie die 
^ Kolonialpolitik zu unterstützen sei, wurde früher verneinend be¬ 
antwortet. Das war nicht zu verwundern, da es an praktischen Er¬ 
fahrungen mangelte, den Wert von Kolorjien zu ermessen; auch die 
persönliche Erfahrung oder Anschauung auf kolonialem Gebiet fehlte. 
Die Stellungnahme war wesentlich theoretisch, kritisch und negierend. 
Die impositiv gerichtete Parteipolitik, die mit Schlagworten oft mehr 
argumentierte, als dienlich war, ist vornehmlich bei kolonialpoliti¬ 
schen Fragen ■zutage getreten; besonders wurde das Schlagwort 
„Imperialismus", bei dem sich eigentlich jeder etwas anderes dachte, 
unbedenklich mit Kolonialpolitik identifiziert. 

Der Weltkrieg äst ein Schulbeispiel dafür, wie wenig sich konkrete 
Tatsachen von abstrakten Theorien beeinflussen lassen. So unange¬ 
nehm manchem das Umlernen sein muß, es ist immerhin besser, sich 
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der besseren Einsicht zu fügen, als in Starrsinn an einer Theorie fest¬ 
zuhalten, die von der Wirklichkeit Lü^en gestraft ist. 

Ein paar Tatsachen! 

Die wirtschaftlichen Beziehungen Eteutschlands sind, seit die un¬ 
geahnte Entwicklung der letzten Jahrzehnte einsetzte, stark in der 
Weltwirtschaft verankert und an ihr beteiligt gewesen. 

Einige Zahlen des deutschen Welthandels in Millionen Mark werden 
das veranschaulichen. Es betrug die deutsche 


Einfuhr Ausfuhr 
Millionen Mark 

1880 . 2 844 2 977 

1890 . 4 273 3 420 

1900 . 6 043 4 753 

1910 . 10 006 8 432 

1911 . 10 677,3 8 892.2 

1912 . 11899,8 9 827,1 

1913 . 12 096,1 10 994,6 


Aus diesen Angaben ersehen wir, daß Ein- und Ausfuhr 1913 im 
Qesamt-Eigenhandel einen Gesamtwert von 23 090,7 Millionen Mark 
hatte. 

Unter den Waren, die eingeführt werden, befinden sich überwiegend 
solche, die Deutschland nicht imstande ist, auf seinem eigenen Grund 
und Boden hervorzubringen. Andererseits besitzt wiederum Deutsch¬ 
land -Rohstoffe, die in anderen Ländern gar nicht oder in geringerem 
Maße hervorgebracht werden, oder mit denen Deutschland auf dem 
Weltmarkt konkurrieren kann. Es sei nur an Eisenerze, Zinkerze, 
Bleierze, Stein- und Braunkohlen, Kali usw. erinnert. 

Dagegen sind wir abhängig vom Auslande für folgende Rohstoffe 
und Nahrungsmittel: Baumwolle, Kautschuk, Guttapercha, Palmkerne, 

Bauixiwa^ Kaiitacbuk,' -GaHapercha, ^ Palmk^rne, 
Palmöl, Kopra, Kaffee, Rohseide, Chilisalpeter, Reis, Petroleum, Süd¬ 
früchte, Kakaobohnen, Jute, Gummilack, Schellack, Straußfedern, Tee, 
Elfenbein, Pfeffer. Selbst die neuesten Errungenschaften der deut¬ 
schen Wissenschaft, die uns künstlichen Kautschuk und Luftstickstoff 
zu produzieren ermöglichten, werden an dieser Struktur wesentliches 
nichts ändern. 

Weiter gibt es Rohstoffe, die wir nur -in geringerer Qualität, oder 
nur als Halbfabrikate oder als bearbeitete Rohstoffe im Lande selbst 
besitzen: Wein, Blumen, Sämereien, Tabak, Produkte der ausländi¬ 
schen Forstwirtschaft, Erze und Bergbauprodukte (Gold, Zinn, Platin, 
Schwefel), sowie Wollengarn, Tabak in Blättern und geschnitten, 
Baumwollengarne, Maschiwn, Mais, Seidepwaren, Gemüse usw, 
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endlich gibt es aber Waren, die Deutschland nicht in genügen¬ 
der Menge, nur zu bestimmten Jahreszeiten oder nur ntit erhöhten 
Kosten erzeugen kann: Wolle, Weizen, Gerste, Kupfer, Tierhäute, 
Pelzhäute, Eier, Eisenerze, Holze, Kleie, Leinsaat, Schmalz, Oel- 
kuchen, Butter, Därme, Klee, Luzerne und andere landwirtschaftUche 
Saaten, Pferde, Rinder, Schafe, Federvieh, Hirse, Hafer, Roggen, 
flachs, Raps, Rübsen, Obst und Beeren, gesalzene Heringe, Zinn usw. 

Die Erzeugung dieser zuletzt genannten Waren oder Rohstoffe 
würde unrentabel sein, da sie auf dem Weltmarkt billiger zu haben 
sind. Auch bringt der deutsche Boden nur so geringe Mengen hervor, 
daß sie bei weitem nicht ausreichen, die 68-Millionen-Bevölkerung zu 
versorgen. 

Wenn man nun diese Tatsachen nüchtern prüft, so ergibt sich 
zunächst, daß die deutsche Volkswirtschaft nur zum Teil auf eigenen 
Füßen steht, daß die Existenz von Industrie und Landwirtschaft ent¬ 
weder ganz oder zu einem großen bzw. geringeren Teil von der An¬ 
teilnahme an Weltverkehr und Weltaustausch abhängig ist. 

Am unabhängigsten werden naturgemäß die Staaten sein, die über 
die meisten eigenen Quellen verfügen. Diese eigenen Quellen können 
sich im Lande selbst befinden (Amerika z. B. überwiegend) oder in 
zur staatlichen Gemeinschaft oder unter staatlicher Herrschaft befind¬ 
lichen Gebieten, z. B. in den Kolonien. 

Die Bedeutung der Kolonialpolitik liegt also darin, daß in ihr die 
Mittel verankert liegen, entweder, wie in England, eine hemmungs¬ 
lose Einfuhr von Rohstoffen und Nahrungsmitteln zu schein, oder 
auf ihre Welterzeugung einen preisregulierenden Einfluß auszuüben, 
oder die Verteilung auf das Bedürfnis in den einzelnen Ländern nach 
der Quantität zu beeinflussen, oder auch die Produktion selbst zu 
organisieren. 

Für jeden ist klar, daß Deutschland von diesen Einflüssen bisher 
nur einen geringen Teil ausüben konnte, also zum weitaus größeren 
Teil vom Ausland abhängig war. Einen gewissen Einfluß konnte es 
natürlich immer ausüben durch die von ihm selbst in monopolartiger 
Weise seiner fast ausschließlichen Verfügungsgewalt unterstehenden 
Rohstoffe (Kali) oder durch seinen dominierenden Einfluß auf die 
Preis- und Absatzbildung bei anderen Produkten (Eisen, Kohle, Kar¬ 
toffel, Roggen usw.). Es überwiegt aber das 'Bedürfnis nach Roh¬ 
stoffen, die aus der Kolonialwirtschaft hervorgehen, die also die Lei¬ 
stungsfähigkeit der deutschen Industrien erst ermöglichen. 

/Aber die Bedeutung der Kolonien für das Mutterland liegt nicht 
nur auf rein wirtschaftlichem Gebiet. 
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Auch politisch bedeutet der Besitz von Kolonien Macht, wenn sie 
auch im Wirtschaftlichen die Wurzeln ihrer Kraft hat. Deutschland 
wäre politisch weit ohnmächtiger, als es ohnehin in seinem Verhältnis 
zu den Großmächten ist, wenn es nur ein europäisches Reich wäre. 
Von der Größe der kolonialen Bestrebungen ist in erheblichem Maße 
das Prestige abhängig, das jede Großmacht zu wahren hat. Wie der 
einzelne Mensch oder die einzelne Klasse in ihrem staatlichen Milieu 
nach einem Prestige strebt, das ihr größeren Einfluß auf die Gestaltung 
des staatlichen Ueberbaues gewährt, so muß auch den Staaten selbst 
dieses Streben innewohnen, wollen sie nicht »rückwärts schreiten oder 
stagnierten. An der Hebung der Weltkultur, soll sie nicht einseitig 
beeinflußt sein, müssen alle Völker mitarbeiten, die der Welt und der 
Weltkultur etwas zu bieten haben. 

Das deutsche Volk ist dazu gewiß berufen. Es kann Deutschland 
nicht beiseite stehen. Diese politische Seite der deutschen Weltpolitik, 
bei der die KolonialpoKtik eine nicht unwesentliche Bedeutung hat, 
darf nicht, wie es bisher leider geschah, linterschätzt werden. 

Was jahrelange Konferenzen seit Chamberleins Zeiten nicht ver¬ 
mocht ihatten, wird vielleicht der Weltkrieg bringen: den Zusammen¬ 
schluß Englands mit seinen Kolonien und Dominions zum größten 
Imperinm, das die Welt je gesehen hat. Die Worte Ohamberleins in 
seiner Birminghamer Rede vom 15. Mai 1903 gewinnen jetzt Be¬ 
deutung: ,3edenkt, was das für unsere Macht und unseren Einfluß 
als Staat bedeutet. Bedenkt, was es für unsere Stellung unter den 
Völkern der Welt bedeutet. Bedenkt, was es für unseren Handel 
bedeutet. Dieses nenne ich an letzter Stelle. Am ersten und meisten 
denke ich an den Einfluß unseres Reiches.“ 

Da sind die Gefahren für alle nicht zum englischen Imperium ge¬ 
hörigen Staaten eindringlich geschildert. Für Deutschland sind sie 
um so größer, weil es ihm an zweifelsfrei geeigneten Gegenmitteln 
fehlt. Damit wächst die Gefahr, für Jahre vom Ueberseeverkebr ab¬ 
geschlossen zu werden. Die Gefahr wird um so größer, falls es Eng- 
laiMl gelingt, seine bisherigen Ententegenossen an seiner Seite zu 
halten. Stillstand oder Rückgang der deutschen Industrietätigkeit aber 
würde, abgesehen von allem übrigen, zu dem schwersten aller Nach¬ 
teile führen: der Arbeitslosigkeit von Millionen deutscher Arbeiter. 

Was würde die unmittelbare Folge sein? 

Die seit Jahren fast verschwundene Auswanderung würde erneut 
einsetzen. Deutschland würde in die Zeit vor 1870 zurückgedrückt. 
Die deutsche Kultur würde schweren Schaden erleiden in allen ihren 
Gliedern, vornehmlich in der Sozialpolitik. Die Tätigkeit der deut¬ 
schen Industriearbeiterschaft, die Deutschland so groß machte, würde 
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den Feinden Deutschlands zur Verfügung stehen, die uns dann mit 
unseren eigenen Waffen schlagen könnten. Ueberall in dem großen 
englischen Weltreich wäre England wie in früheren Jahrhunderten 
imstande, eigene Industrien ins Leben zu rufen, die durch Verminde¬ 
rung der Transport- und sonstigen Kosten eine beispiellose Vertei¬ 
lung der Waren über die Welt ermöglichten, dirigiert von dem Welt¬ 
zentrum London aus, das bisher schon in so großartiger Weise ver¬ 
stand, sich den Weltverkehr infolge der günstigen maritimen und 
insularen Lage im Mittelpunkt des Ueberseeverkehrs zunutze zu 
machen. 

Damit würde aber auch die ganze innenwirtschaftliche Lage 
Deutschlands an allen Ecken und Kanten zur Katastrophe führen. 

Es list gut, sich dieser Gefahren bewußt zu werden. Ein verhängnis¬ 
voller Fehler wäre es, England in seinen Absichten und iti seiner 
Macht zu unterschätzen. 

Wie müßte, angesichts dieser Lage, nun eine Kolonialpolitik be¬ 
trieben werden, die auch vom sozialdemokratischen Standpunkt ge¬ 
fördert und unterstützt werden könnte? 

Jedes Kolonisieren, das über den Rahmen der eigenen Staats¬ 
grenzen hinausgeht, ist gewiß mehr oder weniger Eroberungspolitik. 

• Das liegt schon im Begriff. Während bei primitven Völkern, wie bei 
den einzelnen Stämmen Amerikas, Afrikas, Australiens, das Koloni¬ 
sieren ein «roher Akt der Vergewaltigung des schwächeren unter die 
Gewalt des stärkeren Stammes ist, bei dem selten gesagt werden 
kann, daß der stärkere Stamm eine Kultur bringe, die der des Unter¬ 
worfenen überlegen ist, kann ein gleiches nicht von den Kolonisa¬ 
tionsbestrebungen gesagt werden, die von den europäischen Groß¬ 
mächten unternommen werden. 

Wenn auch nicht zu bestreiten ist, daß ihre Triebfeder die Sucht 
nach Ausbeutung von Boden und Menschen in kapitalistischem Inter¬ 
esse ist, und daß besonders früher die Zivilisation sehr zu kurz kam — 
es sei nur an die Wirksamkeit der Cortez und Pizarro in Amerika, 
der Engländer in Indien, Tasmanien, Afrika und Australien, der Leist, 
Wehlau und Arenberg in Afrika, den internationalen Sklavenhandel 
usw. erinnert —, so ist doch nicht zu vergessen, daß neben diesen 
Schädlichkeiten auch die Nützlichkeiten höherer Kultur einwanderten. 
Menschlicher Fortschritt pflegt, wie die Geschichte lehrt, nun einmal 
nicht in Lackstiefeln und Glacehandschuhen einherzugehen. 

Eine der ersten und grundsätzlichsten Voraussetzungen für eine 
auch von sozialdemokratischer Seite zu billigende Kolonialpolitik 
müßte sein, daß diese rohen Tendenzen nach Möglichkeit zurück¬ 
gedrängt werden. Das Menschentum soll bei den Eingeborenen er- 
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weckt und gefördert, sie müssen zu vollgültigen Qliedern der mensch¬ 
lichen Gesellschaft erhoben werden. Der Sozialismus, der die fried¬ 
liche Weltherrschaft, die Beseitigung persönlicher und ökonomischer 
Knechtschaft anstrebt, würde nur einen Teil dieser Mission erfüllen, 
wenn er von seinem Kulturstreben die primitiven Völker ausnehmen, 
sie nur der weißen Rasse, oder nur Nationen zuerkennen wollte, die die 
Stufe des Primitiven überschritten haben. Der Sozialismus erfüllt 
also einen Teil seiner Weltmission, wenn er kolonisiert in dem Sinne, 
daß alles, was Menschenantlitz trägt, berufen und berechtigt ist, an 
der Höherentwicklung der Menschheit teilzunehmen. Achtung auch 
vor der Persönlichkeit des primitiven Eingeborenen muß also selbst¬ 
verständlich sein. Dazu gehört Achtung vor religiösen, rechtlichen 
und völkischen Ueberlieferungen und naturgemäßen Gewohnheiten. 

Bei der Erziehung der Eingeborenen, besonders Afrikas, darf nicht 
von der Voraussetzung ausgegangen werden, daß der erwachsene 
Neger ein mit europäischen Augen zu erfassender Mensch wäre. 
Jeder, der die Neger aus eigener, in ihrer Heimat erworbener Kenntnis 
zu beurteilen gelernt hat, wird bei aller Toleranz zugeben müssen, 
daß sie große Kinder sind, mit all ihren Unarten, Trotzigkeit und • 
mangelndem Ehr- und Menschengefühl behaftet. Sie müssen also 
zunächst entsprechend behandelt werden, wenn auch nicht etwa im 
Geiste von Prügelpädagogen. Aus den Eingeborenen selbst müssen 
ihre Erz^ieher herangezogen werden. Es wird dazu keines Menschen¬ 
alters bedürfen; denn an sich ist der Neger sehr bildungsfähig, er 
hat es schon früher bei entsprechender Auswahl zum Lehrer wie 
zum Apotheker, zum Kaufmann wie zum Arzt gebracht. 

Unter dieser Erziehung ist alles zu’ fassen: Schulzwang, sittliche 
Hebung (soweit die „Sitten" nicht nach Ueberlieferung und klimati- 
sclien Verhältnissen beizubehalten sind und nicht im Sinne der „Lex- 
Heinze-Männer“ oder sonstiger Eiferer gegen Nacktheit). Erziehung 
zur Hygiene, insbesondere im Wohnungswesen, zur Erwerbstätigkeit 
nach Veranlagung und freier Wahl usw. Dazu sind aus Staatsmitteln 
Schulen und Fortbildungsanstalten, Krankenhäuser und Polikliniken 
für ambulante Behandlung, landwirtschaftliche und gewerbliche Ver¬ 
suchs- und Lehrbetriebe zu errichten. Der Plantagenbau ist staatlich 
zu organisieren. Als Uebergang wäre zunächst genossenschaftlicher 
Betrieb ins Auge zu fassen mit dem Recht der staatlichen Ablösung. 
Daß alle diese Bestrebungen, einschließlich ärztlicher Versorgung, aus 
Staatsmitteln bestritten werden und für die Eingeborenen unentgelt¬ 
lich sein müßten, versteht sich von selbst. Zur allgemeinen wirtschaft¬ 
lichen und kulturellen Hebung sind ferner in weitestem Maße Ver¬ 
kehrseinrichtungen — Eisenbahnen, Straßenbau, Schiffsbau — zu 
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schaffen. Sie bilden wieder Vermittlungswege für die Erschließung 
der Kolonialwirtschaft and den Anschluß an die Weltwirtschaft, in 
erster Linie aber an die heimische Volkswirtschaft. 

Durch diese und entsprechende sinngemäße Maßnahmen wird es 
gelingen, die Kolonien zur SelbstärKÜgkeit in finanzieller Hinsicht zu 
entwickeln, und ein inniges, auf gegenseitiger Achtung beruhendes 
und zu gegenseitigem Nutzen ersprießliches Verhältnis zwischen 
Mutter- und Tochterstaat zu erzielen. 

Doch nicht nur darauf haben wir unser Augenmerk zu richten, daß 
in den Kolonien selbst das Erforderliche getan werde. Im Mutter¬ 
lande, in Deutschland, sind Voraussetzungen zu schaffen, die den 
gewünschten Erfolg gewährleisten. Alle, die berufen sind, die deutsche 
Kultur in die Kolonien zu verpflanzen, sind gründlich auszubilden 
für die praktische Arbeit, die sie als Pioniere ausüben sollen. Man 
hat auch bereits begonnen, diese Arbeit vorzubereiten. Zum Beispiel 
haben das Hanrburgische Kolonialinstitut und das Oeffentliche Vor- 
lesuugswesen in Hamburg bisher eine Reiihe von akademischen Vor¬ 
lesungen und Bildungsmöglichkeiten geschaffen, von denen nur fol¬ 
gende angeführt seien: 

Sprachunterricht in englischen, französischen, japanischen, indischen, 
orientalischen und afrikanischen Sprachen usw., Warenkuude, Kolonial¬ 
verwaltung und -recht. 

Hygiene, Kulturgeschichte der eingeborenen Völker, Zoologie, 
Botanik mit praktischen Anw'eisungen für koloniale Zwecke, Geo¬ 
graphie uud Völkerkunde, Kolonialpolitik und -Volkswirtschaft, Natur¬ 
wissenschaft (Mikrokospie, Bodenkuude, Viehzucht usw.). 

Diese Vorlesungen sind öffentlich und mit Ausnahme weniger, 
wissenschaftliche Vorbildung erfordernden Fächern jedermann un¬ 
entgeltlich zugängig. Man wird zugeben müssen, daß solche Bestre¬ 
bungen weitestgehende Unterstützung verdienen. 

Nicht nur die wirtschaftliche, sondern auch die politische Not unserer 
Zeit zwingt uns, dem deutschen sozialistisdien Geist in dieser großen 
Zeit der Weltenwende, deren volle Bedeutung uns erst uach dem Kriege 
zum Bewußtsein kommen wird, Geltung zu verschaffen. Seien wir uns 
darüber klar, daß der deutsche Sozialismus, und nicht der der Entente¬ 
sozialisten, die höhere Form repräsentiert. Nicht die Ideen von 1789, 
die Ideen von 1914 sind berufen, dem Sozialismus jene Geltung in der 
Welt zu verschaffen, deren er für seine Weltmission bedarf. 

Mit Recht sagt Plenge:^ 


^ Plenge: Revolutionienmg der Revolutionäre, „Glocke“ Nr. 12 von 
1917, Seite 464/465. 
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„Die Nationalitätsidee hat der Marxismus allgemein anerkannt, 
wenn er sie auch mit einer merkwürdigen Auffassung von der 
„Immaterialiät" einer starken WHlensforderung auf einen (inneren 
Kulturzusammenhang ohne alles Bedürfnis äußerer Organisations¬ 
formen zurückschrauben möchte, damit sie seine eigenen Kreise 
nicht stört. Aber daß er die Nationalitäten auf ihre Fähigkeit zum 
Sozialismus werten soll, weiß er noch nicht bewußt. Und doch ist 
das die Stelle, wo nach ihrer organisatorisch-praktischen und nach 
ihrer intellektuellen Leistung über die weltgeschichtliche Sendung 
der Nationen entschieden werden muß. Es ist die Stelle, wo man 
sich über den notwendigen Platz der deutschen Nation in einer 
sozialistisch werdenden Welt entscheiden muß, und wo die Wissen¬ 
schaftlichkeit, die Genossenschaftlichkeit und die Organisationskraft 
der deutschen Nation den Ausschlag gibt. Es ist echt sozialistische 
Lehre, daß die Nationen soviel Platz haben sollen, als sie verdienen, 
und nicht soviel, als sie zufällig besitzen." 

Eines Tages werden sich die jetzt noch feindlichen Staatsmänner 
trotz alledem am Beratungstisch zusammenfinden, um die Welt neu 
zu verteilen. Trotz der Formel: „Keine Annexionen" wird sich aui 
kolonialem Getwet eine große Grenzsteinverschiebung vollziehen. Es 
wird darüber entschieden werden, ob ein kleines Belgien durch großen 
Kolonialbesitz, dem es nach Herkunft, Gesinnung und Machtmitteln 
nicht gewachsen, war, eine Bedrohung des Weltfriedens bleiben, ob 
ein degenerierter Marionettenstaat von Englands Gnaden, wie Portu¬ 
gal, ein Hindernis für wirkliche Kolonialkultur, ob ein Herrenstaat, 
wie England, weiter neben dem Weltmeere die Hälfte der Erdkugel 
beherrschen, oder eine stagnierende Gesellschaft wie die Franzosen, 
auch fernerhin ein über das natürliche Maß hinausgehendes Kolonial¬ 
reich besitzen soll auf Kosten vorwärtsstrebender Mächte. 

Mag dann Deutschland seine verstreuten kleinen Kolonialbesitze 
zugunsten eines großen miteiafrikanischen Kolonialreiches aufgeben. 
Im Zusammenwirken mit Mitteleuropa, dem Balkan und dem ent¬ 
wicklungsfähigen Mesopotamien wird es ein Betätigungsgebiet be¬ 
sitzen, wie es seiner Weltgeltung entspricht. 

besitze zugunsten eines großen mittelafrikanischen Kolonialreiches 
aufgeben. Im Zusammenwirken mit Mitteleuropa, dem Balkan und 
dem entwicklungsfähigen Mesopotamien wird es ein Betätiigungsgebiet 
besitzen, wie es -seiner Weltgeltung entspricht. 

Deutschland muß bei der Neuordnung der Welt dabei sein als voll¬ 
berechtigter Faktor, weil der Deutsche, der deutschsozialistische Geist, 
der Menschheit noch etwas zu leisten vermag! 
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Glossen. 

Die Freideutsche Jugendbewegung. 

Lieber die Entwicklung der unter dem Begriff Freideutsche 
Jugend zusammengefaßten neueren Richtung in der bürgerlichen 
Jugendbewegung liegt wenig brauchbares Material vor. Das liegt 
in der Hauptsache an der unglaublichen Zersplitterung der Be¬ 
wegung. Was an „freideutscher“, „deutschnationaler“ oder „deutsch- 
völkischer“ Jugend in Deutschlands Qauen fleucht und kreucht, ist 
recht buntscheckig. Mehr oder weniger schwärmerisch, nur wenig 
besorgt um Herkunft, Weg oind Ziel ihrer idealen Aufgaben wird von 
dem überwiegenden Teil der Anhängerschaft in kleinem und klein¬ 
stem Kreise Bewegung gespielt. Zumeist sammeln sich die jungen 
Leute um die BegrHfe Jugendkultur und Lebensreform. Die weitere 
Oeffentlichkeit — soweit sie überhaupt darauf achtet — wirft alles in 
einen Topf, um, je nachdem spöttelnd oder maßlos bewundernd, die 
Entwicklung dieses jüngsten Zweiges der bürgerlichen Jugendbewe¬ 
gung zu begleiten. Der Wirrwarr wird neuerdings noch größer. Aus 
dem Urgrund der Freideutschen Jugend, den wandervogelartigen 
Jugendbünden, wachsen immer mehr junge Leute hinaus, denen der 
eigentliche notwendigerweise auf die Geistesverfassung der bürger¬ 
lichen Schuljugend zugeschnittene Wandervogelbetrieb nicht mehr 
genügt. Neben diesen, die als Schüler den Wandervogel „erlebten“, 
stdien andere, die als Studenten oder Angehörige „freier“ Berufe 
moderne Jugendkultur- und Lebensreformgedanken in sich aufgenom¬ 
men haben. Endlich versuchen Außenstehende, namentlich auch 
Schulleute und gewisse politische Richtungen, bestimmend und an¬ 
ziehend auf die Bewegung einzuwirken. So gondelt die Freideutsche 
Jugend frischfröhlich, aber steuerlos in der Weltgeschichte umher — 
in schärfstem Gegensatz zu den älteren, konfessionell gefärbten' 
Jugendverbänden und ohne Beziehungen zu den politischen Organi¬ 
sationen der Jugend (Windthorstbund, Nationalli^rale Jugend usw.). 

Zum erstenmal brachte ein Buch von Blühen „Der Wandervogel“ 
einige Klarheit über die Entstehung der Bewegung und deren be¬ 
sondere Erscheinungsformen („Glocke“, 2. Jahrg. Nr. 34). Blüher 
ordnete darin die Triebkräfte der Wandervogelbünde und schrieb 
ihre Geschichte. Hauptsächlich auf dieser Grundlage ist die Frei¬ 
deutsche Jugend erwachsen. Sie entbehrt noch mehr als der Wander¬ 
vogel gründlicher Herausarbeitung von Zweck und Ziel. Ihre viel¬ 
gestaltigen Erscheinungen finden jetzt einen Darsteller in Knud Ahl¬ 
horn. dem Schriftleiter der Monatsschrift „Freideutsche Blätter“, der 
gleichzeitig aus „zwölfjähriger Mitarbeit in der Jugendgemeinschafts¬ 
arbeit" heraus das geschichtliche Werden der Bewegung aufzeichnet. 
Die Arbeit erscheint unter dem Titel ,.Die Freideutsche Jugend¬ 
bewegung" als 172. Flugschrift des Dürerbundes (Verlag Callwey- 
München). Ausdrücklich wird gesagt, daß die Arbeit „nicht den 
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Charakter einer amtlichen Chronik im Auftrag des Verbandes Frei¬ 
deutsche Jugend trägt, sondern der persönlichen Initiative des Ver¬ 
fassers entsprungen ist“. Zum erstenmal sind hier die Wurzeln der 
Bewegung bloßgelegt. Zugleich wird versucht, das Bemühen um die 
Gestaltung eines Programms der Freideutschen Jugend zu schildern. 
Von dem Höhepunkt der Bewegung, dem Jugendfest auf dem Hohen 
Meißner (Oktober 1913), ist ein anschauliches Bild gegeben. Die 
Worte eines „Jungen“, der dort nach Gottfried Traub redete, lassen 
tief in das eigentliche Wesen der Bewegung hineinsehen: 

.Ein Blick in das Innere jenes Hauses, zu dem die Freiheits¬ 
kämpfe einst die Fundamente legten und dessen Rohbau Bismarck 
vollendete, zeigt uns die ungeheuren Gefahren, die uns im Innern 
drohen. Es brennt in diesem Hause . . . Tausende und aber Tau¬ 
sende unserer Mitmenschen und . . . viele Hunderttausende Un¬ 
geborener fallen täglich dem Feuer zum Opfer. Entseelte Arbeit 
macht die meisten unserer Brüder und Schwestern zu Werkzeugen 
von Werkzeugen und hetzt sie bis zur Austilgung der letzten 
Selbstbesinnung. Entseelter und entseelender Genuß kommt hinzu, 
lähmt alle Kräfte der Selbstprüfung und der Selbsthilfe und unheil¬ 
volle Suggestionen machtlüsterner Fanatiker stürzen das Volk in 
Verwirrung und in den Kampf aller gegen alle. Da tut ireilich Hilfe 
bitter not . . . Aber noch ist für viele die Zeit nicht gekommen. 
Noch arbeiten sie an sich selbst und müssen sich zurückhalten, um 
erst die volle Kraft zu erreichen, damit sie handeln können, ohne 
zu verpfuschen. Und darum darf und wird uns niemand vorwerfen, 
wir hätten diesen Tag vorübergehen lassen, ohne uns ein Gelöbnis 
zu bestimmter äußerer sozialer Tat zu geben. Die größte Tat . . . 
ist und bleibt, selbst möglichst tüchtig zu werden, ganzer Mann 
und ganze Frau . . ., wahrhaftig und getreu gegen uns selbst und 
unsere Mitmenschen.“ 

Nach einem Bericht über den inneren Ausbau der Bewegung und 
vielfache, aber noch immer erfolglose Anläufe zur Aufrichtung eines 
Programms der Freideutschen Jugend legt der Verfasser seine (im 
Vorwort als persönliche Auffassung bezeichneten) Vorschläge für das 
zukünftige Programm vor. Er zählt eine Reihe von Gedankenkreisen 
auf, die seiner Ansicht nach „wohl bei allen Freideutschen zum gei¬ 
stigen Besitzstand gehören und darum (für die Bewegung) charakte¬ 
ristisch sind. Er fordert u. a.: 

„Eine neue Schule, in der Schüler und Ubhrer eine geistige Ge¬ 
meinschaft bilden . . ., in der neben der Vermittlung des wirklich 
notwendigen Wissens vor allem die Erziehung zu selbständigem 
Denken und zu unbedingter Treue und Zuverlässigkeit des Charak¬ 
ters bezweckt wird; 

eine neue Kirche, die eine Heimstätte der lebendigen Lehre vom 
göttlichen Leben ist . . .; 

ein neues Elternhaus . . .; 
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eine neue Gäterverteilung, in der nicht einzelne sich parasiten- 
haft von den Arbeitsfrüchten des Volkes nähren und ihren Besitz 
über weite Strecken seines Heimatbodens ausbreiten . . 

eine neue Oekonomie der nationalen Arbeitskraft, eme neue 
Warenproduktion, in der nicht Schundwaren , . Qenußmittel, wie 
Alkohol und Tabak, im Ueberfluß erzeugt werden können, während 
es an den nötigsten Waren, an Backsteinen zum Bau von Eigen¬ 
häusern. ja jetzt sogar am täglichen Brot mangelt . . 

Vom zukünftigen Bau der Freideutschen Jugend macht sich Ahlhorn 
folgende Vorstellung: .J)ie ganze Jugend unserer Art . . . bildet einen 
ifestgeschlossenen Verband mit . . . persönlicher Auslese und . . . . 
innerer Disziplin. Sie gliedert sich in drei Stufen: 1. die Stufe des 
Wandervogels (Qefolgschaftsgedanke); 2. die Stufe der Wanderer, 
Freischärler, Landsgemeindler (gegenseitige und Selbsterziehung); 
3. die Stufe der Tatgemeinschatten (Studien-, Arbeits-, eventl Kampf¬ 
gemeinschaften). Diese Stufe ist zusammengesetzt aus lockeren 
Gruppen älterer oder ehemaliger Mitglieder der zweiten Stufe unter 
streng auslesender Heranziehung Außenstehender . . Ein sorgsam 
zusammengestelltes Ouellenverzeichnis am Schluß' der Arbeit weist 
weniger bekanntes Material über Entstehung und Entwicklung der 
Freideutschen Jugend nach. — 

Wie mögen sich die unpolitischen „Tatgemeinschaften“ der Frei¬ 
deutschen Jugend verhalten, wenn sie aus ihrer Vorbereitung zur 
Arbeit für das Volksganze heraustreten und auf die klassenscheidenden 
sozialen und wirtschaftlichen Kämpfe zwischen Besitzenden und Besitz¬ 
losen, zwischen Unternehmern und Arbeitern (dies Wort in wehestem 
Sinne) stoßen? Da liegt der Prüfstein für die Freideutsche Jugend. 

Albert Emmerich, 


Geschichtsbetrachtung. 

„Ehrwürd’ger Herr! Schlecht kennt Ihr die Geschichte. 

Ihr habt ganz recht, es ist Vernunft ihr Inhalt, 

Doch ihre Form bleibt ewig — die Gewalt!“ 

Lassalle, Franz von Sickingen. 

» # 

* 


Ohne Gew’alt und ohne eherne Rücksichtslosigkeit wird nichts durch¬ 
gesetzt in der Geschichte, und hätten Alexander, Cäsar und Napoleon 
dieselbe Rührungsfähigkeit besessen, an die jetzt der Panslawismus 
zugunsten seiner verkommenen Klienten appelliert, was wäre da aus 
der Geschichte geworden! Marx, „Neue Rhein. Zeitung". 
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Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


ERNST HEILMANN; • 


Vom Bolschewismus 
zum auibauenden Sozialismus. 


püNFTES .Weltkriegsjahr! Und niemand vermag das Ende 
* abzusehen ! Immer höher schwillt das Meer von Blut und 


Tränen, immer härter werden die Opfer und Entbehrungen, 
die der Krieg von immer weiteren Volkskreisen fordert. 
Immer tiefer bohren sich die Stacheln der Verbitterung 
in die Herzen. „Ein Volk, das das erträgt, ist schrecklich, 
es räche oder dulde die Behandlung^*, hat Ferdinand Las¬ 
salle von den verfolgten Juden gesagt. Eine Gesellschafts¬ 
ordnung, die diese Katastrophe herbeigeführt hat, ist ge¬ 
richtet, mag sie nun, den Weltkrieg unmittelbar überdauern 
oder noch während seines Ablaufs zusammenbrechen. 


Nach dem Krieg wird jedes Land ungezählte Millionen 
bitter grollender Menschen haben, Tausende verwegener 
Burschen, die Leib an Leib mit dem Tode gerungen haben und 
nichts mehr fürchten, vor nichts zurückschrecken. Jeder 
politische Radikalismus hat dann unvergleichliche Erntezeit. 
Nur das Ruhebedürfnis nach den übermenschlichen unaus¬ 


denkbaren Anspannungen aller Nerven und Kräfte wird ihm 
ein Gegengewicht bieten. 

Auch der Sozialdemokratie wird die fortdauernde v/eitver- 


breitete Not und Verärgerung werbend zugutekommen. So¬ 
weit die Unsicherheit der Zukunft eine Vorausberechnung 
zuläßt, werden die ersten allgemeinen Wahlen nach dem 
Krie^ rote Wahlen sein. Aber je stärker die Partei wird, 
ein je größeres Maß von Verantwortung sie dann über¬ 
nimmt, umso mehr hängt für die Zukunft davon ab, was 
sie praktisch zu leisten vermag, wie sie sich wirkend be¬ 
währt. Im Agitatorißchen werden wir den unlauteren W.ett- 
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bewerb der Unabhängigen auszuhalten haben. Die Gefahr 
liegt nahe, daß auch wir selber die gangbare Scheidemünze 
erprobter zi^kräftiger Schlagworte statt des Goldes unserer 
wirklichen fi'kenntnisse ausgeben. Dabei beruht die Fort¬ 
entwicklung der Partei seit Dresden innerlich gerade auf 
der Befreiung von der Versammlungsphrase. Ueber die Be¬ 
rechnung der Wahlerfolge hinaus richten wir deshalb lieber 
und ernster den Blick auf die Zukunftsaussichten des Sozia¬ 
lismus, der organisierten Gemeinwirtschaft selbst. 

Der Weltkrieg ist nicht nur im Großen eine gewaltige 
Erschütterung des kapitalistischen Systems; gegenüber seinen 
Nöten und Notwendigkeiten hat die freie Privatwirtschaft 
auch im Kleinen Tür die Erfüllung der Aufgaben des Tages 
versagt. Vom politischen Radikalismus wie vom wirtschaft¬ 
lichen Denken her werden deshalb die Aussichten des Systems 
der Gemeinwirtschaft ausgezeichnet sein]. Nur zwei wirkungs¬ 
volle Gegengründc hat der Weltkrieg den Verteidigern der 
privaten Geldwirtschaft g’eliefert, die Unbequemlichkeit der 
Kriegswirtschaft und das mißglückende Experiment eines sozia¬ 
listischen Gesellschaftsaufbaues im bolschewistischen Rußland. 

Dem Kriegssozialismus werden die Feinde der organisierten 
Wirtschaft die Verantwortung für einen großen Teil des 
Mangels und auch der sittlichen Nöte zuschreiben, die uns 
heute schwer bedrücken. Rohstoffe und Lebensmittel sollen 
ja bekanntlich „wegorganisiert^* worden sein, und jeder 
Händlergeist macht die Rechnung auf, wieviel der freie 
Handel uns 1Q14 und 1915 noch aus dem Ausland herbei¬ 
geschafft hat, während in den folgenden Jahren unter der 
ZEG. die Einfuhr ständig zurückging. Auch diese Demagogie 
wird Eindruck machen; sie ist handjhaf^er als der umständliche 
Beweis, daß ohne öffentliche Ordnung die Einfuhr mit jedem 
weiteren Kriegsjahr noch viel rascher hätte sinken und die 
Not noch viel stärker hätte anschwellen müssen. Behauptet 
doch jetzt z. B. eine Vereinigung der Großhändler der Be^ 
kleidungsbranche gegen den Reichskommissar, sie würde 
aus Rußland massenhaft Stoffe und Kleider herbeizuschaffen 
wissen, die dort in ungeheuerem Ueberfluß vorhanden seien, 
wenn man nur ihrer Findigkeit freien Lauf ließe. Welche 
kühnen Behauptungen werden da von den Propheten des 
freien Markts erst aufgestellt werden, wenn alles vorbei ist! 

In Voraussicht dieser Gegenaktion sind viele Stimmführer 
der Partei eifrig bemüht, unsere Verantwortung für die 
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Kriegswirtschaft schon heute rundweg zu bestreiten. Mit 
allem anderen eher habe diese agrarisch-kriegskapitalistische 
Kriegsgesellschaftenbureaukratie etwas zu schaffen als mit 
Sozialismus. Ja man bemüht sich, im Hohn auf die Kriegs¬ 
wirtschaft die Oppenheimerschule zu übertreffen. Eines der 
wenigen auf wissenschaftlichen Geist haltenden Parteiblätter 
leistete sich beispielsweise jüngst zur Kleidersammlung die 
Bemerkung, w^enn man die Anzüge nachher einer Kriegs- 
gesellschait zur Bewirtschaftung übergebe, würden doch nur 
Kriegsgewinnler di^ Lum^n kaufen können. Also sollen wir da¬ 
für eintreten, daß den Trödlern und Konfektionsgeschäften 
2 O 0/0 Aufschlag für den Weiterverkauf der alten Sachen zu 
nehmen erlaubt werde? Solche Gegenfrage bricht uns immer 
den Hals. Wir mögen noch so stark betonen, daß die im 
Kriege mit unzulänglichen Kräften improvisierte Organisation 
der Einschränkungen, Verlegenheiten und Ersatzmittel unse¬ 
rem Idealbild wenig entspricht — die Richtung, die wir einge,- 
schlagen haben, war doch die des sozialistischen Wegweisers. 
Und das sollten wir nicht verleugnen, darauf sollten wir 
stolz sein: jeder Blick ins besetzte Gebiet und in den Bereich 
seines freien Handels^ der Hunger in Wiesn, die Preise in 
Konstantinopel geben uns doch letzten Endes recht. Im 
einzelnen sollen und müssen wir tadeln; aber im ganzen hat 
die Welt Deutschland vielleicht zugetraut, daß wir uns mili¬ 
tärisch der Uebermacht erwehren könnten; aber daß wir 
Lebensmittel und Rohstoffe so strecken könnten, daß wir 
nicht vor Hunger und Waffenmangel kapitulieren müßten, 
auch im fünften Kriegsjahr nicht, das haben wir ja selber 
nicht geglaubt. Die Sizialdemokratie hat Deutschland nicht 
nur politisch an jenem historischen 4. August gerettet, son¬ 
dern der Sozialismus tat es auch fortwährend wirtschaftlich 
durch den Geist staatlicher Organisation, der in der Kriegs¬ 
rohstoffabteilung früh und im Kriegsernährungsamt langsam 
zum Durchbruch kam. 

Auch unser berühmter dicker Trennungsstrich gegen die 
bolschewistischen Experimente darf nicht zur vollständigen 
Preisgabe ihres bedeutsamen sozialistischen Versuchs auf 
wirtschaftlichem Gebiet führen. Wir werden trotz aller Vor¬ 
behalte vor der Oeffentlichkeit einen Teil solidarischer sozia¬ 
listischer Verantwortung dafür tragen; und wir werden nicht 
darauf verzichten können, aus den letzten Gründen des 
bolschewistischen Scheitems selbst zu lernen. 

19 / 1 * 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




584 


Vom Bolschewismus zum aufbauenden Sozialismus. 


Gewiß haben wir von vornherein gesagt, daß der Aufbau 
einer sozialistischen Gesellschaft in Rußland nicht glücken 
könne, weil dort noch die Voraussetzungen fehlten, weil der 
Entwicklungsgrad noch nicht hoch genug war. Auch ist die 
Räteregierung niemals zu ruhiger Arbeit gekommen; das 
hat ihr wegen des Friedensschlusses ja die Entente niemals 
erlaubt. 

Es sind nicht die Bedingungen des Brester Friedens, welche 
die sozialistische Revolution in Rußland von vornherein zum 
Scheitern verurteilt haben. Man mag seine Bestimmungen 
so hart verurteilen, wie man will — schließlich wird man 
doch zugeben müssen, daß Rußland nur Außenwerke verlor 
und noch ein Riesengebiet behielt, das als Basis für die 
Bildung einer sozialistischen .Wirtschaft durchaus genügte. 
Mit vollem Recht hat deshalb Lenin immer wieder betont, 
die Gefahr für das Rußland der Sowjets liege nicht in 
den Friedensbedingungen und den Revancheträumen, die 
dadurch etwa hervorgerufen worden seien, sondern angesichts 
der vollkommenen wehr- und Waffenlosigkeit des jungen 
proletarischen Staates in tiefgreifenden Interventionen der 
großen kriegführenden imperialistischen Gruppen. Und 
wiederum ist für das „reaktionäre“ Deutschland der Ge¬ 
danke eines Kreuzzugs gegen die Bolschewisten niemals in 
JFrage gekommen, auch dann nicht, alp der deutsche Bot¬ 
schafter in Moskau hingemordet wuixle. Denn es gibt auch 
Brüche des Völkerrechts, bei denen unsere unentwegten Pazi¬ 
fisten damit einverstanden sind, daß sie nicht gesühnt werden. 
Wohl aber interveniert die demokratische Entente unter des 
Freiheitskünders .Wilson Führung und sie wird vielleicht 
der Räteregierung ein rascheres Ende bereiten und ihr er¬ 
sparen, den Becher der praktischen Erfahrungen im .Wirt¬ 
schaftsbau bis aut die letzte Neige zu leeren. 

Aber für die geistige Fortbildung des Sozialismus kommt 
darauf nichts mehr an. .Was die Bolschewiki lernen mußten, 
sobald sie die volle »Staatsgewalt in Händen hatten, das wissen 
ihre Gescheitesten nunmehr schon längst. Und sie haben 
umgelemt und sind von den reinen Wortgläubigen der Revo¬ 
lution, die sie waren, zu verständnisinnigen .wertschätzern 
der Lehren des aufbauenden Sozialismus geworden. 

An der .Weiterbildung der sozialistischen Theorie und Er¬ 
kenntnis arbeiten stets nur die extremsten Flügel. Alles, 
was links von Cunow-Renner und rechts von den Links- 
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radikalen, links von den Neumarxisten und rechts von 
Luxemburg--Mebring steht, begnügt sich mit einer Ver¬ 
wurstung Vorgefundener älterer Wissenschaft für den Tages¬ 
bedarf. Das A und O der linksradikalen Lehre war die 
proletarische Revolution. Die Liebknechtianer waren nie 
Gegner der Landesverteidigung; nur wollten sie die Abwehr 
erst nach der proletarischen Revolution organisieren, und 
sie behaupteten, nach dem Exempel des Konvents wäre das 
kinderleicht. Daß Lenin und Trotzki jetzt zur Landes¬ 
verteidigung aufrufen, ist nicht die geringste Abweichung 
von ihrer früheren Lehre. Auch ihre Stellungnahme zur 
ürenzenfrage stimmt damit überein. Ob der kapitalistische 
Staat diese oder jene Provinz behielt, darauf durften sie 
pfeifen; aber den Umkreis des neuen Rußlands, dessen 
Grenzen zugleich bestimmten, wie weit sich unmittelbar die 
Diktatur des Proletariats erstrecken sollte, mußten sie mit 
der Leidenschaft der Löwenmütter verteidigen. Auf diesen 
Gebieten entsprach ihr praktisches Handeln durchaus ihren 
früher verbreiteten Vorstellungen; nur die Folgen ihrer 
Haltung, die Wirklichkeit widersprachen ihren Vorhersagen. 
Entgegen dem großen Beispiel der glorreichen Revolution 
der französischen Bourgeoisie trieben die freigewordenen 
Proletarierhaufen die „betreßten Soldknechte des kaiserlichen 
Imperialismus** nicht zu Paaren, sondern liefen hasenschnell 
vor ihnen davon. Die Revolution der Arbeiter erwies sich 
nicht im mindesten als der Wundertäter, der die Revolution 
der Bourgeoisie wirklich gewesen ist. Trotzki konnte das 
erst gar nicht begreifen; aber Lenin, offenbar ein perl- 
klarer, eiskalter Kopf,, ist alsbald daran gegangen, alle geisti¬ 
gen Folgerungen daraus zu ziehen. 

„ln den bürgerlichen Revolutionen bestand die Haupte 
aufgabe im Zerstören und im Vernichten. Bei der sozialen 
Revolution besteht die Hauptaufgabe in der positiven Arbeit, 
in der äußerst schwierigen Schaffung der Organisation zur 
planmäßigen Produktion und Verteilung. Die Erringung der 
politischen Staatsmacht löst nur den ersten und keineswegs 
schwersten Teil der Aufgabe des Proletariats. Jetzt muß 
erst die elementare Ordnung gesichert, die Müdigkeit und 
der Hunger der Massen überwunden und die Durchorgani¬ 
sierung der Wirtschaft in Angriff genommen werden.** So 
der extrem-revolutionäre Volkskommissar Uljanow-Lenin in 
seiner letzten uns bekanntgewordenen Rede vor dem Zentral- 
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ausschub der Sowjets. Der entscheidende Unterschied zwi¬ 
schen bürgerlicher und proletarischer Revolution ist ihm 
aufgegangen. Die eine brauchte nur die morsche Eierschale 
des Feudalismus zu durchbrechen, den verfallenden juristi¬ 
schen Ueberbau des Ständestaats zu sprengen, und die freie 
.Wirtschaft und der kapitalistische Staat standen nagelfertig 
da. Die proletarische Revolution steht mit der Ueberwindung 
der kapitalistischen Herrschaft und der Proklamierung der 
proletarischen Diktatur erst am Anfang ihrer Aufgaben und 
Schwierigkeiten: sie soll nun sozialistisch verwalten und 
wirtschaften. 

Auch Lenin hat mit den anderen Revolutionsschwärmern 
des linksten sozialistischen Flügels einst geglaubt, das Prole¬ 
tariat brauche nur im Besitz der Staatsgewalt die Expropria¬ 
teure zu expropriieren — der Rest mache sich dann von 
selbst. Heute we/ß er es besser. Enteignet hat man in 
Rußland genug, mehr — sagt er — als man auch nur hat 
zählen können. Jetzt soll man die Produktionsinstrumente 
sozialistisch ausnutzen, d. h. man soll Arbeitsdauer ’und 
physische Anstrengung soweit vermindern, daß neben der 
Berufsarbeit der Schaffende sich körperlich, geistig und 
künstlerisch-seelisch als Vollmensch auszuleben vermag, und 
doch soviel Erzeugnisse herstellen, daß jedermann im Volke 
anständig versorgt ist. „Dazu muß die Produktivität ver¬ 
mehrt, Erzeugung und Verteilung wirklich organisiert und 
unter strenge Kontrolle genommen werden.“ Unglücklicher¬ 
weise muß Lenin gestehen, das sei kaum erreichbar, 
der Russe sei ein schlechter Arbeiter, zurückgeblieben durch 
Zarismus und Leibeigenschaft. So will er für die Heran¬ 
ziehung sachkundiger Techniker gern an das Ausland einen 
jährlichen Tribut von 50 oder 100 Millionen zahlen, bis die 
Arbeiterklasse aus ihrer eigenen Mitte tüchtige Organisatoren, 
Leiter des Produktions’- und Verteilungsprozesses, erzieht. 

Mit eiserner Willenskraft klammert er sich an den Glauben, 
daß man auf diese Weise die fehlenden Voraussetzungen der 
Umwälzung künstlich nachholen könne. Er straft die^„hyste- 
rischen Gebärden“ der Mitkämpfer, dje schon an de* Revo¬ 
lution verzweifeln, als kleinbürgerlich ab, gibt ihnen zu 
bedenken, daß es in einem rückständigen durch einen ver¬ 
hängnisvollen Krieg zerrütteten Lande gar nicht glatt gehen 
könne, appelliert an die unerbittliche Macht, an Mut und 
Ausdauer der proletarischen Avantgarde, an rücksichtslosen 
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Terror gegen sabotierende Bourgeoisie und kleinbürgerliche 
Anarchisten. Aber auch an seiner finsteren Entschlossenheit 
nagt schon der Wurm des Zweifels: „Die Existenz der 
Millionen und Abermillionen menschlicher Wesen in Ruß¬ 
land htängt davon ab, daß die siegreiche Revolution eine 
ordentliche Organisation der Wirtschaft zustandebringt. Die 
tatsächliche Sozialisierung der Wirtschaft ist noch zu leisten, 
und erst danach wird Rußland nicht nur eine Sowjetrepu¬ 
blik, sondern auch eine sozialistische Republik sein. Einst¬ 
weilen herrschen Anarchismus und Verwilderung. . .' Die 
Attacke der Roten Garden war dazu gut, den militärischen 
Widerstand der besitzenden Klassen zu brechen, aber sie kann 
nicht das rechte Mittel für den Wiederaufbau der Wirtschaft 
sein.“ 

In einem Aufsatz der „Prawda“ hat Lenin die in Deutsch¬ 
land erreichte Stufe der Sozialisierung mit dem Niveau der 
Vergesellschaftung in Rußland verglichen. Deutschland be¬ 
deute das letzte Wort der großkapitalistischen Technik und 
planmäßigen Organisation. (Vielleicht irrt er, und es ist 
erst das vorletzte Wort; wir haben noch immer keine Gewiß¬ 
heit dafür, daß der Kapitalismus alle seine Möglichkeiten 
schon erschöpft hat.) Der deutsche Staatskapitalismus werde 
noch vom junkerlich-bürgerlichen Imperialismus beherrscht. 
Zertrümmere das deutsche Proletariat diesen Klassenstaat, 
so habe es die Gesamtsumme der Vorbedingungen für den 
Sozialismus in Händen. Denn der Staatskapitalismus sei an 
sich ein ungeheurer Fortschritt, selbst verglichen mit der 
Räterepublik, und müsse unweigerlich zum Sozialismus führen. 
Sozialismus sei undenkbar ohne großkapitalistische Technik, 
ohne planvolle staatliche Organisation, ohne allgemein gültige 
Norm für Erzeugung und Verteilung, die Dutzende Millionen 
Menschen streng innehielten. So habe das Deutschland von 
1918 alle materiellen Voraussetzungen der wirtschaftlichen 
Entwicklung zum Sozialismus erfüllt, das Rußland von 1918 
seine politische Bedingung. Eben dieses Rußland müsse 
bei dem junkerlich-bürgerlichen Deutschland in die Schule 
gehen und seine Ordnung noch gewalttätiger, als Peter 
das Westlertum auf Rußland übertrug, in das Reich der 
Sowjetrepublik hineinzuzwängen. Das klingt anders als Rosa 
Luxemburgs Lobgesang vom Jenaer Parteitag 1905 auf die 
damalige nissische Revolution, die angeblich mit einem 
Spningc mehr erreicht haben sollte als die zähe Schaffens- 
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kraft der Arbeiterorganisationen Deutschlands in manchen 
Jahrzehnten. In Wahrheit ist Lenin ganz dicht davor, zuzu- 

f restehen, daß die ganze große politische Revolution in Ruß- 
and für den soziafistischen Autbau nur von untergeo-xlneter 
Bedeutung ist. „Wir haben nur konfisziert, zerschlagen und 
zerbrochen; dazu gehört bloß Entschiedenheit Aber die 
Vergesellschaftung läßt sich nicht ohne organisato.dsches 
Können durchführen.“ Wenn einst die Räteregierung ge¬ 
stürzt sein wird und Lenin, hoffentlich gerettet, erneut über 
diese große Episode der russischen Geschichte nachdenkt, 
dann wird er eines Tages die letzten Schlußfolgerungan 
unterschreiben, die wir aus unserer sozialistischen Erkenntnis 
gezogen haben: daß die Revolution überhaupt ein bürgerlich¬ 
kapitalistischer, kein proletarischer Begriff ist 
Die Sozialdemokratie hat die Revolutionsbegeisterung über¬ 
nommen, wie sie von der bürgerlichen Demokratie in ihren 
jugendtagen alle anderen Irrtümer sich aufgeladen hat, den 
Kosmopolitismus, den Antimilitarismus, die Freihandelsillusion. 
Karl Marx hat die geistige Befreiung des Proletariats aus 
den kleinbürgerlich-demokratischen Gedankenfesseln nur be¬ 
gonnen, nicht vollendet. Erst die Erfahrung lehrt uns all¬ 
mählich, daß wir nicht mit der Revolution stäbspringend über 
alle Hindernisse hinwegsetzen können, sondern geduldig eine 
Treppenstufe der wirtschaftlichen Entwicklung nach der an¬ 
deren hinaufschreiten müssen. 

Die wirtschaftlichen Voraussetzungen des Sozialismus 
lassen sich umso weniger durch politische Gewaltsamkeit 
ersetzen, als unser Werk des Aufbaues auch neue sittliche 
Besinnungen bei den Mauerleuten und Werkmeistern voraus¬ 
setzen, die nur allmählich anerzogen werden können. Hier 
spielt Lenin noch mit der Dialektik. Die kapitalistischen 
Morallehren: nicht zu stehlen, ordentlich zu arbeiten, nicht 
Zeit und Material zu verschwenden, sparsam mit dem Geld 
zu wirtschaften, die der Proletarier in kapitalistischer Zeit 
verlachte, würden unter der proletarischen Diktatur wirk¬ 
liche Sittengesetze für den klassenbewußten Sozialisten. 
Jetzt müßten Bestechung, Raub und Diebstahl aufhören, und 
das Volk handle instinktiv richtig, wenn es die Diebe an 
Ort und Stelle hängt. Aber diese neue Sittlichkeit, die 
Arbeit um ihrer selbst willen zu lieben und zu tun, ohne 
Ueberwachung aus bloßem Pflichtgefühl ehrlich und sauber 
zu schaffen, wird höchstens für Wochen durch Lenins „revo- 
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lutionären Enthusiasmus*^ ersetzt. Schon längst ist sie in 
Rußland verflogen, und deshalb droht er mit dem Volks- 
gcricht, mit der unerbittlichen Unterdrückung des Lumpen¬ 
proletariats, mit fürchterlichen terroristischen Strafen. Aber 
auch dies ist es hicht. Auch die freiwillig unbedingt gewissen¬ 
hafte Hingabe an die Arbeit, eine unentbehrliche Voraus¬ 
setzung für sozialistisches Produzieren, deren Fehlen man 
heute in jeder Genossenschaft schmerzhaft spürt, kann nur 
allmählich in dem Maße herangebildet werden, wie die Ar¬ 
beiter den Betrieb mit ihrem wachsenden Einfluß immer mehr 
als eigenen empfinden und zu höherem intellektuellen Ver¬ 
ständnis und reiferer Moral aufsteigen. Insofern behält 
wieder einmal ein liberaler Gedanke recht, daß die Befrei¬ 
ung der Arbeiterklasse letzten Endes eine Bildungsfrage sei. 

Das bolschewistische Experiment ist nicht nur daran ge¬ 
scheitert, daß Rußland besiegt war; daß die Entente ihm 
keine Ruhe ließ; daß Rußland in der Entwicklung zu weit 
zurück war. Unsere Einsicht muß tiefer schürfen: die prole¬ 
tarische Revolution bedeutet für den Sozialismus überhaupt 
nicht viel, und nie ist das sozialistische Schaffen stärker 
gehemmt als gerade im revolutionären Aufruhr. Der größte 
und klügste Staatsmann der Sowjetrepublik hat denn auch 
überraschend schnell, vom primitiven revolutionären Revo¬ 
lutionismus fort den .Weg zum realen Sozialismus der auf¬ 
bauenden Arbeit gefunden. Bald wird er wissen, daß So¬ 
zialismus im letzten Grunde grundsätzlich antirevolutionär ist. 
Die kämpfende Bourgeoisie mußte revolutionär sein, weil 
sie nur zu zerstören brauchte. Unser Zauberwort heißt nicht 
Revolution, sondern Organisation; denn zum Bau der neuen 
sozialistischen Gesellschaft brauchen wir nicht das Dynamit 
der revolutionären Begeisterung, sondern den Zement der 
zusammenfassenden Gestaltung der Mittel und Kräfte. Da,s 
schließt — für die Kritiker, die nie verstehen wollen oder 
können, sei’s gesagt ^ natürlich keine politische revolutionäre 
Aktion aus; denn auch der Baumeister kann alte Mauer¬ 
reste durch Sprengung beseitigen. Aber die gewaltigste Ex"- 
plosion und auch die russische Sowjetrepublik bedeutet noch 
nicht das geringste positive Schaffen für die Aufrichtung 
des stolzen Hauses, an dem wir bauen wie die Juden an 
ihrem Tempel in Jerusalem mit Kelle und Schwert. 

Mit solchen Erkenntnissen über Kriegswirtschaft und Re¬ 
volution gerüstet^ wollen wir di^ Feinde des Sozialismus 
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bestehen, und wenn die Zeit kommt, rüstig schaffen^ um 
Deutschlands Vorsprung im wirklichen sozialistischen Neu¬ 
aufbau zu bewahren und weiter zu vergrößern. 


vWILLY ALTSCHUL: 

Zu einem Manifest belgischer Auslands- 

Sozialisten. 

WON den beiden jüngsten Kundgebungen von Sozialisten 
’ des feindlichen Auslands ist nur die eine, das Manifest 
der Londoner interalliierten sozialistischen Konferenz, der 
deutschen Oeffentlichkeit bekanntgeworden. Dieses ist auch 
für die Kenntnis der gegenwärtigen politischen Führung 
des Ententesozialismus von unschätzbarem .Wert: Noch ver¬ 
wirrt das in der Kriegspsychose erzeugte Trugbild „des 
Friedens des Rechts^* die Köpfe von Vandervelde und Webb 
bis Sembat und Huyslmans; noch bildet das vornehmste 
Ziel die Zertrümmerung der mitteleuropäischen Abwehir 
gemeinschaft durch die Auflösung des deutschen Reiches, der 
Doppelmonarchie und der Türkei nach.jenen schönen Natio¬ 
nal! tätengrunds ätzen, denen man sich selbst nicht zu unter¬ 
werfen gedenkt, und die „Sühne des Friedensbruches*^ durch 
unermeßliche Kriegsentschädigungen. Nach der Verwirk¬ 
lichung dieses Programms kommt dem Verzicht darauf, den 
Wirtschaftskrieg gegen Deutschland nach Beendigung des 
militärischen Feldzuges zu eröffnen, keine besondere Be¬ 
deutung mehr zu. Wenn unsere Heimat zum Gespötte des 
Auslands in die Zeit der unseligen Kleinstaaterei zurück¬ 
geworfen wird, so sind jhre national- und weltwirtschaftlichen 
Kräfte verschüttet. Das Werk der Herren der City ist 
vollendet. Der „Friede des Rechts^^ hat seine Schuldig¬ 
keit getan. Ebenso ist es ziemlich belanglos, ob dem also 
gedemütigten Deutschland der Zutritt zum „Bund der Natio¬ 
nen*^ gnädigst gewährt wird. 

Das zweite Manifest, von elf belgischen Sozialisten am 
28. April zu London erlassen, ist bisher noch nicht in die 
deutsche Oeffentlichkeit gedrungen. Es bildet die Ergän¬ 
zung der interalliierten Kriegszieldenkschrift, beschränkt sich 
aber auf Fragen der belgischen Politik. Es ist nicht ohne 
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Reiz, daß Vandervelde und Huysmans, die lange als die 
Verfechter entgegengesetzter politischer Tendenzen galten, 
das Manifest gemeinsam unterzeichnet haben. In der Flücht¬ 
lingspresse, sowie in Versammlungen belgischer Auslands.- 
sozialisten hat sich eine lebhafte Erörterung daran geknüpft. 
Man gewinnt daraus den Eindruck, daß auch der jahrelange 
Krieg die alten Streitfragen des belgischen Sozialismus nicht 
aus der Welt geschafft hat: die Gegensätze zwischen den 
proletarischen Massen und den intellektuellen Führern sind 
die gleichen geblieben; die Nationalitätenfrage, tausendmal 
programmatisch verbannt und verflucht, dringt wie die Sorge 
in Goethes „Faust‘* durch jedes Schlüsselloch wieder herein; 
als eine Neuerung erscheint der seit Kriegsbeginn praktisch 
ausgeübte „Ministerialismus‘‘ Vanderveldes, der sogar die 
kriegsfrohesten Sozialisten zur hellen Verzweiflung treibt. 
Gerade in dieser Erscheinung, der aber ein tieferes und 
allgemeineres Interesse nicht abzusprechen ist, haben wir 
wonl den Anlaß zur Debatte zu erblicken. 

In der Erklärung heißt es: 

„ ... Wir alle haben die unerschütterliche Pflicht, unbedingt an der 
nationalen und demokratischen Verteidigung gegen den Angriff der 
Zentralmächte teilzunehmen; und um nützlicher an dieser Verteidigung 
mitzuarbeiten, hat die Arbeiterklasse am 4. August 1914 in der Regie¬ 
rung vertreten sein wollen. Wie könnten Sozialisten noch den Mut 
haben, eines Tages auf die Befreiung von allen Tyranneien hinzu¬ 
arbeiten, wenn sie sich jetzt vor dem brutalen Willen der Hohen- 
zollern und Habsburger beugten? Die ganze Arbeitertradition, die ganze 
revolutionäre Tradition würde dagegen Widerspruch erheben. Wenn 
unsere herrschenden Klassen ihre Vorrechte und ihre Reichtümer zu 
verteidigen haben, haben die Proletarier im Klassenkampf hundertmal 
kostbareres Gut zu retten: ihre ganze Zukunft, die ganze Mission, 
welche ihnen die Geschichte anvertraut hat, die Möglichkeit, die Ge¬ 
sellschaft, welche sich auf die Gerechtigkeit gründet, zu verwirklichen. 
. . . . Was auch die Zukunft bringt, die Arbeiter Belgiens werden sich 
nicht aufgeben. Unsere Partei wird sich nicht mit der Irrlehre des Wort- 
Pazifismus (pacifisme verbal) abfinden, welche man unter dem Namen 
der Lehren von Zimmerwald und Kienthal zn verbreiten sucht, und 
welche ebenso unfähig ist, die Wege zu einem dauernden Frieden wie 
zum demokratischen Fortschritt zu erreichen. 

Die Unterzeichneten sprechen sich öffentlich dahin aus, daß ihr 
Friedensprogramm mit der Entschädigung für den zugefügten Schaden 
die vollkommene Wiederherstellung Belgiens vom politischen, wirt¬ 
schaftlichen und militärischen Standpunkt in sich schließt Es ist das 
ein unbedingtes Erfordernis, das für irgendeinen Vergleich keinen Raum 
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läßt. Seine Verwirklichung ist ebenso unentbehrlich für die Aufrecht¬ 
erhaltung des europäischen Friedens, wie für die Sicherung unserer 
eigenen Zukunft. ^ ist unzulässig, bei der Regelung unserer Ange¬ 
legenheiten mitzusprechen und unter dem Vorwand, die Interessen der 
Flamen zu retten, uns eine bestimmte Organisation oder eine bestimmte 
Gesetzgebung aufzuerlegen Die sozialistische Aktion wendet sich direkt 
und vollständig ab von den Wirrköpfen oder Verrätern, welche unter 
dem Namen Aktivisten sich fälschlich als die Vertreter der flämisch 
sprechenden Bevölkerung ausgeben. Die flämische Freiheit darf sich 
nicht auf den Willen des Kaisers stützen, auf ihn gestützt würde sie 
mit ihm sinken; sie darf sich nur auf der Gerechtigkeit aufbauen. Sie 
setzt nicht die Teilung Belgiens in zwei verschiedene, gleich ohn¬ 
mächtige Länder voraus. Die Aufrechterhaltung der Einheit unseres 
Vaterlandes ist eine geschichtliche und sittliche Notwendigkeit. In 
diesem Rahmen müssen wir die rechtliche und tatsächliche sprachliche 
Gleichheit sichern.“ 

Die heftigsten Angriffe wegen dieses Manifests erfuhr 
zunächst Vandervelde. Sie erfolgen umso stürmischer, als 
dies die erste große Abrechnung mit seinem bösartig und 
tückisch jahrelang ausgeübten Ministerabsolutismus und 
seiner Knebelung jeder freien Regung und Aktion innerhalb 
des Flüchtlingssozialismus ist. 

Ihnen ist eine umso höhere Bedeutung beizumessen, als 
sie aus seiner nächsten Umgebung kommen, von Rechtsr 
Sozialisten, die seine Politik jahrelang durch dick und dünn 
mitgemacht haben, deren Haltung auch stets durch die Angst 
vor einem verfrühten Frieden bestimmt war. Aber auch 
diesen politisch Gleichgesinnten riß schließlich die Geduld. 
Bedächtig und versöhnlich klingt es noch, wenn Alphonse 
Pauly, der Sekretär der Vereinigung der belgischen Sozial¬ 
listen in Frankreich, leise Widerspruch erhebt gegen die 
Art und Weise, wie Vandervelde „im Namen der belgischen 
Arbeiterpartei** seine jüngste Kundgebung erlassen hat. 
Nicht einmal die Flüchtlingssozialisten wurden vorher gehört! 
Man hätte nicht einfach die Genossen da draußen vor eine 
vollendete Tatsache stellen dürfen. Es gäbe ja nichts ver¬ 
letzenderes für Genossen, welche seit drei Jahren ihre 
Pflichten als Sozialisten und als Kämpfer erfüllt hätten, 
als wie arme Verwandte behandelt zu werden. „Das 
sagen wir nicht aus törichter Eitelkeit oder krankhaHem 
Selbstbewußtsein, sondern wir sagen es, weil die HandV 
arbeiter auch Menschenwürde haben und weil sie die unter¬ 
schiedliche Behandlung herausfühlen. Daher rührt die bG- 
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dauerliche Abkühlung, welche bis zu diesem Tag eine Anr 
näherung zwischen dem Hügel von Sainte-Adresse (Vorort 
von le Havre), und uns nicht gerade erleichtert hat.“ 

Viel schärfer war aber der Angriff, den der Deputierte 
von Huy Georges Hubin (ein extremer Rechtssozialist vom 
Schlage Herves) gegen Vandervelde richtete. „Vandervelde 
und de Brouckere unterzeichnen die Denkschrift als Deler 
gierte der belgischen Arbeiterpartei; sie maßen sich also 
fortgesetzt bis zur gegenwärtigen Stunde dieses Amt an 
nach bald vier Jahren des Krieges und der Trennung. Jeder, 

- der den Autoritarismus kennt, den einige Jahre unkontrolf- 
lierter Machtausübung bei Vandervelde entwickelt haben, 
welcher schon vor dem Krieg allzusehr hierzu neigte, wird 
sich eine Vorstellung davon machen können, wie sich da das 
Bewußtsein von seiner Unfehlbarkeit bei ihm seit geraumer 
Zeit gefestigt hat; mit ihm in voller Uebereinstimmung 
bleiben, heißt sich seiner Willensfreiheit ergeben, auf jeden 
eigenen Gedanken Verzicht leisten.“ .Was bedeutet, höhnt 
Hubin schneidend, jdiese Phrase ,(aus demi Londoner Manifest), 
,',in der man die, Pflicht zur nationalen Verteidi«- 
gung mit der Teilnahme an der Regierung verbindet! Vander^* 
velde hat uns mit keinem Worte zu Rate gezogen, als er ins 
Ministerium eingetreten ist, und ich bin bis heute keinem 
Fraktionskollegen begegnet, der mir erklärt hat, von ihm 
mit seinem Vertrauen beglückt worden zu sein.,“ 

Dieser Angriff eines angesehenen Abgeordneten scheint 
eine ungewöhnlich erregte Sitzung belgischer Sozialisten in 
Paris zur Folge gehabt zu haben. An ihr nahmen der An¬ 
kläger, die beiden Minister Vandervelde und Brunet und 
andere hervorragende Auslandssozialisten wie Leon Foume- 
mont teil. Von dem Zusammenstoß wissen wir folgendes: 
Hubin sprach mit schneidender Schärfe von Vandervelde 
als einem „Bourgeois“., Vandervelde unterbrach ihn erregt 
und bat ihn von nun; ab „Herr“ zu nennen, da der .Ausp 
druck „Genoss“ bei dieser Auseinandersetzung seinen Sinn 
verloren habe. Hubin redete ihn nun „monsieur Vander¬ 
velde“ an. 

Die Versammlung soll schließlich dem Londoner Manifest 
zugestimmt haben. Aber die versöhnliche Stimmung war 
bald verflogen. Hubin schrieb einen offenen Brief an \^nder- 
velde und de Brouckere, in den Fragen der großeji Politik 
stimme er mit ihnen überein; dennoch bestehe ein unüber- 
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brückbarer Gegensatz in ihrer politischen Auffassung. Ver¬ 
schleiert läßt Hubin durchblicken, daß die Führer die Massen 
und ihre revolutionäre Tradition, ihre Zukunft verraten 
hätten; die Arbeiterbewegung, unter ihrer Führung ver¬ 
bürgerlicht, bilde ein Hemmnis für die „Unterdrückung des 
sozialen Parasitismus**. „Spartakus wurde durch Sklaven¬ 
armeen besiegt, welche er befreien wollte. Die französische 
Revolution wurde glühend durch die Bretonischen Bauern 
und die Bewohner der Vendee, welche sie erlösen wollte, 
bekämpft. Unsere armen belgischen Proletarier haben sich 
bis heute zu Verteidigern einer Politik erhoben, welche sie 
im Namen einiger unmittelbaren Scheinvorteile knechtete. 
Vorteile dieser Art bin ich unfähig meinen Arbeitskameraden 
zu sichern, da ich nur wie sie ein einflußloser und vermögensf- 
loser Arbeiter bin.** (Die Anspielung auf den glänzend 
bezahlten Ministerposten Vanderveldes ist unverkennbar.) 

Vandervelde habe; die Massen verraten, betrogen. Sein 
Ministerhochmut verbiete ihm den Verkehr mit alten Frak¬ 
tionsfreunden ; vor der Einberufung des Rumpfparlaments 
sei er übrigens nicht ohne Grund zurückgeschreckt; seine ver¬ 
unglückte russische Mission, die er erst in der Wirklich¬ 
keit und später literarisch zu einem Triumphzug zu ge¬ 
stalten suchte, könnte er auch vor dem gefügigsten Parla¬ 
ment der Welt nicht rechtfertigen! Man wirft ihm poli¬ 
tische Hochstapelei vor. In der Tat hat er seit Jahr und Tag 
„im Namen der belgischen Arbeiterpartei** Kundgebungen 
erlassen, ohne daß die berufenen Organe — von den Massen 
selbst sei hier abgesehen — ihn dazu ermächtigt haben. 
Ohne Mandat, ja ohne Fühlungnahme mit der großen deut¬ 
schen H'auptgruppe, hat er auch lange noch im Namen der 
Internationale geredet und geschrieben, und diesen Miß¬ 
brauch vermag kein guter Zweck zu heiligen. Seine „inter¬ 
nationale** Politik sollte die Kriegsflamme in neue Länder 
hineintragen, sie, wo sie zu erlöschen „drohte** wieder ent¬ 
fachen und die Welt durch ein endloses Blutv'ergießen zu 
einem englischen Gewaltfrieden führen. So grauenhaft und 
wildphantastisch es klingen mag, wahr bleibt es doch: so¬ 
lange Vandervelde ihr Prophet war, erschien die Kriegs!- 
intemationale wie der Krie^gott selbst. — 

* * 
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Ueber die „Bekehrungf‘ von Huysmans wurde viel ge¬ 
spottet, und ein flämisch-klerikales Flüchtlingsblättchen 
schlug das Kreuz vor dem „argen Mephistopheles“. In 
der Tat, wie hat sich jener unruhige Geist, der Loge der 
Internationale, seit dem Vorjahre gewandelt, als er vom 
sicheren Port aus die Soldaten aufrief, die Waffen nieder¬ 
zulegen und die Munitionsarbeiter, die Arme zu kreuzen! 
Den bolschewistischen Frühlingstraum hat er zu Ende ge¬ 
träumt; das alte Belgien hat ihn wieder. Ueber seine frühe¬ 
ren aktivistischen Waffenbrüder tobt er mit gutgespielter 
Entrüstung! „Wirköpfe und Verräter!“ Damit schändet 
er sich, nicht die flämische Bewegung. Oder spottet er seiner 
selbst? Hat er nicht im Sommer 1917 in Stockholm mit 
den Aktivisten Primo und Joris verhandelt? Damals stellte 
er sogar hinsichtlich der Friedensformel „weder Annektior 
nen noch Kriegsentschädigungen“ eine fast vollkommene 
üebereinstimmung mit diesen „Wirrköpfen und Verrätern“ 
fest. Von Primo erfuhren wir, Huysmans sei der Frage 
ausgewichen, was er unter „kultureller Autonomie“ ver<- 
stehe, aber er sowie Troelstra hätten zugestimmt, daß die 
Frage ,,kulturelle Autonomie“ als eine internationale Ange¬ 
legenheit auf das Stockholmer Konferenzprogramm gesetzt 
werde. In der Tat hatte die von Huysmans initverfaßte 
Denkschrift des holländisch-skandinavischen Komitees auch 
die Sicherung der „kulturellen Autonomie“ für Flandern 
und Wallonien gefordert. Hüysmans aber, welcher heute die 
flämische Frage als eine rein innerbelgische Angelegenheit 
betrachtet, hat im Herbst 1917 aus seiner Stockholmer Hal¬ 
tung die logischen Folgen gezogen und, was ihm für die 
sozialistische Internationale billig erschien, für den allge¬ 
meinen Friedenskongreß verlangt: die Internationalisierung 
der flämischen Frage. In einem offenen Brief an Julius 
Höste den Jüngeren, einen bekannten Flamenführer, der im 
Kriege in Scheveningen die Zeitschrift „Vrij Belgie“ herausi- 
gibt, trat er beredt dafür ein, daß die Flamenfrage vor einem 
europäischen Forum gelöst werden solle: die ewigen Schi¬ 
kanen gegen die Flamen an der Front und manches andere 
bewies ihm, daß die belgische Regierung im Kriege nichts 
gelernt und nichts vergessen habe. Außerdem sei nach dem 
Kriege eine Lösung der flämischen Frage aus innerer Kraft 
nicht erreichbar, da das Volk in erster Linie Arbeit und 
Brot verlangen werde. 
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Das Manifest sucht den belgischen Einheitsstaat in seiner 
alten Form zu verewigen; aber das Leben spottet dieser Fetzen 
Papier. Alle Fesseln, durch die im Staat und in der Arbeiter¬ 
bewegung Flamen und Wallonen zu einer künstlichen Ein«- 
heit zusammengeschmiedet wurden, vermochten nicht zu 
hindern, daß immer" wieder die Rassengegensätze durch¬ 
brachen. 

Hubin, der wallonische Sozialist, seinerseits erklärte, „die 
Unterzeichner des Manifests gehören den akademischen und 
journalistischen Kreisen Brüssels an, welche in Belgien die 
intellektualistische Seite der Arbeiterbewegung darstellen. Sie 
wissen besser als jeder andere, daß die sozialistische Bewe¬ 
in ihrer Kraft, in ihrem Inhalt und ihren Werken nicht in 
Brüssel ist, wtenn man die glühenden Hjerde von Gent und 
Lüttich, von Borinage, Charleroi, vom Centre und Huy, 
alle mit Arbeiteridealismus durchdrängt, vergleicht. Man 
versteht, „daß die Anmaßung dreier Brüsseler Intellektueller, 
den Gedanken des sozialistischen Walloniens zu deuten, uns 
von einer vollendeten Komik erscheint.“ Deutlicher kann 
der Gegensatz zwischen Wallonien und dem flämischen, nur 
französisch übertünchten Brüssel kaum hervortreten. Den 
Brief von Hubin begrüßte das Auslandsblatt des wallof- 
nischen Aktivismus, die Pariser „Opinion Wallonne“ jubelnd 
unter der Ueberschrift: „Unsere Sozialisten wollen sich nicht 
mehr durch Gent und Brüssel leiten lassen.“ Auf elf Unter¬ 
zeichner des Manifests käme „nur ein einziger Wallone“, 
Laboulle. Nun sei es Zeit, daß die wallonischen Sozialisten 
erwachten und sich nicht mehr durch Gent und durch Brüssel 
beherrschen ließen. Entsetzt ist das Blatt über die Forde^ 
rung des Manifests auf sprachliche Gleichheit. Hochmütig 
ruft es aus: „Wir sind die Gegner der sprachlichen Gleich-' 
heit, welche eine Falle ist, in die man die gutmütigen Wallot- 
nen hineinzulocken sucht. Es kann keine Rede davon sein, 
in Belgien das Flämische auf gleichen Fuß^ mit der großen 
französischen Weltsprache zu setzen.'' 

* • 


Die der belgischen Regierung nahestehende Tageszeitung 
„La Nation Beige" bedauerte zwar gewisse „internationale 
Träumereien“ der Denkschrift; aber im Grunde war sie ein 
Herz und eine Seele mit den Verfassern: 
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„Halten wir uns an das Wesentliche: beglückwünschen wir die 
Unterzeichner zu dem Entschluß, sich auf den nationalen Boden 
gestellt zu haben. Wir freuen uns aufrichtig, an der Seite von 
Emile Vandervelde und Louis de Brouck^re Camille Huysmans zu 
finden. Wo ist der Belgier, der nicht von ganzem Herzen dem 
gesunden Realismus und dem kräftigen Patriotismus dieser Erklärung 
Beifall spendet?“ 

Uns deutschen Sozialisten aber zeigt das Manifest aufs 
Neue, daß auch das .vierte Kriegsjahr noch nicht vermocht 
-hat, den offiziellen Führern des belgischen Sozialismus Ver¬ 
nunft beizubringen. 


HEINRICH SCHULZ, M. d. R.: 

Förderung 

oder Verhinderung von Geburten? 

7 U seiner Selbsterhaltung bedarf ein Volk des Nachwuchses. 
^ Zur kraftvollen Erfüllung seiner in der Zukunft liegen¬ 
den nationalwirtschaftlichen, sozialen und kultuellen Auf¬ 
gaben bedarf es eines stäudig steigenden Bevölkerungs¬ 
zuwachses. Die menschliche Arbeitskraft in ihrer Vielseitig¬ 
keit und Unerschöpflichkeit ist das wertvollste Kapital 
eines Volkes. Es zeugt von ursprünglicher, wenn auch noch 
nicht immer kulturell veredelter Kraft eines Volkes, wenn 
seine Bevölkerungsziffer steigt^ und umgekehrt ist der Kräfte¬ 
verfall eines Volkes am unzweideutigsten aus der sinkenden 
Ziffer der Geburtenhäufigkeit abzulesen, wobei man sich 
von der noch so verfeinerten Kultur eines solchen Volkes 
nicht irre machen lassen darf. 

Vor dem Kriege war es besonders Frankreich, das trübe 
in seine bevölkerungspolitische Zukunft sah. Aber auch in 
Deutschland begann man besorgt zu werden, weil die Ge'r 
burtenziffer seit 1881 beständig sank. Gab es damals im 
Jahresdurchschnitt auf 1000 Einwohner noch 37 Lebend¬ 
geborene, so war die Ziffer im; Jahre 1914 auf unter 26 
gesunken. >Venn das Deutsche Reich trotzdem' noch all¬ 
jährlich einen Bevölkerungszuwachs buchen konnte, so war 
das auf ein erfreuliches gleichzeitiges Sinken der Sterber 
ziffer zurückzuführen. Während 1871 im Jahresdurchschnitt 
auf 1000 Einwohner noch 28 starben, so 1913 nur noch 
15. Das ergab bisher immer noch einen Ueberschuß der 
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Geborenen über die Gestorbenen. Doch ist die Geburten¬ 
überschußziffer in Deutschland auch von Jahrfünft zu Jahr¬ 
fünft gefallen. Im Jahrfünft 1896/1900 war sie am höch¬ 
sten mit 14,7, im Jahre 1913 betrug sie nur noch 12,4. 

Alle diese Zahlen sind noch aus der Zeit vor dem Kriege, 
als dieser brutale, gewalttätige Störer einer normalen Be¬ 
völkerungspolitik die Geburten- und Sterbeziffern noch nicht 
beeinträchtigte. Die Nachwelt wird staunen und schaudern, 
wenn sie dereinst die Verwüstung der Volkskraft durch 
den Krieg zahlenmäßig vor die Augen bekommt. Zurzeit ist 
das leider noch nicht möglich, obschon es wesentlich zur 
Abkürzung des Krieges beitragen würde, wenn in allen be¬ 
teiligten Ländern gleichzeitig jedermann bekanntgemacht wer¬ 
den könnte, wieviel an Tod, Krankheit, Siechtum, Krüppeltum, 
Elend und Not die bisherigen vier Jahre Krieg für jedes 
kriegführende Volk mit sich gebracht haben. 

Nach Millionen zählen die Toten. Und sie sind gerade 
in der überwiegenden Mehrzahl aus den Reihen der ge¬ 
sündesten, lebens^ und zeugungsfähigsten Männer heraus¬ 
gerissen. Nach vielen Millionen zählen die Verwundeten, 
von denen ein großer Teil erfreulicherweise wieder hergestellt: 
wird, so daß zahlreiche Kriegsteilnehmer schon mehrere Male 
verwundet, geheilt und wieder verwundet worden sind. Aber 
ihr bevölkerungspolitischer Wert ißt durch diese wiedei/- 
holten Aderlässe nicht gehoben worden. Das gleiche gilt 
für fast alle übrigen Kriegsteilnehmer, die längere Zeit 
an den Fronten zubringen mußten und sith dort, ohne im 
Augenblick und für die nächste Zeit sichtbarlich zu er¬ 
kranken, doch eine allmählich wirkende Benachteiligung ihrer 
Gesundheit und Leistungsfähigkeit zugezogen haben. Tür 
die Truppen in der Etappe gilt das zwar nicht, dafür sind 
bei ihnen umso mehr die Geschlechtskrankheiten verbreitet, 
die sic von dort bei Urlaubsreisen mit in die Heimat nehmen. 
Hinzu kommt noch; daß infolge der langen Trennung von 
Mann und Weib und im Hinblick auf die Unsicherheit der 
jetzigen und künftigen Lage bei zahlreichen Familien eine 
durchaus begreifliche gewollte Verminderung der Kinder¬ 
zeugung eingetreten ist, die von Kriegsjahr zu Kriegsjahr 
in erheblichem Maße zunimmt. 

Man darf annehmen, daß die meisten dieser Gründe für 
die Senkung der Geburtenziffer und für die Steigerung der 
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Sterbeziffer auch noch geraume Zeit nach dem Kriege fort¬ 
wirken werden. 

.War die Bevölkerungsfrage schon vor dem Krieg eine 
außerordentlich wichtige öffentliche Angelegenheit, die ein 
dringendes Anrecht auf die Klinke der Gesetzgebung hatte, 
so ist sie es durch den Krieg in noch viel höherem; iMaße 
geworden. Der Krieg ist eine Sache des gesamten Volkes, 
seine .Wirkungen müssen deshalb auch durch das Organ der 
Gesamtheit, durch das Reich und seine Gesetzgebung auf¬ 
gefangen werden. So wie dies durch die Steuergesetzgebung 
schon unmittelbar und in Form harter greifbarer Tatsachen 
geschehen ist, so müssen auch mit möglichst großer Be¬ 
schleunigung bevölkerungspolitische Maßnahmen die ver¬ 
wüstenden Wirkungen des Krieges auf den zahlenmäßigen 
und gesundheitlichen Stand der Bevölkerung wieder aus¬ 
zugleichen suchen. 

Der Reichstag ist sich dieser Verpflichtung bewußt ge¬ 
worden. Er hat als seine 16. Kommission den Ausschuß 
für Bevölkerungspolitik eingesetzt, der in zahlreichen Sitzun¬ 
gen zu einer Reihe von finzelfragen des Gesamtproblenis 
Stellung genommen hat. Er begann mit der Erörterung 
von Maßnahmen zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
im Heer und in der Gesamtbevölkerung. Daran schloß er die 
Besprechung von Maßnahmen zum Schutz für Mutter und 
Kind, wobei er besonders dem außerehelichen Kinde seine 
Aufmerksamkeit zuwandte. Auf seinem weiteren Programm 
stehen die Bekämpfung der öffentlichen Unsittlichkeit, die 
Schaffung von Eheerleichterungen, die Unterstützung kinder¬ 
reicher Familien und die Förderung von Siedlungsbestrebun¬ 
gen in Stadt und Land. Der Ausschuß hat im Februar die 
Weiterberatung seines Programms vorläufig unterbrochen, 
um zunächst die ihm vom Plenum’ des Reichstags zur Vor¬ 
beratung überwiesenen bevölkerungspolitischen Gesetzent¬ 
würfe durchzuarbeiten. 

Denn auch die Regierung hat die Notwen^iigkeit eingesehen, 
schnellstens etwas zum gesundheitlichen Schutze der Be^ 
völkening und besonders zur Sicherung ihres Nachwuchses 
tun zu müssen. Sie legte zu diesem Zwecke dem Reichsf- 
tage zunächst zwei Gesetzentwürfe vor. Der eine soll der 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten dienen, der zweite 
die Verhinderung von Geburten — verhindern. Kurz vor 
der Vertagung des Reichstags im Juli brachte sie noch einen 
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dritten Gesetzentwurf heraus, der sich gegen Unfruchtbar¬ 
machung und Schwangerschaftsunterbrechung richtet. Der 
Be vö I ke rungsau SS chuß des Reichstags hat die drei Entwürfe 
in je zwei Lesungen durchberaten, so daß sie im Herfjst 
dem Plenum zur endgiltigen Verabschiedung vorgelegt wer¬ 
den können. 

Die mehrmonatige Pause bis dahin muß dazu benutzt wer¬ 
den, um die breiteste Oeffentlichkeit, besonders die Frauen¬ 
welt, über die gesetzgeberischen Pläne der Reichsleitung 
und des Reichstags aufzuklären. Infolge der Papierknapp¬ 
heit in Verbindung mit der. üeberfülle wichtigsten Stoffes 
hat die Tagespresse über die monatelangen Beratungen des 
Bevölkerungsausschusses so ^t wie gar nichts berichtet. 
iWer daher nicht aus irgendeinem besonderen Grunde oder 
aus besonderem Interesse von den Verhandlungen Kenntnis 
zu erlangen gewußt hat, w'eiß von den bevölkerungspolitischen 
Plänen der Gesetzgebung gar nichts. Dabei sincTdiese Pläne 
von so einschneidender Bedeutung und so bedenklich, daß sie 
in ihrer zu erwartenden Wirkung fast in jeder Familie zu 
bitteren Konflikten und traurigen Störungen führen können. 

Diese scharfe Warnung gilt nicht für den ersten der 
genannten Gesetzentwürfe. Die Bekämpfung, der Geschlechts¬ 
krankheiten ist eine dringende soziale Notwendigkeit. Die 
entscheidende Bestimmung des Entwurfes besagt, daß jeder, 
der den Beischlaf ausübt, obwohl er weiß oder den Um¬ 
ständen nach annehmen muß, daß er an einer mit Anl- 
steckungsgefahr verbundenen Geschlechtskrankheit leidet, mit 
Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft wird. Das Gesetz 
stellt also eine weithin sichtbare Warnungstafel) aut für 
alle gewissenlosen Männer und Frauen', die durch Mangel 
an sozialem Verantwortungsgefühl ihre gefährliche, die Volks- 
gesundheit untergrabende Krankheit leichtsinnig auf andere 
übertragen. Bei Ehegatten soll die strafrechtliche Verfolg 
gung nur auf Antrag eintreten, für alle anderen Personen 
gilt der Anklagezwang, das heißt also, daß der Staatsanwalt 
einschreiten muß, sobald ihm eine, wenn auch anonyme An¬ 
zeige zugeht. Djenso soll mit Gefängnis bestraft werden, 
wer bei der Eheschließung dem anderen Ehegatten ver¬ 
schweigt, daß er an einer ül^rtragbaren Geschlechtskrankheit 
leidet. Wer geschlechtskrank ist, wird durch den Gesetz¬ 
entwurf verpflichtet, sich von einem staatlich geprüften Arzt 
behandeln (zu lassen; wer es unterläßt, wird mit Geldstrafe bis 
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zu fünfhundert Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen 
bestraft. 

Letztere Bestimmung war im Regierungsentwurf nicht ent¬ 
halten, sie ist vom Reichstagsausschuß hinzugefügt worden. 
Leider ist es aber nicht gelungen, für die Anzeigepflicht 
für Geschlechtskranke eine Mehrheit im Ausschuß zu ge¬ 
winnen. Erst dadurch würde das Uebel an der Wurzel ge¬ 
faßt worden sein. Aber die Vertretender Regierung sträubten 
sich mit Händen und Füßen dagegen, der bekannte preu¬ 
ßische Ministerialdirektor Kirchner schwang sich bei dieser 
Gelegenheit sogar zu einem begeisterten Hymnus auf 
die Freiheit der Persönlichkeit auf: das Leben sei so kurz 
und man habe keine Zeit, sich um solcher Verfehlungen 
willen monate- und jahrelang einsperren zu lassen. Derselbe 
Herr aber vertrat die rücksichtsloseste Beeinträchtigung der 
persönlichen Freiheit bei „weiblichen Plersonen, die gewerbs¬ 
mäßig Unzucht treiben**. Sie sollten nach seinem Wunsche 
zwangsweise und gesundheitlich beobachtet und behandelt 
werden. Der Reichstagsausschuß hat in diesem lenkte die 
Regierungsvorlage wesentlich verbessert, indem er das Wort 
„weibliche** stnch und den erläuternden Nebensatz uml- 
wandelte in ,,die dringend verdächtig sind, geschlechtskrank 
zu sein und ihre Erkrankung weiter zu verbreiten**. 

Weitere Bestimmungen des Entwurfs verbieten die Fern¬ 
behandlung Geschlechtskranker, das Anpreisen von Mitteln, 
Gegenständen und Verfahren zur Heilung oder Linderung 
von Krankheiten der Geschlechtsorgane, die Gefährdung von 
Ammen durch geschlechtskranke Kinder und umgekehrt. Alles 
in allem bedeutet der Gesetzentwurf einen Fortschritt, so daß 
ihm auch die sozialdemokratische Fraktion, wenn sie in ihm 
auch nicht alle ihre Wünsche erfüllt sieht, zustimmen kann. 

Anders steht es dagegen mit den anderen beiden Gesetz¬ 
entwürfen. Die sozialdemokiiatischen Mitglieder des Aus¬ 
schusses haben beide Entwürfe von vornherein entschieden 
abgelehnt. Zwar haben sie versucht, sie durch .Abänderungs^- 
änderungsanträge zu verbessern; aber das ist nicht in aus¬ 
reichendem Maße gelungen, so daß, noch immer die schärfste 
Gegnerschaft besteht. .Was bei den übrigen Beratungen und 
Abstimmungen des Bevölkerungsausschusses gar nicht oder 
nur selten vorkam: daß die Sozialdemokraten zu allen bürger¬ 
lichen Parteien in unüberbrückbarem Gegensatz standen, das 
war bei diesen beiden Entwürfen von Anfang bis zu Ende 
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das entscheidende Zeichen. Es standen sich .iwei Welt¬ 
anschauungen gegenüber. Auf der einen Seite die alte Auf¬ 
fassung von dem Vorrecht des Mannes und der Minder¬ 
wertigkeit der weiblichen Persönlichkeit, auf der anderen 
die Ueberzeugung von der sozialen, rechtlichen und kultu¬ 
rellen Gleichberechtigung der Geschlechter, die Hochachtung 
vor der Freiheit der Frau. 


Der Gesetzentwurf gegen die Verhinderung von Geburten 
will „das gewerbsmäßige Herstellen oder Vorrätighalten, die 
Einfuhr, das Verkaufen, Feilhalten oder sonstige Inverkehr'- 
bringen von Mitteln oder Gegenständen^ die geeignet sind, 
die Empfängnis zu verhüten oder die Schwangerschaft zu be¬ 
seitigen*', durch Verordnung des Bundesrats verbieten oder 
beschränken. Weitere Bestimmungen wenden sich gegen das 
Anpreisen oder Ausstellen solcher Gegenstände und gegen 
das Anbieten seiner Dienste zur Beseitigung der Schwanger¬ 
schaft. 


Wenn es sich bei diesen Verboten nur um gesundheitsschäd«- 
liche Gegenstände handelte, wäre nichts dagegen einzuwen¬ 
den. .Der Entwurf verbietet abCr auch Gegenstände, die durch¬ 
aus ungefährlich sind. Er will eben verhindern, daß Menschen 
durch eigenen Entschluß Geburten verhindern können, er 
spricht damit unmittelbar einen ganz schroffen und rücksichts,- 
losen Gebärzwang für die Frauen aus in der Hoffnung, auf 
diese Weise eine fehere Geburtenüberschußziffer zu erreichen. 

Noch schlimmer ist die in dem Entwurf nackt und dürr 
ausgesprochene Gleichsetzung der Verhütung der Empfäng¬ 
nis mit der Beseitigung der Schwangerschaft. Letztere war 
auch bisher, sofern sie nicht auf Grund gewissenhafter ärzt¬ 
licher Entscheidung vorgenommen wurde, strafbar, die Ver¬ 
hütung der Empfängnis dagegen nicht. Es stand bisher in 
dem Belieben von Mann und Frau, der Empfängnis vorzui- 
beugen und auf diese Weise nach eigenem Entschluß ihre 
Kinderzahl zu regeln, ln Zukunft soll diese Freiheit nur 
noch für den Mann bestehen, denn das bekannteste Schutz;- 
mittel für den Mann, um der Empfängnis vorzubeugen, 
der Condom, wird nach den vorgesehenen Richtlinien des 
Bundesrats nicht verboten werden, dagegen wird das gleich¬ 
wertige Schutzmittel für die Frau, das ücclusivpessar, unter 
Rezeptzwang gestellt, kann also nur auf Verordnung des 
Arztes benutzt werden. 
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In dieser Ungleichheit kommt die eigentliche Tendenz des 
Gesetzentwurfs brutal und unverhüllt zum Ausdruck: der 
Mann kann sich schützen, er kann bestimmen, ob er und 
wieviel Kinder er in die Welt setzen will, die Frau dagegen 
nicht, sie soll der Entscheidung des Mann,es, seinem guten 
oder bösen Willen, seiner Gewissenhaftigkeit oder seinem 
auf irgendeine Weise, sei es durch Leichtsinn, durch Trunken¬ 
heit, durch Böswilligkeit, beeinträchtigten Verantwortungs¬ 
gefühl ausgeliefert sein. 

Wen treffen diese Bestimmungen am rücksichtslosesten? 
Die Massen des arbeitenden Volkes, in erster Linie und 
am härtesten die Arbeiterfrauen. Sie können sich am wenig¬ 
sten gegen die ungewollte Schwängerung schützen. Einmal 
ist für sie in vielen Fällen der Geschlechtsverkehr noch 
die einzige Lebensfreude, die sie sich ohne Geldausgaben 
gestatten können, andererseits sind sie am wenigsten in der 
Lage, das einzige noch statthafte Vorbeugungsmittel an¬ 
zuwenden. Damit rechnet natürlich auch der Gesetzentwurf. 
Gerade, daß auch in Arbeiterkreisen eine Geburtenregelung 
Platz gegriffen hatte, daß nicht mehr wie früher hemmungs¬ 
los Kinder in die Welt gesetzt wurden, hatte der Regierung 
zu ihrem Vorgehen Anlaß gegeben. 

Aber wird sie ihren Zweck erreichen? Voraussichtlich 
wird trotz der neuen Gesetze kein Kind mehr geboren werden 
als sonst, wohl aber werden die kriminellen Aborte in be¬ 
denklicher Weise zunehmen, und dadurch wird wiederum 
die Volkskraft in schlimmster Weise gefährdet werden. 

Der Gesetzentwurf gegen die Unfruchtbarmachung und 
Schwangerschaftsunterbrechung will Eingriffe oder Verfahren 
zum Zwecke der Beseitigung der Zeugungs- oder Gebär- 
tähigkeit eines anderen ^er der Tötung der Frucht einer 
Schwangeren nur zur Abwendung; einer schweren, anders nicht 
zu beseitigenden Gefahr für Leib und Leben der Behandelten 
zulassen und nur einem staatlich anerkannten Arzt erlauben. 
Die Aerzte sollen solche Eingriffe sofort dem zuständigen 
beamteten Arzte mitteilen. Ein Verschlechterungsantrag des 
Zentrums will sogar die Hinzuziehung eines zweiten Arztes 
zu solchen Eingriffen, womit den Aerzten ein noch größeres 
Mißtrauen ausgesprochen wird als es die Regierungsvorlage 
schon ohnehin tut. Aerzte, die gegen das Gesetz verstoßen, 
sollten nach der Regierungsvorlage mit Zuchthaus bestraft 
werden. Der Ausschuß hat diese unglaublich harte Bestra- 
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fung einer bisher straffreien Handlung wenigstens auf GeV 
fängnis gemildert. 

Also auch hier wieder der rücksichtslose Eingriff in die 
freie Selbstbestimmung. Wenn eine Frau wider ihren Willen 
fnichtbar geworden ist, wenn sie außerdem weiß, daß sie 
eine minderwertige Frucht trägt, das Kind eines Kranken 
oder eines Trunkenen, wenni sie selber sich körperlich und 
seelisch gebrochen fühlt, und nur mit größter innerer Ab¬ 
neigung den Werdeprozeß in ihrem Leibe vor sich gehen fühlt, 
so soll sie trotzdem nicht das Recht auf ihren Leib haben, 
diese von ihr nichtgewollte ^Frucht nicht auszutragen. Die 
Begründung des Entwurfs sieht als Gründe der Schwanger¬ 
schaftsunterbrechung lediglich „Bequemlichkeit, Eitelkeit, Ge¬ 
nußsucht und Scheu vor häuslichen Einschränkungen“, ein 
Beweis, daß der Verfasser der Begründung sich nur in den 
Kreisen seiner gesellschaftlichen Umwelt umgesehen hat. In 
Arbeiterkreisen sind es andere Beweggründe. Die Vertreter 
der Regierung und der bürgerlichen Parteien sollten nur 
das Elend der Arbeiterfamilien als tägliches Erlebnis kennen 
lernen, so würden sie anders über solche Vorgänge urteilen. 

Der Hauptvorwurf, der den beiden Gesetzentwürfen zu 
machen ist, besteht darin, daß sie ein ernstes Uebel an einer 
letzten Aeußerlichkeit kurieren wollen, während Abhilfe nur 
zu erwarten ist, wenn man ihm an die Wurzel geht. 

Es ist eine ganz falsche Voraussetzung, anzunehmen, die 
Arbeiter und Arbeiterfamilien hätten keine Freude am Kinde. 
Im Gegenteil, in der Arbeiterfrau lebt und wirkt genau so 
der uralte, unausrottbare Wille zur- Mutterschaft wie in 
irgendeiner anderen Frau. Allerdings wird dieser Wille durch 
die Entwicklung der sozialen Verhältnisse, besonders der wirt¬ 
schaftlichen, erheblich beeinträchtigt. Niedrige Löhne, 
schlechte Wohnungsverhältnisse für kinderreiche Familien, 
unzureichende Erziehungs- und Fürsorgemaßnahmen sind kein 
Ansporn zur Vermehrung der Kinderzahl für gewissenhafte 
und vorsorgliche Arbeitereltern. Das gleiche gilt für die 
kleinen Kaufleute und Handwerker, für das große Heer 
der unteren und mittleren Beamten und Angestellten. Darum 
muß der Hebel einer wirksamen Bevölkerungspolitik an einer 
anderen Stelle angesetzt werden: gesunde und durchgrei¬ 
fende Sozialpolitik ist das erste und nächste Mittel gegen 
die Verhinderung von Geburten. 
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Es ist nicht das einzige Mittel. Denn bisher war gerade 
in den Kreisen der Bevölkerung, für deren Wohlergehen die 
Sozialpolitik keine besondere Rolle spielt, das Zweikinder¬ 
system am meisten ausgebildet. Es muß der freudige, lebens¬ 
frohe Wille zum Kinde hinzukommen., Er aber ist ein Er¬ 
gebnis einer Reihe zusammenwirkender Faktoren, unter denen 
freiheitlich-demokratische Staatseinrichtungen eine wichtige 
Rolle spielen. Den Volksmassen politische Rechte vorenb- 
halten, stärkt nicht ihre innere Anteilnahme am Staatswohl. 
Die Frauen rechtlich weit unter den Mann stellen, ihnen 
die staatsbürgerliche Gleichberechtigung verweigern, sie an¬ 
dererseits aber zu zwingen, dem Staate wie eine Gebär¬ 
maschine Nachwuchs für die kapitalistische Ausbeutung und 
die Kriegführung zu schaffen, kann in ihnen wahrlich keinen 
freudigen Willen zur Mutterschaft wecken und stärken. 

Am wenigsten in der heutigen Zeit! Wie ein fürchterlicher 
Hohn muß es auf die selbstbewußte, im Krieg hundertfach 
bewährte Frau wirken, wenn man ihr einen Sohn nach dem 
anderen fortnimmt, damit er sein junges Leben auf dem 
Schlachtfelde aushaucht oder als armseliger Krüppel zurück¬ 
kehrt, und wenn man sie andererseits durch grobe, beleidi¬ 
gende gesetzgeberische Eingriffe in ihr innerstes, eigenstes 
und heiligstes Menschtum zwingen will, neue Leben, neues 
Kanonenfutter zu gebären. 

Wenn der Reichstag die ernsten Zeichen der Zeit versteht, 
so gibt er der Regierung die beiden unzulänglichen, von 
kleinlichem Mißtrauen gegen die breite Masse des Volkes und 
gegen die Frauen diktierten Gesetzentwürfe zurück. 


PETER HAMECHER; 

Der Tär\zer. 

„Er geht, wie den kein Walten 
vom Rücken her bedroht. 

Er lächelt, wenn die Falten 
des Lebens flüstern: Tod!“ 

E S gibt einen Dialog des Hugo von Hofmannsthal, „Furcht“ heißt 
er, und er handelt vom Tanz. Ein Matrose hat Laidion von den 
religiösen Tänzen einer fernen Insel erzählt, und nun ist sie ganz 
voll von diesen Dingen, und sie plaudert davon mit Hymnis, der 
Freundin und Genossin. „Ich habe immer gewußt, daß es so eine 
Insel irgendwo gibt, wie die ist, von der er mir erzählt hat,“ sagt sie. 
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Ein Geheimnis, ein Ungekanntes, Unbesessenes ist vor sie hingetreten. 
Auoh sie und Hymnis sind Tänzerinnen, „Kannst Du Dich ver¬ 
gessen,“ fragt sie, „ganz alle Furcht loswerden, jeden Schatten los¬ 
werden, der das Blut in Deinen Adern dunkelt?“ liymnis versteht 
die Freundin nicht. „Was für Furcht?“ fragt sie. „Ich habe keine 
Furcht, wenn ich tanze.“ Laidion aber antwortet: „So hast Du 
Wünsche, und Wünsche sind Furcht. Dein ganzes Tanzen ist nichts 
als Wünschen und Trachten. Du springst hin und wieder: flüchtest 
Du vor Dir selber? Du birgst Dich: birgst Du Dich vor dem ewig 
rastlosen Begehren in Dir? Du äffst die Gebärden der Tiere und 
Bäume: wirst Du eins mit ihnen? Du steigst aus Deinem Gewand. 
Steigst Du aus Deiner Furcht? Kannst Du jemals für zwei Stunden 
alle Furcht loswerden? Und sie können’sl Sie haben keine Furcht, 
einen solchen Tanz rm Freien unter den heiligen Bäumen zu tanzen.“ 
„Was sind das für Leute, von denen Du redest?“ fragt Hymnis mit 
neugierigem Spott. Und Laidion antwortet: „Goldfarben sind sie, 
und ihr Mund ist stark wie eines Raubtiers Mund. Ihre Hüften sind 
stark und schlank zugleich.“ Zum Schluß aber heißt es: „Der Mensch 
da hat kommen müssen und mir es sagen, daß es irgendwo eine 
Insel gibt, wo sie tanzen und glücklich sind ohne den Stachel der 
Hoffnung. Denn das ist es, Hymnis, das ist alles — alles, Hymnis: 
glücklich sein ohne Hoffnung.“ 

Es ist ein Zeitproblem, eine bange Frage aus der Seele der Zeit, 
die hier aufklingt: die bange Frage nach dem wieder eins werden 
können mit den Dingen, nach dem schweben können in Selbstver¬ 
gessenheit über den tief aufgerissenen Abgründen des Seins. Immer 
wieder bebt sie aus Hofmannsthals Mund, in der Tragödie von dem 
Tor und dem Tod, wie in dem unvergeßlichen Brief des Lord Chandos. 
Er hat in unserer Literatur eigentlich den Typus des Lebensspielers 
geschaffen mit seiner Tragik des Fessellosen; den Menschen ohne 
Einheitspunkt, den Relativisten, diesen Ausdruck der vollkommenen 
Losgelöstheit aller Lebensbeziehungen, und er hat den Abenteuern¬ 
den, der überall das Geheimnis sucht, das Erlebnis, in dem Gott und, 
in dem Leben alles ist, mit der tiefen Melancholie unauflöslicher Einsam¬ 
keit umgeben. Seit Hofmannsthal ist er da, und wir wissen -um seine 
Not, die die Not einer Zeit ist, die den Mittelpunkt verloren, den inne¬ 
ren Zusammenhalt. Das Leben hat sich in Atome aufgelöst. Es 
kennt die Bewegung, aber nicht das Bewegende. Es wird zu einem 
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Abenteuer voll Sensationen, zum Spiel. Aber innen ist die Leere und 
die Furcht, und inmitten der tausend Reizungen des ewigen Wechsels 
hungert der Mensch nach dem einendem großen Erlebnis, das ihn an 
das Sein bindet, nach dem Glauben, nach dem Schicksal, naöh der 
fragödie, darin der Sinn ist. Der Ausgang aber ist der Weg, den 
Hermann Bahr den Grafen Flayn seines Romans „Himmelfahrt“ 
schickt: die Kirche, Rom; der tragische Sprung über den eigenen 
Schatten. Im Schatten des Beichtstuhls vergleitet der müde Aben¬ 
teurer, der der Lebenssituation eines fraglich gewordenen Seins nicht 
gewachsen ist, ein Schatten. 

Es gibt Kunstwerke, deren Wirkung und Bedeutung darin liegt, daß 
sie ein Zeiterlebnis, indem sie es gestaltend formulieren, der Unaus- 
gesprochenheit entreißen. Sie bringen dunkel Empfundenes zur Klar¬ 
heit und geben ihm erst Form und Richtung. Ja, sie schaffen eigent¬ 
lich das neue Erlebnis, indem sie ihm Gestalt und Sichtbarkeit geben. 
Etwas von dieser Bedeutung haben die ersten Dichtungen Hofmanns¬ 
thals. Seit Hofmannsthal haben wir den Typus des Lebensspielers, 
des Abenteurers in unserer Dichtung als einen Ausdruck heutiger 
Lebenstragik. Die Ahnenreihe geht ja weiter zurück. Aber für uns 
ist dieser Typ eigentlich erst seit Hofmannsthal da. Eine neue Sta¬ 
tion aber in seiner Geschichte, eine neue Antwort stellt ein Roman 
von Felix Hollaender dar: „Der Tänzer".^ Er ist der Spieler, der das 
Spiel bis zum letzten Rest bejaht. Er hat das, was Laidion als das 
'höchste Glück preist: die schöne Furchtlosigkeit im Spiel, dieses un¬ 
endliche Schweben und Gleiten im Rhythmus und die Unbedingtheit 
der Hingabe, an die Bewegung des Lebens. I>er Tänzer ist der große 
Lebenskünstler, der allem hingegebene, niemals gebundene, der das 
Leben erfüllt und es meistert, indem er sich von ihm tragen läßt. Er 
ist der ganz Unbeschwerte, der nirgends Verhaftete. Der Gedanke 
der Relativität, der rastlosen Bewegung wird ihm zum Prinzip seines 
Daseins. Für die an Gefühle und Anschauungen und an die Kon¬ 
ventionen einer verengerten Welt gebundenen ist sein Leben Schein 
und Lüge. Er ist für sie ein Hochstapler und ein Verbrecher am 
Gesetz der moralischen Wertungen. Und er sagt selber: „Ich bin 
nichts Wirkliches und lüge mir nichts vor. Und dennoch bin ich wirk- 
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lieber als die meisten Menschen, weil ich dem Leben viel näher bin." 
ln der tänzerischen Bewegung, die sein Leben ausmacht, ist er eins 
mit den Dingen, und der Qrund seines scheinbar nichts als spieleri¬ 
schen Wesens ist unendlich. Eine Hochstaplerexistenz ist er, und letz¬ 
ten Endes doch ein religiös Erfüllter, der in sich den Sinn hat und 
lebt. Im letzten Grunde fühlt er sich eins mit der göttlichen Ur- 
bewegung, und dies gibt rhm die Leichtigkeit, das Beschwingte seines 
Schreitens und das furchtlose Lächeln. Er hat das, wovon Laidion 
träumt: das Geheimnis und das Glück des Tanzes ohne Furcht, ohne 
Wunsch und Trachten. „Die Bäume dort sind viel größer als unsere 
Bäume; ihr blauschwarzer Schatten ist W'ie etwas Lebendiges: Man 
kann ihn anrühren wie den Leib einer Frucht. Ihre Götter sind in 
den Bäumen und zwischen den Bäumen, wie er sagt, und trotzdem 
haben sie keine Furcht, es zu tun. Ich habe immer gewußt, daß es so 
eine Insel gibt.“ 

ln dem Sdcheinsfühlen mit dem Fließenden und in der Bejahung 
der Bewegung liegt das Geheimnis und der transszendente Sinn der 
Gestalt des Abenteurers Andreas Rellnow. „Er geht, wie den kein 
Walten vom Rücken her bedroht." Seine Haltung ist durchaus amora¬ 
lisch. Er kennt n-icht die Worte Pflicht und Bindung. Aber er ist die 
Summe der Dinge und die zwecklos schöne Vollendung; der Sinn 
und der Ausdruck. „Was sind das für Leute, von denen Du redest?" 
fragt Hymnis, und Laidion antwortet: „Goldfarben sind sie, uud ihr 
Mund ist stark wie eines Raubtiers Mund." Die Schönheit und 
die geschmeidige Kraft eines schönen Tieres hat dieser Andreas 
Rellnow. Er ist ein Hochstapler und Verführer. Er fragt nicht; er 
nimmt. Und doch ist er innen voll Frommheit und Güte, und wie er 
nimmt, ist er der Schenkende; denn er gibt aus der Fülle des un¬ 
endlichen Lebens, und seine Berührung ist Glück. Sie werden alle 
glücklich, die Frauen, die er küßt; denn sein Kuß weckt sie zur Fülle 
ihres Lebens, und ihr Unglück ist nur, daß sie zur Dauer erheben 
wollen, was ein Einmaliges des schönen Augenblicks ist; daß sie das 
Schwebende mit den schweren Gewichten der Furcht und des Wun¬ 
sches zu behaften suchen. E>adurch zerstören sie den schönen Rhyth¬ 
mus des Seins und das göttliche Gleichgewicht. 

Rellnow ist ganz das Glück, das in der restlosen Erfüllung des 
schönen Augenblicks, des einmaligen und doch ewigen, liegt. Er ist 
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das Flüchtige und ist doch die ewige Wiederkehr, denn er ist die 
Urbewegung selber, die keinen Tod kennt. So ist er immer im Leben, 
und in jedem Augenblicke erfüllt sich i^hm der Sinn. Hollaender 
schildert ein Leben, das im bürgerlichen Sinne in seiner amoralischen 
Fessellosiglteit auf der Grenze des Verbrecherischen steht und im 
Kosmischen ans Heilige heranwächst; denn das Letzte in Rellnow 
ist ein Religiöses; ist Frommheit zum Sein in allem Unfrommen. Er 
ist der Mensch auf der Suche, und der Tanz wird zum religiösen 
Symbol. 

Wundervoll ist- dieser Tänzer gebildet in der sehnigen Schlankheit 
und dem rhythmischen Adel der Gestalt. An einen Fechter mag man 
denken, oder einen Läufer. Jeder Muskel ist in Bewegung, und die 
Füße berühren den Boden kaum. Die innerste Seele des Buches aber, 
und das macht es so köstlich, ist Rhythmus, ist Leichtigkeit und Be- 
schwingtheit, Musik. Musik sind die Frauengestalten, die an Rell- 
nows Weg stehen, und das Vorspiel, die paar Kapitel, die von der 
tollen Ehe des Arztes mit der Gräfin, die sich zuschanden getanzt, 
und von der Geburt des Tänzers erzählen, hat das hinfegende Tempo 
eines wilden, leidenschaftlichen Cancan. Man müßte, um die Schön¬ 
heit des Buches auszusagen, eine Phantasie darüber schreiben; ein 
Gedicht, einen Dialog, irgendetwas, darin die Melodie ist, diese 
heitere, spielende und doch im Unterton von der Dunkelheit des Seitis 
schwere Melodie. 


Glossen. 

Nochmals: Demokratie im täglichen Leben. 

W'ir erhalten folgende Zuschrift: 

Zu dem Artikel „Demokratie im täglichen Leben“ in Nr. 16 der 
„Glocke“ sei einem „kleinen Würdenträger" ein Wort gestattet, der 
die Hälfte seines Lebens in verschiedenen fremden Ländern verbracht 
und daher Gelegenheit gehabt hat, sein Urteil zu schärfen, dabei in 
Deutschland selbst immer „Publikum“ gewesen ist. 

Es gibt alteingewurzelte Anschauungen, deren Gegenteil ungefähr 
wahr ist. Es sei nur an das „demokratische“ England erinnert, das 
heute noch in vielen deutschen Köpfen spukt und das in Wahrheit 
doch das Muster einer ausgesprochenen Aristo-Plutokratie, beson¬ 
ders auch in seinem gesellschaftlichen „täglichen Leben“, ist. So 
spukt in den deutschen Köpfen von jeher auch die Vorstellung von 
dem in Deutschland besonders anmaßenden Beamtentum und dem 
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vor ihm besonders würdelos kriechenden Volk. Wir regen uns dar¬ 
über in der gut deutschen Sucht zu ül)ermäßiger Selbstkritik immer 
wieder in bitteren und verbitternden Reden und Zeitungsartikeln auf, 
so daß wir schließlich in einen Geisteszustand geraten sind, der uns 
einzelne Beispiele als Betätigung unserer vorgefaßten Meinung heraus¬ 
greifen läßt, wobei wir aber viel zahlreichere andere, die dagegen 
sprechen, übersehen. Ks ist dies der Geisteszustand, dem alle einmal 
bestehenden vorgefaßten Meinungen ihr zähes Leben verdanken. 

Daß nun gerade das Gegenteil unserer so weitverbreiteten Ansicht 
wahr ist, soll durchaus nicht behauptet werden, aber sicher ist sie 
mit der Wahrlieit auch nicht im Einklang. Wer mit kritischem Blick 
sich im Ausland umgesehen hat, weiß, daß kaum ein Publikum so 
anspruchsvoll und in seinem allgemeinen Auftreten so kratzbürstig ist. 
wtie gerade das deutsche. Wer im Ausland mit lammsgeduWiigen 
Leuten vor Schaltern gestanden hat, hinter denen die Herren Be¬ 
amten ihr Butterbrot verzehrten oder eine interessante Diskussion 
ruhig weiterführten, oder den Gleichmut der Leute Ix^ispielsweise l>ei 
durchaus unangemessener Behandlung seitens der Polizei mit ange¬ 
sehen hat, hat sicher oft den Gedanken gehabt; Welch Geschrei 
würde das nun wieder in Deutschland hervorrufen, und z»war mit dem 
üblichen Zusatz, daß „sowas" natürlich nur in Deutschland möglich 
sei. Es wäre doch auch gar zu merkwürdig, wenn dasselbe Volk, 
das nach dem Zeugnis des eingangs erwähnten Artikels in seiner 
Volksvertretung und seiner Presse, also den besten Spiegelbildern 
seiner selbst, so durchaus „kein Blatt vor den Mund nimmt", sich 
dem „mittleren und kleinen Würdenträger" gegenüber — wuppdich — 
in die kleinmütige, zitternde und zagende Masse verwandelte, als die 
besagter Artikel es darstellt. Die einfachste Wahrscheinlichkeits¬ 
rechnung spricht dagegen. Tatsache ist, daß auch in der Amtsstube 
dem Deutschen jeden Standes das kritisierende Wort gar leicht von 
den Lippen fließt. Der Däne West äußert sich in seinem Kriegs¬ 
buch, daß das deutsche Volk in seinem öffentlichen Leben in vielem 
weit demokratischer ist, als die mit Vorliebe die „freien" genannten 
(weil sie sich selbst so nennen!) Westvölker. Nun, im heutigen 
öffentlichen Leben hat man auf Schritt und Tritt mit Beamten zu tun, 
und wäre das Verhältnis zu diesen in Deutschland wirklich so kläg¬ 
lich, dann hätte West gewiß diese uneingeschränkte Anerkennung 
nicht ausgesprochen. Ueberhaupt kann man von Fremden, besonders 
solchen aus entfernteren Ländern, bei denen deutsch gesprochene 
und gedruckte Selbstkritik noch keine Hemmungserscheinung bildet, 
sehr häufig ein geradezu begeistertes Lob der Zuvorkommenheit der 
Angestellten deutscher öffentlicher Einrichtungen hören. Wenn dabei 
ja wohl auch viel auf das besondere Wohlwollen für den Fremden 
kommt, so können doch dieselben Leute dem eigenen Volk gegenüber 
unmöglich die Raubautze sein, als welche wir sie darzustellen lieben. 

Wenn oben das deutsche Volk als eines der kratzbürstigsten be¬ 
zeichnet worden ist, so ist cs nur natürlich, daß sich bei dem aus 
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diesem Volk liervorKegaiiRenen Beamtentum auch etwas mehr Kratz- 
bürstigkeit zeigt, als vielleicht anderswo. Es macht sich da eben 
eine allgemeine deutsche Veranlagung bemerkbar, wie man sie ja 
gerade jetzt aus den so h.äufig in den Zeitungen zu findenden Klagen 
über die „Ersatz“beamten, die aus allen Schichten des Volkes her¬ 
stammen, ersehen kann. Ruhig sollten wir Deutsche da zugestehen, 
daß wir in dieser Beziehung allzumal Sünder sind. • 

Behalten wir doch diesen Qesichtspunkt immer im Auge und sorgen 
wir dafür, daß er auch in das Bewußtsein der großen Masse dringt. 
Dann verschwindet das Verbitternde und die Gesamtheit wird mit 
mehr ruhigem Humor und weniger Verbissenheit an der allmählichen 
Abstellung unseres Fehlers arbeiten können. Dann vermeiden wir 
auch, und das ist vielleicht der Hauptvorteil dabei, den geradezu 
verheerenden Eindruck, den die immer wieder in der deutschen Presse 
auftauchende überscharfe Kritik am Eigenen in der öffentlichen Mei¬ 
nung des Ausiandes, besonders des nahegelegenen, verursacht. 


Der Stammbaum der „Boches**. 

Einer längeren Zuschrift zu diesem in Nr. 7 behandelten Thema 
entnehmen wir: 

.... Der Gewährsmann des Dr. Haymann glaubt sich daran er¬ 
innern zu können, daß ihm Vorgesetzte Unteroffiziere in der Fremden¬ 
legion ihn und andere Legionäre mit dem Ausruf „sale poche" be¬ 
schimpft hätten und erblickt zwischen diesen „dreckigen Taschen" 
und dem deutschen „Drecksack" eine schimpfwörtliche Analogie. Nun 
habe ich zwar nie bei der Fremdenlegion gedient, glaube aber, dessen- 
nngeachtet. diese Erinnerung des Fremdenlegionärs schon aus. dem 
einfachen Grunde als trügerisch bezeichnen zu dürfen, daß es hi der 
ganzen französischen Sprache, weder in der klassischen noch im 
Volksdialekt, irgendein Schimpfwort gibt, das mit dem Begriff 
„Tasche" oder ,3ack" in irgendeine Verbindung zu bringen ist. 
Ich bin in Frankreich von Kindheit auf sozusagen mit allen Schichten 
der Bevölkerung in Berührung gekommen und glaube behaupten zu 
dürfen, daß es, wenigstens vor dem 'Krieg, in der ganzen französischen 
Sprache kein Schimpfwort gab, das mir unbekannt war. 

Mit Verneinung allein kommt man aber nicht vorwärts, und deshalb 
bin ich schon gewissermaßen moralisch verpflichtet, nach dieser Kritik 
selbst mit einem Erklärungsversuch herauszurücken. 

Unbestreitbar ist, daß „boche", die Abkürzung für den, mindestens 
seit dem Krieg 1870-71 bestehenden und allgemein bekannten Schimpf¬ 
namen „alboche“' (gleich: allemand), ist, so daß auch aus diesem 
Grunde die Kombination mit den Säcken bzw. den „poches“ nicht 
aufrechtzuerhalten ist. 

Woher kommt aber das Wort „alboche", der Vater unseres 
Schmerzenskindes, das schon so viel Tinte und Papier in diesen 
teuren und knappen Zeiten auf dem Gewissen hat? Um diese Ver- 
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schwendungssünde nicht seihst zu begehen, will ich hier nur kurz 
eine eigene Erklärung skizzieren: Genau so wie der schimpfende 
Deutsche, schimpft auch der Franzose, indem er das zu tadelnde 
Subjekt als den Kopf eines bestimmten Tieres und dergl. bezeichnet. 
Pars pro toio . . . Zum Beispiel: „Rindskopf, Schafskopf, Dick¬ 
schädel, T6te de veau, Tete de porc, Tete de singe, Tete de Chinois 
usw.“ Wfenn der Affe, und gar der Chinese, Anlaß zum Schimpfen 
geben konnten, warum sollten nicht die Sieger von 1870-71 als be¬ 
sonders schimpfliche Erscheinungen und Begriffe den sehr empfind¬ 
lichen Franzosen Vorkommen? Auch „tete d’Allemand“ gehörte also 
natürlich zu dieser schmeichelhaften Kategorie von Schimpfwörtern. 

Hier aber beginnt der Bereich der Vermutungen: wie konnte näm¬ 
lich aus „tete d’Allemand“.alboche“ werden? Nun, das Schimpf¬ 

wort für „töte" im allgemeinen ist „caboche“. Aus caboche und tkte 
d'Aüemand scheint das Volk ein einziges, selbstgemachtes und selbst- 
abgekürztes Schimpfwort, Alboche, gebildet zu haben. Aber auch 
diese sieben Buchstaben sind wohl die Deutschen den Franzosen nicht 
wert gewesen, und sie haben inzwischen das Wort auf fünf reduziert: 
boche .... Victor Schiff. 


BRUNO DIETEL: 

Munition. 

Lieber das Land geht Mondenschein .... 
Dumpfes Gestampfe; hartes Geklirr. 

Pferde zerren an straffem Geschirr. 

Wagen biegen das Tal herein — 

Wir wissen es schon: 

Die Munition! — 

Nächtige Arbeit beginnt .... 

Was weht im Feld? Was seufzt im Strauch? 
Kommt nicht ein eigen kühler Hauch? 

Oben am Hügel in dürrem Gras 
blinkt es, — wie Hippe, wie Stundenglas: 
ist es, — wie wenn einer hingekniet, 
der auf die nächtige Arbeit sieht: 

zählend die Körbe — rechnend im Buch - 

klappt es dann zu: 

Noch nicht genug! 

Ganz leise weint der Wind . . . 
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20. Heft 17. August 1918 4. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausiUhriicher Quellenangabe gestattet 
Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Die soziale Revolutionierung Englands. 

Berlin, 11. August 1918. 

r\IE bei weitem wichtigste Meldung der letzten Zeit war 
^ die Nachricht, das englische Kriegskabinett habe das ge¬ 
plante System der ReichsvorzugszöMe gutgeheißen und außen- 
dem beschlossen, die Meistbegünstigungsklausel in den Han¬ 
delsverträgen abzuschaffen. 

Damit bricht das alte Gesellschaftssystem Englands zu¬ 
sammen. 

Gedacht ist diese Maßregel als Waffe gegen Deutschland, 
in Wirklichkeit ist sie nur das Eingeständnis, daß England 
diesen Krieg nicht gewinnen kann. Die Stimmen, die bisher 
aus Deutschland über die englische Kunde zu vernehmen 
waren, hatten etwas Komisch-Widerspruchsvolles an sich. In 
Deutschland denkt man nicht daran, nach dem Kriege vom 
Schutzzollsystem abzugehen, gleichzeitig betrachtet man den 
Freihandel in England als eine Sache, auf die Deutschland 
gewissermaßen Anspruch habe, und seine geplante Preis¬ 
gabe durch England empfindet man als Unrecht und als 
den Anfang des vielgenannten Wirtschaftskrieges nach dem 
Kriege. An sich ist es natürlich und naheliegend, daß wir 
den Bruch Englands mit seiner Tradition zunächst vom deut¬ 
schen Standpunkt aus betrachten, und da ist klar, daß er für 
die deutsche Volkswirtschaft überwiegend schädlich sein wird. 
Allein wer lediglich den deutschen Interessenmaßstab an 
den Beschluß der englischen Regierung legen will, wird seiner 
gewaltigen Bedeutung nicht gerecht. Diese ergibt sich erst, 
wenn man sich die geschichtliche Rolle vergegenwärtigt, die 
der englische Freihandel in der Wirtschaftsentwicklung Bri- 
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tanniens wie der Welt nach den Vorstellungen seiner Väter 
spielen sollte und in Wirkliclikeit gespielt hat. 

Der englische Freihandel war ein Ergebnis des englischen 
Weltmarktmonopols und war als kräftigste Stütze dieses 
Monopols gedacht. Allein gerade der Mangel einer Kon¬ 
kurrenz machte die englische Industrie rückständig und so 
führte das englische Weltmarktsmonopol sein direktes Gegen¬ 
teil, die Weltniarktskonkurrenz herbei. England, die indu¬ 
strielle Werkstatt der Welt, sollte der einzige Industriestaat 
der Welt bleiben. Die übrigen Mächte sollten Märkte für 
seine Industrieprodukte und Bezugsquellen seiner Rohstoffe 
und Nahrungsmittel sein. Das Ideal war: England als der 
große industrielle Mittelpunkt einer ackerbauenden Welt, mit 
einer stets wachsenden Zahl Korn und Baumwolle produ¬ 
zierenden Trabanten, die sich um die industrielle Sonne 
drehen. 

Die Handelspolitik entsprach vollkommen der herrschenden 
Theorie, wonach sich der Staat nicht in die wirtschaftlichen 
Vorgänge einmischen solle. Man glaubte, wie in der Religion 
so auch in der üekonomie, an eine prästabilierte Harmonie. 
Der Himmel auf Erden werde von selber entstehen, wenn 
jeder die Möglichkeit habe, ungehindert durch staatliche Ein¬ 
griffe, und seien sie auch angebliche Schutzmaßregeln, seine 
Kräfte frei spielen zu lassen. Allein bald genug stellte sich 
heraus, daß diese allgemeine Beglückungstheorie nur den 
Starken zugute komme, die Reichen noch reicher werden lasse, 
die Besitzlosen aber der Verzweiflung preisgebe. Und in 
der Tat war auch die Freihandelstheorie, die den ewigen 
Völkerfrieden prophezei^te und die allgemeine Menschenver¬ 
brüderung, in der Praxis lediglich dem reichen England 
zustatten gekommen, diesem Bourgeois unter den Mächten, 
während sie die anderen Staaten an ihrem wirtschaftlichen 
Aufstieg durch Verkrüppelung ihrer industriellen Entwicklung 
systematisch verhinderte. 

Als England zum Freihandel überging, erblickte es darin 
ein Mittel, alle andern Mächte ebenfalls zur Annahme des 
Freihandelssystems zu vermögen. Und in der Tat: so stark 
war das moralische Ansehen Englands und so gewaltig der 
Druck seines Beispiels und so widerspruchslos setzten sich 
die von ihm ausgehenden Theorien durch, daß der Freihandel 
das selbstverständliche Ziel war, dem alle „modernen“ Länder 
zustrebten. Soweit sie noch Schutzzölle hatten, galten diese 
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nach dem System von List als Erziehungszölle, die ihre Auf¬ 
gabe darin hatten, sich selber möglichst schnell überflüssig 
zu machen. Mitte der siebziger Jahre hatte in Deutsch¬ 
land der Freihandel auch praktisch gesiegt. Die letzten 
Eisenzölle standen vor ihrem Fall. 

Wenn es anders kam, so lag die Ursache nicht etwa in 
einer englandfeindlichen Tendenz der Bismarckschen .Wirt¬ 
schaftspolitik. Die Wendung kam von der Landwirtschaft 
her, also von einer Seite, deren Interessen mit dem englischen 
Freihandel zunächst ganz und gar nicht kollidierten. Hatte 
doch im Gegenteil der englische Freihandel nach den Plänen 
seiner Väter die Aufgabe, in allen nichtenglischen Ländern 
eine blühende Landwirtschaft hochzubringen, damit England 
umso billiger Korn und Fleisch von ihnen beziehen könne. 
Aber es ging dem Freihandel mit der Landwirtshchaft so 
wie dem Bauer mit seinem Pferde, dem er das Fressen abge- 
wöhnen wollte. An dem Tage, als er glaubte, jetzt habe es 
endlich gelernt, ohne Futter auszukommen, fand er es tot 
im Stalle. An dem Tage, als der Freihandel glaubte, seine 
Weltmission antreten zu können, brach die „blühende Land- 
wirtschaft‘^ zusammen und damit war eines seiner Fundamente 
zerbrochen. Die internationale Lebensmittelkonkurrenz brach 
herein und zeitigte Erscheinungen, an die man im Jahre 1847, 
als England zum Freihandel überging, nicht im Traume ge¬ 
dacht hatte. Die Preise für Lebensmittel sanken, die Ver¬ 
einigten Staaten warfen ungeheuere Massen Brotgetreide auf 
den Weltmarkt, ihm folgten bald andere Staaten, besonders 
Argentinien. Die landwirtschaftlichen Gestehungskosten 
waren in diesen Kolonial ländern wegen der unentwickelten 
Grundrente so niedrig, daß die deutsche Landwirtschaft mit 
ihnen unmöglich konkurrieren konnte. Das Dilemnja für 
Deutschland war also,: entweder den Freihandel beizubehal¬ 
ten und sich dadurch nicht bloß die eigene Landwirtschaft 
hoffnungslos ruinieren zu lassen, sondern auch die Industrie 
an der Eroberung des eigenen Marktes und dem Beschreiten 
des Weltmarktes zu verhindern, und das hieß irische Zustände 
oder aber mit dem Freihandel zu brechen und damit einen 
Sprung ins Dunkle zu wagen. Bismarck entschloß sich für 
das Zweite. Geschichtlich gesehen hatte er überhaupt keine 
Wahl. Daß damit der Konflikt mit England gegeben war, 
ahnte im Jahre 1879 Niemand. Heute sehen wir, daß er sein 
notwendiges Ergebnis war. 

20 / 1 * 


Digitized by Go 'gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




61Ö 


Die soziale Revolutionierung Englands. 


Der Schutzzoll, einmal eingeführt, folgte seinen eigenen 
Gesetzen. Geboren aus Rücksichten auf die Not der Land¬ 
wirtschaft, hat cs seine Epoche machende Rolle nicht in der 
Landwirtschaft, sondern in der Industrie gespielt. Es wurde 
zum Haupthebel dessen, was wir heute die ^zialisierung der 
Volkswirtschaft nennen. Die Organisation des Kapitalismus 
in Kartellen und Syndikaten und damit die ganz gewaltige 
Hebung der Produktivität der Arbeit, wie sie so charakte¬ 
ristisch ist für den deutschen Kapitalismus und seine Ent¬ 
wicklung bis zum Kriege, wäre ohne Einführung des Schutz¬ 
zolls schwerlich denkbar gewesen. Geschichtlich hat er jeden¬ 
falls diese Rolle des wirtschaftlichen Revolutionärs gespielt. 
Damit aber hat es nicht bloß aus dem richtigen kleinbürger¬ 
lichen Deutschland den modernsten, leistungsfähig^sten Indu¬ 
striestaat der Welt gemacht, er hat darüber hinaus eine 
neue Epoche in der Entwicklungsgeschichte des Kapitalis¬ 
mus he rauf geführt. Der alte individualistische Kapitalismus, 
wüe er historisch repräsentiert wird durch England — oder, 
genauer ges^t, bis 1914 repräsentiert wurde; denn inzwi¬ 
schen hat ßigland mit Siebenmeilenstiefeln Deutschland 
wieder einzuholen gesucht — und wde er wissenschaftlich 
niedergelegt ist im „Kapital“ von Karl Marx, stellt heute 
eine überw'undene Epoche dar. Darüber ist man sich nirgends 
so klar, wie in den gebildeten Kreisen Englands. In diesem 
Kriege hat England sein gesamtes bisheriges Gesellschafts¬ 
system zusammenbrechen sehen, zum eigenen Erstaunen, und 
zum Erstaunen der Welt, und alle, die uns immer versichert 
haben, daß England keine jähen Brüche in seiner Entwicklung 
vollzieht, wie sie so kennzeichnend sind für das Volk von 
Frankreich, daß die Perücke, die die englischen Justizbeamten 
noch heute tragen, kennzeichnend sei für die englische Men¬ 
talität, haben unrecht behalten. Die Britten haben die all¬ 
gemeine Wehrpflicht eingeführt, die Eisenbahnen, die Kohlen¬ 
gruben, fast die gesamte Eisenindustrie, die .Werften verstaat¬ 
licht, sie haben die Landwirtschaft aus einem Luxusgewerbe 
zu neuem Leben erweckt. Sie haben auf ihre eigene „Frei¬ 
heit“ verzichtet und die letzten Trümmer des alten individua¬ 
listischen England unter dem Erdbeben der Weltrevolution 
unerschrocken Zusammenstürzen sehen. Demokratie und Libe¬ 
ralismus in ihrem alten Sinne sind dahin. Das bedeutet nicht, 
daß England nur ein großer Sklavenstaat sein wird, es be¬ 
deutet nur, daß in Zukunft die Begriffe von Liberalismus, 
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Freiheit und Demokratie andere sein werden. Es bedeutet, 
daß die alte Auffassung der individualistischen Gesellschaft 
vom Staate, wie sie sich auf der Grundlage des Frühkapir 
talismus entwickelt hatte, das alte Ideal von der schwachen 
Staatsgewalt, die sich um .Wirtschaftsfragen nicht kümmern 
soll, jetzt praktisch nicht nur, sondern, was noch mehr be¬ 
deuten will, auch theoretisch preisgegeben wird. Hier hat 
sich eine größere Revolution vollzogen, qls in Rußland, wo 
es sich weniger um eine wahrhafte Revolution als um eine 
Auflösung, einen Zusammenbruch handelt. In England aber 
handelt es sich wirklich um eine Revolution, daß heißt, um 
den Durchbruch zu einer weiteren Gesellschaftsform. Ob 
es bei der sprichwörtlichen geistigen Schwerfälligkeit der 
Engländer gelingt, diese Revolution auch in Zukunft ohne 
schwere innere Katastrophen durchzuführen, wird die Zu^ 
kunft lehren. Die Schnelligkeit, mit der die Engländer in der 
Praxis nachgelernt haben, steht mit ihrer geistigen Schweif 
fälligkeit zunächst in keinem Widerspruch, wie zahllose Bei¬ 
spiele aus der englischen Geschichte beweisen. 

Zu dieser Umwälzung nun gehört auch, zunächst mal rein 
theoretisch gesehen, auch der Uebergang zum Schutzzoll, 
der ^Freihandel war das ßchiboleth des alten individualistischen 
Englands, das in diesem Kriege zusammengebrochen ist. Der 
Mantel wird mit dem Herzog fallen. Der alte Freihandel 
hat seine ^olle ausgespielt, er hat sich als rieseingroße Illusion 
erwiesen, und wie ler geplant war als die festeste Fundaf- 
mentierung der englischen Weltherrschaft und in der Tat 
dieser Weltherrschaft Jahrzehnte hindurch unvergleichliche 
Dienste geleistet hat, so bricht er in der gleichen Weltkrisis 
zusammen, die auch der englischen Weltherrschaft das Ende 
bringt. Cter englische Freihandel ist überwunden durch den 
deutechen Schutzzoll, wir sagen absichtlich: deutschen Schuti?^ 
zoll, weil dieser Schutzzoll nur in Deutschland seine welt^ 
historische Rolle als wirtschaftlicher Revolutionär und wich¬ 
tigstes Hilfsmittel zur Ueberwindung des alten anarchisti¬ 
schen Kapitalismus gespielt hat. Wie so vieles andere wird 
England auch den Schutzzoll von Deutschland zu übet- 
nelunen haben, versteht sich unter tausend Flüchen und 
Verwünschungen gegen die „Hunnen*^, wie es die allgemeine 
Wehrpflicht und die Sozialisierung seiner Volkswirtschaft 
von uns übernommen und uns dabei geflucht hat. Es wird 
ihn übernehmen müssen als den Schlußstein zum Fundament 
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jener „von Grund auf neuen Welt*^ die Lloyd George einst 
den Arbeitern zu errichten empfahl. 

Aber über diese theoretischen Zusammenhänge hinaus drän¬ 
gen die rein praktischen Bedürfnisse der englischen .Wirt¬ 
schaft in die gleiche Richtung. Wir werden nicht erst von 
} dem Scliuh der immerhin beträchtlichen Kapitalien, die Eng¬ 
land in der chemischen Industrie, besonders der Farben^ 
industrie angelegt hat, und die den freien Wettbewerb mit 
den deutschen Artikeln, nach dem, was man von drüben 
hört, schwerlich aufzurechnen in der Lage sein würden. 
Viel wichtiger ist die für England absolut notwendige He¬ 
bung der Produktivkraft der Arbeit. Während des Krie^^es 
ist diese Hebung durch die Zwangsgesetze der Kriegswirt¬ 
schaft eingetretlen, die den zünftleriscn-reaktionären Gewerk¬ 
schaften Fesseln anlegte und damit ein wesentliches Hemmnis 
für die Entfaltung der Produktivität der englischen Arbeit 
aufhob. Daß die englischen Gewerkschaften im wirtschaft¬ 
lich reaktionären Sinne wirkten, hatte seiner Zeit selbst Edu¬ 
ard Bernstein zugeben müssen. Die englischen Gewerkschaf¬ 
ten werden ihren zünftlerischen Charakter, wie man annehmen 
darf, durch den Krieg verlieren, weil sich die Zusammensetz¬ 
ung der englischen Arbeiterschaft geändert hat und weil die 
Existenid)edingungen der englischen Industrie nach dem 
Kriege völlig andere geworden sind, wie sie vorher waren. 
Hätte freilich England den Krieg in drei Monaten gewonnen 
oder hätte es je Aussichten gehabt, ihn zu gewinnen, so hätte 
der Nichtswisser Lloyd George recht, der seinen Engländern 
goldene Berge von der Zukunft verspricht. Aber schon jetzt 
ist klar, mag der Krieg im übrigen ausgehen wie er will, 
die wirtschaftliche V ormacht Stellung Englands ln der Welt 
wie sie vor dem Kriege bestand, zerstört ist. Das ist auch 
das Ergebnis der Untersuchung, die Professor KöppcrMar- 
burg in seiner Abhandlung über die Kriegsanleihen der En¬ 
tente angestellt hat. Die Zeit, in der England die erste Rolle 
auf dem Geldmarkt gespielt hat, ist unwiderbringlich dahin. 
Diesen Platz wird es in Zukunft Amerika überlassen müssen. 
Sein Monopol als iWeltverfrachter ist ebenfalls schwer bedroht. 
Das Loch, das der U-Bootkrieg in den Körper der englischen 
Handelsflotte gerissen hat, wird in seiner ganzen Größe 
erst nacli dem Kriege zutage treten. Die Union wird, wenn 
der Krieg zu Ende ist, mit einer sehr beträchtlichen Kauffahr^- 
teiflotte auftreten, das gleiche dürfte mit Japan der Fall 
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sein. Damit aber entgehen in Zukunft der City gewaltige 
Einkünfte, aut die sie bisher sicher hatte rechnen können. 
Auch hieraus ergiebt sich für England die Notwendigkeit, in 
Zukunft fleißiger zu arbeiten als bisher und die Produktiv¬ 
kraft seiner Arbeit zu heben. Dazu aber hat sich historisch 
bisher als bestes Mittel der Schutzzoll erwiesen. Damit 
soll nicht gesagt sein, daß nicht auch ein anderes Mittel 
denkbar wäre. Für England aber kommt der Schutzzoll 
auch noch als ein wesentliches Instrument zum Zusammenhalt 
des Weltreiches in Frage. Man will nicht bloß den eigenen 
Markt beherrschen und die nicht-englischen Fertigfabrikate 
verteilen, sondern man will auch mit diesem Schutzzoll 
Politik machen, und zwar Weltpolitik im größten Maßstab. 
Damit aber verändert der Schutzzoll zum dritten Male in 
seiner Entwicklung seine Funktion. Seine erste war die, die 
ihm den Namen gab, der aufkommenden Industrie Schutz 
zu bieten, seine zweite war die organische Veränderung 
des Kapitalismus, die dritte wird der Zusammenhalt von 
Weltreichen sein. 

Mit dem Uebergang zum Schutzzoll gibt England das Ein¬ 
geständnis ab, daß es den Krieg, wie es ihn von Anfang an 
auf gefaßt und geführt hat, nämlich als Handelskrieg, verloren 
hat. Ein England, das die Welt beherrschte, wie es vor dem 
Kriege hat, brauchte des Schutzzolls nicht. Ein England, das 
zum Schutzzoll greift, hat die Weltherrschaft verloren. Es wird 
auch in Zukunft ein ein großes Weltreich sein, aber nicht mehr 
„das^* Weltreich, es wird eine Großmacht unter Großmächten 
sein und die Freiheit der Welt nicht mehr nach seinen Belieben 
und Interessen rationieren können. Erst mit dem Uebergang 
zum Schutzzoll hat England das Instrument in der Hand, 
um seine veraltete Arbeitsmethode endgiltig zu überwinden 
und die Produktivkraft seiner Arbeit zu steigern. Die Ersatz¬ 
industrie hat in Deutschland einen bemerkenswert hohen 
Grad erreicht und wird ihn, je länger England den Krieg 
hinauszieht, noch steigern. Schwerlich hat England ähnliche 
Leistungen aufzuweisen, da es nicht unter der Absperrung 
von den Rohstoffmärkten zu leiden hatte. Hier erheben sich 
ganz neue Möglichkeiten für die Konkurrenz auf dem' Welt¬ 
markt der Zukunft Mit dem Schutzzoll will sich England 
schützen. 

Gleichzeitig paradiert England mit seinem Entschluß zum 
Schutzzoll schneidend seine albernen Schwätzvreien über Völ- 
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kerbund, Abrüstung, ewigen Frieden, Freiheit der Demo¬ 
kratie. Der Schutzzoll bedeutet im Prinzip von alledem das 
Gegenteil. Es erhebt seine Klauen gegen die gesamte nicht- 
englische .Welt, nicht an letzter Stelle gegen die Union. 
Der Krieg, in den Amerika als Verbündeter tnglands eintrat, 
könnte leichtlich die Grundlage für eine dauernde Entzweiung 
der beiden Weltmächte geben. Jedenfalls dürfte der Ueber- 
gang Englands zum Schutzzoll schwerlich eine Epoche alt- 
gemeiner Völkerverbrüderung einleiten. Diese Illusion ist 
mit dem Freihändler vulgaris alten Stils ausgestorben. Die 
Preisgabe des Freihandels, die für England Jetzt ebenso Wenig 
mehr eine Sache seiner Wahl ist, wie sie es einst für Deutsch»* 
land war, stürzt das letzte Bollwerk liberaler Weltanschauung 
in Trümmer. In Zukunft wird es nur noch Imperialisten oder. 
Sozialisten geben. 

Die Zukunft sieht über das Ende dieses Krieges hinweg 
nicht nach Frieden und Freundschaft aus. Einen großen 
Fortschritt aber wird sie uns bringen. Je sicherer England 
von seinem Platze als weltbeherrschende Macht abtreten muß 
imd ein Stern unter Sternen wird, desto sicherer wird die 
englische Arbeiterklasse reif werden für den internationalen 
Sozialismus. Diesmal ist die Internationale gescheitert an 
der Ausnahmestellung Englands und seiner Arbeiterklasse. 
Je weiser die englische Volkswirtschaft durch den Schutzzoll 
und die Organisierung des Kapitalismus für die Vergesell¬ 
schaftung der Arbeit wird, desto weiser wird die englische 
Arbeiterklasse für die Aufgaben, die sie im Rahmen der Inter¬ 
nationale zu erfüllen hat. Hier erheben sich Kräfte, die 
bei einem künftigen Weltkonflikt auf den der Schutzzoll sei¬ 
ner Natur nach hindrängt, Aussichten auf feindliche Ueber- 
windung unserer widerspruchsvollen Gesellschaftsondnung 
bieten. 


ALWIN SAENGER (München): 

Videant consules ... 

r\AS Zentralorgan unserer Partei, der „Vorwärts“, war 
^ jüngst in der Lage, drei Schriftstücke zu veröffentlichen, 
die ihren Inhalt aus der gemeinsamen Quelle der Bekämp¬ 
fung der deutschen Sozialdemokratie schöpfen. Sie gerade 
an dieser Stelle einer Kritik zu unterwerfen, erscheint vater- 
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ländische Pflicht. Das eine Schreiben eines Bürgermeisters 
fordert im Namen des „Deutschtums“ Gleichgesinnte in 
— Oesterreich zum Kampfe gegen die „internattonalen Be¬ 
strebungen, also hauptsächlich gegen die Sozialdemokratie“ 
auf. Es scheint verhältnismäßig narmlos-töricht. Ein zweiter 
Aufruf geht von dem „Bunde der Kaisertreuen“ aus. 
Er ruft zur Schlacht gegen die deutsche Sozialdemokratie auf, 
verdächtigt uns indirekt vorsichtig mit amerikanischem Gelde 
bestochen zu sein, beschimpft die Reichsregierung, „die 
Rechte der Krone verschleudert zu haben“ und preist die 
radikalen Eingriffe der Kaisertreuen in die Kronrechte des 
Staatsoberhauptes. (Der Friedensschluß von Brest, die Bev 
Setzung höchster Reichs- und Hofstellen wurden angeblich 
den politischen Befehlen der „Kaisertreuen“ gemäß vollzogen.) 
Das dritte Schriftstück endlich kommt aus der Organisations¬ 
stube des Reichsverbandes zur Bekämpfung der Sozialdemo¬ 
kratie. Es erbittet Geld zum Entscheidungskampfe wider 
uns deutsche Sozialisten; heftige Lohnkämpfe seien zu er¬ 
warten und „russische Zustände“ (!), ja der „Zusammen¬ 
bruch der bürgerlichen Gesellschaft“ würden eintreten, wenn 
nicht OpferwiTligkeit in der Bekämpfung der deutschen So¬ 
zialdemokratie sich bald betätige. Die Unterzeichner der 
zwei letztgenannten Kampfansagen steigen von der ungefähr 
niedrigsten Stufe des Geheimen Kommerzienrates bis zum 
Fürsten lauf. 

iWir haben es stets als Pflicht und Aufgabe des Politikers 
und des politischen Schriftstellers anerkannt, an dem Aufbau 
eines \Jiöheren, deutschen politischen Lebens —. das so sehr der 
über das Tagesniveau des politischen Parteikampfes sich 
erhebenden Größe entbehrt — dadurch mitzuwirken, daß er 
auch dort selbst noch keine persönliche Bosheit und Unmoral, 
sondern nur persönliche, menschliche Ueberzeugung sucht, 
wo es ihm selbst schwer fallen mag. Dieser Tatbestand liegt 
hier vor. Wo man vier Jahre seines Lebens — und diese 
Jahre zählen dreifach — mit jedem Atemzuge bereit, seinem 
deutschen Vaterlande Alles zu geben, und erscheinen dann 
in der Stunde ungeminderter Gefahr, an der Schwelle eines 
neuen Jahres der Entsagung und Opfer, in der eigenen 
Heimat einige Herren, um Emen der Bestechung durch das 
Geld des Landesfeindes zu zeihen, so gehört der ganze so¬ 
zialistische Glaube an eine endliche Aufwärtsentwicklung 
der Politik dazu, in Selbstbeherrschung sachliqh zu bleiben, ö 
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sei trotzdem, — nein, gerade darum. Die Herren, die in 
einer Stunde, in der noch um den Bestand dieses Reiches 
in furchtbarstem Kampf gerungen wird, ihren inneren Trie¬ 
ben folgend das Schwert gegen dreiviertel der Verteidiger 
ihres {eigenen Landes ziehen, handeln nach ihrer Ueberzeugung 
wie sie das Interesse ihrer Klasse ihnen nun eben eingegeben 
hat. Man könnte die sachliche Diskussion mit mancherlei 
artiger Ironie würzen, könnte die Frage wieder einmal auf¬ 
werfen, wer bislang bei den jetzt neu proklamierten, alten 
Kampfmethoden eigentlich sich prächtig entwickelt hat, aber 
die Sache dünkt uns so ernst, daß wir nur mit einem mög*- 
liehst gewissenhaften Verständnis für den Ernst der Stunde 
unsere Randbemerkung schreiben möchten. Denn wer von 
der üröße und lebensstarken Zukunft seiner politischen 
Grundsätze überzeugt ist, kann sich im schärfsten politischen 
Kampfe ruhige, abwartende Sachlichkeit leichter bewahren, 
als derjenige, der für den künftigen Bestand seiner theoreti¬ 
schen und angewandten Maximen fürchten muß. 

In den Veröffentlichungen dieser sozialdemokratischen 
»Wochenschrift ist wahrlich dem Reiche gegeben worden, 
was dem Reiche gehört, nicht aus irgendeinem gescheiten 
Zweckgedanken, einer klugen Berechnung heraus, sondern 
aus einem reinen, selbstlosen Gefühl hingebender Liebe zum 
deutschen Vaterlande. Wir haben uns bekannt und bekennen 
uns zu ihm, weil deutsche Erde unsere Mutter ward und 
deutsche Eichen die Eichen unserer Heimat sind, weil deut¬ 
sche Kultur, Gesittung und Gesinnung uns als ein heiliges 
Völkergut dünken, das wir verteidigen mit dem Blute unseres 
Herzens gegen das Wort der Verdächtigung, wie gegen 
den Waffenangrift. Und wir haben diese heiße Liebe zur 
Heimat laut vor aller Welt bekundet und tuen es heute 
wie in den Augusttagen des unglückseligen Jahres, damit 
die Welt erfährt, daß wir im Kampfe um des Vaterlandes 
Unversehrtheit ein einig Volk von Brüdern sind, und damit so 
das Reich bestehen kann. Dank diesem unseren Bekenntnis 
haben wir gegen die rasende Koalition der Welt uns gehalten, 
haben gesiegt, ging der feindliche Vernichtungsplan in Stückei 
Die Massen h^en das Vaterland gerettet — bis heute. Aber 
morgen bricht wieder ein Tag an, stürmischer vielleicht schlar 
gen die Wogen des Verderbens wider die Mauern der Verteidi¬ 
gung, noch schwerere Opfer werden verlangt, noch größer 
tnuß die Hingabe an die Nation sein, noch gewaltiger türmt 
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sich die Schlacht, noch mehr gilt es, alles, das Letzte, das 
Allerletzte, für das heutige Leben und die deutsche Zukunft 
herzugeben. .Wer weiß alles, was uns bevorsteht? Es ruht 
noch gar viel im Dunkel einer kommenden Zeit. Und aber¬ 
mals werden wir dann das Bekenntnis zum Vaterland ablegen, 
daß^ die draußen in den Gräben die Kraft des Lebens und 
der Todesstunde aus der Einigkeit des Volkes empfangen. 
Wir waren und wir sind uns der Verantwortung bewußt, die 
daraus entspringet, daß an der Front und in der Heimat unsere 
Hingabe an das deutsche Vaterland die Voraussetzung des 
endlichen Erfolges ist. In diesem Ringen der Weltvölker 
wird der Endsieg nicht „befohlen*^; es hält sich bis zuletzt. 


wer mit reiner Ueberzeugung hinausgezogen ist und sie 
behält. 


Möchte einer noch' zu bestreiten wagen, daß das Heimatheer 
im weitaus größeren Teile zur Sozialdemokratie sich bekennt? 
Kann einer es vergessen, daß die glorreichen Truppen zu 
ihren wesentlichen Bestandteilen siegreiche — Sozialdemo¬ 
kraten ?. Heimat- und Frontheer dürfen noch nicht weichen, 
Dasein und Leben müssen sie weiter opfern. .Wer dann gegen 
ihre Hauptstreiter, als Deutscher gegen Deutsche zum Ver¬ 
nichtungskampfe die .Waffen schärfte und die Ehre von 
Hunderttausenden angreift, deren Heldentaten auch sein ge¬ 
sichertes Dasein schufen und deren Wunden auch für ihn 


bluteten, der hat sich weit von dem Geiste des 4. August 
entfernt und erscheint uns für die Verteidigungsbereitschaft 
und Verteidigungskraft Deutschlands um ein Vielfaches ver¬ 
hängnisvoller zu wirken, als ein Streikender oder ein Arbeiter, 
der unbedachtsam eine mit Zuchthaus bestrafte Aeußerung 
tat. Die politischen Leidenschaften gegen die großen Massen 
der Front- und Heimatkämpfer im Augenblicke nationaler 
Gefahr wachzurufen, ist doch wohl das Unmöglichste, was 
für die Einheit eines um sein nacktes Dasein schwer kämpfen,J- 
den Volxes je geschah, die Bekämpfung der deutschen So¬ 
zialdemokratie als politische Tagesförderung heute etablieren, 
indessen die „Lohnkämpfer*^ sich den feindlichen Granaten 
für die nationale Gesamtheit entgegenwerfen, ist doch ein 
Tun, die verdächtigende Beschuldigung der Arbeiter nach den 
Regeln einer erledigten Friedensagitabon just in dem Augen¬ 
blicke, da jeder, aber auch jeder in Stunden, die für uns 
entscheidend sind, stahlhart werden muß, doch eine Torheit, 
deren Gefährlichkeit einem Staatsmann wohl kaum verborgen 


Digitized by Go 'gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



624 


Vom Obrigkeitsstaat zum Volksstaat. 


bleibt. Sein oder Nichtsein ist für den Deutschen noch immer 
die Frage. Und für die schwer bedrohte Existenz des Reiches 
ist die üpferbereitschaft der sozialdemokratischen Millionen¬ 
massen ein probates Mittel siegreicher Behauptung, als die 
innere Kriegsbereitschaft einiger, ihrer Eingriffe in die Kronr 
rechte laut sich rühmender Herren. 


PAUL HIRSCH, M. d. A.: 

Vom Obrigkeitsstaat zum Volksstaat. 

weit wir in Preußen, selbst nach Erringung eines freien 
iWahlrechts noch von einem wirklichen Volksstaat entfernt 
sind, wie tief wir vielmehr auch dann noch, wenn anders nicht 
weitere grundlegende Reformen auf dem Gebiete der inneren 
Verwaltung der Wahlreform auf dem Fuße folgen, mitten im 
Obrigkeitsstaat stecken, das beweist ein Vorgang, der sich 
im letzten Tagungsabschnitt des Landtages abgespielt, aber 
in der Oeffentlichkeit nicht die genügende Würdigung ge“- 
funden hat. In der zur Vorberatung des Antrages Fuhrmann 
und Genossen, betreffend die politische Betätigung der Be¬ 
amten eingesetzten Kommission, in der der Minister des 
Innern ob seines Erlasses gegen die deutsche Vaterlands¬ 
partei von den Wortführern eines Gewaltfriedens nach Strich 
und Faden abgekanzelt wurde, erklärte einer der Antragr 
steiler offen, er könne zumal jetzt im Kriege den Grund*- 
satz der gleichmäßigen Behandlung aller Parteien vonseiten 
der Regierung nicht billigen. Der Staat sei zwar ein Rechts.^ 
Staat, er sei aber' auch ein Machtstaat, und aus dieser Machte- 
Stellung heraus müsse der Staat in so ernster Zeit aus dem 
Rahmen der gleichen Behandlung der Parteien heraus alle 
Bestrebungen unterstützen, die darauf hinausgingen, den 
Siegeswillen im Volke zu kräftigen und dauernd zu beleben, 
das Pflichtgefühl des Volkes zu heben und es aufzuklären 
über verhetzende und irreleitende Strömungen. 

.Was hatte Anlaß gegeben zu dieser Hervorkehrung des 
Staates als eines Machtstaates, als eines Obrigkeitsstaates, 
der darüber zu wachen hat, daß die braven Spießbürger nicht 
verhetzt und irregeleitet werden? Im Grunde genommen 
hatte der Minister nichts weiter getan, als in Uebereinstim- 
mung mit den maßgebenden Erkenntnissen der höchsten 
Gerichte, den Beamten vor Augen geführt, daß sie sich 
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bei der Agitation für eine bestimmte politische Partei eine 
besondere Zurückhaltung aufzuerlegen hätten. Eigentlich 
eine Selbstverständlichkeit, denn es ist klar, daß wenn ins¬ 
besondere ein Beamter der inneren Verwaltung, — wir be¬ 
ziehen uns hier auf die eigenen Worte des Ministers —, der 
mit Fragen des Vereins- und Versammlungswesens zu tun 
hat, sich für die Bestrebungen einer bestimmten Partei ein¬ 
setzt, nur zu leicht das Gefühl bei anderen Parteien auf»- 
kommen wird, daß sie von den betreffenden Beamten aus sub¬ 
jektiver Befangenheit heraus, die durchaus nicht dolos zu 
sein braucht, nicht mit gleichem Maße gemessen würden. 
Aber so selbstverständlich das auch ist, so bedeutet diese 
ministerielle Aeußerung do(;h tatsächlich einen Bruch mit 
der seit Jahrzehnten in Preußen beliebten Praxis, die in 
den Beamten nichts weiter wie Handlanger der jeweiligen 
l^litik der Regierung oder richtiger gesagt, der regierenden 
Kreise erblickte. Zahllos sind die Ministererlasse und die 
Entscheidungen des vormaligen preußischen Obertribunals 
und des C^erverwaltungsgerichts, die von den Beamten 
l^licht der Treue gegen den König fordern und von ihnen 
verlangen, daß sie die Politik des Königs und seiner Regie¬ 
rung zu stützen, ihr insbesondere nicht entgegenzuarbeiten, 
sich vielmehr jeder Agitation gegen die Regierung zu ent¬ 
halten haben. In der Praxis sind alle diese Erlasse und 
Entscheidungen immer so ausgelegt worden, daß die Beamten 
sich in konservativem Sinne betätigen müßten. Wenn ihnen 
jetzt aut einmal unbeschadet ihres Rechts der politischen 
Betätigung untersagt wird, „innerhalb der Diensträume oder 
aut dienstlichem .Wege oder sonst durch Ausnutzung der 
Dienstgewalt zur Betätigung für politische Vereinigungen 
und Parteien aufzufordern“, so muß das naturgemäß den 
Unwillen der reaktionären Qemente erregen, die von jeher 
eine sehr feine Witterung für alles das gehabt haben, was 
ihnen zum Vorteil oder zum Nachteil gereicht. 

Es ist das Elend unserer preußischen Verwaltung, daß 
gewissen Kategorien von Beamten ein so ungeheurer Ein¬ 
fluß eingeräumt ist, daß sie mit einer solchen Machtfülle 
versehen sind, daß es ihnen ein Leichtes ist, bei öffentlichen 
ja selbst bei geheimen Wahlen, den Willen des Volkes direkt 
in sein Gegenteil zu verkehren. Zu diesem Zweck sind die 
Beamten denn auch oft genug systematisch mißbraucht wor¬ 
den. Man braucht gar nicht zurückzugehen bis in die 
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Zeiten eines I\ittkamer unseligen Angedenkens; auch in 
späteren Jahren, wo die Wahlfälschungen weniger schamlos 
betrieben wurden, kannten diese Beamten sehr wohl ihre 
„Pflicht^^ gegen den Staat, eine Pflicht, die sie umso leichter 
erfüllen konnten, als die politische Seite der Verwaltungs¬ 
tätigkeit sich völlig im Geheimen vollzieht. Wahrscheinlich 
hat sie allen Grund, das Licht der Oeffentlichkeit zu scheuen. 

Solange wir eine konservative Regierung haben, wird nicht 
nur konservativ regiert, sondern auch die ganze Verwaltung 
wird in konservativem Sinne geübt. Sie ist nicht unpolitisch, 
noch weniger unparteiisch, die Beamten sind nicht die Diener 
des Volkes, sondern sie betrachten sich als die Vorgesetzten, 
oft genug als die Vormünder der unmündigen Massen, die 
sie, so behandeln zu können glauben, wie sie früher als 
Unteroffiziere auf dem Kasernenhof ihre Rekruten behandelt 
haben. Und leider muß gesagt werden, daß noch weite Kreise 
des Volkes sich ihres Verhältnisses zu den Beamten gar 
nicht bewußt sind, sondern in jedem, der einen bunten Rock 
trägt, eine Art höheren Wesens erblicken und gar kein Gefühl 
für das Entwürdigende eines solchen Zustandes haben, gegen 
den sich freie Männer in berechtigter Empörung aufbäumen 
würden. Hier rächt sich bitter die Jahrhunderte lange Er¬ 
ziehung des Volkes zum blinden Gehorsam gegen die Obrig¬ 
keit, hier zeigen sich die Früchte einer reaktionären Gesetz¬ 
gebung, die dank unserer auf die Bedürfnisse der konser¬ 
vativen Elemente zugeschnittenen veralteten Kreis- und Pro¬ 
vinzialordnungen die untersten Organe der inneren Verwal¬ 
tung zu Tummelplätzen reaktionärer Umtriebe macht, und 
trotz der fortgesetzten Loblieder auf die Selbstverwaltung, 
in Wirklichkeit der Selbstverwaltung auf Schritt und Tritt 
Fesseln anlegt. 

Angesichts der Verfassungs- und verwaltungsrechtlichen Zu¬ 
stände in Preußen ist es nur allzu verständlich, wenn die 
Konservativen und ihr Anhang dem ersten Versuch, den die 
Regierung mit ihrer Wahlrechtsvorlage unternommen hat, 
um in das alte durch und durch vom I^lizei- und Obrigkeits¬ 
geist beherrschte Preußen Bresche zu legen, einen so energi¬ 
schen Widerstand entgegensetzen. Was in der Hauptsache 
gegen das gleiche Wahlrecht vorgebracht wird, daß daraus 
eine Klassen- und Massenherrschaft hervorgehen, daß die 
große Masse den rücksichtslosen Klassenkampf ganz be¬ 
wußt entfesseln und ausnutzen würde, um die Diktatur der 
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Massen über alle Klassen und Stände in unserem Vaterlande 
aufzurichten, ist natürlich nur ein Vorwand. Nicht die Herr¬ 
schaft der Massen, sondern die Beseitigung der Herrschaft 
ihrer eigenen Klasse fürchten die preußischen Junker und 
die ihnen verwandten Schwerindustriellen. Daher ihr zäher 
.Widerstand gegen das gleiche Wahlrecht, daher ihre Angst 
vor der Demokratie. Und dabei merken diese guten Leute 
und schlechten Politiker gar nicht, wie jämmerlich es um 
ihre Argumente bestellt ist und wie wenig sie im Grunde 
genommen aus der Geschichte gelernt haben, wenn sie sich 
fortgesetzt zur Stütze ihrer Anschauungen auf das Altertum 
beziehen, ohne zu bedenken, wie gewaltjg der Unterschied 
ist zwischen dem modernen klassenbewußten Proletariat und 
dem Lumpenproletariat vor 2000 Jahren. Heute eine auf¬ 
steigende, nach Bildung, Freiheit und Betätigung zum Wohle 
der Gesamtheit lechzende Arbeiterschicht, damals eine elende 
sklavische Masse, die für ein Schmarotzerdasein mit Freuden 
ihre Freiheit verkaufte. 

Den veränderten Zeitverhältnissen zum Trotz möchte man 
den Obrigkeitsstaat aufrechterhalten und gewaltsam dem Kade 
der Weltgeschichte in die Speichen fallen. Möglich, daß 
die Wahlrechtsfeinde einen Augenblickserfolg erringen, aber 
aut die Dauer .werden sie der Entwicklung nicht Halt gebieten 
können, der Obrigkeitsstaat muß fallen, wenn nicht aus 
anderen Gründen, so schon deshalb, weil die Selbstbehauptung 
des Staates nach außen, wie Hugo Preuß in einem lesens*« 
werten Vortrag über innere Staatsstruktur und äußere Macht- 
stellungi treffend ausgeführt hat, die vollkommenste Nutzi- 
barmachung und Heranziehung all seiner inneren Volkskräfte 
aut allen Tätigkeitsgebieten erfordert, und weil es die 
schwächste Seite des Obrigkeitssystems ist, daß es „un¬ 
zertrennbar ist von der ungeheuerlichsten politischen Kraft¬ 
vergeudung, daß es zugleich unfähig ist zu einer den modern 
nen Verhältnissen angepaßten Auslese der Geeignetsten und 
Tüchtigsten für den inneren und äußeren Dienst des Staates“. 
Und das ist, wie Preuß hinzufügt, kein zufälliger Fehler, der 
durch guten Willen beseitigt werden könnte, sondern eine 
Wesenseigentümlichkeit des Systems, das mit dem Aus¬ 
schließungsprinzip steht und fällt. 


* Hugo Preuß: Obrigkeitsstaat und großdeutscher Gedanke. Jena 1916 
Eugen Diederichs. 
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Wenn daher die Konservativen im Bunde mit dem rechten 
Flügel der Nationalliberalen und einem nicht unerheblichen 
Teile des Zentrums das gleiche Wahlrecht ablehnen oder, 
wenn sie es mit Sicherungen versehen, die ihm in der Praxis 
jeden Wert nehmen, so zeigen sie sich als die kurzsichtigen 
Politiker, an denen selbst diese schwere Zeit spurlos vorüberti 
gegangen ist, als die Gewaltmenschen, denen die Aufrecht* 
erhaltung des alten Preußen und damit ihrer einsei^en 
Klassenherrschaft alles, das Interesse der Gesamtheit nichts 
ist. Es ist einfach nicht wahr, daß, wie der Engländer Seeley 
schreibt — einen Satz, auf den sich die Gegner des Volks^* 
Staates so gern berufen — das Maß von Freiheit in den 
Staaten normalerweise umgekehrt proportional dem militärisch¬ 
politischen Drucke sein müsse, der auf ihren Grenzen lastet; 
je stärker dieser Druck von außen, desto straffer müsse die 
Organisation im Innern sein, wenn der Staat seine Selb¬ 
ständigkeit behaupten wolle. Im Gegenteil. Selbstbehaup^ 
tung und äußere Machtstellung eines Staates werden, um 
wieder mit Preuß zu reden, im allgemeinen von der Kraft 
seiner inneren Struktur bedingt, denn sonst „müßte unser 
stärkster, in Wahrheit unbesieglicher Feind doch offenbar 
Rußland sein, während Frankreich und England wegen ihrer 
freiheitlich „schwachen“ Struktur leicht zu nehmen wären“. 
Die Geschichte des Weltkriegs hat nicht Seeley, sondern 
Preuß recht gegeben. 

Auch die Konservativen sollten sich nicht länger der Er¬ 
kenntnis verschließen, daß die legale Durchführung des glei¬ 
chen Wahlrechts für Preußen, wie Max Weber nachdrück- 
lichst betont, eine staatspolitische Forderung des Reichs ist. 
„Denn das Reich muß auch in Zukunft in der Lage sein, seine 
Bürger zum Kampf für die eigene Existenz und Ehre auf¬ 
zurufen, wenn es Not tut Dazu genügen nicht Munitionsu 
und andere Vorräte und die erforderlichen amtlichen Organe, 
sondern auch: „dzV innere Bereitschaft der Nation, diesen 
Staat als ihren Staat zu verteidigen“. Und an anderer Stelle: 
„Man kann die Demokratisierung sehr wohl (für jetzt) ver¬ 
eiteln. Denn starke Interessen, Vorurteile und — Feigneiten 
sind gegen sie verbündet Aber es würde sich bald zeigen, 
daß dies um den Preis der ganzen Zukunft Deutschlands 

G eschähe. Alle Kräfte der Massen sind dann gegen einen 
taat engagiert, in dem sie nur Objekt und an dem sie 
nicht Teilnehmer sind. An den unvermeidlichen politischen 
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Folgen mögen einzelne Kreise interessiert sein, aber gewiß 
nicht: das Vaterland“.* 

Noch wissen wir nicht, wie der Kampf um das Wahlrecht 
endet. Aber welches auch immer sein Ausgang ist, einerlei 
ob wir das gleiche Wahlrecht mit oder ohne Landtags^- 
auflösung oder vielleicht gar erst in späteren Friedens Jahren 
nach schweren inneren Erschütterungen erlangen, für die 
Demokratie und besonders für die Sozialdemokratie kann es 
sich nur um eine Phase in dem Befreiungskampf handeln* 
Wenn der Purpur fällt, muß der Herzog nicht ohne weiteres 
nach. Auch nach Beseitigung des Dreiklassenwahlsystems 
und nach seinem Ersatz durch das gleiche Wahlrecht kann 
sehr wohl der alte Obrigkeitsstaat Preußen in seinem Wesen, 
wenn auch vielleicht gemildert in der Form bestehen bleiben. 
Deshalb dürfen wir uns mit der Erringung eines freien Wahl¬ 
rechts nicht beruhigen, das Wahlrecht darf nicht Selbstzweck 
sondern nur Mittel zum Zweck sein, ein Volksparlament zu 
schaffen, (das d&e großen, vor mehr als 100 Jahren begonnene^ 
Reformen endlich zum Abschluß bringt, die durch das Er¬ 
starken der Reaktion teils im Keime erstickt, teils nach kurzem 
Bestehen wieder verschwunden sind. Der Obrigkeitsstaat muß 
dem Volksstaat weichen. Nur so wird Preußen seine führende 
Stellung in Deutschland behaupten können, nicht das alte 
Preußen, daß sich unfähig erwiesen hat, seine historische 
Mission zu erfüllen, sondern ein neues, freiheitliches Preußen, 
ein Volksstaat im wahren Sinne des Wortes, der uns die Achtung 
und die Liebe in der Welt erringen hilft. 

LOUIS SCHEIBE: 

Der Proporz in der Praxis. 

MEBEN einer Reihe von anderen Wahlkreisen wird nach 

den bekannten Beschlüssen des Reichstags die Verhältnis¬ 
wahl künftig auch in folgenden sieben Wahlkreisen des 
rheinisch-westfälischen Industriebezirks durchgeführt werden: 
Dortmund, Bochum, Recklinghausen, Essen, Duisburg, Düssel¬ 
dorf, Elberfeld. In diesen Kreisen werden bei der nächsten 
(Wahl anstatt der bisherigen 7 Abgeordneten deren 19 ge¬ 
wählt An späteren Wahlen wird die Zahl sich noch ver^ 

* Professor Max Weber: Wahlrecht und Demokrotie in Deutschland. 
Berlin-Schöneberg 1917. Fortschritt (Buchverlag der „Hilfe“) G.m.b.H, 

2012 
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mehren, da die Wahlkreise mit 300 000 Einwohnern für jede 
angefangenen 200 000 einen weiteren Abgeordneten erhalten. 
Jedoch muß die Volksvermehrung in zwei Volkszählungen 
hintereinander festgestellt sein, was vor 1925 kaum der 
Fall sein wird. Für die genannten 7 Kreise bleibt es bei 
der nächsten Wahl bei 19 Abgeordneten. 

h^ach dem neuen Wahlverfahren haben die Parteien Wahl¬ 
listen einzureichen, die auch verbunden werden können. Je 
nach einer solchen Verbindung kann auch einer Minderheits¬ 
partei ein Mandat zufallen, wenn es ihr nicht auf das 
Stimmenzählen“, sondern ums Mandat zu tun ist. Im Indu¬ 
striegebiet werden daraufhin die Polen anzusehen sein. Die 
Stimmenzahlen, welche auf. die einzelnen Listen entfallen, 
werden der Reihe nach durch 1, 2 usw. geteilt. Die dadurch 
gewonnenen Höchstzahlen ergeben dann die Reihe der Sitze, 
die aut die verschiedenen Listen anfallen. 

lieber die Wirkung des neuen Verfahrens kann man natür¬ 
lich heute nur mutmaßen. 

Von den 7 Mandaten errangen bei der letzten Wahl die 
Sozialdemokratie 3, Zentrum und Liberale je 2. Wäre damals 
bereits nach dem neuen Verfahren gewählt worden, so hätten 
erhalten die Sozialdemokratie 8, Zentrum 6, Liberale 5 Man¬ 
date bzw. eins davon die Reichspartei. Bei zusammengelegten 
Listen hätte das eine oder andere Mandat hin und her ger 
schoben werden können. 

In nachstehender Tabelle sei zunächst das allgemeine Bild ver¬ 
anschaulicht. Demnach hatten 1912 die einzelnen Wahlkreise: 


Wahlkreise 

Einwohner 

Wähler 

Stimmen¬ 
enthaltungen 
in Prozent 

erhalten 

jetzt 

Abgeordnete 

Dortmund ...... 

568 055 

125 551 

11,8 

3 

Bochum. 

764 774 

162 995 

10,9 

4 

Recklinghausen .... 

444 160 

92 533 

15,7 

2 

Essen . 

566 577 

124 551 

8,4 

3 

Duisburg ,. 

615 730 

126 929 

12,5 

3 

Düsseldorf. 

449 643 

112 650 

22,5 

2 

Elberfeld. 

339 409 

77 457 

10,4 

2 

Summa 

3 748 348 

822 665 

11.7 

19 
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Rund 95 000 Wähler haben sich also der Stimme enthalten, 
trotz der außerordentlich lebhaften Wahlagitation, die gerade 
im Jahr 1912 entfaltet wurde. Diese Nichtwähler mit den 
inzwischen zum wahlfähigen Alter Herangereiften zu ge¬ 
winnen, sie zu Pöz/^/gängern zu machen, ist die Riesen¬ 
aufgabe, vor die uns die nächste Wahlagitation stellt. 

Die drei Hauptparteien erhielten 1912 Stimmen; 


Wahlkreise 

Sozial¬ 

demokratie 

Zentrum 

Liberale 

Dortmund . 

48 838 

25 708 

25 285 

Bochum ....... 

53 333 

37 650 

43 257 

Recklinghausen .... 

21 245 

40488 

— 

Essen., 

40 503 

42 832 

25 937 

Duisburg. 

34 187 

31 559 

33 934 

Düsseldorf. 

37 616 

32 730 

12 007 

Elberfeld. 

34 106 

6 046 

11 543 

Summa 

269 828 

217 013 

151 963 


Welche Bedeutung die verbundenen Listen haben können, 
zeigt uns besonders Dortmund. Hätte dort 1912 schon das 
neue Gesetz gegolten und jede Partei eine eigene Liste auf¬ 
gestellt, dann würden sich die drei Mandate auf die drei 
stärksten Parteien verteilt haben. Würden jedoch die Polen 
mit der Sozialdemokratie eine verbundene Liste gehabt haben, 
so würden die Liberalen zu unseren Gunsten leer ausgegangen 
sein, da sie weniger als das Zentrum und nicht die Hälfte 
der auf die sozialdemokratisch-polnische Liste an Stimmen er¬ 
zielten. Auf die I^len entfielen nämlich 6878 Stimmen, die 
der sozialdemokratischen Liste im Falle der Verbindung zuzu¬ 
rechnen waren. Wären andererseits die mehreren Hundert 
Freisinnsstimmen auf die Liberalen gefallen, dann hätte das 
Zentrum kein Mandat erhalten. 

Bochum zeigt das Gegenstück. Von den 4 Mandaten er¬ 
hielte zunächst jede der 3 stärksten Parteien eins. Das vierte 
Mandat fiele dann der Sozialdemokratie zu. Es währe ihr 
nur zu entreißen, wenn Zentrum und Liberale verbundene 
Listen hätten. Doch fallen hier die I^len mit 10 630 Stimmen 
ins Gewicht, die jedoch den beiden bürgerlichen Parteien 
nichts nützen würden. Da in diesem Kreise mit einer starken 
Zunalime der sozialdemokratischen Stimmen zu rechnen ist, 
dürfte ihr das vierte Mandat sicher sein. Bei einer etwaigen 

20 / 2 * 


Digitized by Go 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 








632 


Der Proporz in der Praxis. 


Verbindung zwischen Liberalen und Zentrum fiele es den 
ersteren zu. ' 

Recklinghausen bietet ein eigentümliches Bild. .Wenn dort 
zu den Zentrumsstimmen in verbundener Liste die Christlich“ 
Sozialen mit ihren 1942 Stimmen kämen und das Zentrum 
noch etwa 50 Stimmen aus den Reserven holte, hätte es 
beide Mandate. .Wenn nicht, so müßte eins der Sozialdemo*- 
kratie zufallen. Allerdings sprechen hier die 7748 polni¬ 
schen Stimmen mit. Bei späteren Wahlen wird dieser Kreis 
mit einem weiteren Mandat zu rechnen haben, da hier eine 
bedeutennde Bevölkerungszunahme zu verzeichnen ist, was 
die Chancen der Sozialdemokratie erheblich bessert. Hier 
wird schon bei der nächsten Wahl eine rapide Zunahme 
unserer Stimmen verzeichnet werden können. Namentlich 
wenn es gelingt, dem Kreise bald das längst notwendige 
eigene Parteiblatt zu schaffen. 

In Essen würde 1912 jeder der drei Parteien ein Mandat 
zugefallen sein, wenn hier nicht Umstände mitsprächen, die 
wir am Schlüsse summarisch behandeln. Jedoch kann es jetzt 
der Sozialdemokratie gelingen, ihre Stimmen so zu steigern, 
daß die Hälfte i^och größer als die liberale Gesamtzahl 
würde und die Libralen daher leer ausgingen. 

Duisburg wird in absehbarer Zeit mit dem vierten Mandat 
zu rechnen haben, da auch hier eine große Bevölkerungs¬ 
zunahme zu verzeichnen ist Vorläufig verteilten sich die drei 
Mandate gleichmäßig, woran auch die 7270 polnischen Stim¬ 
men nichts ändern. . . Erst beim vierten Mandat kämen 
sie in Frage. Das könnten sich aber auch Liberale und Zen¬ 
trum zuschieben, falls sie ihre Listen verbinden würden. 

ln Düsseldorf liegen die Dinge ähnlich wie bei Essen. 
Eins der beiden Mandate ist der Sozialdemokratie sicher, 
das andere dem Zentrum. Da aber auch hier bald mit dem 
dritten Mandat zu rechnen ist, könnte uns das sicher sein, 
weil schwerlich anzunehmen ist, daß die Liberalen ihre Stimr 
men so vermehren können, Idaß sie die Hälfte unserer Stimmen 
erreichen. 

In Elberfeld sind die Verhältnisse ziemlich verwickelt. Ohne 
Listen Verbindung wären .1912 der Sozialdemokratie beide Manp 
date zugefallen, da sie mit der Hälfte ihrer Stimmen (17 053) 
immer noch über der Reichspartei stand, die mit 16 763 
Stimmen an der Spitze aller bürgerlichlen Parteien marschierte. 
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Da (hier eine iListenverbindung unter den bürgerlichen Parteien 
kommen wird, bleibt uns nur ein Mandat. 

Wenn nicht allzu große, jetzt noch nicht vorauszusehende 
Ueberraschungen kommen, dürfte diese Wahrscheinlichkeits¬ 
rechnung für die nächsten Wahlen stimmen. Durch ihr 
Verhalten in der Wahlrechtsfrage haben die Nationalliberalen 
im Industriegbiet einen großen Teil ihrer Arbeiterwähler vor 
den Kopf gestoßen. Und in einzelnen Kreisen, wie z. B. 
Bochum, haben bisher eine große Zahl Arbeiter der evangeli¬ 
schen Arbeitervereine und christlichen Gewerkschaften liberal 
gewählt. Die Wahlrechtsfrage wird auch hier die Geister 
scheiden, wobei nicht außer Acht zu lassen ist, daß durch das 
Zusammengehen der Gewerkschaften im Kriege, vor allem der 
Bergarbeiter, die Klassensolidarität mächtigen Antrieb erhalten 
hat, was uns unzweifelhaft zugutekommt, und bei der nächsten 
Reichstagswahl ihren Ausdruck finden wird. Auch die selbstän- 
diege Stellungnahme der christlichen Arbeiter im Zentrum gegen 
die Wahlrechtsfeinde im eigenen Lager darf beachtet werden, 
wenn sie auch bei dieser Partei, die bekanntlich durch 
andere Mittel die Arbeiter bei der Stange hält, nicht allzu 
hoch ^Veranschlagt werden sollte. Aber immerhin wird sie ein 
engeres Zusammengehen mit den Liberalen von der vor¬ 
stehenden Art verhindern. Einen Köder wirft das Zentrum aber 
bereits jetzt aus, wie der Abg. Kuckhoff im Düsseldorfer Zeni- 
trumsblatt verrät. Durch die vermehrte Abgeordnetenzahl sei es 
den bürgerlichen Parteien möglich, ihrerseits dauernd Ar^ 
beitervertreter vorzuschlagen, wodurch man der Sozialdemor 
kratie den Wind aus den Segeln nehmen könne. Inwieweit 
das möglich sein wird, hängt viel von unserer eigenen Stoß¬ 
kraft ab. Und die kann uns gelähmt werden in einzelnen 
Kreisen durch die Machenschaften der Unabhängigen. 

Im Dortmunder und Recklinghauser Kreise haben sie keinen 
Boden unter den Füßen und /m Bochumer ist er ihnen 
nahezu verschwunden. Auch im Duisburger Kreis können sie 
uns bei der nächsten Wahl kaum schaden, wohl aber bei 
den künftigen, wenn es um das vierte Mandat geht. Das 
gleiche gilt für Düsseldorf. Hier und in Elberfeld sitzen sie 
in größerer Zahl, wenn auch damit gerechnet werden kann, 
daß bei der steigenden Einsicht der sozialistischen Arbeiter 
ihr Einfluß immer geringer wird. Immerhin büßt der Elan 
unserer Bewegung ein, wenn wir uns gegen die ehemaligen 
Kampfmassen wenden müssen. Im Essener Kreise könnte uns 
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ein in sicherer Aussicht stehendes Mandat dadurch verloren’ 
gehen und an die Liberalen fallen. Das würde der ganze 
Erfolg sein. Auch mit allzu großen Stimmenzahlen können 
die Unabhängigen nicht rechnen. Im engeren Ruhrgebiet 
am wenigsten. Dort denken die Arbeitermassen viel zu real¬ 
politisch, um auf phantastische Schnurrpfeifereien hereinzu- 
fallen. 

Hingewiesen wenden muß schließlich noch auf unser künftjf« 
ges (Verhältnis zu den Polen. Im Recklinghauser Kreise wächst 
ihre Zahl so, daß bei dem kommenden dritten Mandat ihre 
Stimmen erheblich ins Gewicht fallen. 

Unsere Mandatszahl, die jetzt zu den bürgerlichen 3:4 
steht, wird also künftig voraussichtlich 8:11 oder 9:10 sein. 


TIMON: 

Der große Kunsthandelsmann. 

E S war einmal, und es ist gar nicht so lange her, wenn es auch 
unserer schnellebigen Zeit sehr lange dünkt, ein tüchtiger 
Charakterspieler am Deutschen Theater beim Brahm engagiert. Der 
junge Mann kam weit, sehr weit her von Ungarn, aus den Gefilden, 
wo der Paprika wächst und allwo man auf offenem Markte handelt. 
Er aber fühlte es in sich, daß es mit dem Handeln für ihn nichts sei, 
das konnte dieses Posas Brust nicht ausfüllen, in ihr lebten höhere 
Triebe und der begabte Jüngling, denn das war er zweifellos, beschloß 
sie zu hegen und zu pflegen, beschloß ein Mime zu werden. Man 
kann bestimmt annehmen, daß es reinste Kunstbegeisterung war, die 
ihn auf die Bretter trieb. 

So kam denn nach einer kleinen Namensänderung Herr Max Rein¬ 
hardt, er war nämlich jener Begeisterte, auf dem üblichen Umweg 
über verschiedene Provinzbühnen Deutschlands und Oesterreichs nach 
Berlin zu Brahm. Und dort zeigte er sich als ein starker Könner, 
der scharf umrissene Charaktere zu schaffen vermochte; ein be¬ 
geisternder Schauspieler war er niemals, immer aber ein kluger. 
Und für den klugen boten gerade die männlichen Ibsenschen Episoden¬ 
charakterrollen vorzügliche Aufgaben. Es war nämlich jene Zeit, in 
^ der ganz Berlin zu zwei Göttern betete, die sehr verschiedener Art 
sind. Man hatte sich längst darüber geeinigt, daß die Brahmsche 
Bühne die erste Deutschlands sei, auf ihr sah man aber nur zwei 
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Altäre errichtet, auf dem einen brannte die große Flamme: Henrik 
Ibsen, auf dem anderen die erheblich kleinere: Qerhart Hauptmann. 
Und man kann es nicht leugnen, gerade die Einseitigkeit war Brahms 
Stärke. Er konnte das reiche Erbe L’Arronges, das jener ihm in der 
Pflege der Klassiker hinterlassen, nicht verwalten, er war ein stiller, 
kein lauter Regisseur, ihm lag nur das rein psychologische Drama. 
Wer sich erinnert, wie er Kabale und Liebe herausbrachte, der wird 
zugeben, daß es ein Versuch mit untauglichen Mitteln am tauglichen 
Objekt war. 

Aber auf die Dauer der Zeit läßt sich trotz aller begeisterter Jünger 
der Kult zweier Dichter, eines ganz großen und eines mittleren, nicht 
allein auf einer Bühne betrieben, d. h., wenn diese Bühne als das gilt, 
wofür die Brahmsche galt. Brahms einseitige Größe brachte es mit 
sich, daß er mit der Zeit sich selbst in den Hintergrund schob. Vor 
allem brachte es aber auch das Berliner Premierenpublikum mit sich. 
Zehn Jahre lairg ehrlich gestanden vor unverstandenen Werken sitzen, 
denn dieses Publikum war den Dichtern nicht kongenial, zehn Jahre 
lang sich von überreifen und unreifen Kritikern belehren lassen, daß 
es außerhalb des Brahmschen Tempels keine Kunst gebe, das war 
sehr viel. Aber dann kam die Zeit, wo das leise Gähnen zu einem 
offenerem wurde, wo man der Psychologie und des Naturalismus 
zugleich überdrüssig wurde, kurz und gut, wo man sich teils nach 
kräftigerer, teils nach raffinierterer Kost wieder zurücksehnte. Gau¬ 
men, die mit Trüffeln und Cajennepfeffer sich Anreiz geben, verlangen 
auch für die Kunst eine andere Kost und die große Menge wiederum 
will einmal das Ifil^le sehen, wie sie von altersher sich das Ideale 
zurechtgemacht hat. 

Doch nicht allein das Publikum wurde der verhimmelnden Be¬ 
geisterung für Brahm überdrüssig, fast noch mehr die Schauspieler, 
die bei ihm engagiert waren. Jahraus, jahrein die gleichen Rollen 
spielen, jahraus, jahrein in mystischen Gedankengängen sich zu be¬ 
wegen, statt starke Naturlaute von sich zu geben, oder in hohem 
Pathosflug Ober die profane Menge sich zu erheben, das fällt einem 
wahren Mimen schwer. Denn was ist die Kunst des Mimen eigentlich? 
Wandlungsfähigkeit. Das seelische Hineindenken in die verschieden¬ 
sten Menschen und das sich Berauschen am schönen Schwung der 
Worte. Goethe ließ seine Schauspieler deswegen in den entgegen- 
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gesetzten Aufgaben sich bewähren. Brahm hielt sie auf ein- und 
derselben Linie durch ein Jahrzehnt fest. Goethe ließ auch den 
Schauspieler, falls er nur etwas Stimme hatte, in der Oper mrtwrrken 
und den Sänger im Schauspiel, er wollte eben die Künstler, soweit 
es möglich äst, universell gestalten, bei Brahm wurden sie Speziali¬ 
täten, Wenn auch ihre Individualität nie durch ihn gebrochen wurde, 
er pflegte sie wie ein sorgender Gärtner eine Pflanze pflegt, aber 
er ließ die Pflanze nicht frei wachsen, sondern er band sie an einen 
Stock. 

Dem Drang der Schauspielerseelen nach freier Betätigung wurde der 
kluge Max Reinhardt zunächst dadurch gerecht, daß er ln den Ferien 
eine Truppe zusammenstellte, nicht nur aus Mitgliedern des Deutschen 
Theaters, sondern auch von Mitgliedern weiterer Berliner und großer 
auswärtiger Bühnen, die mit einem Repertoir interessanter Novitäten 
Kunstreisen machte. Bei dieser Beschäftigung erwarb er sich die 
Sporen zum Direktor, und sein Ehrgeiz war es, einstens der Nach¬ 
folger von Brahm zu werden. 

Nun gährte es in den jungen Köpfen der Literatur zu jener Zeit 
und ebenso in denen der jungen Schauspieler. Und dieses Gähren 
fand zunächst einen sonderbaren Ausdruck. Nach Schluß der Theater 
spielte man Parodien, ein Künstler-Ulk, aber ein sehr feiner. Und 
Max Reinhardt war einer der Hauptagitatoren, er schuf jene heitere 
Carlos-Parodie, die die Zeiten der Schmiere, die dem Schauspieler 
im stillsten Herzenswinkel als einer der wundersamsten Träume der 
Vergangenheit weiterlebt, Wiedererstehen ließ. Man hatte starken 
Erfolg, und nun beschloß man weiter zu gehen. Man hob Reinhardt 
auf den Schild als den Führer, Regisseur war er längst, reisender 
Direktor ebenfalls, jetzt sollte er auf einer ständigen Berliner Bühne 
seine Kunst zeigen.- Nur war es nicht die des Deutschen, sondern 
die des Kleinen Theaters. 

Wie Glück unbedingt für den begabtesten Feldhcrrn neben allen 
anderen Eigenschaften notwendig ist, so auch für den begabtesten 
Theaterdirektor, und Max Reinhardt hatte riesiges Glück. Das Gorki- 
sche „Nachtasyl“, dessenAuffü'hrung ihm von hervorragender russischer 
Seite nahegelegt war, wurde nicht nur ein literarischer Erfolg, sondern 
auch ein Bühnenschlager. Rußland war der deutschen gebildeten Welt 
für die Bühne etwas Unbekanntes. Nur ein Teil der Intellektuellen 
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kannte die russische Romanliteratur, seine moderne, revolutionäre 
Dramatik niemand. Und nun sah man plötzlich unverfälschtes Rußland 
vor sich, ein Rußland voll entsetzlicher Verelendung, voll rohester 
Instinkte, und dennoch auch voll rührendster Sentimentalität und tief¬ 
stem Glaubensbedürfnis, Schmutz und Reinheit auf einem Bilde. Es 
kam dazu, daß Reinhardt und seine Künstlerschar Wundervolles 
leisteten. Es kam dazu, daß man die Russen selbst das „Nachtasyl“ 
noch nicht hatte spielen sehen, und so wirkte die Airffilhrung wie eine 
Offenbarung. Der intime Raum, der den Künstlern sehr zu Hilfe kam, 
ließ das Vortreffliche als Unerreichbar erscheinen und daher begann 
die erste Phase des Reinhardttraumes. 

Ein ebenso glücklicher Griff war die Aufführung des „Sommer¬ 
nachtstraumes“. Es war der phantastische Naturalismus auf der Bühne. 
Der Bühnenboden war von einer scheinbar echten Wiese bedeckt, auf 
der echte Bhimen wuchsen und die Blätter der Bäume bewegten sich 
leise im Wind. Der Kobold Puck war nicht -zum Ballettmädchen 
degradiert, sondern zeigt sich als wildes Waldeskind. Und die Dar¬ 
steller konnten endlich beweisen, was sie konnten, wenn man sie vor 
große Aufgaben stellte und wenn ein guter Regisseur über ihnen 
wacht. Daß die Berliner nicht ahnten, wie d» Reinhardtsche Auf¬ 
führung sich streng an ein englisches Vorbild hielt, mache ich ihnen 
insofern nicht zum Vorwurf, weil diese „Sommernaohts“-Aufführung 
für Berlin wirklich wie eine befreiende Tat erschien. Daß man den 
hochstrebenden und vielkönnenden Mann aber gleich als Messias der 
Bühne feierte, war natürlich die übliche Geschmacklosigkeit. 

Für den Messias brauchte es einen Propheten, und dieser Prophet 
fand sich, er hieß Maximilian Harden. Der „Zuk'unfts“mann schien 
damals wirklich eine große Zukunft zu haben und galt in Berlin als 
Theaterapostel. Unleugbar hatte er sich auch bedeutende Verdienste 
erworben. Er hatte den übertriebenen Hauptmanh-Taumel nicht mit¬ 
gemacht, er hatte das einseitige Können von Brahm richtig erkannt 
und bewertet, und er, der alte Schauspieler, zeigte oft ein sehr feines 
Verständnis, nich^ nur für Darsteller, sondern auch für Autoren. Seine 
Theaterartikel sind mir zu seiner guten Zeit unendlich viel lieber 
gewesen, als seine gesamte Politik es je war. 

Aber seine gute Zeit neigte zum Ende und es kommt noch etwas 
anderes hinzu: intuitiv fühlte er die Seelenverwandtschaft mit Max 
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Keinhardt, denn es ist nicht eine einseitige Kassenverwandtschait, die 
zwischen ihnen herrscht, sondern ein unbewußt Verzwicktes in ihrem 
Schaffen, das damals bei Reinhardt noch nicht zum Ausdruck gelangt 
war, das Harden aber vorausahnen mochte. Beide können nämlich 
nicht den geraden Weg gehen, der zum Erfolg führt, beide haben 
erkannt, daß speziell das Berliner Publikum sich verblüffen läßt, wenn 
man die Dinge auf den Kopf stellt, daß es die Negative sehr liebt, daß 
aber sein Kritizismus sofort versagt, wenn man ihm das Unwahr¬ 
scheinlichste als das Natürlichste darstellt; dann setzt der Erfolg ein 
und die schlichte Wahrheit zieht trauernd von dannen. 

Harden schlug also in die Saiten seiner Qhititt und zwang die 
deutsche Sprache zu noch unnatürlicheren Lobesworten, als ihm ge¬ 
meinhin zitr Verfügung stehen und Berlin schwor damals auf Harden. 
So ward Max Reinhardt über Nacht ein berühmter Mann, welchen 
Ruhm er zum großen Teil seinem Fleiß, seiner Begabung, seinem 
Können, zum anderen seinem Qlück und seinen freiwilligen Reklame¬ 
machern verdankte. Man kann es nicht leugnen, zunächst blieb er 
konsequent auf der einmal beschrittenen Bahn, und die Aufführungen 
aus seiner ersten Zeit waren szenisch ungemein stimmungsvoll und 
darstellerisch dank der vortrefflichen Kräfte und der guten Regie 
durchaus anerkennenswerte Leistungen. Mit der 2^it konnte Rein¬ 
hardt ein Theaterdirektor großen Stils werden, wenn auch kein Laube, 
so doch ein Mann, der sein Fach aus dem ff verstand. 

Hier endet die künstlerische Laufbahn Max Reinhardts und die des 
klugen Kunsthandwerkers beginnt. 

Sie begann in dem Augenblick, als er sich entschloß, den intimen 
Raum zu wechseln und auf eine große Bühne überzugehen. Sein 
Jugendsehnen ward erfüllt, er verließ das Kleine Theater, Brahm 
mußte in das Lessingtheater übersiedeln und Reinhardt zog in die 
ihm vertrauten Hallen. Weil er aber den Stempel im kleinen Raum 
wunderbar aufgeprägt erhalten hatte, so sagte er sich, es sei not¬ 
wendig, neben einer großen Bühne auch eine kleine Bühne weiter zu 
spielen, und so wurden die Kammerspiele, oder wurderi sie noch früher 
als das Deutsche Theater fertig; ich erinnere mich nicht mehr so 
genau, das ist aber für das Prinzip gleichgültig. Schon bei der 
Namengebung: Kammerspiele, zeigte sich die findige Qeschäfts- 
praxis. Kammerspiele sollte sagen, wie Kammermusik nur für be- 
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sonders erlesene Feinschmecker ist, so dürfen es auch nur die 
Kammerspiele sein. Jeder, der hineiiiging, konnte sich also zugleich 
für ein Mäcenas und einen Kunstsachverständigen halten. Die Preise 
der Sitze waren nämlich für Mäcenasse berechnet. Aber wie waren 
auch diese Sitze. Der Mann der Negative negierte durch sie das 
ganze alte Theater. Auf dickem Teppich saß man auf einem be¬ 
quemen Fauteuil, es fehlte nur noch die Zigarre, die man sich hätte 
anstecken müssen, um ganz in seinem Behagen zu sein, man konnte 
die Kunst schlürfen wie einen Kognak nach dem Diner. Keine Logen, 
nichts, nur ein Parkett von Lehnstühlen. Wenn das nicht behaglich 
war, nicht etwas ganz Neues! Und gar erst der übrige Raum, der 
matte Holzton, die Beleuchtung, die Form, man wußte wirklich nicht, 
ist man in einem Modesalon, im Nebeuraum eines Kaufhauses, wie 
beispielsweise das Kaufhaus des Westens es später wurde, oder in 
einem Restaurant ä la Rheingold. Es war zum Entzücken schön und 
hatte so gar nichts mit dem Theater zu tun und das Theater schreit 
doch so nach Theater! 

Wie es im Zuschauerraum aussah, so sah es auch auf der Bühne 
aus, das Theater wurde beiseite geschoben, d. h. der Schauspieler und 
das Stück wurden immer gleichgültiger und gleichgültiger und nur 
die Riesenfigur des Direktor-Regisseurs sollte allein dominieren, daher 
wurde der Schauspieler in spanische Stiefel gezwängt und ebenso sein 
Geist. Er durfte sich nicht anders bewegen, Hand und Fuß durften 
sic^^hnicht anders rühren, als es Reinhardt wollte, er durfte nicht 
oder nur selten seine Individualität zeigen, nicht sagen, was er selbst 
empfand, sondern nur die Phonographenplatte sein, die die Stimme 
des Propheten im Hintergrund wiedertönen ließ, das ater hieß seine 
Seele brechen, seine Stärke töten, er wurde zur Maschine degradiert 
und mußte auf den denkenden Menschen verzichten. Und die Auto¬ 
ren, die aufgeführt wurden, vornehmlich die Klassiker, was waren 
sie denn noch, was wurden sie! Objekte für Stimmungen, für Farb- 
effekte, für Beleuchtung, für allerhand Aeußerliches, von dem Geist 
der Dichtung hat Reinhardt mit Absicht sich nicht beeinflussen lassen. 
Und doch ist es ja so gleichgültig, ob Othello vor einem Vorhang 
steht, auf dem der Neger sich schön abhebt, oder nicht da steht: Ich 
will Leidenschaften im Othello sehen, keine Posen, keine Fartentöne. 
Es ist ja so gleichgültig, ob im „Don Carlos“ jeder Reifrock „echt“ 
ist, wenn in den Reifröcken Puppen und keine Ternpe-ramente stecken, 


Digitized by Go 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




640 


üer große Kunsthandeismanrt. 


oder Temperamente, die nur dann wild werden, wenn es der Herr 
Direktor für seinen Stimmungsplan für richtig hält. Die Klassiker zu 
Ausstattungsstücken umgewandelt zu haben, das allerdings war ein 
Verdienst des Kunstkaufmanns Reinhardt. 

Trotzdem wuchs und wuchs sein Ruhm. Denn wie der Vorbeter 
Harden gebetet, so betete ein großer Teil der Gemeinde der Kritiker 
nach und wenige Stimmen erhoben sich wider ihn. Man rutschte auf 
den Knien vor dem neuen Heiland und glaubte über den viel kunst- 
(verständigeren Meininger Herzog höhnisch die Achseln zucken zu dür^ 
verständigeren Meininger Herzog höhnisch die Achseln zucken zu dürfen. 

Dieses Berliner Publikum der letzten zehn Jahre vor dem Krieg 
betete zwar Reinhardt an, aber es war nicht leicht, sein Oott zu sein. 
I^r Oott mußte täglich neue Wunder tun, sonst verlor man den Glau¬ 
ben an jhn. Und so mußte sich Reinhardt das Hirn zermartern, um 
mit jeder neuen Premiere die alte zu übertrumpfen, d. h. wenn er 
selbst Regie führte, die kleine»ren Geister konnten Fehlschläge tun, 
soviel sie wollten. 

Ein Oott braucht aber auch Reklame, um Gläubige zu finden, und 
Reklame wurde in den Reinhardthäusern auf die verschiedenste Weise 
gemacht. Der kluge Mann hielt sich selbst völlig zurück, er war un- 
sprechbar, man durfte nicht in das Mysterium des Allerheiligsten ein- 
dringen. Aber wozu hatte man einen Holländer, einen Cahane und 
wozu hatte man einen Bruder? Diese verstanden schon die Lärm¬ 
trommel zu schlagen und sie schlug dröhnend durch ganz Deutsch¬ 
land, wozu auch Kunstreisen durch ganz Deutschland und Oesterreich 
kamen, um den Rühm zu vergrößern. Hatte Berlin gesprochen, so 
mußte die Provinz nachsprechen und sie tat es. Und sie tat es auch 
noch in anderer Weise. Reinhardt fand Schüler nicht nur an Direk- 
‘ toren Berlins, sondern auch anderer Bühnen in Deutschland, die ihn 
sklavisch kopierten. 

Und es wurde bald ein Sakrileg, wider ihn zu eifern. 

Nun hätte man glauben sollen, der materielle Erfolg sei nicht 
ausgeblieben, vornehmlich wHh> Reinhardt, und das ist ihm nicht 
zu verdenken, auch großzügig aufzutreten verstand, weil er zu reprä¬ 
sentieren wußte und ein Haus machte. Aber es gingen dunkle Ge¬ 
rüchte, anfänglich sei die finanzielle Seite des Unternehmens hicht 
die stärkste gewesen und die Gesellschafter hätten oft besorgte 
Mienen gezeigt. Doch Reinhardt glaubte an sich und ein starker 
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Glaube zwingt die Jünger in den 'Dienst des Meisters. Und er hatte 
recht, der Erfolg ist ihm geblieben. 

Geht man aber die Mittel du'rch, durch den er ihn erzielt hat, so 
wird man zu der Ueberzeugung gelangen, daß allerdings der Handels¬ 
mann Reinhardt immer mächtiger dasteht, der Künstler Reinhardt 
jedoch immer mehr seiner künstlerischen Berufung vergaß. Ich will 
versuchen, einige dieser Mittel darzustellen. Da ist mir zunächst 
aufgefallen, daß Reinhardt Ueberraschungen liebt, und zwar in den 
Besetzungen. Er besetzt immer ein Stück ganz anders, wie es ein 
normaler Theaterdirektor tun würde. Er ließ z. B. einen ganz Jugend¬ 
lichen als Posa auftreten und einen viel reiferen Schauspieler als 
Carlos danebenstehen, dann schreibt man: wie genial, weil das Uner¬ 
wartete f rstaunen macht. Er läßt schön, häßlich und häßlich schön 
sein; er sucht sogar Häßlichkeit, weil das Schöne dem überreizten 
Berliner Publikum langweilig erschien, und die Kritik spricht dann 
mitunter von der schönen Frau Soundso oder dem schönen Fräulein 
Soundso und man faßt sich an den Kopf über diesen Schönheitssinn. Er 
sucht sich mitunter die Schauspieler nicht nach ihrer Begabung, son¬ 
dern nach ihrem Aeußern aus, nimmt also das Zufällige für das 
Wesentliche. Er legt allen Wert auf die Premiere, die nachfolgenden 
/Aufführungen sind ihm gleichgültig. Die Statisterie wird von Vor¬ 
stellung zu Vorstellung dünner und sinkt schließlich zu einem Minimum 
herab, aber das Publikum muß die gleichen Preise zahlen. 

Er läßt Schauspieler, die beliebt oder tüchtig sind, auf dem Zettel 
als Darsteller figurieren und es spielen ganz andere Schauspieler. 
Ja, sehr guten Nachrichten zufolge, ließ er in vier bis fünf Städten 
zugleich spielen und es wurden große Namen angekiindigt und kleinere 
kamen. Er läßt sich von einem Stabe Maler beraten, denen das 
Dramatische gleichgültig ist und denen nur das Szenische wichtig ist, 
also das rein Aeußerliche. Beim Spieler ist ihm das Können und der 
Geist gleichgültig neben dem phonetischen Reiz. Daher hat er mit 
sicherem Instinkt auf der Bühne des Deutschen Theaters eine unge¬ 
heuere Zahl nichtdeutscher Schauspieler auftreten lassen. Würden 
nun diese die deutsche Sprache korrekt sprechen, so hätte man gar 
nichts dagegen, aber man merkt ihnen immer ihr Heimatland an, mag 
ihre Wiege nun in Albanien oder in Leitomischl gestanden haben. 
Und wenn so ein richtiger Tenor nur seinen Singsang herunterhaspelt, 
wenn nur die Stimme schmeichelt, so jauchzen ältere Börsianer 
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genau so verzückt, wie Backfischclien, die nach einer Locke des ver¬ 
ehrten Mimen schmachten. 

Früher hatte er auch noch eine Schule, ich habe Aufführungen in 
ihr gesehen, ich habe auch Aufführungen in der Schule des Wiener 
Konservatoriums gesehen: in der letzteren vielleicht noch unreife 
Natürlichkeit und gutes Sprechen, in der Reinhardtschule schlechtes 
Sprechen und hysterische Anmaßung. Ich könnte diese Aufzählungen 
noch ungemein verlängern, aber sie scheint mir zu genügen. 

Deutschland war erobert, jede Kritik verstummte. Nun ging es an 
das Ausland, Berlin w'urdc nebensächlich, wenn es galt, London zu 
entzücken, oder in Paris Reklame zu machen, und es schien, der 
Siegeszug sollte durch die ganze Welt gehen. Da kam der Krieg und 
beendete ihn. Jedoch der gewandte Qroßkaufmann in dramatischer 
Kunst war nicht verlegen. Die deutsche Kunstpropaganda in neu¬ 
tralen Ländern mußte ihm dienen. So beglückte er die skandinavi¬ 
schen Reiche, Holland und die Schweiz. Man liest in deutschen Blät¬ 
tern, er hal:>e große Erfolge erzielt. Möglich — ich kann das nicht 
beurteilen. 

Doch ich sehe, im Eifer des Schreibens habe ich etwas Wesent¬ 
liches vergesssen. Nicht nur Berlin, nein, Deutschland jauchzte Rein¬ 
hardt zu und dieses Jauchzen brachte ihn auf den Zirkus herunter. 
Heiliger Sophokles, wie ist man mit dir umgegangen! Deine erhabe¬ 
nen Tragödien, die der Zeit des Perikies an hohen Festestagen feier¬ 
lich vorgeführt wurden, kamen auf die Arena herunter und wurden 
dementsprechend gespielt. Ehrwürdiger Meister, seitdem ich deine 
Qestalten von einem halbitalienischen Tenor habe spielen sehen, 
w^elchen Schmerz, sagte ich mir, mußt du im Hades ausgestanden 
haben; peinvoller als alle Qualen, die dort in nächtlichem Dunkel 
an dir vollzogen werden. Und dem Sophokles folgte das „Mirakel“, der 
Untaten allergrößte. Reinhardt wollte katholisch kommen und blieb doch 
nur östlich. Wer gesehen hat, wie Reinhardt in seiner guten Zeit 
das gleiche Thema auf kleiner Bühne in der „Schwester Beatricc“ 
dargestellt hat und dann schaudernd das „Mirakel“ an sich vorüber¬ 
ziehen sehen mußte, der erst kann ermessen, was aus Reinhardt hätte 
werden können, was aus ihm geworden ist. 

Ja, was soll ich noch über ihn sagen? Nun, ich meine, Goethe hat 
mir das Schlußwort vorweg genommen, er sagt einmal: 
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„Die Wolle, sie ist gut und fein, 

.Tedoch die Arbeit nicht zu loben. 

Mag leidlich gekrempelt, gesponnen sein, 

Aber abscheulich schlecht gewoben.“ 

Goethe schrieb diesen Vers auf ein Buch über Reinhard; Rein¬ 
hard war Theologe. Nun, er paßt auch auf unseren Reinhardt, obwohl 
er gerade kein Theologe ist und ein „t“ besitzt, welchen Vorzugs sein 
Namensvetter sich nicht rühmen konnte. 


Lassalle-Worte. 

..Das Ziel nicht zeige, zeige auch den Weg. 

Denn so verwachsen ist hienieden Weg und Ziel, 

Daß eines sich stets ändert mit dem andern. 

Und anderer Weg auch andres Ziel erzeugt.“ 

Lasalle, Franz von Sickingcn. 

* * 

Nicht Partei ergreifen, das heißt: keine Ueberzeugung haben oder 
sie verleugnen. Nicht Partei ergreifen, das heißt: in einer schmach¬ 
vollen Gleichgültigkeit gegen die höchsten Interessen, welche das 
Herz der Menschheit durchzucken, die eigene Ruhe und Behaglich¬ 
keit den gewaltigen Fragen vorziehen, von denen das Wohl und Wehe 
des Vaterlandes abhängt und so die Pflichten verraten, welche wir 
dem Vaterlande schulden. Die Geschichte hat Verzeihung für alle 
Irrtümer, für alle Ueberzeugungen, sie hat keine für Ueberzeugungs- 

losigkeit. Lassalle, 1863. 

# # 

Das lAnbrechen einer neuen Zeit besteht immer nur in dem erlangten 
Bewußtsein über das. was die bisher vorhandene Wirklichkeit an sich 

gewesen ist. Lassalle, System der erworbenen Rechte. 

* « 

« 

Ein Volk kann in seinem Ausführen und Verwirklichen nur sich 
selbst verwirklichen. Mißverstehen heißt bei ihm eben nur: sich selbst 
in eine andere Zeit. Institutionen usw. unkritisch hineinlegen. 

Lassalle an Marx, Juli 1862. 

* * • 

Wenn Regierungen mit dem Volksbewußtsein in Widerspruch stehen, 
so werden sie immer sehr schwach und allerlei Demütigungen aus¬ 
wärtiger Regierungen, die in weniger antagonistischer Lage zu ihren 
Völkern sind, ausgesetzt sein. Das ist ein Naturgesetz. Und da ich 
nicht die Gewohnheit habe, mich gegen Naturnotwendigkeiten zu 
erbosen, so erbose ich mich auch dagegen nicht. Jenes Gesetz hat 
sich an den mächtigsten Völkern 'bewährt, und blamiert eben deshalb 
immer nur ihre Regierungen, nicht sie selbst. 

Lassalle an Marx, 11. September 1860. 
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O, nicht der erste seid Ihr, werdet nicht 
Der letzte sein, dem es den Hals wird kosten. 

In großen Dingen schlau zu sein. Verkleidung 
Gilt auf dem Markte der Geschichte nicht. 

Wo im Gewühl die Völker Dich nu»r an 
Der Rüstung und dem Abzeichen erkennen; 

Drum hülle stets vom Scheitel bis zur Sohle 
Dich kühn in Deines eigenen Banners Farbe. 

Dann probst Du aus im ungeheuren Streit 
Oie ganze Triebkraft Deines wahren Bodens, 

Und stehst und fällst mit Deinem ganzen Können! 

Lassalle, Franz von Sickingen.' 


Marx-Worte. 

Wir lieben die ,J’rei«heit“ nicht, die nur im Plural gelten will. 
England ist ein Beweis in historischer Lebensgröße, wie gefährlich 
der beschränkte Horizont der „Freiheiten“ für die „Freiheit“ ist. 

Marx, „Rheinische Zeitung". 

• » 

» 

Man hat es durch schmerzliche Erfahrung gelernt, daß die „euro¬ 
päische Völkerverbrüderung“ nicht dnrch bloße Phrasen und fromme 
Wünsche zustande kommt, sondern nur durch gründliche Revolutio¬ 
nen und blutige Kämpfe; daß es sich nicht um eine Verbrüderung 
aller europäischen Völker unter einer republikanischen Fahne, sondern 
um die Allianz der 'revolutionären Völker gegen die konterrevolutio¬ 
nären handelt. Marx, „Neue Rheinische Zeitung". 


OSKAR WÖHRLE: 

Sommer. 

Wenn der Sommer angeht, 
liegen die Toten im Blute. 

Die Sonne scheint, 

und die Mücken kommen und saugen am Blute. 

Wenn die Sonne genug geschienen hat, 
geht sie unter. 

Wenn die Mücken sich sattgetrunken haben, 
fliegen sie weiter. 

Aber die Toten müssen liegen bleiben. 

Bügel wölbt sich an Hügel, 
darunter die Leichen vermodern. 

Prunkende Blumen wachsen darauf — 

Mohn aus Menschenfleisch. 
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X: 

Oesterreichischer Katzenjammer. 

Motto: Der folgende Aufsatz eines Wieners, 
der aus guten Gründen ohne Namens¬ 
nennung erscheinen muß, versucht es, 
Dinge beim Namen zu nennen, die 
sonst nur im bengalischen Licht von 
allerlei schwarzgelben Verschöne¬ 
rungskünsten gezeigt werden. Der 
Ernst der Zeit zwang dem Verfasser 
immerhin noch einige Zurückhaltung 
auf. 

pRANZ Josef hat mehr als zwei Menschenalter in Oester-* 
* reich regiert. Das bedeutete besonders in den letzten 
zwanzig Janren ein Hinausschieben und Vertagen fast aller 
grundlegenden österreichischen Probleme. Nach ihm — die 
gründliche Reformarbeit, so sagten sich nicht nur die um 
den alten Kaiser besorgten Vertrauensmänner. Von Taaffe 
an, der das Wort vom „Fortwursteln und Durchfretten“ 
zynisch ^lassen ausgesprochen, bis zu Stürgkh und Tisza 
hat die Kunst österreichischer Regiererei in geschicktem Ver¬ 
schleppen bestanden. In dieser Atmosphäre sanfter Greisen¬ 
haftigkeit war kein lebendiger Entschluß zu fassen. Ich 
erinnere mich mit Lächeln und Schrecken eines Geständ¬ 
nisses, das mir ein österreichischer Staatsmann im ersten Jahr 
des Weltkriegs in der Stille seines Arbeitszimmers machte: 
„Der alte Herr ist ungemein gewissenhaft, erstaunlich fleißig 
und in den Materien merkwürdig gut beschlagen. Aber 
er will keine Aufregungen erleben, begreiflicherweise, und 
ganz ohne Aufregungen ist der Weltkrieg schwer durch- 
zuführen.^* Das war die große Stärke des Grafen Stürgkh: 
Er hat für dauernde Stille und Ungestörtheit in der Hofburg 
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gesorgt. Alles andere war dann nebensächlich: Verfassung 
oder Verfassungsbruch, Nahrungsmangel in Oesterreich und 
Ueberfluß in Ungarn, Loslösung von Galizien oder polnische 
Majoritätsbildung im Rcichsrat, Entfremdung der Tschechen 
(durch den wahnsinnigen Kramarschprozeß) oder ihre Kor- 
rumpierung. Das alles hat Stürgkh mit jenem zynisch¬ 
phlegmatischen Gleichmut betrieben, den nur ein allzu treuer 
Diener seines Herrn aufbringen konnte. Friedrich Adlers 
Kugel traf, so schien es, ein System. 

Aber nun sind zwei Jahre des neuen Regimes ins Land 
geflossen und siehe da, Stürgkh ist wieder auferstanden, 
denn der neue Ministerpräsident, den Oesterreich vor einigen 
Wochen bekommen hat, Freiherr von Hussarek, ist nicht bloß 
ein alter Freund und lange der Ministerkollege Stürgkhs 
gewesen, er hat nicht nur viele Jahre lang das Vertagungs¬ 
system Stürgkhs mitgemacht, sein Name steht unter vielen 
Paragraph-Vierzehn-Verordnungen, mit denen Stürgkh die Ver¬ 
fassung gewohnheitsmäßig brach; er ist der wiederaufer¬ 
standene Graf Stürgkh, ihm ist der Verhandlungscifer 
gepaart mit innerstem Zynismus seines Meisters zu eigen, 
diese im Tiefsten ideenlose Routiniersicherheit, die zum 
eigentlichen Wesen dieses altösterreichischen Bureaukraten 
gehört. Friedrich Adler mag in seiner Zuchthauszelle er¬ 
bleichend diese Auferstehung erfahren haben! Der ganze 
Anlaut zur inneren Renovierung Oesterreichs, der in der 
ersten Zeit Kaiser Karls versucht und noch mehr verkündet 
wunde, ,hat glücklich wieder bei dem typischen österreichischen 
Provisorium geendet. In dem Augenblicke geendet, in dem 
in Oesterreich eine Ernährungskatastrophe bitterster Art zu 
Ende geht, ein Verwaltungszusammenbruch, wie ihn Cislei- 
thanien kein zweites Mal erleben darf und kann. Das Ho¬ 
siannah, (mit dem begeisterungswillige Seelen beim Regierungs¬ 
antritt Kaiser Karls im In^• und Ausland aufwarteten, klingt 
heute erheblich gedämpfter. Es sind nicht nur die wert¬ 
vollsten Staatsmänner, die in dieser kurzen Zeit überraschend 
schnell verbraucht wurden, es handelt sich nicht allein um Beck, 
Klein, Körber, Czernin, Hohenlohe, Esterhazy mit Vaszony 
— alle diese Männer, von denen Czernin vielleicht der über¬ 
schätzteste ist, sind geschieden, ehe sie an ihre sachliche 
Arbeit gekommen sind. Weder ist ein Stein zu dem un¬ 
erläßlichen Verfassungsumbau Oesterreichs aufgeführt wor¬ 
den, noch ist die Antwort auf die in acht Monaten wieder 
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brennende Ernährungsfrage auch nur in den Grundzügen 
konzipiert. Weder ist für die ungarische Wahlreform eine 
halbwegs befriedigende Lösung ohne Roßtäuscherkniffe ge¬ 
funden worden, noch ist in Oesterreich auch nur der Versuch 
gemacht worden, den Rahmen für den Völkerbund zu finden, 
in dem auch Tschechen, Südslaven und Ruthenen sich häus¬ 
lich einrichten könnten. Dagegen schwirren die bösartigsten 
Gerüchte durch das überreizte Land und in der Provinz ist 
sogar schon der erste Majestätsbeleidigungsprozeß festlich 
angekündigt worden. 

Ueberblickt man heute das Reich, so muß man sagen, daß 
Stürgkh verhältnismäßig geoixinete und beruhigende Zustände 
vor sich gehabt hat. Freilich hat man ihm, der selbst ^gen 
den Kramarschprozeß war, diese böseste und kinderreichste 
Laus in den Pelz gesetzt, und er war charakterlos und schlapp 
genug, um Aufregungen zu vermeiden, sich diese w'ahnsinnige 
Verfügung gefallen zu lassen, die gleichzeitig dumm und 
schwächlich war, denn die Begnadigung und Auferstehung 
Kramarschs als Nationalheiliger war an den fünf Fingern 
einer Hand auszurechnen. Der Hochverrat der Tsche^en, 
ehedem ein heimlich hingeflüstertes, halbernstes Gerede, ist 
inzwischen zur modischen Redensart avanziert (oder ge¬ 
sunken?), ein alter, abgebrühter Provinzadvokat und zehnfach 
prostituierter Politiker wie der Abgeordnete Dr. Stransky, 
den Pemerstorfer einst in einer glühenden Anrede als einen 
der schmutzigsten Gesellen gezeichnet hat, verkündete im 
Reichsrat mit zynischer Freude die tschechische „Treue im 
Verraten“, unbekümmert darum, wie viele hundert oder tau¬ 
send junger, weniger freie Tschechensöhne diese Courage 
des Gesicherten mit bittersten Opfern werden bezahlen müs¬ 
sen. Die Ungeschicklichkeit und Doppelzüngigkeit dieser 
österreichischen Vertagungsminister ist so groß, daß selbst 
die Polen, die ehedem für eine vernunftgemäße Lösung der 
deutsch-tschechischen Probleme zu haben waren, heute ihre 
nationale Suppe in zwei Töpfen kochen, in einem austro- 
polnischen, bei Burian, der zu der stattlichen Kollektion der 
allein begünstigten amtierenden Mittelmäßigkeiten gehört, und 
in einem ententistisch angestrichenen Topf, den Daszinski 
an dem Feuerchen Stranskys waim hält. Bedenkt man, welche 
Wandlung bei den Südslaven, von deren Analphabetentum das 
System Stürgkh so lange Nutzen zog, vor sich gegangen ist, 
so begreift man die innere Veränderung der politischen Par- 
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teien Oesterreichs erst recht. Das Verhältnis zwischen Polen 
und Ukrainern ist durch Czcrnins, des Ueberschätzten, Ge¬ 
heimabkommen über den Chohner Bezirk dauernd vergiftet 
worden. Da Czcrnin cs nicht zu Verhandlungen von Volk 
zu Volk (in seinem .Oesterreich!) kommen lassen wollte, 
wird er und damit der Staat jedenfalls einen von beiden 
Strcitteilen ins Irridentistische hineingetrieben haben. In 
diesem Zusammenhang mag auch.die ungarische Wahlreform 
erwähnt werden, die auf eine wahrhaft beschämende Art 
das Stimm rechtsversprechen einlöst. Sie bindet das Wahlrecht 
an die Absolvierung einer sechsklassigen Volksschule, ver*- 
trauend auf die unerschütterliche Tatsache, daß es in Un¬ 
garn hauptsächlich nur vierklassige Volksschulen gibt! Nicht 
einmal der ausgezeichnete Honved, der nach so und so viel 
Kriegsjahren mit lahmen Gliedern heimkehrt, wird im Tisza- 
Reicn stimmberechtigt sein. Das Schlimmste aber ist, daß das 
große österreichische Venvaltungsdebacle, wie es sich in der 
Ernährungsfrage enthüllte, auch in den kerndeutschen Be¬ 
zirken auflösend gewirkt hat. Man kennt in Deutschland 
nicht die Stimmungen — und Beratungen ! — sogar konser«- 
vativer Parteien Tirols und Voralbergs, das gerade in diesem 
Krieg die demokratische Kultur der Schweiz kennen und 
schätzen gelernt hat. 

Wer hat ein Interesse, den Glauben an Oesterreich zu 
befestigen? Von den Nationen haben sich nur die Deutschen 
innerlich engagiert. Die Tschechen haben ihren Staat im 
Kopf, die Südslaven ihr südslavisches Reich, die Polen ihren 
Nationalstaat. Aber Oesterreich hat bestanden, ehe es natio¬ 
nale Ideen gab, es wäre theoretisch denkbar, daß es noch 
einmal seine übernationale Existenzberechtigung erwiese, und 
daß mit seiner Realität die einzelnen Völker sich am Ende ver¬ 
söhnen würden, weil sich ja allemal die Wirklichkeiten stärker 
als die Ideologien erweisen. Dann freilich müßte in einem 
demokratischen Zeitalter, der Begriff des österreichischen Pa¬ 
triotismus nicht gleichbedeutend sein mit irgendeinem, sei’s 
uralten dynastischen Interesse, sondern mit einem der Ver*- 
nunft zugänglicheren und verlockenderen Inhalt. Karl Renner 
hat diesem alten Oesterreich diese neue Mission ausgemalt 
und vorgehalten. Es ist auch bekannt geworden, daß der 
junge Kaiser ihn ein oder das andere Mal angehört hat. In 
der politischen Praxis hat diese gelegentliche Aufklärungsr 
arbeit vorläufig gar keine Früchte getragen. Nicht eine 
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einzige großzügige und grundlegende Kundgebung ist ei^ 
folgt, die Zeugnis dafür ablegte, daß auch nur das nötigste 
Wissen vom Umbau Oesterreichs in einen Völkerstaat vor¬ 
handen wäre. Dabei ist keineswegs ausgemacht, daß eine 
solche Proklamation, mit höchstem Nachdruck ausgesprochen 
und mit Entschiedenheit in Leben übersetzt, nicht selbst 
unter den Tschechen starke, allmählich auch sichtbare Wifr 
kung hätte. Der modische Hochverräterton behagt durchr 
aus nicht allen Tschechen. Es gibt neben Kramarsch, den 
man ja in die Unversöhnlichkeit hineingetrieben hat, eine 
Reihe sehr vernünftiger tschechischer Politiker, die heute 
nur schweigen müssen, weil die unglücklichste .Wiener Politik 
sie dazu zwingt. Aber das Vabanquespiel der tschechischen 
Ententisten ist zu toll, als daß nicht an allen Ecken in Böh¬ 
men, in der Arbeiterschaft wie unter den Bauern und Indu¬ 
striellen sehr nüchtern denkende Gegenspieler lebten, die 
in aller Stille einen österreichischen modus vivendi finden 
möchten. Es hätte Gelegenheiten gegeben, diese Strömung zu 
fördern. Das impotente Geschrei über tschechischen Hoch¬ 
verrat, gelegentlich mit dem edeln Ruf nach dem Galgen 
verbunden, hat hingegen nur geschadet, nichts gefruchtet! 
Täppisch dieses infame Verfolgungssystem im Anfang, täp¬ 
pisch die bedingungslosen Amnestierungsmethoden im zweiten 
Akt. Dagegen hat man die wichtigste Arbeit übersehen und 
gar nichte getan, um den tschechischen Gefangenen in Ruß¬ 
land eine goldene Brücke zu bauen. Vielmehr hat das all¬ 
gemeine Geschrei über den tschechischen Hochverrat in den 
tschechischen Gefangenen in Rußland, — wie schändlich 
sich einzelne benommen haben, weiß man, aber die Majorität 
der Tausende ist gedankenlos mitmarschiert — jene Ver¬ 
zweiflungsstimmung aufkommen lassen, deren Ergebnis, da 
die Rückkehr in die böhmische Heimat durch die Militäii- 
gerichte verbarrikadiert schien, jetzt der Aufmarsch gegen 
Moskau ist. Zu Hause aber ist die nihilistische Stimmung 
gefördert worden durch den Gedanken: Dein Sohn, irgendwo 
in Sibirien, darf gar nicht zurück. Hätte die Wiener absoj- 
lutistische Pfiffigkeit dieser Frage nicht vollkommen ge¬ 
dankenlos gegenüberstanden, es gäbe heute keine tschechb- 
slavische Armee im Osten und, vermutlich, auch nicht die 
unversöhnlichsten Kundgebungen von Staatsfeindschaft in 
Böhmen. Die böhmischen Eltern, die ihre Söhne Wiedersehen 
wollen, die jungen Männer, die zu ihren Bräuten und Frauen 
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heimwollen, wären zurückzuerobern gewesen — und das Ge¬ 
spenst der wiederaufstehenden Ostfront wäre gar nicht auf¬ 
getaucht ! 

Aber ist in Oesterreich österreichische Politik zu machen, 
wenn die Deutschösterreicher noch immer nicht wissen, daß 
Oesterreich kein deutscher Staat, sondern ein Staat ist, in dem 
die Deutschen in der blanken Minorität sind? Nur ein voll¬ 
endeter Dummkopf konnte jetzt die slavischen Nationen in 
Oesterreich, mit denen nun einmal eine Form des Zusammen¬ 
lebens gefunden werden muß, durch die pompöse Ankündi¬ 
gung eines „deutschen Kurses*^ provozieren. Oesterreich 
wird ein Bundesstaat seiner Nationen werden oder es wird sich 
zerfleischen bis zur Vernichtung. Diese einfache Selbstver¬ 
ständlichkeit ist den meisten deutschbürgerlichen Politikern 
Oesterreichs noch immer nicht aufgegangen und so konnte es 
geschehen, daß sie die Einfalt des Herrn von Seidler an 
seinem letzten Tage laut bejubelten, obschon es jedem 21u- 
rechnungsfähigen klar sein mußte, daß diese Rede über den 
deutschen Kurs das Ende des Reichsrats oder aber dieses 
blindgeborenen Ministerpräsidenten bedeuten mußte. Dem 
Jubel ist dann auch schnell der greulichste Katzenjammer 
gefolgt. Aber zur Ernüchterung scheint noch' ein weiter 
.Weg zu sein. Noch hat sich kein deutscher Abgeordneter des 
Bürgertums, ob klerikal oder liberal, ^funden, der den 
Mut hätte, seinen Wählern und seinem Volke zu sagen: Es 
kann keine Majorisierung der Slaven in Oesterreich mehr 
geben, es müssen neue Formen des Nebeneinanders im Staat 
gefunden werden. Jedoch dieses Geschlecht von subalternen 
Bezirkspolitikern und abgenutzten Demagogen, das heute im 
Reichsrat den Ton in den deutschen Fraktionen angibt, muß 
offenbar erst von der Geschichte fortgespült werden. Der 
Ueberdruß an diesen geistverlassenen Handwerkern, die seit 
Jahrzehnten nur ihre alten Vokabeln herplappern, ist auch in 
ihren Wahlbezirken so groß, daß es nur eines kraftvollen 
Organisators bedürfte, um diese grotesken Politiker ad acta 
zu legen. 

Aber wo ist diese undemagogische deutsche Opposition 
mit einem nüchternen Staatsprogramm? 

Fällt der deutschösterreichischen Sozialdemokratie dieses 
Erbe zu? Die österreichische Partei hat in den Kriegd- 
jahren eine gewiß sehr kluge Passivität erwiesen, die sie 
in ihren Blättern, doppelt schlau, hinter einer sentimental»- 
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unabhängig^en Rhetorik geschickt zu verstecken trachtete. Doch 
jetzt ist keine Zeit zum schlauen Versteckspiel. Am Beispiel 
der österreichischen Sozialdemokratie kann man die vergiften¬ 
den Folgen des Absolutismus deutlich studieren. Er erzeugt, 
wie Carlyle schon nachwies, mit Notwendigkeit seelische 
Zweideutigkeit. Hätte Grat Stürgkh bei Kriegsausbruch den 
Reichsrat tagen lassen, so wären die deutschen Sozialdemof- 
kraten zu einem unzweifelhaften Staatsbekenntnis gezwungen 
gewesen, sie hätten, Mann für Mann, für die Kriegskredite 
gestimmt und hätten den Mut und späterhin die Konsequenz 
ihrer Ueberzeugung besitzen müssen. Stürgkhs §-14-.Wirt- 
schaft enthob die Sozialisten einer verantwortlichen Ent¬ 
scheidung und seither haben sie, im Zwielicht des Absof- 
lutismus, jeweils zwischen dem rettenden Neuösterreichertum 
und dem dogmatischen Bolschewikitum gependelt. Eine Par»- 
tei, die sich im Innersten selbst so wenig entschieden hat und 
jeder Entscheidung ausweicht, kann keine Initiative, kann 
keine Anziehungskraft haben ! Nur so ist die beschämende 
Einflußlosigkeit der deutschöstereichischen Sozialdemokratie 
auf alle anderen deutschen Parteien und schließlich auch 
aut die Regierung zu erklären. In sich mußte das Nationali'- 
tätenprogramrn der Sozialdemokatrie, mußten die Verwal¬ 
tungsreformpläne Renners gerade jetzt sich als stark genug 
erweisen, ein internationales Reformkabinett politisch zu ver¬ 
sorgen und zu befestigen. Aber die Partei ist innerlich 
gelähmt, weil sie nicht mehr weiß, ob sie am Aufbau Oester¬ 
reichs oder an seiner Vertrotzkisierung mitarbeiten soll. Ist 
es doch so weit gekommen, daß die improvisierten Arbeiter¬ 
deputiertenräte bei den letzten Streiks durchaus souverän 
handelten, als ob es alte gewerkschaftliche Organisationen gar 
nicht mehr gäbe. In dem Maße wie diese nebulösen bolsche¬ 
wistischen Strömungen in der Partei unterirdisch anwachsen, 
wird die Fähigkeit der Partei, in die österreichische Politik 
aktiv einzugreifen, gelähmt und verhindert. Es wird auch 
nicht, wie Renner in der letzten Nummer des „Kampf“ an^- 
deutete, zu einer reinlichen Trennung in der Partei kommen. 
Solche intellektuelle Sauberkeit würde unösterreichisch. Der 
(Jegensatz wird vielmehr so lange als möglich verschmiert 
werden. Die einzige Partei, die dem komplizierten Probleme 
Oesterreich halbwegs gewachsen wäre, verurteilt sich selbst zu 
einer impotenten Passivität, ganz im Geiste jener Taktik des 
Fortwursteins, deren Prophet eben nicht nur (Jraf Taaffe war. 
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ungefähr 8 Millionen Frauen. Nahezu die Hälfte der Nation 
hat jetzt das Wahlrecht in England. Es zieht einem die 
Zähne zusammen, wenn man damit die Verhältnisse in Preu¬ 
ßen vergleicht, wo die Neuwahlen gerade deshalb notwendig 
werden, weil dort eine dünne bevorrechtigte Schicht dem 
gleichen Wahlrecht immer noch den Zugang zu den Hallen 
des preußischen Parlaments vertreten hat. Gerade auf diesem 
politischen Gebiete erweisen sich die Gesellschaftssysteme 
Preußens wie Englands als durchaus entgegengesetzt. Das 
elastische und geschmeidige System Englands wird aufs 
schärfste durch das plumpe und bewegungslose Preußens 
kontrastiert. Trotzdem wird man sagen können, daß beide 
Wahlen, die erotischen wie die preußischen, im Grunde um 
das gleiche Ziel gehen: um die Erneuerung der Staats¬ 
grundlagen. 

England hat bisher noch nie das gleiche Wahlrecht ge¬ 
kannt und wie die Massen das ihnen neue und zum ersten 
Male in die Hand gedrückte Schwert schwingen werden, 
steht noch vollkommen dahin. Besonders die Arbeiterklasse 
hat sich bisher, soweit sie stimmberechtigt war — und 
das war kaum die Hälfte — als ein recht harmloses und 
naives Stimmvieh im Interesse ihrer Ausbeuter mißbrauchen 
lassen. Von einer politischen Selbständigkeit als Klasse und 
Partei war trotz aller gelegentlichen Deklamationen der Ge¬ 
werkschaftsführer über „Klassenkampf*^ wenig zu spüren. 
Immer blieben sie die ergebenen Hintersassen der Liberalen 
und auch der Konservativen. Nun war freilich bisher in 
der Hauptsache nur die in den zünftlerischen Gewerkschaften 
organisierte Arbeiteraristokratie wahlberechtigt. Das neue 
.Wahlrecht eröffnet endlich den breiten Volksmassen den 
Zutritt zur Urne und es wird sich herausstellen, wie weit 
diese durch die Erlebnisse des Krieges den Kopf frei bekom¬ 
men haben von cfen wirbelnden Phrasen der Lloyd George 
und Northcliffe und wie weit sie, wenn auch kein klares, 
so doch ein instinktives Gefühl für die revolutionäre Umf- 
wälzung haben, die das alte aristokratische England zurzeit 
durchmacht. Wir sind bei dem künstlichen Nd)el, den die 
englische Zensur über die inneren Verhältnisse des Landes 
breitet, nicht imstande, diese Verhältnisse mit Sicherheit be¬ 
urteilen zu können. Aber aus allgemeinen Gründen wird 
man die Erwartung aussprechen dürfen, daß sich dieser 
Instinkt kräftig durchsetzen w|rd. Je hoffnungsloser für 
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England die Rückkehr zu den Zeiten britischer Weltherrschaft 
erscheint, desto klarer ist gerade vom Standpunkt der neu 
zum Wahlrecht aufsteigenden Arbeiterschichten, daß jede Ver¬ 
längerung des Krieges keine Verbesserung, sondern eine Ver¬ 
schlechterung der künftigen Lebens- und Arbeitsverhältnisse 
in England bedeutet, und daß Lloyd George der nicht so 
sehr für Deutschland als vielmehr für sein eigenes Land 
und dessen Arbeiterklasse gefährlichste Narr ist. Dabei ist 
nicht zu leugnen, daß die Verhältnisse in England ungeheuer 
kompliziert sind. Lloyd George kämpft für die Wieder¬ 
herstellung der alten englischen Weltherrschaft und hat sich 
doch für den Schutzzoll ausgesprochen und damit anerkannt, 
daß die Zeiten der alten Weltherrschaft vorbei sind. Der 
Uebergang zum Schutzzoll bedeutet für England die Grund¬ 
lage für die industrielle Neuorganisation des Landes und 
damit für die Zukunft des Reiches, zugleich aber bedeutet 
er ungeheure Verschärfung aller sozialen Gegensätze im In¬ 
nern, relative Verschlechterung in der Lage der Arbeiter¬ 
klasse, volle Entfesselung des bisher nur betonten Klassen»- 
kampfes, erhöhte Anstrengung im Arbeitsprozeß, intensivere 
Ausbeutung durch das Kapital, und zugleich die Gefahr 
erhöhter Machtlosigkeit den neuen kapitalistischen Organi¬ 
sationen gegenüber. Das alles bringt die Arbeiterklasse in 
in einen entschlossenen Gegensatz zu Lloyd George als 
dem Träger des Schutzzolls, und doch ist der Schutzzoll eine 
der Voraussetzungen für Englands Zukunft, es sei denn, 
England bereitet direkt den Uebergang zum ^zialismus vor. 
In der Tat finden wir im Programm der Arbeiterpartei viele 
sozialistische Forderungen nach Verstaatlichung der Gruben, 
der. Bahnen usw., aber das sind mehr Schlagworte aus der 
Vorkriegszeit, wie sie periodisch auf den Gewerkschafts¬ 
kongressen wiederkehrten, als Ergebnisse wirtschaftspoli- 
tiseber Einsicht und, Entschlossenheit. Noch hat die Ar¬ 
beiterklasse keine neuen Führer hervorgebracht, denen man 
Zutrauen könnte, sie wüßten, worum es sich handelt. Indem 
nun aber die Arbeiter in Gegnerschaft zu Lloyd George 
treten, bekämpfen sie zugleich die einzige Persönlichkeit, 
die die Kraft und das Ziel hat, den Arbeitern weit entgegen¬ 
zukommen, und ihnen neue Rechte zu sichern. Der jetzige 
Premierminister, der ja vielmehr Englands Diktator als Eng¬ 
lands Diener (Minister) ist, dürfte den Versuch machen, 
die Arbeiterklasse durch sozialpolitische Versprechungen größ- 
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ten Stils mit den Bedürfnissen und Interessen des Neif- 
kapitalismus zu versöhnen. Allein hier liegen die Dinge 
nicht mehr so einfach vde vor dem Kriege, w'o die Bourgeoisie 
aus ihrem überquellenden Reichtum leichtlich sozialpolitische 
Forderungen bewilligen konnte. Es ist bekannt, daß gerade 
auf diesem Gebiete sich Lloyd George sein einstiges Any- 
sehen in der Arbeiterweit geschaffen hatte. Nach dem Kriege 
aber dürfte England zu den verschuldetsten Staaten der 
Welt gehören, was sich im verschärften Steuerdruck allen 
Klassen bemerkbar machen wird. Wie sich in solcher Situa^ 
tion die sozialpolitische Freudigkeit der besitzenden Klassen 
bewähren wird, ist noch eine offene Frage. 

So ist alles noch unabsehbar und unübersichtlich. Wie 
sich die Arbeiterklasse zur Friedensfrage stellt, ist keines¬ 
wegs klar. Daß sie sich ohne weiteres hinter Lansdowne, 
den fleißigen Briefschreiber, stellt, ist zweifelhaft. Dieser 
Aristokrat vertritt mit seinen pazifistischen Neigungen nicht 
das neue, sondern das alte England, das England der libe¬ 
ralen, vorimperialistischen Kultur, das eben jetzt zusammen- 
g^türzt ist und das uns aus den Briefen Lansdownes wie 
ein Abendrot entgegenleuchtet. Psychologisch mag sich die 
englische Arbeiterklasse nicht des historischen Abstandes be¬ 
wußt sein, der sie von der geistigen Welt Lansdownes trennt, 
umso mehr dürfte dieser Abstand praktisch zum Ausdruck 
kommen. So hat auch in dem wichtigsten Interessengegen»- 
satz, der die Arbeiteridasse von der Kriegspolitik Lloyd GeV 
orges trennt, nämlich ihrem objektivem Interesse am schnellen 
Fneden, das britische Proletariat keine historischen Führer 
von Ruf und Bedeutung. Hier muß die Bewegung aus der 
Masse selber erst ihie Führer schaffen. 

Bei weitem nicht so widerspruchsvoll und unklar liegen 
die Dinge in Preußen. Hier haben wir eine Bevölkerung, die 
seit mehr denn einem Jahrhundert an den Gebrauch des glei¬ 
chen Wahlrechts gewöhnt ist, und sollten die nächsten Wah¬ 
len im Winter noch einmal unter dem Dreiklassenwahl recht 
stattfinden, so nur, um dieses elendeste aller Wahlsysteme 
für immer verschwinden zu machen. Ist das gleiche Wahl¬ 
recht erst mal in Preußen Tatsache geworden, so besteht hier 
bei der größeren politischen Schulung der Massen eine bei 
weitem geringere Gefahr; als in England, daß dieses Wahl¬ 
recht von Chauvinisten, Kriegshetzern und Arbeiterfeinden 
für ihre unsauberen Zwecke oenutzt wird. Für den Staat 
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aber, das „alte Preußen** bedeuten diese Wahlen genau das 
gleiche, was die englischen Wahlen für das „alte England** 
bedeuten: das Ende. Hier bricht ein überaltertes konser¬ 
vatives, dort ein überaltertes liberales Gesellschaftssystem zu¬ 
sammen. Der Unterschied ist nur, daß die Elemente für den 
sozialen Neubau in Deutschland bei weitem reichlicher vor*- 
handen sind als in England. Denn was in Preußen zu¬ 
sammenbricht, war schon seit Jahrzehnten von der über¬ 
wältigenden Mehrheit der Nation als eine Barriere zum 
weiteren Aufstieg, als eine Versteinerung aus früheren' Kultur«* 
Perioden empfunden worden und seit Jahrzehnten lastete der 
Fluch von Millionen auf dieser Reaktionswirtschaft. In Eng¬ 
land dagegen hatte man bis zum Kriege und noch lange nach¬ 
her die naive Empfindung, an der Spitze der Zivilisation und 
der modernen Entwicklung zu stehen und erst unter den 
Faustschlägen des Kriegsgottes erwachte man aus der holden 
Selbsttäuschung und bemerkte mit Erstaunen, wie weit man 
hinter dem Monde zurückgeblieben war. Den Engländern 
geht es hier so, wie es einst den deutschen Arbeitern ging, 
denen Lassalle 1863 zurief, man müsse ihnen erst sagen, 
daß es ihnen erbärmlich ergehe, sie selber wüßten es noch 
gar nicht, und gerade darin bestehe ihre Rückständigkeit. 

Sollten die Wahlen in Preußen und England wirklich in 
diesem Winter zum Austrag kommen, so wären damit Etappen 
erreicht, die nicht bloß für, die geschichtliche Entwicklung 
der beiden Hauptgegner von größter Bedeutung wären, auch 
für den Gang des Krieges und die Herbeiführung des Fric^ 
dens wären höchstwahrscheinlich entscheidende THinkte ge¬ 
wonnen. 


AUGUST WINNIG: 

Der Streit um die Kriegslöhne. 

VWEI Wochen lang hat sich die Tagespresse mit der Frage 
^ der Kriegslöhne beschäftigt. Dabei sind neben sehr ver¬ 
ständigen Urteilen auch recht törichte und oberflächliche An¬ 
sichten geäußert worden. Im allgemeinen möchte keiner be¬ 
streiten, daß, wenn Nahrungsmittel, Kleidung und Waren des 
täglichen B^arfs im I^eise steigen, auch die Arbeitslöhne 
erhöht werden müssen. Aber trotz diesem allgemeinen Zu¬ 
geständnis kam man nicht selten zuletzt doch zu dem Schluß, 
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daß die tatsächliche Erhöhung der Löhne über das Maß hin¬ 
ausgegangen sei, das angesichts der Steigerung aller Preise 
gerechterweise zugestanden werden könne. 

Nun lag zwar in der großen Lohnstatistik des Metallarbeiter^- 
Verbandes ein Tatsachenmaterial vor, das man schon allein 
seines Umfanges wegen nicht unbeachtet lassen konnte. Aber 
wem es nun einmal darauf ankam, seine bisher verfochtene 
Ansicht auch diesem Zeugnis gegenüber zu rechtfertigen, der 
fand auch hier einen Weg, der ihm das ermöglichte. So 
meinte beispielsweise das „Berliner Tageblattes jene Lohn¬ 
statistik enthalte nicht die Zuwendungen an Zusatznahrungs¬ 
mitteln, die viele Betriebe ihren Arbeitern zugänglich machten 
und darum gäbe diese Statistik kein genaues Bild von der 
Lebenshaltung der Arbeiter. Die „Deutsche Arbeitgeben- 
Zeitung“ greift zu einem anderen Mittel, um die Beweiskraft 
der gewerkschaftlichen Lohnzahlen abzuschwächen. Sie be¬ 
ruft sich darauf, daß diese Statistik die Löhne aller Alters¬ 
klassen enthalte, und daß durch die niederen Löhne der 
jüngeren Arbeiter ein Gesamtergebnis erzielt werde, das' 
schlechter aussähe als die Wirklichkeit. Hier und da ist auch 
die Ehrlichkeit der gewerkschaftlichen Lohnerhebung und die 
Richtigkeit der veröffentlichten Zahlen angezweifelt worden. 

Diese und andere Einwendungen gegen die gewerkschaft¬ 
lichen Lohnstatistiken waren vorauszusehen. Sie sind immer 
erhoben worden. Das darf aber die Gewerkschaften nicht 
abhalten, diesen wichtigen Zweig der Sozialstatistik nicht nur 
weiter zu pflegen, sondern ihm eine weit größere Sorgfalt zu 
widmen, als sie es bislang taten. Die amtliche Statistik hat die 
Arbeitslöhne schon in Friedenszeiten ignoriert, es ist nicht 
zu erwarten, daß sie sich ihnen jetzt während des Krieges 
zuwenden werde. Es liegt im Interesse der Arbeiter und ihrer 
Organisationen, die Wahrheit über die Löhne festzustellen 
und in der Oeffentlichkeit bekanntzumachen. Dazu gehört 
aber vor allem Lohnstatistik. Es ist ein Mangel, daß sich die 
Gewerkschaften diesem Gebiet nicht mit größerer Teilnahme 
zuwenden. Er war schon in Friedenszeiten oft recht fühlbar. 
Wohl nahmen die meisten freien Gewerkschaften — die Christ^ 
liehen und Hirsch-Dunckerschen haben auf diesem Gebiet 
noch gar nichts geleistet — Lohnerhebungen vor, aber die 
Publikation der Ergebnisse ließ allermeist viel zu wünschen 
übrig, wer sich ihrer bedienen wollte, der mußte sie mühsam 
aus den Fachzeitungen, Generalversammlungsberichten usw. 
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zusammenklauben, wo sie von der großen Oeffentlichkeit un¬ 
beachtet publiziert waren und für sie unerreichbar versteckt 
lagen. Nur wenige Verbände machten davon eine Ausnahme. 
.Während des Krieges sind nur zwei Verbände mit größeren 
lohnstatistischen Arbeiten hervorgetreten, der Deutsche Bau¬ 
arbeiter verband, der im Dezember 1917 für 90 000 Arbeiter 
die Einzellöhne feststellte und jetzt der Deutsche Metall¬ 
arbeiter verband mit seiner Statistik, die achtmal so groß wie 
die der Bauarbeiter und überhaupt — nach der Zahl der 
erfaßten Personen — die größte Lohnstatistik ist, über die 
wir in Deutschland verfügen. 

Es ist bedauerlich, daß die Gewerkschaften auf diesem 
Gebiete nicht mehr geleistet haben. Wir wollen ganz von 
dem Wert absehen, der den Lohn Statistiken der Kriegszeit 
für die spätere Geschichtsschreibung zukommt, obwohl er 
nicht gering ist; denn wenn einmal eine Geschichte dieses 
Krieges geschrieben .wird, so wird vielleicht der wirtschaftliche 
Teil bedeutsamer als der militärische sein. Aber das un¬ 
mittelbare und gegenwärtige Interesse der Gewerkschaften 
selbst verlangt hier mehr, wer heute genötigt ist, den über¬ 
triebenen Vorstellungen bürgerlicher Kreise von den Arbeiter*- 
löhnen entgegenzutreten, sähe sich, wenn nicht wenigstens 
die zwei erwähnten Statistiken vorlägen, ganz außerstande^ 
mehr als allgemeine Sentiments vorzubringen. Hier müssen 
die Gewerkschaften mehr tun, und was sie tun, muß plan«« 
mäßiger geschehen. Ihre Gemeinschaftsarbeit, die sich auf 
so manches Nebengebiet erstreckt, muß sich auch auf diesem 
Hauptgebiet bewähren. 

4c 4c 

* 

Die öffentliche Erörterung der Lohnfrage hat gezeigt, daß 
die übertreibenden Darstellungen auch in solchen Gebieten 
Glauben fanden, wo selber die Löhne sehr niedrig sind. Man 
fragte sich oft: Wie kann man in Bayern oder Thüringen oder 
Schlesien an diese „Ministergehalte“ glauben, die man den 
Arbeitern andichtet? Das erklärt sich nicht lediglich aus der 
landläufigen Neigung, auffallende Ausnahmefälle zu verv 
allgemeinem, hier spielt der Einfluß Berlins eine gewichtige 
Rolle. Berlin ist der Sitz einer großen Kriegsindustrie, es ist 
heute die Stadt der teuersten Lebenshaltung, die Stadt der 
unsaubersten Kriegsgeschäfte, so sehr ihm die Provinz darin 
auch nacheifert. Aus all diesen Gründen sind die Löhne in 
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Berlin höher gestiegen als in jedem anderen Teile des Reichs. 
iWie es um die Löh^ne in Berlin bestellt ist, weiß man nicht. 
Man hört und liest zuweilen von erstaunlichen Lohnsummen, 
ln welchem Umfange solche üipfellöhne gezahlt werden, 
darüber fehlt jeder Anhalt. Aber daß sie überhaupt vor*- 
kommen, das gibt der reichshauptstädtischen Presse Anlaß, 
ihre Glossen daran zu knüpfen und das Gerede davon ins 
ganze Land zu tragen. Berlin ist heute das Zentrum der 
öffentlichen Meinung. Der norddeutsche, der westfälische, 
der schlesische Zeitungsleser bezieht seine Meinungen über 
. Politik, Kunst und .Wirtschaft aus oder über Berlin. Was die 
Berliner Presse über die Erscheinungen der Zeit urteilt, das 
wird Allgemeinbesitz der Bevölkerung in allen Teilen des 
Reichs, kaum daß sich Süddeutschland noch ein kleines Re¬ 
servat aut eine eigene Meinung bewahrt hat. So haben die 
Berliner Zustände bewirkt, daß man im ganzen Reiche an die 
märchenhaft hohen Arbeiterlöhne glaubte — selbstverständ^- 
lieh zum Schaden der Arbeiter. Denn wo immer Entschei¬ 
dungen zu fällen waren: über Lohnforderungen, über Preise- 
festsetzungen für Gemüse oder alte Hosen oder Straßenr 
bahnfahrscheine — überall drängte sich dies Vorurteil hinein 
und tat seine Wirkung. 

Man wird sich nur schwer darüber einigen können, was 
heute als ein auskömmlicher Lohn zu gelten hat. Die früher 
oft als Unterlage benutzten Richtzahlen Calwers über die 
wöchentlichen Kosten des Lebensunterhalts haben heute kaum 
noch einen Wert, Wollte man die amtlich festgesetzten 
Preise für die rationierten Lebensmittel zur Richtschnur neh¬ 
men, so wäre dem mit vollem Recht entgegenzuhalten, daß 
kein Mensch ausschließlich von den Rationen lebt, daß jeder 
mehr oder minder ein Kostgänger des Schleichhandels ist. 
Wo aber bestehen für den Schleichhandel Preisnormen? Eier 
handelt man zwischen 20 und 120 Wg., je nachdem, wie weit 
der Kaufort von der nächsten Bahnstation entfernt ist und 
durch wie viele Hände die Ware ging. Butter kostet zwischen 
6 und 30 Mk. Angesichts dieser Preisanarchie muß jeder 
Versuch scheitern, die Linie des „angemessenen Lohnes“ zu 
bestimmen. Man kann vielleicht — aber auch nur vielleicht! 
— sagen, daß ein Wochenlohn von mehr als 100 Mk. auch 
unter den heutigen Verhältnissen auskömmlich sei. Aber 
dann belehrt uns die Lohnstatistik des Metallarbeiterverban¬ 
des, daß von der Dreiviertelmillion Lohnempfänger, die von 
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ihr erfaßt sind, nur 2,6 Prozent diesen auskömmlichen Lohn 
von 100 Mk. imd darüber beziehen. Die .Wahrheit ist, 
daß der weitaus größte Teil der deutschen Arbeiter trotz 
großer Beanspruchung der Arbeitskraft mit seinem Wochen¬ 
verdienst nicht über 60 Mk. hinauskommt. Man mag das 
noch so hartnäckig bestreiten, — wir werden diese Bee 
hauptung aufrechterhalten, eine allgemeine Feststellung der 
Löhne würde sie bestätigen. Es ist kein Wort darüber 
zu verlieren, daß dieser Lohn zum Verzicht auf viele nott- 
wendige und heute noch erreichbare Dinge zwingt Wer 
da, gestützt aut noch so zahlreiche Ausnahmefälle, in Bausch 
und Bogen von hohen Arbeiterlöhnen spricht^ begeht ein 
schweres Unrecht an der Mehrheit der Arbeiter, die heute 
hergeben müssen, was ^jeh ^us dem Körper herauspressen läßt 
und den Kräfteverlust auch nicht entfernt ausgleichen können. 
Die Zusatznahrungsmittel, die manche Großbetriebe ihrer 
Belegschaft zukommen lassen, sind einfach eine bittere Not*- 
Wendigkeit, wenn nicht die Arbeiter aus Erschöpfung auf 
der Strecke bleiben sollen. Es trifft zu, daß manche Betriebs^ 
leitungen dafür erhebliche Aufwendungen machen und sie 
den Arbeitern zu einem geringeren Preise überlassen, als sie 
selber dafür zahlen müssen. So sind uns Werke bekannt, 
die Speck und Butter für 9 Mk. das Pfund an die Arbeiter 
abgeben, wofür sie selber 15 zahlen. Das ist 'also nahezu 
der Lohn eines Tages, den der Arbeiter dafür zahlt und das 
sagt genug. 

Bei dem Streit um die Arbeiterlöhne sehen wir uns zu 
einem Vergleich gezwungen. Kaum hatte nach Verlauf des 
ersten Kriegsjahres eine schwache Aufwärtsbewegung der 
Löhne begonnen, da ertönten in der Presse auch schon die 
Klagerufe darüber. Im Laufe der Zeit ist das Geschrei immer 
lauter und sind die Glossen darüber immer verletzender und 
widerwärtiger geworden. Nun sind wir weit davon enti- 
fernt, die Zahlung solcher Gipfellöhne, wie sie vereinzelt 
Vorkommen, für eine besonders glückliche Erscheinung zu 
halten. Wir rechnen sie nebst ihren unangenehmen Wir¬ 
kungen zu den vielen Uebeln, die der Krieg bringt. Aber 
immerhin sind selbst die höchsten Löhne ein Aequivalent für 
Leistungen, die für die Gesamtheit wertvoll, vielleicht un¬ 
schätzbar wertvoll waren. Sie wurden für eine reelle Arbeit 
gewährt. Jedoch selbst die allerhöchsten Löhne erreichen 
nicht die Höhe der Gewinne der Nahrungs'- und Rohstoff- 
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Wucherer, an denen der Fluch des Vaterlandes hängt Aber 
mit diesen Gewinnen hat man sich längst ab^efunden. Bei 
jeder Ware fügt man sich den steten Preissteigerungen wie 
einer Selbstverständlichkeit Nur die Ware der Arbeitskraft 
stößt aut solch jähen Widerstand, wenn auch sie den gebote¬ 
nen Ausgleich erstrebt Die gleichen Kreise, die sich vor 
jedem „Geschäft^**, und sei |es noch so bedenklich, achtungsvoll 
beugen, bäumen sich auf, wenn auch die Arbeiter die Konj- 
junktur nützen wollen. 

Wir müssen darin die Stärke des unsozialen Geistes er,- 
blicken, der das Bürgertum noch beherrscht Das bürgerliche 
Bewußtsein verweigert der Arbeit, der körperlichen Lohn¬ 
arbeit, noch die Anerkennung, die dieser als einer sozialen 
Potenz erster Ordnung zukommt Diese Anerkennung kann 
sich die Arbeit letzten Endes nur erkämpfen. Der Krieg hat 
den Grund für eine neue Auffassung vom Wert der Arbeit 
gelegt Die Zukunft wird darauf weiterbauen, wie stark 
auch der Widerstand des Kapitals sein mag. 


HEINRICH SCHULZ, M. d. R.: 

Kulturpolitik. 

DEI den Erörterungen über das neue Aktionsprogramm der 
^ Partei ist bisher ein erheblicher Mangel des Entwurfs 
übersehen wörden: die kulturpolitischen Aufgaben der Partei 
sind darin recht stiefmütterlich weggekommen. Das große 
Gebiet der Schulreform, das durch den Krieg in lebhafteste 
Bewegung gebracht worden ist und dasi für den iWiederaufbau 
nach dem Kriege solche Bedeutung erlangt hat, daß es 
selbst bei den für staatliche Schulptlege wenig begeisterten 
Engländern mit an erster Stelle steht, wird in dem Aktions¬ 
programm summarisch mit dem Satze abgetan: „Umgestaltung 
des Erziehungswesens mit dem Ziel der Beseiti^ng des 
Bildungsmonopols der herrschenden Klassen.“ Allerdings 
wird dann im letzten Teil des Entwurfs, unter den kommunal¬ 
politischen Aufgaben das Schulwesen noch einmal erwähnt, 
nebenbei auch an letzter Stelle, und wiederum in folgenden 
sehr allgemeinen Wendungen: „Volle Durchführung der 
Unentgeltlichkeit des Unterrichts und der Lernmittel. Leichte 
Ermöglichung des Aufstiegs der Begabten.“ 

Das ist alles, was das neue Aktionsprogramm über die 
Erziehungs- und Bildungsaufgaben der Partei zu sagen hat. 
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Unter den sozialpolitischen Forderungen finden sich noch 
einige Punkte, jdie zugleich kulturpolitischen Charakter tragen. 
So die Forderung durchgreifenden Schutzes der Frauen 
vor und nach der Entbindung, des Verbots der gewerblichen 
Beschäftigung von Kindern unter ,15 Jahren, des Schutzes 
der jugendlichen und der Erweiterung der Jugendfürsorge. 
Und von den sozialpolitischen Forderungen gehört noch hier¬ 
her die fortlaufende gesundheitliche Ueberwachung der Be- 
völkemng, insbesondere der Säuglinge, der Kinder im vor¬ 
schulpflichtigen Alter und der Schullcinder. Damit ist aber 
das ganze kulturpolitische Programm der Partei, soweit das 
neue Aktionsprogramm dafür verantwortlich zeichnet, er¬ 
schöpft. 

Glücklicherweise richtet sich aber die blühende und sprie- 
liende ®^ra^s jnicht ,nach den theoretischen. Sätzen des Aktions¬ 
programms. Die „Aktion“ selber ist weit munterer, viel¬ 

seitiger, fruchtbarer und tatkräftiger als das papierene „Pro¬ 
gramm“. Es stände, sonst auch wahrlich schlimm um die 
Partei! Mit welchem Stolz haben wir hundert und tausend 
mal das schöne, und vielleicht gar zu ehrenvolle WOort Mommr 
sens zitiert, daß sich Kunst und Wissenschaft unter die 

Fittiche der Sozialdembkratie geflüchtet hätten ! Und nun 

hätte die Aktion der Sozialdemokratie im Uebergang vom 
Krieg zum Frieden und für den ersten Wiederaufbau nach 
dem Kriege für die Kulturpolitik weiter nichts auf ihrer 

Liste als die eben erwähnten kargen Sätze des Aktions¬ 
programms ? 

Im übrigen wind auch in programmatischer Beziehung die 
bei der Partei klaffende Lücke durch das Uebergangsproi- 
gramm der Gewerkschaften ausgefüllt, das der Volkserziehung 
ein besonderes Kapitel mit zahlreichen wohldurchdachten 

Einzelfonderungen ein räumt. 

* ♦ 

♦ 

Ein kurzer Blick auf die kulturpolitischen Debatten im 
Reichstag und im preußischen Landtag belehrt darüber, daß 
die Sozialdemokratie ihrer überlieferten Mission als besonders 
wannherzige und opferbereite Bannerträgerin jedes echten 
Kulturfortschritts auch fürderhin treu bleiben will. Natürlich 
sind die Parlamente nicht die einzigen Möglichkeiten prak.- 
tischer Kulturarbeit, im Gegenteil, sie bilden gleichsam nur die 
letzte Zusammenfassung der tausendfältigen Einzelarbeit, die 
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überall im Lande, im Großen und im Kleinen, von Einzelnen 
und von organisierten Gemeinschaften, geleistet wird. Aber 
eben darum bieten sie ein wertvolles Spiegelbild. 

Im Reichstag hat die Kulturpolitik etatsmäßig keine eigent¬ 
liche Stätte. Es gibt kein Staatssekretari^t für die Kultur¬ 
angelegenheiten des Reichs. Was an solchen Aufgaben vor¬ 
handen ist, verteilt sich auf die verschiedensten Staatssekre¬ 
tariate. In der Hauptsache obliegt es dem Reichsamt des 
Innern, dem früheren Generals^retariat des Deutschen 
Reiches, von dem sich alle übrigen Sekretariate mit Aus¬ 
nahme des Kriegsministefiums und des Auswärtigen Amtes 
im Laufe der Zeit abgezweigt haben. Im vorigen Jahre 
ist als letztes noch das Reichswirtschaftsamt vom Reichsamt 
des Innern abgetrennt worden, womit diesem Amte auf den 
ersten Blick überhaupt seine Daseinsberechtigung genommen 
zu sein schien. Das ist aber in Wirklichkeit nicht der Fall. 
Es bleiben dem Reichsamt des Innern noch eine Reihe wich¬ 
tiger Aufgaben, und es bleibt ihm vor allen Dingen endlich 
Zeit und Kraft für die Pflege der kulturpolitischen Aufgaben 
des Reichs. Dazu gehören Kunst und Wissenschaft, Er- 
ziehungs- und Schulwesen, Kinder- und Jugendfürsorge, Ge¬ 
sundheitswesen. Das Reich wagt sich vorläufig an diese 
Aufgaben zum Teil gar nicht, zum Teil nur mit großer Vorsicht 
heran. Sie sind im wesentlichen Sache der Landesgesetz¬ 
gebung und werden von den Einzelstaaten auch mit Argiis- 
augen bewacht. Es handelt sich aber gar nicht darum, 
den Einzelstaaten etwas zu nehmen, es soll nur dem Reiche 
das gegeben werden, was ihm auf Grund der natürlichen 
Entwic&ung der Dinge im wachsenden Maße zukommt. 

Es ist schon in den vorhergehenden Jahren, seit 1912, 
auf sozialdemokratischen Anstoß hin versucht worden, den 
bescheidenen Titel der Reichsschulkommission im Etat des 
Innern zum Ausgangspunkt für schulpolitische Erörterungen 
im Reichstag zu machen. Es ist auch gelungen, die bürger¬ 
lichen Parteien, die anfangs nur zögernd und widerstrebend 
mitgingen, für diese Erörterungen zu interessieren, so daß 
sich der Reichstag allmählich an seine alljährlichen Schul¬ 
debatten gewöhnt hat. Leider übte die Regierung dauernd 
große Zurückhaltung, offenbar aus Furcht, bei den ver¬ 
bündeten Regierungen, besonders beim großen Bruder Preu¬ 
ßen Anstoß zu erregen. In diesem Jahre ist infolge der 
Entlastung des Reichsamts des Innern von der Wirtschafts- 
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und Sozialpolitik schon bei der üeneraldebatte eine kultur¬ 
politische Erörterung in die Wege geleitet worden, an der 
sich auch die Regierung beteiligte. 

Der Zentrumsredner beschäftigte sich zwar fast nur 
mit den Paritätsschmerzen seiner Partei, obwohl sie 
doch zurzeit, da wir einen katholischen Reichskanzler, 
einen katholischen Reichstagspräsidenten und mehrere 
katholische Staatssekretäre und Minister haben, wahrlich 
unangebracht waren. Von sozialdemokratischer Seite wurde 
das Gesundheitswesen, besonders seine bevölkerungsmlitische 
Seite, das Schul- und Erziehungswesen, und zwar uie Klein¬ 
kinderfürsorge, die militärische Jugendvorbereitung, die Lehr¬ 
lingsausbildung, die Frage der Jugendämter, ferner die Volks- 
erziehung für Erwachsene, Theater, Kino, Volkshochschulen, 
und vor allen Dingen die Notwendigkeit der Schaffung einer 
kulturpolitischen Zentrale im Reiche, einer Art Reichs¬ 
erziehungsrat zur Erörterung gestellt. Die späteren Redner 
gingen zumeist auf die angeregten Fragen ein, so besonders 
der nationalliberale Universitätsprofessor van Calker. Vor 
allen Dingen aber nahm die Reichsleitung erfeulicherweise 
diesmal eine andere Stellung ein als in den früheren Jahren. 
Der neue Staatssekretär des Innern, der seinen Etat zum ersten 
Male vor dem Reichstag vertrat, Herr Wallraf, erklärte: 

„Der Herr Abgeordnete Schulz (Erfurt) ist sodann auf einen Wunsch 
zurüdegekommen, dessen beredter Anwalt er schon früher in diesem 
hohen Hause gewesen ist. Er wünscht eine eifrigere Betä¬ 
tigung des Reiches auf dem Felde der Kulturauf¬ 
gaben und vor allem die Schaffung einer Zentral¬ 
stelle für das Schulwesen. Meine Herren, daß wir auf 
diesem Gebiet schneller und einheitlicher arbeiten könnten, 
wenn wir den bundesstaatlichen Charakter des Reiches nicht zu berück¬ 
sichtigen hätten; wird niemand bestreiten wollen. Aber auf der an¬ 
deren Seite besteht die Tatsache, daß die durch diesen bundesstaat¬ 
lichen Aufbau des Reichs gewährleistete Selbständigkeit der Stämme, 
die Erhaltung ihrer Eigenart, das Bestehen verschiedener Kunstzentren 
im Reich für das Geistesleben des deutschen Volkes von größtem 
Segen gewesen ist und weiter bleiben wird. Ich bin überzeugt, wir 
würden nicht einen derartigen Reichtum, eine derartige Vielgestaltig¬ 
keit des geistigen Lebens haben, wenn wir von diesen Grundsätzen 
abweichen wollten. Und wenn man nun die Gründe für und wider 
gegeneinander abwägt, so möchte ich meinen: die Schale der Gegen¬ 
gründe ist die schwerere, selbst wenn man auf ihre Seite nicht — und 
das würde man tun müssen — noch das Gewicht des historisch ge¬ 
wordenen und des bestehenden Rechtes legt. Ob und inwieweit 
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trotz dieses Standpunktes den Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Sdiulz (Erfurt) weiter Folge 
zu geben sein wird. mödite ich einer Prüfung even¬ 
tuell unter Fühlung mit den Herren Abgeordneten 
selbst Vorbehalte n.“ 

Da die kulturpolitischen Debatten des Reichstags in diesem 
Jahre wegen des Raummangels in der Tagespresse nur ein 
schwaches Echo gefunden haben, schien es mir angebracht, 
diese nicht unwichtige Erklärung des Staatssekretärs von 
dieser Tribüne aus der Oeffentlichkeit noch einmal ausdrück¬ 
lich mitzuteilen. 

* 

* 

In ganz anderem Maße als im Reichstag hat die Kultur¬ 
politik im preußischen Landtag zu eingehenden Erörte*‘ungen 
Anlaß gegeben. Das liegt eben daran, daß sie etatsrechtlich 
Sache der Einzelstaaten ist und daher von ihnen behandelt 
werden muß. Hier werden ihre Angelegenheiten besonders 
bei den Beratungen des Kultusetats zur Sprache gebracht. 
Im preußischen Landtag gab es fast gleichzeitig mit den 
Kulturdebatten des Reichstags eine allgemeine Debatte und 
hinterher Sonderdebatten über Kunst und Wissenschaft, Uni¬ 
versitäten, höhere Schulen und Volksschulen. 

Auch in früheren Jahren haben die Schuldebatten im preu¬ 
ßischen Landtag eine wichtige Rolle ^spielt, oft standen 
sie im Mittelpunkt der ganzen inneren T^litik Preußens und 
Deutschlands. Kein Wunder bei der Bedeutung des Schul¬ 
wesens für den Geist und Charakter eines Staatswesens ! Kein 
Wunder im besonderen auch, daß im Landtag des Dreiklassen¬ 
wahlrechts die Schule immer ein Politikum im Sinne der 
Reaktion war, und daß die Nutznießer des elendsten Wahl¬ 
rechts die Schule, besonders die Volksschule, stets so ein¬ 
zurichten bemüht waren, ‘wie sie ihren Interessen am dien»- 
lichsten schien. Das ist auch der Grund, weshalb sich in erster 
Linie die Konservativen und das Zentrum gegen jede Ueber- 
tragung irgendwelcher Schulrechte auf das Reich mit Händen 
und Füßen sträuben. Und darum auch die „Sicherungen*^ 
bei der Wahlreform in Preußen, damit bei einer zu erwarten¬ 
den Annäherung der Zusammensetzung des preußischen Land¬ 
tags an die ,des Reichstags die Schule in j'edem Falle vor 
demokratischen Eingriffen geschützt wird. 
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Immerhin durchwehte die Kultusdebatten des preußischen 
Landtags in diesem Jahre gelegentlich doch schon ein anderer 
üeist als in früheren Jahren. Kam es daher, daß die kom¬ 
mende neue Zeit schon ihre Schatten voraus wirft? Oder 
war es die Folge des rein zufälligen Umstandes, daß der 
Redner der sozialdemokratischen Fraktion, unser Genosse 
Konrad Haenisch, als erster zu Wort kam und den Ton 
angab? Vielleicht wirkte beides zusammen. 

Genosse Haenisch entwickelte zunächst in der allgemeinen 
Debatte das Kulturprogramm der Sozialdemokratie. Er ließ 
sich dabei nicht auf Einzelheiten und Nebendinge ein, wie 
das nach ihm manche der Redner als Schulmänner mit einem 
gewissen Behagen taten. Haenisch konnte umso mehr davon 
absehen, als der jetzige zum Tode verurteilte Dreiklassen¬ 
landtag mit den Einzelheiten der kommenden Schulreform 
nicht mehr befaßt werden wird. Wohl aber hat es Sinn und 
Zweck, vor ihm und gegen ihn die tragenden Gedanken der ‘ 
zukünftigen Umgestaltung zu entwickeln und für sie dadurch 
in der Oeffentlichkeit zu wirken. 

Diese Aufgabe hat Haenisch in vortrefflicher Weise erfüllt, 
seine Rede hat starken Eindruck gemacht; bei den Nächst- 
beteiligten, den deutschen Lehrern, hat sie ein so lebhaftes 
Echo erweckt, daß die „Pädagogische Zeitung“, das Haupt¬ 
organ des Deutschen Lehrervereins, das schulpolitische Kern¬ 
stück seiner Ausführungen mit der Ueberschrift „Die Schule 
der Zukunft“ im Wortlaut zum Abdruck gebracht hat. 

Haenisch knüpfte an ein Wort des neuen Kultusministers 
Dr. Schmidt an, der die Schule vom Streite der Tages¬ 
meinungen und vom Kampfe der politischen Parteien frei¬ 
halten will. Eine solche Richtlinie sei richtig und falsch 
zugleich. Richtig sei, daß die Schule in keinem Falle eine 
Parteischule sein dürfe, weder eine konservative, klerikale, 
liberale noch sozialdemokratische. Jeder Versuch, in der 
Schule parteipolitische Suppen zu kochen, sei ein Mißbrauch 
und ein Unfug, die Jugend dürfe nicht in das Prokrustesbett 
bestimmter politischer oder religiöser Ueberzeugungen gepreßt, 
sondern müsse so erzogen werden, daß sich der Einzelne 
selber später seine eigene Ueberzeugung erarbeiten könne. 
Aber auf der anderen Seite könne die Schule, wenn sic dem 
Leben und den großen Aufgaben der Zeit dienen solle, 
auch nicht von dem Kampf der Geister und dem Ringen der 
Weltanschauungen freigehalten werden, sonst werde sie all- 
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mählich ein lebloses rudimentäres Organ am Volkskörper. 

Mit dieser Gegenüberstellung hat Haenisch vollkommen 
recht. Ich bin von jeher dafür eingetreten, daß die Kinder 
nicht in den politischen Kampf, in dem es rauh und roh 
zugeht, hineingezogen werden, v\^er durch die Schule’ noch 
durch das Elternhaus. Aber der politische Tageskampf ist 
nicht dem großen Ringen der Weltanschauungen, der religiö¬ 
sen wie der politischen, gleichzusetzen. Die Weltanschauung 
gibt dem Menschen sein Gepräge, sie diktiert sein Handeln, 
sie bestimmt die Luft seines Hauses und seiner Gesellschaft. 
In der Weltanschauung der Eltern wachsen die Kinder heran, 
das Kind des Großgrundbesitzers in der feudal-konservativen, 
das Kind des Katholiken in der klerikalen, das Kind des 
Bankiers in der liberaMndividualistischen, das Kind des Ar¬ 
beiters in der sozialistischen. Daß von der elterlichen 
Weltanschauung viel auf die werdende kindliche überfliegt, 
ist ein natürlicher und selbstverständlicher Vorgang. Umso 
reicher werden die Ströme sein, je weniger bewußt und ab¬ 
sichtlich sie geleitet werden und je stärker die Persönlich¬ 
keiten /der (Eltern sind jund mehr ihr vorbildlicher Charakter, 
ihr erzieherisches Beispiel die Kinder zu beeinflussen mag. 

Anders steht es mit der öffentlichen Schule. Sie darf nicht 
im Dienste einer bestimmten Weltanschauung, weder einer 
religiösen noch politischen stehen, wobei beiläufig bemerkt 
werden darf, daß sich die Grenzen zwischen beiden je länger 
je mehr verwischen, und daß allem Anschein nach je länger 
je mehr die politisch orientierte Weltanschauung die vor¬ 
herrschende wird und sich bei ihrem Aufbau der religiösen, 
Bausteine lediglich nach Bedarf bedient. Die öffentliche 
Schule ist für alle Kinder da, sie soll und darf die Kinder 
nicht nach trennenden Auffassungen der Eltern scheiden, sie 
soll gewissermaßen die staatliche Einheit des Volkskörpers 
darstellen, die zwar in sich auch alle Weltanschauungen zu¬ 
läßt, von ihnen aber verlangt, daß sie um des höheren Staatsr 
zwecks willen sich über ihre Gegensätze hinweg zum All¬ 
gemeinwohl die Hände reichen. Es muß deshalb die religiöse 
Konfessionsschule eben so bekämpft werden wie die poli¬ 
tische, in erster Linie um ihrer inneren Unmöglichkeit willen, 
ferner noch aus dem' technischen Grunde, weil eine Gliederung 
unseres öffentlichen Schulwesens nach Konfessionen und 
.Weltanschauungen eine schultechnisch unerträgliche und 
schädliche Zersplitterung herbeiführen würde. 
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Haenisch stellte seinem schulpolitischen Programm eine 
klare und scharfsinnige Analyse der wirtschaftlich-sozialen 
Uebergangsperiode, in der wir uns befinden und die durch 
den Krieg in eine stürmisch-revolutionäre Gangart versetzt 
worden ist, voran, eine Analyse des Uebergangszeitalters 
vom Kapitalismus zum Sozialismus, der organisierten Staats¬ 
wirtschaft. Gerade die Ansprüche dieser neuen Wirtschafts¬ 
periode, in deren überstürzten und tumultuarischen Anfängen 
wir uns befinden, bedarf voll und kräftig entwickelter Indi¬ 
viduen, sie bedarf ihrer umsomehr, als der Krieg eine grauenj- 
hafte Auslese der besten und leistungsfähigsten männlichen 
Jugend auf den Schlachtfeldern hingestreckt und die noch 
nicht wehrfähige Jugend und die übrige Bevölkerung durch 
die köiperlich und moralisch verwüstenden Rückwirkungen 
des Kriegszustandes in ihrer vorläufigen Leistungsfähigkeit 
zurückgesetzt hat. Da ist’s mit kleinen und kleinlichen Schul¬ 
reformen, die nur die Oberfläche ritzen, nicht getan, da 
bedarf es einer Reform unseres Schulwesens an Haupt und 
Gliedern. Haenisch verlangte daher die Einheitsschule, die 
soziale Gleichberechtigung der körperlichen und geistigen 
Arbeit, staatsbürgerlichen unterricht, wirksame Schulhygiene, 
enge Verbindung von Schule und Haus und eine Reihe anderer 
tiefgreifender Schulreformen. Zur Vertretung dieser Not¬ 
wendigkeiten trat er für eine gleich nach rriedensschluß 
einzul^rufende Schulkonferenz ein. 

Für eine solche Konferenz bin auch ich. Ich habe sie im 
vorigen Jahre im' Reichstag durch einen Antrag für das 
ganze Deutsche Reich gefordertj da mir die zu lösenden-SchuU 
aufgaben nicht preußische, bayerische, mecklenburgische und 
v/aldecksche, sondern schlechthin deutsche zu sein scheinen. 
Eine Reihe der Probleme sind lediglich durch den Krieg auf¬ 
geworfen worden, andere hat der Krieg verschärft und ver¬ 
tieft oder dringlicher gemacht; der Krieg ist aber auch ein 
Krieg des ganzen deutschen Volkes um seine deutsche Zu¬ 
kunft, nicht ein Krieg der Bayern, Sachsen, Preußen und 
Oldenburger um ihre partikularischen Sonderinteressen. Der 
Antrag fand damals im Hauptausschuß eine Mehrheit, die 
aber leider im Plenum auseinanderbrach, da der bekannte 
Münchener Schulmann Kerschensteiner, dem bei all seiner 
pädagogischen und schulorganisatorischen Tüchtigkeit und Re- 
formfreudigkeit gelegentlich von seinem bajuvanschen Parti¬ 
kularismus ein ^in gestellt wird, sich dagegen wandte. 
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Warum aber, so frage ich demgegenüber, sollen erst in 
sämtlichen Bundesstaaten getrennt Schulkonferenzen tagen 
und getrennt Beschlüsse fassen, oft gegeneinander? Warum 
nicht eine allgemeine deutsche Schulkonferenz, die die Pro¬ 
bleme durchspricht und Richtlinien ausarbeitet, nach denen sich 
dann die Landesgesetzgebung der Einzelstaaten richten kann? 

In den tagelangen Debatten des preußischen Landtags 
wurden zahlreiche einzelne Schulfragen besprochen. Die 
Politisierung der Jugend wurde gefordert, von links bis rechts, 
der Aufstieg der Begabten wurde in seiner richtigen und 
falschen Durchfühnmg erörtert, die Trennung von Staat und 
Kirche und die Konfessionsschule bildeten wie üblich ein 
Hauptstück der Reden des Zentrums, die militärische jugend- 
vorbereitung, die Abschaffung des Einjährig-Freiwilfigen- 
vorrechts, das humanistische Gymnasium, die Mittelschule, 
die Ji^endpflege, die Volkshochschule, der Ausbau der Uni¬ 
versitäten, die Einheit des Lehrerstandes, das alles und noch 
mehr wurde von den verschiedenen Rednern im Sinne ihrer 
Partei- und Weltanschauung beleuchtet. Von unserer Seite 
führte meistens Genosse Haenisch das Wort, zur Frage der 
Volksschule sprach Genosse Leinert. 

* * ♦ • . 

So ist die sozialdemokratische Kulturpolitik in den Parla¬ 
menten zu ihrem Rechte gekommen. Aber das genügt nicht. 
Wir haben die Pflicht, ihr auch innerhalb unserer eigenen 
Organisation eine solide Stätte zu bereiten. Daran fehlt 
es zurzeit aus mancherlei Gründen. Unsere Bildungs¬ 
bewegung, die vor dem Kriege organisatorisch die Haupt¬ 
trägerin unserer eigenen Kulturarbeit war, ist im Kriege fast 
völlig zusammengebrochen; unsere Jugendbewegung, der we¬ 
nigstens von unten her immer frisches Blut zufließt, hält 
sich zwar aufrecht, aber auch nur unter großen Schwierig¬ 
keiten ; für die zahlreichen Aufgaben kul&rpolitischer Für¬ 
sorge, besonders der Kinder- und Jugendfürsorge, in ihren 
verschiedenartigsten Formen und Anhängseln fehlen uns vor¬ 
läufig noch fast alle Handhaben und Hebel; unsere Frauen¬ 
bewegung, die in diesen Fragen manches getan hat, auch 
während des Krieges, leidet unter der allgepieinen schwierigen 
Lage Ider iPartei: Deshalb tritt an uns die Aufgabe heran, nach 
neuen Möglichkeiten und Formen zu suchen, damit die kom- 
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mende Zeit drängender Arbeiten uns auch kulturpolitisch ge¬ 
rüstet finde. 


HEINZ BLUECHER: 

Zum „Zwischenfall Arno Holz“. 

„Der Kampf um Amo Holz ist nicht 
der Kampf um eine Person, sondern 
der Kampf um eine Sache 1“* 

IZ ulturverantwortlichkeitsgefühl, die höchste und edelste Eigen- 
^ Schaft geistiger Menschen, hat eine Anzahl von .Männern ge¬ 
trieben, bei Reinhardt für die Aufführung eines Dramas des Dichters 
Arno Holz zu wirken, um einmal diesen großen, einsamen, unver¬ 
standenen Mann seinem Volke näherzubringen und um zum andern 
zu verhindern, daß unser größter Regisseur versandet. Das Zu- 
sammenklingen dieser beiden Männer wäre ein Kulturereignis 
bleibenden Wertes geworden. Reinhardt will nicht. 

Und doch — kann man sich nicht entschließen, einen solchen 
Mann aufzugeben. Noch einmal sucht man seinem Unvermögen 
beizukommen, indem man ihm sagt, wer und was ein Mann 
wie Arno Holz eigentlich ist, indem man es ihm sagt und —‘ 
dem so ungeheuer schwer verdauenden Deutschland. 

Ein Ueberblick über das Leben des Menschen und Künst¬ 
lers Holz zeigt unzweifelhaft, daß wir es mit einer der konsequen¬ 
testen Künstlerpersönlichkeiten aller Zeiten zu tun haben, mit 
einem Menschen über dessen ganzes Sein als flammender Leit^ 
Spruch das Wort des Malers Hollrieder aus seiner „Sonnen¬ 
finsternis“ steht: „Man schließt keine Kompromisse — man 
setzt sich durch, oder man krepiert — wenigstens wenn man 
Künstler ist.‘* Hier klingt Holzens unerbittliches Wollen, sein 
fanatischer Künstlerernst, hier steht der Mann vor uns, der sidi 
durch kein Lob der Welt dafür blind machen ließ, daß sein 
geniales Jugendwerk, das „Buch der Zeit“, bereits Stillstand war, 
und der konsequent nach Richard Schaukals Worten den Sarg, 

' Robert Ruß: „Arno Holz und seine künstlerische, weltkulturelle 
Bedeutung.“ Dresden. Verlag von Karl Reißner. 
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in dem dieses Buch heute liegt, fester zunagelte, als es nur 
jemand anders hätte tun können, der Mann der eine bereits 
fertige Auflage seines „Phantasus“ wieder einstampfen läßt, trotz¬ 
dem er sich in ärgsten materiellen Nöten befindet, weil ihm die 
Fassung der Gedichte noch nicht genügt, der Mann, dem schon 
mit 20 Jahren ein so tiefes Verantwortlichkeitsgefühl für seine 
Künstlerschaft innewohnt, daß er in die „Spielmannsweisen“ von 
80 vorhandenen Liedern nur 8 aufnimmt. 

So ist Holzens Leben unerbittliches, eisernes Festhalten an 
seinen Jdeen, an seinem Werk, trotz des gräßlichen Kampfes 
mit dem Elend. 

Und das Ergebnis dieses gewaltigen Ringens? Die Meister¬ 
schaft. Die harte, schneidende Frage an jeden Künstler: bist 
'du Meister oder Stümper, bist du einer, der das Wort beherrscht 
und es zwingt, möglichst vollkommener Ausdruck deines großen 
inneren Erlebnisses zu werden, oder bist du einer, der gar keines 
künstlerischen Erlebnisses fähig ist und sich auf den einlullenden, 
rhetorischen Klängen fortschaukeln läßt, einer, den das Wort 
beherrscht? Bist du Herr über deine Mittel, oder sind die 
Mittel Herr über dich? Und das Schaffen einer Form, die der 
Prüfstein ist für den Meister, die alle Halben restlos ausschließt. 
‘(Kann man es da der künstlerischen Zeitgenossenschaft nicht 
nachfühlen, daß sie von Holz nichts wissen will?) Und der 
Beweis, 'daß er der Meister ist, indem er in dieser Form ein 
Weltbild schafft, indem er alles erlebt und durchlebt, was ein 
Mensch nur erleben und durchleben kann, und es gestaltet, es 
funkelndste Form werden läßt. Er kann ein Weltbild schaffen, 
denn er hat das Zauberwort gefunden, er erfüllt den Traum 
Eichendorffs, der vorahnend sang: 

„Schläft ein Lied in allen Dingen, i 

Die da träumen fort und fort 
Und die Welt hebt an zu singen. 

Triffst du nur das Zauberwort.“ 

Das ist Holzens große Leistung in der Lyrik. Er ist bestrebt, 
hier ein Weltbild zu geben, während er in seinen Dramen ein 
Zeitbild zu geben beabsichtigt. Auch den Stil des Dramas hat 
sich Hi'olz selbst geschaffen. Und ich will hier aussprechen, was 
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der Welt bald zur unumstößlichen Gewißheit werden muß, näm¬ 
lich, daß der gesamte deutsche Naturalismus nur eine Begleiter¬ 
scheinung Hjolzens war, der sich seinen dramatischen Stil schuf. 
Gerhart Hauptmann, Heizens Schüler, feierte seine billigen Trium¬ 
phe, während der Meister einsam und unverstanden weiterkämpfte. 
Aber als dann der Naturalismus zusammenkrachte, konnte Harden, 
der mit Scharfblick die Sachlage übersah, schreiben: „Einer nur 
ist aufrecht geblieben. Einer, dem es nicht um frühen Erfolg zu 
tun war, sondern um den Sieg eines schwer erkämpften und unter 
Qualen zärtlich und treu gehegten Glaubens: Herr Arno Holz!“ 

* Und warum war Holz aufrecht geblieben? Weil er, während 
seine Schüler seine Anfänge verballhornten und schließlich kläglich 
Fiasko machten, gearbeitet hatte. Weil er mit Theodor Fontane 
wußte, daß er „eigentlichstes Neuland“ gewonnen habe und weil 
er, der Schöpfer dieses Neulandes, allein wissen mußte, was es 
für Früchte tragen konnte. 

, Holz wollte und kam zum Drama großen Stils: er schuf 
die Komödie der Halbbildung in seinen „Sozialaristokraten“, die 
Tragödie der Wissenschaft in „Jgnorabimus“. Das sind die ersten 
Dramen, sdie man-modern pennen kann, die ersten,, die mit modernen 
Mitteln ein Bild unserer Zeit geben können. Holz bezeichnet 
seine ersten Versuchje, in denen andere selig fortschwammen, als 
„leidenschaftliche Versuche, sich mit einer als qualvoll empfunde¬ 
nen Umwelt auseinanderzusetzen“ und für seine großen’ Dramen 
fand er die Formel: „Komplizierteste Schiksale geistiger Menschen 
in der Sprache des Lebens.“ Siegfried Jacobsohn, dieser Klar¬ 
blickende, sagt in seinem letzten „Jahr der Bühne“: „Die 
Zukunft des Deutschen Dramas liegt in Gerhart Hauptmanns Ver¬ 
gangenheit.“ Er hat die Sache vorzüglich getroffen — nur 
verwechselt er den Schüler mit dem Meister. Man könnte sagen: 
Die Zukunft des deutschen Dramas lag in der Vergangenheit 
Holzens, liegt jetzt in der Gegenwart Holzens, also liegt überhaupt 
in Arno Holz. Der Rythmus, in dem die Personen seiner Dramen 
sprechen, ist so ungeheuer fein abgestuft, daß die geheimsten 
Seelenschwingungen hörbar werden, die Töne des Unterbewußt¬ 
seins, die ein magisches Fluidum zwischen den Handelnden spinnen], 
das schicksalsgestaltend wirkt. So macht uns Holz eigentlich erst 
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zu wahren Zuhörern und Zuschauern einer Tragödie, zu Genießern, 
die mit einem höheren Wissen um die Dinge ausgerüstet sind'. 
Und das alles sollte einen Reinhardt nicht reizen? 

" Diese Höhen also sind lyrisch und dramatisch das Ergebnis 
eines solchen unerhörten Kämpferlebens. So konnte Holz mir 
sagen: „Ich habe qualitativ alles erreicht was ich wollte — (und 
nun wird man wohl endlich die Berechtigung des Schöpfcrstolzcs 
begreifen, mit dem er einst sagte „— und brauche daher mein 
Leben, das ich an diese Dinge gesetzt, nicht zu bereuen“.) — aber 
die Menschheit verweigert mir die Mittel, es auch noch quanti¬ 
tativ zu erreichen.“ Welche Fülle an Kulturwerten geht da 
verloren! Es ist ja selbstverständlich, daß die Masse einen Mann, 
der ihr so weit voraufmarschiert, nicht sehen kann — um so 
mehr und um so' öfter aber müßten die, die ihm noch am (nächsten 
sind, den Nachtrottenden ins Gesicht schreien, was sie einem 
solchen Menschen gegenüber für Verpflichtungen haben — und 
nicht sich selber noch emsig bemühen, dem da vorne Knüppel 
zwischen die Beine zu werfen. 

Betrachten wir nun noch einige künstlerische Nebenzüge des 
Dichters Holz, die zum Verständnis seines Wesens wichtig sind. 
Nachdem er in der Lyrik den Prüfstein des Meisters gefunderr 
hatte, nachdem er im „Phantasus“ bewiesen hatte, daß er ein! 
Meister des Wortes sei wie keiner, stürzte er sich' zur Erholung 
von ernstester Künstlerarbeit in seiner „Blechschmiede“ in eine 
tolle Orgie von Worten und Reimen, ließ sich ganz vom Worte 
tragen, zeigte, daß <er das auch könne und zeigte, daß er es 
besser könne als irgend ein anderer — trotzdem es für ihn 
nur ein toller Scherz, nur eine ausruhende Nebenbeschäftigung 
war. — Es sind Verse in diesem Werk — Verse. — Ein 
Beispiel: 

„Fahl flimmern die Sterne, 

Schwarz steht der Tann, 

Trage deinen Brüdern 
Die Fackel voran. 

Denk nicht zurück. 

Denk an die Bestien, 

. Die vor dir im Dunkeln 
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Aus tausend Katzenaugen funkeln, 

Nicht an dein Glück. 

Denk nicht zurück! 

Denk an dein Schwert 
Und wie ^das saust, 

Und dein Herz Jaß dir nicht klopfen, 

Wenn auf deine nackte Faust 
Dir die roten Funken tropfen.“ 

Hätte Stefan George jemals solche Verse geschrieben, er 
hätte sie mit Opferschalen umstellt — oder gar Mombert, Atoni- 
bert hätte sie prophetisch mit ekstatisch, hohenpricsterlich empor- 
geworfenen Armen der Welt als die Jnkarnation des Känipfer- 
mysteriums seines Lebens verkündet — dieser Holz aber, der 
Dichter des „Phantasus“, kann sich erlauben, das als Scherz 
zu nehmen und fröhlich hinterdreinzuwettern: 

„Wie der Harnisch der Tempieisen, 

Blinkt mein Kleid aus schwarzem Eisen, 

Aus meiner Klinge, aus meiner Zither 
Zucken Gewitter! 

Von Buxtehude bis Brabant — 

Ich reite alle in den Sand!“ 

Die „Blechschmiede“ ist eine Literatursatire ohne Gleichen. 
Am besten charakterisiert es der Dichter selbst: 

„Alte Blechbüchsen und Kiesel mit Kanten 
Warf ich in diese Müllgrube voll Diafnanten.“ 

Und derselbe Mann, der diese beißende Satire schrieb, diese 
tolle Walpurgisnacht der Weltkultur — versenkte sich mit kind¬ 
lichstem, naivstem Entzücken und eisernstem männlichen Fleiß 
drei Jahre lang in das Studium der Literatur des 17. Jahrhundertsl 
und gab dann, nach Otto Julius Bierbaums Worten, in seinem 
„Dafnis“ dem 17. Jahrhundert das Genie, das diesem Jahrhundert 
gefehlt hat, indem er das Erleben jener galanten Zleit zu einem 
Lebensmysterium machte. 

Diese Verehrung des Alten ist für Holz äußerst bezeich¬ 
nend. Hier schlägt sein Herz, in dem noch „alle Blumen dei* 
Romantik blühn“, trotzdem sich sein Kopf „längst radikal eman- 
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ÜF uckfe hlcr-Berichtigung. 


Druckfehler-Berichtigung. 

Der leitende Artikel der vorigen Nummer der „Glocke“: 
„Die soziale Revolutionierung Englands“ war leider derartig 
von (entstellenden (Druckfehlern durchsetzt, daß wir wenigstens 
einige der zum Verständnis wichtigsten Berichtigungen vor- ' 
nehmen müssen: 

Aut Seite 616, Zeile 3 von oben, heißt es statt es: er; 
ebenda Zeile 4 von oben heißt es statt Es': Er; ebenda Zeile 
13 von oben heißt es statt richtigen’: einstigen; ebenda Zeile 
2 von unten heißt es statt Sklavenstaat: Sklavenstall. Auf 
Seite 617 auf Zeile 12 von oben lies statt weiteren: reiferen. 
Aut Seite 618 auf Zejle 5 und 6 von oben lies statt iWir 
werden nicht erst von dem Schuh: Wir reden nicht erst 
von dem Schutz; ebenda Zeile 10 von oben lies statt aufzur 
rechnen: aufzunehmen. Auf Seite 619 Zeile 12 von oben 
lies statt verteilen: fernhalten; ebenda Zeile 2 von unten 
lies statt paradiert: parodiert. Auf Seite 620 i^ile 3 von 
oben lies statt Es: Er; ebenda Zeile 14 von oben lies statt 
oder: und; ebenda Zeilen 0 bis 7 von unten lies statt .je 
weiser die englische Volkswirtschaft . . . wird, desto weiser 
wird die englische Arbeiterklass: je reifer die englische Volks¬ 
wirtschaft wird, desto reifer wird die englische Arbeiter¬ 
klasse; ebenda auf Zeile 3 von unten lies statt feindliche: 
friedliche. 

Die anderen zahlreichen Druckfehler in diesem sowie in 
den anderen Artikeln der letzten Nummer bitten wir selber 
korrigieren zu wollen. 


nence 

Rom«. 
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DE GLOCKE 

22. Heft 31. August 1918 4. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 
WILHELM JANSSON: 

Eine gewerksdiaftliche Internationale 
für die Ententepropaganda. 

r\ER in der ersten Septemberwoche zusammentretende eng- 
^ fische Gewerkschaftskongreß wird über einen Antrag zu 
befinden haben, der die Gründung einer neuen gewerkschaft¬ 
lichen Internationale bezweckt. Eine Anzahl britischer Ar¬ 
beiterführer hat am Q. August diesen Antrag dahin formu¬ 
liert, daß ein internationales Bureau zu errichten sei, das als 
Zentralstelle für Arbeiterstatistik und sonstige Arbeiter¬ 
nachrichten zum gewerkschaftlichen Gebrauch zu dienen 
habe, enge Beziehungen zwischen den englischen Gewerk¬ 
schaften und den Gewerkschaften der alliierten, neutralen 
und amerikanischen Länder pflegen und baldigst eine inter¬ 
nationale Gewerkschaftskonferenz dieser Länder einberufen 
soll, um eine internationale Politik in und nach dem Kriege 
vorzubereiten. Endlich soll erwogen werden, ob es praktisch 
wäre, Arbeiterbotschafter in den beteiligten Ländern zu er¬ 
nennen, die als Vertrauensmänner und Korrespondenten zu 
fungieren hätten, um die nötigen Informationen zwischen 
den angeschlossenen Organisationen zu vermitteln. 

Der Gedanke ist nicht neu. Schon in den ersten Kriegs¬ 
jahren fiel es den Ententeregierungen unangenehm auf, daß 
die gewerkschaftliche Internationale ihren Sitz in Deutsch¬ 
land hatte und daher nicht für die Kriegszwecke der Entente 
verwendet werden konnte. Das internationale sozialistische 
Bureau, das in Brüssel seinen Sitz und einen belgischen 
Kriegshetzer zum Vorsitzenden hatte, erwies sich als ein 
vorzügliches Instrument der Ententepropaganda, aber es hatte 
den einen Nachteil, daß es an die wirklich organisierten 
Arbeitermassen der neutralen Wlelt nicht heran reichte, sondern 
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sich auf die Verhetzung der Intellektuellen beschränken 
mußte. Die gewerkschaftliche Internationale dagegen ver¬ 
tritt die wirtschaftlichen Organisationen der Arbeiter und 
es hätte einen ganz besonderen Wert gehabt, wenn man bei¬ 
spielsweise in Schweden Herman Lindqvist und die anderen 
namhaften Gewerkschaftsführer vor den Ententekarren hätte 
spannen können, anstatt sich mit Branting und seinen intellek¬ 
tuellen Fohlen in einigen wenigen Parteiblättem begnügen 
zu müssen. Von dem Norweger O. Lian, dem Dänen I. A. 
Hansen, dem Holländer Oudegeest usw. ganz zu schweigen, 
die einer Londoner Messe gewiß wert wären. Und als die 
Franzosen um Jouhaux, die aus diesen und auch rein gewerk¬ 
schaftlichen Motiven heraus gegen die deutschen Gewerk¬ 
schaften eingenommen sind, die Verlegung des internationalen 
Gewerkschaftsbureaus von Berlin nach einem neutralen Lande, 
als das die Schweiz empfohlen wurde, forderten, w'urde diese 
Anregung in der englischen Presse sofort aufgegriffen und 
von den englischen Gewerkschaften eifrigst unterstützt. 

Allein, die Sache gelang nicht. Legien hatte bereits nach 
Kriegsbeginn aus eignem Antriebe der holländischen Gewerk- 
schaftszentrale die Vermittlung des Verkehrs der Internatio¬ 
nale mit der andern kriegführenden Ländergruppe übertragen 
und die Neutralen fanden diese Einrichtung umsomehr 
genügend, als von einer erheblichen Tätigkeit der Gew^erk- 
schaftsintemationale im Rahmen ihrer wirklichen Aufgaben 
während des Krieges kaum die Rede sein konnte. Mit Aus¬ 
nahme der Schweizer, die sozusagen pro domo sprachen, 
lehnte man ziemlich einmütig eine Sitzveränderung vor dem 
Friedensschluß ab, die eventuell von den Deutschen als 
ein Mißtrauensvotum aufgenommen und zu dementsprechen¬ 
den Konsequenzen hätte führen können. 

Als dann im Juli 1916 die Konferenz der Ententegewerk¬ 
schaften in Leeds stattfand, wurde auf Anregung der Fran¬ 
zosen ein interalliiertes Korrespondenzbureau in Paris er¬ 
richtet, dem zum Teil die gleichen Aufgaben übertragen 
wurden, die in dem jetzigen englischen Anträge genannt 
sind. Aber die Neutralen blieben: bei ihrer Auffassung; sie 
hielten ihre Beziehungen zum Berliner Bureau aufrecht und 
beschickten auch die von diesem veranlaßte Konferenz m 
Bern Oktober 1917, wo die Stellung der Gewerkschaften zu 
den künftigen Friedensverträ^en festgelegt wurde. Die deut¬ 
sche Regierung hat hier freilich eine gute Gelegenheit un- 
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genützt vorübergehen lassen, auf die öffentliche Meinung 
der gewerkschaftlich organisierten Arbeiter und auf die so¬ 
zialpolitisch interessierten Kreise der ganzen VX^cIt ihrerseits 
einzuwirken, indem sie bei den Friedensschlüssen in Brest 
und Bukarest die von den Gewerkschaften Deutschlands ent¬ 
schieden vertretenen Forderungen der Berner internationalen 
Gewerkschaftskonferenz ignorierte. Das ist umsomehr zu 
bedauern, als die Durchführung dieser Forderungen durchaus 
im deutschen Interesse liegt und für Deutschland schon des¬ 
halb keine Schwierigkeiten bietet, weil wesentliche Teile 
des Berner Programms hier schon durchgeführt sind. Es 
kann übrigens festgestellt werden, daß der deutsche Arbeiter¬ 
schutz bereits weiter geht als die Berner Forderungen, die 
Rücksicht auf die slozialpolitisch rückständigen Länder nehmen 
mußten. Daß trotzdem das Berner Programm von diesen 
nicht restlos verwirklicht wird, bedarf keiner Erörterung. 
,Wohl aber wäre es von größter Tragweite, wenn die Staats¬ 
männer bei der von ihnen jetzt beliebten Diskussion der „Ge¬ 
sellschaft der Nationen'* sich über die Forderungen des Inter¬ 
nationalen Gewerkschaftsbundes in erster Linie unterhalten 
möchten, denn bei diesen handelt es sich um Realpolitik und 
nicht um leeres Stroh, das zwar leicht zu dreschen, aber 
dafür umso unergiebiger ist und den darbenden Volksmassen 
nichts weiter bietet als in neuer Form die alten Versprechun¬ 
gen eines besseren Jenseits. Die deutsche Regierung hat im 
Reichstage bzw. in seinem Hauptausschuß inzwischen sich für 
gewisse sozialpolitische Maßnahmen in Verbindung mit dem 
einmal kommenden Friede ns Schluß im Westen erklärt. Die 
Gewerkschaften könnten in dieser Beziehung nichts besseres 
wünschen, als wenn ein namhafter Vertreter der Reichs¬ 
regierung diese sozialpolitischen Probleme, die solche aller 
Länder sind, öffentlich ebenso freimütig zur Sprache bringen 
würde, wie der uns allen sympathische Staatssekretär des 
Reichskolonialamts es mit einigen anderen Fragen des Frie¬ 
densschlusses soeben getan hat. In der von der gewerkschaft¬ 
lichen Internationale und den Sozialpolitikern beeinflußten 
Welt sind zurzeit nicht die sozialpolitischen Leistungen 
Deutschlands vor dem Kriege so sehr vom Interesse als 
vielmehr das, was Deutschland heute will und beim Friedens¬ 
schluß als Morgenjgabe der „Gesellschaft der Nationen“ 
sozialpolitisch durchzusetzen geneigt ist. Hier, wo es sich 
um Realpolitik handelt, ist noch Neuland; auf den weiten 
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Gebieten propagandistischer Ideologien sind die anderen uns 
weit voraus und cs fehlt die Möglichkeit, sic einzuholen. 

Aut der Berner Konferenz wurde in nicht gewollter Ab¬ 
wesenheit der Franzosen über ihre Forderung auf Verlegung 
des internationalen Qewcrkschaftsbureaus verhandelt, diese 
aber abgelehnt bis eine Vollkonferenz in der Lage sein werde, 
darüber zu entscheiden. In einer fast einmütig beschlossenen 
Erklärung wurde gleichzeitig den Engländern mit herz¬ 
erfrischender Deutlichkeit die Meinung zum Ausdruck ge¬ 
bracht, die in der Gewerkschaftsinternationale über ihre Auf¬ 
geblasenheit vorherrscht. Daß sie sich dabei nicht beruhigen 
würden, war vorauszusehen und der Schwede Lindqvist, der 
die schärfere Nuance in der Erklärung forderte, war sich 
zweifellos auch darüber klar. Daß die englischen Arbeiterführer 
aber so borniert sein würden, aus &r Berner Erklärung 
eine Geneigtheit der neutralen Gewerkschaften herauszulesen, 
nunmehr mit ihnen eine neue Gewerkschaftszentrale zu bilden 
und die Beziehungen zu den Zentralmächten abzubrechen, das 
hatte sicherlich niemand erwartet. Sic haben Sam. Gompers 
auf ihrer Seite, aber diese Attraktion zieht in den neutralen 
Gewerkschaftskreisen nicht, die das Spiel, das mit ihnen 
zur höheren Ehre der Entente gespielt werden soll, sehr 
wohl zu durchschauen vermögen. Die Vorspiegelung eines 
gewerkschaftlichen Programms mit Arbeiterstatistik und inter¬ 
nationalen Informationen, die für die Gewerkschaften brauch¬ 
bar sein sollen, wird als solche schon deshalb erkannt werden, 
weil i.n der bisherigen Gewerkschaftsinternationale es ausge¬ 
rechnet die Engländer und die Amerikaner des Herrn Gom¬ 
pers waren, die auf diesen Gebieten weniger als nichts 
leisteten. Und erst recht auf dem Hauptgebiete der ge¬ 
werkschaftlichen Beziehungen, in der Pflege der internationa¬ 
len Solidarität der Arbeiterklasse, versagten sie vollständig. 
Daß der Grundsatz „Nehmen ist seliger denn Geben** eng- 
lischerseits praktiziert wurde, wollen wir dabei ganz über¬ 
gehen, es genügt schon der Hinweis, daß ein mit „reiner 
iWäsche**, d. h. mit ordentlichen gewerkschaftlichen Legitima¬ 
tionspapieren versehener Arbeiter, der aus einem anderen 
Lande in ein Land des englischen Sprachgebiets zugereist kam, 
keineswegs als Arbeitsgenosse und Freund Aufnahme fand, 
sondern als Eindringling behandelt wurde, dem die Türen 
zur gewerkschaftlichen Organisation zunächst verschlossen 
blieben und sich erst öffneten, wenn er in Pounds oder 
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Dollars sich den Zutritt zu erkaufen vermochte. Für den 
Aufbau einer neuen Gewerkschaftsinternationale im Gegen¬ 
satz zu den deutschen Gewerkschaften sind derartige Erinne¬ 
rungen wenig günstig, aber sie lassen sich kaum aus der 
.Welt schaffen und die englischen Arbeiterführer, die zur Ver¬ 
vollständigung des Propagandanetzes der Ententeregie¬ 
rungen sich an diese Aufgabe heranmachen, werden wenig 
Gegenliebe finden. 

Wohl aber verdient ihr erneutes Vorgehen Beachtung. Denn 
es beweist, daß sie keineswegs für einen vernünftigen Frieden 
zu wirken gjeneigt sind, sondern daß sie nach wie vor die 
Kriegsziele ihrer Regierung vertreten und im Dienste des 
Knock-out-Prinzips tätig sind, für das sie auch die Gewerk¬ 
schaften der neutralen Länder zu gewinnen gedenken, üb 
alle am' englischen Gewerkschaftskongreß beteiligten Organi¬ 
sationen mit den antragstellenden Führern in diesem Prinzip 
einig sind, bedarf noch der Klärung. An eine nennenswerte 
Opposition vermögen wir einstweilen jedoch nicht zu glauben. 


JOHANN PLENGE: 

Marxismus 

und christlich-nationale Arbeiterschaft. 

XUiF der Sozialismus aus einer Umsturzbewegung zur Ge- 
meinschaftsgesinnung der aufbauenden Arbeit wird, ist 
der eigentliche Inhalt der geistigen Erneuerung unserer Zeit, 
Dabei muß diese Gemeinschaftsgesinnung in den innersten 
Lebenstiefen verankert werden und die Gliederung, in der sich 
diese aufbauende Arbeit der Völker naturnotwendig zunächst 
zusammenfaßt, ist der Staat, der (richtig verstanden) zum 
„Volksstaat‘‘ werden muß. Durch diesen geschichtlichen 
Fortgang wird namentlich der Marxismus durch Fragen ver¬ 
wirrt, die er sich in der naturwissenschaftlichen Verblendung 
einer rein gesellschaftlichen Lehre des 19. Jahrhunderts ur¬ 
sprünglich vom Halse hatte halten wollen. 

Aber was geschieht in den andern Lagern? 

Das vorausgreifende Spiel der Dialektik, der „Gedanken¬ 
kreuzung“, könnte die Behauptung wagen, so notwendig der 
Marxistische Sozialismus staatlich wird und beginnt sein 
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Verhältnis zur Religion mit anderen Augen zu sehen, so 
notwendig muß die wissenschaftliche Rechtfertigung der 
christlich-nationalen Arbeiterbestrehungen eine ausgespro¬ 
chene Hinwendung zum Marxismus zeigen. Scheinbar eine 
sehr „mutwillige Konstruktion“ ! Und doch steckt auch in 
dieser Kreuzwendung unserer nun einmal auf Gegensätze ge¬ 
stellten Wirklichkeit eine tiefe Notwendigkeit. Man kann 
ja dem alten Marxismus unparteiischer gegenüberstehen, wo 
die Weltgeschichte einen Schritt über ihn hinausgemacht 
hat! Man hat zu prüfen, wie weit er in die gerade durch 
die Fortbildung des Marxismus doch greifbar möglich ge¬ 
wordene innere Einheit der Ueberzeugungen der ganzen deut¬ 
schen Arbeiterschaft als wertvoller Bestandteil dauernd hinein¬ 
gehört. Der Krieg hat uns vor die Wahrscheinlichkeit einer so¬ 
zialistischen Zukunft gestellt, mag man in ihrer innerlich fest- 
zusanmengeschlossenen, Gliederung auch noch so viel freie 
Beweglichkeit der Einzelteile erhalten wollen. Also muß 
man doch w^ohl über die verbreitetste Lehre des Sozialismus 
neu nachdenken! Und schließlich! Nur wenn man vom 
Marxismus lernt, alle Wandlungen im Aufbau des durch seine 
Wirtschaft genährten und getragenen Gesellschaftskörpers 
mit rücksichtsloser Strenge zu verfolgen, kann man die 
jeweilige Geschichtslage und die jew^eiligen Lebensbedingungen 
des inneren gesellschaftlichen Geistes richtig verstehen. Nur 
mit marxistischer Schulung kann man den Weltkrieg be¬ 
greifen ! Was Wunder, daß der Marxismus im Lager der 
christlichen Arbeiterschaft in dem Augenblicke im Werte 
steigt, wo seine Einseitigkeit endgültig überwunden ist. 

Aber das geht natürlich sehr viel langsamer, wie innerhalb 
des Marxismus von 1914 an: „die Revolutionierung der 
Revolutionäre“. Das w^ar ein harter' plötzlicher Schlag! Ein 
Durcheinanderwdrbeln der Geister! Hier aber handelt es 
sich um den vorsichtigen Versuch des langsamen vorsichtigen 
Umlernens. 

Nur mit diesem Vorbehalt wird ein Aufsatz wie der von 
Paul August über „Ethisch-kulturelle Momente im Sozialis¬ 
mus der Gegenwart* im Juliheft der „Deutschen Arbeit, 
Monatsschrift für die Bestrebungen der christlich-nationalen 
Arbeiterschaft“, richtig gewürdigt. Es ist ein Versuch, dem 
sittlichen Gehalt des Marxismus gerecht zu werden, und 
zeichnet sich dadurch aus, daß er alle Selbstwudersprüche 
des Marxismus mit verständigem Wohlwollen beiseite läßt, 
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um alles das herauszubringen, was an sittlicher Bejahung 
darin lebt. Auch wenn wir dabei über ^ Marx und den 
Marxismus inhaltlich nicht viel neues hören, so wird es doch 
bedeutungsvoll durch die Stelle, wo es gesagt wird, und 
durch die Zeit, in der diese Aeußerungen fallen. 

Schon der Anfang des Aufsatzes läßt ein ausgesprochenes 
Verständnis für den Standpunkt der „Glocke*' und ihrer 
Hauptmitarbeiter durchklingen, das wir mit Befriedigung fest¬ 
stellen. 

„Mitten in den Stürmen des Weltkrieges, den Paul Lensch 
in' einer tief durchdachten geschichtlichen Studie als ,Welt¬ 
revolution* bezeichnete, die, aus dem Schoße des Hochka¬ 
pitalismus geboren, die Menschengcsellschaft einer neuen, so¬ 
zialistisch orientierten Gemeinschaft entgegenführen soll, beging 
die sozialistische Welt am 5. Mai 1918 den hundertsten Ge¬ 
burtstag von Karl Marx.“ 

So geht es mit weitem Blick an dife Frage: vertritt der 
Marxismus nur ein starres System von Naturgesetzen? Oder 
lebt in ihm eine starke, sittliche Lebensgesinnung vom auf¬ 
bauenden Geist in der Geschichte ? Und wo kommt die her ? 

„Als ob Marx wirklich aller idealistischer Denkmotive bar 
geblieben wäre, als ob nicht gerade aus Marx’ ,Kapital* ein: 
tiefernstes ethisches Pathos spräche, das den ganzen sittlichen 
Ernst seiner sozialistischen Idee durchleuchten läßt, als ob nicht 
das welthistorische Kommunistische Manifest eine flammende 
Anklageschrift gegen eine Bourgeoisie wäre, die ,die persönliche 
Würde in den Tauschwert aufgelöst*, die mit einem wort an die 
Stelle der mit religiösen und politischen Illusionen verhüllten 
Ausbeutung die offene, unverschämte, direkte, dürre Aus¬ 
beutung gesetzt* hat, die ,hur noch Arbeitsinstrumente, die 
je nach Alter und Geschlecht verschiedene Kosten machen* im 
menschlichen Arbeiter sehen kann, die ,alles Heilige . . , ent¬ 
weiht*, ,dem Familienverhältnis seinen rührend sentimentalen 
Schleier abgerissen und es auf ein reines Geldverhältnis zurück¬ 
geführt*, ,die alle bisher ehrwürdigen und mit frommer Scheu 
betrachteten Tätigkeiten ihres Heiligenscheines entkleidet . . ,, 
den Arzt, den Juristen, den Pfaffen,' den Poeten, den Mann der 
Wissenschaft in ihre bezahlten Lohnarbeiter verwandelt* hat! 
Gewiß liegt es Marx fern, mit diesen doch sicher ethischen Be¬ 
urteilungen zufrieden zu sein und nun nach einem konstruierten 
ethischen und sozialethischen Ideal eine neue Welt aufzubauen 
und von der verständigen Einsicht der Menschen einerseits und 
ihrem guten Willen anderseits die Besserung, d. h. also die 
radikale Abschaffung der kapitalistischen Gesellschaft und den 
historisch gänzlich unvermittelten Aufbau der sozialistischen 
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Gemeinschaft zu erwarten. Auch will Marx keineswegs den 
einzelnen Kapitalisten als ethisch minderwertig anklagen. Das 
alles ist überwundener Utopismus einer sozialistischen rrührsit. 
Marx schaute tiefer, aber er konnte nur tiefer schauen, veil 
einer seinen Blick geschärft hatte — Hegel, der Philosoph.' 

Daraufhin wird auch der „Materialismus'* der marxistischen 
Geschichtsbetrachtung ohne Schauder vor dem schlimmen 
.Wort gewürdigt. 

„Aber metaphysischer Materialismus und historischer Materia¬ 
lismus sind doch zwei ganz verschiedene Dinge, die Marx und 
Engels selbst wohl auseinanderzuhalten wußten. Der historische 
Materialismus will lediglich eine positivistische Geschichtsbe¬ 
trachtung sein, der ira Gegensatz zu Hegels idealistischer Ge¬ 
schichtsauffassung nicht die Idee, sondern die ökonomische 
Realität Erklärungsgrund aller geschichtlichen Phänomene ist, 
letzthin auch der kulturell-geistigen Erscheinungen des histo¬ 
rischen Gemeinschaftslebens; des Rechtes, der Moral, Religion, 
Philosophie. 

Nicht also ,moralpredigen" wollen Marx und Engels, wohl 
aber das geltende Ethos aus seinen wirtschaftlichen Bedingungen 
heraus gesdiichtlich verstehen und als soziales Phänomen be¬ 
greifen^ Dabei bleibt aber bestehen, daß sie dieses Gesamtethos 
geißeln, daß auch sie einen festen ethischen Beurteilungspunkt 
einnehraen.“ 

So wird die Bahn für d^e Feststellung frei, daß der „mate¬ 
rialistisch" in Bewegung gehaltene Fortgang der Geschichte 
als Endziel den Höhepunkt einer die Menschheitskräfte be¬ 
wußt zusammenfassenden Gesellschaftsgliederung sieht, und 
daß alle frühere Geschichte nur als hinstrebende Durch¬ 
gangsstufe zu dieser geschichtlichen Lebenshöhe der Ver¬ 
nunftentwicklung aufgefaßt werden darf. 

„Das ist in der Tat die Grundüberzeugung Marxens, die als 
stillschweigende Voraussetzung seinem so eminent an der Ge¬ 
schichte orientierten Denken zugrundeliegt: Es gibt in der Welt¬ 
geschichte, die immer nur die Entfaltung menschlichen Gemein¬ 
schaftslebens ist, eine Vernunft, die siA in all ihren Erschei- 
( nungen realisiert, die auch die von späterem und — in still¬ 
schweigender Voraussetzung — "höherem Entwicklua^stand- 
punkt aus als unvernünftig beurteilte Erscheinung doch für ihre 
Zeit als vernünftig und im historischen Geschehen ndfwenilig 
erlassen läßt. Der geschichtlichen Entwicklung ist also eine 
Teleologie, ein sinnvolles, zweckgerichtetes Geschehen inne¬ 
wohnend, das zu immer vollkommenerer Höhe sich emporringt. 
Was wirklich ist, das ist vernünftig und hat als solches seinen 
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Zweck und seine historische Bedeutung, und alles Vernünftige 
wird einmal wirklich werden.“ 

Und damit ist schließlich das Verständnis gewonnen, daß 
man hinter all den gelegentlich einseitig übertriebenen Aeuße- 
rungen von Marx über die Naturgesetzlichkeit der Ge¬ 
schichtsentwicklung immer wieder die Grundeinsicht suchen 
muß, daß die Menschen als Menschen unter dem Gesetz 
ihrer eigensten Lebenslage, die Natur und Vernunft ‘zu¬ 
sammengefaßt, ihre gesellschaftlich geschichtlichen Lebens¬ 
formen aufgebaut ha^n und weiter aufbauen. 

„Aber man wird auch den Revolutionsgedanken verstehen, 
wenn man sich nur ins Bewußtsein ruft, daß Menschen, und 
zwar vergesellschaftete Menschen, nach Marx die Geschichte 
machen, .nicht unpersönliche »Produktivkräfte^ »Produktionsver¬ 
hältnisse' und dergl. Die Geschichte ist schon nach einer ver¬ 
hältnismäßig früheren Aeußerung Marxens die Tätigkeit des 
»seine Zwecke verfolgenden Menschen'. Denn solche ökono¬ 
mischen Verhältnisse gehen immer Menschen ein, und in ihnen 
sind immer Menschen tätig. Aber die ökonomische Gesetz-^ 
mäßigkeit (zwingt innerhalb dieser Verhältnisse doch den mensch¬ 
lichen Willen, und darum sind Revolutionen, die im Dienste eines 
politischen oder sozialen Ideals stehen, nicht Taten freier 
Menschen, sondern Willensentschließungen zuzusclireibcn, die 
unter den herrschenden ökonomisch-sozialen Verhältnissen eine 
gesellschaftliche Notwendigkeit geworden sind.“ 


So wird gerade an der materialistischen Geschichtsauffas¬ 
sung, die den eigentlichen Streitpunkt ausmachen muß, der 
Kern eines unausrottbaren, sittlichen Gehalts freigelegt. 

Der zweite Teil des Aufsatzes gilt dem Nachweis, daß 
der Marxismus als Sozialismus sittliche Gemeinschaftslehre 
ist, sittliches Gemeinschaftsleben als seine Zukunft fordert 
und sittliches Gemeinschaftsleben zwischen Menschen und 
Völkern anerkennt und anerkennen muß. 


'„Diese Gemeinschaftsidee hat schon das Kommunistische 
Manifest programmatisch verkündet: ,An die Stelle der alten 
bürgerlichen Gesellschaft mit ihren Klassen und Klassengegen¬ 
sätzen tritt eine Assoziation, worin die freie Entwicklung eines 
jeden die Bedingung für die freie Entwicklung aller ist.' Gemäß 
den Voraussetzungen des »wissenschaftlichen' Sozialismus handelt 
es sich hier selbstverständlich nicht um eine Ersetzung der 
heutigen Gesellschaft, die noch gar keine »Gemeinschaft' ist. 
durch eine neue, sondern um eine organisch-historische, icausai 
notwendig sich vollziehende Entwicklung. Aber man sieht trotz- 
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dem, wie in dieser historischen Entwicklung zugleich ethische 
Werte sich realisieren.“ 

Daraus die Folgerung für die sachgemäße Beurteilung und 
Feststellung der sozialistischen Lebensziele. ’ 

„Es ergibt sich aber für eine wirklich ernste und die Be¬ 
deutsamkeit des sozialistischen Problems der Gegenwart voll 
würdigende Stellungnahme zum "Sozialismus, erstens wie sehr 
man gegen Windmühlen kämpft, wenn man heute noch den 
Sozialismus glaubt abtun zu können mit dem billigen Einwand, 
wie töricht noch die Forderung einer allgemeinen Gleichheit sei. 
Es handelt sich ja immer nur um die sittliche und rechtliche 
Gleichheit alles dessen, was Menschenantlitz trägt, und um die 
Schaffung solcher objektiven gesellschaftlichen Verhältnisse, die 
jedem die Ausbildung seiner sittlichen Persönlichkeitsanlagen 
• ermöglichen,'"Und zweitens, wie wenig tief man Tn die letzten 
Motive des modernen sozialistischen Denkens eingedrun^en ist, 
wenn man immer nur an der ,Vergesellschaftung der Produk¬ 
tionsmittel* haften bleibt und ihr gegenüber auf die Berechtigung 
des Privateigentums oder auf die Undurchführbarkeit einer 
sozialistischen Zukunftsgemeinschaft — um nicht zu sagen 
,Zukunftsstaates* — hinweist. Es mutet einem bei einem so 
ernsten und 'den IMäjngeln und tatsächlichen Krebsschäden unseres 
modernen kapitalistischen Soziallebens so mutig ins Auge 
schauenden Denker wie Walter Rathenau fast archaistisch an, 
wenn man lesen muß, daß des Sozialismus ,stärkste Kraft ge¬ 
meinsamer Haß und seine letzte Hoffnung irdisches Wohlbe¬ 
finden' sei. Allerdings hat Rathenau darin recht, daß der 
Sozialismus aus anderen Weltauffassungen fremde Jdeale herbei¬ 
zuholen trachte, aber doch 'nur historisch recht, insofern Marx 
eben der Materialist, der Realist gegenüber dem Idealisten Hegel 
und dem Rationalismus der Utopisten ist, obwohl doch gerade 
in Marx idealistische Denkmotive von frühester Jugend an 
wirksam sind und wirksam bleiben. Der Sozialismus hat nicht 
nur ,Ideale des Magens', wie man wohl ‘gesagt, zu verwirklichen. 
• Aller ökonomisch-sozialer Klassenkampt steht im Dienste einer 
höheren sittlichen Menschengemeinschaft. Der Sozialismus ist 
Weltanschauung und Lebensansicht.“ 

Daraus auch das Verständnis für die Auffassung des Sozia¬ 
lismus von der überstaatlichen Völkergemeinschaft: 

„Aber mehr noch: die Internationale von heute verteidigt 
durchaus keinen Antinationalismus und rationalistisch-aufklä¬ 
rerischen Kosmopolitismus, auch sie ist neben dem wirtschaft¬ 
lichen Interessenverband ein Kulturbegriff geworden. Alle Na¬ 
tionen haben ihre Werte, ihre Kunst, ihre Philosophie, ihre 
Literatur usw., sie sollen erhalten bleiben und gepflegt werden, 
alle Völker haben ihre Eigenart, sie soll nicht vermischt werden; 
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ln dem übernationalen Menschenverbande, den die sozialistische 
Gemeinschaftsidee fordert und die ökonomische Geschichtsbe¬ 
trachtung als historisch notwendig erwartet, sollen alle Na¬ 
tionen anerkannt und zu einem friedlichen Austausch in wirt¬ 
schaftlicher und kultureller Hinsicht verbunden werden. Es ist 
vielleicht erlaubt, auch auf diese Sozialidee das oben zitierte 
Wort des Kommunistischen Manifestes erweitert anzuwen3en, 
daß die freie Entwicklung jeder einzefnen Nation die Bedingung 
für die freie Entwicklung aller Nationen, des Menschheits¬ 
ganzen, ist.“ 

Aber dann auch der eine große Punkt des Bedenkens, der 
die Geister scheidet: 

„So sehr wir Im Interesse einer gerechten Beurteilung und 
einer wirklich sachlichen Verständigung das ethisch-kulturelle 
Moment als im Sozialismus der Gegenwart, sofern er sich als 
wissenschaftliche Gemeinschaftsidee, nicht als bloßes KampT- 
mittel einer politischen Partei darstellt, wirklich und wirk 2 nd 
aufzuweisen bemüht waren, so sehr niÜ33en wir einen Mangel 
bedauern: die Orientierung dieser Idee am sittlich-religiösen Ge¬ 
halt des Christentums.“ 

Und es wird dann ausgeführt, daß die Handhabung der 
materialistischen Geschichtsauffassung namentlich durch 
Kautsky die geschichtlichen und geistigen Tatsachen in der 
Darstellung und Erklärung des Christentums vergewaltigt. 
Marx habe weder die Verstärkui^ der inneren .Willenskräfte 
des Einzelmenschen durch den uottesglauben, noch die ge¬ 
meinschaftsbildende Kraft des Christentums in der Geschichte 
richtig verstanden, weil er eben doch über seinem eigenen 
Glauben an die naturgesetzliche Entwicklung der Menschen- 

f ;esellschaft zu sehr übersehen habe, daß nur die volle Ent- 
altung und Gesundung der lebendigen Willenskräfte ihrer 
Einzelglieder das Gesamtleben der Gesellschaft nach oben 
tragen könne. ' 

Darum wird abschließend eine sozialistische Gesinnung auf 
christlicher Grundlage, die vom Marxismus verständnisvoll 
gelernt habe, als die stärkere geschichtliche Kraft be¬ 
hauptet. 

„Sie wird einer Menschengemeinschaft das Wort reden, in 
der alle von der Vorsehung mit individuellen Zügen, Werten und 
Aufgaben versehenen Völker ihre Anerkennung finden, in der sie 
dennoch zu einer Verbindung zusammengeschlossen wird, die 
über der nationalen Eigenart das alle Menschen Verbindende, in 
der christlichen Idee von der Gotteskindschaft aller Menschen 
gegründete Gemeinsame der Menschheit nicht übersteht. Und 
wie die christliche Sozialethik die Völker verbinden, nicht zu 
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einem Kcrglomerat verschmelzen will, so will sie auch das 
Individuum keineswegs isolieren und auf sich beschränken, son¬ 
dern sieht in der von Gott zweckvoll-scliöpferisch grundgehgten 
sozialen Anlage des Menschenwesens einen deutlichen Fi^erzeig 
für die Verpffichtung zu einem Sozialleben, in dem jeder onzclne 
seine Persönlichkeit nach ewiger göttlicher Idee auszugestaltcn 
sich berufen, aber zugleich auch mit anderen zusammenzuleben 
und -zuarbeiten sich verpflichtet weiß in seiner Gemeinschaft, 
die keines Menschen Recht verkürzt und keine »Ausbeutung* 
menschlicher Persönlichkeit zulassen ka::n. So weiß gerade die 
»christlich-nationale* Arbeiterschaft, daß ihr bei der Lösung der 
kommenden ernsten Gesellschaftsaufgaben aus der cliristlichen 
Religion Motive und Ueberzeugungen zufließen, die für die 
soziale Neuorientierung des deutschen Volkes von höchstem 
Werte sind. Sie sichert sich damit eine Kraftquelle, die sich 
ein atheistischer oder religiös indifferenter Sozialismus trotz 
seines sittlichen Ideengehaltes bewußt verscbließt. Auch sie' 
hat sittliche Ziele zu erstreben und ethische Werte zu reali¬ 
sieren, die allein das bloße Gesellschaftsleben zu einem Gemein¬ 
schaftsverhältnis ausgestalten können. Berühren sich ihre 
ethischen Ideen mit solchen, die auch im Sozialismus der 
- Gegenwart Anerkennung finden, so freut sie sich des Ge¬ 
meinsamen und unterläßt es nicht, ihnen eine sittlich-religiöse 
Verankerung zu geben.** 

Was wird man dazu sagen? 

Wenn es wesentlich auf den Wiederaufbau eines starken 
und gesunden deutschen Volkes und einer starken und ge¬ 
sunden Völkergesellschaft nach dem Kriege ankommt, vor 
allem und an erster Stelle : Gluck auf den Weg, wenn Ihr uns 
dabei begegnen wollt! 

Hinterher kommt aber gleich die Warnung: lernt aber auch 
genug, damit Ihr Euren Weg nicht verfehlt! Freut Euch 
nicht nur über die sittliche Uebereinstimmung, die Ihr mit 
dem Marxismus zu finden glaubt, sondern lernt das harte, 
sachgetreue Verständnis des gegebenen Gesellschaftskörpers 
und seiner wirtschaftlichen Ausgliederung, wie sie der „Mate¬ 
rialismus** der Marxisten lehrt. Führt die heutigen Mar¬ 
xisten, die Lensch, Renner usw., nicht nur lobend an, son¬ 
dern verarbeitet ihre Gedankengänge und was ihnen zugrunde 
liegt, durchaus und mit vollem Ernst. Dann erst wird sich 
zeigen können, wie sich eine Verschmelzung der Ueberzeu¬ 
gungen endgültig vollzieht! 

Der alte Marxismus aber wird sich gegenüber einer solchen 
neuen geistigen Bewegung seinerseits fragen müssen: 
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1. Was bedeutet Religion, innere „Ur-Bindung“ des tief¬ 
sten Willenslebens an den letzten Grund des Seins, aus 
dem alles Leben und alle Entwicklung quillt? Wie führt 
sie den Einzelnen über sich hinaus? Und was für Kraft für 
die Ueberwindung schwerster Lebensaufgaben kann sie 
geben ? 

2. Wie weit ist meine eigene „Vr-Bindung'' an eine irgend¬ 
wie daseiende menschliche Lebensvemunft, die durch die 
nach dem „Gesetz“ ihrer „Entwicklung“ fortschreitende Um¬ 
formung der Stoffwechselgliederung der Gesellschaft in fort¬ 
gesetzten gesellschaftlichen Kämpfen zur Erzeugung des So¬ 
zialismus genötigt wird, in sich beweisbar und geschlossen 
und welche Voraussetzungen liegen ihr zugrunde? 

3. Welche Stellung hat insbesondere das Christentum unter 
den Religionen und als Unterbau unseres heutigen Kultur¬ 
lebens, und welche innere Uebereinstimmung besteht zwischen 
seinem Wesen und dem Wesen des Sozialismus? Wobei 
für das Verständnis dieses Wesens alle Ausartungen und 
Sonderbildungen der geschichtlichen Erscheinungsformen des 
Christentums so gleichgültig sind, wie etwa alle Unvernunft 
und alle Kurzsichtigkeit der Bolschewiken für das Wesen des 
Sozialismus! 


ALWIN SAENGER (München): 

Der „deutsche“ Militarismus. 

\WER sich das armselige und für seine geistige Wahrhaftig- 
keit beschämende Zeugnis ausstellt, er besitze heute noch 
über alle wirtschaftlichen und politischen Faktoren des staat¬ 
lichen Lebens die gleichen Anschauungen wie am 31. Juli 
1914, der mag immerhin allen Versuchen, Schlagworte aus 
dem Kampfe menschlicher Ueberzeugungen zu entfernen, die 
eherne Gesetzestafel seiner sakrosankten Kirchendogmen ent¬ 
gegenhalten. Wer dem lebendigen Strome der Wahrheit 
zu folgen vermag, der wird den heißen Glauben an eine 
bessere Zukunft der Arbeiterklasse und den ungebeugten, 
durch diese Jahre gehärteten Kämpferwillen, den sozialisti¬ 
schen Ideen und dem Proletariat zum Si^e zu verhelfen, 
mit dem ernsten Streben zu lernen, in Einklang bringen 
können. Herr ür. Oskar Cohn, ein Führer der sogenannten 
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Unabhängigen, gehört zweifellos zu der erstgenannten Klasse 
von I\)litikern. Am Schlüsse seiner Reichs tags rede vom 22. Fe¬ 
bruar 1918 segnete er den Tag, an dem die Völker ihre Ge¬ 
schicke selbst in die Hand nehmen werden gegen die Fürsten 
und gegen die Staatsmänner, gegen die Militärs, gegen den 
deutschen Militarismus vor allem. Es sei gestattet, demgegen¬ 
über zu bemerken, daß wir Eines aus dem Krieg gelernt 
haben, nämlich den Wert der englischen Staatsmaxime „Recht 
(xler Unrecht, mein Vaterland“, die tief im Bewußtsein des 
englischen Volkes und seiner gesamten arbeitenden Klasse 
liegt, als ein Fundament erfolgreicher Weltpolitik zu ver¬ 
stehen und zu schätzen. Efe ist einseitig und für eine end¬ 
liche notwendige Besserung unserer allgemeinen Weltgeltung 
schädlich, nur mit der sicher vorhandenen politischen Minder¬ 
wertigkeit eines Teils unserer lediglich auf Geld und Adel 
gegründeten Diplomatie, die beseitigt werden muß, so unser 
Vaterland gedeihen soll, die isolierte Weltstellung Deutsch¬ 
lands zu begründen. Das heutige Maß der weit um sich grei¬ 
fenden Anfeindung, ja des Hasses deutschen Wesens, haben 
wir alle selbst mit verschuldet, denn wir selbst haben der 
Entente, Herrn Wilson und Genossen manche der Waffen 
geliefert, mit denen sie alle heute p>olitisch gegen das Deutsche 
Reich kämpfen und dem armen, versklavten und verpreußten 
deutschen Volke als Menschheitsbeglücker eine freiere Zu¬ 
kunft bringen wollen. Es gibt auch ein politisch-intellek¬ 
tuelles Gegenstück zu dem untertänigen Brief, in welchem 
Krupp 1867 dem dritten Napoleon die deutschen Kanonen 
anbot, mit denen er drei Jahre später auf deutsche Sol¬ 
daten schoß, jetzt plappern die Zitatenkünstler der „west¬ 
lichen Demokratie“ ihre Sprüchlein wider uns nach unseren 
eigenen Rezepten. Die deutsche Methode, unter Verhimme¬ 
lung des Auslandes die eigenen Institutionen bei Hervorhe¬ 
bung nationaler Fehler verächtlich zu machen und die natio¬ 
nalen Tugenden unter den Scheffel zu stellen, hat elendiglich 
Schiffbruch gelitten. Das Gute überall zum Exempel neh¬ 
men, wo es lebt. Gewiß. Aber die Erhöhung des Anderen 
aut Kosten des Landes seiner Geburt ist die Ursache verhäng¬ 
nisvollsten Uebels, unter dem wir heute nun leiden, und das 
auch den Krieg mitverlängert Daß bei einer mäßigenden 
Klugheit verantw'ortungsvoller Politiker keine Stagnation, 
keine Hemmung des Fortschritts einzutreten braucht bew'eist 
uns eben der englische Staat, der ja von so Vielen als Muster 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




Oer „deiitsche*‘ Militarismus. 


601 


liberaler und demokratischer Praktiken hingestellt wird. Und 
so lerne ich von denv englischen Volke zu Nutzen meines 
Staates: „üb Recht oder Unrecht, mein Vaterland!“ Darum 
hätten wir nach diesen 4 Jahren an Stelle Herrn Cohns etwa 
gesagt: 

„M. H.! Die Völker müssen ihr Schicksal selbst in die 
Hand nehmen. Die Völker wollen den dauernden Frieden. 
Der Appell an die Waffen muß durch den Appell an das 
Schiedsgericht, zu dem die deutsche Regierung sich bereit 
erklärt hat, ersetzt werden. Der „Mili&rismus“ und was 
damit zusammen hängt, muß bekämpft werden, bei uns, meine 
Herren, und vor allem in den feindlichen Staaten. Diese 
glauben ihre Kriegs Verlängerung damit begründen zu können, 
daß der deutsche Militarismus vernichtet werden müsse, da 
es sonst keinen dauerhaften Frieden gäbe. Wie steht es 
nun aber mit dem Militarismus auf der anderen Seite? Was 
ist es mit dem leider von uns nur allzu einseitig gebrauchten 
Schlagwort „Deutscher Militarismus“? Im Frühjahr 1017 
versah die amerikanische sozialistische Zeitung „Milwaukee 
Leaderi' die Erklärung Lloyd Georges über Niederwerfung 
des preußischen Militarismus mit folgender kritischer Rand¬ 
bemerkung“ : 

„Wie steht es denn mit der britischen Militärkaste? In 
den letzten 100 Jahren hat Großbritannien sechsmal so viel 
Kriege geführt wie Preußen. Der britische Militarismus auf 
dem Wasser hat den Weltfrieden in den letzten 100 Jahren 
mehr bedroht als der preußische auf dem Lande. Ueberhaupt, 
warum denn nur vom preußischen Militarismus sprechen? Ist 
der französische nicht älter? War nicht Frankreich das 
erste Land mit einem großen stehenden Heere? Und hat es 
dasselbe nicht seit 250 Jahren unausgesetzt ausgebaut, um 
an, der Spitze zu stehen? Und der russische Militarismus? 
Ist der nicht der größte, mächtigste und gefährlichste von 
allen? . . . Wenn Deutschland morgen zur sozialdemokrati¬ 
schen Republik erklärt würde, würden England, Rußland 
und Frankreich Deutschland noch einmal so heftig bekämpfen 
wie heute. . . Eine sozialdemokratische deutsche Republik 
würde sofort als eine Bedrohung der Zivilisation, der Reli¬ 
gion und vor allem jeden Dollars der angelegten Kapitalien 
betrachtet werden. Erst seit Deutschland ein gefährlicher 
Konkurrent für den englischen Handel geworden war, hat 
England plötzlich entdeckt, daß der preußische Militarismus 
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antidemokratisch und eine Bedrohung des europäischen Frie¬ 
dens seL‘* 

In seinem weltbekannten Buche „Expansion of England“ 
schreibt Seeley, der berühmte Professor der Geschichte in 
Cambridge, an einer Stelle: „Zwischen der Revolution vpn 
1688 und der Schlacht bei Waterloo kann man rechnen, daß 
wir sieben große Kriege geführt haben, von denen der kür¬ 
zeste 7 Jahre, der längste ungefähr 12 Jahre dauerte. Von 
126 Jahren wurden 64 Jahre, also mehr als die Hälfte, ^n 
Kriegen zugebracht“ Und zum weiteren Beweise der un¬ 
erhörten militärischen — oder wenn Sie wollen maritimen — 
Qewaltix>litik^ Englands gegenüber der ganzen Welt brauche 
ich aus einem unerschöpflichen Beweismaterial wohl nur die 
Namen Elisabeth, Karl 11., Indien, Afghanistan, Opiumkrieg, 
Jamaika, Kopenha^n, Alexandria, Sudan, Transval, Persien, 
herauszugreifen. Der frühere englische Ministerpräsident Earl 
ot Roscbeir äußerte einmal im Dezember 1901: „Es ^bt 
keine Parallele zu dem Haß und Uebelwollen, womit wir fast 
einstimmig von den Völkern Europas betrachtet werden.“ 
Andere hervorragende Engländer, der Earl ob Kimberley, 
Lx)rd Salisbury haben gleich ihm gesprochen. Warum, meine 
Herren, hat dieser verachtende Haß der Welt gegen die 
Raubpolitik Englands niemals irgendwelche positiven Früchte 
gezeitigt? Weil England sich niemals um die Mißachtung 
seiner Politik gekümmert hat. Warum spricht heute die 
Welt nicht davon, daß Cecil Rhodes in seinem Testamente 
1877 sein Vermö^n für die Begründung und Entwicklung 
einer geheimen Gesellschaft hinterließ, deren wahres Ziel 
die Ausdehnung der britischen Herrschaft über die Welt sein 
sollte, daß Chamberlain aus dem „little Engländer“ einen 
„greater Engländer“ machen wollte, daß Admiral Fisher 
im Autograpnenbuch des Haager Friedenspalastes 1899 die 
Worte eintrug: „Die beste Sicherung für den Weltfrieden 
ist die Ueberlegenheit der britischen Flotte“, daß alle mari¬ 
timen AbrüstungsVorschläge Großbritanniens in der Haupt¬ 
sache die Tenctenz hatten, in seinem finanziellen Interesse 
die Gleichheit der englischen Flotte mit den zwei stärksten 
fremden Flotten dauernd festzulegen? Warum — so fragen 
wir abermals — erfüllt die Welt heute nicht ein Vernich¬ 
tungsruf wider den englischen Marinismus, da Monypenny 
einst im „Empire and Century“ (1905) schrieb: „Es liegt 
in der besonderen Natur der Seemachtj vor allem in den 
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Zeiten des Dampfers, einzig und unteilbar zu sein und daher 
ganz und gar in den Händen einer dominierenden Macht zu 
liegen,'* da wir in „Navy League Annual“ (1910/1911) lasen: 
„Der Ozean kann nicht mehr als einen Herrn vertragen**, 
da der Genosse — Herr Branting die seinem Vaterlande 
zugemutete Sklavenrolle dem englischen Weltbeherrscher ge¬ 
genüber mit den Worten zu rechtfertigen den Mut besaß: 
„Es wäre eine unfreundliche Handlung gegen die Macht, die 
das Meer beherrscht, wollte man versuchen, ihre Ueberlegen- 
heit zu lähmen.“ Warum kein Protest, keine flammende Ent¬ 
rüstung, keine Anklage, keine Verdammung? Weil wir Deut¬ 
schen in unser em ahnungslosen politischen Kinderspiel selbst 
dafür gesorgt haben, daß heute die Welt glaubt, der deutsche 
Militarismus sei der gefährlichste. Deutsche Politik! 

Der preußische Militarismus ist der angriffslustigste — 
pfeift es aus den demokratischen Orgeln in allen Ecken der 
Welt. Warum? Weil von 1700 bis 1914 England 49, Frank¬ 
reich 35, Deutschland (Preußen) 13 Kriege führten? Weil 
der mächtige Militärstaat Preußen-Deutschland die einzige 
Weltmacht war, die in den letzten 2 Menschenaltern sich 
nur durch ihre friedliche Kulturarbeit und nationale Tüch¬ 
tigkeit einen Platz an der Sonne schaffen wollte, während 
alie anderen Großmächte bis zum Staate des „sacro egoismo“ 
hinunter erobernde Raubpolitik mit militärischen Gewaltmit¬ 
teln betrieben? Wenn die australische Arbeiterpartei von 
Ende April 1910 an 3 Jahre lang die Regierung des Common¬ 
wealth in Händen hat und gerade in dieser Zeit die allgemeine 
Wehrpflicht durchführt und den Anfang einer Flotte 
schaftt, so findet man das nicht weiter auffallend. Demo¬ 
kratie in Reinkultur ist es selbstverständlich, wenn am Ende 
des vierten Kampfjahres gegen den „deutschen“ Militarismus 
der amerikanische ^nat eine Sedition Bill (Aufruhrgesetz) an¬ 
nimmt, wonach mit 20 Jahren Gefängnis (1! ) oder mit einer 
Geldstrafe von 10 000 Dollar bestraft wird, „wer in Gegen¬ 
wart anderer sich absichtlich, gesetzwidrig, drohend, herab¬ 
setzend, verächtlich oder schmähend über die Regierung der 
Vereinigten Staaten, die Verfassung, den Präsidenten, die 
Uniform des Heeres und der Marine äußert oder Worte ge¬ 
braucht, die darauf abzielen (!), die Vereinigten Staaten, 
ihre Regierung, den Präsidenten, die Verfassung, das Heer, 
die Flotte, Soldaten oder Seeleute, die Flag^ oder das Wohl¬ 
befinden der Vereinigten Staaten verächtlich oder verhaßt 
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zu machen oder zu verleumden.“ Die demokratischen Phra- 
seure aber kämpfen frohgemut weiter gegen den von uns 
selbst servierten „deutschen Militarismus“. 

Und dann, meine Herren, Frankreich, die Republik. Da 
laufen ja die Väter der Bemhardis und Treitschkes zu Dutzen¬ 
den herum. Lesen Sie einmal alle die französischen Herren 
Militaristen, den Staatsmann Graf Joseph de Maistre („Der 
Krieg ist an sich göttlich, denn er ist ein Weltgesetz.“ Oeuvres 
compl^tes.), den Philosophen l^nest Renan („Der Krieg ist 
demnach eine der Vorbedingungen für den Fortschritt, der 
Peitschenhieb, der ein Land am Einschlafen hindert, denn er 
zwingt die selbstzufriedene Mittelmäßigkeit, ihre Gleich¬ 
gültigkeit aufzugeben.“ „La Reforme intellectuelle et mo¬ 
rale“, S. 111), den Politiker H. Barthelemy („Wir müssen 
uns deshalb rastlos aut den Krieg vorbereiten, denn er ist 
uns vom Geschick bestimmt.“ „Avant la bataille“, S. 2), 
den Militärschriftsteller Pierre Baudin („Der Krieg ist für 
die zivilisierten Völker ein unvergleichliches Prüfungsmittel, 
das die ursprünglichen Kräfte des Instinkts unter der Tünche 
einer unsinnigen Erziehung durch die Wirrnisse des Gesell¬ 
schaftsorganismus hervorbrechen läßt und die Ausbrüche und 
die Lebendigkeit der tierischen Natur bewirkt.“ „L^Alerte“, 
S. 8), den General Keßler („Der Humanitarismus und der 
Pazifismus sind gefährliche Einschläferungsmittel.“ „La 
Guerre“, S. 3), den Oberstleutnant Montaigne („Die Ge¬ 
walt schafft das Recht und sie ist das Recht. Nur der Krieg 
eines starken Volkes ist gerecht. Der Beweis, daß ein Krieg 
gerecht ist, das ist der Sieg. Die Schwachen sind da, um 
die Starken zu ernähren“ in „Vaincre“, „La guerre“, S. 175), 
den Kammerpräsidenten Paul Doumer („Es gibt Nationen, 
die als kleine leben können, Frankreich kann das nicht; 
es kann kein kleines Volk sein.“ Rede vom 14. Mai 1904), den 
General Cherfils („Nur eine starke Armee kann dem Gegner 
Furcht einflößen, sich mit ihr zu messen.“ „Vers Fesperance“, 
S. 110), den Deputierten Henry Pat^ („Man muß stark sein, 
um nicht angegriffen zu werden; man muß stark sein, um 
seine Freundschaften und Bündnisse zu erhalten und neue 
vorzubereiten.“ „Le Sacrifice“, S. 5). Lesen Sie weiter 
den Oberst A. Grouard („In keiner Armee hat man seit 
30 Jahren so gearbeitet wie in der französischen. Sowohl 
in der Vervollkommnung unserer Kriegsrüstung wie in ihrer 
besten Handhabung^, in allen Zweigen der Kriegskunst ist 
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man hier täglich und unaufhörlich vorangeschritten.** „France 
et Allemagne**, S. 9), den Kommandanten G. Cognet („Kein 
Land, selbst Deutschland nicht, kann sich rühmen, sein Par¬ 
lament besorgter für die militärischen Bedürfnisse des Landes 
gesehen zu haben, eifriger, sie zu befriedigen, und vor allem 
kundiger in der Wahl der Mittel.** „Le Probleme de reser- 
ves**, S. 5). Vergessen Sie nicht, was der Senator und heutige 
Präsident Raymont Poincare in seiner Rede an die Lehrer 
des Maas-Departements im September 1903 sagte: „Niemand 
könnte sich den Fall denken, daß eine Nation wie die unsrige 
ohne unterzugehen imstande wäre, ganz oder nur teilweise 
aut ihre ruhmreiche Vergangenheit und aut ihre überlieferten 
Fähigkeiten zu verzichten, noch daß sie ohne ihre militärische 
Macht bleiben könnte, was sie ist.** Und „La Vie militaire** 
schreibt 1912/1913, S. 208: „Die Ansprachen, welche die 
höchsten Spitzen der offiziellen Welt im Juli 1913 bei Ge¬ 
legenheit der Preisverteilungeh in den staatlichen und städti¬ 
schen Gymnasien hielten, behandelten alle denselben Gegen¬ 
stand: die Notwendigkeit einer starken Armee**. Diese Proben 
des französischen Militarismus könnten um das hundert¬ 
fache vermehrt werden. Gibt es denn, meine Herren, in der 
ganzen Welt überhaupt ein Land, das eine derartig schamlose 
und brutale militärisch-politische Justiz besitzt, wie die demo¬ 
kratische französische Republik? Die ganze Größe der feind¬ 
lichen Heuchelei über den preußischen Militarismus kann man 
erfassen, wenn man an den letzten der unzähligen mili¬ 
tärischen Justizskandale in Frankreich, den Prozeß Malvy 
denkt Erbärmlicher ist niemals das Recht von, einer anmdßen- 
den Militär käste zu Boden getreten worden. 

Ich erinnere mich, am 30. August 1915 in einem Leitartikel 
der „Humanite** über „Deutscher Militarismus und Fana¬ 
tismus** den Satz gelesen zu haben: „Der deutsche Milita¬ 
rismus ist furchtbar durch seine Gewalt und durch die wesent¬ 
lichen Eigenschaften dieser Gewalt, die sich in zwei Worte 
zusammenfassen lassen: Organisation und Disziplin. Er ist 
mächtig und furchtbar, weil er methodisch begründet und 
durchgeführt wird und weil es seine Art und Weise ist, 
unwesentliche Bewegungen wesentlichen Richtlinien zu unter¬ 
werfen, alle Sonderwünsche dem Gesamtwillen unterzuordnen 
und weil die Masse vom einzigen zusammenfassenden Willen 
des Befehlshabenden beherrscht wird.** Diese Worte ent¬ 
halten eine gewisse Wahrheit. Der deutsche Militarismus 


Digitized by Go 'gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



606 


Der „deutsche** Militarismus. 


vereint die nationalen Tugenden und Untugenden in hervor¬ 
ragendem Maße in sich. Nicht die dem Krieger als solchem, 
sondern die der deutschen Nation eingeborenen Qualitäten 
sind es, die als Grundlage unserer Tüchtigkeit der englischen 
Welt vorweg nicht passen und ihr aut* die Nerven gehen. 
Darum denn auch gegen uns in zunehmendem Maße der weit 
allgemeinere — die deutsche militärische Sünde mitumfas¬ 
sende — Vorwurf, Deutschland sei ein Zuchthaus-Staat durch 
seine Begriffe von Organisation und Unterordnung unter eine 
Gesamtheit. Das deutsche Wesen, die Mentalität von uns 
allen sind die Ursache der Vorwürfe gegen den deutschen 
Militarismus. Die Anklagen gegen die Art der deutschen So¬ 
zialpolitik sind von denen gegen den deutschen Militarismus 
gar nicht zu trennen. Durch unsere Arbeit und ihre Inten¬ 
sität sind wir besonders unbeliebt geworden. 

Was an dem deutschen Militärsystem zu bekämpfen ist — 
und es ist manches — das möge man ruhig uns deutschen 
Sozialisten zur Erledigung überlassen. Wir werden diesen 
Kampf fortführen nach unserer Ueberzeugung und hoffen, 
daß bei der Bekämpfung des Militarismus in den andern 
Ländern man uns an Energie nicht nachsteht. 1 )ie Aufgabe 
des im eroberungslustigsten und beutegierigsten Marinismus 
groß gewordenen England und seiner staatlichen Anhängsel 
kann es nicht sein, über unsere Tugenden und Untugenden, 
über den deutschen Militarismus, den friedfertigsten der 
Welt, zu Gericht zu sitzen. Im eigenen Hause schaffen wir 
selbst Ordnung. Und wir haben es, meine Herren, nach 
den Erfahrungen dieser vjier Jahre satt bekommen, unter kind- 
licliem .Mibhraurh des deutschen, idealistischen Wahrheits¬ 
fanatismus unsere nationale Wäsche in internationalen Trögen 
zu waschen.** 


Notiz, 

ln den Aufsatz „Oesterreicliischer Katzenjammer“ in Heft 21 
haben sich — da das Manuskript sehr unleserlich war — leider 
wieder einige Satzfehler eingeschlichen: auf Seite 651 muß es 
heißen: „Solche intellektuelle Sauberkeit wäre unösterreichisch“ 
(statt würde) und aut Seite 652 soll von der dünnen (statt der 
dummen) politischen Bildung der österreichischen Arbeiterschaft 
gesprochen werden. 
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VICTOR NOACK: 

Gemeindewahlrechtsreform und Mieter¬ 
bewegung. 

pINE soziale Bewegung, die die Regierung zu bestimmten 
Maßnahmen veranlassen will, erreicht ihr Ziel, wenn sie 
der Regierung durch einflußreiche Führer und große Gefolg¬ 
schaft imponiert. Die Mieterbewegung vermag dies nocii 
nicht. Es fehlt ihr an dem Einen wie an dem Andern, ln 
jahrzehntelangen Bemühungen gelang es der Mieterorgani¬ 
sation nicht, einen im Verhältnis zur onwohnerzahl nennens-' 
werten Mitgliederbestand zu erwerben. 

Es ist außerordentlich schwer, Menschen, die sonst kein 
besonderes gemeinsames Interesse zueinanderführt, lediglich 
aut Grund des Gemeinsamen, daß sie Wohnungsmieter sind, 
organisatorisch zusammenzuschließen. Organisationsfähig 
sind nur besondere Interessen, — Teile des Ganzen —, Par¬ 
teien. Daß jemand in einer Mietswohnung wohnt, ist nichts 
besonderes. Die weitaus meisten Menschen tun^s. Es fehlt piso 
für eine allgemeine Mieterorganisation zunächst das Be¬ 
sondere, das Genossenschaftliclic, das Parteibildende; denn 
auch die eigentliche Mietereigenschaft als Haushaltungs¬ 
vorstand ist nicht ein solches besonderes gemeinsames Merk¬ 
mal eines Teiles von Bürgern. Organisieren lassen sich 
aber immer nur Parteien. Die Organisation soll Mittel sein, 
entweder: die Interessen einer Minderheit (die zahlenmäßig 
die Mehrheit sein könnte) gegenüber der Mehrheit (die, um¬ 
gekehrt, zahlenmäßig eine Minderheit sein könnte) zur Gel¬ 
tung zu bringen; — oder: eine Minorität in der Minorität zu 
erhalten ; Machtverhältnisse zu verschieben oder zu konser¬ 
vieren. 

Als Stachel im Fleische fühlen ihr besonderes, gegensätz¬ 
liches Interesse dem Vermieter gegenüber noch heute erst 
nur die unzufriedenen, in ihrem Rechtsgefühl, in ihrer Ruhe 
und Sicherheit verletzten Mieter, die mit ihrem Hauswirt 
offen oder verborgen in Streit liegen. Es sind relativ erst 
Wenige, die allgemein mit dem bestehenden Wohnsystem, 
etwa piit dem Besitzrecht der Hausbesitzer, mit der kommunal¬ 
politischen Rechtsstellung der Hausbesitzer einer-, der Mieter 
andererseits unzufrieden sind, den allgemeinen sozialpoliti¬ 
schen Widerstreit der Mieter- und Vermieterinteressen er- 
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kannt haben und auszufechten trachten. Diese chronisch 
Unzufriedenen, die Reformer, die willens sind, Pionierarbeit 
für die Zukunft zu leisten, sind die treibenden Kräfte in der 
Mieterbewegung, — die Offiziere. Das Rekrutierungsgeschäft 
wird am erfolgreichsten sein in der sozialen Schicht, wo 
das Wohnungselcnd zu Hause ist: in der Bevölkerung der 
Klein- und Kleinstwohnungen. Akut Unzufriedene aus Krei¬ 
sen der Bessersituierten werden immer nur kurze Zeit Mit¬ 
läufer der Bewegung sein; solange nämlich, wie die Ver¬ 
drießlichkeit über ihren Hauswirt anhält. Der Krieg hat ja 
allenthalben die Verkehrsformen zwischen Hauswirt und Mie¬ 
tern auch der „herrschaftlichen“ Wohnungen verschlechtert 
Infolgedessen fand die Mieterbew'egung auch in den west¬ 
lichen Vororten Berlins, in die „Kulturwohnungen“ Eingang. 
Ich zweifle jedoch nicht daran, daß diese Kreise von der 
Mieterbewegung wieder abfallen, sobald normale Verhältnisse 
eingetreten sein werden, und die akute Unzufriedenheit dieser 
Mieter behoben ist. t 

Es wird natürlich auch nach Wiedereintritt normaler Ver¬ 
hältnisse unzufriedene Großmieter geben und etwelche davon 
werden immer auch zeitweilig in der Mieterbewegung mit¬ 
laufen ; aber wurzeln wird die Bewegung nur in den Kreisen 
der Kleinwohnungsinhaber und der Reformer. Die müssen 
für die ürganisaHon geworben werden. 

An sie kommt die Mieterbewegung heran durch die Ge¬ 
werkschaften und Berufs verbände der kaufmännischen, indu¬ 
striellen und behördlichen Angestellten und Beamten und 
durch die Krankenkassen. Die von Albert Kohn, dem {Direktor 
der Allgemeinen Ortskrankenkasse der Stadt Berlin, alljähr¬ 
lich herausgegebenen Wohnungsuntersuchungen w^eisen auch 
der Mieterbewegung den sozialen Untergrund, den sic zu 
pflügen hat, auf dem ihr die sozialen Kulturzicle erwachsen, 
die sie emporheben könnten über ihre bisherige Bedeutungs¬ 
losigkeit. Erst mit solchen Zielen wird die Mieterbewegung 
zu leiner ernsthaften sozialen Bew^egung, und erst wenn sie ^as 
ist, oder doch den Willen deutlich bekundet, es zu we.^den, 
wird sie den Sukkurs aus den Reihen der führenden Sozial¬ 
politiker und aus deren Gefolgschaften erhalten, der ihr zu 
dem Ansehen bei der Regierung verhülfe, das nötig ist, um 
gesetzgeberisch Wirkung zu erzielen. 

Dazu ist aber erforderlich, daß die Mieterbewegung poli¬ 
tische Mittel und Kämpfe nicht ablehnt. Sie braucht sich 
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ebenso wenig wie die politisch neutralen Gewerkschaften 
und Angestellten- usw.-Verbände einer der großen politischen 
Parteien anzuschließen; aber sie muß durchaus für den so¬ 
zialpolitischen Fortschritt einstehen und dies vor allem auf 
dem ihr nächstllegenden Gebiete der Kommunalpolitik. 

Ich denke hier vor allem an die Reform des Gemeinde¬ 
wahlrechts. Eine eminent politische Frage und doch eine 
Frage, zu der die Mieterbewegung ganz zweifelsklar Stel¬ 
lung nehmen, muß. 

Die Vorgänge der Gegenwart öffnen ja auch Schläfrigen 
die Augen darüber, wie die Stadtverordnetenversammlungen 
und Gemeindevertretungen über die bedeutungsvollsten Mie¬ 
terinteressen entscheiden. Sie beschließen clie Ortsstatutc, 
die die Wohnungsherstellung überhaupt und insbesondere 
auch hinsichtlich der Zimmerzahl, Ausstattung und Preis¬ 
lage bestimmen. Die Stadtverordnetenversammlungen sind 
geradezu Regulatoren auf dem Wohnungsmarkt. Man weiß, 
daß vor allem die Magistrate sich bei ihrer Mitwirkung dabei 
von finanzpolitischen, (steuerpolitischen Rücksichten bestimmen 
lassen. Teuere Wohnungen wehren schwache Steuerzahler 
ab. Diese „fiskalische Wohnungspolitik** begünstigt nicht 
so sehr den Hausbesitzer wie den Grundbesitzer. . Teuere 
Wohnungen ergeben hohe Bodenrente, hohe Terrainpreise, 
werden also erstrebt von der Terrainspekulation. Mächtiger 
noch als der Hausbesitz ist das glänzend organisierte Boden¬ 
kapital. Die .Wohnungsfrage ist eine Bodenfrage. 

Die Boden- und Wohnungspolitik wird in den Städten und 
Gemeinden gemacht von den Mehrheiten der Stadtverord¬ 
netenversammlungen und Gemeindevertretungen. § 16 der 
Städteordnung von 1853 bestimmt, daß die Hälfte der von. 
jeder Abteilung zu wählenden Stadtverordneten aus Haus¬ 
besitzern bestehen muß. In den Erläuterungen dazu heißt 
es: „Es ist nicht notwendig, daß genau die Hälfte der 
Stadtverordnetenversammlung aus Hausbesitzern bestehe; es 
muß nur mindestens die Hälfte der Stadtverordneten dieser 
Kategorie angehören. Ein Mehr ist nicht ausgeschlossen und 
kann unbedenklich sogar die ganze Stadtveroidnetenversamm- 
lung aus Hausbesitzern bestehen.** Nach § 52 der Land¬ 
gemeindeordnung müssen mindestens zwei Drittel der Ge¬ 
meindevertretung Angesessene sein, d. h. in dem Gemeinde¬ 
bezirk ein Wohnhaus besitzen oder Grundbesitz haben, der 
zu mindestens 3 Mark Grund- und Gebäudesteuer veranlagt 
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ist. Ich erinnere nur daran, daß Gemeinden wie Friedenau, 
Steglitz, iReinickendort unter die Landgemeindeordnung fallen. 

.Werden durch das — heute, wo Haus und Grund nur noch 
Handelsobjekte sind, durch nichts mehr gerechtfertigte — 
Hausbesitzer Privileg die Mieter insgesamt in ihrem ersten 
Bürgerrecht geschmälert, so werden die minderbemittelten 
Mieter noch weiter hintenangesetzt durch das Dreiklassen¬ 
system, das nach dem Muster des Wahlgesetzes vom 30. Mai 
1849 für die Wahlen zur Zweiten Kammer (Abgeordneten¬ 
haus) gebildet ist. 

Es wäre möglich, daß die Forderung der Beseitigung des 
Dreiklassensystems im Gemeindewahlrecht einen Zwiespalt 
in die Mieterbewegung trüge. Die Minderheit der zeitweise 
mitlaufenden größeren Steuerzahler, die sich durch das pluto- 
kratische Wahlrecht begünstigt fühlen, würde diese Forde¬ 
rung nicht mitvertreten wollen. Möchte die Mieterbewegung 
aber nicht lieber auf einige unzuverlässige Mitläufer als aut 
eine programmatische Foraerung verzichten, die ihr Ansehen 
und Vertrauen in den breiten Kreisen der Kleinmieter er¬ 
würbe, und die ihre .Organisation zu einem Faktor in den 
allgemeinen politischen Kämpfen erhöbe, mit dem die Parteien 
— und sei es auch gleich wie mit dem Zünglein an der 
.Wage — im Wahl rechts kämpfe zu rechnen hätten? Daß das 
Hausbesitzerprivileg ebenfalls Anhänger in der Mieterbewe¬ 
gung finden könnte, erscheint mir undenkbar. 

Selbstverständlich muß die Mieterbewegung sich einsetzen 
für die Reform des Gemeinde wähl rechts. Selbstverständlich 
muß sic sich an den Stadtverordneten- und Gemeinde Vertreter¬ 
wahlen beteiligen, —* wenn nicht eigene Kandidaten auf¬ 
stellen, so doch für solche eintreten, die sich zur Vertretung 
der Mieterinteressen verpflichten, und die andern bekämpfen. 
Ein Mittel politisches Ansehen zu gewinnen! Aber Kon¬ 
sequenz gehört dazu! Nur konsequente Politik erwirbt einer 
Bewegung Vertrauen, und die Mieterbewegung wird be¬ 
sondere Anstrengungen nötig haben, sich Kredit zu ver¬ 
schaffen. 
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ERNST KRIECK: 

Zur Debatte 

über den Aufstieg der Begabten. 

(Replik an Adam Remmele.) ' 

D ECHTER Hand, linker Hand: alles vertauscht. Der 
bürgerliche Volksschullehrer und der sozialdemokratische 
Redakteur reden jeder eine Sprache, die der andere greifbar 
nicht'versteht, und doch reden beide im Namen der sozialen 
Idee. Oder nicht? 

Zunächst ist es ganz selbstverständlich, daß den Begabten 
aus dem Arbeiterstand eine möglichst hohe Allgemeinbil¬ 
dung vermittelt wenden muß, selbst dann, wenn sie nicht 
aus ihrer Klasse heraustreten, sondern deren Führung über¬ 
nehmen sollen. Die heutige Universitätsbildung ist aber 
in der Hauptsache Fachbildung: wer ein philologisches Fach¬ 
examen gemacht hat, wird zumeist Lehrer; der Dr. ehern, 
tritt als Beamter in ein Laboratorium, und nur viele Juristen 
machen eine größere Ausnahme von der Regel, weil sie als 
Rechtsanwälte mit sämtlichen Lebensgebieten in praktische 
Fühlung kommen können. Wenn also die Begabten einfach 
Berufen zugeleitet werden, die Universitätsbildung voraus¬ 
setzen, so sind sie damit aus einer sozialen Klasse in eine 
aiidere versetzt. (Wobei diese Versetzungsmöglichkeit doch 
eine beschränkte ist, solange der Begabte nicht auch noch 
durch das Korpsburschentum „erzogen** wird.) 

Das kann unter Umständen für die bestehende Gesell¬ 
schaftsordnung, wie für die Auf steigenden persönlich von 
Nutzen sein: aber das Unternehmen ist von gänzlich negativer 
Bedeutung für die Ursprungsklasse. Bis jetzt habe ich die 
Lösung des sozialen Problems in der Beseitigung der Klassen¬ 
schranken gesehen, und den normalen Weg dazu sehe ich 
weder im terroristischen Umsturz, noch darin, daß die be¬ 
stehenden Oberschichten die besseren Kräfte, der unteren 
aufzehren: Der heutigen Klassenschichtung, dem heutigen 
„oben und unten** soll überhaupt ein Ende gemacht weiSen 
durch Hebung der gesamten unteren Klasse auf dem poli¬ 
tischen, dem sozialen und dem Bildungsweg. Habe ich mich 
mit dieser Auffassung des sozialen Problems getäuscht oder 
empfiehlt Herr Remmele nicht vielmehr ein bürgerliches, ja 
ein kleinbürgerliches Ideal ? 
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Knecht bleibe Knecht! Was soll mir dieser Vorwurf? 
Den Handarbeiter wird keine Gesellschaftsordnung ab¬ 
schaffen; an der jetzigen Gesellschaftsordnung ist gar nichts 
^bessert, wenn des Taglöhners Sohn Richter wird. 
Wohl aber ist sehr viel gebessert, wenn dem be¬ 
gabten Taglöhnerssohn als Vertreter seiner Klasse 'jeg¬ 
liche Möglichkeit zu hoher Allgemeinbildung eröff.net wird, 
so daß Ipr Fjihrer ßeiner Klasse w'erden und als solcher überall 
in die entscheidenden Stellen (nicht in untergeordnete Beam¬ 
tenstellen, wohin der reguläre Schulgang mit seinen „Berech¬ 
tigungen“ die Begabten liefert) ein rücken und in organischem 
Zusammenhang mit seiner gehobenen Stellung rückwirkend 
die Ursprungsklasse, die er vertritt, fördern kann. Das Ziel 
also ist, daß Fabrikdirektoren, Bürgermeister, Minisfer usw^ 
von unten he rauf wachsen, getragen von der eigenen Tüchtig¬ 
keit und vom Vertrauen ihrer sozialen Schicht. Ist die Auf¬ 
stiegslaufbahn fest abgesteckt durch die regulären Schul-, 
Examens- und Bureaukratenjoche, so kommen weder Be¬ 
gabung, noch die soziale Unterschicht aut ihre Rechnung. 
Die jetzt gepriesenen Aufstiegswege sind der Versuch, 
eine große Aufgabe mit kleinen Mitteln und am verkehrten 
Objekt zu lösen. Und der etwa mögliche Gewann wirkt 
antisozialistisch. 

Also nicht der von mir empfohlene Weg führt zur herme¬ 
tischen Abschließung der Arbeiterklasse; vielmehr ist nichts 
mehr geeignet, die heutige Klassenschichtung zu verewigen 
und die Arbeitersclücht unten zu halten, als die künstliche 
Versetzung der besseren Arbeitersöhne in „höhere“ Klassen. 
Wenn Herr Remmele meine Sprache, die ich für eine soziale, 
eine sozialistische halte, überhaupt verstände, hätte er in 
meinem Aufsatz nicht so viele Widersprüche finden können, 
wo keine sind. Jawohl, ich will die bisherige Ausnahme 
zur Regel gemacht wissen; ich will, daß Tüchtigkeit und 
Erfahrung im sozialen, politischen und Berufsleben die regu¬ 
läre Aufstiegsmöglichkeit im öffentlichen Leben werde, nicht 
die jetzige I^iter der Klassenabstufungen mit ihren Bildungs- 
nomien. Diese Möglichkeit habe ich seinerzeit schon in der 
„Glocke“ dargelegt in einem Artikel über den „Sozialen Ver¬ 
waltungsstaat“. Und das Schulwesen soll so eingerichtet 
werden, daß jeder dieser Begabten, sofern er Bedürfnis und 
Trieb dazu hat, jederzeit sich die nötige Allgemein- und 
Fachbildung erwerben kann. Neue Gesellschaftsordnungen 
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verlangen entsprechende neue Bildungswege und Schulen. 
Wer den Trieb von innen heraus zum Erwen) einer bestimm¬ 
ten ergänzenden Bildung hat, legt übrigens den Weg in 
einem Bruchteil der Zeit zurück, welche die Masse der 
aus äußeren Motiven Studierenden braucht. Seine Bildung 
wird geleitet von seinem Instinkt. 

Den Vorschlag, einem begabten Kind irgendeine Bildungs¬ 
möglichkeit vorzuenthalten, wird man bei mir vergeblich 
suchen. Es soll Begabten auch jener bisherige Weg durch 
höhere und Hochschule unentgeltlich offen gehalten werden 
— in erweitertem Maße. Aber nichts ist zu halten von der 
künstlichen Auslese, dem künstlichen Einführen von Schülern 
in diese Laufbahn, wobei sich die Auserlesenen rein passiv 
verhalten, wie es die jetzige „Begabtenförderung** unter¬ 
nimmt. Das „Ei des Kolumbus** kann hier nur von solchen 
nicht entdeckt werden, die für eine künstliche Neuheit ein 
entsprechendes künstliches Kriterium suchen: weder die ex¬ 
perimentelle Methode noch die Schulprüfung sind ein solches 
Kriterium, sondern der angeborene, leidenschaftliche und 
unüberwindliche Trieb zur Wissenschaft im Schüler selbst, in 
dem allein sich die künftige erhöhte Begabung ankündigt. 
Das Suchen nach intellektuellen Merkmalen, wo es sich um 
den Willen handelt, ist ein Irrweg. Der Begabte im Leben 
ist ausgezeichnet durch den überlegenen Willen, der den 
Intellekt formt, durchdringt, beherrscht. Dafür aber hat 
die Schule keine Maßstäbe, wird sie nie sichere Merkmale 
gewinnen. Man darf eben nicht zuviel von der Schule 
erwarten; man muß nicht zu viel von außen, von oben her 
„machen'* wollen, sondern auf das Wachstum Vertrauen 
haben. Was organisiert, was „gemacht** werden kann, das 
ist nur die Bereitstellung und Darbietung von Möglichkeiten, 
die Wegbereitung, Was aber jetzt geschieht, das ist die 
künstliche Hebung künstlich Auserwählter von außen her. 

„Alles oder nichts?** — Allerdings: besser nichts, als eine 
verfehlte, schädliche Maßregel. Ich meine, tatsächlich dafür 
Besseres, Geeigneteres, zumal im' Sinn der sozialen Idee, 
in Vorschlag gebracht zu haben. Man könnte nur allenfalls 
sagen, meine Vorschläge seien Utopie, ihre Verwirklichung 
stehe noch in weiter Ferne. Nun: dann ist der ganze So¬ 
zialismus Utopie. Ausbau des Fachschulwesens für freiwillige 
Teilnehmer, die ihrem freien Trieb genügen, Volkshochschul¬ 
kurse, Volkshochschulen sind nicht utopischer als die Be- 
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gabtenschulen; die Hebung der gesamten Volksschul 
wenig. 

Es sei hier noch verwiesen auf den Aufsatz PrcJ^ 
t. Sprangers „Das Problem des Aufstiegs*' (Deutscher k 
1918, Nr. 20 u. 21), der seine Untersuchung unter 
weiten Gesichtspunkten führt, sowie auch die Kritik, & 
Professor Gerhard Budde (Europ. Staats- und Wirtschaft 
Zeitung) am Lehrplan der Berliner Begabtenschulen geüb\ 
hat. Die Lehrpläne der Begabtenfördeningsanstalten stellei» 
an die Lern- und Aufnahmetähigkeit ihrer Schüler dermaßenl 
weitgehende Anforderungen, daß dabei leicht jegliche Begabt¬ 
heit mit Stoffüberfülle erdrückt werden kann. 




GEORG BEYER: 

Georg Beyer : Georg Kaiser. 

W IE sie kurz angebunden war, das ist nun zum Eni'zücken gar“: 

»» ^ von der Jugend unserer neuen künstlerischen Zeitwende gilt 
das liebe Wort über Gretchen nicht; da ihr Ich die? Weltseele 
sein und auf alle geistigen Entscheidungen in den Grundfragen des 
Lebens losgehen will, so gibt sie, wie sich das wohl \von selbst 
versteht, mehr dionysischen Rausch als appollinische Besainftigung; 
mehr Worte und Ueberschwang als Knappheit und Zusahimenfas- 
sung. Liest man ihre typischen Dramen, worin sie sich abkehren 
will von der farblosen und mechanischen Zeit, die in der Kunst den 
Menschen nur als Zusammenballung psychologischer Daten zu 
zeigen wußte, so stößt man fortwährend auf ekstatische Symbo¬ 
lismen, eingezügelt noch von ^der Kraft der künstlerischen Disziplin. 
lEine besondere Erscheinung in dieser bunten Gesellschaft ist der 
vierzigjährige Georg Kaiser. Er will Meisterer des Temperame.^ts 
sein, Platoniker und Dialektiker; er sucht nach einem neuen Stil 
des Oefühlsaüsdrucks, worin, um mit dem Eustache in seinenv 
„Bürgern von Calais“ zu reden, eine „klare Flamme ohne Rauch, \ 
kalt in ihrer Hitze, wild in ihrem Brennen“, leuchten soll. Selten 
hat sich einer stürmischer die Bühne erobert als er. Vor zwei 
Jahren noch ein fast Unbekannter, der seinen Schaffensdrang nur 
für einen kleinen Kreis von Intellektuellen zu befriedigen schien, 
spielt man die Dramen Kaisers heut in Frankfurt, in München, in 
Berlin, in Wien und allmählich überall in der Provinz; und so ( 
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Die von Hebbel erklärte jungfräuliche Witwe wird bei Kaiser 
zu einem« Außbunde von Sinnlichkeit: er zeigt sie als eine Eva, 
die lange nach dem 'Apfel g^ieren muß, bjs er sich il^ auf die 
saftigste Weise schenkt. Der ihr aufgedrungene Greis Manasse 
stirbt, bevor er sie von seiner Männlichkjeit zu überzeugen ver¬ 
mochte; auch die geschwächten Juden des umschlossenen und 
ausgehungerten Jerusalems vermögen ihr nichts zu bieten. Da 
wandelt sie in ihrer Not zu Holofernes Zelt, aber hier findet sie, 
daß der lebemännisch-ironische König Nebukadnezar viel begeh¬ 
renswerter ist als der muskelstarke, aber dumme Feldherr, dessen 
Kopf, als Künder ihrer sexuellen Enttäuschung, fällt. Die Fabel 
endet ein wenig gewagt, und das verhindert wohl, da Kaiser 
keine Konzession machen will, die Aufführung der von schlanker 
Pperetten-Grazie erfüllten Satire. Judith, in ihrer mit dem Na- 
turdrangc vermählten Naivität frei über allen moralischen Kom¬ 
plexen schwebend, findet ihre erotische Erhörung im Tempel, in 
den Armen eines Hohepriesters, der ihr die göttliche Jungernweihe 
geben sollte. Es ist ein buntes Auf und Ab der Auswirkungen 
des Sinnentriebes, frech und sicher auf die Spitze getrieben’. 

Das gleiche Problem, in anderer Spiegelung, ist in „Europa“ 
gestaltet;. Europa, König Agenors Tochter, ist von Tänzern 
umringt, die aber ihrer schlaff gewordenen Körperlichkeit keine 
Sensationen mehr abringen. Da zeigt sich Zeus als männliche 
I^rima-Ballerina vor ihr, um sie zu gewinnen; er erntet Hohn und 
Gelächter, ln der Stierverwandlung will er die kühne Prinzessin 
wütend niederrennen, aber gerade als Symbol der ungezügelten 
Wildheit wird ihm ungeahnter Liebeslohn! Das graziös bew'egte 
Spiel hat einen eigentümlich knappen Rhythmus; Sinnlichkeit wird 
Künderin der ewig fortwirkenden (Schaffensmomente, die sich immer 
an den elementarsten Kräften entzünden. Drittes Stück in dieser 
Reihe ist endlich: „König Hahnrei“, — ein Tristan-Drama, worin 
das heroische P.aar verstummt und Marke der zerquälte Held ist. 
Es ist eine monologartige Raserei des Wahns, weit entfernt von 
der banalen Tragik des Hahnreitums. Die Sprache ist kalt¬ 
dialektisch zugespitzt; das Ende, das mit dem Siege des Königs 
endet, wird ganz Gedankenkonstruktion. 

' „O, meine Brüder, zerbrecht, zerbrecht mir die alten Tafeln“, 
'dieses Nietzsche-Wort krönt diese drei Werke; in den „Burgern 
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von Calais“ errichtet er aber die neuen! Dieses Stildramaj 
monumental hochgereckt und gespannt von stärksten Anrufen 
der Zukunft, gestaltete Kaiser zur Kanzel einer Weltanschauung, 
die ewigen Frieden über die kulturfrohe Menschheit ergießen 
soll. Eine geschichtliche Unterlage gibt die Ueberlieferung von 
jenen sechs Bürgern der französischen Hafenstadt, die sich opfern 
wollten, um der Stadt die Gnade des siegreichen englischen 
Königs zuzuwehden. Fs meldeten sich sieben! Da geht der alte 
Eustache freiwillig in den Tod, und beflügelt von seiner Opfertat, 
machen sich die andern zum letzten Gange bereit; da wird dem 
englischen König ein Sohn geboren, er beschenkt die Stadt mit 
seiner Gnade, aber Eustache bleibt in aller Herzen als wahrer 
Retter und Ueberwinder. Rodin hat die Bürger von Calais in 
einem packenden Bildwerk der Erinnerung erhalten; der Stoff 
hat gewaltig-pathetisches Format. Kaiser hat daraus keine nationale 
Symphonie gemacht, was ja nahe genug lag, sondern der stellver¬ 
tretende Opfertod wird bei ihm eine überzeitliche, überstaatliche 
Weihe eines vom höchsten Stolze beflammten Bürgertums: „Was 
geht uns Frankreich an?“ Höher als die nationale Ideenbe¬ 
grenzung steht ein Kulturwerk, das den lebendigen menschlichen 
Aufstieg segnen soll: der Hafen; seine Aufrufe tragen ein lauteres 
Echo als das kriegerische Feldgeschrei, denn Menschenhände rangen 
ihn dem Meere ab und Menschenseelen wollen ihn erhalten. „Euer 
größtes Werk wird Eure tiefste Pflicht.“ Die Verkündung eines 
neuen Kulturwillens mündet in die friedfertige Humanität kom¬ 
mender Tage, und sie wird seltsam übersteigert durch die stilisti¬ 
schen Visionen des Dichters. Eine neue Rhetorik, beherrscht^, 
rcliefartig, alles Wesentliche des Symbols immer aufs neue er¬ 
läuternd, zwingt den Leser zur Gefolgschaft; auch dort, wo die 
poetische Gestaltung auf einmal zur sophistischen Eiseskühle er¬ 
starrt und die „Flamme ohne Rauch“ nur von Gedankenreisern 
genährt erscheint. 

Die Tragik der menschlichen Sehnsucht nach dem Vollklang 
des Lebens, die die Welt der Wirklichkeit nur bei Strafe der Ver¬ 
nichtung erfüllt: das ist der Kern einer weiteren wichtigen 
Schöpfung Kaisers, „Von Morgens bis Mitternacht“. Ein spieß-, 
bürgerlicher Bankkassierer, der in einem kleinen Neste seine 
Sonnenlosen Tage verbockte, wird eines Tages zur Defraudation 
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man einem russischen Diplomaten das Wort zu: „Ich stehe 
hier, um für das öffentliche Wohl zu lügen“, und auch Bis¬ 
marck hat, wenn man den Aufzeichnungen Ludwig von Ger- 
lachs trauen darf — siehe dessen „Aufzeichnungen“, Bd. 2, 
S. 276 — den Satz geprägt: „Wenn ich nicht lügen soll, 
kann ich nicht auswärtiger Minister sein.“ Lord Cecil hat, 
wenn es allein auf das Lügen ankäme, durch seine ziel¬ 
bewußten Lügen über die deutsche Kadaververw^ertung und 
die deutsche Vielehe sich als ein auswärtiger Minister aller¬ 
ersten Grades erwiesen. Aber gerade deshalb kann er un¬ 
möglich den Anspruch erheben, daß man ihm in Deutschland 
auch nur ein Wort glaubt. England führt den Krieg nicht 
weiter, wie Lord Cecil mit einer Träne im Auge beteuert, 
weil das deutsche Volk noch von mittelaltjerlichem Geiste 
erfüllt ist und weil man an seine Friedensbereitschaft nicht 
glaubt, sondern weil England hofft, Deutschland mit Hilfe 
Amerikas vollkommen zum Krüppel schlagen zu können und 
den deutschen Handel total zu vernichten. Es gab nie ein 
Land, dessen Politik so sehr auf die bloße brutale Macht ge¬ 
stellt war, wie England und es heißt in der Tat die We^lt 
zum Narren halten, wenn ein englischer Staatsmann sich über 
den Grundsatz beschwert, daß Macht vor Recht gehe. Mit 
ihrem prayer book allein hätten diese Burschen die Welt 
nicht erobert. 

Nunjst freilich nicht zu leugnen, daß Lord Cecil sich dies¬ 
mal fonnell ganz manierlich ausgedrückt hat und die fröhliche 
Kutschersprache des täglichen Lebens, die sonst in der eng¬ 
lischen Politik seit Kriegsbeginn so beliebt ist, vermissen ließ. 
Es ist schon möglich, daß hierbei Wahlrücksichten eine Rolle 
spielten Bei der immerhin nicht ganz schwachen f riedensf reund- 
lichen Richtung, die auch in England vorhanden ist, halten 
es Lloyd George und seine Mitarbeiter vielleicht für nützlich, 
nicht wie bisher den Eisenbeißer zu markieren. Trifft diese 
Annahme zu, dann ist es für die deutsche Regierung nur um 
so notwendiger, in immer erneuten Reden die Friedenspartei 
in England zu stärken und das englische Kabinett als das 
wirkliche Hindernis zum Frieden auch vor den englischen 
Wählermassen zu enthüllen. Stets von neuem muß der Welt 
deutlich gemacht werden, daß es nicht an Deutschland liegt, 
wenn der Krieg seinen Fortgang nimmt. 

Aber darüber hinaus hat die Länge des Krieges allmählich 
doch Erscheinungen gezeitigt, die auch den englischen Staats- 
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männern einen englischen „Sieg** in einem so fraglichen 
Lichte erscheinen lassen, daß unwillkürlich das fatale Wort 
von der „falschen Rechnung** eine ganz neue Bedeutung 
erhält. So entzückt vor dem Kriege ein großer Teil der 
Presse aller Länder die kindischen Plattheiten Norman Angels 
begrüßte, der in seinem Buche ganz rationalistisch „beweisen** 
wollte, daß der Krieg „unnütz** sei, so hat damals doch 
niemand, und am allerwenigsten der rationalistische Flach¬ 
kopf Angel, den Punkt herausgefunden, wo die englische 
„Rechnung** in der Tat falsch wurde. Und dieser Punkt liegt 
in Amerika. 

In England gefällt man sich darin, den heutigen Krieg 
mit dem Kriege gegen Napoleon zu vergleichen, der ebenfalls 
anfangs gewaltige Erfolge erzielt habe, aber schließlich doch 
erliegen mußte. Ebenso wie damals England die „Freiheit 
der Welt** gesichert habe, so wtrde es das auch jetzt tun. 
Unausgesprochen liegt hinter diesem Vergleich jedoch die 
Hoffnung, ebenso wie nach der mit hauptsächlich fremder 
Hilfe durchgesetzten Niederwerfung Napoleons die englische 
Weltherrschaft eigentlich erst begonnen habe, so werde auch 
jetzt nach der auf französische Kosten geglückten Nieder¬ 
werfung und Ausräubung Deutschlands eine Periode grenzen¬ 
loser Bereicherung und gegnerloser Herrschaft Britanniens 
über den Erdkreis einsetzen. Diese Rechnung ist nun in der 
Tat falsch. Die englische Weltherrschaft ist dahin und wird 
nicht wieder ferstehen. ' Die Länge des Krieges hat ihre Grund¬ 
lagen unterwühlt lund mit jedem Monat, den ihn England 
hinauszieht, stärkt es die Position Amerikas. In England 
wiegt man sich zwar in der Hoffnung, daß das Bündnis mit 
dem „angelsächsischen Vetter** Ewigkeitswert besitze, aber 
aus dieser Erwartung wird es einst ein schlimmes Erwachen 
geben. Je selbständiger die Union in diesem Kriege als Welt¬ 
macht geworden ist, desto kräftiger wird sie ihre besonderen 
Interessen auch gegen England zu vertreten wissen. Und der 
Interessengegensätze mit der alten Seekönigin gibt es viele. 
Die Rolle, die Newyork künftig auf dem Geldmarkt spielen 
wird, geht in erster Linie gegen die bisherige Stellung Lon¬ 
dons, und der Bau einer amerikanischen Handelsmarine trifft 
die einstige Stellung Englands als Weltverfrachter an ent¬ 
scheidender Stelle. Immer muß man berücksichtigen, daß dies 
wahren Konsequenzen des Krieges erst mit Friedensschluß 
eintreten werden. Bis dahin hält der gemeinsame Haß gegen 


Digitized by GO' 'gle 


23/1* 

Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




712 


Friedensgeplänkel. 


das im Aufsteigen begriffene Deutschland die Gegner noch 
zusammen und überbrückt ihre Gegensätze. Aber ebenso wie 
^auf dem Wiener Kongreß es nur durch ein Wunder noch 
verhindert wurde, daß der Krieg zwischen Oesterreich, Frank¬ 
reich und England gegen Preußen und Rußland ausbrach — 
das Bündnis der ersten drei Mächte war am 3. Januar 1815 ‘ 
schon abgeschlossen — so könnte auch der kommende Frie¬ 
denskongreß ähnliche Szenen bieten. Wir glauben nicht, daß 
man sich in England vollkommen solchen Erwägungen ver¬ 
schließt. Freilich hätte eine solche Einsicht die andere Ein¬ 
sicht zur Voraussetzung, daß es mit der alten englischen 
Weltherrschaft endgültig vorbei ist, und daß es für England 
nur noch darauf ankommen' kann, von der alten Position 
zu retten, was noch zu retten ist. D^s alte Spiel mit dem 
„Gleichgewicht der Kräfte“ auf dem Festland ist vorbei. 
Dazu ist dieses „Gleichgewicht“ durch den Zusammenbruch 
Rußlands wie das Schicksal Frankreichs zu sehr erschüttert. 
Niemals wieder wird es gelingen, Deutschland unter den 
gleichzeitigen Flankendruck seiner beiden bisherigen Nach¬ 
barn zu setzen. Die Bemühungen Englands, die östliche 
Front wieder auf zu richten, sind schließlich nur imstande, 
Rußland dorthin zu treiben, wohin es seinen politischen wie 
wirtschaftlichen Interessen nach gehört, an die Seite Deutsch¬ 
lands. iUnd die 'Rojle, die Japan dabei ßpielt, ist eher geeignet, 
die englische Politik mit Besorgnis als mit Genugtuung 
zu erfüllen. Die Verabredung, die England mit Amerika 
g-etroffen hat und die ihre Spitze, wie es heißt, gegen Japan 
richtet, redet hier eine deutliche Sprache. Kurzum: es ist 
dafür gesorgt, daß die englischen Bäume nicht in den Himmel 
wachsen. 

Vielleicht war es ein Schimmer dieser Erkenntnis, der sich 
in der Rede des Lord Cecil wiederspiegelte und der ihn ver- 
anlaßte, von der Möglichkeit einer Verständigung mit Deutsch¬ 
land höflicher und ausführlicher zu reden, ms man sonst 
bei englischen Staatsmännern es gewohnt war. Seine Be¬ 
merkungen über die Alldeutschen und das mittelalterliche 
Deutschland freilich sind geeignet, diesen Elementen eher 
zu nützen als zu schaden. Jeder Engländer ist ein All¬ 
engländer, er trägt die englische Weltherrschaft mit sich 
herum und es steht einem solchen Manne übel an, über 
Alldeutsche auch nur ein Wort zu sagen. Bei uns ist 
Reventlow ein Tagesjournalist, in England beherrscht er, d. h. 
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sein englisches Gegenspiel Northcliffe, fast die gesamte 
Presse, jedenfalls den Staat, er setzt Minister ein und ab 
und Lloyd George regiert nur so lange, wie es diesem blut¬ 
rünstigen Kriegshetzer gefällt. Wenn die englischen Gracchen 
also über allaeutsche Unruhen klagen, so wirkt das fast 
komisch. ‘ 

Wenn wir trotzdem verlangen, daß die deutsche Regierung 
offen und mit schärfster Entschiedenheit von den Alldeutschen 
abrückt, so nicht, weil, sondern trotzdem Englands Staats¬ 
männer so reden, wie Cecil geredet hat. Diese Schichten 
bilden eine gemeine Gefahr für Deutschlands innere wie 
äußere Entwicklung. Eine Regierung, die der Situation des 
Weltkrieges wirklich gewachsen gewesen wäre, hätte die all¬ 
deutsche Bewegung sehr gut politisch benutzen können, wenn 
nicht als Stimmvieh so doch als Bellvieh, wie' Bismarck es 
zu tun pflegte, wenn er „die ganze Meute läuten“ ließ. 
In gewissen homöopatischen Dosen wäre bei einer zielklaren 
zum Frieden entschlossenen Politik zur Bluffung des Geg¬ 
ners die alldeutsche Kriegsraserei vielleicht verwendbar ge¬ 
wesen. Statt dessen gewannen diese Elemente einen der¬ 
artigen Einfluß auf den Gang der politischen Entschlüsse, 
weniger vielleicht positiv als negativ, indem sie die Regierung 
immer wieder hinderten, ihre im Ganzen friedlichen und 
mäßigen Ziele klipp und klar auszusprechen, daß sie in der 
Tat unheilvoll wirkten. Den Kampf gegen sie muß die Re¬ 
gierung aufnehmen. Die kommenaen Monate werden zeigen, 
ob sie dazu Entschlösset! ist. Die; Rede Solfs' bietet einen nicht 
gerade vehementen Anfang, aber immerhin doch einen Anfang 
auf der notwendigen Bahn. 

Doch daß es hierbei nicht beim Reden bleiben darf, ist 
klar. Taten haben zu geschehen. Und die Tat die bevorsteht, 
ist die Lösung der Wahlrechtsfrage in Preußen. Heute kann 
man sich in Berlin und vielleicht auch anderswo fragen, 
ob es nicht doch besser gewesen wäre, die Neuwahlen 
schon im Frühjahr unter dem Eindruck der militärischen 
Offensiven vorgenommen zu haben. Heute klammert man 
sich an die Hoffnung, daß ^as Herrenhaus ein Einsehen haben 
und durch die Rettung des gleichen Wahlrechts Neuwahlen 
vermeiden werde. In Wahrheit aber würden Neuwahlen in 
Preußen wie eine ungeheuere Belebung der politischen At¬ 
mosphäre wirken. Schärfer noch freilich wäre die Wirkung 
von gleichzeitigen Wahlen im Reich. Es wird sich ja noch 
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her ausstellen, ob sich Reichstagswahlen wirklich noch bis 
Kriegsende hinausschieben lassen. Die Entscheidung wäre 
dann da, die Alldeutschen und Vaterlandsparteiler könnten 
sehen, wo sie blieben und im Innern wäre dann bei dem ganz 
unzweifelhaften ungeheueren Siegle der Linken die Bahn frei 
für innere Reformen' und für eine entschlossene Friedens¬ 
politik. 

Man sei sich klar darüber, welch einen tiefen Eindruck es 
in Deutschland machen würde, wenn in England im kommen¬ 
den Herbst Neuwahlen stattfänden und in Preußen-Deutsch¬ 
land fände man nicht die Entschlossenheit zu gleicher Tat! 
In Rußland kam die allgemeine Friedensstimmung der Volks¬ 
massen zum Ausdruck durch die Revolution; diesen Weg 
w'ollen wir nicht gehen, aber man sorge dafür, daß auch in 
Deutschland die Friedensstimmung ihren Ausdruck finden 
kann. Das wäre der schärfste Schlag ins Gesicht der gegneri¬ 
schen Kriegshetzer. Setzten dann noch die Feinde den Krieg 
fort, so wäre es dem letzten deutschen Jungen klar, daß es 
nicht Deutschland ist, das den Frieden verhindert und die 
Kultur zertrümmert. Und mit tausendfacher Energie würde 
es den Kampf um Leben und Tod neu aufnehmen. 


HADUBERT: 

Individualismus, Sozialismus 
und Ostfragen. 

Als wertvolle Ergänzung der über die hier behandelten 
Fragen in der „Glocke“ erschienenen Aufsätze von Lensch, 
Jansson, Heilmann, Plenge u. a. geben wir hier den Aufsatz 
eines nicht der Sozialdemokratie angehörenden Freundes 
unserer Zeitschrift wieder: 

^UIR waren insgemein vor dem Kriege w'esentlich innerpoli- 
tisch eingestellt und empfanden daher den politischen 
Individualismus vorwiegend als ein //zz/z'/politisches Partci- 
gebilde. Der Krieg hat auch die Völkerindividualitäten in 
unseren Gesichtskreis gerückt. Und wir machen nunmehr die 
Erfahrung, daß auch auf sie sich verschiedene Beziehungs¬ 
formen anwenden lassen, so daß auch in den Fragen des 
Völker- und Staatenlebens ein Individualismus, der die natio¬ 
nalen Willen atomisierend faßt, einer Anschauung gegenüber- 
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steht, die ich Korporativismus nenne, weil sie die Gemein¬ 
schaften nicht atomistisch-individualistisch, sondern organisch- 
körperschaftlich faßt und Sinn und Wesen der persönlichen 
wie der staatlichen Einzelexistenz nach ihrer Gliedfunktion 
in diesen großen leibhaften Gemeinschaften ermißt. 

'Ein Lieblingskind des Staatenindividualismus ist der Ge¬ 
danke der Selbstbestimmung der Nationen. Die berechtigte 
Forderung, daß Völker nie gänzlich als Objekte, sondern 
zugleich immer nach dem Maße ihrer politischen Mündig¬ 
keit und Blickweite als Subjekte der Politik behandelt wer¬ 
den sollen, ist in dieser Forderung so weit überspannt, daß 
selbst winzigen Völkersplittem ohne ausgebildete staatliche 
und nationale Physiognomie der Rechtsanspruch zugebilligt 
werden soll, über ihre Zukunft unbekümmert um die Lebens¬ 
bedingungen anstoßender Großstaaten nach eigenem kind¬ 
lichen Ermessen zu entscheiden. Und wie weit breite Kreise 
der deutschen Sozialdemokratie heute ins Schlepptau der 
liberalen Reaktion geraten sind, kann man am besten an dem 
Eifer ermessen, mit dem sie sich für dies echt .liberale und 
gänzlich unsozialistische Prinzip der Selbstbestimmung der 
Völker einsetzen. / 

Ein interessantes Problem, das der Bearbeitung von sach¬ 
kundiger Seite harrt, ist die Frage, in welchem Grade auch 
die russische Revolution, dieses kühnste sozialistische Ex¬ 
periment der • Gegenwart, von liberalem Geisteserbe zehrt. 
Es ist in dieser Hinsicht bezeichnend, daß sie das 5>eibst- 
bestimmungsprinzip gerade in ihrer minimalistischen, d. h. 
stark liberalisierenden Phase auf den Schild erhoben und 
sich in ihrem jüngsten, entschieden sozialistischem Stadium, 
davon losgesagt hat. Die Tatsache, daß die nissische Revo¬ 
lution sich überhaupt mit diesem zweifelhaften Erbstück aus 
der liberalen Konkursmasse belastet hat, hätte unserer offi¬ 
ziellen Politik natürlich auch dann nutzen können, wenn sie 
nicht in unserem Parlament einen so starken Rückhalt an 
individualistisch-reaktionären Parteigruppen hätte, wie das 
der Fall ist, so daß man in breiten Kreisen der .deutschen 
politischen Oeffentlichkeit dies unklare und übrigens histo¬ 
risch schon stark abgestandene Prinzip, des Selbstbestim- 
mungsrechts der Völker für die neueste politische Offen¬ 
barung hält. 

Es ist höchste Zeit, daß alle politischen Kräfte, aus welchen 
Lagern sie auch kommen mögen, welche Wege und Ziele 
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eines ideellen und materiellen Fortganges unserer deutschen 
Politik sie auch sehen: daß sie alle mit einer Klärung dieser 
Ideen und mit ihrer Anwendung auf die großen Fragen der 
inneren und äußeren Politik Ernst machen. Manch Heb¬ 
gewohnter ideeller Ladenhüter aus dem liberalen Kramläden 
wird freilich der Kritik zum Opfer fallen müssen, die für das 
wahrhaft Zukünftige und Neue den Platz an der Sonne 
schafft. Und kein trefflicheres Feld gibt es, um die Unzu¬ 
länglichkeit des Selbstbestimmungsprinzips darzutun, als das 
beliebteste Anwendungsgebiet dieses Prinzips: die politische 
Neuordnung des europäischen Ostens. 

Die organisatorischen Mißerfolge, die der bolschewistische 
Sozialismus vor unseren Augen bei seinen Experimenten am 
russischen Volkskörper erlebt, haben manchen an dem Glauben 
irre gemacht, die Revolution mit ihrer Zersetzung der Massen¬ 
disziplin sei der einzige Weg zur Sozialisierung der. europäi¬ 
schen Gesellschaft. Auch Cteutschland befindet sich auf dem 
Wege einer solchen Sozialisierung und hat angesichts der 
russischen Erfahrungen mehr Anlaß als je zu der Ueber- 
zeugung, daß es einen besseren Pfad eingeschlagen hat. 
Indem es seinen Fonds an Disziplin nicht durch Revolutionen 
verschleudert, hat es dem Willen seiner politisch geschulten 
Massen eine weit solidere und aussichtsreichere Machtaus¬ 
wirkung gesichert. Aus dieser Zuversicht zu sich selbst und 
den eigenen politischen Methoden erwächst dem deutschen 
Volke der berechtigte Wunsch, diese Methoden auch auf die 
östlichen Randgebiete auszudehnen, die der Brester Friede 
seinem Machteinfluß erschlossen hat. Und nicht ein länder¬ 
hungriger, ausbeuterischer Annexionismus, sondern der Wille 
zu moralischen Eroberungen auf politischem Gebiete läßt 
es auch dem sozialistischen Deutschland als eine wichtige 
kolonisatorische Zukunftsaufgabe erscheinen, in den vom 
spezifisch russischen Bolschewismus noch wenig oder gar 
nicht erfaßten östlichen Randgebieten die Weltgeltung des 
deutschen Sozialismus zu erpr<men und damit diesen eigenen 
Sozialismus zum ersten Male vor übernationale und doch nicht 
im alten Sinne internationale Aufgaben zu stellen. 

Der Rahmen, der durch den Brester Frieden geschaffen ist, 
öffnet also gerade unserem zukunftssicheren ^zialismus ein 
neues Betätigungsfeld voll großer Aufgaben und Probleme, 
Von Finnland bis Polen ist ein Gürtel kulturell westeuro¬ 
päischer, staatlich bislang osteuropäischer Völkerschaften in 
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die deutsche Einflußsphäre gerückt worden. Das alte russi¬ 
sche Reich ist beim hoffnungslosen Versuch, diese Völker 
von ihrem höheren kulturellen Niveau auf den gemeinrussi¬ 
schen, kulturellen Tiefstand herabzudrücken und sie in das 
panslawistische, besser allrussische Nivellement hineinzurei¬ 
ßen, aufs kläglichste gescheitert. Der Versuch, nunmehr an 
Stelle dieses Panrussismus einen gleich brutalen Pangermanis- 
mus zu setzen, erscheint absurd und hoffnungslos. Die Auf¬ 
gabe ist vielmehr die, diese Völker in ihrer autonomen, kul¬ 
turellen Entfaltung nicht zu hindern, sie aber zugleich durch 
spezifisch politische und wirtschaftliche Methoden einem wahr¬ 
haft modernen deutschen Staatsbewußtsein soweit zu assi¬ 
milieren, daß sie nicht als Ballast, sondern als organische 
Glieder in diesem mitteleuropäischen Staatenkörper zu leben¬ 
diger Mitwirkung kommen. Bei der außerordentlich schwie¬ 
rigen, aber dan&aren und bedeutsamen Aufgabe, die hier 
dem Deutschtum ersteht, wird es der Mithilfe seines Sozia¬ 
lismus auf die Dauer nicht entraten können. Und es ist 
andererseits von größtem .Werte, daß der deutsche Sozialismus 
selber erkennt, welche Möglichkeiten sich ihm hier öffnen, 
und daJier nicht aus starrem Doktrinarismus sich der staats¬ 
politischen Annäherung dieser Völker an das Deutsche Reich 
eigensinnig widersetzt, sondern in wohlverstandenem sozia¬ 
listischem Interesse selber dabei die Initiative ergreift. 

Voraussetzung dafür ist freilich, daß der deutsche Sozia¬ 
lismus sich hier mit der gleichen Entschiedenheit wie an 
anderen Punkten dem reaktionären Prinzip des unbedingten 
Völkerindividualismus widersetzt. Nicht auf gegenwärtige 
Aeußerungen des Volkswillens dieser seit Jahrzehnten ver¬ 
hetzten, politisch meist noch recht unmündigen, durch den 
Krieg schwer in Mitleidenschaft gezogenen und einer be¬ 
sonnenen Entscheidungsfähigkeit beraubten Grenzvölker 
kommt es in erster Lime an, sondern die Kernfrage ist die: 
haben wir die Zuversicht und damit auch den Mut, diesen 
Völkern im Rahmen eines neu zu schaffenden Staatenverban¬ 
des unter unserer Führung und nach unserem politischen Vor¬ 
bild eine Zukunft zu gewährleisten, in die sie mit ihrem 
Wollen und Wünschen erst hineinwachsen, in der sie dann 
aber auch einen größeren Aufschwung und reichere Ent¬ 
faltungsmöglichkeiten auf allen Lebensgebieten finden müs¬ 
sen, als im Rahmen des revolutionär zerwühlten, auf Jahr¬ 
zehnte einer chaotischen Zersetzung ausgelieferten Rußland? 

?3,2 
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Man sieht: es ist eine Frage des nationalen Selbsthewußtseins, 
eine Frage des Glaubens an seine kontinentale Sendung, die 
an das deutsche Volk gerichtet ist. Daß wir aus diesem 
Kriege mit erhöhter Weltgeltung hervorgehen müssen, wTnn 
wir nicht durch das gewaltig gewachsene Prestige Englands 
und Amerikas gänzlich erdrückt werden sollen, das geben doch 
auch diejenigen unter uns zu, die gewaltsamen Eroberungen 
grundsätzlich abhold sind. Die Abtrennung der Randvölker 
von Rußland ist eine nunmehr vollzogene Tatsache. Schon 
meldet sich mit Deutlichkeit der englische Nebenbuhler, um 
in den baltischen Landen die Führung zu ergreifen, falls 
Deutschland aus Zaghaftigkeit oder falsch verstandener Rück¬ 
sicht auf angebliche russische Interessen seine Hand zurück¬ 
zöge und vor der nunmehr im wesentlichen moralischen 
Aufgabe zurückschreckte, die ihm die wirtschaftspolitische 
Durchdringung der östlichen Randgebiete stellt. Das Prinzip 
des Völkerindividualismus, den überspannten und unreifen 
Separatismus dieser Randvölker nutzt England ebenfalls be¬ 
reits zu seinen Gunsten, nachdem wir bislang daraus unseren 
Vorteil gezogen haben. Es ist daher allerhöchste Zeit, daß 
alle Kreise des deutschen Volkes, und nicht zum mindesten 
seine sozialistischen Schichten, sich der Relativität des Selbst¬ 
bestimmungsprinzips und zugleich der w^ahren moralischen 
Aufgaben bewußt werden, die dem Deutschtimi jenseits dieses 
Prinzips aus der vollzogenen Tatsache einer Abtrennung der 
Ran^ebiete vom bolschewistischen • Rußland erwachsen. 

Diese Aufgaben sind mannigfaltiger Art und geben alle der 
Eiprobung jenes neuen Geistes Raum, in dessen Durch- 
kämpfung wir über das reine Verteidigungsziel hinaus die 
deutsche Weltsendung in diesem mörderischen Kriege sehen. 
Für den Sozialismus insbesondere stellen sie sich gewisser¬ 
maßen als ein Vorversuch für die Neuordnung der Inter¬ 
nationale dar. Die alte mechanistische Welfinternationale 
liegt einstweilen wenigstens zerbrochen am Boden. Die Un¬ 
versöhnlichkeit unserer westlichen Feinde dürfte dafür sor¬ 
gen, daß sie nicht sobald wieder ersteht. Die Einflußsphäre, 
die dem deutschen Staatsgedanken und damit auch dem 
spezifisch deutschen Sozialismus in den Randgebieten des 
einstmals zaristischen Rußlands erstanden ist, gibt Gelegen¬ 
heit, neue Formen der Staatenverbündung herauszugestalten 
und zu erproben, in denen statt des individualistischen das 
sozialistische Prinzip der Arbeitsgemeinschaft, der Gesamf- 
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Pflicht, sich ihrerseits auf die spezifisch erzieherischen und 
von Völkern und Staaten angewandt wird. Die Frage, wie 
Zentralismus jund Föderalismus 5iier gegeneinander abzuwägen 
seien, fordert an jedem Einzelpunkte wohlüberlegte Entschei¬ 
dung, die durch sicheren politischen Instinkt, nicht durch dog<- 
matischen Doktrinarismus geleitet werden sollte. Der so¬ 
fortigen kritiklosen und schematischen Uebertragung etwa 
aller deutschen Einrichtungen auf die politisch noch unreifen 
Oststaaten ist damit keineswegs das Wort geredet, vielmehr 
ist auch hier dem Niveau dieser Völker im weiten Maße 
Rechnung zu tragen. Nicht ein nivellierender, sondern ein 
gemeinschaftsäufbauender Sozialismus ist das Prinzip und 
Leitwert dieses zwischenstaatlichen Assimilationsvorganges. 

Politische Erziehung, die moderne Form einer innereuro¬ 
päischen Kolonisation, wird damit zum Kern unserer öst¬ 
lichen Aufgaben. Und wenn die sozialistischen Schichten 
unseres Volkes der Meinung sind, daß der deutsche Bureau- 
kratismus nicht gerade in erster Reihe die Fähigkeit zu 
solchem Erziehertum besitzt, dann erwächst ihnen daraus die 
Pflicht, sich ihrerseits auf die spezifisch erzieherischen und 
kolonisatorischen Aufgaben zu besinnen, die die Erschließung 
des nahen Ostens dem deutschen Sozialismus stellt. Der 
enge Zusammenhang dieser Fragen mit den Siedlungsproble¬ 
men für Kriegsteilnehmer und ihren bodenreformerischen 
Prinzipien, (der aufblühende Industrialismus des bisher wesent¬ 
lich agrarischen Ostens, die organisatorische Hebung und 
Disziplinierung seiner Arbeiterklasse, die Einführung der 
deutschen staatssozialistischen Fürsorgeeinrichtungen: all 
diese Fragen und viele mehr bieten Ansatzpunkte genug für 
eine Durchdringung mit sozialistischem Geiste. Nicht nur 
die staatsrechtliche Durchorganisierung des neuen Ostlandes 
unter deutscher Führung, sondern vor allem auch die inner¬ 
politische Gewinnung dieser Völker für den deutschen Staats¬ 
gedanken, andererseits die Erweiterung des gemeindeutschen, 
politischen Horizonts durch diese kolonisatorischen Fragen 
und die Erprobung der dadurch für unser eigenes Volk ge¬ 
wonnenen weltpolitischen Reife an konkreten Einzelaufgaben 
der Ostkolonisation : all das steht dem deutschen Sozialismus 
als ein neu erschlossenes Auswirkungsfeld offen, wenn er 
sich nicht selber halsstarrig den Möglichkeiten verschließt, 
die ihm eine weltgeschichtliche Stunde des deutschen Volkes 
bietet. 

Zi2* 
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Liberale Reaktion klammert sich an den überkommenen 
Nationalstaatsgedanken und schreckt ängstlich vor einer 
Spren^ng des Nationalstaates, vor der Äufrollung neuer 
halb innerpolitischer, halb außenpolitischer Nationalitäten¬ 
fragen zurück. Alle politischen Kräfte, die der deutschen 
Staatlichkeit einen Bruch mit nationalistischer Beschränkung, 
eine Befreiung von der Ueberhitzung völkischer Leidenschaft¬ 
lichkeit wünschen, und in dieser kühleren Temperatur des 
deutschen Staatswillens eine Voraussetzung für seine euro¬ 
päische und damit seine Weltsendung sehen: sie alle müssen 
es begrüßen, wenn der neueröffnete Osten hier zur weltpoliti¬ 
schen Schule des neuen deutschen Geistes wird, in der er Be¬ 
handlung fremden Volkstumes lernen, sein politisches Führer- 
tum schulen, neue staatliche Ideen und Methoden entdecken 
und bewähren soll. Der deutsche Sozialismus hat keinen 
Grund, sich diesen Ausblicken zu verschließen und abseits zu 
stehen, sofern er in sich den Willen und die Kraft zu leben¬ 
digem Anteil an deutscher Weltgeltung verspürt. 


ERNST HEILMANN: 

Doch Staatswirtsdiaft und Wirtschaftsstaat 

nadi Kriegsschluß! 

WlEL mehr Wirklichkeitssinn und politischer Ernst steckt 
’ im Handelsteil der Zeitungen als im Abrollen ihrer poli¬ 
tischen Oebetsmühlen. Leitartikel und politisches Zwischen¬ 
stück werden immer deutlicher Kinoware: geistige Leere 
ausfüllende Unterhaltung für Ungebildete und Anspruchslose, 
technisch kunstreicher Nervenanreiz für kürzeste Zeit. Im 
Handelsteil spricht noch der Fachmann zu einem sachlich 
beteiligten Leser; hier hat neben der auch vorhandenen De¬ 
magogie die Wahrheit noch ein Stück Raum, weil ihr Miß¬ 
achten persönlichen Schaden bringen könnte. Dieser Vorzug 
des Handelsteils ist nicht neu; schon als man im Reichstag 
Eugen Richters Zukunftsstaatsbilder beschwatzte, fand man 
in den Handelsblättem aufschlußreiche Darstellungen der Zu¬ 
sammenballung der Vermögen und der Ausweitung der Be¬ 
triebe. Für diese Kriegszeit gilt es fast unumschränkt, daß 
vernünftige Einsicht mit Wirtschafts wissen und wirtschaft¬ 
lichem Denkenkönnen zusammenfiel. Die ärgßten Irre- 
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führer waren und sind die, welche ihre Wegrichtung aus rein 
politischen Schlagworten — die „westlichen Demokratien^^ 
z. B. — nehmen. Selbst in Kriegswirtschafts- und Uebergangs- 
fragen haben diese Freiheitsphrasen bös hineingespielt. 

Um so lieber lenken wir hier die Aufmerksamkeit auf 
zwei Schriften zur Uebergangswirtschaft, die von Wirtschafts¬ 
kennern geschrieben wurden, um das Zweckmäßige und 
sachlich Notwendige danmstellen.i Sie bilden eine aus¬ 
gezeichnete. allgemeinpolitische Grundlegung zu den besonde¬ 
ren Arbeiterforderungen für die Uebergangswirtschaft, wie 
sie in der Denkschrift der GewerkschaTten dargestellt sind. 

Von den beiden Verfassern ist Bernhard der> vielseitigere; 
es gibt kaum eine Schwierigkeit der ersten Nachkriegszeit mit 
Sachen und Menschen, die er nicht streift. Aber er ist auch 
der leichtfertigere, der gelegentlich die Gedanken hüpfen und 
springen statt gehen heißt und manchmal lieber kräftig dar¬ 
auf los behauptet, statt schön sorgfältig zu veranschaulichen 
und zu beweisen. So prophetelt Bernhard keck: 

„Mit dem Tage, wo der Friede in der ganzen Welt eingeläu¬ 
tet werden wird, öffnen sich die von der Entente an un¬ 
seren Grenzen aufgerichteten Schlagbäume. Die Sperre fast 
aller Kulturnationen gegen uns wird aufgehoben, frei liegen 
wieder vor uns die Meere und die Länder.‘‘ 

Mit so freundlichen Annahmen erleichtert man sich freilich 
den Kasus außerordentlich. Ebenso wenn man gegenteilige 
Meinungen als ganz unmöglich einfach beiseiteschiebt: 

zentralisiert und organisiert werden muß, steht außer¬ 
halb jeden Streites. Auch daß einzig und allein der Staat die 
Zentralisierung und die Organisierung übernehmen muß, wird 
kaum bestrittten werden. Nur wie weit der Staat selbst zum 
Unternehmer werden soll, kann streitig sein.^^ 

Im Zeichen des leidenschaftlichen Kampfes gegen den arm¬ 
seligen Reichskommissar für die Frachtraumverteilung liest 
man im Kapitel über künftige Seefahrt so selbstsichere Fest¬ 
stellungen mit einigem Staunen. Besonders wenn sich un¬ 
mittelbar danach G. B. dafür verbürgt, daß der Staat niemals 
werde daran denken können, die Privatschiffahrt zu verstaat¬ 
lichen. 

1 Vor der Uebergangswirtschaft. Von Arthur Feiler, Redakteur 
der „Frankfurter Zeitung'^ Im Verlag der „Frankfurter Zeitung“. 
Preis 1,50 Mk. — Uebergangswirtschaft. Von Georg Bernhard. 
Verlag von Karl Siegismund, Berlin 1918. 
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Audi eine Bemerkung Bernhards über die Arbeiterfrage 
nach dem Kriege ruft Widerspruch hervor. Er schreibt: 

„Wenn die Kosten nicht gescheut werden, mehr Leute eine 
Zeitlang weiter als Heeresangehöri^e auf öffentliche Kosten 
zu ernähren, als man zur Okkupation der besetzten Gebiete 
unbedingt bei der Waffe halten müßte, so wird in der Ueber- 
gangszeit nicht die von manchen Pessimisten vorausgesagte Ar¬ 
beitslosigkeit entstehen, sondern jedem Mann, der in die Heimat 
zurückk^rt, wird sein Tisch gedeckt sein.“ 

Selbstverständlich würde diese schrittweise Demobilmachung 
schon ein Fortschritt sein gegenüber dem wahllosen Hinaus¬ 
werfen der Soldaten nach Friedensschluß auf den Arbeits¬ 
markt. Aber sie genügt nicht. Der Drang, den Soldatenrock 
endlich auszuziehen und wieder Bürger zu sein, wird unge¬ 
heuer stark werden, sobald der letzte Kanonenschuß verhallt. 
Längst sind die Mittel ausfindig gemacht, um eine Verelen¬ 
dung des Einzelnen und eine Ueberschwemmung des ganzen 
Arbeitsmarkts zu verhüten, ohne deshalb den Mann länger 
bei der Fahne zu halten, als militärisch notwendig ist. G. B. 
hat sich seine Aufgabe vielfach zu leicht gemacht. 

Das kann man Herrn Feiler gewiß nicht nachsagen. Bei 
ihm ist jeder Satz bis ins letzte sorgfältig durchdacht und 
geformt. Vollständigkeit ist nicht angestrebt, das Arbeiter- 
Problem der Uebergangswirtschaft z. B. zugunsten der sach¬ 
lichen Wirtschaftsbedingungen beiseite gelassen. .Aber in 
dem selbst gesteckten Rahmen wird ein klares, in sich ge¬ 
schlossenes Bild gezeichnet, in dem sich eine Linie an die 
andere fügt. Das Ganze ist ein sehr anziehendes Gemälde 
geworden. 

Aber so ungleich die beiden Schriften in ihren Ansprüchen 
und Leistungen sind, so verschieden die beiden Verfasser 
nach Gemütsverfassung, Denkweise und Schreibart, so ähnlich 
sind letzten Endes die Ergebnisse, zu denen sie gelangen: 
die staatliche Regelung und Leitung der Wirtschaft wird noch 
weithin auf unbestimmt lange Zeit nach dem Krieg fort- 
dauern. Daß es leitende .Redakteure führender liberaler 
Blätter sind, welche diese Einsicht verbreiten, verstärkt noch 
das Gewicht ihres Urteils. Es lohnt deshalb wohl, seine Be¬ 
gründung näher kennenzulernen. > 

Feiler geht von der Unzeitgemäßheit aller Erörterungen der 
Uebergangswirtschaft aus: noch sind wir im Kriege und sind 
es vielleicht noch lange. Zeitpimkt und Art der Beendigung 
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des Kampfes muß ausschlaggebend wichtig auch für den 
C’iarakter der Uebergangswirtschaft sein. Folgte z. B. dem 
Landkrieg noch ein jahrelanger Seekrieg, so entstünde eine 
Uebergangswirtschaft im eigentlichen Sinne, eine Zwischen¬ 
stufe zwischen Krieg und Frieden, die uns v'^or neue besonders 
schwere Wirtschaftsaufgaben stellte. Aehnlich läge es bei 
ausgesprochen fortdauerndem Wirtschaftskrieg.- Ist aber der 
allgemeine Friede da, so’ schreit sofort der Rohstoffhunger 
der deutschen Industrie im weitesten Umfang nach Befriedi¬ 
gung. Reicht dazu der Rest des deutschen Schiffsraums? 
Als es sich um die Bewilligung der Beihilfen zum Wiederauf¬ 
bau der Handelsflotte drehte, wurde die Frage einmütig 
verneint; jetzt da die Reeder sich gegen den Reichskommissar 
sträuben, geben sie an, es würden nicht einmal für die noch 
vorhandenen Schiffe genug Rohstoffe zur Befrachtung vor¬ 
handen sein. All ipiner geordneten Verteilung des Frachtraums 
zeigen jedenfalls auch starke Unternehmerkreise (Rheinland- 
Westtalen !) ein lebhaftes Interesse. Unbestreitbarer als der 
Frachtrauinmangel wird die Valutanot sein. Auch Deutsch¬ 
land hat im Krieg Milliardenschulden im Ausland gemacht, 
und eine Ausfuhr, die zu Buche schlägt, wird nicht sofort in 
Fluß kommen. Also muß man die vorhandenen Mittel und 
den erlangbaren Kredit für das Notwendige aufsparen. Das 
bedeutet: Die Einfuhr muß nach der Dringlichkeit kontin¬ 
gentiert werden. Viele Maßnahmen der Feinde sind offen 
darauf gerichtet, Deutschland gerade nach Kriegsschluß die 
notwendigen Rohstoffe zu verweigern. Solange wir nicht 
geschlagen sind, können wir uns dieser Sperre nicht unter¬ 
werfen, ebenso wenig wie einem Strafzoll. Aber wichtige 
Rohstoffe werden nach Kriegsschluß so knapp sein, daß 
auch ohne feindliche Absicht der bloße Wunsch der Erzeu¬ 
gungsländer, den eigenen Bedarf zu decken, Deutschland 
von der Versorgung ausschließen könnte. Manche Sicherungs¬ 
vorschrift ist dagegen ausgesonnen worden, wie etwa die 
Demburgsche internationale Rohstoffverteilungsstelle. Aber 
erst, wenn die Unterhändler am Beratungstisch sitzen werden, 
werden sich die Aussichten, Möglichkeiten und Methoden 
unserer Rohstoffversorgung für die Uebergangswirtschaft 
halbwegs übersehen lassen. 

Jedenfalls wird der Mangel an vielem den Krieg über¬ 
dauern. Die ganze Kriegswirtschaft war Organisation des 
Mangels. „Die Not führte zur Zentralisierung. Die Not 
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führte zur immer schärferen Einengung des Außenhandels, 
die Not auch zur Regulierung des Geldverkehrs bis zur 
Einführung der längst schon für verschollen gehaltenen Kon- 
zessionspfficht für Ausgaben neuer Aktien und Anteile von 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung. Die Not führte zur 
Kohlenkarte, zum Kleiderbezugsschein. Und die Notwendig¬ 
keit äußerster Kraftanspannung brachte auch das Letzte, was 
dann noch fehlte, die Hilfsdienstpflicht der Männer zu 
Hause.** Schwere Schäden im System und grobe Fehler in 
seiner Durchführung sind unleugbar; den größten Schaden 
richtet das Versagen des Geistes der Opferwilligkeit an, der 
im August 1914 tatsächlich, nicht nur in der vaterländischen 
Fabel vorhanden gewesen ist. Aber bei allen Mängeln und 
Schwächen hat das System der Organisation Deutschland 
bis jetzt gerettet, uns vor der bittenen Notwendigkeit der 
.Waftenstreckung aus absolutem Mangel an Lebensmitteln 
und Kriegsbedarf bewahrt. Trotz aller vorhandenen Unge¬ 
rechtigkeiten hat dieses System staatlicher Wirtschaftsrege- 
lung und Zuteilung uns bisher auch vor der Revolution 
bewahrt: der Unterschied zwischen Reich und Arm ist durch 
die Rationierung und den daneben hergehenden Schleichhandel 
nicht aufgehoben, aber soweit gemildert worden, daß er 
bisher erträglich blieb. Gegen die Fortdauer der Not nach 
Kriegsschluß wird wiederum nur das gleiche Mittel staat¬ 
licher Vorsorge helfen. ^ 

Auch die iWortführer der Industrie und des Handels ver¬ 
kennen in großer Zahl den fortwirkenden Zwang zur Zusam¬ 
menfassung der Kräfte nicht. Sie wollen die Organisation, 
das Zwangssyndikat, die Verteilungsstellen; nur die behörd¬ 
liche Mitwirkung und Aufsicht lehnen sie ab. Die Freiheit, 
die sic meinen, ist nicht die des einzelnen Fabrikanten, nach 
eigener Kapitalskraft und nach eigenem Geschick einzukau¬ 
fen, zu fabrizieren und abzusetzen, sondern nur die Freiheit 
vom Staate. Dieses private Ausbeutungsmonopol der Inter¬ 
essenten lehnt Feiler mit aller Bestimmtheit ab: 

„ln der Tat könnte das den großen Interessenten ja passen: 
daß das Reich ihnen die Organisation zusammenschweißte, in 
der sie dann herrschen könnten, die Organisation mit abso¬ 
luter Monopolstellung, mit Hoheitsrechten über das ganze Leben 
der Industrie — und daß dann das Reich sich als bescheidener 
Nachtwächter zurückzöge, die Verteilung, die Preisgestaltung, 
'die Produktionsgestaltung und alles andere einfach solchen un- 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Doch Staatswirtsch. u. Wirtschaftsstaat n. Kriegsschluß! 725 


gehemmt großkapitalistischen Zwangssyndikaten überlassend. Nein, 
für solche Freiheit danken wir. Es ist der große, grund¬ 
sätzliche Fortschritt in diesen Regierungsentwürfen, daß sie 
nicht nur die ersten Produzenten, sondern auch die Verarbeiter, 
den Handel, die Angestellten und Arbeiter als Beteiligte mit- 
heranziehen, wobei bloß ganz ernsthaft dafür zu sorgen ist, daß 
das nicht auf eine schöne Dekoration beschränkt bleibe. Und 
es ist ein anderer großer Fortschritt, daß das Reich in ihnen 
auch die Verantwortlichkeit für die Monopolorganisationen, die 
es schafft, bekundet, daß es sich verpflichtet fühlt, ,die Inter¬ 
essen der Allgemeinheit, wenn nötig, auch gegen die Inter¬ 
essen der Industrie durchzusetzen^ Dazu muß es aber stark 
sein in der Organisation. Denn darin hat der Freiherr v. Stein • 
vollkommen recht: ,Mit einem Kontrollrecht, hinter dem nicht 
Zwangsmittel stehen, ist nicht gedient. Wenn Sie eine Kon¬ 
trolle üben wollen ohne Zwangsrechte, dann, bitte, engagieren 
Sie ein Kinderfräulein,,aber nicht einen Staatssekretär!*“ 

Feiler lehnt das neue Wirtschaftsideal Rathenaus ab. Er 
will überhaupt nicht nach Schlagworten wie„Zwangswirtschaft“ 
oder „deutsche Organisation“ entscheiden, sondern die sach¬ 
lichen Notwendigkeiten ermitteln, welche uns aus den ge¬ 
stellten Aufgaben erwachsen, ^in Ideal wäre höchstens 
der freie selbstwirtschaftende Bauer. Aber Ideal hin, Ideal 
her, die kargen 21eiten nach dem Krieg werden ernst sein; 
sie werden tiefgreifende staatliche Einmischungen unver¬ 
meidlich machen und erträglich werden doch wieder nur durch 
die neue Rathenausche Ethik, die (wenigstens für die besitzen¬ 
den Kreise) üppigen Gewohnheiten der Vorkriegszeit seelisch 
zu verwerfen und wieder, wie in alter deutscher Vergangen¬ 
heit, höhere geistig-sittliche Werte zu suchen. „Man muß zu 
dem Unausweichlichen entschlossen Ja sagen, um seine Ge¬ 
staltung mit zu lenken. Dienn die Notwendigkeiten der Ueber- 
gangswirtschaft lassen uns keine Wahl.“^ 

Sorgenvoll imd ernst sieht Feiler die Zukunft vor uns. Ihm 
sind vor allem die Verluste im Krieg, auch die wirtschaft¬ 
lichen dauernd vor Augen: wir haben da die Vorräte aufge¬ 
braucht, den Boden ausgepowert, den Viehstand angegriffen. 


1 Eine Bitte an die „Frankfurter Zeitung**: Könnte sie nicht 
gelegentlich über Neumarxismus den wirtschaftlich denkenden Herrn 
Feiler schreiben lassen an Stelle des in Philosophie und Ethik 
sicherlich außerordentlich beschlagenen Herrn Dr. Drill? Es käme 
wohl auch dann nicht Uebereinstimmung heraus, aber sicherlich 
etwas besseres als wechselseitige Beschimpfungen. 
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die Eisenbahnen abgenutzt, die ^Aaschinen in den Fabriken 
verschlissen, im Einzelhaushalt die Bestände aufgezehrt, 
die Schmucksachen verkauft, Gold und ausländische Wert¬ 
papiere ins Ausland verschickt und Schulden bei den Neu¬ 
tralen aufgenommen. Von leichterer, fröhlicherer Zuversicht 
erfüllt ist Bernhard. Er schwännt lieber von den neuen 
Werken, die entstanden sind, von den ungeheueren neuen 
Anlagen, die bereits während des Krieges vollständig abge¬ 
schrieben wurden, von den neuentdeckten Stoffen und Ver¬ 
fahrensarten, die. eine dauernde Bereicherung der deut¬ 
schen Wirtschaftsweise sein werden. Aber er gelangt zu ganz 
genau denselben Ergebnissen, die Feiler rein faktisch ableitct, 
durch theoretische Erwägungen. Die Heeresleitung werde 
sich nicht wieder von der Kriegsgefahr wirtschaftlich über¬ 
raschen lassen wollen. So wei^e sie dauernd im Frieden 
die wirtschaftlichen Betriebe auf ihre Kriegsbrauchbarkeit hin 
überwachen und in diesem höheren Sinne Vorratswirtschaft 
treiben. Auch der up.geheuer gestiegene Staatsbedarf werde 
sich nicht einfach duioh neuaufgelegte Steuern decken lassen. 
Der Staat werde vielmehr aufbauende Wirtschaftspolitik trei¬ 
ben hiüssen, damit so sparsam wie möglich erzeugt und so 
zweckmäßig wie möglich verbraucht werde. Durch das Mittel 
der staatlichen Wirtschaftsförderung werde die V^ersippung 
von staatlicher Finanzwirtschaft und Volkswirtschaft von jalir 
zu Jahr enger werden. Darin müsse sich dann die Tendenz 
vollenden, die schon in den letzten zwei Jahrzehnten immer 
deutlicher sichtbar wurde: das Hineinwachsen in den deut¬ 
schen Wirtschaftsstaat. Kaufmannschaft und Handelswclt hät¬ 
ten nur die Wahl, durch grundsätzlichen Widerspruch zu be¬ 
wirken, daß man, wie beim Börsengesetz von 1896, über ihren 
Kopf hinweggehe, oder sich beizeiten ein vernünftiges Maß 
von Einfluß zu sichern. Schon vor dem Kriege wurde die 
freie Wirtschaft in freiwilliger Selbstbeschränkung immer 
mehr zugunsten der Organisation eingeengt. Der Krieg setzte 
nur an Stelle des freiwilligen Zusammenschlusses die Zwangs¬ 
organisation, den Organisationszwang, der sich immer mehr 
auch als sittliches Gebot aufdrängt. Unter staatlicher Auf¬ 
sicht und Leitung, aber unter Wahrung der Selbstverwaltung, 
werden zwangsweise zusammengehaltene Trustorganisationen, 
Gewerkschaften und Verbraucliergenossenschaften — als 
solche auch die Gemeinden — die Träger der Nachkriegs¬ 
wirtschaft sein. Die staatlich regulierte Wirtschaft vvdfd weit 
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über die UebergangsWirtschaft hinaus die Zukunft der deut¬ 
schen Volkswirtschaft bilden: 

,,Es ist ein Märchen aus vergangenen Tagen, daß einst wieder 
alles so sein wird, wie es früher war. Dagegen wird Wirk¬ 
lichkeit werden, was heute noch so vielen als märchenhafte Zu¬ 
kunftsmalerei erscheint: die deutsche Gemeinwirtschaft. Nicht 
als staatliches Arbeitszuchthaus, sondern als bienenhaft regsame 
Tätigkeit von Millionen deutscher Arbeitsfreier, die sich in 
organisatorischer Eingliederung in das volkswirtschaftliche Ganze 
einen größeren Anteil als bisher am Glück von Deutschlands 
zum Höchsten gesteigerter technischer und wirtschaftlicher Pro¬ 
duktionskraft erwerben werden.“ , 

So sprechen zwei liberale Börsenredakteure, von denen der 
eine seine sozialdemokratische Zeit längst hinter sich hat, der an¬ 
dere jede theoretische Bindung überhaupt ablehnt. So müssen 
sie sprechen, weil sie Verständnis für wirtschaftliche Ent¬ 
wicklung und Achtung vor wirtschaftlichen Tatsachen haben. 
Der frühere Börsenkommissar Göppert und der frühere na¬ 
tionalliberale Parlamentarier, Bankier .Weber aus Löbau, die 
jetzt im Reichswirtschaftsamt die Uebergangswirtschaft vor¬ 
bereiten, werden,' je tiefer sie in ihre Aufgaben eindringen, 
um so sicherer den gleichen Auffassungen huldigen. Solange 
man in Deutschland sachlich verwaltet, statt nach Partei¬ 
schablonen regiert, wird die Zukunft der deutschen Gemein¬ 
wirtschaft nicht bedroht sein. 

Freilich, Deutschlands ganze Wirtschaft schwebt ja noch 
im Ungewissen, solange wir nicht die Sicherheit haben, daß 
wir im Kampfe die Sieger bleiben. Das deutsche Volk hat 
einen merkwürdigen Seelenzustand. Defaitist zu sein, die 
jeweilige Lage möglichst ungünstig zu beurteilen und für 
die Zukunft das Schlimmste zu befürchten, gehört bei uns 
mindestens seit Beginn des dritten Kriegsjahres zu den not¬ 
wendigen Voraussetzungen eines gebildeten Menschen. Man 
macht sich bloß lächerlich, wenn man anders denkt. Dabei 
hat aber in Wahrheit der Gedanke an die Möglichkeit der 
deutschen Niederlage während des ganzen Krieges in Herz 
und Kopf der Deutschen niemals Raum gehabt. Auch den 
Schriften von Bernhard und Feiler fehlt das notwendigste 
Kapitel, das Deutschlands Wirtschaftslage nach einem Frieden 
darstellt, den wir nach dem Gebot der Entente schließen 
müßten. Nichts ist dringlicher geboten, als daß jetzt jeder, 
der etwas davon versteht, von den Folgen der deutschen 
Niederlage sch.eibt. Das hülfe uns, die Trägheit der kriegs- 
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müden Herzen zu überwinden; das brauchen wir, um die 
aufzuklären, die Rückschläge fast gleichmütig hinnehmen: 
vielleicht führe das dem Ende näher. Rein sachliche, tendenz¬ 
iöse Darstellungen der deutschen 'Zukunft nach einem wirk¬ 
lich schlechten Frieden, nicht Lehmannsche Schreckensbilder, 
sondern ehrliche Urteile der Sachverständigen müssen das * 
deutsche Volksbewußtsein wieder wecken. Wenn das deutsche 
Volk hier erst zu fürchten ernsthaft anfängt, hat es zu 
fürchten aufgehört. 


HEINRICH SCHULZ, M. d. R.: 

Der Streit um das Kino. 

pS wogt wieder einmal ein heißer Streit'um das Kino. Eigent- 
^ lieh dauert dieser Streit schon solange wie es das Kino 
gibt. Diese wunderbare technische Erfindung ist von Anfang 
an umstritten worden, weil sie, besonders unter dem Druck 
ausländischer Einflüsse, mit vorstadtmäßiger greller und 
schreiender Reklame ins Leben trat und dadurch gerade solche 
Kreise abstieß, die sie durch ihren kulturellen Wert in 
erster Linie hätte gewinnen müssen. Wie lange hat es 
gedauert, bis auch ernste Männer und Frauen mit geistigem 
Urteil und künstlerischem Geschmack ins Kino gingen ! Es 
gibt sogar heute noch viele Berufne, die mit lächelnder 
Entrüstung ablehnen, wenn man ihnen zumutet, einer kine- 
matographischen Aufführung beizuwohnen: sie waren iiocli 
nie im Kientopp und werden auch nie hineingehen! 

Das Kino hat später das Vorstadtmäßige abgelegt. Es 
hat sich im Gegenteil in die Mitte der Städte, an ihre ver¬ 
kehrsreichsten und teuersten Plätze gedrängt. Nichts ist 
ihm zu teuer, kein Grundstück, keine äußere architektonische 
Ausstattung, keine Raumkunst im Innern; echter Stein, echtes 
Holz, echtes Metall, schwere Vorhänge, kunstvolle Beleuch¬ 
tung, künstlerische Musik — alles ist da. „Wi hebbt et 
jo, wi känt et jo*‘, pflegt man in meiner niedersächsischen 
Heimat zu sagen, wenn man jemanden kennzeichnen will, 
der schnell und leicht erworbenes Geld mit vollen Händen 
ausgibt, um sich in Szene zu setzen. Das Kino hat auch 
schnell und leicht Geld erworben, sehr schnell sind sogar die 
Geldleute dahinter gekommen, daß sich mit dem Zefluloid- 
streifen sehr leicht eine gehörige Stange Geld verdienen läßt. 
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So haben sich die Kapitalisten über das Kino gestürzt, so 
haben sich Konzerne gebildet, so ist das Kino ein Speku¬ 
lationsobjekt geworden. Aber trotz allen Reichtums — man 
spürt dem Kino den Emporkömmling an, hinten und vorn 
schauen noch die Sitten einer weniger schönen Vergangen¬ 
heit heraus, man spürt noch durch allen Prunk und Schwung 
das Jahrmarktmäßige, Anreißermäßige von einst hindurch. 
Und das ist der Grund, der es gebildeten Menschen noch 
immer einen Entschluß kosten läßt, wenn sie ins Kino gehen 
sollen, und der den Streit über den inneren Wert des Kinos 
noch immer nicht zur Ruhe kommen läßt.. 


Daneben gibt es Gegensätze wirtschaftlicher und politischer 
Art, die ihren Austrag durch gesetzgeberische Maßnahmen 
suchen. Der Film ist ein Mittel der Beeinflussung mensch¬ 
lichen Empfindens und Wollens von unerhörter Kraft und 
darum in geschickten Händen ein Propaganda- und We.'be- 
mittel von unschätzbarem Wert. Das haben wir besonders 
im Krieg erfahren. Bis zum Ausbruch des Krieges war die 
deutsche Filmerzeugung nach Wert und Masse gering, der 
ausländische Film — in erster Linie der französische, in wei¬ 
teren Abständen der italienische, der amerikanische und der 
nordische — beherrschte das Feld in Deutschland unbestritten. 
Das war damals weiter nicht schlimm, weil die Filme, von 
ihrer künstlerischen und gedanklichen Armut abgesehen, po¬ 
litisch einwandfrei und technisch vorzüglich waren. 

Mit dem Ausbruch des 'Krieges änderte sich das Bild. Die 
ganze; hochentwickelte Filmerzeugung des feindlichen Aus¬ 
lands wurde mehr oder weniger in den Dienst der politischen 
Organisation, also vornehmlich in den Dienst der Deutschen¬ 
hetze gestellt Zu dem Ekel, mit dem man ohnehin schon bei 
vielen Kinodramen zu kämpfen hat, gesellt sich ein besonders 
starker und würgender Ekel, wenn man! einen derartigen Hetz- 
filrn sieht, in dem sich niedrigster und bewußt mit schamlo.ser 
Lüge, Verleumdung und Etemagogie hemmungslos hantie¬ 
render Chauvinismus austobt. An der ziemlich allgemeinen 
Abneigung, der sich Deutschland in der ganzen zivilisierten 
und halbzivilisierten Welt erfreut, ist die Verseuchung des 
feindlichen und neutralen Auslandes durch das Kino haupt¬ 
sächlich mit schuld. Denn zu seiner starken Wirkung, be¬ 
sonders auf einfache Leute ohne kritisches Urteil und Ver- 
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mögen — und wie viele selbst hochstehende Männer und 
Frauen im Austande gibft es denn, die ein sachlich begründetes 
Urteil über Deutschland haben! —, kommt die ungeheure 
Ausbreitung des Kinos über die ganze Welt, selbst in kleinen 
Orten entlegenster Länder. ' 

Das gab Veranlassung zu einer Neuorientierung der deut¬ 
schen Filmerzeugung und des ganzen übrigen Kinogewerbes. 
Los vom Ausland, wurde die Losung. Man suchte innerlich 
und äußerlich selbständig zu werden. Kapitalien wurden 
beschafft und vereinigt, um neue Herstellungsstätten auf 
breiter und solider Grundlage zu schaffen. Die Heeres¬ 
verwaltung, die einen schnellen und sicheren Blick für alles 
hat, was ihren Zwecken zu dienen geeignet erscheint, und 
die schnell handelt, ohne sich erst lange von bureaukratischen 
und formalistischen Umständlichkeiten die Farbe der Ent¬ 
schließung nehmen zu lassen, schuf rasch entschlossen ein 
Bild und Filmamt, die „Bufa“. Großkapitalistische Kreise 
von höchster Potenz wie Krupp und ähnliche, gründeten 
die deutsche Lichlbildgesellschaf t, die besonders den Interessen 
des deutschen Großkapitals im Auslande, zumeist im ver¬ 
bündeten und neutralen, dienen sollte. Als Krönung des 
Ganzen aber trat Endlich im vorigen. Jahre die Ufa (Universum 
Film Aktiengesellschaft) mit 25 Millionen Mark Stamm¬ 
kapital ins Leben, unterstützt von der Bufa, im Einverständnis 
und teilweisem Zusammenarbeiten mit der deutschen Licht¬ 
bildgesellschaft und vor allem getragen vom Wohlwollen und 
der moralischen Unterstützung aller regierenden und amt¬ 
lichen Stellen. In diesem Unternehmen glaubt man die nötige 
Konzentration deutscher Kraft und Leistungsfähigkeit für das 
Kino erreicht zu haben. „Die Gesellschaft kann sich der 
Unterstützung durch alle einsichtigen Stellen versichert hal¬ 
ten“, so hat der preußische Minister des Innern ermunternd 
am 5. März 1918 im Abgeordnetenhause gesagt. Das säch¬ 
sische Ministerium des Innern hat in einem vertraulichen 
Erlaß neben anderen empfehlenden Bemerkungen besonders 
darauf hingewiesen, daß die Tätigkeit der Ufa „auch nach 
Friedensschluß von wesentlicher Bedeutung sein wird“. 

Aber diese gewaltige Summierung deutschen Kinokapitals, 
die von Anfang an Hand in Hand mng mit der Aufsaugung 
bisher selbständiger Betriebe und die außerdem in sich die 
sonst getrennten drei Zweige des Kinogewerbes vereinigt, die 
piImerzeugung, den Filmverleih und den Theaterbetrieb, 
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mußte Gegentendenzen waclmifen. Mit solcher Monopoli¬ 
sierung einer teilweise wenigstens geistigen — literarischen 
und künstlerischen — Tätigkeit sind sehr ernste Gefahren 
^ verknüpft, besonders wenn sich die Monopolbestrebungen 
einer kaum verschleierten amtlichen Begünstigung erfreuen 
und dadurcii zu einem ebenso wirkungsvollen wie höchst 
bedenklichen Propagandamittel in der Hand der Regierung 
werden können. Um so höher müssen diese Gefahren ein¬ 
geschätzt werden, w^eil gleichzeitig gesetzgeberische Maß¬ 
nahmen in die Wege geleitet werden, die die Monopolisierung 
zw'ar nicht offen und ehrlich, aber darum doch höchst nach¬ 
drücklich in der heimlichen Tendenz und von hinten herum zu 
unterstützen geeignet erscheinen. 

* * 

* 

Reichsgesetzlich ist die Kinomateric noch nicht geregelt.^ 
Es kommen für den Kinobetrieb lediglich eine Reihe von Be¬ 
stimmungen allgemeiner Reichsgesetze in Frage: von der 
Rcichsgewerbeordnung einige Paragraphen, aber gerade nicht 
der für theatralische Vorstellungen ohne höheres Kunst¬ 
interesse geschaffene § 33 a, da es sich beim Kino weder 
um „Schaustellung von Personen“ noch um „theatralische 
Vorstellungen“ handelt; vom Preßgesetz einige Bestimmungen 
für Filmzensur und Plakate; vom Reichsstrafgesetzbuch 
§ 184, der von unzüchtigen Darstellungen handelt, und einige 
Bestimmungen über Sicherheit und Dauer der Vorstellungen 
und Sonntagsheiligung; endlich einige Paragraphen des 
Kinderschutzgesetzes. 

Landesgesetzlich ist das Kino nur in Braunschweig und 
Württemb^erg durchgreifend geregelt worden. In den übrigen 
Bundesstaaten befaßt sich eine schier unübersehbare Reihe 
von behördlichen Verordnungen, Ministererlassen, Polizei¬ 
verfügungen und sonstigen ^Stimmungen mit Einzelfragen 
des Kinos, so mit Sicherheitsvorschriften, mit der Konzessions- 
pfliclit, mit der Filinzensur, mit Beschränkungen des Kinder¬ 
besuchs, mit der Regelung der Plakate, mit der Dauer der 


^ Ich folge bei dieser Darstellung der ausgezeidineten Uebersicht von 
Dr. Albert Hellwig, Rechtsquellen des öffentlichen Kinomatographen¬ 
rechts. Herausgeg. v. d. Liditbilderei G. m. b. H., M.-Gladbach, Volks¬ 
vereinsverlag 1913. 
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Vorstellungen, mit dem Schankbetrieb, mit dem Kinderschutz. 
Wer sich dafür interessiert, findet sie fast alle im Wortlaut 
in der Helwi^chen Schrift. 

Es wäre dringend zu wünschen, daß in die bunte, ver¬ 
wirrende und widerspruchsvolle Mannigfaltigkeit des Kino¬ 
rechts Einheitlichkeit durch ein Reichskinogesetz gebracht 
würde, das wiederum in engem Zusammenhänge mit dem 
lange notwendigen und lange ersehnten Reichstheatergesetz 
zu stehen hätte. Aber an derartige durchgreifende Rege¬ 
lungen traut sich die Reichsleitung niemals recht heran. Sie 
fürchtet stets, dabei einzelstaatlichen Sonderrechten und 
Eigenbrödeleien zu nahe zu treten. Lieber hackt sie dem 
Hund den Schwanz stückweise ab in der Hoffnung, daß 
es dann nicht so weh tut. 

Im April 1912 wünschte der Reichstag durch Annahme 
einer Resolution, daß ihm ein Gesetz zur besseren Beauf¬ 
sichtigung der Kinos vorgelegt werde. Die Regierung machte 
sich auch an die Arbeit. Sie bereitete eine Novelle zum § 33 a 
der Gewerbeordnung vor, durch die die Kinos mit in die Be¬ 
stimmungen dieses feragraphen hineingezogen, damit also der 
Konzessionspflicht unterstellt werden sollten. Die Novelle kam 
jedoch nicht zur Erledigung. Im März 1917 wurde vom 
Hauptausschuß des Reichstags der Wunsch ausgesprochen, 
nunmehr baldigst diese Novelle zu erhalten. Das geschah 
nicht. Dafür aber erließ der Bundesrat am 3. August 1917 
eine Bekanntmachung über die Veranstaltung von Lichtspielen, 
durch die die Konzessionierung angeordnet wurde. Diese 
Verordnung widersprach aber dem Ermächtigungsgesetz vom 
4. August 1914, weil dieses sich nur auf Abhilfe wirtschaft¬ 
licher Schädigungen bezieht, beim Kinoerlaß aber lediglich 
moralische A/iotive in Betracht kamen. Auf Verlangen des 
Reichstags vom 11. Oktober 1917 wurde die Verordnung 
wieder aufgehoben. Dafür aber legte die Regierung dem 
Reichstage am 9. März 1918 einen Gesetzentwurf „über 
die Veranstaltung von Lichtspielen*^ vor, der wieder im 
wesentlichen auf die Statuierung der Konzessionspflicht für 
das Kinogewerbe hinausläuft. „Wer gewerbsmäßig Licht-* 
spiele öffentlich veranstalten will, bedarf zum Betriebe dieses 
Gewerbes der Erlaubnis**, so heißt die entscheidende Be¬ 
stimmung im § 1, die durch einige weitere Bestimmungen er¬ 
gänzt wird, die bestimmter aussprechen, wann und aus wel¬ 
chen Gründen die Erlaubnis versagt werden darf. 
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Nach der Begründung des Entwurfes haben in den ersten 
Kriegsjahren die außerordentlichen Befugnisse der Militär¬ 
befehlshaber ausgereicht, um den Mißständen im Kinowesen 
entgegenzuwirken. „Neuerdings“ erweise sich aber eine 
Verstärkung der gesetzlichen Machtmittel als notwendig. Die 
Vorführer der Lichtspiele würden immer unzuverlässiger, die 
Ersatzkräfte würden flüchtig ausgebildet, es fehle an Auf¬ 
sichtspersonal, infolge Rohtilmmangels würden abgenutzte 
und feuergefährliche Filme benutzt, es fehle an Kohlen. Dazu 
träten die sachlichen Gründe für die- Einführung der Kon¬ 
zessionspflicht: „Die Lichtspielbühnen und die Filmvorfüh¬ 
rungen können als kulturmäßige Einrichtungen unter der 
Voraussetzung anerkannt werden, daß die Beschaffenheit der 
vorgeführten Filme und die Handhabung des Vorführungs¬ 
betriebes den Anforderungen der öffentlichen Sicherheit und 
Moral entsprechen. Die Erfüllung dieser Bedingung ist aber 
nicht gewährleistet bei der bestehenden Gewerbefreiheit. Die 
Entwicklung, welche das Lichtspielwesen gefunden hat, ver¬ 
langt gebieterisch die Errichtung bestimmter Schranken gegen 
das Uebermaß seiner Ausdehnung und Schutz gegen seine 
Auswüchse.“ 

* * 

* 

Dieser Gesetzentwurf hat wie eine Bombe gewirkt. i3ie 
zahlreichen Interessenten des Kinos sind zusamme^etreten 
und haben dazu Stellung genommen. In zahllosen Bngaben 
an den Reichstag kommen die verschiedenen Auffassungen 
zum Ausdruck. Gemäß der noch in der Entwicklung be¬ 
griffenen Kultur des Lichtspiels bewegt sich auch die Agi¬ 
tation für und wider den Gesetzentwurf noch nicht durchweg 
in ausgereiften und kultivierten Formen. Stürmische Ver¬ 
sammlungen und leidenschaftliche Proteste in den Fachzeit¬ 
schriften lösen einander ab. 

Eine besondere Schärfe hat dieser Kampf dadurch ange¬ 
nommen, daß durch die neuen Gründungen im Kinogewerbe, 
besonders durch die Ufa, ein Keil in die Interessenten ge¬ 
trieben worden ist. Wo früher Einigkeit über die Ablehnung 
der Konzessionspflicht herrschte, ist jetzt ein Zwiespalt vor¬ 
handen. Alle von der Ufa auf gekauften oder von ihr ab¬ 
hängigen Filmfabrikanten und Lichtspieltheaterbesitzer liaben 
das Interesse an der Freiheit des Gewerbes verloren, sie 
sind eher geneigt, durch die Beschränkung der Konzessionie- 
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rung ihrem großen Muttergeschäft und damit sich selbst die 
Lage zu vei±)essern. UmgeRehrt bekämpfen die übrigen Inter¬ 
essenten die Konzessionierung um so heftiger, weil sie sich 
sagen, daß daran eine reine Freude nur die großen, kapital¬ 
kräftigen Unternehmungen, insbesondere die behördlich ge¬ 
förderte Ufa, haben kann, während sich die rücksichtslose 
Schärfe des neuen Gesetzes gegen die Außenseiter und gegen 
unbequeme Personen, besonders gegen die Gegner der Ufa, 
kehren wird. 

In ruhiger und sachlicher Form kommt die Gegnerschaft 
gegen den Gesetzentwurf jln einer Eingabe der Handelskammer 
zu Berlin an den Reichstag zum Ausdruck. Eingriffe in die 
Gewerbefreiheit sollten nach ihrer Meinung nur im äußersten 
Notfälle vorgenommen werden. Der könne im vorliegenden 
Falle nicht angenommen werden. Solle durch den Gesetz¬ 
entwurf erzielt werden, daß Lichtspielveranstaltungen dem 
Gesetz von den guten Sitten nicht zuwiderlaufen, so könne 
das durch eine entsprechende Anwendung der Zensur er¬ 
reicht werden. Andere in der Begründung des Entwurfs 
angeführte Schwierigkeiten seien durch polizeiliche Maß¬ 
regeln zu beheben. Die Prüfung des Bedürfnisses bei Be¬ 
gründung neuer Theater sei nur zu erwägen, falls eine 
Notlage der Lichtspieltheaterbesitzer vorliege. Davon könne 
aber zurzeit im ganzen Reiche keine Rede sein. Nach dem 
Kriege werde auch die Zahl der Kinos voraussichtlich nicht 
wachsen, da dann für das Unterhaltungsbedürfnis der Massen 
wieder andere, jetzt verschlossene Möglichkeiten geöffnet 
seien. Wenn aber etwa die Absicht bestehe, durch den 
Bedürfniszwang unter Umständen die Vorführung von Filmen, 
die der Behörde besonders gut erscheinen, zu erzwingen, 
so ginge ein solcher Zwang „über den Rahmen dessen, was 
dem Staate und seinen Organen zukommt, hinaus ... er 
w'äre wirtschaftlich und vom Standpunkte der Volkserziehung 
aus betrachtet zu gleichem Maße bedenklich.^' Nachdrücklich 
tritt die Handelskammer zum Schluß etwaigen Absichten, 
auch nach dem Kriege „Selbstversorger" zu bleiben und die 
ausländische Filmerzeugung vom deutschen Markt auszu¬ 
schließen, entgegen. Das läge nicht im Interesse des deut¬ 
schen Marktes und nvüflde auf das Ausland verärgernd wirken, 
wodurch die deutsche Volkswirtschaft geschädigt würde. 
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Die sozialdemokratischen Mitglieder des Kinoausschusses 
des Reichstags sind zum Teil aus ähnlichen Erwägungen, 
wie sie die Handelskammer anstellt, Gegner der Konzessions¬ 
pflicht und des Bedürfniszwanges. Sie verhehlen sich nicht 
die vielfachen Mißstände im Lichtspiel wesen, sie sind auch 
bereit, an einer umfassenden reichsgesetzlichen Regelung des 
Kinowesens mitzuarbeiten, durch die die heutigen uebel- 
stände an der Wurzel gepackt werden könnten. Dagegen 
haben sie gegen die jetzige Gelegenheitsgesetzgebung, noch 
dazu unter den absonderlichen Verhältnissen des Kriegs¬ 
zustandes »dl« schwersten B^enken. Sie sind voller Mißtrauen 
in die geheimen Nebenabsichten des Gesetzentwurfs, sie 
trauen den beruhigenden Erklärungen der Regierung über die 
Harmlosigkeit der Bufa-Ufa-Gründung und ihrer Anhängsel 
und geheimen Mitverschworenen nicht über den Weg. Vor 
allen Dingen kommen sie über die vielen bitteren Erfahrungen 
nicht hinweg, die vor dem Kriege mit dem Bedürfniszwange 
im Gastwirtsbetriebe gemacht worden sind. Wie unendlich 
vielen Schikanen sind sozialdemokratische Gastwirte und Saal¬ 
besitzer von jeher ausgesetzt gewesen! Wie hat man poli¬ 
tische Abneigung mit scheinbar harmlosen und berechtigten 
baupolizeilichen und anderen Einwendungen zu frisieren ver¬ 
standen ! Angesichts solcher Erfahrungen ist man zu der 
größten Zurückhaltung nicht nur berechtigt, sondern ge¬ 
radezu verpflichtet. \ 

Schließlich steht es auch noch keineswegs fest, ob die be¬ 
hördlichen Beziehungen zur. Alfa nicht früher oder später auch 
noch zu großzügiger innerpolitischer Agitation ausgenutzt 
werden sollen. Die Gefahr ist um so’ größer, wenn fast 
die gesamte Filmerzeugung monopolisiert ist und obendrein 
politisch unbequemen Lichtepieitheateruntemehmern die Kon¬ 
zession vorenthalten werden kann. Die jetzigen Herren der 
Regierung bestreiten das zwar, was ihren guten Absichten 
und ihrem jg^ten (Herzen lalle ,Ehrle macht. Aber wo sind Siche¬ 
rungen dafür, daß ihre künftigen Nachfolger sich von eben¬ 
solchen guten Absichten leiten lassen? Mißtrauen ist eine 
gute demokratische Tugend. Sie ist besonders dem sehr 
zweischneidigen Kinogesetze gegenüber am Platze. — 


Digitized by 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 





736 


Wincklers „Ozean“. 


GEORG BEYER: 


t -K* 


y v.s r I 



I Wincklers „Ozean“. 


R ichard Dehmel nannte Kunst die Gewalt des Rhythmus über 
die Natur. Es versteht sich, daß sich unsere Jüngsten, die 
von Geistigkeit bis zum Bersten erfüllt sind, von dieser Deutung 
der Kunst mit allen Zeichen des Entsetzens abwenden; denn ihnen 
ist die Herrschaft des Rhythmus, sind das abgewogene Wort, der 
gebändigte Vers, das gegliederte Drama, die die Formlosigkeit des 
Wirklichen zügeln und eine neue Einheit aus ihm machen, nur 
Wegbahner zum ewigen Reiche der Kunst, nicht das Ewige selber, 
das allein dem entfesselten Gefühle entsteigt. Doch wie würden 
wir verarmen, wenn jeder Dichter und Könner nur streng nach 
den Formeln des Richtungsprogramms schaffen wollte und sich in 
die Idee verkrampfte; wenn die Welt der uns umringenden An¬ 
schauung im poetischen Zauberspiele in Acht und Bann geschlagen 
würde! Einer von denen, die ihre Glut fangen und in lodernden 
Strahlenbündeln wieder herausschleudern, ist der Dichter /ose/ 
Winckler, ein Kind des Niederrheins. 


Kurz vor dem Kriege schrieb er die „Eisernen Sonette“. Eisen¬ 
hämmer stampften, Feuer schlugen aus den Essen, bunte Schwaden 
färbten den Himmel, Arbeitertritte hallten in den Straßen: alles 
Gebraus der Technik, fiebernde Spekulation und zerstäubende Anar¬ 
chie des Kapitalismus wurde in eine Rhythmik gepreßt, die bald 
grell und nüchtern wax, bald symbolistisch die Menschheit in den 
Ketten ihrer Werkzeuge zeigte. Alle Romantik verflüchtete sich vor 
diesen poetischen Betonquadern, die eine dichterische Kraft aber 
auf einmal transparent machte und zu fernen Höhen streben ließ. 
1915 kam die Sammlung „Mitten im Weltkrieg“. Winckler be¬ 
lauschte die unerhörte Wirklichkeit mit erhitzter Phantasie, stellte 
Eindruck neben Eindruck, war heute von harten Balladen, morgen 
von zarten Legenden beflammt. Abgegriffenheiten der Alltagsrede 
türmte er neben symphonische Ekstasen. Vor kurzem ist nun ein 
neues Buch von ihm erschienen: „Ozean*\ mit dem Untertitel 
„Des deutschen Volkes Meergesang!“ Will man dieser starken 
Schöpfung nahekommen, so muß man alle Ueberlieferungen der 
bisherigen See- und Flottenpoesie von sich werfen. Hier kräuseln 
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sich nicht hold die Wellen, kein friedliches ,,Hipp-Hipp-Hiirra“ 
fönt vom stolz bewimpelten Schiffe und begeistert die Landratte. 
Was Winckler besingt, durch alle Höllen und Erlösungen des 
Erlebnisses hindurch, ist der Zusammenprall des flutenden Meeres 
mit der Technik des modernen Seekampfes. Unsere Empfindungs¬ 
welt ist unter der Vielheit der Eindrücke vierer Kfiegsjahre morsch 
geworden; auch die unbändigste Tat kräuselt nur noch die Seelen. 
Aber liest man die Wincklerschen Verse, dann strömt uns aus 
hingehämmerten Schiffskommandos, aus drohenden Ferngesichten 
hinter den Wellenbergen, aus den Tiefen zischender Heizkessel 
diese Wirklichkeit so atemraubend nahe entgegen, daß uns ein 
Kosmos bedrückt. Worte und. Namen peitschen erst die Erinnerung 
an: „U. 9“, die „Appam“, die „Emden“, „Ayesha“, der ,,Bara- 
long“, „Kaperkrieg“, der „Untergang an den Falklandinseln“, „Die 
große Schlacht am Skagerrak“ — alles sind nur äußere Kenn¬ 
zeichen für steil ansteigende Visionen. Ein Stück aus dem „Kaper¬ 
krieg“: 

Auf schwankem Boot der Kommandant sein finsteres Gesicht 
Prüfend über die Papiere neigte dicht 
Pfiff! Die Schraube schlug? 

Pfiff! Der Dampfer warf den Bug? 

Pfiff! 50 Meter —! 20 Meter —! 15—! Pfiff! Der stahlgekielte 
Schiffsklotz hub sich wie ein Kammer 
Und zielte. 

„Jesus Marie!“ 

Auf Leben und Tod 
Aus Luk und Kammer 
Alle Mannschaft hervor, 

Schrie, 

Graus: 

Brausend gradaus 

Pflügte der Kiel das Boot — — — 

Keiner kam empor. 

Im Osten nüchterte das erste Morgenrot. 

$ 

Von Himmelsrand zu Himmelsrand 

Wogt See, hoch überm Abgrund ausgespannt. 
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Ein starker Formwille ist hier vereint mit einer Anschaulichkeit, 
die oft über sich selbst hinausgesteigert wird, aber nie in den 
Niederungen bloßer Nachahmung bleibt. Die Verse sind oft zer¬ 
hackt, jede Formharmonie zerstiebt; vieles erscheint wie technisch¬ 
maschineller Naturlaut, wie ein Kaleidoskop von Schuß, Ein¬ 
schlag, eingedrückten Platten, Drehtürmen, Atmosphären, gehäuften 
Schiffsladungen, Brisen, Böen, endlich: Gebeten, Untergang, Tod. 
Zuletzt ist alles überwirklich und überweltlich. Alles, was der Ozean 
mit Grauen erlebte, was erst stolz und des heißen Lebens voll 
über ihn hinflutete und dann hinuntergurgelte: schildernd und 
verherrlichend wird es noch einmal von Winckler belebt: 

Plötzlich schrammt ein Stoß, 

Das Boot erschüttert, schlingert, treibt. 

Kommt nicht los. 

Bleibt im Stahlnetz. .. 

Der Dichter zerfasert keine Einzelseelen. Er will den Rhythmus 
der Zeit einfangen und wird damit zum Dichter der Vielheiten, 
der Masse. Schon in den „Eisernen Sonetten“ standen sich Fabrik¬ 
herren und Arbeiter als Typen gegenüber; auch im „Ozean“ 
kämpfen beseelte Einheiten als Anhängsel furchtbarer .Maschinen 
gegeneinander. Aber mitten aus ihrem Toben, aus äußerlichem 
Siegeswillen und Beharrlichkeit läßt er plötzlich Sehnsuehtsidyllen 
der Innenwelt emporsteigen. Zwischen stahlharten Strophen blüht 
volksliedmäßige Seemannsweise: 

Warum soll der Seemann kein Liebchen haben? 

Er kann nicht des Abends übern Zaun sich legen, 

Mit Nachbarn plaudern auf den Wegen, 

Denn er kennt keinen Giebel im Mond, 

Kein Nest, darin die Nachtigall wohnt — 

Nur den kalten, leeren Horizont. 

Mit einer großen Vision der Skagerrak-Schlacht, mit Chören 
der Toten und der Erzengel, die die empörten Triebe der Mensch¬ 
heit wieder zusammenführen wollen durch den „über Erd und 
Himmel herrlich eingeborenen, höchsten Geist, der Liebe“, klingt 
die Sammlung der Gedichte aus. Was wir darüber sagten, ging 
das Ganze an. Im Einzelnen stoßen manchmal Denkkraft und 
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Schaukraft allzu hart und mißtönig aufeinander; oft drängen 
sich die Superlative so sehr, daß sie sich gegenseitig herunter¬ 
stoßen; manchmal werden Banalitäten nicht gescheut: „Graf Spee, 
Graf Spee! der Löwe der Seel“ Und wer sachlich und poli¬ 
tisch anders denkt wie Winckler, der sträubt sich gegen manches, 
was den „germanischen Genius“ besingt: 

Das sind die Barbaren! das ist ihr Mut! 

Ihre Wut! Ihre alte Gewalt und ihr Blut! 

Die Deutschen stehen um den Weltbesitz! 

Oder wenn er den verschärften U-Boot-Krieg preist: 

Der Kaiser ruft: „U-Boote raus! Näh'r mein Volk, um Thron 

und Altar!“ 

Alles Volk! „Laß die Aasgeier kommen! Sei Barbar, erbarmungsbar!“ 

Da wird man manchmal von allen seherischen Hochflügen fort¬ 
gerissen und sieht Tendenz, die sich nur mühselig durch Kunst 
adeln w’ill. Aber „Ozean“ ist ein Buch, nehmt alles nur in allem. 
Hier kämpft ein Dichter mit einer gew'altig anstürmenden Stoff¬ 
masse, zerlegt sie sich in Einzelheiten, um sie zu bändigen und 
zu organisieren, macht aus Chaos Rhythmus, aus Lärm Musik. 
Seine Kraft mißt sich heute allein an der Zerklüftung der Welt; 
aber Zukunftsdichter wird Winckler erst sein, w^nn des „tausend¬ 
fachen Todes schöpferische Verklärung“ ihn ganz übermannt, w'enn 
er eines Tages der neuen Welt der Liebe gehört und sie im 
, Antlitz der Kunst erglühen macht. 


Glossen. 

Eduard Bernstein über die nationalen PfUditen 
der deutschen Sozialdemokratie.^ 

Man spricht heute viel von Eroberung der politischen Herrschaft 
durch die Sozialdemokratie, und es ist wenigstens bei der Stärke, 
welche diese in Deutschlana erlangt hat, nicht unmöglich, daß ihr 
dort durch irgendein politisches Ereignis in näherer Zeit die ent¬ 
scheidende Rolle in die Hand gespielt wird. Gerade dann aber 
würde sie, da die Nachbarvölker noch nicht so w'eit sind, gleich , 
den Independenten der englischen und den Jakobinern der fran¬ 
zösischen Revolution, national sein müssen, wenn sie ihre Herr- 

Bernstein: Voraussetzungen des Sozialismus. 1. Aufl. 1889. S. 144—146 u. 150—ITl. 
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Glossen. 


Schaft behaupten soll, d. h. sie würde ihre Befähigung zur lei¬ 
tenden Partei, bzvv. Klasse, dadurch zu bekräftigen haben, daß 
sie sich der Aufgabe gewachsen zeigte, Klasseninteresse und na¬ 
tionales Interesse gleich entschieden wahrzunehmen. . . 

Nur wenn die Sozialdemokratie sich auf die doktrinäre Propa¬ 
ganda und das sozialistische Experiment beschränkte, würde sie 
den nationalpolitischen Fragen gegenüber in rein kritischer Hal¬ 
tung verharren können. Die politische Aktion aber ist schon an sich 
der Kompromiß mit der nichtsozialistischen Welt und nötigt zu Maß¬ 
nahmen, die nicht von vornherein sozialistisch sind. Im weiteren 
Verlauf wird indeß das Nationale so gut sozialistisch sein wie das 
Munizipale. 

... In dem Vorhergehenden ist im Prinzip schon der Gesichts¬ 
punkt angezeigt, von dem aus die Sozialdemokratie unter den gegen¬ 
wärtigen Verhältnissen zu den Fragen der auswärtigen Politik 
Stellung zu nehmen hat. Ist der Arbeiter auch noch kein Voll- 
bürger, so ist er doch nicht mehr in dem Sinne rechtlos^ daß 
ihm die nationalen Interessen gleichgültig sein können. Und ist 
die Sozialdemokratie auch noch nicht an der Macht, so nimmt 
sie doch schon eine Machtstellung ein, die ihr gewisse Verpflich¬ 
tungen auferlegt. . . Nichts gebietet ihr, dem Verzicht auf Wahrung 
deutscher Interessen der Gegenwart oder Zukunft das Wort zu 
reden, wenn oder weil englische, französische oder russische 
Chauvinisten an den entsprechenden Maßnahmen Anstoß nehmen. 
Wo es sich auf deutscher Seite nicht bloß um Liebhabereien pder 
Sonderinteressen einzelner Kreise handelt, die für die Volkswohl¬ 
fahrt gleichgültig oder gar nachteilig sind, wo in der Tat wichtige 
Interessen der Nation in Frage stehen, kann die Internationalität 
kein Grund schwächlicher Nachgiebigkeit gegenüber den Präten- 
' sionen ausländischer Interessenten sein. 

... Es gibt in der Sozialdemokratie Leute, denen iedes Ein¬ 
treten für nationale Interessen als Chauvinismus oder Verletzimg 
der Internationalität und der Klassenpolitik des Proletariats er¬ 
scheint. Wie seinerzeit Domela Nieuwenhuis Bebels bekannte 
Erklärung, daß im Falle eines Angriffs vonseiten Rußlands die 
Sozialdemokratie für die Verteidigung Deutschlands ihren Mann 
stellen werde, für Chauvinismus erklärte, so fand auch neuerdings 
Her Beifort Bax in einer ähnlichen Erklärung H. M. Hyndmans 
verwerflichen Jingoismus. Es soll nun zugegeben werden, daß 
es nicht immer leicht' ist, die Grenze zu bestimmen, wo die Ver¬ 
tretung der Interessen der eigenen Nation aufhört berechtigt zu 
sein und in Afterpatriotismus übergeht; aber das Heilmittel gegen 
Uebertreibungen nach dieser Seite hin liegt sicherlich nicht in 
noch größerer Uebertreibung nach der anderen Seite. 
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DE GLOCKE 

24. Heft 14. September 1918 4. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 
AUGUST .WINNIG: 

Aussprechen was ist. 

r\IE Wendung im Westen hat einen allgemeinen Stimmungs- 
^ Umschwung herbeigeführt. Auch wenn der offiziöse Tele¬ 
graph nur mangelhaft davon Kunde gibt, so darf man schon 
annehmen, daß die taktischen Erfolge, die der Uebermacht 
der feindlichen Heere bisher zugefailen sind, die vor allem 
in Frankreich schon arg ins Wanken geratene Hoffnung auf 
den ganzen und vollständigen Endsieg außerordentlich ge¬ 
stärkt haben. In der französischen Presse ist ein neuer Ton 
zu bemerken, der in dieser Hinsicht kennzeichnend ist. Bis 
zu diesen Erfolgen war die französische Polemik gegen uns 
auf den Ton kleinlichen giftigen Hasses gestimmt. Ver¬ 
gebens suchte man in ihr nach einem Wort der Anerkennung 
der feindlichen Leistungen. Darin unterschied sie sich sehr 
von dem größeren Teil der deutschen Presse, der im allge¬ 
meinen immer willig war, den Leistungen der Feinde auf 
militärischem Gebiet oder diesem und jenem ansprechenden 
Zuge im Verhalten des Feindes Gerechtigkeit widerfahren 
zu lassen. Dergleichen war früher der französischen Presse 
fremd. Da war alles, was man über Deutschland und die 
Deutschen sagte, in den Farben des Hasses dargestellt. Seit 
der Wendung im Westen ist es darin anders geworden. 
Jetzt gefällt man sich hin und wieder in großmütiger An¬ 
erkennung dessen, was auch an dem Feinde bewundernswert 
oder menschlich ansprechend erscheint. Ein solches Ver¬ 
halten pflegt nicht selten dem Gefühl der Ueberlegenheit 
zu entspringen. Man ist des Sieges gewiß und will vor dem 
Ueberwundenen ritterlich erscheinen; und zudem erhält ja die 
eigene Leistung um so mehr Glanz, je tapferer und tüch¬ 
tiger der Feind ist. Dieser Umschwung in der Haltung 
der feindlichen Presse ist ein sicherer Beweis für die Wir¬ 
kung der militärischen Ereignisse. 
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Es muß sich nun zeigen, wie tief diese Wirkung in den 
feindlichen Ländern reicht. Man braucht nicht anzunehmen, 
daß sie auch die Massen der feindlichen Bevölkerung“ er¬ 
griffen hätte. Auch auf den Völkern der Entente lasten die Er¬ 
eignisse von 4 Kriegsjahren und die bilden an sich eine Hem¬ 
mung gegen den fnvolen Uebermut, den man doch erzeugen 
müßte, wenn man die Massen wiederum für den Krieg bis 
zum ^de gewinnen will. Aber selbst wenn es gelänge, die 
Volksmassen wieder in den Nebel der Siegesphrasen einzu¬ 
spinnen, so könnte doch der Rückschlag nicht ausbleiben und 
er müßte dann den Kriegspolitikern schließlich doch gefähr¬ 
lich werden. 

Denn mag die Uebermacht der feindlichen Mächteverbin¬ 
dung noch so groß sein — und daß sie groß, sehr groß ist, 
darüber sollte man uns nicht mehr täusdien — so kann sie 
doch nicht die grauenvolle Tragik ausschalten, die selbst 
einem den Feinden günstigen Fortgange der militärischen 
Handlungen anhängt. I>enn selbst m einem solchen Falle 
wäre die Folge, daß das ganze Gebiet, das heute von den 
deutschen Heeren im Westen besetzt ist, Meile um Meile 
zum unmittelbaren Schauplatz des Krieges würde. Man 
braucht nur an wenige Städtenamen zu denken: Lille, Char- 
leroi, Gent, Brügge, Namur, Brüssel, Antwerpen, — um zu 
wissen, was für die Entente und schließlich für die ganze 
europäische Menschheit auf dem Spiele steht. Man mag 
ob solcher Möglichkeit erschauern, aber man wird selbst 
beim tiefsten Entsetzen zugeben müssen; daß Deutschland 
angesichts der feindlichen ^sichten gar keine andere Wahl 
hat. Will man das Letzte daransetzen, lun uns als Volk aus 
der Geschichte zu streichen, — nun wohl, dann' wollen wir 
den Feind auch den vollen Preis dafür zahlen lassen. Was 
sind selbst die größten Tragödien des Altertums gegen das 
Verhängnis dieses Krieges! Aber es sind die Anderen, die 
das Verhängnis heraufbeschwören, nicht wir. Je entschlosse¬ 
ner und klarer wir der Welt diese Aussicht zeigen, um so 
besser für uns, um so besser für den Frieden. Die Bevölke¬ 
rung der Ententeländer soll wissen, um welchen Preis allein 
der volle Sieg zu holen ist. Sie mag und muß erwägen, ob 
sich für sie, ob sich für die Menschheit, auf die man sich 
immer beruft, ein solcher Sieg lohnt. Solche Erwä^ng liegt 
in erster Reihe dem französischen Volke und der belgischen 
Regierung ob. Ob Churchills Wort: Bus^iness as usual! 
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nach solchem Siege noch für England gilt, mag dahingestellt 
bleiben — für ;Frankreich, das sich aus ^r, fernen Friejdenszeit 
noch erinnern wird, was es von seinem Nlorden hatte, gilt 
etwas anderes, von Belgien erst gar nicht zu reden. Mag 
darum die Sieg^stimmung in Frankreich noch so hohe Wellen 
schlagen, die Ernüchterung wird kommen, sobald man dieser 
Konsequenz der Kriegspohtik ins Auge sieht. 

Aus diesem Grunde ist die Wirkung der militärischen 
Ereignisse im feindlichen Auslande nicht so bedenklich. Viel 
bedenklicher ist die Wirkung bei uns selber, und daß sie 
es ist, daran trägt vor allem das hirnlose Offiziösentum die 
Schuld, das während der ganzen vier Kriegsjahre die Dinge 
so d^rgestellt hat, wie man sie wünschte, nicht wie sie 
waren. Allerdings folgte das Offiziösentum dabei nicht 
seinen eigenen Eingebungen — es ist ja das Merkmal jedes 
Offiziösen tum s, daß es nie einen eigenen Willen und ein 
eigenes Programm hat. Aber unter dem Einflüsse von Krei¬ 
sen stehend, die nun ein!mal in diesem Kriege der ganzen 
Welt ihren Willen aufzwingen wollten, hat es fort und fort 
und unbeirrt eine Auffassung vertreten, die mit der Wirklich¬ 
keit in krassem Widerspruch stand. Es hat eine oft geradezu 
sinnlose Zuversicht gepredigt und alles getan, um die Be¬ 
völkerung über die ernste Lage des Reichs zu täuschen. Es 
hat daneben geflissentlich immer wieder den Verteidigungs¬ 
charakter des Krieges verdunkelt, und wie jede Beharrlichkeit 
zum Ziel führt, so hat es auch das Offiziösentum fertig¬ 
gebracht, Wesen und Ziel des Krieges im eigenen Volke zu 
fälschen. Die Folge war einerseits ein Ueberwuchern des 
Alldeutschtums mit seinen grotesken Eroberungsplänen, die 
angesichts der wirklichen Kräfteverteilung nur als Produkt 
nationaler Ueberreizung genommen werden konnten, — an¬ 
dererseits aber eine innere Abkehr der Massen von der na¬ 
tionalen Idee, für die diese Massen „in der Stunde der Ge¬ 
fahr^* mit einem Schlage gewonnen waren. Dort, wo man 
das Leben der Masse nur von ferne sieht, wird man über 
solche Feststellungen erschrocken sein und sie für unzutref¬ 
fend halten. Darauf ist nur^'zu sagen, daß das Uebel viel größer 
ist, als wir es hier darstellen können. Das arbeitende Volk 
war wohl bereit, den letzten Hauch für die Aufrechterhaltung 
des Reiches herzugeben, aber es war zu keiner Zeit bereit und 
konnte es nicht sein, diesen Krieg bis zum Weißbluten zu 
führen, um sich für die Pläne einer Oberschicht aufzuopfem, 
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von der es bis dahin nichts als feindselige Unbill erfahren 
hatte. Als danun der Krieg durch die Willfährigkeit des 
Offiziösentimis seinen Verteidigungscharakter scheinbar ver¬ 
loren hatte, war die innere Abkehr der Massen von der 
Lösung des Kriegsproblems eine Folge, die durch nichts auf¬ 
zuhalten war, und die wir hier an dieser Stelle bis zum eigenen 
Ueberdruß vorausgesagt haben. — Man muß sich der Stim¬ 
mung vor drei Monaten erinnern, um sich vorstellen zu 
können, was die Wendung im Westen hier bewirkt hat. 

Die Reichsleitung hat sich, man weiß nicht recht, aus 

welchen Erwägungen, zu einer großzügigen rednerischen Pro¬ 
paganda entschlossen. Der erste Schritt auf diesem für sie 
so fremden Boden war ohne Zweifel so glücklich, wie er nur 
sein konnte. Man mag bedauern, daß Dr. Solf seine vor¬ 
zügliche Rede nicht drei Monate früher gehalten hat. Aber 

man muß auch eingestehen, daß er sie früher so überhaupt 
nicht halten konnte; hätte er das, was er gesa^ 
hat, und vor allem: wie er es gesagt hat, im 

Mai gesagt, so wäre er in kürzester Zeit dem konzentrischen 
Ansturm der Gewaltpolitiker erlegen. So schlimm es ist, man 
muß doch aussprechen, daß es vor dieser Wendung im Westen 
überhaupt kein deutscher Staatsmann wagen durfte, eine 
derartige Rede zu halten. Dieser Umstand hat seine eigene 
Logik: was im Mai eine politische Tat hätte sein können, ist 
heute leider nicht mehr als eine Geste, für die man im 
feindlichen Auslande nur höhnische Abweisung hatte. 

Entschließen wir uns endlich allerseits, unsere Lage so 
zu sehen, wie sie ist. Vergessen wir keinen Augenblick, 
daß wir in der Verteidigung und nur in der Verteidigung 
kämpfen. In der VerteSligung und im Bekenntnis zu ihr 
liegt allein unsere politische Stärke, — das ist der Boden, 
auf dem wir diesen Stunn bestehen müssen. Sobald wir ihn 
verlassen, entfernen wir uns von den Quellen unserer Kraft, 
aber wir sind um so stärker, je entschlossener wir ihn fest- 
halten. Es kommt jetzt alles darauf an, der Masse des 
Volkes den Glauben an den Verteidigungskrieg zurückzugeben. 
Das Vaterland ist in Gefahr, —’ es ist es nicht erst seit der 
Wendung im Westen, es war in Gefahr vom . ersten Augen¬ 
blicke des Krieges an. Aber die letzten militärischen Er¬ 
eignisse haben diese Wahrheit, die durch das Offiziösentum 
verdunkelt wurde, mit Flammenschrift an den Himmel ge¬ 
schrieben. Jeder muß sie sehen. Sie drückt sich aus li< der 
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ungeheuren üeberlegenheit der Feinde an Menschen und 
Material und in ihrem bisher noch von keinem Schwanken 
angekränkelten Vemichtungswillen. Höre man auf mit jeder 
Vertuschung dieser Lage. Die Uebermacht ist heute auf der 
anderen Seite und wird morgen und übermorgen dort sein, 
aber sie wird um so schneller brüchig werden, je zweifels¬ 
freier unsere Verteidigungsstellung ist. Dieser uebermacht 
haben wir nichts anderes entgegenzusetzen als den festen 
Willen des ganzen Volkes, für sein Besitztum bis zum 
letzten Hauch zu kämpfen und zu opfern. Aber täuschen wir 
uns nun auch nicht länger darüber, daß andere als die bis¬ 
herigen Methoden dazu gehören, diesen Willen' wieder in 
voller Größe lebendig zu machen. 

Die feindlichen Staatsmänner haben mit dem ihnen eigenen 
Scharfblick erkannt, wo das entscheidende Zentrum liegt. 
Die letzte Rede Lloyd Georges bei der Begrüßung desGom- 
pers beweist das. Man darf diese Versuche der Entente¬ 
politiker, mit ihren von Freiheit triefenden Reden auf die 
arbeitenden Massen Deutschlands einzuwirken, heute nicht 
mehr mit jener lächelnden Sorglosigkeit abtun, die früher 
angebracht sein mochte. Ja, wenn es nur diese Reden 
wären! Aber hinter den Reden stehen Tatsachen. Es steht 
dahinter eine Erweiterung der Volks rechte in England, der 
keiner eine achtunggebietende Großzügigkeit absprechen kann, 
und es steht weiter dahinter das ängstliche und unentschlossene 
Zö^m, mit dem man bei uns die Abschaffung der Klassen- 
wanlrechte, wie überhaupt die ganze Erneuerung unseres po¬ 
litischen Wesens behandelt. Diese Tatsachen wiegen viel 
schwerer, als alle Reden’, die man drüben halten mag. Ihr 
Gewicht kann nicht durch Gegenreden aufgehoben werden. 
Nur Taten, befreiend^ Taten, können den Druck von un¬ 
serem inneren Leben wälzen- Kann man, sich zu solchen Taten 
nicht entschließen, so werden alle Versuche, die volle ge¬ 
waltige Kraft des Volkes unserem Verteidigungswillen nutz¬ 
bar zu machen, vergeblich bleiben. Das ist der Stand der 
Dinge. 
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Dr. PAUL LENSCH, M. d. R.: 

Wird Deutschland nicht besiegt, 
dann hat es gesiegt. 

Berlin, 8. September 1918. 
pS scheint wirklich so, als sei erst einm^al die Schlappe an 
der Westfront nötig gewesten, um die reaktionären Kreise, 
die man mit dem Namen der Alldeutschen zusammenfaßt, ent¬ 
scheidend zu treffen. Von allen Seiten bricht es jetzt über 
sie herein und selbst das Manifest, mit dem sich Hindenburg 
an die deutsche Oeffentlichkeit wendet, enthält eine deutliche 
Zeile an ihre Adresse. Freilich, der Reichskanzler weiß 
aus der Situation zunächst noch keine andere Konsequenz 
zu ziehen, als zum soundsovielten Male den Ruf nach Eini¬ 
gung auszustoßen. Allein die Nation ist einig, und wenn 
man diese Einigung nicht gefährden will, so muß man schon 
der Handvoll politischer Skandalbrüder anders entgegen¬ 
treten, wie es bisher Graf Hertling und seine Myrmidonen — 
wenn es erlaubt ist, den alten Herrn einen Augenblick mit 
Achill zu vergleichen — getan haben. Wir zweifeln nicht 
daran, daß im Herbst, wenn der Reichstag wieder zusammen¬ 
getreten ist, darüber das Nötige gesagt wird, und wir er¬ 
warten, daß dann auch das Nötige getan wird. 

Schon die Rede, mit der der Kanzler den uckermärkischen 
Granden des Herrenhauses die Notwendigiceit des gleichen 
.Wahlrechts für Preußen auseinandersetzte, war ein Beweis 
dafür, daß Graf Hertling wohl mit dem Kopfe, abeir nicht mit 
dem Herzen bei der Sache der Neuorientierung ist. Er 
erklärte zwar, in der Sache „ganz fesF* zu sein — und daran 
zu zweifeln, hat niemand einen Anlaß — um so mehr be¬ 
tonte er seine Bereitwilligkeit, über Modalitäten mit sich reden 
zu lassen. Auch seine Furcht gilt der zu starken „Radikali¬ 
sierung“. Als Führer auf neuen Wegen ist dieser Graf 
sicher nicht der begeisterndste. Um so wertvoller für die 
unentrinnbare Notu^endigkeit des gleichen Wahlrechts ist sein 
Zeugnis. An reaktionärer Grundtendenz wird ihn vielleicht 
selbst der Januschauer nicht übertreffen, der Unterschied 
besteht nur darin, daß Graf Hertling ein gebildeter Mensch 
ist, dem die geistige Massage seiner Jugendzeit auch für 
das Alter noch Geschmeidigkeit genug aufbewahrt hat, um 
geschichtliche Notwendigkeiten zu erkennen und danach zu 
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handeln. Dabei ist er sich bei der Begründungi der Neuorienr 
tierung in Preußen völlig treu geblieben. Weit davon ent¬ 
fernt, die Notwendigkeit des gleichen Wahlrechts von oben 
her, nämlich ^us jden Bedürfnissen der nationalen Entwicklung 
unseres Volkes abruleiten, um mit Hilfe dieses Wahlrechts 
schneller das zu erreichen, was wir bitter nötig haben: die 
nationale Kulturgemeinschaft, betrachtet er die ganie Frage 
aus der Froschperspektive, vom Interessenstandpunkt von 
Dynastie und Krone. Ach, Herr Reichskanzler, es geht in 
der Weltrevolution noch um ganz andere Dinge, als um 
Dynastie und Krone! Bei einer solchen Auffassung glauben 
wir nicht daran, daß Herr von Hertling die geeignete Per¬ 
sönlichkeit ist, die der ungeheuren 3ituation gewachsen wäre. 
Er hat eine merkwürdige Aehnlichkeit mit dem früheren 
Reichskanzler Hohenlohe. Aber selbst für die Zeiten des 
Friedens machte der halbmüde Aristokrat keine imponierende 
Figur. Heute ist, je größere Ansprüche der Krieg an die 
Energie und den Weitblick des höchsten Beamten im Reiche 
stellt, eine Neuauflage Hohenlohes im Kanzlersessel auf die 
Dauer nicht zu ertragen. Den entscheidenden Schritt zu 
tun, der uns im Innern bitter nötig ist, und der nach außen 
weit hin wirken würde: die entschlossene Freimachung vom 
Einfluß der Alldeutschen, ist er schwerlich der Mann. 

Aus dem Auslande erhalte ich folgenden Brief in englischer 
Sprache, der den Standpunkt kritisiert, den die „Glocke*^ seit 
Anbeginn in der Frage des Kriegsausganges eingenommen. 
Er lautet in deutscher Uebersetzung: 

Sir! 

Ich habe soeben Ihre Formulierung in Nr. 36 pag. 367 der 
„Glocke'^ gelesen, was mich veranlaßt. Ihnen zu schreiben. Sie 
sagen: „Wenn Deutschland den Krieg nicht verliert, so hat 
es ihn gewonnen; wenn England den Krieg nicht gewinnt, so 
hat es ihn verloren.“ Und in Nr. 4 vom April 1918 pag. 114 
wiederholen Sie: „Wenn England nicht siegt, so ist es besiegt, 
wird Deutschland nicht besiegt, so hat es gesiegt.“ 

Zunächst möchte ich darauf hinweisen, daß dies Argument 
im Widerspruch zu Ihrer Hauptthese von der Weltreyolution 
steht. Sie halten Deutschland für die revolutionäre Kraft, die 
junge Macht, die um mehr Freiheit und Anerkennung kämpft 
und zugleich für eine Neuorientierung in der Welt. Wenn dem 
so ist, so hat Britannien gewonnen, wenn es nicht verliert, .weil 
es ihm gelang, alle seine Besitzungen zu verteidigen und $eine 
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Stellung zu behaupten. Daraus ergibt sich, daß genau das 
Gegenteil Ihrer Feststellung richtig ist, nämlich, daß Britannien 
den Krieg gewonnen hat, wenn es ihn nicht verliert, während 
Deutschland den Krieg verloren hat, wenn es ihn nicht gewinnt; 
weil eben Deutschland auf seine eignen Hilfsquellen zurück¬ 
verwiesen bleibt, während seinen Gegnern die Kräfte der ge¬ 
samten übrigen Welt offenstehen w-erden. 

Aber damit nicht genug. Selbst wenn England geschlagen 
wäre in diesem Kriege... Doch das betrachten Sie selber 

nicht als möglich. Das geht nicht nur aus Ihrer eignen These 
hervor, sondern es ergibt sich auch klar aus Ihrem Ratschlag, 
den Sie auf Seite 366/67 geben, w'O Sie ausführen, daß ein 
schneller Friedensschluß vorteilhafter für Deutschland ist, als 
eine Verlängerung des Krieges, was beweist, daß Sie selber 
fürchten, w'enn der Weltbund gegen Deutschland nur durch¬ 
hält — sogar ohne entscheidenden militärischen Erfolg — sage 
18—24 Monate noch, so würde das eine unvorteilhafte Situa¬ 
tion für Deutschland schaffen. Selbst zugegeben, daß weder 
die Romanen noch die Slaw'^en länger als Organisationen mit¬ 
zählen, und daß ihre Länder lediglich die Kriegsgebiete abgeben, 
ist es nicht klar, daß die nicht nur an Menschen, sondern 
auch an Hilfsmitteln überragende Macht, die den Weltbund 
führt, schließlich erfolgreich gegen Deutschland sein wird?... 

Aber einmal angenommen, daß England als England geschlagen 
wäre, so wäre Ihre These für Deutschland doch falsch, Sir, 
weil sie die Tatsachen außer Acht läßt. .Sie nehmen keine 
Notiz von der englisch-amerikanisch-australischen, die Welt um¬ 
fassenden Annäherung und Vereinigung der englisch sprechenden 
Völker, die eine der diesen Krieg überlebenden Merkmale ist 

und die eine entschiedene Besserung in der Stellung Englands 
bedeutet, w'eil es von den vier großen Industriemächten der 
Welt zwei in eine einzige zusammenschmilzt. Hinter dieser 

großen Vereinigung w^'rd Deutschland sogar in seiner günstig¬ 
sten Position im wxiten Abstand Zurückbleiben und wahrschein¬ 
lich nur als dritte und letzte Industriemacht folgen, da es das 
japanisch-chinesische Industriegebiet noch vor sich hat, das sich 
schnell entwickelt, während Deutschland gezwungen ist, infolge 
seiner Kriegslasten und der sonstigen Folgen dieser Umgrup¬ 
pierung zu versumpfen. Ihr Gesichtskreis, Sir, ist zu eng auf 
den europäischen Horizont beschränkt und augenscheinlich ver¬ 
nachlässigen Sie zwei Dinge. Erstens, daß England nicht bloß 
eine europäische Macht ist, daß vielmehr die Wurzeln seiner Welt- 
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macht in Amerika, Afrika, Australien und Asien liegen, zwei¬ 
tens, daß das Dazwischen treten Amerikas die entscheidende Tat¬ 
sache in diesem Kriege oder, wie Sie sagen, in dieser Welt¬ 
revolution ist. Auch schenken Sie dem stillen, aber trotzdem 
äußerst wichtigen Aufstieg Japans nicht genug Beachtung. Sie 
scheinen nicht zu beachten, daß, wenn auch Englands relative 
Steilung sich ändern mag, das nicht etwa eine Erschütterung der 
Weltherrschaft der englisch sprechenden Völker bedeutet, die 
vielmehr fester, weil durch den Krieg enger verbunden, sein 
wird. Deutschland hat so in der Tat die Welt revolutioniert, 
aber — wie es in Revolutionen oft vorkommt — zu seinem 
eignen Schaden. 

Es ist der alte Fehler des deutschen Geistes schon vor dem 
Kriege gewesen, Deutschlands Stellung in der Welt immer als 
einen „Konkurrenzkampf zwischen der deutschen und der engli¬ 
schen Industrie auf dem Weltmarkt“ zu betrachten, und viel¬ 
leicht trug diese Einseitigkeit zu der verhängnisvollen Kriegs¬ 
entscheidung gegen Amerika mit bei. Da man andern Dingen 
wenig Beachtung geschenkt hatte, so führte diese Vernachlässi¬ 
gung dahin, daß Deutschland, statt England gegenüberzustehen, 
sich eines Tages von dem Widerstand der ganzen Welt um¬ 
geben fand. England war imstande, seine Interessen mit denen 
der ganzen Welt in Einklang zu bringen, und deshalb hat es, 
wenn es den Krieg nicht verliert, ihn gewonnen, gerade weil 
es auf Grund dieser Uebereinstimmung der Interessen sein 
Besitztum erhalten und an Stärke noch durch den Zusammen¬ 
halt gewinnen wird, den der Krieg der gesamten englisch 
sprechenden Welt gegeben hat. 

I am, Sir, yours very truly 

(Name) D. Sc. PoU 

Die Formulierung: wenn Deutschland nicht besiegt wird, 
so hat es gesiegt, wenn England nicht siegt, so ist es besiegt, 
hat schon sehr früh die Autmerksamkeit der englischen Presse 
erregt, und besonders die „Times“ war es, die sie der 
„Glocke“ oder einem meiner Artikel im „Tag“ entnahm 
und entsprechend kommentierte. Allein schon vor ungefähr 
einem halben Jahre war es, wenn wir nicht irren, der „Man¬ 
chester Guardian“, der diese Formulierung umkehrte und 
die These verfocht, die nunmehr der obenstehende Brief 
des näheren begründet. Diese Begründung liest sich nicht 
übel, sie leidet aber, wie mir scheint, an zwei Hauptfehlern. 
tWenn wirklich England den Krieg gewonnen hat, wenn es 
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ihn nicht verliert, warum geht es auf die deutschen Friedens¬ 
angebote nicht ein? In England weiß man genau so, wie 
sonst in der .Welt, daß Deutechland zum Frieden bereit ist 
Wenn England trotzdem die deutschen Friedensangebote nur 
mit rohem S^tt beantwortet, so muß es doch mit dem Sieges¬ 
bewußtsein Englands im Falle einer Remis-Partie nicht weit 
her sein. 

Zweitens aber scKeint mir eine starke Illusion des Brief¬ 
schreibers vorzuliegen, wenn er schlechthin von der Ver¬ 
einigung der englisch-sprechenden Welt als Ergebnis des 
Krieges spricht und die amerikanische Union dazu rechnet, 
oder gar auf die Verschmelzung des englischen und amerika^^- 
schen Industriegebiets zu einer wirtschaftlichen Einheit rech¬ 
net Das heißt mir die augenblickliche Stimmung, die in 
England und gewissen Teilen Amerikas herrschen mag, in 
ihrem Werte gröblich überschätzen. Wir sehen schon, wie 
unendlich schwer es ist, die .Wirtschaftsinteressen des Deut¬ 
schen Reichs und Oesterreich-Ungarns unter einen Hut zu 
bringen und ,,Mitteleuropa'^ zu schaffen. Im Falle Eng¬ 
land-Amerika liegen die Dinge aber noch viel komplizierter. 
Amerika ist ein viel zu gewaltiger und zudem völlig sich selbst 
genügender Wirtschaftskörper, als daß sein Aufgehen im 
englischen Interessenkreise denkbar wäre. In London weiß 
man auch sehr wohl, daß England in Amerika keineswe^ 
sonderlich beliebt ist oder war, und daß beispielsw'eise Frank¬ 
reich den Yankees viel sympathischer ist, als Großbritannien. 
Es li^t auch gar kein Anlaß vor, anzunehmen, daß Amerika 
den .Wunsch habe, mit England zusammen zu einer einzigen 
Industriemacht zusammen verschmolzen zu werden. Und 
selbst wenn dieser Wunsch vorhanden wäre, so würden 
die Wirtschaftsinteressen dem widersprechen. Staatsgebiet 
und Wirtschaftsgebiet decken sich heute. Das Wirtschafts¬ 
gebiet eines Staates hebt sich nach außen deutlich ab von 
allen anderen Wirtschaftsgebieten und bildet nach innen eine 
spezifische und organische Einheit. Hochschutzzölle trennen 
die Vereinigten Staaten völlig von England wie von jedem 
anderen Staate ab und formen aus jedem Wirtschaftsgebiet 
einen für sich geschlossenen Organismus. Soll das aufnören, 
lediglich weil die Union England zu Hilfe kam? Nein, 
Amerika, weit davon entfernt, mit England in Zukunft eine 
writschaftliche Einheit zu bilden, dürfte im Gegenteil zu 
Englands größtem Gegner werden, oder genauer gesagt, die 
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Gegensätzlichkeit der englischen und amerikanischen Inter¬ 
essen, vor dem Kriege nur latent vorhanden, wird, nachdem 
die Union in diesem Kriege in das Fahrwasser des Hoch¬ 
imperialismus eingelenkt ist, in Zukunft trotz aller angel¬ 
sächsischen und überseeischen Vetternschaft erst ans Licht 
treten. Schon jetzt ist Amerika der lErbe der einstigen Stel¬ 
lung Englanids auf dem Geldmarkt und schickt sich an, 
die schon geschwächte Stellung Englands als Seefahrer durch 
den Bau einer eigenen Handelsflotte dauernd zu ruinieren. 
Gerade der Eintritt Amerikas in den Krieg, so sehr ihn Eng¬ 
land als Rettung aus schwerer Not begrüßte, dürfte den 
entscheidenden Stoß in die bisherige .Weltstellung Englands 
geben. So lange England, das ja aus eigener Kraft völlig 
außerstande ist, Deutschland niederzuwerfen, hoffen konnte, 
mit Romanen und Slaven das kleine Deutschland zu besiegen, 
hatte das eigene militärische Unvermögen keine ernste Be¬ 
deutung; denn England konnte sicher sein, Frankreich, Italien 
und Rußland stets in Botmäßigkeit zu halten. Jetzt sind 
Slaven und Romanen ausgebrannte Schlacke oder, wie unser 
Briefschreiber sagt, sie rechnen nicht mehr mit und ihre 
Länder sind nur noch KriegsgebieL Aber wenn jetzt Eng¬ 
land wirklich jnoch den Krieg ‘gewinnen würde, wäre das etwas 
anderes als ein amerikanischer Sieg? Und könnte England 
wirklich glaubeh, die siegreiche amerikanische Union so in 
Abhängigkeit von sich zu halten, wie es das bei Frankreich 
und Rußland tatsächlich glauben konnte? Wir dürfen über¬ 
zeugt sein, daß man sich darüber in London keine Illusionen 
macht. Für die Entente im ganzen mag der Eintritt Ame¬ 
rikas von großem Vorteil gewesen sein, für England im be¬ 
sonderen ist er direkt verhängnisvoll. Es gäbe kein sichereres 
Mittel, die Weltstellung Englands, die jetzt schon in ihrer 
alten Bedeutung unwiderbringlich dahin, in ihren Tiefen zu 
vernichten, als die Weiterfährung des Krieges um „sage 18 
bis 24 Monate”, 

Die Entwicklung Japans, deren Nichtbeachtung mir der 
Briefschreiber vorwirft, ist eine so sehr gegen die englische 
Weltherrschaft wirkende Tatsache, daß sie meine These eher 
verstärkt als umgekehrt. Der Krieg sei zwar eine Weltrevo¬ 
lution und Deutschland habe die Welt revolutioniert, aber 
lediglich, so heißt es in dem Briefe, zugunsten Englands: 
die englische Weltherrschaft wird nach dem Kriege noch 
fester und stärker sein, als vorher, und zwar weil der Krieg 
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eine Annäherung- und Vereinigung der englisch-sprechenden 
■Welt hert)eigeführt hat. Die Tatsache dieser Annäherung soll 
nicht bestritten werden, aber in ihr eine Befestigung der 
englischen Weltherrschaft zu erblicken, ist falsch. Zunächst 
ist sie ein Ergebnis der Not. Das festzustellen ist wichtig; 
denn nur so erklärt sich diese Annäherung, durch die England 
in Wahrheit, so paradox es klingen mag, mehr aufgibt als 
gewinnt, vor allem das aufgibt, was ihn und sein National¬ 
gefühl bisher kennzeichnete. Das englische Nationalgefühl 
ist in seinem Wesen kosmopolitisch; die eigene Nation gilt 
als die Verwalterin der höchsten Kulturgüter und die Angli'- 
sierung der Welt ist eine Förderung der Menschheitskultur. 
Diese besondere englische Geistesverfassung war die psycho¬ 
logische Voraussetzung für die bisherige englische Welt¬ 
herrschaft. Der Engländer hatte kein Staatsgefühl und ge¬ 
rade laus der iVerneinung laller politischen Werte als kultureller 
Selbstzwecke entsprang der gewisse kosmopolitische Zug des 
englischen Kapitalismus. Schulze-Gävernitz in seinem Buche 
über den britischen Imperialismus ist es, der darauf hinweist. 
Hierin wird der Krie^ Wandel schaffen. Er bereitet dem 
englischen Kosmopolitismus, der in der so charakteristischen 
Formlosigkeit des englischen Weltreiches einen ihm ent¬ 
sprechenden Ausdruck fand, ein Ende, indem er die „unity“, 
die Einheit der englisch-sprechenden Welt — freilich mit 
Ausschluß Amerikas — herstellt. Das mag von außen als 
Gewinn aussehen, im Grunde verliert England gerade dadurch 
die kosmopolitische Geistesverfassung, die es zum Aufbau 
seines Weltreiches brauchte, und die der wirkliche Anlaß 
für jene Erscheinung war, auf die sich auch unser Briefr 
Schreiber beruft, daß England nämlich imstande war, seine 
Interessen mit denen der Welt in' Uebereinstimmung zu brin¬ 
gen. So lange sich England nicht im starren Gegensatz zu 
den übrigen Nationen der Welt fühlte, sondern nur als ihr 
freilich vom lieben Gott besonders bevorzugter Bruder, der 
aber die Aufgabe in sich fühle, aus seinem überfließenden 
Sittlichkeitsbom aller Welt mitzuteilen und die ganze 
Welt englisch zu machen — the world is becoming rapidly 
English, rief Sir Dilke im Jahre 1869 am Ende einer Welt^ 
reise enthusiastisch aus — so lange stand die englische Weltf- 
herrschaft auf geistig starken Füßen. Man brauchte keine 
politische Organisation des englischen Weltreichs, die ganze 
Welt war englisch oder war im Begriff es zu werden. Allein 
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der Krieg hat diese Illusion zerbrochen und die drängende 
Kriegsnot hat England gezwungen, sein Weltreich genau so 
politisch zu organisieren, wie jedes profane Reich dieser 
Welt auch organisiert ist. Damit steigt England von seinem 
Weltherrscherthron herab und nimmt Platz in der Reihe 
der Völker, zwar noch in der ersten Reihe, aber doch in der 
Reihe. Es fühlt sich jetzt im starren Gegensatz zu diesen 
Völkern und zum äußeren Zeichen der Weltwende beschloß 
das englische Kabinett, den Freihandelswimpel, dieses wirt¬ 
schaftliche Kennzeichen der alten Weltherrschaft, vom Mast 
herunterzuholen, und das gleiche Flaggentuch zu hissen, das 
alle anderen Völker auch führen, den ^hutzzoll. 

Es versteht sich, daß dadurch das Verhältnis Englands’ zu 
allen Völkern, also auch zum deutschen Volke, sich ändert. 
Und damit ändern sich auch die Perspektiven, unter denen 
wir den Frieden mit England zu betrachten haben. Ein 
Friede, heute mit England geschlossen, wäre nicht der Ver¬ 
ständigungsfriede“ in dem banalen Sinne, den wir hier stets 
bekämpft haben: und der Hans nahm die Grete und alles 
war wieder gut, sondern es wäre ein Friede nach Erfüllung 
des historisdien Verstandes, der dem Kriege zugrundeliegt, 
und in diesem Sinne könnte man ihn einen „Verständigungs¬ 
frieden“ nennen. Deutschland ist zu diesem Frieden bereit, 
England nicht. Diese Tatsache scheint mir das schärfste 
Argument gegen die Argumente unseres Briefschreibers zu 
sein. 


WILHELM JANSSON: 

Die Atempause. 

r\ER Ostfrieden geht bei den Bolschewisten unter dem 
^ Namen „F^redüschka“, d. i. die Pause, die zwischen dem 
An-die-Gurgel-fassen und dem Zupressen zu entstehen pflegt. 
Der Ausdruck ist nicht gerade aus der Verbrechersprache, 
aber seine zuerst durch Lenin erfolgte Anwendung auf den 
Brester Frieden zeigt zur Genüge, wie dieser selbst bei 
der russischen Partei bewertet wird, die ihn abgeschlossen 
hat. Das festzuhalten erscheint mir notwendig, sowohl bei 
der Beurteilung der gegenwärtigen Probleme der Ostpolitik 
als bei der vorausl^rechnung kommender Situationen im 
Osten. 
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Die jetzt veröffentlichten Zusatzverträge ändern an der 
Allgemeinbewertung des Ostfriedens nichts, da sie lediglich 
das Werk fortsetzen, das in Brest begonnen wurde. Man 
hat so ängstlich jeden Schein einer Veränderten Auffassung 
der östlichen Aufg^en vermieden, daß man auch die von 
der Regierung im Reichstage zug^sagte Berücksichtigung der 
sozialpolitischen Arbeiterforderungen wieder ignorierte. Durch 
die Abtrennung Estlands und Livlands ist das russische Bin¬ 
nenreich von der Ostsee zurückgeworfen, und wir stehen nun 
dort, wo Schweden im 17. Jahrhundert stand, als es Groß¬ 
macht war und die Ostsee beherrschte. Der wesentlichere 
Unterschied ist, daß in Moskau nicht F^eter der Große, 
sondern der Bolschewismus herrscht, was zunächlst wenig¬ 
stens nicht beruhigend wirkt. Auf der Herrschaft dieser 
Parteigruppe ist der Brester Frieden einschließlich der jetzi¬ 
gen Zusatzverträge aufgebaut, aber es scheint ausgeschlossen, 
daß eine andere russische Regierung ihn ohne bitterste Not 
jemals anerkennen wird. 

Die Herrschaft des Bolschewismus dauert nun bald ein 
Jahr und es ist keine Schande einzugestehen, daß sie von 
längerer Dauer war, als die meisten von uns zu hoffen 
gewagt hatten. Sie hat auch zweifellos große geschicht- 
Rche Verdienste um die Zukunft Rußlands erworben, denn 
erst sie hat das alte Zarenreich zertrümmert und einem neuen 
Rußland freie Bahn geschaffen, das erstehen kann, ohne durch 
den Moder veralteter Traditionen gefesselt zu sein. Und die 
Boischewiki haben auch ihr Vaterland über die Misere der 
Otmobilisierung einer demoralisierten Millionenarmee hior 
wcggebrächt, ob gut oder schlecht, ist müßig zu untersuchen, 
denn es steht fest, daß weder der Zarismus noch Zar 
Kcj^nski den Mut hatten, Friedensschluß und Demobilisierung 
auf sich zu nehmen. Die Bolschewisten haben beides voll¬ 
bracht. 

Freilich wurde ihre Leistung nur durch die Erfolge der 
deutschen Volksheere im Osten und Westen ermöglicht und 
unter den vielen Faktoren, von denen ihre Herrschaft abc 
hängt, ist der weitere siegreiche Widerstand Deutschlands 
gegen seine Bedränger einer der wichtigsten. Die von der 
Entente in Rußland unterstützte und organisierte Konter^ 
revolution kann keine größere Förderung erfahren als durch 
englisch-französische Siege, und keine größere Beeinträchti¬ 
gung als durch englisch-französische Mißerfolge. So ist die 
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russische Gegenrevolution ein Schoßkind des »Westmächte- 
militarismus, und wenn dieses Kind bis jetzt nicht be¬ 
sonders gut gedieh, so nur weil seine Pflegeeltern aus Sorge 
und Aengsten nicht herauskamen. 

Die von der Entente unterstützte „tschechoslowakische“ 
kontrarevolutionäre Bewegung ist eine Sammlung der ur- 
reaktionärsten Elemente, der „Militärs“ und sonstiger Säu¬ 
len des alten Zarenreiches. Der Entente auf Leben und Tod 
verbunden, verbürgen diese Kreise die Feindschaft gegen 
Deutschland mehr als irgendeine andere Gruppierung in ofem 
momentan zerfallenden Riesenreiche. Es ist die Gegenrevor 
lution von weit rechts, die unter dem Protektorat Englands, 
Amerikas und Japans sich vor unseren Augen mit wechselndem 
Erfolge abspielt, und deren Sieg den erneuerten Kriegszustand 
im Osten bedeuten wurde. Darin liegt schon, daß der Birester 
Frieden für diese Richtung außerhalb jeder Diskussion steht, 
und daß sie, falls sie zur Macht kommt, mit Hilfe der Entente 
diesen Frieden abzuschütteln suchen wird. Einerlei, ob die 
angelsächsisch-japanischen Truppen, die im fernen Osten ge¬ 
landet sind, zu einer Bedrohung der Ostfront werden können 
oder nicht, die „tschechoslowakische“ Kontrarevolution hat 
für Deutschland mehr als politisches, sie hat auch militärisches 
Interesse. Denn von ihrem Siege oder ihrer Niederlage 
ist es abhängig, ob der Osten jioch einmal während des tWeltr 
krieges zum Schauplatz militärischen Ringens werden soll ödefr, 
nicht. 

Außer den Bolschewisten gibt es in Rußland heute bereits 
nicht unbedeutende bürgerliche Elemente, die für eine fried¬ 
liche Entwicklung der Beziehungen zu Deutschland durchaus 
zu haben sind, die aber den Brester Frieden nicht als Grund¬ 
lage solcher Beziehungen erachten. Miljukow selbst hat 
sich ja vom linken (ententistischen) Flügel seiner Partei in 
dieser Frage getrennt und die Presse berichtete längst von 
seinen Versuchen, sich Deutschland zu nähern. Die Ansprüche 
Miljukows, des Geschichtsschreibers und Theoretikers der 
russischen Expansion, an eine Revision des Brester Friedens 
mögen weiter gehen als diskutabel erscheint; allein es kommt 
darauf nicht an, sondern auf die Frage, ob erhebliche Teile 
des außerbolschewistischen Rußlands für die Verständigung 
mit Deutschland zu haben wären und welche Bedingungen 
sie an eine Verständigung knüpfen. 
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Diese Frage wäre nur dann ohne Interesse, wenn die 
Herrschaft der Bolschewiki so gefestigt und gesichert wäre, 
daß man mit anderen Möglichkeiten im Osten nicht zu rechnen 
brauchte. Aber davon kann keine Rede sein. Eine Weile 
gewann es den Anschein, als ob durch die Unterwerfung 
der bürgerlichen Elemente der Bolschewismus konserviert 
würde. Das ist nach allen zu uns dringenden Mitteilungen 
eine überwundene Episode, der Gegensatz zwischen Bolsche¬ 
wismus und Bürgertum ist ebenso groß wie jemals zuv^or. 
Noch bedeutsamer sind die ebenfalls von den verschiedensten 
Seiten berichteten zunehmenden Gegensätze^ zwischen den 
Bauern und der bolschewistischen Herrschaft, die ihre ganz 
natürliche Grundlage in dem Gegensatz zwischen Produzenten 
und großstädtischen Konsumenten haben mögen, im Ruß¬ 
land von heute aber einschneidender sind als bei uns eine 
etwas herzhafte Polemik zwischen „Vorwärts“ und „Deutsche 
Tageszeitung“, die immer unblutig verläuft und auch sonst 
keine .Wirkungen hinterläßt. In Rußland erheben die Bauern 
Einspruch gegen die Ablieferung ihrer Produkte an die Kon¬ 
sumenten, der Gegensatz zwiscnen Stadt und Land erweist 
sich stark genug, um die im Kampfe für den Frieden an¬ 
scheinend so feste Kampfgenossenschaft in Feindschaft um¬ 
zuwandeln. Die heftige antibolschewistische Propaganda der 
Sozialrevolutionäre trägt ebenfalls zur Schürung des Hasses 
gegen die bolschewisBsche Diktatur bei, die sich in der 
Hauptsache auf die bewaffnete städtische Arbeiterschaft und ~ 
nicht aut das Vertrauen der Volksmassen zu stützen vermag. 

Diese Diktatur bleibt nicht hinter der früherer Zaren zu¬ 
rück und sie mag als Experiment interessant und für die 
mit ihrer Hilfe re^erende Partei der Bolschewiki eine Siche¬ 
rung sein, der Sache der internationalen demokratischen Idee 
fügT sie unermeßlichen Schaden zu. Die Diktatur der sozia¬ 
listischen Bolschewiki stellt einen moralischen Freibrief dar 
für die Willkürherrschaft jedweder Autokratie in der Welt, 
und so scharf wir den Kampf antideutsch gerichteter men- 
schewistischer Kreise gegen den Frieden seinerzeit verurtei¬ 
len mußten, ebenso sehr müssen wir ihnen heute unsere 
Anerkennung für ihren mutigen Kampf gegen die Verball- 
homisierung, ja Zerschmetterung des demokratischen Ge¬ 
dankens durch eine pseudosozialistische Gewaltherrschaft 
zollen. Die Bolschewisten diskreditieren mit ihrer brutalen 
Willkür wohl nicht den Sozialismus, um so mehr aber die 
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Sozialdemokratie als sozialistisch-demokratische Partei und 
die Sache wind dadurch nicht erträglicher, daß sie sich auf das 
kommunistische Manifest mit seinem Lehrsatz: von der „Dik¬ 
tatur des Proletariats** berufen können. Gab es in Rußland 
keine andere Möglichkeit, die Wiederholung des Schicksals 
der französischen Februarrevolution bzvv. der Regierungs¬ 
episode Louis Blancs als die Proklamierung der Säbeldiktatur 
der Straße und die Zertrümmerung der Demokratie, dann war 
die 'Zeit noch jnicht vollendet. Daß die soziale Krankheit nicht 
mit Rosenöl und Moschus geheilt wird, konnte man schon 
aus der großen französischen Revolution lernen, aber wir 
hatten doch alle den Glauben, daß die soziale Demokratie 
ihre Umwälzung der Gesellschaft nicht mit der Verleugnung 
und Unterdrückung jeglicher Demokratie beginnen würde. 
Als der Bolschewismus im Spätherbst 1917 die im Gegensatz 
zum Volkswillen kriegsverlängernden Elemente zum Tempel 
hinausjagte und die Friedensfahne zum Triumph erhob, nat 
er uns alle mitgerissen und begeistert und der gequälten 
Menschheit den größten Dienst geleistet. Seitdem haben 
sich unsere Wege unverkennbar getrennt und man soll uns 
nicht als Sozialismus und sozialistische Kampfgenossenschaft, 
die Verpflichtungen für uns bergen, vorspiegeln, was nichts 
anderes denn schlimmste Reaktion darstellt. 

Es ist notwendig, sich über diese Momente klar zu werden, 
weil auch in unseren Kreisen die in der nationalliberalen 
Presse eröffnete Kampa^e gjegen Helfferich Anklang ge¬ 
funden hat. Helfferich nat sich in der kurzen Zeit seines 
jütischen Aufstiegs in den Kreisen des Parlaments und der 
Presse gründlich verhaßt gemacht, er hat allen Leuten vor 
den Kopf gestoßen, was sicherlich nicht seine Absicht, aber 
doch das Ergebnis seines Auftretens war. Das ist ein be¬ 
denkliches C&ien für seine politische Verwendbarkeit, aber 
doch nicht vernichtend für seine politische Urteilsfähigkeit. 
Und wenn er keine andere Sünde begangen hat, als die Mög¬ 
lichkeit der Aufrechterhaltung des Brester Friedens und die 
Zweckmäßigkeit einiger allerdings wesentlicher Details der 
Zusatzverträge anzuzweifeln, dann liegt zum mindesten für 
einen Sozialdemokraten kein Grund vor, ihn in die Wüste 
jagen zu helfen. Er soll freilich nach den Mitteilungen 
in der nationalliberalen Presse für eine andere Orientierung 
gegenüber den politischen Parteien Rußlands eingetreteh sein, 
weil er von dem nahenden Sturz der Bolschewiki überzeugt 
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zu sein scheint. Diese Ueberzeugung teilt er aber mit sehr 
vielen Leuten in und vor allem außerhalb Deutschlands, 
denen ein Einblick in die internen Verhältnisse Rußlands wohl 
zuzutrauen ist. Wir wissen heute nichts gewisses über die 
Vorgänge im Schoße der Regierung, von denen die National¬ 
liberale Korrespondenz und die „Rheinisch-Westfälische Zei¬ 
tung“ Andeutungen verlautbaren ließen. Aber es scheint 
doch, als vertrete Helfferich eine Politik im' Osten, die 
eine Verständigung mit den Kreisen des bürgerlichen Rußland 
ermöglichen soll, welche überhaupt einer dauernden Ver¬ 
ständigung zugänglich sind. Eine solche Politik abzulehnen, 
nur weil sie in ihren Wirkungen antibolschewdstisch aus- 
schlagen könnte, kann nicht Aufgabe der Sozialdemokratie 
sein. Das könnte nur dann unsere Pflicht werden, wenn 
er seine Politik nur mit einem bewaffneten Eingreifen gegen 
die Bolschewiki zugunsten anderer Klassen Rußlands durch¬ 
führen will oder kann. Von seinem persönlichen Standpunkt 
mag das ebenso zulässig sein, wie das militärische Eingreifen 
der Entente zugunsten der reaktionären Bande, die sich hinter 
die tschechoslowakische Bewegung verkriecht Die Sozial¬ 
demokratie muß schon dabei bleiben, daß es Sache der Russen 
ist, ihre inneren Angelegenheiten zu ordnen. Aber sie hat 
keine Ursache, eine Politik zu bekämpfen, die eine rechtzeitige 
Verständigung mit denen ermöglicht oder sicherstellt, die 
morgen die Herren von Rußland und vielleicht angenehmere 
Nachbarn sein können, als die Herrschaften, die mit Hilfe 
der Entente zur Macht gebracht w'erden sollen. 

Wir haben in der „Glocke“ die Ostpolitik des Herrn von 
Kühlmann nicht mitmachen können, aber wir haben im Gegen¬ 
satz zu manchem seiner Kritiker damals anerkannt, daß er 
in Brest eine sehr schwierige Lage zu bemeistern hatte: 
Er sollte Frieden schließen mit einem Lande, das sich in 
voller Auflösung befand und mit einer Regienmg, deren 
Hauptwortführer die Friedensverhandlungen zu^nsten der 
Chimäre einer Weltrevolution mit theoretischen Diskussionen 
in die Länge zog. Die Zusatzverträge haben jetzt durch die 
Bestimmung über Estland und Livland dem Ostfrieden noch 
mehr als zuvor den Charakter der „Atempause“ gegeben, und 
sie sind deshalb geeignet, alle Klassen Rußlands gegen 
Deutschland aufzusScheln. Die englische Propaganda wird 
sowohl in Rußland als in Skandinavien gute Geschäfte damit 
machen. 
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WILLY ALTSCHUL: 

Belgien in der Weltwirtschaft. 

|M fünften Kriegsjahre versuchen die feindlichen Staats- 
* männer unentwegt wie am ersten Tage die Kriegsleiden¬ 
schaften ihrer Völker immer wieder aufs neue zu entfachen. 
Der „boche“ beginnt freilich seine Schrecken zu verlieren: 
jenes Scheusal in Menschengestalt, das die weiten Taschen 
mit Kinderhänden, Frauenaugen und verwandten Kriegsanden¬ 
ken füllt, das Bratenfett aus Feindesleichen gewinnt, vermag 
kaum mehr die blutige Phantasie des amerikanischen Hinter¬ 
wäldlers zu genießen. Um so ernster erscheint aber jene 
politische Propaganda, die in dem Krieg einen Befreiungs¬ 
kreuzzug zur Erlösung der kleinen Nationen vom Joch des 
preußischen Militarismus erblickt. Diese Betrachtungsweise 
scheint auch in der Tat auf die Amerikaner, welche über 
unsere Verhältnisse ausschließlich durch feindliche Berichte 
unterrichtet werden, einen gewissen Eindruck zu machen. 
Weder der Einfall der Entente in Griechenland noch die 
Drohung mit der Hungerblockade gegen die Niederlande 
und andere neutrale Staaten noch die Befreiung der sonst 
so verhätschelten Polen und Finnen durch die Mittelmächte 
vermochten eine andere Stimmung herbeizuführen; auch 
dachte keiner der überseeischen Pharisäer je daran, den 
Schwarzer^ als Kanonenfutter hochwillkommen, die staat¬ 
liche und gesellschaftliche Gleichstellung zu verheißen und 
damit auch seinerseits die großartigen Gedanken von der Be¬ 
freiung des Menschengeschlechts in bescheidenem Maße zu 
verwirklichen. Man glaubt wirklich, gegen Hunnen und 
Barbaren zu kämpfen, und in allen Tönen von der flammend¬ 
sten sittlichen Entrüstung bis zu den zartesten Regungen 
des Mitleids wird drüben „die belgische Legende** verkündet, 
die rührende Geschichte von dem Märtyrerland, dessen un¬ 
befleckte Reinheit die preußische Eisenfaust geschändet. 
Ja man scheint die Höllenqualen der Belgier mit noch 
glühenderen Farben auszumalen, als dies einst die Feder 
Verhaerens oder Maeterlincks oder die berauschende Rhe- 
thorik von Destree oder Lorand vermocht hatte. Gerne 
reizt man auch durch die paradiesischen Bilder vom Tage nach 
der Befreiung die phantastischen Wünsche der belgischen 
Regierung an, um sie desto sicherer in der gewünschten Ab- 
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hängigkeit zu erhalten. Die Versprechungen, die den leicht- 
betörbaren Herren von Le Havre von ihren „Errettern“ ge¬ 
macht werden, grenzen ans Ungeheure. Wenn wir aber von 
diesen trügerischen Verheißungen die Maske abreißen, so 
zeigt sich, daß die Welt niemals so schamlos' belogen und 
betrogen wurde wie durch das Losungswort der Entente: 
„Wir kämpfen für die Befreiung der kleinen Nationen im 
allgemeinen und des armen, edelmütigen Belgien im be¬ 
sonderen.“ 

Doch wenn heute noch die Welt an die Befreiung Belgiens 
durch die Entente glaubt, so kann schon der morgige Tag 
diese wunderbare Liegende zerstören. Dadurch, daß der 
anglo-amerikanische Imperialismus sich als höchstes und letz¬ 
tes Kriegsziel gesetzt hat, die deutsche Volkswirtschaft zu 
zertrümmern, trifft gerade er Belgiens Unabhängigkeit ins 
Mark. Nicht auf den Schein der staatsrechtlichen Souverä¬ 
nität kommt es an, die man ^\^ohl auch Portugal oder den 
mittelamerikanischen Republiken oder indischen Maharad¬ 
schas nicht genommen hat, sondern allein darauf, daß man 
dem kleinen Staate seine wirtschaftlichen Entwicklungs¬ 
möglichkeiten beläßt. Diese liegen aber für Belgien nicht 
in der afrikanischen Riesenkolonie, dieser Pandoragabe des 
zweiten Leopold, durch die das Land in den Strudel der Welt- 
konfliktc hineingerissen wurde, sondern in dem Hafen Antwer¬ 
pen, von dessen Blüte das Wohl der belgischen Volkswirtschaft 
abhängt, mit dessen Aufschwung sie stieg, und dessen Sturz 
sie einst in seinen Trümmern mit begraben wird. Die Auf¬ 
gabe, welche Natur und Geschichte dem Lande zwischen Maas 
und Yser zugewiesen hat, ist, Mittler des weltwirtschaftlichen 
Austausches zwischen dem europäischen Festlande, vor allem 
der mitteleuropäischen; Wirtschaftsgemeinschaft, und den 
überseeischen Absatz- und Ausfuhrgebieten zu bilden. Ant¬ 
werpen wird aber zerstört werden, wenn der teuflische Plan 
des Wirtschaftskrieges verwirklicht wird. Die britische Po¬ 
litik, der sich Amerika begeistert angeschlossen hat, geht 
darauf hinaus, wie kürzlich ein geistreicher Belgier schrieb, 
Belgi^en wie feines jener Zieimentschiffe zu behandeln, mit denen 
die Enjgländer die Häfen an der flandrischen Küste verschüttet 
zu haben sich rühmen. ^ 

1 Der „Neptune“, das Londoner Organ der Antwerpener Reeder, 
bemerkt dazu lakonisch: „ä propos: weiß man auch, daß der 
Hafen von Zeebrügge 90 Millionen gekostet hat?“ 
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Die belgische Regierung versucht durch den „Lloyd Royal 
Belge^S ein(e auf englischen Anstoß während des Krieges 
gegründete belgische Schiffahrtsgesellschaft, den Boykott 
der deutschen Schiffahrtslinien schon heute vorzubereiten. 
Aber gerade diesen verdankt Antwerpen letzten Endes seine 
Weltgeltung. Und wenn künftig der Transitverkehr mit 
Deutschland durch seinen Hafen nicht mehr durchgeleitet 
wird — sei es, daß Deutschland vom Weltverkehr abge¬ 
schnitten ist, sei es, daß es das gastlichere Rotterdam vor¬ 
zieht —, danh erretten auch die schönsten belgischen Schiff¬ 
fahrtslinien Antwerpen nicht mehr vor dem drohenden 
Untergang. 

Unter den Verbündeten wird Frankreich als Wirtschafts¬ 
macht schon heute als „quantite negligeable“ betrachtet. Selbst 
im Verhältnis zu Belgien. Zwar waren Belgien und Frank¬ 
reich vor dem Krieg einander so nahe gerückt, daß auch der 
unfreundliche und Tairzsichtige französische Protektionismus 
sowie das Elend der flämischen Wanderarbeiter in Nord¬ 
frankreich kaum vermocht haben, die Sympathien für die west¬ 
liche Republik zu mindern. Auch heute wirken diese noch 
stark nach. So wird in der belgischen Presse gern Lyon emp¬ 
fohlen, dessen Messp berufen sei, die Erbschaft Leipzigs anzu- 
treten und in dem man den künftigen Mittelpunkt des 
französischen Oewerbefleißes erblickt. Aber im allgemeinen 
hält man eine kühle Reserye in wirtschaftlichen Fragen gegen¬ 
über Frankreich für angebracht; dessen ökonomische Zu¬ 
kunft ist doch zu unsiefer, und die Rhet|[orik vermag den 
kühl berechnenden Geschäftssinn der Belgier nicht zu ver¬ 
wirren. Wohl schreit sich „L^Opinon Wallonne^S deren 
Herausgeber Raymond Collaye, der Generalsekretär des bel¬ 
gischen Zweiges der internationalen antigermanischen Liga 
ist, seit Jahr und Tag die Kehle heiser, um ein vollkommenes 
Aufgehen Belgiens in Frankreich nach dem Kriege zu er¬ 
zielen ; die sprachliche und ökonomische Verschwisterung soll 
die dauernde Angliederung vorbereiten. Aber die Zensur 
zerzaust bös Herrn Collayes frisch und keck vorgetraggne 
Atisichten, und die in England erscheinende, ausschlaggebende 
belgische Presse weist entschieden diese Vorschläge zurück. 
Man hat eben Frankreich gegenüber das Gefühl, dem der sehr 
ehrenwerte Herr Balfour auf den in London im April ab¬ 
gehaltenen gemeinschaftlichen Beratungen des Comit^ Anglo- 
Belge mit dem Anglo-Belgian Trade Committee, (von dem die 
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Franzosen ausgeschlossen waren), so wundervoll Ausdruck 
verlieh: „Ich bin sicher,“ sagte er, „daß Amerika und 
die Vereinigten Staaten — Frankreich wird ja genug mit sich 
selbst zu ^n haben — ihr Bestes dazu beitragen, um die 
.Wiederherstellung Belgiens zu einem guten Ende zu führen.“ 
Aus diesen Worten von wohltuender Offenheit scheint aber 
die belgische Regierung nur die Nutzanwendung zu ziehen, 
daß sie von Frankreich leise abrückt, ohne zu erkennen, daß 
es allen, wenn sie pflichtschuldigst ihre Opfer für Eng¬ 
lands Größe gebracht und sich zu Tode geschwächt haben, 
in gleicher Weise geht: Vor der Teilung der Beute werden sie 
freundlich, aber bestimmt entfernt. 

Der englische Einfluß auf die belgische Regierung ist 
heute so stark, daß man in Le Havre eine Auslandvertretung 
der Downing Street erblicken kann. Der belgische Aus¬ 
landsminister, der frühere liberale Parteiführer Hymans, war 
während des Krieges lange Botschafter in London und wurde 
deshalb später auf seinen wichtigen Posten in der belgischen 
Regierung berufen. Ja, die Angliederung Le Havres an 
London ist bereits so weit gediehen, daß die Leitung des 
belgischen Kolonialministeriums in London ihren Sitz hat. 
In London rechnet man mit dem vollkommenen Gelingen 
des Wirtschaftskrieges, und damit auch mit der Zertrümme¬ 
rung Antwerpens. Hier beginnt die eigenartige, aber keines¬ 
wegs der Folgerichtigkeit entbehrende „Antwerpen-Politik“ 
des britischen Imperialismus. Mit feinem Instinkt spürt be¬ 
reits England heraus, daß Antwerpen als eins der ersten 
Opfer fallen muß, wenn ihm der Sieg sicher ist. Eine 
„Wiederherstellung“ eines von seiner deutschen Basis abge¬ 
schnittenen Antwerpen ist in der Tat ein Ding der Unmöglich¬ 
keit, darum stürzt sich heute schon das englische Kapital 
auf Antwerpens blühendste Industrien, um ihnen den Tcxles- 
stoß zu versetzen. Die Diamantenindustrie, eine Zierde des 
Gewerbefleißes der belgischen Hafenstadt wird mit scham¬ 
loser Offenheit von dem mächtigen Freunde zertrümmert. 
Erst hatte England im Jahre 1Q15 die Einfuhr roher Steine, 
— sogar aus der Kongo-Kolonie! — verboten, denn diese 
stelle einen Handel mit dem Feinde dar! Vergeblich hatte 
Franz von Berkelaar, der Führer der Diamantarbeiter, im 
Namen von 12 000 Arbeitern einen ergreifenden Hilferuf 
an die Großmut der britischen Regierung gerichtet, um die 
Massen vor den Schrecken der Arbeitslosigkeit zu bewahren. 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




Belgien in der Weltwirtschaft. 


^63 


Vergeblich erklärte sich die deutsche Okkupationsbehörde, 
die nach dem Zeugnis des „Socialiste Beige“ in den verödeten 
Werkstätten bis zum heutigen Tag nichts beschlagnahmt 
und nichts verändert hat, bereit, die Garantie dafür zu 
übernehmen, daß kein geschliffener Diamant nach Deutschland 
gelangen werde. Aber die englische Regierung scherte sich 
den Teufel um die Tausende, welche ihre Brutalität dem 
Elend preisgab, und ging nunmtehr zu „positiven Maßnahmen“ 
über. Frühere DiamanArbeiter, welche teils als Flüchtlinge 
im Auslande lebten, teils im Kriegsdienste waren, wurden 
unter glänzenden Bedingungen nach England gerufen, um 
dort Fachschulen und neue Werkstätten zu gründen. Brigh¬ 
ton wurde der Mittelpunkt der neuen Diamantindustrie, die 
vorher in England unbekannt war. Schon vor Jahresfrist 
konnte der Bürgermeister dieser Stadt bei einem Besuche des 
Rensionsministers Hodge diesem hocherfreut melden, daß 
bereits die ersten 100 000 Pfund für die neue Industrie aüs- 
gegeben seien, in Zukunft werde Brighton die Diamant¬ 
schleiferei der ganzen Welt verkörpern. „Und Antwerpen?“, 
fragte in schmerzlicher Ironie der „Neptune“. Diese Frage 
scheint eine Welt zertrümmerter Hoffnungen und geschei¬ 
terter Entwürfe in sich zu bergen. Auch andere Industrien 
scheint der edle Verbündete systematisch zu zertrümmern. 
So berichtet der im Frühjahr dieses Jahres erschienene 
Jahresrückblick der belgischen Handelskammer in London, 
daß die Einfuhr belgischer Gläser und Glaswaren aus dem 
besetzten ,Belgien nach England im Jahre 1916 nur 50 Prozent 
der 1915 zugelassenen Einfuhr betrug und 1917 sogar auf 
16,2 Prozent bereits beschränkt wurde. Freilich eines un¬ 
getrübten Glückes können sich die Engländer nicht erfreuen, 
denn sowohl Japan als die Vereinigten Staaten melden ihre 
Ansprüche an die belgische Teilungsmasse an. Der Bericht 
der belgischen Handelskammer enthält weiter die bittere 
Klage: „Japan kopiert alle Artikel, deren Typen ihm ge¬ 
schickt werden; die Unmöglichkeit in welcher sich unser 
Land befindet, sich um die Kunden in Australien und den 
anderen Kolonien kümmern zu können, hat zur Folge, daß 
Japan eine große Anzahl von Waren liefert, die einst wir aus¬ 
geführt hatten. Zum Beispiel Baum Wolldecken, Trikots, 
Glaswaren, Streichhölzer.“ Aehnliche Klagen gegen japani¬ 
sche Konkurrenz finden sich sehr häufig; aber selbst wenn 
Japan den bedeutenden belgischen Export nach überseeischen 
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Ländern verdrängen sollte, so verschwindet die japanische 
Gefahr doch vor der amerikanischen. Einsichtige Politiker im 
besetzten Belgien verhehlen sich auch keinen Augenblick die 
Gefahr, mit der die belgische Wirtschaftsfreiheit durch den 
Eintritt der Vereinigten Staaten in den Weltkrieg bedroht 
ist. Die belgische Regierung befindet sich gegenüber der 
amerikanischen in der Stellung des Schuldners, und nicht 
zu selten wird Le Havre an die Dankespflichten gegenüber 
dem edelmütigen Amerika erinnert. Einmal sind die Darlehen, 
welche der ^Igischen Regierung aus Amerika zugeflossen, 
nicht unbeträchtlich, ihre Höhe Konnte der „Neptune“ vom 
11. ;Mai schon tnit 107 000 000 Dollar angeben. Sodann haben 
sich die Vereinigten Staaten durch das „Comitö National 
d’Alimentation et de Secours“, das großangelegte 
Unterstützungswerk für die belgische Bevölkerung, unter der 
Maske des Wohltäters die weitgehendsten Aufsichtsrechte 
angemaßt; kein Zweifel, daß der Widerstand gegen den 
Friedensgedanken sowie die skrupellose Aufpeitschung der 
gehässigsten deutschfeindlichen Instinkte durch be\\aißte 
Föiderung von politischen Kreisen sich vollzieht, die dem 
Comite nicht femstehen. Es ist offenkundig, d. h. vom 

amerikanischen Machtstandpunkt aus begreiflich, daß Amerika 
die durch Vermittlung aktivistischer Kreise beginnende Ver¬ 
ständigung des belgischen und des deutschen Volkes und 
damit die politische und wirtschaftliche Anlehnung Belgiens 
an Continental-Europa mit allen Mitteln zu vereiteln strebt 
Darüber hinaus beginnt Amerika ein für den englischen 
Nebenbuhler gewiß nicht allzu erfreuliches Interesse für 
die Kongokolonie zu bekunden. In London wurde eine 
belgisch - amerikanische Handelskammer gegründet, deren 
Ehrenpräsident der frühere amerikanische Vertreter bei der 
belgischen Regierung, Mr. Brand Whitlock, ist, und deren 
Vorstand amerikanische Weltfirmen angehören. Kürzlich 
wurde dem jin Jjondoh sitzenden Herrn Rankin, dem belgischen 
Kolonialminister, von dieser Vereinigung ein Festessen ge¬ 
geben. Hierbei hielt der Vorsitzende, Herr de Leval, der 
Rechtsbeistand der amerikanischen Botschaft in London, die 
Begrüßungsrede. Unter anderem sagte er, Belgien werde 
glücklich sein, im Kongo einen schwachen Teil der Schuld 
zu begleichen, (die (es gegekiübier dem edelmütigen 'Nordamerika 
eingegangen sei.“ ' 

Herr Renkin, früher eine leidlich selbständige Natur, 
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ließ in seiner Antwort jede Würde vermissen. Er hoffe, 
so meinte er, bald beweisen zu können, wie tief Belgiens 
Dankbarkeit sei. Er scheint es übrigens ernst zu nehmen; 
denn gleichzeitig wird von einer neuen Dampferverbindung 
von bfewyork nach Matadi berichtet, und gewiß kann sich 
die unvergleichliche amerikanische Nächstenliebe bei der Fest¬ 
setzung der Frachtsätze ausreichend betätigen. Trotz Zensur 
und schwarzer Liste haben weitsichtige Belgier aus Industrie¬ 
kreisen wiederholt versucht, gegen das Bündnis auf Gedeih 
und Verderben entschieden Widerspruch zu erheben. Be¬ 
sonders gut scheint ein gewisser Darion in einer neuerlichen 
Zuschrift an verschiedene Flüchtlingsblätter die Vergewalti¬ 
gung des wehrlosen kleinen Staates durch die Alliierten 
durchschaut zu haben: „Was wir bei Japan sehen, — näm¬ 
lich die Verdrängung der belgischen Waren durch japanische 
Konkurrenz —, können wir auch ebenso gut in anderen 
Staaten sehen. So ist in Amerika, Frankreich, England und 
Italien eine Anzahl neuer Fabriken aus dem Boden geschossen. 
In dieser Hinsicht ist Belgien, dessen Industrie, anstatt sich 
auszubreiten, vollkommen zertrümmert ist, gegen seine 
Bundesgenossen vollkommen im Nachteil, und so ist für 
unser Land Japan eine größere Gefahr, als die uns von 
der deutschen Seite bedroht. Deutschland ist unser Feind, 
aber Frankreich und England sind unsere Bundesgenossen, 
und man sollte sie aufmerksam im Auge behalten, da der 
durch ihre Industrie erreichte Fortschritt nicht allein auf 
Kosten Deutschlands, sondern auch auf Kosten unseres 
Landes sich vollzieht, und Belgien sich für Freiheit und 
Recht opfert, indes die gesamten Bundesgenossen die Früchte 
seiner Aufopferung pflücken. Es darf nicht unser Bundes¬ 
genosse von heute unser Konkurrent von morgen werden, 
oder besser gesagt, es darf nicht sein, daß unsere Bundes¬ 
genossen von heute den Umstand ausnutzen, daß unser Land 
verwüstet ist und Handel und Industrie bei uns vernichtet 
sind; das ist das Mindeste, was Belgien fordert.** 

Wie Darion sollten alle von Verantwortlichkeitsgefühl für 
ihr Land und vom Friedenswillen erfüllten Belgier denken. 

Denn ein Sieg der Alliierten auf militärischem, politischem 
und wirtschaftlichem Gebiet wird Belgiens Unabhängigkeit 
zertrümmern; dieser kleine Staat wird in dem rücksichts¬ 
losen Wirtschaftskampf, der alsdann zwischen dem anglo- 
amerikanischen Imperialismus und dem Kontinent entbrennt, 
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als vorgeschobener Rosten zuerst geopfert werden, ln die¬ 
sem Kampf wird auch die Jahrtausende alte Vormachtstellung 
Europas, das noch durch den jahrelangen Bürgerkrieg ge¬ 
schwächt ist, vernichtet werden; der von allen Seiten so 
heißersehnte dauernde Friede wird dann wirklich zur Utopie, 
wie schon heute die Nationalisten allenorten spotten ; Friedens¬ 
verträge, welche die Vernichtung Deutschlands und seiner 
Nachbarstaaten, ja Kontinental-Europas besiegeln, sind in 
Wahrheit eine unerschöpfliche Quelle neuer Kriege. 

Je eifriger die belgische Regierung in sinnlosem Deut¬ 
schenhaß auf dieses Ziel zusteuert, desto lauter sollten sich 
hiergegen die Stimmen aller vernünftigen belgischen Poli¬ 
tiker un besetzten Gebiet wie im Auslande erheben; so 
arbeiteten sie am besten für die Wiederherstellung der Un¬ 
abhängigkeit ihres Landes. 


ALWIN SAENGER (München): 

Nord und Süd. 

pS hat sich als zweckmäßiger erwiesen, den Dingen offen 
^ ins Gesicht zu sehen, statt zu vertuschen. Für politische 
Verhältnisse gilt die Richtigkeit dieser Auffassung besonders. 
So ist es denn auch zwecklos, nach den Regeln einer soge¬ 
nannten höheren Staatskunst hendiches Einvernehmen dort 
•feststellen zu wollen, wo es fehlt. Die offene, leidenschafts¬ 
lose Aussprache allein kann bessern; Verschwiegenheit führt 
hier auf die Dauer zum Gegenteil. Die Gegensätze, die 
augenblicklich zweifellos zwischen dem Norden und Süden 
des großen gemeinsamen Vaterlandes bestehen, gelangen in 
politischer Reinkultur in den gegenseitigen Beziehungen des 
preußischen und bayerischen Volkes — wir schreiben mit 
wohlüberlegter Absicht das Wort „Volk“ — zum Ausdruck. 
So beschränkt sich denn auch unsere Erörterung auf die 
zwei Staatsgebilde, die in Ihrem Wechselieben'das Problem am 
weitesten umfassen: Preußen und Bayern. 

Die Gründe der Streitlust sind zwiefach. Einmal bietet die 
augenblickliche Kriegswirtschaft genügenden Stoff zu Kon¬ 
flikten zwischen den beiden deutschen Volksstämmen und 
weiter ist eine Quelle des Mißmutes in rein politischen Fak¬ 
toren zu suchen. Müssen wir bei Würdigung der ersten 
Ursache die bayrischen Klagen für durchaus begründet er- 
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achten, ohne norddeutschen Einwänden jede Berechtigung 
abzusprechen, so verkennen wir andererseits nicht, daß auf 
rein politischem Gebiete ein Mindeitnaß vernünftiger und 
begründeter Anschauungen auf bayrischer Seite zu finden ist. 
Zur gerechteren Würdigung dieser ernstgemeinten und aus 
einem deutschen Herzen kommenden Zeilen, dürfen wir uns 
den Hinweis erlauben, Maß wir selbst in luns die Voraussetzung 
einer objektiven Aussprache wohl mitbringen. .Wir haben 
uns trotz unserer 30 jährigen Seßhaftigkeit als Münchener 
Bürger in Bayerns Hauptstadt eine treue Anhänglichkeit 
an die erste Heimat, Schleswig-Holstein, bewahrt. Auch 
für sie schlägt noch das Herz. Daneben erblicken wir die 
Möglichkeit einer vorurteilslosen Würdigung darin, daß wir 
seit längerer Zeit als Bayer in der Reichshauptstadt weilend, 
die Verhältnisse hierselbst prüfen konnten. 

Zur wirtschaftlichen Begründung des Streites möchten wir 
zunächst darauf hinweisen, daß die norddeutsche Presse in 
grob fahrlässiger Weise Einseitigkeiten und direkte Unrichtig¬ 
keiten über Bayern und die dortigen Ernährungs,Verhältnisse 
auch jetzt noch verbreitet. Beispielsweise liest man immer 
wieder, so auch im „Vorwärts^*, daß die von den bayrischen 
Bezirksämtern verfügten Aufenthaltsbeschränkungen der Frem¬ 
den nur für norddeutsche Gäste gelten. Wie überhaupt ein 
derartiger Irrtüm entstehen konnte, ist angesichts der klaren 
^genteiligen Verfügungen der Behörden nicht verständlich. 
In der Praxis des bayrischen Reiseverkehrs spielt sich vielfach 
gerade das Gegenteil der norddeutschen Pressebehauptungen 
ab. Ich darf ein persönliches Erlebnis anführen. Trotz 
amtsärztlichen Zeugnisses über eine dringend notwendige 
zwei- bis dreimonatliche Erholung eines kranken Kindes be¬ 
kam ich als Bayer vom zuständigen Bezirksamte in einem von 
überwiegend Norddeutschen und Berlinern bewohnten kleinen 
Kurort nur eine zweimonatige Aufenthaltserlaubnis. Grund: 
mangelnde Lebensmittel. Wenige Tage nach Ablauf der be¬ 
willigten zwei Monate forderte die zuständige Gendarmerie 
bereits zum Fortgang auf. Meine Familie wohnte privat. 
In den (umliegenden fteuieren Hotels, wo vorwiegend Millionärs¬ 
familien Berliner Herkunft wohnen, wird die festgesetzte 
Aufenthaltszeit dadurch um Wochen, ja um Monate über¬ 
schritten, daß die Wirte (gegen entsprechende Preise!) die 
Fremdenbücher fälschen. Die Anwesenheit der reichen nord¬ 
deutschen Sommergäste entgegen den Eintragungen im 


Digitized by Go 'gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



768 


Nord und Süd. 


Fremdenbuch fesfzustellen, reicht die kriminelle Routine der 
Land^endarmerie wohl niemals aus, immerhin mag es auch 
im Emzelfalle schwierig sein, derartige Tatbestände einwand¬ 
frei festzustellen. Wie dem auch sei! Der Triumph kapi¬ 
talistischer Machtmittel nichtbayrischer Kreise über die 
im Interesse der Gesamtheit erlassenen gesetzlichen Bestim¬ 
mungen zum krassen Schaden der Qndeinwohner muß 
stärkste Mißstimmung erwecken. Der Anblick schwelgender 
Sommergäste, die sich über einen fleischfreien Tag schlimm¬ 
stenfalls mit Gänseleberpastete und Omelettes hinweghelfen, 
muß auf die einheimische Landbevölkerung provozierend wir¬ 
ken. Während die zahlungsfähige norddeutsche Finanz in 
den Kurhotels auf nahezu gar keine Genüsse dank ihrer 
Zahlungskraft zu verzichten braucht, habe ich in einem ober- 
bayrischen Gebirgsort die letzten 3 Wochen für ein krankes 
(bayrisches!) Kind überhaupt keine Milch mehr bekommen 
können! Noch schlimmer und aufreizender aber wirkt die 
bedenkliche Folge der norddeutschen Auswanderung in das 
gelobte Bajuwarenland, daß die Lebensmittelteuerung in Bay¬ 
ern rapide steigt und bedenklichste Formen annimmt, cs 
darf nicht vergessen werden, daß die entlegensten, elendesten 
bayrischen Bauerndörfer vielfach nur mehr Berliner Vor¬ 
orte sind. Ich habe aus eigener Erfahrung festgeste;llt, 
daß in einem kleineren Orte im Isartal mit dem Eintreffen 
der norddeutschen Sommergäste Eier nicht mehr unter 80 
Pfennig bis 1 Mark zu haben waren, während sie bislang 
noch um einen Preis von 25 bis 30 Pfennig erstanden werden 
konnten. Der Grund liegt in dem allmählich groteske Formen 
annehmenden UeberbieteU der in Bayern üblich bezahlten- 
Lebensmittelpreise durch die norddeutschen Sommergäste; 
daß dieses Streben, sich durch höhere Angebote bedeutende 
Lebensmittel zu sichern und so der bayrischen Bevölkerung 
zu entziehen, eine berechtigte sehr böse Stimmung erzeugen 
muß, liegt auf der Hand. Schuld an diesen Dingen sind 
mit die geradezu lächerlichen Darstellungen in einzelnen 
norddeutschen Blättern über die bayrischen Lebensmittel¬ 
verhältnisse. Man möchte nach diesen Schilderungen oft 
glauben, Bayern flösse noch von Milch und Honig über. 
Auch das Zentralorgan der Partei brachte ja unlängst eine 
Schilderung unserer bayrischen Lebens Verhältnisse, die das 
Unsinnigste enthielt, was ich seit langer Zeit gelesen habe. 
Für die bayrische Arbeiterbewegung sind derartige Machi- 
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nationen besonders schädigend; denn je mehr Fremde durch 
derartige Erzählungen nach Bayern gelockt werden, um so 
teuerer wird das Leben, in erster Lime für die minderbemit¬ 
telten Klassen. Man mag unserer Darlegung entgegenhalten, 
daß es sich bei dieser ganzen Frage um die höchst unpersön¬ 
lichen Folgen des heutigen kapitalistischen Systems handle. 
Hierauf einzugehen erübrigt sich, da es sich für uns in erster 
Linie um die Schilderung der .Wirkung auf das bayrische 
Volksleben handelt. Im übrigen aber erhält die in Bayern 
durch wirtschaftliche Momente hervorgerufene Mißstimmung 
gegen unsere preußischen Landsleute durch deren persön- 
liches Auftreten bei uns in Bayern eine sehr wesentliche Nah¬ 
rung. Wenn ein wohlgenährter Bürger aus Berlin auf dem 
vollbesetzten Bahnhof in Reichenhall mit lauter Stimme plötz¬ 
lich verkündet: „In Bayern is ooch noch keener verhungert'*, 
wenn eine Berliner höhere Tochter in einem oberbayr. Gast¬ 
hause dem Einwand der biederen Wirtin, sie könne beim 
besten Willen nicht mehr Milch vorsetzen, mit den Worten 
begegnet: „Erzählen Sie mir doch keene Märchen^', so sind 
das Aeußerungen einer Lebensart, die gerade bei einem so 
durchaus gutmütigen Volke wie dem bayrischen im höchsten 
Grade aufreizend wirken müssen. Takt und Mäßigung den 
Gästen aus dem Norden anzuraten, ist vielfach leider durch¬ 
aus am Platze. 

Aber auch das bayrische Schuldbuchkonto ist nicht ganz 
ohne Eintrag zu lassen. Es muß gesagt werden, daß man 
vielfach in Bayern absolut keine richtige Vorstellung von 
der teilweise erheblichen Not im täglichen Leben norddeut¬ 
scher Großstädte, vor allem aber Berlins, hat. Allerdings 
ist auch wiederum der bayrischen Vermutung, daß durch ein 
energischeres Vorgehen dem preußischen Großgrundbesitz 
gegenüber die Versorgung der norddeutschen Städte weit 
besser sein könne, nicht die Berechtigung abzusprechen. Daß 
der Ablieferungspflicht bei dem bayrischen überwiegenden 
Kleingrundbesitz besser entsprochen wird, darf als sicher 
angenommen werden. Wir werden im nächsten Jahre zweifel¬ 
los mit einer ganz anderen Beschränkung des Reiseverkehrs in 
Bayern und wohl überhaupt in Deutschland zu rechnen haben. 
Für Bayern gilt jedenfalls, daß die Gründe der durchaus 
berechtigten bayrischen Mißstimmung auf diesem Gebiete 
nur dann beseitigt werden können, wenn der Ablieferungs¬ 
pflicht im weitesten Umfange unter strengster Kontrmle 
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genügt und der Fremdenverkehr rücksichtslos unter schärf¬ 
sten kontrollierenden Maßnahmen auf die wirklich Erholungs¬ 
bedürftigen eingeschränkt wird. 

Die politische Seite der Angelegenheit ist ernster. Sie 
berührt jene große nationale SchiclSalsfrage, die Friedrich 
Hebbel am Sylvesterabend des Jahres der bürgerlichen Re¬ 
volution (1848) in seinem Tagebuch in die Worte faßte: 
„Mich wundert nur, daß in dem Körper eines Deutschen 
fenigkeit herrscht, daß sich nicht das Herz gegen den Kopf, 
der Arm gegen das Bein empört. Zu einem imponierenden, 
wohlgegründeten Staatsaufbau werden wir es wohl nicht 
bringen, das ist unmöglich, wo jeder Stein Schlußstein wer¬ 
den will.^* Eine allzu herbe Kritik preußischen Wesens droht 
das sicher auch bei uns in Bayern vorhandene Gefühl von der 
absoluten Notwendigkeit eines einheitlichen Reiches zwar 
nicht zu tilgen, wohl aber zu überwuchern. Die Genesis 
des bayrischen Partikularismus, dessen Träger in der Ver¬ 
gangenheit übrigens in allererster Linie die Dynastie der 
iWittelsbacher war, ist ein sehr lehrreiches historisches Ka¬ 
pitel für sich. Daß im Laufe der Geschichte dieses Parti¬ 
kularismus staatsmännische Größe mehr denn beschränkter 
Egoismus zu finden gewesen wäre, kann wohl nicht be¬ 
hauptet werden. Einen bayrischen kiUfurellep Partikularismus 
begrüßen wir als deutsche Notwendigkeit. Auch ein poli¬ 
tischer Partikularismus soll bestehen, der im Kampfe wider 
die unselige Regierungsmethode eines Dreiklassenparlaments 
mit Weitblick und fester Kraft auf einen demokratischen, 
großen deutschen Einheitsstaat hinsteuert. Er wäre eine 
wahrhaft nationale (Tat! Ein Partikularismus aber, der sich in 
Bierbanktratsch die Leistungen der preußischen Truppen, die 
Genialität eines Hindenburg in seiner Art zurecht frisiert 
und sich um so behaglicher fühlt, je dümmer einer über die 
„Saupreußen“ schimpft, der ist keine nutzbringende Helden¬ 
tat. ln Bayern kriechen partikularistische Atavismen unter 
den Bierbänken hervor. Ein Briefmarkenpartikularismus, der 
nur negiert, wirkt lächerlich. Machtvolle Bewahrung kul¬ 
tureller Sonderart, politischer Kampf für die freieren Ideen 
des Südens, das ist ein Partikularismus, der eine Mission 
zu erfüllen hat. Ein Partikularismus, der aufbaut, tut uns 
not. Der bayrische partikularistische Meister zeigt sich in 
gewissen Kreisen, die der Arbeiterklasse durchaus nicht nahe¬ 
stehen, nur in der Verneinung. Die Arbeiterklasse kann nicht 
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das mindeste Interesse daran haben, die große historische 
Aufgabe Preußens in Deutschland zu verkennen. Denn das 
geschichtliche Wirken des preußischen Staates in Deutschland, 
die Gründung des Reiches, hat auch für die bayrische Ar¬ 
beiterschaft erst die Grundlage ihres großen Aufstieges ge¬ 
schaffen, und das politische Interesse der Arbeiterklasse muß 
nach einem einheitlichen Reich gravitieren. Die entscheiden¬ 
den Fragen der Zukunft, denken wir nur an die der Finanzen, 
können für die arbeitende Klasse günstig nur gelöst werden, 
wenn wir dem politischen Einheitsstaate näher kommen. Die 
hiermit etwa verbundenen Gefahren zu bannen, wird die 
Aufgabe einer klugen Politik sein. Daß der bayrische Parti¬ 
kularismus seine Ursachen mit in der Handhabung der Staats¬ 
geschäfte durch den preußischen Staat und in den Formen 
von dessen politischer Lebensäußerung findet, ist sicher nur 
zu wahr. Aber man darf nicht das Kind mit dem Bade aus- 
schütten und nicht vergessen, dati in Preußen selbst treff¬ 
liche Deutsche im heißen Kampfe für eine Reform an Haupt 
und Gliedern stehen. Das Urteil muß aber gegen einen 
Partikularismus gefällt werden, der nicht fähig ist, in den 
kritischen Stunden des gemeinsamen Reiches über den Miß¬ 
mut der Tagesstunde hinaus, mit historischem Gefühl begabt, 
seinen Blick der allgemeinen und gemeinsamen staatlichen 
Notwendigkeit zuzuwenden. Bekämpft muß jeder Partiku¬ 
larismus werden, der sich die Gleichgültigkeit zum Ziele 
gesetzt, der passiv und nicht aktiv ist. 

.Wir müssen in diesem unserem furchtbaren Existenzkämpfe 
beweisen, daß wir eine politische Nation sein wollen und 
können. Es geht um unser Leben, geht um die in ihrer 
Größe erschütternde Frage: bleiben wir für die Jahrhunderte 
und Jaihrtausende als ein Volk der Dichter und Denker nur 
der Fußschemel fremder Imi>erialismen? Wer diesen großen 
Kampf unseres nationalen Schicksals erfaßt hat, der wird 
auch das besitzen, was dem I>eutschen bisher fehlte: 
politischer Instinkt und Verantwortungsgefühl! 
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j^ber würde nicht ein Weltkrieg entbrennen . . wenn die 
verschiedenen Nationalitäten und Konfessionen der Balkanhalbinsel 
sich befreiten? Wenn den Machinationen und Anschlägen, den 
widersprechenden Wünschen und Interessen aller Großmächte 
Europas Tür und Tor geöffnet w'ürde? So fragt sich die feige 
Routine der Diplomatie. . . Wer aber beim Studium der Ge¬ 
schichte den ewigen Wechsel der menschlichen Geschicke .be- 
w'undern gelernt hat, in dem nichts ständig ist als die Un¬ 
beständigkeit, nichts unveränderlich als der Wechsel, wer den 
ehernen Gang der Geschichte verfolgt hat, deren Räder mitleids¬ 
los über die Trümmer großer Reiche dahinrollen, ganze Gene¬ 
rationen erbarmungslos zermalmend, wer mit einem Wort die Augen 
dafür offen hat, daß kein demagogischer Aufruf und keine auf¬ 
rührerische Proklamation so revolutionierend wirken kann als die 
einfachen nackten Tatsachen der Menschheitsgeschichte, wer den 
ungeheuer revolutionierenden Charakter des jetzigen Zeitalters zu 
erfassen vermag, wo Dampf und Wind, Elektrizität und Drucker- 
schw^ärze, Artillerie und Goldfunde miteinander im Bunde in einem 
Jahr mehr Veränderungen und Revolutionen zuwege bringen, als 
früher ein ganzes Jahrhundert erzeugte, der wird sicher nicht davor 
zurückschrecken, sich diese historische Frage zu stellen, nur weil 
ihre einzige richtige Lösung einen europäischen Krieg im Gefolge 
haben könnte.“ 

„Die Menschheit darf nicht vergessen, daß Rußland der Pro¬ 
tektor Polens, der Protektor der Krim, der Protektor Kurlands, 
der Protektor Georgiens, Mingreliens, der zirkassischen und kau- 
^ kasischen Stämme gewesen ist! Und nun will es noch der Pro¬ 
tektor der Türkei werden! Um Rußlands Antipathie gegen Er¬ 
weiterungen zu illustrieren, führe ich folgende Daten aus der 
Zahl der Eroberungen an, die Rußland seit Peter dem Großen 
gemacht hat. Die russischen Grenzen sind vorgerückt gegen Berlin, 
Dresden und Wien um etwa 700 Meilen, jKonstantinopel um 
etwa 500, Stockholm um etwa 630, Teheran um etwa 1000 Meilen. 
Rußlands Eroberungen in Schweden sind an Flächeninhalt größer 
als das von diesem Königreich noch übriggebliebene Stüde; in 
Poien sind sie fast so groß wie -das ganze Oesterreich; in der 
europäischen Türkei größer als ganz Preußen (nicht gerechnet 
die Rheinprovinz); in der asiatischen Türkei gerade so groß 
wie ganz Deutschland; in Persien so groß wie England; in der 
Tatarei so groß wie die europäische Türkei, Griechenland, Spa¬ 
nien und Italien zusammengenommen. Die gesamten Eroberungen 
Rußlands in den letzten 60 Jahren sind an Ausdehnung und 
Wichtigkeit dem ganzen Reiche ebenbürtig, daß es vor dieser 
Zeit in Europa besaß.“ 

Karl Marx, 1853. Aus „Gesammelte Aufsätze“. 
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Nachdruck sämtlicher Artikel mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 
M. BEER: 

Der britische Gewerkschaftskongreß. 

IN der ersten Septemberwoche 1918 waren die britischen 

Gewerkschaften zu ihrem Jahreskongreß in Derby ver¬ 
sammelt. Es war ein Jubiläumskongreß: 50 Jahre waren 
verflossen seit der Gründung der Gewerkschaftskongresse. 
Ein Jahr nach dem Erscheinen des ersten Bandes von Marx’ 
„Kapital** (1867) trat der erste Gewerkschaftskongreß in 
Manchester snisammen, auf dem insgesamt 134 000 organi¬ 
sierte Arbeiter vertreten waren. C&r zahlenmäßige Fort¬ 
schritt, den die Gewerkschaften in dem halben Jahrhundert 
gemacht haben, (ist,recht erheblich: in Derby waren 4,5 Mijlio^ 
nen Gewerkschaftler vertreten. Aber auch der politische 
Fortschritt ist gar nicht zu verkennen. Vor 50 Jahren 
hatten die britischen Arbeiter noch kein positives Gewerk¬ 
schaftsrecht und keine selbständige politische Organisation 
und fast gar keinen Sinn für die Arbeiterinternationale. In 
Derby hingegen erschienen Delegierte von Millionen Ar¬ 
beitern, die eine eigene Partei haben und die dank dem 
im Februar dieses Jahres angenommenen allgemeinen .Wahl¬ 
recht als ein wichtiger politischer Faktor aus den nächsten 
Parlamentswahlen hervorgehen können. Auch das Verhält¬ 
nis zur Internationale war verständnisvoller als je zuvor. 

Die Kongreß Verhandlungen waren bemerkenswert durch die 
Betonung gewisser Wünsche und Ziele, die, wenn richtig 
verstanden, einen Einblick in die gegenwärtige Geistesver¬ 
fassung der britischen Arbeiterklasse gewähren. In den 
Auseinandersetzun^n über die Kriegführung trat das pazi¬ 
fistische Element fast gar nicht hervor. Die Freude an den 
Erfolgen der britischen Waffen war spontan und allge¬ 
mein. Es gibt in Groißbritannien unter aen Arbeitern keine 
nennenswerte Gruppe, die etwa für eine Verweigerung der 
Kriegskredite, für eine folgerichtige Opposition gegen die 
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Kriegsregierung zu haben wäre. Die siegreiche Fortsetzung || 
des Kampfes bis zur Erreichung bestimmter militärischer I 
und politischer Ziele ist der Wunsch der überwältigenden 
Mehrheit der britischen Arbeiterklasse. Eine revolutionäre 
Richtung, wie die bolschewistische in Rußland oder wie die 
Industrial .Workers of the World in Amerika, die die Klassen¬ 
kampflehre folgerichtig anwenden würde, gibt es in Groß¬ 
britannien nur in ganz spärlichem Maße. Das nationale 
Empfinden, die Klassensolidarität in Zeiten nationaler Ge- \ 
fahr beherrscht die Politik der Gewerkschaften. Einen etwas i 
anderen Charakter haben ihre Erwägungen über den Frieden; 1 
in ihnen macht sich schon das internationale Element deutr I 
lieh bemerkbar. Die britischen Arbeiter wünschen die Ein- I 
berufung der Internationale und insbesondere eine Aus- I 
spräche mit den Vertretern der deutschen Arbeiterklasse. I 
Welche Beweggründe leiten die britische Arbeiterklasse I 
in ihrem Wunsche nach internationaler Betätigung? Die I 
Beweggründe sind: das Streben nach Abschaffung der alb I 
gemeinen Wehrpflicht in Großbritannien und das Bedürfnis I 
nach Herstellung eines dauernden harmonischen Friedens, i 
Die Einführung der allgemeinen Dienstpflicht im Jahre 1916 
und die Militarisierung; Großbritanniens w'erden vom bri¬ 
tischen Proletariat als eine unerträgliche Last empfunden, die 
aber doch nicht abzuschütteln sein würde, wenn der Frieden 
auf Eroberungen und Vergewaltigungen aufgebaut werden 
sollte. .Wird Deutschland von der Weltkoajition niedergerun¬ 
gen und vergewaltigt, so wird es', wie das britische Proletariat 
annimmt, nicht ruhen, bis es .Wiedervergelhing üben kann. 
Das alte Spiel des Wettrüstens und Mißtrauens wird also 
weiter vor sich gehen und die Abschaffung der allgemeinen 
Dienstpflicht in Großbritannien unmöglich machen. Ganz 
anders würde tsich jdie Politik |hach dem Kriege gestalten, wqnn 
der Friede sich auf Verständigung und Versöhnung aufbaute. 

In diesem Falle müßte die während des Krieges eingeführte 
Militarisierung Großbritanniens jeden Sinn verlieren und des¬ 
halb abgeschafft werden. Um dieses Ziel zu erreichen, 
bedarf die britische Arbeiterklasse der Mitarbeit der deut¬ 
schen Sozialdemokratie. Dem britischen Proletariat ist es 
um die Internationale jetzt wirklich ernst; es will mit ihrer 
Hilfe den Frieden im Sinne der Versöhnung beeinflussen 
und die Zeit nach dem Kriege im Sinne eines ungestörten 
reibungslosen internationalen Verkehrs ausgestalten. Noch 
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nie zuvor in seiner 50 jährigen Geschichte hat sich der Parla¬ 
mentarische Ausschuß des Gewerkschaftskongresses um inter;- 
nationale Angelegenheiten so ernst gekümmert wie jetzt. 
In den letzten 12 Monaten — seit dem Blackpooler Gewerk!- 
schaftskongre/1 1917 — wurde bei ihm das Interesse für 
die Internationale geweckt und er wird sicherlich nach dem 
Kriege die Stelle des britischen Gew'erkschaftsbundes, eines 
in der Entwicklung steckengebliebenen und absterbenden 
Organismus, in der gewerkschaftlichen Internationale ein¬ 
nehmen; er war es, der eine viergliedrige Abordnung nach 
der Schweiz zu entsenden gedachte, um von Troelstra Aus¬ 
kunft über die Antwort der deutschen Sozialdemokratie auf 
das britische Kriegs;ziel-Memorandum zu erhalten. 

Aus diesen nationalen Etnpfindui^n und internationalen 
Erwägungen setzt sich die wichtige Entschliejiung über Krieg 
und Frieden zusammen. Sie enthält fünf bestimmte Erklä¬ 
rungen: 1. Sie bestätigt die Erklärung des Blackpooler 
Kongresses vom Jahre 1917, daiß die Abhaltung eines inter¬ 
nationalen Arbeiter- und Sozialistenkongresses dem Friedens¬ 
schluß voraus^hen muß; 2. Sie fordert die Sozialdemokratie 
der Mittelmächte auf, zum Kriegsziel-Memorandum der Lon¬ 
doner interalliierten Arbeiterkonfierenz (Februar 1918) Stel¬ 
lung zu nehmen; 3. Säe verlangt eine Vertretung der Ar¬ 

beiterinternationale auf dem Friedenskongreß; 4. Sie for¬ 
dert die britische Regierung auf, Friedensverhandlungen ein¬ 
zuleiten, {sobald (der Fieind entweder freiwi(llig oder gezwungen 
Frankreich und Belgien geräumt hat; 5. Sie vertraut aut die 
sozialistische Internationale als auf die sicherste Gewähr für 
den zukünftigen Weltfrieden. 

Die britischen Gewerkschaften haben in den letzten zwei 
Jahren ganz bedeutende Fortschritte in der Richtung zum 
Verständnis der Internationale gemacht. Gegenüber den 
Kongressen der Jahre 1915 und 1916 sind die beiden letzten 
Kongresse 1917 und 1918 sehr erfreuliche Erscheinungen. 
Aus dem Bestreben, ein gesundes internationales Leben nach 
dem Kriege aufzubauen, erklärt es sich, daß der Kongreß 
den Antrag der Seellfeute, die deutsche Nation zur Strafe 
für den U-Bootkrieg auf fünf Jahre zu boykottieren, nicht 
nur ablehnte, sondern über ihn nach Anhörung der Antrag¬ 
steller zur Tagesordnung überging, und daß der KongreÖ 
in folgender Entschließung sich für den Freihandel erklärte: 
„Die durch den Krieg geschaffenen Zustände haben auf 
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keine Weise die grundlegende Wahrheit geändert, daß der 
freie Handel zwischen den Nationen die breiteste und sicher¬ 
ste Grundlage der Wirtschaftsblüte der Völker und des inter¬ 
nationalen Friedens ist. Die Preisgabe des Grundsatzes 
des Freihandels in Großbritannien wird die Interessen der 
Arbeiterklasse schädigen und das Wohlergehen der ganzen 
Nation beeinträchtigen.“ Alle den Freihandel abschwächen¬ 
den Beschränkungen, die in früheren Jahren von den Gewerk¬ 
schaftskongressen gebilligt worden waren, wurden jetzt ver- 
w'orfen. 

Die Ueberzeugung, daß die Freiheit und das Wohlergehen 
der britischen Ar&iterklasse von der Wirkung des Frie¬ 
dens, von der Wirtschaftspolitik nach dem Kriege und von 
den Zuständen in Deutschland abhängt, veranlaßt die briti¬ 
schen Arbeiterführer, ihre Aufmerksamkeit den Ansichten und 
Meinungsäußerungen der deutschen Regierung und der So¬ 
zialdemokratie zuzuwenden. Leider sind sie hierbei auf die 
kapitalistischen und kriegfördernden Blätter und Agenturen 
angewiesen, wodurch sie Entstellungen und Fälschungen zum 
Opfer fallen. So z. B. erklärte Artur Henderson in seiner 
am 5. September gehaltenen Begrüßungsrede an den Kongreß, 
daß die deutsche Regierung die Verbreitung des interalliierten 
Kriegs ziel-Memorandums verhindert habe. Wir dürfen Hen¬ 
derson versichern, daß dies gar nicht der Fall w^ar. Die 
„Internationale Korrespondenz“ verbreitete am 15. Januar 
1918 den britischen Entwurf des Memorandums vom 28. 
Dezember 1917 und das interalliierte KriegszielrMemorandum 
am 21. März 1918. Ebenso unrichtig ist William Thornes 
Behauptung vom 4. September, daß nach den Erfolgen der 
deutschen Frühjahrsoffensive der „Vorwärts“ erklärt habe, 
nichts würde die deutsche Sozialdemokratie zufriedenstellen 
als ein vollständiger Sieg. Alls ein anderer Delegierter die 
Behauptung Thornes bestritt, berief sich letzterer auf Bran- 
ting als Zeugen. Es ist selbstredend in Kriegszeiten un¬ 
möglich, derartige Mißverständnisse auf schriftlichem Wege 
zu beseitigen. Nur eine mündliche Aussprache auf einer 
internationalen Konferenz könnte eine Klärung herbeiführen. 
Angesichts der ganzen Lage wäre es für die britische Ar¬ 
beiterklasse sehr wichtig, den Widerstand ihrer Regierung 
gegen die Gewährung von Pässen zu brechen und sioi nicht 
mit derartigen Protesten zu begnügen, wie »sie in Derby 
erhoben und begründet wurden. Der Eindruck ist nicht 
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zu verwischen, daß nur Robert Smillie und Robert Williams 
die richtigen Worte gegen die Pässeverweigerer gefunden 
haben, während der Kongreß im allgemeinen die Annahme 
der Protestresolutionen als eine Formalität betrachtete. 


AUGUST WINNIQ: 

Der Volksbund. 

r)IE bisherige Geschichte des Volksbundes für Freiheit 
und Vaterland ist ein Be>^eis dafür, wie schwer es in 
Deutschland ist, einen an,^cli guten und zeitgemäßen Ge¬ 
danken zu verwirkliche^ Venn die Verwirklichung den Bruch 
mit gewissen altvertr;^^.ien Vorstellungen verlangt. Der Volks¬ 
bundgedanke ist gUi und zeitgemäß. Der Krieg hat auch in 
diesem Falle viel mehr bloßgelegt und zum Greifen deutlich 
gemacht, als grundsätzlich Neues geschaffen. Der Gedanke, 
alle Bestrebungen, die nach einer Annäherung zwischen 
Staat und Masse drängen, in einer Organisation zusammen¬ 
zufassen, war schon vor dem Kriege in den besten Köpfen 
lebendig. Jeder neue Schritt in der Entwicklung des Organi¬ 
sationsstaates ließ den Widerspruch zwischen Geist und 
Form der deutschen Staatlichkeit und den ^dürfnissen und 
Ansprüchen der organisierten Masse stärker zum Bewußt- 
sen kommen. Die Staatsgewalt lebte in einem latenten 
Kampfe mit den Bestrebungen der aufsteigenden Massen. 
Aber dieser Zustand wurzelte nicht in den Lebensbedingun¬ 
gen oder der Zielsetzung der beiden Mächte, er war beson¬ 
deren geschichtlichen Verknüpfungen entsprungen und wurde 
durch deren Nachwirkungen genährt. Der Widerspruch in 
der deutschen Entwicklung lag darin, daß sich der Staat 
durch den ungeheuren äußeren Druck zu immer strafferer 
Organisierung seiner Lebenskräfte gedrängt sah, daß aber 
die regierende Kaste diese Organisierung ganz im Banne 
des Autoritätsprinzii^ betrieb und darum die von unten auf¬ 
steigende Organisation der Masse bekämpfte, so daß also 
zwischen Staat und Masse, die sich in ihrer geschichtlichen 
Zielsetzung begegneten und aufeinander angewiesen sahen, 
ein Gegensatz entstand, der bei der Bedeutung beider Mächte 
alsbald das ganze Leben des Volkes überschatten mußte. 

Dieser Widerspruch schrie nach seiner Auflösung, und 
die innere Politik des Reiches im letzten Jahrzehnt vor dem 
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Kriege ist voll von Versuchen dieser Art. Die Sehnsucht 
Naumanns nach einem Block von Bassermann bis Bebel 
ist ebenso ein Ausdruck dieses Strebens, wie die immer 
erneut unternommenen Versuche, die verschiedenen Gewerk¬ 
schaftsrichtungen an ein taktisches Zusammengehen zu ge¬ 
wöhnen. 

Der Krieg hat diesen Zustand nur sinnenfällig gemacht. 
Staat und Masse gehörten zusammen, beide waren auf¬ 
einander angewiesen und mußten an einem Strange ziehen, 
wenn man vorwärts und nicht in den Abgrund stürzen wollte. 
Dieser Einheit aber stand jene Kaste im Wege, die an 
allen entscheidenden Stellen saß und unbeirrt an ihrer Herr¬ 
schaft über den Staat festhielt. Wer daher staatserhaltend 
im höheren 3inne «Wirken woSlte, mußte sich dazu entschließen, 
vor allem den Weg für die Vereinigung dieser beiden stärk¬ 
sten Elemente des Volkslebens freizumachen. Das aber war 
bei der Macht der herrschenden Kaste eine Riesenaufgabe, 
die nur lösbar erschien, wenn sich alles, was nach diesem 
Ziele drängte, unbeachtet seiner sonstigen Meinungsverschie¬ 
denheiten, zu diesem Zwecke zusammenschloß. Das aber 
war leichter erkannt als ausgeführt. Vor dem Kriege wäre 
es schlechterdings unmöglich gewesen. Jener alles beherr¬ 
schende Widerspruch in der deufechen Entwicklung hatte eine 
Atmosphäre der Verbitterung aller gegen alle erzeugt, auf 
allen Seiten fehlte es an dem Vertrauen, das nun einmal 
bei jeder Gemeinschaftsarbeit nötig ist. In den nichtsozia¬ 
listischen Kreisen hielt man eine auch nur vorübergehende 
taktische Verbindung mit der sozialistischen Arbeiterschaft 
für eine Todsünde. Das Odium der nationalen Gleich¬ 
gültigkeit, das der Arbeiterschaft anhaftete, schreckte ab und 
drohte jedem, der sich darüber hinwegsetzen wollte, mit 
ewiger Infamierung. In der Arbeiterschaft aber hatten die 
Jahrzehnte der Aechtung und des Kampfes nach allen Fron¬ 
ten ein tiefes unbesiegbares Mißtrauen gegen jede Verbin¬ 
dung mit anderen Gruppen erzeugt. Nachdem nun die Er¬ 
eignisse in den ersten Kriegsjahren das Odium der nationalen 
Unzuverlässigkeit von der Arbeiterschaft genommen hatten, 
schien die Möglichkeit für eine Zusammenfassung aller frei¬ 
heitlichen Gruppen gegeben zu sein, und so wurde der Volksr 
bund für Freiheit und Vaterland geboren. 

Wenn man heute sein bisheriges Werken betrachtet, so 
kann man nicht gerade sagen, daß es für die Anhängei 
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seines Gedankens besonders befriedigend wäre. Stellt man 
sich vor, daß in dieser Organisation alle Berufsverbände der 
Arbeiter und der größte Teil der Angestelltenverbände ver¬ 
treten $ind, daß (ihm die führenden Sojrialpolitiker und daneben 
noch manche andere namhafte Persönlichkeiten angehören, 
so muß man gestehen, daß der Einfluß, den er bisher im 
öffentlichen Leben ausüben konnte, so gering ist, daß man 
darüber enttäuscht sein muß. 

Um das zu erklären, muß man nicht nur die inneren 
Schwierigkeiten in Betracht ziehen, die keiner Organisation, 
die heue Wege beschreitet, erspart bleiben. Ein Stück Schuld 
daran trägt auch der mehr zufällige Anlaß, der bei der 
Gründung des Volksbundes eine gewisse Rolle spielte. Man 
wollte den Volksbund zum Gegenspieler der Vaterlandspartei 
machen. Er sollte gegenüber den Rufern nach einem Ge;- 
waltfrieden die Verständigungsparole der Reichstagsmehrheit 
in der Oeffentlichkeit Vertreten. Es ist möglich, daß man 
sich gerade hiervon eine große Wirkung versprach. Aber 
gerade das hat im Gegenteil die Arbeit des Volksbundes ge¬ 
lähmt. Die höhnische Zurückweisung aller Verständigungs¬ 
absichten durch die leitenden Staatsmänner der Entente war 
wahrhaftig nicht dazu angetan, die Ueberzeugung von der 
Richtigkeit dieses Weges zu verbreiten, und als die Erfolge 
der deutschen Waffen Tn den Frühjahrskämpfen die Hoff¬ 
nungen auf eine baldige siegreiche Beendigung des Krieges 
belebten, da war die Front der Friedensresolutionsmehrheit 
gebrochen, und mancher, der sie einst begrüßt hatte, mochte 
nun nicht mehr gern daran erinnert sein. Diese Ereignisse 
wirkten auch auT den Volksbund. Auch in den Kreisen der 
Persönlichkeiten, die als seine Anhänger und Sprecher be¬ 
kannt waren, kam die veränderte Auffassung zum Ausdruck. 
Das mußte den anderen, die nach wie vor an dem ursprüng¬ 
lichen Programm festhielten, die Haltbarkeit der neuen Ver¬ 
bindung als recht zweifelhaft erscheinen lassen. Darunter 
litt die Bereitschaft, öffentlich für die Anerkennung und 
Ausbreitung des Bundes ^ wirken. Vor allem litt darunter 
sein Ansehen in der Arbeiterschaft. 

Der Anschluß der Freien Gewerkschaften an den Volks- 
bund hatte anfänglich kaum einen ernsthaften Widerspruch, 
dagegen viel Zustimmung gefunden. Als sich dann jene 
oben angedeuteten Vorgänge abzeichneten, regte sich das 
Mißtrauen und bald regnete es Proteste. Sie kamen vor 
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allem aus den Großstädten. Nun bemächtigten sich die 
Parteigänger der Unabhängigen der Sache und bald er¬ 
tönten all die bekannten „prinzipiellen“ Wamungsrufe. Das 
Schlagwort feierte wieder seine Triumphe. Daß der Ar- 
beitemlasse gegenüber alle anderen Klassen nur eine reak¬ 
tionäre Masse seien, daß die Befreiung der Arbeiter nur das 
(Werk der Arbeiter selbst sein könnte — und wie jene ein¬ 
mal wahr gewesenen Kraftsprüche alle lauten mögen —, 
das alles wurde gegen die Zugehörigkeit zum VoTksbund 
angeführt. Dabei kam es zuweilen vor, daß die .Ankläger 
den Volksbund als identisch mit der Vaterlandspartei er¬ 
klärten. Aber so viel Einfalt und Fanatismus auch bei 
diesen Protesten das Wort führten, so lag ihnen doch auch 
mehr als nur Einfalt und Fanatismus zugrunde. Denn auch 
Organisationsmitglieder, die im übrigen gegen alle „unab,- 
hängigen“ Anfechtungen gefeit waren, stimmten der Kritik 
des Anschlusses an den Volksbund zu, und so weit sie davon 
absahen, standen sie der Sache doch sichtbar kühl gegen¬ 
über. Und das war es: man konnte sich nicht für den 
Volksbund erwärmen — selbst in den führenden Gewerk¬ 
schaftskreisen nicht. Und neben den Ursachen, die hier 
schon genannt sind, wirkte hier das Gefühl, daß in dieser or¬ 
ganisatorischen Verbindung mit den übrigen Gewerkschafts¬ 
gruppen und mit den „bürgerlichen“ Sozialpolitikern etwas 
Ungehöriges läge. Wohl hatte man sich seit nahezu einem 
Jahrzehnt, dem Drucke der Notwendigkeit folgend, bereit¬ 
gefunden, mit den anderen Gewerkschaftsgruppen zur Ver¬ 
tretung der Lohninteressen zusammenzugehen, aber auch das 
hatte zuerst doch einige Beklemmungen verursacht und 
schließlich hatte man es damit entschuldigt, daß es immer nur 
vorübergehend zu einem besonderen Zweck geschah. Nun 
sollte man dauernd mit ihnen im Rahmen einer gemeinsamen 
Organisation für allgemeinpolitische Ziele arbeiten. Das war 
etwas Neues, und dies Neue verstieß gegen das Herkommen, 
gegen die Traditiotti, die ja auch längst in der Arbeiter¬ 
bewegung zu einer Macht geworden ist. 

Trotzdem hat man bis jetzt allen Aufforderungen, die 
Gemeinschaft im Volksbunde aufzuheben, widerstanden. Es 
wäre zu wünschen, daß diese Frage nunmehr überhaupt aus 
der Erörterung verschwände. Man mag an den einzelnen 
Aeußerungen des Volksbundes manches auszusetzen haben, 
aber man sollte nicht den gewaltigen Fortschritt über- 
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sehen, den er politisch und gewerkschaftlich darstellt. Wir 
wollen hier gar nicht davon reden, welch gute Dienste diese 
Organisation ini Wahlrechtskampfe leisten könnte, wenn man 
sie aktionsfähig erhält. Für uns liegt der Schwerpunkt darin, 
daß sich hier alle Berufsorganisationen der Arbeiter und ein 
erheblicher Teil der Angestelltenverbände zu einer gemein¬ 
samen Beeinflussung des politischen Geschehens zusammen¬ 
gefunden haben. Diese Tatsache bedeutet für die deutsche 
Arbeiterbewegung einfach den Beginn einer neuen Epoche. 
Wir sollten im Volksbunde den Anfang einer Entwicklung 
sehen, die zu einem Ziele füh'ren katin, dem wir alle mit ganzer 
Seele zustreben müssen: zur allesumfassenden Allianz der 
Arbeit. Um dieses Zieles willen sollten wir ihn schätzen 
und ihm die Wege ebnen. 


Dr. ADOLF KÖSTER: 

Kolonialpolitisdie Wandlungen. 

j. 

jQAS Verhältnis der deutschen Sozialdemokratie zuc Kolcnial- 
poUtik war von Anfang an eingebettet in ihr Verhältnis 
zum Staat und seiner Politik überhaupt. Obwohl wir den Be¬ 
griff des Staates 'rein theoretisch niemals ganz ignorierten und 
in der praktischen Politik täglich mit ihm Kompromisse 
schlossen, war in unserer Agitation und in den Köpfen der 
Arbeiter der historische Begriff des Machtstaates vollkommen 
durch den revolutionären Begriff der „Gesellschaft“, der 
„Klasse“, der „Internationale“ unterwühlt und abgelöst. 
Lediglich durch einen rational-idealistischen, aus der klassi¬ 
schen deutschen Philosophie stammenden Staatsbegriff hingen 
wir noch lose mit dem wirklichen Staat zusammen. Nun 
zwangen wir freilich diesen historischen Machtstaat in seiner 
Politik nach Innen immer wieder, wenigstens den Anschein 
eines solchen über den Klassen und Parteien schwebenden 
Idealgebildes aufnechtzuerhälten. Dafür aber trat er in seiner 
Politik nach Außen, besonders in seiner Welt- und Kolonial¬ 
politik, um so reiner und unverfälschter als Machtsididii auf. 
Das geschah nicht ganz ohne unsere eigene Schuld. Aber 
cs ist der tiefste Grund für unsere unversöhnliche Abnei¬ 
gung gegen Kolonialpolitik überhaupt gewesen. Sie war 
der Ausfluß eines nationalen Machtcharakters, den wir aus 
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unseiier allgemeinen Siai 2 iis,-Sprödigkeit und SidiZis-Feindschaft 
heraus mit allen agitatorischen Mitteln bekämpfen zu müssen 
glaubten. 

Praktische Kolonialpolitik in ihren Anfängen hat sich bei 
allen Völkern zunächst auf die Arbeit großer privatkapita¬ 
listischer Händler, Reeder, Industrieller, Plant^enbesitzer 
— Einzelner oder Verbände — gestützt. Auch die deutschen 
Kolonien haben unter Bismarcks Billigung ein kurzes Stadium 
durchlaufen, in dem die verschiedenen Kolonialgesellschaften 
fast unabhängig vom Reiche wirtschaften konnten. Und selbst 
nachdem das aufhörte und die Kolonien regelrecht Teile des 
Mutterlandes geworden waren, blieben sie noch lange der 
Schauplatz, auf dem privatkapitalistische Profit- und Aus¬ 
beutungstriebe sich un^hemmt und viel weniger kontrolliert 
als daheim austoben konnten. Das war in der Kolonial¬ 
geschichte aller Länder der Fall. Aber es mußte die Ab¬ 
neigung der Sozialdemokratie gegen die Kolonialpolitik natur¬ 
gemäß verstärken. Es war der antikapitalistische Urtrieb der 
modernen Arbeiterbewegung, der hier revoltierte. Bekämpften 
wir schon den „verhüllten KlassenstaaV^ zu Hause, so noch 
mehr das „nackte kapitalistisch-imperialistische Regime“ in 
den Kolonien. 

Zu diesen bewußt oder unbewußt immer lebendig geblie¬ 
benen politischen Motiven traten tiefer gelegene weltanschau¬ 
licher Natur hinzu. Mit der konservativen Z[ähigkeit, die 
großen Parteien eigen ist, hingen wir an der alten Vorstellung 
vom paradiesischen Glück der Naturvölker, das durch die 
eintretende Kultur und Zivilisation Europas bedroht, entartet 
und zerstört wird. Wir staken mit dieser Vorstellung noch 
tief in der naturrechtlichen Ideenwelt des 18. Jahrhunderts 
und propagierten sie auf der Reichstagstribüne und in Ver¬ 
sammlungen, als Naturwissenschaft, und Völkerkunde längst 
festgestellt hatten, daß nirgends so viele Seuchen, Hunger¬ 
epidemien, Kriege — daß nirgends eine solche Unsicherheit 
des persönlichen Lebens existiert, wie gerade bei den Natur¬ 
völkern.i Es ist ideengeschichtlich nicht uninteressant, 
wie lange trotz der breiten inaturwissenschaftlichen 


1 Damit werden selbstverständlich die brutalen Ausrottungsmetho¬ 
den z. B. der Engländer gegen die Indianer, der Spanier gegen 
die Mittelamerikaner, der Buren gegen die Kaffem nicht im ge¬ 
ringsten entschuldigt. 
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Welle, die sich über die deutsche Arbeiterbewe¬ 
gung ergossen hatte, diese rein inaturrechtlich- 
konstruktiven Gedankenmassen die Köpfe unserer Arbeiter 
beherrscht haben. Wer die „Hottentotten^^-Wahlkämpfe 1906 
bis 1907 miterlebt halt, wird sich erinnern, welche Rolle 
damals dieses antikoloniale Argiunent von den „glücklichen 
Naturkindern^* und „bösen Europäern*^ in vielen unserer 
Volksversammlungen gespielt hat. 

Eng zusammen mit diesem hängt ein anderes Motiv: unsere 
Stellung zu den unentwickelten Kassen überhaupt. Auch sie 
gründete sich lediglich auf eine naturrechtliche Doktrin, auf 
die Idee von der natürlichen Gleichheit und Brüderlichkeit 
(dler Menschen. An dieser Idee, die selbstverständlich alles 
andere als marxistisch ist, zäh festhaltend, standen wir in 
jedem Interessenkonflikt zwischen Eingeborenen einerseits, 
Regierung und Privaten andererseits mit schöner Menschlich¬ 
keit a priori auf Seiten der ersten'. Wie wir in der auswärtr- 

f en Politik Gefahr liefen, die Interessen anderer 

taaten gegen unsere eigenen zu verfechteuj^ so bekämpften 
wir in der Kolonialpolitik jahrelang blindlings jede Regie¬ 
rungsaktion, nur weil sie vom Standpunkt einer „übergeord¬ 
neten“ Rasse gegen eine noch unentwickelte ausging. Die 
Idee von der Brüderlichkeit aller Menschen hat eine große 
Rolle in der Geschichte gespielt und wird ihre revolutionären 
Hebammendienste auch weiter verrichten. Aber wie alle ihrer 
Schwestern ist auch sie vollkommen ungeeignet, praktisch¬ 
wirtschaftliche Probleme im Handumdrehen zu lösen. Wer 
die hieraus sich ergebenden tragischen Gewissenskonflikte 
kennen lernen will, lese die Sudan-Tagebücher des von den 
Mahdisten erschlagenen englischen Generals Oordon, eines 
Freundes, wie ihrer die schwarze Rasse nur wenige gehabt 
hat. Denn das war ein weiterer schwacher Punkt unserer 
ganzen antikolonialen Politik: Unsere Urteile und Reden 
über Neger-Kultur und Neger-Erziehung waren durch keiner¬ 
lei Sachkenntnis getrübt. Wir hatten kauni Neger gesehen 
— es sei denn bei Hagenbeck oder im Eingangstor von 
Castans Panoptikum. Und unsere kontinentale Abgeschlossen¬ 
heit bewahrte unsere Arbeiter davor, daß die Tatsachen 
selber ihnen Logik in die Köpfe hämmerten. Die südafrikani- 


^ Vgl. Adolf Koester, Sozialdemokratische 
„Glocke**, 3. Jahrg., 1. Band, Nr. 10. 
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sehen Bergarbeiter am Rand, die unter den Lohndrücker eien 
von Hunderttausenden portugiesischer SSchwarze^r litten, hatten 
andere Auffassungen über die Gleichberechtigung unent¬ 
wickelter Rassen. Wir begeisterten uns aus tausend Meilen 
Entfernung für die Gleichberechtigung der Kaffem und 
Wadschaggas, als die australischen Arbeiter einen harten 
Kampf gegen den Import der Kulis führten. Nirgends besser 
als an diesem Exempel sieht man, wie durch und durch 
rationalistisch-ideologisch, wie weit entfernt von jeder Klas- 
senbew’ußtheit die prinzipielle Einseitigkeit war, mit der wdr 
jahrelang den Gedanken von der Brüderlichkeit aller Rassen 
verfochten. 

Endlich die Kolonialskandale. Wir haben sie nach allen 
Regeln agitatorischer Technik ausgenützt. Das war unser 
gutes politisches Tagesrecht. Aber wenn man heute liest, 
mit welchem gewaltigen Apparat wir diese Kinderkrank¬ 
heiten unserer kolonialen Tätigkeit bekämpften, brandmarkten 
und zu weltgeschichtlichen Vorgängen auf bliesen, überkommt 
einen ein leises Grauen. Jedes Volk hat seine Kolonial¬ 
skandale gehabt. Wir werden — falls wir in die Lage 
dazu kommen — unser koloniales Lpben auch in Zukunft 
rigoros säubern. Aber wir haben in der Vergangenheit 
durch eine maßlose Agitation dazu beigetragen, daß unsere 
Arbeiter jahrelang von unseren Kolonien nichts weiter wußten 
als die Heldentaten der Peters, Leist, Wehlau, Arenberg. 
Es war ihnen nicht zu verdenken, daß sie keine Freude 
fanden an einer kolonialen Tätigkeit, für die solche Aus¬ 
wüchse (nach unseren Reden) charakteristisch waren. Aber 
wir haben nichts getan, ihnen klar zu machen, daß Kolonial¬ 
wirtschaft noch etwas anderes ist als Auspeitschung von 
schwarzen Frauen. Wir stützten uns in dieser moralisieren¬ 
den Kolonial/x)litik mit auf das Zentrum. Aber das Zen¬ 
trum konnte sich eine solche Kritik ungestraft erlauben, 
denn durch seine rührige Missionswerbearbeit hatte es seine 
Anhänger von Anfang an stark für eine positive Kolonial- 
art)eit interessiert. Wir iliaben nichts der^eichen getan. Selbst 
um die Neger haben wir uns nur mit Reden gekümmerL 
Wir haben durch diese einseitige Kritik das. Zerrbild deut¬ 
scher Kolonialpolitik mit aufgebaut, das jetzt in den Köpfen 
unserer Gegner spukt. „Slaturday Review** berief sich vor 
kurzem zur Begründung ihrer Forderung auf Annektion der 
deutschen Kolonien auf die „ehrlichen Deutschen**, die wie 
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„Zentrum und sozialistische Partei die deutsche Kolonial¬ 
politik in ihrer Wirklichkeit immer gegeißelt hätten“. Und 
in dem angekündigten englischen ' Blaubuch' über deutsche 
Kolonialgreuel werden wir noch manche schöne Agitations¬ 
rede unserer Führer verzeich'net finden. 

So ungefähr stand es lange Jahre um unser Verhältnis 
zur kolonialen Politik. Sie war für uns eine Skandal- und 
Machtpolitik, gedeckt durch die Interessen kleiner privat¬ 
kapitalistischer Kliquen — eine Politik, die das süße Glück 
zufriedener Naturkinder rauh zerstörte — eine Politik, die 
wir mit Doktrinen und Sientiments prinzipiell bekämpften. 
Gewiß gab es schon damals unter uns Ausnahmen. Aber 
im großen und ganzen machten die eben aufgezeichneten 
Gedanken- und Gefühlsreihen im Querschnitt das aus, was 
unsere Arbeiter unter vulgär-marxistischem Einfluß jahre¬ 
lang gegen Kolonien auf dem Gewissen hatten. 

' ri. 

Schon vor dem Kriege waren in diese Gedankenmassen 
tüchtige Breschen geschlagen. Zunächst änderte die deut¬ 
sche Kolonialpolitik selber von Jahr zu Jahr ihren Charakter. 
Im Anfang war feie die Politik einiger starker Männer und 
Abenteurer gewesten. Jetzt ward sie jmme';* mehr intensiv kon¬ 
trollierte ReichspoLitik. Slie war Machte und Prestigepolitik 
gewesen — für gewisse Kreise ein politischer Sport. Mit 
der.Aera Dernburg wurde sie Wirtschafts^Utik. Daß ihre 
wirtschaftlichen Ergebnisse früher gleich Null waren, hatte 
ihr nicht zum wenigsten die Arbeiter entfremdet. Je mehr 
Togo und Dcutsch-Ost-Afrika wirtschaftlich aufblühten, nun 

f ar als der Diamantensegen über Südwest hereinbrach — 
ielen diese Schranken nieder. Der englische Arbeiter konnte 
niemals so kolonialspröde werden wie sein deutscher Kol¬ 
lege, schon deshalb, weil zwischen den Arbeitsstätten Eng¬ 
lands und Australiens, Kanadas, Südafrikas ein fortwährender 
Austausch von Menschen und Ideen — ein Austausch auch 
unter den Fachverbänden von Mutterland und Kolonien statt¬ 
fand. Das fehlte dem deutschen Arbeiter. Nur in Südwest 
machten sich vor dem Kriege die ersten Ansätze zur Or¬ 
ganisation von weißen Handwerkern und Arbeitern be¬ 
merkbar. 

Je intensiver die Kolonien „verstaatlicht“ wurden, desto 
schärfer wurde die Kontrolle der kolonialen Privatwirtschaft. 
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Der Abbau gewisser Reedermonopole, die Beaufsichtigung 
und Reglementierung der Plantagen, Farmen und industriellen 
Betriebe, besonders aber der rücksichtslose Eingriff in den 
Diamantehhandel, erregten in den betroffenen Kolonialkreisen 
laute, zum Teil nicht unberechtigte Entrüstung, trugen aber 
zweifellos dazu bei — ebenso wie die bodenreformerischen 
Vereuche in Kiautschou — daß das Interesse des Volkes 
an unseren Kolonien geweckt und geschärft wurde. Hand 
in Hand mit dieser oft bureaukratischen Beschneidung privat¬ 
wirtschaftlicher Rechte ging eine Art positiver Fürsorge 
für die Eingeborenen. Wir erlebten, daß das Reichskolonial¬ 
amt und der Gouverneur von E>eutsch-Ost eine Arbeiter¬ 
ordnung erließen, die das erste radikal durchgreifende 
Schutzgesetz für die ausgebeutete Negerbevölkerung dieses 
Landes darstellte. In unzähligen Kleinfragen des Kolonial¬ 
etats wuchsen wir allmählich in ein immer sachlicher werden¬ 
des Urteil auch über die bedrohte Negerkultur hinein^ Es 
dämmerte einigen von uns auf, daß mit den Eisenbahnen 
zugleich nicht nur Uebervorteilung und Ausbeutung, sondern 
auch Schulen und Hospitäler ins Land zogen — daß man 
die immer wieder beschworene Bebelsche „kulturelle Kolo^ 
nialpolitik^* für ein paar Millionen nichtstuender Menschen 
schließlich nicht ohne Hüttensteuer leisten kann — daßeineso 
komplizierte, tief in das ostafrikanisch-arabische Wirtschafts¬ 
leben verflochtene Bnrichtung wie die Haussklaverei sich 
nicht durch einen papiernen Beschluß abschaffen läßt — 
und daß man eine Kolonie nicht rentabel machen kann, indem 
man ihn? fruchtbarsten Gegenden (wie in Deutsch-Ost 
Ruandaland) als sakrosanktes Eingeborenenreservat liegen 
läßt. 

So wurde ein antikoloniales Dogma nach dem andern schon 
vor dem Kriege angenagt. Die Niederlage bei den „Hotten- 
tottenwahlen*^ zwang manchen zur Einkehr und hatte viel¬ 
fach Vertiefung in die Probleme zur Folge. Zwar gelang 
cs den Unentwegten auf dem Internation^en Kongreß von 
Stuttgart noch einmal, mit Abstimmungshilfe von Serben, 
Polen und anderen Weltvölkern einen programmatischen 
Versuch zur Umorientierung abzulehnen. Aber die gründ.- 
lichen Kommissionsverhandlungen, in denen die Deutschen 
in dem Holländer van Kol zum ersten Male einen Partei¬ 
genossen aus jahrelanger eigener Praxis über die kolonialen 
Probleme reden hörten, blieben nicht ohne Eindruck. Dann 
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stellte die Marokkokrise das weltpolitische Problem noch 
einmal scharf vor die Augen der ganzen Nation. Aber ihr 
klägliches Nachspiel auf dem Chemnitzer Parteitag (Fall 
Hildebrandt) zeigte, daß noch keine Mehrheit da war, die 
die Fragen der äußeren Politik von anderen als agitatorischen 
Gesichtspunkten zu betrachten gewillt w'ar. Immerhin befand 
sich die Partei schon vor dem Kriege in einem Zustande des 
Schwankens und Suchens, der nach Lösung drängte. Als 
kleines persönliches Exempel: Als ich im Sommer 1913 mich 
zu einer längeren Studienreise nach Afrika entschloß, um 
unserer Parteipresse aus eigener Anschauung von dem Zu¬ 
stand unserer Kolonien zu Berichten, begegnete ich in man¬ 
chen Parteikreisen abweisendem Kopfschütteln, in anderen 
und gerade den verantwortlichen aber ermunternder Zu¬ 
stimmung. 

Dann kam der Krieg. Er hämmerte in unsere Köpfe 
schmerzvoll die Erkenntnis, daß nationale Machtstaaten noch 
immer reale Gebilde sind, die man durch Geschichtsphilosophie 
nicht wegdisputiert. Wir erlebten die Geburtsstunde und 
‘die ersten Anfänge eines nationalen Volksbewußtseins, das 
wir bis dahin ^icht besessen hatten. Die auswärtige Politik — 
das bisherige Rührmichnichtan einer kleinen Fachklique — 
ward zum Problem, das im ärmsten Arbeiterhause und im 
vordersten Graben diskutiert ward. Der Krieg wälzte im 
Theoretischen vieles, im Praktischen alles um. Ganz radikal 
aber veränderte er unsere Stellung zur Kolonialpolitik. 

Das kam nicht etwa daher, daß unsere kämpfenden Ge¬ 
nossen, die sich mit Senegalnegern und Anamiten herum¬ 
schlugen, über die Brüderlichkeit aller Menschen und die 
Gleichberechtigung aller Rassen ihre besonderen Ansichten 
bekamen — daß wir alle unsere tragische aber notwendige 
Fesselung an das Wohl und Wehe der von uns prinzipiell 
bekämpften Kapitalistenkfcasse einsahen — daß wir plötzlich 
lernten in Staaten ünd Kontinenten, nicht mehr in Wahlkreisen 
— in Jahrhunderten, nicht mehr in Legislaturperioden ,z\x 
denken. Sondern wir — und das heißt alle und im beson¬ 
deren die große darbende Masse — wir wurden auf die 
Bedeutung der Kolonien gestoßen durch die wirtschaftliche 
Katastrophe, die der Krieg und die englische Blockadepoli¬ 
tik grausam über uns hereinbrechen ließ. 

Hier ist nicht der Ort, Dinge zu wiederholen, die wäh¬ 
rend des Krieges und besonders in dieser Zeitschrift oft 
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und schlagend auseinandergesetzt sind. Der Krieg hielt dem 
letzten Staatsbürger ein ökonomisches Privatissimum. Wie 
ein plötzlicher tropischer Regen stürzten die Erkenntnisse 
auf uns nieder, unsere Landwirtschaft härigi: ohne Ueber- 
see in der Luft — ohne Futtermittel, ohne Dünger. Unsere 
Ernährung desgleichen — ohne Reis, ohne tropische Speise¬ 
fette, Kaffee, Kakao, Oel, Tabak. Unsere Industrie ist 
ohne Uebersee ruiniert — ohne Baumwolle, Wolle, Roh¬ 
seide, Jute — ohne Farbhölzer, Gerbstoffe, Häute, Gummi, 
Hanf — ohne Kupfer, Eisen-, Zink- und Zinnerze. Und das 
sind nur die wichtigsten Posten an Rohstoffen, von deren 
Verarbeitung nicht nur unsere Industriellen, sondern auch 
unsere Arbeiter leben — 2 Millionen in der Metallindustrie, 
über 1 Million in der Textilindustrie, ebensoviel in der 
Bckleidungsbranche, eine halbe Million in der Lederindu¬ 
strie, 150 000 in der Oel-, 250 000 in der chemischen Indu¬ 
strie, 200 000 in Werften und Reedereien, 346 000 Familien¬ 
mitglieder in der Tabakindustrie. Wir müssen also Rohstoff¬ 
gebiete haben, die .uns eine ungehemmte Zufuhr garantieren 
— aber auch Absatzgebiete, die unserer Produktion einen 
geregelten Gang sichern. Denn nur durch die Verarbeitung 
von Rohstoffen zu hochwertigen Fertigfabrikaten ist Deutsch¬ 
land reich geworden. Das kontinentale, agrarische, klein¬ 
bürgerliche Deutschland charakterisierte sien durch zwerg- 
hafk Industrie, krämerhaften Handel, niedrige Löhne, er¬ 
schreckend hohe Auswanderungsziffern. Das Deutschland 
vor dem Kriege hatte diesen Zustand überwunden. Aber 
das war ihm nur gelungen, indem seine Abhängigkeit vom 
Ausland mit jedem Jahre beängstigend wuchs. Die Erkennt¬ 
nis, daß Deutschland — nicht das arme agrarische Junker- 
Preußen aus der MUtje des 19. Jahrhunderts, sondern das 
reichgewordene Land der Qualitäteindustrien und des Welt¬ 
handels — die Erkenntnis, daß dieses Deutschland ohne ge¬ 
sicherte Zufuhr- und Ab Satzverbindungen mit dem Ausland 
vernichtet ist, wurde durch den Krieg, der uns in unsere 
zentraleuropäische Festung zurückwarf, zum Allgemeinbesitz 
des denkenden Arbeiters. 

Das aber bedeutete unmittelbar die Einsicht in die Not- 
U'endigkeit einer weltwirtschaftlich großzügigen Kolonial- 
poUtik. Denn was heißt heute und nach dem Kriege „ge¬ 
sicherte Zufuhr“ und „gesicherter Absatz“? Die Epoche 
des „Freien Handels“ und der „Offenen Tür“ scheint end- 
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gültig vorbei. Auf den Märkten der feindlichen Länder, 
in China, Australien, Indien, Brasilien, hängen wir völlig vom 
guten Willen unserer Gegner ab. Die wenigen neutralen 
Märkte sind uns im Laufe von 4 Jahren zum großen Teile 
verloren gegangen. England rührt sich, sein Imperium mit 
einer hohen Ällschranke zu umgattern. Schon jetzt be¬ 
schwert es für die Friedenszeit die Ausfuhr aus einigen 
seiner Kolonien nach Deutschland mit hohen Zöllen. Der 
Verband will Deutschland auch nach dem Kriege blockieren 
— die Annahme seiner-Produkte hindern, die Lieferung von 
Rohstoffen sp>erren — um die blühenden deutschen Ver¬ 
arbeitungsindustrien in seine eigenen Länder zu ziehen. Auch 
wenn die Pläne der Pariser Wirtschaftskonferenz nicht zur 
Ausführung gelangen, wird niemand den Verband zu jenem 
Quantum an Lieferung und Abnahme zwingen können, ohne 
das unser Land nur vegetiert, nicht lebt. ^ ist die Bedeu¬ 
tung der Kolonien durch diesen Krieg für alle Länder — am 
meisten aber für das belagerte Deutschland — gestiegen, 
als sicherer Rohstofflieferant, aber auch als immer wichtiger 
werdendes Absatzgebiet für unsere Industrie. Die Tatsache, 
daß England im Laufe des Krieges alle unsere Kolonien er¬ 
oberte, hat das Bewußtsein von ihrer Notwendigkeit und 
der Notwendigkeit einer Neuaufteilung Afrikas nur steigern 
können. England hat in diesem Kriege sein Kolonialmono¬ 
pol bedeutend erweitert. Weinn es uns durch diesen Krieg 
nicht gelingt, ein abgerundetes Kolonialgebiet zu erwerben, 
gehen wir volkswirtschaftlich einer dunklen Zukunft ent¬ 
gegen. 

Es wäre falsch, zu behaupten, daß auch diese detaillierten 
Gedankengänge heute schon von der Masse der deutschen 
Arbeiter ganz gewürdigt werden. Aber daß die Arbeiter in 
den welhvirts^aftlichen Fragen ihre Neuorientierung am 
radikalsten vollzogjen haben, dürfte nicht zu bestreiten sein. 
Dazu half ihnen ihre marxistische Schulung. Für sie war 
der Krieg von Anfang an ein weltwirtschaftliches Ringen. 
Wie der englische Arbeiter verteidige auch der deutsche 
in seinem Vaterlande weniger einen Kulturbegriff als seine 
eigene wirtschaftliche Existenz und das hohe wirtschaftliche 
Niveau, das er sich in diesem Lande erkämpft hatte. Diese 
seine Erkenntnis ist durch eine zum Teil tiefschürfende Auf¬ 
klärung Vonseiten der Partei und ihrer Presse verbreitet 
und befestigt worden. Keine Schicht des deutschen Volkes 
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ist über die wirtschaftlichen Gründe des Krieges von An¬ 
fang an so klar und nüchtern informiert worden — keine 
hat das wichtigste deutsche Kriegsziel — die .Wiedereroberung 
einer gesicherten Rohstoffzufuhr und Absatzmöglichkeit — 
von Anfang an so entschlossen propagiert wie die deutsche 
Sozialdemokratie. Diese Nüchternheit und Festigkeit hat 
sich gerade in den Tagen der militärischen Krise bewährt. 

Annektionistische Pläne in Europa haben der deutschen 
Arbeiterschaft immer völlig fern gelegen. Aber es ist ein 
Zeichen für ihre wachsende politische Einsicht in die welt¬ 
wirtschaftlichen Bedürfnisse eines industriellen 70-Millionen- 
Volkes, daß gegen die Forderung eines einheitlichen großen 
deutsch-afrikanischen Koloniebesitzes bei günstigem Kriegs¬ 
ausgang von ihr niemals ernsthafter Widerspruch erhoben 
ist Die deutsche Arbeiterschaft würde Litauen gern den 
Russen überlassen, wenn wir in Afrika durch den Frieden 
eine gesicherte Position bekämen. Die Wichtigkeit der 
Wiederherstellung unserer Weltwirtschaft gegenüber allen 
kontinentalen Kriegszielen immer wieder zu betonen sind 
wir während des ganzen Krieges nicht müde geworden. Es 
gab Zeiten der Hochstimmung, da wir mit der Propagierung 
dieser nüchternen wirtschaftlichen Ziele fast allein standen 
— wo die Notw^endigkeit kolonialen Besitzes von sozialdemo¬ 
kratischen Schriftstellern am schärfsten unterstrichen wmrde, 
während das deutsche Bürgertum alldeutschen Träumen in 
Frankreich und Rußland nachging. Das hatte tiefe inner¬ 
politische Gründe.3 Heute, wo der tatsächliche Eintritt Ame¬ 
rikas in den Krieg auch die ehemals Trunkenen ernüchtert 
hat, ist dieses Knegsziel wieder ein Gemeinziel des ganzen 
Volkes geworden. 

Ob dieser Krieg uns unsere Kolonien und weltwirtschaft¬ 
lichen Verbindungen wiedergeben wird oder ob die deutsche 
Arbeiterschaft durch seinen Ausgang in die vergangene 
Epoche der kümmerlichen Industrie, niedrigen Löhne, der 
Massenauswanderung zurückgestoßen wird, das ist heute völ¬ 
lig dunkel. Aber wenn Deutschland leben will, muß es 
seine weltwirtschaftlichen Verbindungen wieder haben. Wie 
die Dinge heute auf diesem Sterne sich verschoben haben, ist 


^ Vgl. Adolf Köster, Weltpolitik und Heimatpolitik, „Glocke^*, 
3. Jahrg., 2. Band, Nr. 52. 
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das ohne eigene Kolonialwirtschaft nicht möglich. Diese 
Erkenntnis und die daraus entspringenden Forderungen sind 
der deutschen Arbeiterschaft durch vierjährige Entbehrungen 
in Leib und Seele gebrannt. 


M. MARTNA’: 

Bevölkerungsstatistisches 
aus dem Baltikum. 

Die nachstehend sehr gekürzt wiedergegebene Abhandlung geht 
uns von dem Führer der bekannten estnischen Abordnung, einem 
alten Mitarbeiter der „Glocke“, zu. Wir bringen das Wichtigste 
aus ihr zum Abdruck, wollen aber unsererseits ausdrücklich 
bemerken, daß für die Beurteilung der Zukunft der baltischen 
Provinzen die über das Verhältnis der einzelnen Nationalitäten 
zu einander vorliegenden nackten Zahlen natürlich keineswegs 
allein maßgebend sein können. Andere Momente der verschie¬ 
densten Art sind nicht minder wichtig. Im übrigen verweisen 
wir auf die in der „Glocke“ über die Ostfragen erschienenen und 
erscheinenden Aufsätze von Jansson, Lensch, Hadubert u. a. 

MICHT nur für den Politiker, sondern auch für das große 
Publikum dürfte es von Interesse sein, statistisches Ma¬ 
terial zur Hand zu haben über die Zusammensetzung der 
Bevölkerung des Baltikums. Das uns zu Gebote stehende 
Material reicht leider nicht in die allerletzte Zeit. Die letzte 
allgemeine Volkszählung von Rußland fand bereits vor 20 
Jahren, d. h. 1897 statt. Später sind nur lokale Zählungen 
und Schätzungen vorgenommen worden. Aber dieses Material 
ist noch nicht allgemein zugänglich geworden. Soviel steht 
indes unbestreitbar fest, daß die früher festgestellten Tat¬ 
sachen, auf die es uns hier hauptsächlich ankommt, durch 
neuere Feststellungen vollauf ihre Bestätigung finden. 

Ethnographisch teilen sich die drei Provinzen in zwei 
national gesonderte Teile: Estland und Lettland. Estland 
und Nordlivland nebst den Inseln an der Küste Estlands und 
am Eingänge zu der Rigaschen Bucht werden von Esten, 
Südlivland und Kurland aber von Letten bewohnt. Die Inseln 
.Worms bei Hapsal, Gr. und Kl. Rogol bei Baltischport und 
Runö im Rigaschen Meerbusen haben fast rein schwedisch¬ 
sprachliche Einwohner. — Als Estland nach der russischen 
Revolution am 12. April 1917 die Autonomie erhielt, wurde 
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das frühere Gouvernement Estland und das estnische Nord¬ 
livland administrativ in ein Gesamt-Estland vereinigt. Die 
bislierige Dreiteilung der Provinzen hat also* nur noch 
historische Bedeutung. 

Unser statistisches Material stammt hauptsächlich aus den 
Jahren 1867, 1881 und 1897. Ueber die Bevölkerungsbewe¬ 
gung in Livland reichen einzelne Daten weiter zurück, nämlich 
bis 1771. Wie sicher diese frühesten Daten einzuschätzen 
sind, läßt sich schwer sagen. Jedenfalls dürften sie aber An¬ 
näherungswerte beanspruchen. Sie sind jedenfalls deutschen 
Ursprungs und sind als vollwertig anerkannt worden. 

In den statistischen Erhebungen ist hauptsächlich darauf 
Nachdruck gelegt worden, festzustellen, wer sich der deut¬ 
schen Umgangssprache bedient. Danach zählte man 1881 



Esten 

Letten 

Deutsche 

in Estland 

329 687 

— 

21 856 

in Livland 

476 769 

490 340 

113 375 

in Kurland 

143 

457 273 

49953 

Zusammen 

806599 

947 613 

185182 


1897 wurde dieselbe Frage zugrunde gehegt und man erhielt 
folgende Zahlen: 



Esten 

Letten 

Deutsche 

Russen 

Andere 

in Estland 
in Livland 
in Kurland 

365 959 
518 594 
620 

472 
563 829 
505 994 

16 037 
98573 
51 017 

20 899 
69 614 

9 349 
48 750 

Zusammen 

885 173 

1 070 295 

165 627 1 



Die Gesamtbevölkerung weist in diesen 16 Jahren — von 
1881 bis 1897 — eine Zunahme von 254 016 Seelen, oder 
rund 12 Prozent auf. Betrachten wir indes die Nationen 
einzeln für sich, so erhalten wir bei den Letten eine Zu¬ 
nahme von 12,9 Prozent, bei den Esten 9,74 Prozent, während 
sich die Zahl der Deutsch redenden in dieser Zeit um 10,56 
Prozent verringert hat. Auf je 100 Esten, Letten und 
Deutsche im Jahre 1881 zählte man 1897: Esten 109,74, 
Letten: 112,9, Deutsche 89,44. Auf Jahre berechnet, erhalten 
wir bei den Letten eine Zuwachsquote von 0,80 Prozent; bei 
den Esten 0,60 Prozent. Die entsprechende Durchschnittszahl 
für das russische Reich ist 1,37, für Finnland 1,31. ~ 
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Den Esten und den Letten muß indes, wenn man die wirk¬ 
liche Zuwachsquote feststellen wollte, die große Zahl der 
ausgewänderten Volksgenossen zugute gerechnet werden. 
Man berechnet die in den Kolonien lebenden Esten, die sich 
fast über ganz Rußland und Sibirien zerstreut vorfinden, auf 
zirka 400 000. 

Es sind besonders die ungünstigen Agrarverhältnisse ge¬ 
wesen, die einen Teil der zuwachsenden bäuerlichen Be¬ 
völkerung aus dem Heimatlande hinausgetrieben haben. Der 
Großgrundbesitz umfaßt mehr als 60 Prozent des landwirt¬ 
schaftlichen Areals, das sogenannte Bauernland reicht nicht 
hin, um den Landhunger der Bevölkerung zu stillen. Man 
schätzt die Zahl der landlosen Landbevölkerung in den Land¬ 
gemeinden aut 60 bis 70 Prozent. — Andererseits ist die 
Industrie derart schwach entwickelt, daß sie nicht alle arbeit¬ 
suchenden Hände beschäftigen kanf. In Estland herrschen 
in dieser Hinsicht jedenfalls noch schlimmere Verhältnisse 
als in Lettland. In Riga und in der Umgebung ist die 
Industrie entschieden besser entwickelt; Riga hat in dieser 
Hinsicht eine verhältnismäßig hohe Stufe erreicht und vermag, 
daher auch größere Arbeitermassen festzuhalten. Die Letten 
haben also weniger Anlaß, die Heimat zu verlassen als die 
Esten. Dadurch erklärt sich auch die größere Zuwachsquote 
der Letten. Und man kann wohl mit Sicherheit sagen, daß 
die natürliche Zuwachsquote der Esten und Letten eher größer 
als kleiner ist, als der Durclischnitt in Rußland. Aufgebesserte 
Erwerbsverhältnisse würden nicht nur die Zuwachsquote 
durch Hinwegräumung der Gründe zur Auswanderung ver¬ 
größern, sondern auch einen Teil der Ausgewanderten in 
die Heimat zurückkehren lassen. 

Bei der deutsch redenden Bevölkerung des Baltischen Ge¬ 
bietes läßt sich dagegen eine rückgängige Bewegung kon¬ 
statieren. In den 16 Jahren der Volkszählungsperiode von 
1881 bis 1897 hat die deutsche Bevölkerung nicht weniger 
als 10,56 Prozent eingebüßt, oder 0,65 Prozent Jährlich. Bei 
den Hauptvölkern des Gebietes — den Esten und Letten — 
also eine jährliche Zunahme von 0,60 resp. 0,80 Prozent 
bei den Deutschen eine Abnahme von 0,65 Prozent. Be¬ 
trachtet man aber noch die absoluten Zahlen, so erscheint das 
ungünstige Bild hinsichtlich der deutschen Bevölkerung noch 
unerfreulicher: Bei den Esten und Letten zusammen eine 
jährliche Zunahme von zirka 16 000 Seelen, was etwa dem 
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was natürlich darauf schließen läßt, daß sie materiell viel 
besser gestellt sein müssen, als die estnischen und russischen 
Mitbürger, so daß Nahrungssorgen bei ihnen fast unbekannt 
sind. Und doch muß der Autor konstatieren, daß z. B. 
die Todesfälle bei der deutschen Bevölkerung ihre Geburten¬ 
zahl weit übersteigen, während es bei den Esten und Russen 
umgekehrt liegt: deren Daseinsbedingungen sind sehr viel 
ungünstiger, aber ihre Geburtenziffer üRrragt die Todes- 
fälTc ganz beträchtlich. 

Das angeführte Tatsachenmaterial dürfte wohl genügen, um 
zu zeigen, daß der deutsche Bevölkerungsteil in den Baltischen 
Provinzen erheblich kleiner ist, als gewöhnlich angenommen 
wird, und daß er dazu noch stark in Abnahme begriffen ist. 
Da die angeführten Daten aus der letzten allgemeinen 
Volkszählung bereits zwanzig Jahre alt sind, müssen wir 
annehmen, daß die Zahl der Deutschen heute noch erheblich 
geringer ist, als diese Zahlen angeben. Innerhalb der z>\'anzig 
Jahre mußte sich diese Zahl um 13 Prozent oder über 
21 000 Köpfe verringern, wenn die Abnahme in demselben 
Tempo weiter ging, wie die Zählungsperiode 1881 bis 1897 
es uns anzeigt. Daran können wir jedoch nicht zweifeln. 
Sowohl die inzwischen vorgenommenen lokalen Zählungen, 
ah auch die Berichte der Pfarrgeistlichen über den Geburten¬ 
rückgang in den deutschen Kirchengemeinden lassen eher 
eine noch stärker gewordene Abnahme vermuten. Zurzeit 
ist die Gesamtzahl der Deutschen in den Baltischen Provinzen 
nur mit 120 bis 130 000 anzunehmen. 

Dem gegenüber ist festzuhalten, daß der Zuwachs der Esten 
und Letten in der letzten Zeit entschieden größer gewesen 
ist, als in der Zählungsperiode von 1881 bis 1897, woraus ein 
ganz anderes Prozentverhältnis resultiert. In diesen zwanzig 
Jahren ist z. B. Riga zu einer Stadt mit über 600 000 Ein¬ 
wohnern geworden, während Reval von zirka 70 000 auf 
über 160 000 Einwohner gekommen ist. ln diesem Ver¬ 
hältnis haben auch andere Städte an Einwohnern zugenom¬ 
men. Das bedeutet Entwicklung und Wachstum von indu¬ 
striellen Unternehmungen, Erweiterung des Handelsverkehrs, 
was selbstredend für größere Volksmassen mehr Arbeit und 
größere Erwerbsmöglichkeiten gewährt. Dadurch wurde der 
Strom der Auswanderer nicht nur viel geringer, sondern 
es darf sogar angenommen werden, daß die einheimische 
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industrielle Entwicklung der letzten Jahre estnische und 
lettische Industriearbeiter und Handwerker aus den russischen 
Industrieorten hierher zurückgeführt hat. Dadurch wurde 
aber der Bevölkerungszuwachs gewissermaßen aus zwei • 
Quellen gespeist. 


L.,COHN (München): 

Ist das System Brentano zusammen¬ 
gebrochen? 

D ie Frage beantu'ortet der Münchener Professor in einer so¬ 
eben erschienenen Sdirift^ mit einem entschiedenen Nein. Zunächst 
wäre zu bemerken, daß das „System Brentano“ sich auf den 
Kathedersozialismus und Freihandel stützt, zwei Dinge, die den 
in Bayern maßgebenden politischen und sozialen Mächten unge¬ 
heuerlich erscheinen, weil sie in ihr System nicht hineinpassen. 
Grund genug für die Zentrumspolitiker des bayerischen Land¬ 
tages, diese importierten Neuheiten so schnell als möglich wieder 
abzuschaffen, wozu die Frage der Nachfolgerschaft Brentanos an 
der Münchener Universität die geeignetste Veranlassung bot. Da, 
wie der Vorsitzende der Zentrumsfraktion Held im Landtage empha¬ 
tisch ausrief, das System B. zusammengebrochen sei, so erscheint 
die vom Grafen Soden im Reichsrat im Namen der anderen hoch¬ 
wohlgeborenen Herren erhobene Forderung, mit der Nachfolger¬ 
schaft B.s einen Anhänger des Schutzzollsystems zu betrauen, nur 
als eine Ergänzung jenes landtäglichen Vorstoßes. Man weiß 
auch in München, so wenig wie anderswo, noch nicht, nach 
welchem System sich die zusammengebrochene Wirtschaft wieder 
aufrichten soll — also bleibt der Lehrstuhl Brentanos vorläufig 
unbesetzt. 

Aut jeden Fall bot die aufgeworfene Frage Brentano Veran¬ 
lassung, mit seinen Gegnern gründlich abzurechnen. Außerdem 
aber Bedeutet die Schrift mehr als die persönliche Auseinander¬ 
setzung eines verdienten Gelehrten mit mehr oder weniger banau¬ 
sischen Widersachern, wie schon ihr Untertitel andeutet, erörtert 
Brentano ausführlich die historische Bedeutung des Kathedersozia¬ 
lismus und des alten und neuen Merkantilismus. War der Ver¬ 
fasser der ,,Arbeitergilden der Gegenwart“ einer der energischsten 
und treuesten Befürworter einer nach link's gerichteten Tätigkeit 
des „Vereins für Sozialpolitik“, und was er in dieser Hinsicht 
geleistet hat, wird unvergessen bleiben, so haut er doch bei der 
Abwehr der Angriffe auf sein Lebenswerk bedeutend daneben, 

1) „Ist das System Brentano zusammengebrochen?“ von Lujo 
Brentano. Berlin 1918. Erich Reiß^ Verlag. 
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wenn er die historische Bedeutung des Kathedersozialismus in 
dieser Weise vergrößert: „Durch den Kathedersozialismus ist das 
Deutsche Reich vor dem Zusammenbruch bewahrt worden, der 
Ihm ohne die von den Kathedersozialisten befürwortete Politik vom 
Abfall der Arbeiterklasse gleich bei Ausbruch des Krieges ge¬ 
droht hätte.“ Und weiter meint er dann, der Weltkrieg wäre 
nicht ausgebrochen, oder hätte wenigstens nicht den die ganze 
Erde umspannenden Umfang angenommen, wenn das in den sech¬ 
ziger Jahren des vorigen Jahrhunderts zur Herrschaft -gelangte 
Freihandelssystem nicht verlassen worden wäre. Demgegenüber 
genügt es wohl, darauf hinzuweisen, daß auch noch andere Kräfte 
als die Kathedersozialisten auf die Haltung der deutschen Ar¬ 
beiterklasse bei Kriegsausbruch Einfluß ausübten. Aber jene aka¬ 
demischen Nationalökonomen haben den politischen Kampf der 
Arbeiterklasse nie verstanden, und Brentano beweist, wie konse- 
ouent er an dieser Verständnislosigkeit festhält. Mehr braucht 
darüber nicht gesagt zu werden! 

Gilt demnach gegenüber der mangelnden Einsicht in die Not¬ 
wendigkeit des politischen Kampfes der Arbeiterklasse auch heute 
noch, was Engels einst in seiner Schrift „Brentano kontra Marx“ 
sagte, so wird die kräftige Abfuhr der bayerischen Hüter der 
freien Wissenschaft ebensosehr unsere Zustimmung finden, wie 
die Nachweise Brentanos von der Falschheit der mit der Flagge 
der „Schutzzollpolitik“ gedeckten Behauptung, die deutsche Land¬ 
wirtschaft könne von sich aus allein die Bevölkerung des Deut¬ 
schen Reiches ernähren. Als Beweis dafür soll bekanntlich das 
vierjährige Durchhalten gelten! Brentano aber sagt, die Gefahr, 
ausgehungert zu werden, habe schon vor dem Kriege bestanden, 
da wir gezwungen waren 3 Millionen Tonnen ausländische Dünge¬ 
mittel und weit über 100 000 Pferde einzuführen, sowie 1/2 Mil¬ 
lion ausländischer Wanderarbeiter in Anspruch zu nehmen. Hätten 
wir unseren gesamten Getreidebedarf auf heimischem Boden er¬ 
zeugt, so wäre dazu noch eine vermehrte Zufuhr jener aus¬ 
ländischen Hilfsmittel erforderlich gewesen. Und abgesehen da¬ 
von, daß wir unseren gesamten Getreidebedarf nicht selbst er¬ 
zeugt haben, ist die zur Beschönigung der Getrcidezölle ange¬ 
wandte Behauptung der Steigerung der Hektarerträge nicht ein¬ 
getreten. Die landwirtschaftlichen Erträge sind von 1913 bis 1915, 
wo die vollen Wirkungen der Kriegsverhältnisse noch nicht ein¬ 
traten, empfindlich zurückgegangen: bei Roggen von 19,7 auf 14,3, 
bei Weizen von 20,6 auf 19,2, bei Gerste von 22,1 auf 15,3, bei 
Hafer von 21,09 auf 13, bei Kartoffeln von 168,6 auf 151,1 und 
bei Wiesenheu von 49,3 auf 40,6 Doppelzentner pro Hektar. Auch 
die landwirtschaftlich benutzte Bodenfläche ging von 36 726 015 
Hektar des Jahres 1878 bis zum Jahre 1900 auf 35 055 397 Hektar 
zurück, ln diesem Zeitraum hat also der zur Deckung des stei¬ 
genden Bedarfes verfügbare Boden jährlich um nahezu I Ar prp 
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Kopf der Bevölkerung abgenommen. Wenn es vermittelst der Aus¬ 
fuhrprämien möglich war, mehr Roggen und Hafer aus- als ein¬ 
zuführen, so hat, trotz des Zollschutzes, der Weizenbedarf des 
deutschen Volkes zu ungefähr einem Drittel und der Oerstenbedarf 
in größerem und steigendem Maße durch ausländische Einfuhr 
gedeckt werden müssen. Die agrarische Legende von der „be¬ 
währten Wirtschaftspolitik“ löst sich daher in einen Nebel auf, 
hinter dem sich eine bewährte Unternehmerschutzpolitik versteckt. 
Brentano sagt mit Recht; „Die Erkenntnis der Undurchführbarkeit 
einer sich selbst genügenden Volkswirtschaft ist bis in die ärmste 
Hütte gedrungen. Wenn wir trotzdem vor dem Feinde nicht kapi¬ 
tulieren, so verdanken wir dies der QpferwiUigkeit unserer städti¬ 
schen Bevölkerungen.*^ 

Wie leicht sich die Befürworter der „bewährten Wirtschafts¬ 
politik“ die Beantw’ortung der Schicksalsfragen des deutschen 
Volkes machen, beweist die bisher außerhalb Bayerns noch zu 
wenig beachtete Rolle, die der Edle von Braun, vor dem Kriege 
kgl. oayer. Ministerialrat, jetzt Unterstaatssekrctär und Vorstands¬ 
mitglied des Kriegsernährungsamtes in Berlin, spielt. Er ist der 
Erfinder des sich für unsere Zeit so trefflich bewährenden Dogmas 
von der „Logik des Geldbeutels“. Für diese Logik kann er auf 
Zuverlässigkeit Anspruch erheben. Sonst aber entpuppte er sich 
schon in seiner gleich nach Kriegsausbruch erschienenen Schrift: 
„Kann Deutschland durch Hunger besiegt werden?** als ein falscher 
Prophet. Als Verkünder der Ersatznahrungsmittel hat der Edle 
von Braun als Vorstandsmitglied des Kriegsernährungsamtes leider 
nicht gehalten, was er als Verfasser jener Schrift verlangte. Die 
Verwendung von Brotgetreide zu gewerblichen und Fütterungs¬ 
zwecken haben seine agrarischen Freunde, dank der Rücksichten 
jenes Amtes, lange genug ausführen können. Vollständig ^uf 
Glatteis bewegt er sich, wie Brentano schlagend nachweist, auf 
dem physiologischen Gebiete. Ebensowenig hat sich die Versiche¬ 
rung des Edlen von Braun erfüllt, daß unser Milchbedarf nicht 

g efährdet sei, und es uns an Graupen, Gries, Grütze und andern 
ietreideprodukten nicht fehlen könne. „Aber freilich, von jemand,“ 
sagt der greise Münchener Gelehrte, „der so wenig rechnen kann, 
daß er schrieb, 100 000 Tonnen zu 20 000 Eiern ergäben 20 Mil¬ 
liarden Eier, und das Schlachtgewicht der eingeführten Rinder 
und Schweine auf 231 Millionen, statt auf nur 60 Millionen 
Kilogramm angab, ließen sich keine anderen Prophezeiungen er¬ 
warten, und nur das ist zu verwundern, daß das bayerische Staats¬ 
ministerium in einer so gearbeiteten Broschüre Beruhigung fand.“ 
Diese Beruhigung fand die genannte hohe Stelle schon gleich 
bei dem Erscheinen jener Schrift. Sie kam nämlich in einer Ant- 
w'ort des Ministeriums auf eine Eingabe Brentanos, einer Anzahl 
Akademiker, Politiker und Führer von freien und christlichen Ge¬ 
werkschaften vom 1, November 1914 zum Ausdruck, dje auf dje 
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pikanten Eigenheiten des militärischen Betriebes vertraut ist, 
wird ohne weiteres einsehen, daß diese parlamentarischen 
Kommissionen, gewissenhaft vorher angemeldet, selbstver¬ 
ständlich alles schön frisiert und in Ordnung finden, und 
das um so mehr, wenn ihnen Abgeordnete angehören, die 
vielleicht in Fragen der Landwirtschaft oder des Gewerbes 
gut beschlagen sind, aber von der Medizin so viel verstehen 
wie eine Kuh vom Blasen der Klarinette. 

Obwohl der Verfasser weder ein Anhänger unseres mili¬ 
tärischen Systems ist, noch überhaupt Neigung und Beruf 
in sich fühlt, den etatsmäßigen Beschwichtigungsbonzen zu 
markieren, so fühlt er sich dennoch genötigt, einiges zu 
dieser Frage anzuführen, um die geheimen Anklagen von 
Klatschmaul zu Klatschmaul, wie sie im ganzen Volke herum¬ 
gehen, aut ein richtiges Maß zurückzuführen. 

Gewiß sjoll nicht geleugnet wtnden, daß^es in vielen Nerven- 
lazaretten sehr streng hergeht, aber es darf ebenso wenig 
geleugnet werden, daß es dort so streng hergehen maß. 
Bei den wenigsten Fällen, die in diesen Lazaretten zur Be¬ 
handlung kommen, handelt es sich um nervöse Erschöpfungen. 
Gerade diejenigen Leute, die daran leiden, erholen sich am 
schnellsten und am willigsten und (darin liegt vielleicht 
ein Fehler des heutigen Systems) sie gehören eigentlich 
gar nicht in ein Nervenlazarett, sondern nach einer sorg¬ 
fältigen Untersuchung durch einen Facharzt sofort in gute 
Luft, gute Ernährung und möglichst weitgehende, persön¬ 
liche Freiheit. In den meisten Fällen ist der Mann nach 
6 Wochen wieder militärisch verwendungsfähig. 

Ganz anders steht es mit dem Gros der Nervenlazarett- 
insassen, die meist von früher her in punkto Nervensystem 
schon schwer belastet sind und ihre krankhaften Erschei¬ 
nungen wie Zittern, Lähmungen, Kontrakturen usw. mit liebe¬ 
voller Sorgfalt pflegen, teils um nicht wieder ins Feld zu 
kommen, teils um eine Rente herauszuschlagen. Wir haben es 
da mit einem Menschenmaterial zu tun, von dem der größte 
Teil hysterisch, epileptisch oder imbezill ist und infolge 
dieser angeborenen Entartung alle die seelischen Eigenschaf‘- 
ten zeigt, die der Laie nicht mit Unrecht als gemeingefähr¬ 
lich zu bezeichnen geneigt ist. Um das Mitleid anderer 
Leute wachzurufen und dauernd im Mittelpunkt unseres In¬ 
teresses zu stehen, lügt diese Sorte vun Menschen das Blaue 
vom Himmel herunter. Und wenn angebliche Heldentaten, 
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oft von Leuten vorgetragen, die kaum die Anfangsgründe der 
militärischen Ausbildung in achttägigem Dienst erfuhren, nicht 
mehr ziehen, dann wird der liebe Nachbar beim Gefühl ge¬ 
packt, und die bösen Aefztc, die den armen Soldaten um 
seine Krankheit und damit um die Aussicht auf baldige 
Rückkehr ins Zivilleben und Erhebung einer Rente zu brin¬ 
gen versuchen, w’erden als Leute hingestellt, gegen die ein 
Schinderhannes noch' der reine .Waisenknabe ist. 

Das Publikum hat nicht die geringste Ahnung davon, 
zu welchen Handlungen so ein Hysteriker fähig ist. Münd¬ 
liche Verleumdungen, anonyme Bnefe, sind die harmlosesten 
Erscheinungen. Aber wenn so ein Hysteriker sieht, daß er 
Gefahr läuft, wieder gesund zu werden, kennt seine Wut 
darüber keine Grenzen, und in der Ueberzeugung, daß er 
als armer Nervenkranker so stark aufgeregt sein darf, daß 
es für den § 51 langt, geht er dem ärztlichen oder Pflege¬ 
personal je nach Gelegenheit mit oder ohne .Waffe zuleibe. 
Selbst wenn hier und da in einem solchen Nervenlazarett 
einmal Uebergriffe des Personals gegen die Patienten Vor¬ 
kommen, würden sie zu verstehen, wenn auch nicht zu ent¬ 
schuldigen sein, aber sie kommen sicher kaum jemals vor, 
weil das Personal von selbst weiß, mit was für gefährlichen 
Brüdern man es zu tun hat, und daß endlose Scherereien und 
Schreibereien die Folge sind, wenn so ein Rentenhysteriker 
sich als gekränkte Lebervcmrst fühlt. 

Aerzte und Behörden kennen schon vom Frieden her die 
Erscheinung der Renten neu rose. Wie es in dieser Beziehung 
gerade bei den sogenannten Nervenkranken nach dem Kriege 
aussehen wird, davon vermag sich der Fernstehende gar 
keinen B^riff zu machen. Es ist bezeichnend, daß Leute, 
die beispielsweise durch eine Schuß Verletzung eine organische 
Nervenlähmung erlitten haben, oder durch einen Kopfschuß 
eine schwere S:hädigung ihrer Nervenzentrale erlitten naben, 
sich alle erdenkliche Mühe glaben, den dadurch bedingten 
funktionellen Ausfall durch fleißige Uebung zu verringern. 
Aber alle diejenigen, bei denen sich durch sorgfältige Er¬ 
hebung in bezug auf ihre Vorgeschichte mit Sicherheit fest¬ 
stellen läßt, daß der Krieg weder zu ihrem Leiden den 
Grund legte noch es auslöste oder verschlimmerte, alle diese 
moralisch und geistig Minderwertigen setzen allen systemati¬ 
schen Heilbestrebungen den schroffsten Widerspruch' ent¬ 
gegen. 
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Und das ist der Punkt, an dem die Tätigkeit der Parlamente 
einsetaen muß. um im Interesse der Allgemeinheit und be¬ 
sonders im Interesse der wirklichen und organisch Kriegs¬ 
beschädigten praktische Arbeit zu leisten. Es wäre dringend 
notwendig, einen ganz neuen Entwurf zu schaffen, der den 
oben geschilderten böswillig Nervenkranken die Möglichkeit 
nimmt, auf Kosten ihrer Kameraden, die wirklichen Gesund- 
heitsschaderi erlitten haben, zu schmarotzen. 

Bei alledem darf man die Klagen, die in auffälliger Weise 
gehäuft aus gewissen Ne rvenla za retten vonseiten der In¬ 
sassen kommen, nicht ganz außer Acht lassen. Bei dem 
nicht zu leugnenden Schematismus, der in Anbetracht des 
im jetzigen Kriege eingetretenen Massenbetriebes gehand- 
habt wird, kommen oft genug Patienten, die den guten Willen 
zur Genesung haben, in Lazarette', in denen mit Rücksicht auf 
wirklich üble Elemente ein entsprechender Ton herrscht und 
in denen weniger robuste Naturen seelisch schwer leiden 
und unter Umständen einen noch ärgeren gesundheitlichen 
Schaden erleiden, als sie schon ins Lazarett mitbrachten. 
Wenn auch die Neurotiker nicht gerade als Fanatiker der 
Wahrheit bezeichnet werden dürfen, wäre es doch ein Un¬ 
recht ohnegleichen, sie a priori als Lügner hinzustellen, bloß 
weil sie mit einem Nervenleiden belastet sind. Und leider 
besteht bei vielen Aerzteh die Neigung, Nervenkranken von 
vornherein die Glaubwürdigkeit abzusprechen. So notwendig 
es ist, nicht alle Schauergeschichten über Nervenlazarette 
zu glauben, so notwendig ist es, in der Behandlung der 
Neurotiker zu individualisieren und nicht nach Schema F 
in allen Nervenlazanetten und gegenüber allen dort befind¬ 
lichen Patienten einen Ton anzaischlagen, der wohl „mili¬ 
tärisch*^ sein mag, aber drinnen wie draußen nur Erbitte¬ 
rung zu wecken imstande ist. Natürlich ist auch die Wahl 
der Aerzte aufs sorgfältigste vorzunehmen. Nur der mensch¬ 
lich empfindende Arzt, der sich neben dem Respekt des Pa¬ 
tienten auch dessen unbedingtes Vertrauen zu erwerben 
weiß, kommt für einen solchen Posten in Frage. Die Art, 
wie wir beim Militär unsere Nervenkranken behandeln, hat 
nicht nur Gegenwartsbedeutung, sondern wird auch noch 
weit in den hoffentlich nicht zu fernen Frieden hinein- 
wirken. 
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ERNST HEILMANN; 

Das verworfene Zwisdienspiel. 

r^IE Antworten auf den Friedensschritt des Grafen Burian 
sind rasch erfolgt und haben eine klare La^ geschaffen: 
die ganze uns feindUche Welt ist einig in der Ablehnung des 
Verständigungsfriedens und ^ Bekenntnis zum Programm des 
Endsieges durch das Schwert. Herr Lansing hat seine Anlf- 
wort in fünfundzwanzig Minuten fertig gehabt. Er wünscht 
nicht, über die Kriegsziele zu verhandeln, nachdem die Ver¬ 
einigten Staaten die ihrigen unzweideutig und erschöpfend 
dargelegt haben. Roma locuta — causa finita. Wozu noch 
Erörterungen, Verhandlungen, Konferenzen, nachdem Ma¬ 
jestät Wilson Höchstseinen Willen darzulegen'geruht hat?! 

Herr Clemenceau hat sich nicht mit einem einfachen Nein 
begnügt, er hat gewissermaßen unseren Donauverbündeten 
einen räudigen Hund als Antwort geschickt. Der Richter 
verhandle mit dem Verbrecher nicht; das ungeheuere Schuld¬ 
buch sei aufgeschlagen, die Rechnung zwischen Volk und 
Volk müsse blutig ausgetragen werden. Gerade jetzt sehe 
die Welt den Sieg der Gerechtigkeit heraufdämmern und 
mit seinen Strahlen spitzen ein neuerobertes Land des Rechts 
und der Freiheit bescheinen. Zwischen die Lobgesänge auf 
die ruhmreichen Poilus, die unvergleichlichen, waren klobige 
Beschimpfungen der deutschen Mörderbanden gemischt 

Es ist immerhin merkwürdig, wie wenig Entrüstung dieser 
bluttriefende Kriegsfanatismus, dieser wahnwitzige Ueber- 
mut in Deutschland hervorgerufen hat. Das fünfte Kriegs¬ 
jahr sieht die oft enttäuschte Friedenssehnsucht schon ab; 
gestumpft; man hat uns schon so oft in die zum Friedens¬ 
handschlag ausg^treckte Rechte gespuckt, daß es uns weiter 
nicht mehr auffällt Die wenigen ehrlichen neutralen Frie¬ 
densfreunde waren diesmal über die Brutalität der Friedens- 
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Weigerung der Entente mehr entsetzt als die Völker der 
Mittelmächte. 

Immerhin sollte man nicht übersehen, daß die Vorher- 
sa^ngen unserer Parteipresse über die Wirkung der Burianr 
sehen Note auch diesmal noch weit hinter der Grausamkeit 
der Tatsachen zurückgeblieben sind. Alle Regierungen sollte 
diese Friedenserklärung, die in Ton und Inhalt unanfechtbar 
war, „vor schwere Entscheidungen“ stellen. Die feindlichen 
Staatsmänner haben sie sich leicht gemacht. Als Balfour 
sprach und vier Vorbedingungen für Friedensverhandlungen 
aufstellte: Entschädigung für Belgien, Herausgabe Elsaß- 
Lothringens, Preisgabe der deutschen Kolonien und Revision 
des Brester Friedens, versicherten die sozialdemokratischen 
Zeitungen ihren Lesern, ganz so schroff werde die offizielle 
Antwort nicht lauten können, auch' die Außenminister der 
Ententestaaten müßten Rücksicht auf die Friedensstimmung 
ihrer Völker nehmen. In Wahrheit bestand diese darin, daß 
sie den leidenschaftlichen Kriegs willen durch triumphierendes 
Siegesprahlen ziun Fanatismus der Vernichtung aufstachelten. 

Die Ententesozialisten haben darüber quittiert, indem sie 
einstimmig die Friedensbedingungen Wilsons sich zu eigen 
gemacht haben. Die Intervention in Rußland haben sie 
mit dem für die landesübliche Heuchelei selbstverständlichen 
Vorbehalt gebilligt, daß sie nur der Freiheit diene. Den 
Gedanken der internationalen Konferenz haben sie fallen 
lassen und als Vorwand dafür benutzt, daß die Antwort der 
deutschen Sozialdemokratie auf das Londoner Memorandum 
unbefriedigend sei. Extreme Anträge von Gompers, der den 
Vernichtungswillen deutlich aussprechen wollte, sind abge¬ 
lehnt worden; aber der berühmte Arbeiterführer, der selbst dem 
liberalen „Manchester Guardian“ den Eindruck eines jüdiscH- 
amerikanischen Kapitalistenvertreters machte, wird trotzdem 
zufrieden sein und mit gutem Gewissen bestätigen können, 
was Henderson erklärt hat, daß sie sich in der Sache einig 
seien. 

Nicht eben für die Friedenssache, aber für die Klarstellung 
der Lage bringt das Schicksal der BurianwNote einen be¬ 
deutenden Fortschritt. Die Staatsmänner der Entente ver¬ 
folgten, solange die Kriegslage ihnen ungünstig schien, uns 
gegenüber die Methode, mit der man den Hund zum Springen 
aniernt: die Wurst wird immer ein kleines Stückchen höher 
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gehalten, als er hinaufzukomnien vermag. Schlugen wir 
gegenseitige Herausgabe aller Eroberungen vor, so wurde 
eingewendet, Belgien dürfe nicht in die große Aufrechnung 
einbezogen werden. Waren wir bereit, Belgien bedingungsr 
los zu räumen, so wurde geantwortet, die Entschädigungs^ 
frage müsse geklärt werden. Von der Bereitwilligkeit zur 
Abänderung des Ostfriedens drängte man uns zur Aeußerung 
über die Wünsche der Polen nach Vereinigung aller Volksv 
genossen in einem Staat und nach freiem Zutritt zum Meere. 
Hätten wir schon die parlamentarische Regierung rein durch¬ 
geführt, wäre zweifellos sofort eingewendet worden, noch 
immer säßen die schuldbeladenen Herrschergeschlechter auf 
den Thronen. Und eine deutsche Republik hätte gewiß nicht 
bloß die politische Gretchenfrage beantworten müssen: wie 
hältst du^s mit der demokratischen Religion, sondern vor 
allen Dingen die nach dem lothringischen Erz, dem elsässi- 
schen Kali, den Kohlen in Oberschlesien und im Saarrevier 
und den kolonialen Rohstoffen in den Tropenkolonien. 

Noch Balfour hat diese Methode des diplomatischen 
Schützengrabenkriegs, die Zurückdrängung von Stellung zu 
Stellung befolgt. Wilson und Clemenceau aber sind aufs 
Ganze gegai^en und haben als ihr einziges Programm den 
politischen oidsieg durch den militärischen Vernichtungs¬ 
schlag offen hingestellt. Sie wollen die Welt und ihre 
Schätze neu verteilen, ohne Deutschland überhaupt fragen 
zu brauchen. Ja Wilson hat in Sorge, daß seine unbedingten 
Bewunderer unter unseren Mitbürgern auf Annahme seiner 
14 Friedenspunkte drängen könnten, sich beeilt zu erklären, 
daß auch dies ihm keinesfalls genügen würde, um in die 
Einleitung von Friedensbesprechungen zu willigen. Solche 
Furcht vor der Nacl^ebigkeit des Feindes war allerdings 
noch nicht da. Man hat gesagt, die Entente gleiche herren¬ 
stolzen Unternehmern, die jede Verhandlung mit den Arbeiter¬ 
organisationen ablehnen. Der Vergleich genügt nicht: sie hat 
die Wortführer der Gegenseite durch den Hausknecht hinaus,- 
werfen und mit Hunden hetzen lassen. 


Die Frage, ob sich Graf Burian für seinen Schritt den 
günstigsten Zeitpunkt ausgesucht hat, läßt sich danach leicht 
beantworten. Zielte er auf unmittelbare Friedens Wirkung ab, 
so gab es natürlich keinen ungeeigneteren Moment als den 
des rasendsten feindlichen Siegesrausches. Rechnete er aber 
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mit längeren Zeiträumen, so hat er gut gewählt. Man muß 
seinem Nachwort zustimmen, daß seine Note jedenfalls das 
Eine erreicht hat, daß die Lage auf der Gegenseite in eine 
helle Beleuchtung gerückt wurde; sie habe uns manches er¬ 
kennen lassen, was wir vielleicht ahnten, aber doch nicht 
so genau sahen. Wer in der Tat bisher nur ein ahnungsvoller 
Engel war, kennt jetzt den feindlichen Vernichtungsvorsatz 
ganz genau. In weniger hochgemuter Stimmung hätten ihn 
die Feinde besser verdeckt. &leiden sie nun Rückschläge, 
zieht der Krieg mit seinen L(eiden sich durch den Winter 
hin, in dem die Ententevölker arge Kohlennot haben, dann 
kann sich auch die Nachwirkung einstellen, daß der jetzt an 
den Tag gelegte Uebermut drüben als Unrecht empfunden 
wird; daß man vorwurfsvoll fragt, warum diese glänzende 
Gelegenheit zu einem günstigen Frieden_ verpaßt wmrde. 

Der Urheber der österreichisch-ungarischen Friedensnote 
hat wahrscheinlich ein ungeheueres, vollkommen unerschütter¬ 
liches Vertrauen zur deutschen Waffenmacht. Deshalb hat 
er sich gesagt, daß nach Abschluß der von der deutschen 
Heeresleitung gewollten Rückverlegung der Front die Feinde 
auf Erfolg nicht mehr rechnen könnten. In Vorwegnahme 
ihrer Fehlschläge hat er sie jetzt in der höchsten Ekstase ihres 
brüllenden Siegesgeheuls „geknipsF^ um ihnen später die¬ 
ses Lichtbild als Beweisstück ihrer Schuld dauernd vor Augen 
zu halten. Die Momentaufnahme ist denn auch glänzend 
gelungen. 

Angesichts der tragischen Größe des Problems verstummt 
freilich der Scherz. Gigantisch und grausig hat uns das 
Medusenhaupt der feindlichen Drohungen angeblickt. Müssen 
wir verzweifeln, wankend werden? Militärisch ist nichts 
geschehen, was uns dazu zwänge. Der Versuch, den Feind 
durch gewaltige Schläge auf dem Schlachtfeld nieder¬ 
zustrecken, ist uns nicht gelungen. Dieses Mißgeschick 
widerfuhr uns im Weltkrieg schon oft. Der militärische 
Vollsieg wurde nicht erreicht 1914 von den Deutschen an 
der Marne, von den Oesterreichern bei Lublin; 1915 bei 
Wilna; ,1917 mit dem Unterseebootkrieg und il918 vor Amiens 
und Reims. Auf jeden dieser Vorstöße zu Lande, der das 
letzte Ziel nicht erreichte, folgte ein Rückfallen auf feste 
Stellungen und eine siegreichere Verteidigung. So wird es 
hoffentlich auch diesmal sein. Die Eiltente hatte stets Men- 
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schenüberzahl und Materialüberlegenheit. Diesmal haben ihre 
zusammengefaßten Tankschwärme uns einige Ueberraschun- 

g en und Schlappen bereitet. Der Rückzug hat wie stets seine 
Ipfer an materiellen Kampfmitteln und Stimmungswerten 
gekostet. Aber all das zwingt nicht dazu, die militärische 
Lage ungünstiger zu beurteilen, als sie nach Beendigung 
des Ostkrieges erscheinen darf. Eigentlich jubeln die Feinde 
— merkwürdig genug — weil sie jetzt ungefähr wieder 
da stehen, wo sie am Ende des vorjährigen Feldzugs ge¬ 
standen haben. 

Immerhin muß unter den Erkenntnissen, die nach dem 
Zeugnis des Grafen Burian aus dem Schicksal seiner Note 
zu gewinnen sind, die voranstehen, daß nur deutsche Waffen¬ 
siege dem Frieden näher führen können, weil das einst¬ 
weilen unübersteigbare Hindernis aller Verhandlungen der 
Glaube der Feinde ist, den Frieden noch in Berlin oder wie 
in Berlin diktieren zu können. Es war wirklich nicht Chau¬ 
vinismus, der uns veranlaßte, immer wieder zu betonen, daß 
wir uns nur durch die Leistungen des deutschen Schwerts 
dem Frieden nähern können; es sollte damit auch kein Mittel 
moralischer Werbung verschmäht werden. Es galt nur die 
Erkenntnis festzuhalten, daß dieser Krieg von Anfang an 
ein planmäßiger Beutefeldzug einer übermächtigen Koalition 
gegen Deutschland und besonders Oesterreich-Ungarn war 
und daß greifbare Friedensaussichten sich deshalb erst er¬ 
öffnen könnten, wenn das endgültige Fehlschlagen dieser 
Raubpläne auch für die Feinde teststand. Vor einigen Mo¬ 
naten noch hatte der „Vorwärts'^ die Weisheit gepredigt, 
wenn nur die Entente einige Siege erfechten wollte und 
dadurch die Furcht vor der gewaltigen deutschen Kriegs¬ 
maschine verlöre, würde sie viel friedenswilliger sein; das 
tragische Verhängnis liege darin, daß wir immerzu siegten 
und uns gerade dadurch vom Frieden entfernten. Diese 
schillernde Seifenblase illusionärer Phantastenpolitik hat 
Burians Note zum Platzen gebracht, und das ist immerhin 
kein geringes Verdienst. Nimmt man hinzu, daß die deutsche 
Regierung ihre Friedensbereitschaft erneut mit ruhiger Festig¬ 
keit bekundet und zugleich selbstbewußt ein nur schädliches 
Maß an Friedensübereifer vermieden hat, d^n braucht man 
dieses verworfene Zwischenspiel nicht zu bedauern. 

»Die Siegeszuversicht der Entente hat sich von jeher mehr 
auf die politischen als auf die militärischen Ereignisse ge- 
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stützt. Schon vor Jahr und Tag hat Churchill von den aüf- 
lösenden Faktoren hinter der Front gesprochen, die den 
Krieg zuungunsten der Mittelmächte entscheiden würden. 
Jetzt wieder hat der englische Nahrungsmittelminister und 
Arbeiterparteiler Clynes in Manchester die österreichische 
Friedensnote als Beginn der moralischen Auflösung der Völ¬ 
ker und Heere der Zentralmächte gefeiert. Daß unsere 
Heimatfront hält, daran hängt alles; daß sie halten kann, 
daran arbeitet die Sozialdemokratie mit aller Kraft. 

Herr Clemenceau hat für seine Kriegswut die Marseillaise 
bemüht: Der Tag des Ruhms ist an^brochen. Er hat 
sogar die Internationale nicht verschmäht; C^est la lutte 
finale — der Endkampf, und morgen wird dann die Entente¬ 
internationale die ganze Menschheit umfassen. Wir emp¬ 
finden das als Blasphemie, wenn man es zur Anstachelung 
der Eroberun^wut sagt. Aber in der deutschen Notwehr 
sollen wir nach den Worten handeln, die in vielen deutschen 
Arbeiterwohnungen unter dem Bilde Ferdinand Lassalles 
standen: „Nicht betteln, nicht bitten ! Nur mutig gestritten ! 
Nie kämpft es sich schlecht für Freiheit und Recht!“ 


HERMANN MÜLLER; 

50 Jahre deutsdie Gewerkschaften. 

VOR fünfzig Jahren — im September 1868 — spielten 
sich innerhalb der deutschen Arbeiterbewegung Ereig¬ 
nisse ab, die diesen Monat zu einem der bedeutungsvollsten 
für die deutschen Arbeiter machen. 

Am 5. September trat in Nürnberg der 5. Vereinstag 
deutscher Arbeitervereine zusammen, auf dem die große 
Auseinandersetzung zwischen dem rechten und linken Flügel 
der Arbeiter-(B?ldungs-)Vereine über die künftig einzuscnla- 
genden Wege stattfand, wobei die Majorität in das Lager der 
Internationale abschwenkte, und am 26. September begann 
der Allgemeine Deutsche Arbeiterkongreß, einberufen von 
den Reichstagsabgeordneten Schweitzer und Fritzsche, seine 
Arbeit, durch die bezweckt wurde, die deutsche Gewerk¬ 
schaftsbewegung auf eine breitere Basis zu stellen. 

Auch in der Zwischenzeit war die Spannung groß. Die 
Presse und auch die Versammlungen der interessierten Grup- 
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pen ließen dabei schon recht deutlich erkennen, daß, wenn 
wirklich der Arbeiterkongreß das gesteckte Ziel erreichte, 
an eine einheitliche Gewerkschaftsfront trotzdem nicht ge¬ 
dacht werden konnte. Wenn auch die von Bebel und Lieb¬ 
knecht geführte Nürnberger Majorität sich nach außen ab¬ 
wartend verhielt, die Folge zeigte doch, daß sie entschlossen 
war, ihre eigenen Wege zu gehen, und die noch im Heerbann 
der Fortschrittspartei marschierenden Arbeiter hatten dies 
schon vor dem Kongreß in den Versammlungen der Berliner 
Maschinenbauer beschlossen. 

Damit sind die Gründe der Gewerkschaftszersplitterung 
schon angedeutet. Sie waren politischer Natur. Die deut¬ 
schen Arbeiter konnten sich in den verschiedenen deutschen 
Staaten eher politisch betätigen als gewerkschaftlich, eine 
einheitliche politische Arbeiterbewegung gab es jedoch auch 
noch nicht und deshalb versuchten die verschiedenen poli¬ 
tischen Richtungen die kommende Gewerkschaftsbewegung 
sich dienstbar zu machen. 

In den meisten deutschen Staaten bestanden damals noch 
die Koalitionsverbote zu recht. Eine Ausnahme machte Sach¬ 
sen, Baden und einige der kleinen thüringischen Länder. 
Daß die Bewegungsmöglichkeit ziemlich eingeengt war, hatte 
indes nicht verhindert, daß im September 1868 schon einige 
Zentralverbände bestanden. Zu Weihnachten 1865 hatten die 
Tabakarbeiter auf einem Kongreß in Leipzig den Allgemeinen 
Deutschen Zigarrenarbeiterverein gegründet und die Buch¬ 
drucker datieren — nicht ganz mit Recht — die Gründung 
ihres Verbandes von dem ebenfalls in Leipzig vom 20. bis 
22. Mai 1866 tagenden Kongreß. Dann folgten Mitte Ok¬ 
tober 1867 die Schneider, die daip^ls in Leipzig zur Gründung 
des Allgemeinen Deutschen Schneidervereins zusammen waren 
und im August 1868 gesellen sich noch die Bäcker und Zim¬ 
merer hinzu, die in Berlin Vereine gründeten mit der ausge- 
^rochenen Absicht, sie über ganz Deutschland auszudehnen. 
Daß diese Verbände auch in solchen Staaten Fuß fassen 
konnten, in denen die Koalitionsverböte noch bestanden, lag 
daran, daß sie dort ihre Tätigkeit den Gesetzen anpaßten, 
oder daß, wie in Preußen, die Behörden den Koalitionen 
gegenüber ein Auge zudrückten. 

Das Preußische Abgeordnetenhaus hatte sich in den sech¬ 
ziger Jahren mehrere Male mit der Abänderung der Preußi- 
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sehen Gewerbeordnung vom 27. Januar 1845 und damit 
zugleich mit der Beseitigung der Koalitionsverbote beschäfr 
tigt, am 10. Februar 1866 hatte sogar die Preußische Re^ 
gierung einen Gesetzentwurf eingebracht, der die Beseitigung 
aller in Preußen bestehenden Koalitionsverbote zum Zweck 
hatte, eine endgültige Regelung war aber nicht erfolgt. Zu¬ 
letzt war der Grund der zwischen Preußen und Oester¬ 
reich ausgebrochene Krieg, der die Gründung des Nord¬ 
deutschen Bundes zur Folge hatte, dem auch me Schaffung 
eines einheitlichen Gewerbe rechts übertragen wurde. 

Wie war bis dahin die Rechtslage in Preußen? Der 
§ 182 der erwähnten Gewerbeordnung von 1845 . stellte die 
Verabredungen der Gesellen, Gehilfen und Fabrikarbeiter 
zu Arbeitseinstellungen unter Strafe, eine Bestimmung, die 
auch für Arbeiter galt, die bei Berg- und Hüttenw'erken, 
Landstraßen, Eisenbahnen, Festungsbauten und anderen öf¬ 
fentlichen Anlagen beschäftigt waren. Durch das Gesetz vom 
24. April 1854 wurden die Koalitionen auch dem Gesinde und 
den ländlichen Arbeitern untersagt und die §§ 16 und 17 
des Preuß. Berggesetzes vom 21. Mai 1860 legten das Verbot 
nochmals für die Bergarbeiter fest. Alle diese Vorschriften 

f alten auch im Jahre 1868 noch. Anders war es mit dem 
183 der Gewerbeordnung, der die Bildung von Verbin¬ 
dungen unter Fabrikarbeitern, Gesellen, Gehilfen oder Lehr¬ 
lingen von der polizeilichen Erlaubnis abhängig machte. 
Wurde diese Erlaubnis erteilt, dann war damit alSr keines¬ 
wegs das Koalitionsverbot gefallen, es blieb von der Er¬ 
laubnis gänzlich unberührt. Dieser § 183 w-ar beseitigjt 
worden während der Revolution durch die Verordnung über 
einige Grundlagen der Preußischen Verfassung vom 6. April 
1848, die allen Preußen ganz generell das Recht einräumte, 
sich zu Zwecken, die den Strafgesetzen nicht zuwi/derliefen, ohne 
vorherige polizeiliche Erlaubnis in Gesellschaften zu ver¬ 
einigen. Die verschiedenen Preußischen Verfassungen, die 
dann folgten, schränkten das dadurch geschaffene Recht 
nicht wieder ein, ebenso wienig die beiden folgenden Ver¬ 
einsgesetze, von denen das letzte, das vom 11. Mai 1850, 
nur Melde Vorschriften für politische Vereine vorsah. Berufs¬ 
vereine konnten demnach schon damals in Preußen ge¬ 
gründet werden. Es geschah dies auch mehrfach — das 
bekannteste Beispiel ist der Berliner Buchdruckergehilfen¬ 
verein —, sie konnten auch über gemeinsame Lohnford^- 
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rungen Beschlüsse fasse, aber sie konnten keine Verabredun¬ 
gen treffen, durch Arbeitseinstellungen die Forderungen 
durchzusetzen, worin gerade das .Wesen der Koalition liegt 

Unter den deutschen Arbeitern waren auch ausgangs der 
sechziger Jahre die Meinungen über den Wert des Koahtions- 
rechts noch recht sehr geteilt Der Vereinstag der Arbeiter¬ 
bildungsvereine, in dem sich ihre Zentralisation verkörperte, 
war geschaffen worden, lun der >^tation Lassalles und 
seiner Anhänger entgegenzuwirken. Die Vereine selbst stan¬ 
den auf dem Boden der Selbsthilfe und waren Freunde und 
Förderer der Genossenschaften, von denen sie sich allerlei 
versprachen. Sie hlatten also ihren Weg über Schulze- 
I>elitzsch genommen imd auch' die Nürnberger Majorität 
nahm keinen anderen Standpunkt ein. Durch' das Bekennt¬ 
nis zum Programm der Internationale machte sie zwar eine 
Schwenkung zum Sozialismus hin, aber trotzdem verzichtete 
sie auf Gründung einer neuen Partei, verblieb vielmehr im 
Rahmen der VollSpartei Auch die Gewerkschaften sind Or¬ 
ganisationen der Selbsthilfe und deshalb lag der Nürnberger 
Majorität der Gedanke, Gewerkschaften zu gründen, auch 
viel näher als den Lassalleanem, die die Selbsthilfe im all¬ 
gemeinen für zwecklos hielten. Dazu kam, daß auch die 
internationale 1866 auf dem Genfer Kongreß die Gewerk¬ 
schaften als die eigentlichen Träger der Arbeiterbewegmig 
bezeichnet hatte. Alles das arbeitete innerhalb der Nürn¬ 
berger Majorität der Idee, Gewerkschaften zu. gründen, vor, 
und sie beauftragte daher auch ihren Vorort „für Vereini¬ 
gung der Arbeiter in zentralisierten Gewerksgenossenschaften 
tatkräftig zu wirken**. Sie verquickte diesen Auftrag mit 
anderen selbsthelferischen Bestrebungen, mit der Gründung 
von Kranken-, Wanderunterstützungs- und Altersversorgungs¬ 
kassen, die sie bei den Gewerkschaften für am besten auf¬ 
gehoben hielt. 


Ganz anders dachten die LassalLeaner. Ihre Hamburger 
Generalversammlung von 1868 lehnte es ab, den Vereins¬ 
präsidenten damit zu beauftragen, die Gründung von Gewerk¬ 
schaften in die Hände zu nemen und es gelang diesem — 
Schweitzer — nur dadurch der Generalversammlung die Ge¬ 
nehmigung abzutrotzen, daß er und Fritzsche in ihrer Eigei^- 
schaft als Reichst^abgeordnete einen Allgemeinen Arbeiter¬ 
kongreß zur 'Gründung Von Gewerkschaften einberufen könne, 

2ßß 


Digitized by Go gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



814 


50 Jahre deutsche Gewerkschaften. 


daß er mit der Amtsniederlegung' drohte. Wer sich den Aus¬ 
gangspunkt der Lassalleschen Theorie, das eherne Lohn- 

f esetz, vergegenwärtigt, und wer bis dahin die Stellung 
chweitzers zu den .Gewerkschaften kennt, wird sagen müssen, 
daß die Generalversammlung ganz konsequent war. Lassalle 
war kein Freund der Gewerkschaften, er nat unverblümt aus¬ 
gesprochen, daß er sie für zwecklos hielt. Schweitzer hat 
jahrelang in dieselbe Kerbe gehauen. Auch er hielt die 
Gewerkschaften nicht nur für notwendigerweise erfolglos, 
sondern direkt für schädlich, weil er glaubte, daß sie den 
Sinn der Arbeiter von ihrem Endziel, der Aenderung der ge¬ 
sellschaftlichen Grundlagen, ablenken und somit zersplitternd 
und schwächend auf die Kraft der Arbeiterbewe^ng ein¬ 
wirken. Nur ein Gutes sagte er den Gewerkschaften nach: 
sie förderten das Klassenbewußtsein der Massen und machten 
sie reif zum Verständnis des Sozialismus. 

Es ist ganz verfehlt, aus der Tatsache, daß er den Arbeiter¬ 
kongreß einberiet und so zur Gründung von Gewerkschaften 
beitrug, folgern zu wollen, Schweitzer sei ein Freund der 
Gewerlöchaften gewesen. Daß Gegenteil ist richtig. Es 
war eine der schwächsten Seiten seiner Agitations- und 
Organisationsarbeit, daß er die Bedeutung der Gewerkschaf¬ 
ten nicht erkannte, und daß er im Grunde seines Herzens 
ihr Gegner blieb. Von agitatorischen Gesichtspunkten aus 
hielt er sie für gut und schließlich auch für notwendig und 
deshalb erklärte er der Generalversammlung auch, daß er, der 
an der Spitze der Agitation auf gefahrvollem Frosten stehe, 
das Bewußtsein haben müsse, daß die Agitation nicht in¬ 
folge eines \\^sentlichen Versäumnisses innerlich lebensunfähig 
werde. Er wollte sich nicht das Mittel aus der Hand nehmen 
lassen, das die Agitation für die Partei fördern und beleben 
konnte. Deshalb griff er zu, rasch entschlossen wie stets, um 
seinen Gegnern zuvorzukommen. 

Es gehört in das Gebiet der Fabeln, daß es Dr. Hirsch 
gewesen sei, der ihn zu rascherem Vorgehen veranlaßt habe, 
oder, daß er gar erst durch dessen Reisebriefe aus England 
auf die Gewerkschaften aufmerksam - geworden sei und Ma¬ 
terial in die Hand bekommen habe. Was Hirsch über die 
englischen Gewerkschaften schrieb, lag soweit ab von dem' 
Wege Schweitzers, daß das nicht umzubringendc Gerede, 
Hirsch sei der Antreiber gewesen, ganz unverständlich ist. 
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Hirsch bewertete die englischen Gewerkschaften nur als 
Unterstützungsvereine, während sie für Schweitzer so sehr 
Kampforganisationen waren, daß sich in seinen Artikeln die 
B|egriffe Arbeitseinstellung und Gewerkschaft so sehr deckten, 
daß er anstelle des Wortes Gewerkschaft immer die Worte 
Arbeitseinstellung oder Streik gebrauchte. Auch hat er sich, 
so lange er den „Sozialdemokrat^^ herausgab, also seit De¬ 
zember 1864, darin mit den Gewerkschaften beschäftigt. 
Hinzu kommt, daß aus den Reisebriefen auch gar nicht zu 
ersehen war, daß Hirsch die Absicht hatte, Gewerkschaften 
zu gründen. Die übliche Lfesart ist vollständig falsch. Nicht 
Hirsch war der Antreiber Schweitzers, sondern Schweitzer 
der Antreiber Hirschs, den Schweitzer übrigens für sehr 
ungefährlich hielt. Ganz anders hat er Bebel und Lieb¬ 
knecht eingeschätzt, diesen, deren Plan ihm von Liebknecht 
mitgeteilt worden war, wollte er zuvorkommen, deshalb die 
seine Anhänger überraschende plötzliche taktische Schwen¬ 
kung. 

Die Eile, mit der er und Fritzsche plötzlich vorgingen, 
läßt sich nur daraus erklären, daß sie vor dem Nürnberger 
Vereinstag noch rasch etwas inszenieren wollten. So gelang 
es ihnen auch vorher mit ihrem Aufruf herauszukommen, 
der die Arbeiter zum Kongreß nach Berlin einlud, aber sie 
konnten damit den schon erwähnten Beschluß des Vereins¬ 
tages, daß die Leitung der Arbeitervereine tatkräftig für die 
Gründung von Gewerkschaften wirken solle, nicht vereiteln. 
Dieser Beschluß aber war die erste allgemeine Kundgebung 
für die Gewerkschaften in Deutschland. 

„Eine umfassende, fest begründete Organisation der ge;- 
samten Arbeiterschaft Deutschlands durch und in sich selbst 
zum Zwecke des gemeinsamen Voranschreitens vermittels der 
Arbeitseinstellungen tut dringend not*^, dies Wort war der 
Kern des Aufrufs zum Kongreß, der am 26. September 
1868 seine Tagungen in Berlin begann. 205 Vertreter aus 
105 Orten waren anwesend, die 142 008 Arbeiter vertraten. 
Fast sämtliche Delegierte waren Lassalleaner, die sicher zum 
Teil mit gemischten Gefühlen kamen. Daß sie nicht alle 
den Kongreßbeschlüssen ehrlich zustimmten, geht aus dem 
Geständnis Tölckes hervor, der 1872 erklärte, er habe nur 
mitgewirkt, um später den Beweis zu führen, daß die ganze 
Bewegung nichts tauge. Trotzdem nahm er das Amt des 
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Präsidenten der Allgemeinen Genossenschaft der Berg'- und 
Hüttenarbeiter an, einer der Gewerkschaften, die der Kon¬ 
greß gründete. Aber dem sei, wie ihm sei, eine machtvolle 
L)emonstration für die Gewerkschaften war der Kongreß, und 
wenn sich eine Gewerkschaftsbewegung^ durch Organisieren 
von oben schaffen läßt, dann hat sie der Kongreß geschaffen. 
Neun neue Zentralverbände hat er den bestehenden hinzu¬ 
gesellt und sie alle zusammengefaßt in einem Verband, dem 
Arbeiterschaftsverband, an dessen Spitze Schweitzer als erster 
Präsident stand. Auf Sonderkonferenzen wählten die neuen 
Verbände ihre Leitungen und schufen ihre Statuten, kurz, 
das Haus war fix und fertig, es brauchten nur die Mitglieder 
zu kommen, dann war die Gewerkschaftsbewegung da. Durch 
Uebergangsbestimmungen wurde dem Umstande Rechnung 
getragen, daß die Koalitionsverböte noch nicht gefallen w'aren: 
es wurde beschlossen, daß alle statutarischen ^Stimmungen, 
die die Arbeitseinstellungen betrafen, erst in Kraft treten 
sollten, wenn die Arbeitseinstellungen gesetzlich erlaubt seien. 

Schweitzer war viel zu klug, um nicht zu wissen, daß 
das Organisieren von oben seine Schattenseiten hat, daß es 
ganz verfehlt sein kann. Aber wenn sein Gedankengang 
sich verwirklichen sollte, dann konnte er nicht anders han¬ 
deln. Ihm lag daran, die Gewerkschaften seiner Partei dienst¬ 
bar zu machen, nur deshalb stellte er seine grundsätzlichen 
Bedenken hintenan und förderte sie. Er selbst wollte auch 
die Leitung behalten. Zwei Köpfe an der Spitze der Ar¬ 
beiterbewegung hielt er für gefährlich. Mit solchen Ideen 
konnte er nicht von unten aufbauen wollen. Es wäre ihm 
dann unmöglich gewesen, die Fäden zu sammeln und in 
seine Hände zu bekommen, denn schließlich wäre neben der 
Partei eine selbständige Gewerkschaftsbewegung entstanden, 
und gerade das wollte er hintertreiben. Nur eine Unterabtei¬ 
lung der Partei sollten die Gewerkschaften sein. Zugleich 
schuf er sich damit den Vprteil des ersten, der all denen, 
die nach ihm kommen, zurufen konnte, daß sie die Gewerk¬ 
schaftsbewegung zersplitterten. Seiner Partei hat er auch 
genützt, zunächst auch seiner persönlichen Machtstellung, 
L)er Gewerkschaftsbewegung aber hat er gewaltig geschadet. 
Die folgende Zersplitterung war die unabwendbare Folge 
seines Vorgehens. 

Den Gewerkschaften kann zwar nicht gleichgültig sein, 
ob neben ihnen eine starke politische Arbeiterpartei auf dem 


Digitized by 


GoL'gle 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 




50 Jahre deutsche Gewerkschaften. 


817 


politischen Kampfboden ficht. Im Gegenteil, sie sind daran 
in höchstem Maße interessiert, und eine solche Partei kann 
nach Lage der Sache nur sozialdemokratisch sein, aber sie 
können ihre Mitglieder nicht auf ein Parteiprogramm ver¬ 
pflichten. Sie würden damit nur ihr Rekrutierungsgebiet 
einschränken und ihre eigene Wirksamkeit unterbinden. 
Das würde (heute hoch (ein ;F^hler sein, obgleich inzwischen die 
sozialistischen Ideen in den breiten Massen Wurzel gefaßt 
haben, damals aber war der Fehler ganz unvergleichlich 
größer. 

Wenn Schweitzer die Gewerkschaften nicht um ihrer selbst 
willen, sondern nur seiner Partei wegen förderte, wer kann 
es anderen verargen, daß sie ihm das nachmachten? Bei 
Bebel und Liebknecht waren es nicht agitatoristhe Gründe, 
die sie zu selbständigem Vorgehen veranlaßten. Sie hatten 
zunächst den Auftrag des Vereinstages hinter sich und sie 
hatten über die Gewerkschaften eine richtigere Auffassung 
als Schweitzer. Sie haben auch, und zwar zu einer Zeit 
als die Koalitionsverbote noch immer bestanden und daher 
Zeit zur Verständigung gewesen wäre, die Hand zur Eini- 
gung^ geboten. Schweitzer war es, der sie in hochfahrender 
Weise ausschlug. Auch, daß die Fortschrittspartei nicht mit 
Gewehr bei Fuß stehen blieb, ist kein Wunder. Schufen 
sich die Lassalleaner eine gewerkschaftliche Unterabteilung, 
warum sollte sie es nicht auch versuchen, zumal ihr kurz 
vorher in Nürnberg die Felle fortgeschwommen w^aren? Daß 
die Fortschrittler aus politischen Gründen handelten, haben 
sie mehrfach zugegeben, noch öfter allerdings bestritten. 
Um die Schwächung der Gewerkschaften war es ihnen nicht 
zu tun, das ist schon deshalb nicht anzunehmen, weil sie 
vor und nach Lassalles Auftreten ehrlich um das Koalitions¬ 
recht im Preußischen Abgeordnetenhause kämpften. 

Falsch ist aber, daß der Hinauswurf aus dem Allgemeinen 
Arbeiterkongreß Hirsch und seinen Anhang zu selbständigem 
Vorgehen veranlaßt habe. Die Delegation der Berliner Ma¬ 
schinenbauer erhielt vielmehr schon vor dem Kongreß von 
der Versammlung, die sie wählte, den Auftrag, ein Statut 
für einen Gewerkverein im Hirschschen Sinne auszuarbeiten. 

So war, schon ehe die deutschen Arbeiter das Koalitions¬ 
recht hatten, die Gewerkschaftsbewegung aus politischen 
Gründen zerrissen und geschwächt. Es schien zwar zunächst 
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als solle Schweitzers Gruppe die stärkste sein. Auf der 
ersten Generalversammlung des Arbeiterschaftsverbandes wa¬ 
ren angeblich mehr als 50 000 Mitglieder vorhanden. Die 
Gruppe um Bebel und Liebknecht, die von unten aufbaute, 
war noch in der -Entwicklung begriffen, sie war dabei jedoch 
von den Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereinen, die sich zu 
Pfingsten 1869 schon zu einem gemeinsamen Verband zu¬ 
sammenschließen konnten, überholt worden. Aber bald zeig¬ 
ten sich doch die Schattenseiten der Schweitzerschen Taktik 
auch in seinen eigenen Reihen. Als die Gewerkschaftsführer 
seinen „Staatsstreich“, durch den er seine Diktatur innerhalb 
der Partei festigen wollte, nicht blindlings mitmachten, schlug 
er unbekümmert um die wirtschaftlichen Folgen seine Ge¬ 
werkschaften in Scherben. Als am 1. Oktober 1869 die Ge¬ 
werbeordnung für den Norddeutschen Bund in Kraft trat, 
waren die Schweitzerschen Gewerkschaften nur noch ein 
Trümmerhaufen, während die Hirsch-Dunckerschen Gewerk¬ 
vereine mit 30 000 Mitgliedern an der Spitze marschierten, 
allerdings auch nur, um sehr bald einen jähen Sturz zu 
tun. Nach dem Kriege mit Frankreich konnten auch sie 
nur noch 6000 Mi^heder mustern, und nun rückten die 
gewerkschaftlichen Organisationen der Eisenacher an die 
erste Stelle. 

Gegensätze bedingen Kämpfe und solche wurden allzu oft 
auch unter den drei Gewerkschaftsgrupi^n ausgefochten. 
Des Streites müde, bildeten sich unabhängige Verbände, 
wodurch die Zersplitterung noch ärger wurde. Erst die 
Einigung der sozialdemokratischen Parteien machte auch hier 
dem Bruderzwist ein Ende. 

Auch heute sind Kräfte am Werke, die politische Gegensätze 
in den Gewerkschaften austragen wollen. Nichts wäre für 
diese gefährlicher als das. Die Gewerkschaften sind nicht der 
Partei wegen, sondern ihrer selbst wegen da. Sie können 
sich der Politik nicht entziehen, aber sie können nur eine 
solche treiben, die ihren Aufgaben gerecht wird. Diese aber 
liegen innerhalb der heutigen Gesellschaftsordnung. Sie 
werden, wenn sie sich darauf beschränken, keineswegs zu 
konservativen Organen. Nie darf vergessen werden, daß 
die politische Bewegung nur vorwärts kommen kann, w'enn 
sich ihre Reihen aus tatkräftigen, klar sehenden Leuten 
zusammensetzt. Tatkraft kann aber auf die Dauer nur 
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entwickeln, wer einen Rückhalt hinter sich hat und diesen 
Rückhalt bieten starke Gewerkschaften. Sie sind also die 
unbedingte Voraussetzung politischer Erfolge. 

Schließlich braucht sich doch auch die Geschichte nicht 
zu wiederholen. Es braucht doch nicht wieder so zu kom¬ 
men, daß die Gewerkschaften einig werden, wenn die Par¬ 
teien sich wieder geeinigt haben. Es kann doch auch einmal 
so kommen — una so wird es wahrscheinlich auch werden —, 
daß die Parteien sich um so schneller wieder zusammen¬ 
schließen, je rascher die Arbeiter in den Gewerkschaften ein- 
sehen, wie sehr sie zusammengehören. 


ALWIN SAENGER (München): 

Die Anklage des Fürsten Lichnowsky. 

I N England wie in Frankreich, wie wohl überhaupt in jedem 

l^litisch geleiteten Staate wäre es undenkbar, daß die 
öffentliche Staatsgewalt die Anklageschrift eines früheren 
Botschafters so lange unbeachtet und ohne entschiedene Er¬ 
widerung läßt, wie dies die deutsche Regierung gegenüber 
dem Schriftstück: „Meine Londoner Mission 1912/1914** des 
Fürsten Lichnowsky tut. Was muß sich eigentlich noch 
alles in der Welt und in deutschen Gauen ereignen, um den 
deutschen Regierungsgnmdsatz des „laisser faire, laisser 
passer** radikal zu eliminieren? Muß immer erst vermeid¬ 
bares Unheil entstanden sein, bis man sich zur Tat auf¬ 
rafft? Wie wäre England im umgekehrten Fall, so ein 
solcher dort überhaupt denkbar, verfahren? Durch eine 
authentische Gegenschrift hätte man sofort einer sicher zu 
erwartenden Ausnutzung durch die feindliche Propaganda 
das Wasser abgegraben und die Presse hätte geschlossen und 
einmütig das Machwerk abgelehnt. Wir haben es aber Gott 
lob wieder einmal so weit gebracht, daß die Entente nun 
in einem umfangreichen Propagandadienst dem unvorberei¬ 
teten und nichtsahnenden deutschen Bürger, Soldat und Zi¬ 
vilist, Herrn Lichnowskys Anklage als der Weisheit neuesten 
Schluß mit lächelnder Miene serviert. Und es wäre doch ein 
leichtes gewesen, die Behauptungen des früheren Botschafters, 
dies Konglomerat von fundamentalen Irrtümern, Fehl¬ 
schlüssen, tatsächlichen Unrichtigkeiten und ailzu persönlichen 
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Eitelkeiten, in sachlichster Weise tu widerlegen. Denn Herr 
von Lichnowsky hat wirklich nicht Recht Ein ernsthafter 
Politiker, der auch nur einigermaßen die geschichtlichen Tat¬ 
sachen der letzten zwei Menschenalter beherrscht, kann die 
Voraussetzungen und Folgerungen Lichnowskys nicht für 
richtig halten, ein Sozialdonokrat und Marxist aber muß 
der Naivität des früheren Botschafters lächeln. 

Herr von Lichnowsky ist der Diplomat der alten guten 
Schule. Feste feiern, die hohe Gesellschaft, der feine Ton, 
das persönliche Oeehrtsein ist* die Achse seiner politischen 
Mission. Wir bezweifeln, daß er das Wort Imperialismus je 
gehört oder gar darüber nachgedacht hat ln seiner grenzen.- 
losen Vorliebe für Eng'land, der er jegliches deutsclK Inter¬ 
esse unterordnet, ist ihm der älteste^ blutigste und heute' 
reaktionärste Imperialismus, der englische, den einst Karl 
Marx schon als den Despoten des Weltmarktes kennzeichnete, 
eine vollkommen unbekannte Tatsache. Dies ist die eine 
grundlegende Fehlerquelle Lichnowskys, es sei denn, daß 
man wirklich die Zukunft Deutschlands vertrauensvoll in 
die Hand des großbritannischen Marinismus hätte legen und 
sich mit der bescheidenen Reelle eines deutschen Portugal 
begnügen sollen. Der zweite, geradezu katastrophale Irrtum 
beruht in der grotesken Anschauung, Rußland wollte den 
Weltfrieden erhalten. 

„Der Handelsneid (Engtands), von dem bei uns so viel 
die Rede ist, beruht auf imrichtiger Bieurtei||ung der Verr 
hältnisse**, behauptet Lichnowsky. Er bestreitet, daß England 
nach seiner ganzen, Jahrhunderte alten Tradition letzten 
Endes zu einer kriegerischen Politik uns Deutschen gegenr 
über gelangen muße. Nun mag ja ein Narr heute noch 
an das am 13. November 1914 gesprochene Wort des Freunp 
des von Lichnowsky, Sir E. Orey, glauben: „Wir gingen 
aus reiner Ritterlichkeit in den Krieg, um die Schwachen 
zu schützen.** Der denkende Politiker wird zu anderen 
Schlüssen kommen. In der Zeit von der englischen Revo^ 
lutioii (1688) bis zur Schlacht von Waterloo führte Groß¬ 
britannien 64 Jahre, mehr als die Hälfte des Zeitraumes, 
Krieg. Warum ? Weil es hundertfach bewährter, guter, alter 
Gnmdsatz Englands ist, Sjeine Handelsf-Weltherrsoiaft durch 
das raffinierte politische System des sogenannten Gleich¬ 
gewichts der Staaten zu behaupten, zu befestigen und weiter 
auszudehnen. Darum hat es Säkulum auf Säkulum den Kon- 
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tinent in Blut getaucht und die gegenseitige Verhetzung 
der Völker zu seiner höheren Ehre berufsmäßig betrieben. 
Bereits im Jahre 1612 schrieb der englische Reichskanzler 
Bacon: „Das Herrschen über die Meere ist gleichsam ein 
kurzer Inbegriff der Alleinherrschaft. . . S^o viel ist gewiß, 
wer die See beherrscht, der hat viel Freiheit und kann nach 
Belieben viel oder wenig an einem Kriege teilnehmen, dahin¬ 
gegen selbst die größten Landmächte oft sehr in der Klemme 
sind.“ Von diesem Satze bis zu dem berühmten Programm 
der Londoner Wochenschrift „Saturday Review“ (1887): 
„Deutschland ist zu vernichten“, führt eine einzige grade 
Linie in der englischen Politik. Als Sir Edward Orey am 
3. August 1914 im englischen Unterhause erklärte: „Wir 
mit einer mächtigen Flottte, von der wir glauben, daß sie 
unseren Handel, unsere Küsten, unsere Interessen schützen 
kann, wir werden, wenn wir am Kriege beteiligt werden, 
nur wenig mehr leiden, als wenn wir draußen bleiben“, 
bestätigte er mit diesem, für die englische Friedenspolitik 
außerordentlich charakteristischen Satz nur die erprobtesten 
Grundsätze groß britannischer Politik. Englands großer 
Schichtsschreiber Seely hat diese Grundsätze einmal in die 
Worte gefaßt: „Für England ist der Krieg eine Industrie, 
eine der möglichen Arten, reich zu werden, das blühendste 
Geschäft, die einträglichste Geldanlage.“ Fürst Lichnowsky 
schreibt ruhigen Gemüts den Satz nieder: „WinkelZügigkeit 
liegt nicht im Wesen des Engländers.“ Er wird kaum wissen, 
daß in der preisgekrönten Schrift eines britischen Seeoffiziers 
1909 zu lesen war: „Wir ziehen nicht aus sentimentalen Grün¬ 
den in den Krieg, ich bezweifle, daß wir das jemals taten. 
Krieg ist das Ergebnis von Handelsstreitigkeiten. Sein. '/.(M 
ist, unserem Gegner mit dem Schwerte diejenigen wirtschaft¬ 
lichen Bedingungen aufzuzwingen, die wir für notwendig 
erachten, um uns Handelsvorteile zu verschaffen und wir 
bedienen uns aller denkbaren Vorwände für den Krieg, aber 
zugrunde liegt allen der Handel.“ Die freundlichen Ge¬ 
sinnungen, die nach dem Scharfblick des Herrn Lichnowsky 
England unserem Handel entgegenbrachte, reichten nicht 
weiter als das englische Interesse. Die Berichte der bel¬ 
gischen Gesandten aus ;allen europäischen »Hauptstädten haben 
die gefährlichen Triebkräfte der englischen Politik in den 
Jahren vor Ausbruch des Weltkrieges wahrlich für jeden, der 
sehen will, zur Genüge aufgedeckt. Die wahre Gesinnung 
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Englands unserem Handel gegenüber wird ja hinreichend 
durch den Widerstand gegen die Rückgabe unserer deutschen 
Kolonien charakterisiert. Die scheinheilige, in der Geschichte 
aller Zeiten und Völker beispiellose Verlogenheit der eng¬ 
lischen Politik feiert hierbei unerretehte Triumphe. Wir sollen 
kolonialen Besitzes nicht mehr wert sein, da wir die fremden 
Völker aussogen und knechteten. So unlängst noch der 
Lüg^mcister Balfour. Das sagen ohne Schamröte Engländer, 
die in 45 Jahren .IV 2 MUlionen Iren und in 15 Monaten 
14 894 Burenkinder und 4706 Weiber in den Konzentrations¬ 
lagern des Todes hinmordeten, die Jamaika zum Dorado 
des Justizmordes machten, die den Öpiumkrieg ins Werk 
setzten, die in Nordamerika den Skalpjägern Prämien be¬ 
zahlten und die Söhne Indiens bestialisch durch Anbinden 
vor die Mündungen der englischen Kanonenrohre töteten 
und in ihren Kolonien zu Nutz und Frommen des Handels 
Seiner britischen Mafestät jegliche viehische Grausamkeit und 
rohe Brutalität verübten; ja Engländer sagen es, die Persien 
gleich Afghanistan erdrosselten, die den Chinesen Kanton 
und den Aegyptern Alexandria in Trümmer schossen, die 
im tiefsten rneden den dänischen Raubzug unternahmen, 
der mit der Ermordung von 2000 Dänen durch die Bombar¬ 
dierung Kopenhagens endete, die heute hunderttausende der 
kolonialen Hilfsvölker für die englischen Kapitalisten als 
Avant-Garde des Todes rettungslos der Vernichtung preis¬ 
geben. Dem Herrn von Lichnowsky ist es in seiner deut¬ 
schen Vorliebe für diese englische „Gradlinigkeit** eben 
wiedermal unbekannt, daß Bernard Shaw Englands National¬ 
laster „unverbesserliche Heuchelei* nannte. 

Die Angabe Lichnowskys, daß der afrikanische Kolonial¬ 
vertrag mit England (1914) „der uns außerordentliche Vor¬ 
teile bot, somit gefallen war, weil er für mich (L.) ein öffent¬ 
licher Erfolg gewesen wäre“, ist eine Unwahrheit. Grey 
teilte bereits am 18. Juli 1914 die teilweise Unterzeichnung 
im englischen Parlamente mit; soweit sie nicht schon ge¬ 
schehen, verzögerte sich die Unterzeichnung durch englische 
Winkelzüge. Herr Lichnowsky sieht eben stets in der 
Weltpolibk nur seine Person als treibende Kraft des Bösen 
und Guten. Daß im übrigen England im Afrikavertrag, 
wie ein 'Jahr früher im Bagdad vertrag, seine Interessen bestens 
gewahrt hat, weiß jeder, der von den Vereinbarungen einen 
^himmer Kenntnis besitz. 
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Herr von Lichnowsky behauptet: „Der britische Staats¬ 
mann (Sir E. Grey) wollte, nachdem sowohl mit Frank¬ 
reich wie mit Rußland die alten Streitfragen geregelt waren, 
auch mit uns zu ähnlichen Abmachungen gelan^n. . . Die 
Mission Haldanes war gescheitert, da wir die Zusage der 
Neutralität v'erlangten; statt uns mit einem Vertrage zu be¬ 
gnügen, der uns vor britischen Angriffen und vor Angriffen 
mit britischer Unterstützung sichern sollte. . . Unseren Inter¬ 
essen und Wünschen wurde seitens der britischen Regierung 
das größte Entgegenkommen gezeigt.^^ Daß Herr von Lich¬ 
nowsky gerade angesichts der gescheiterten Mission des eng¬ 
lischen Kriegsministers Haldane noch an einen aufrichtigen 
Verständigungswillen des englischen Kabinetts glaubte, ge¬ 
reicht seiner politischen Intelligenz nicht zur Ehre. Bei 
aufrichtigem Friedenswillen Englands wäre es allerdings 
möglich gewesen, zu einem Abkommen zu gelangen, um 
so mehr, da das Londpner Kabinett während des Burenkrieges, 
und des Russisch-Japanischen Konfliktes die deutsche Frie-» 
densliebc genau kennen gelernt hatte. England lehnte den 
Vorschlag eines gegenseitigen Neutralitätsversprechens glatt 
ab. Der VerständigungswiTle des englischen Ministers Grey 
ging — wie Bethmann Holl weg im Reichstag am 19. August 
1915 durchaus mit Recht erWären durfte — nur soweit, 
Deutschland das zuzugestehen, was unter zivilisierten Staa¬ 
ten ohne Abmachung üblich ist, nämlich keinen unprovozierten 
Angriff auf andere Mächte zu machen. England weigerte 
sich bekanntlich, sogar dann eine wohlwollende Neutralität 
zu bewahren, wenn Deutschland ein Krieg aufgezwungen 
werden sollte. „England hielt es für ein Zeichen beson¬ 
derer, dureh feierlichen Vertrag zu besiegelnder Freund¬ 
schaft, daß es nicht ohne Grund über uns nerfallen würde, 
behielt sich aber freie Hiand für den Fall vor, daß das seine 
Freunde täten.^* Wie aber steht es mit den „ähnlichen 
Abmachungen*^ mit Frankreich und Rußland? Am 8. April 
1904 wurde mit Frankreich die Entente cordiale geschlossen, 
Im April 1914 feierte man das zehnjährige Jimiläum der 
Entente durch den Besuch des englischen Königspaares in 
Paris. Die „Humanite** beurteilte den Zweck der Feier 
in jenen Tagen folgendermaßen: „Da sie nicht gerade her¬ 
aus ,nieder mit Deutschland* schreien können, geben sie ihren 
Hochrufen auf England diese Bedeutung.** Am 22./23. No¬ 
vember 1912 wurde durch den Briefwechsel zwischen Grey 
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und Paul Cambon, dem französischen Botschafter in London 
die englische Waffenhilfe für Frankreich vereinbart. Durch 
die nebenherlaufenden Vereinbarungen der beiderseitigen 
Generalstäbe und Admiralitäten wurde die Entente immer 
mehr zu einem Offensivbündnis ausgebaut. Mit Rußland hat 
sich England im Petersburger Vertrage vom 31. August 1907 
verständigt. Die englisch-russischen Verhandlungen über 
ein Marineabkommen wurden im Frühjahr 1914 eingeleitct. 
Mit Zustimmung des englischen Kabinetts wurden dann am 
26. Mai 1914 bereit? in St. Petersburg beim Chef des russi¬ 
schen Marinestabes die Grundlagen für die Verhandlungen 
festgelegt. Es ist bekannt, daß eine russische Landung in 
Pommern mit Hilfe englischer Schiffe geplant war. Dies 
ist ein kurzer Auszug aus „ähnlichen Abmachungen** Engr 
lands mit seinen Verbündeten. Man vergleiche hiermit die 
Zugeständnisse, die England im Frühjahr 1912 bei dem Be¬ 
suche Haldanes in Berlin uns gegenüber machen wollte! 
Vielleicht darf man Herrn Lichnowsky auch daran erinnern, 
daß der englische Sozialdemokrat Blatchford 1910 die Ver¬ 
stärkung der englischen Landarmee in einem in ganz Eng¬ 
land verbreiteten Buche wie folgt begründete: „Zusammen 
mit einer britischen Armee von einer halben Million Mann 
in Belgien und Holland, mit den Flotten Frankreichs, Groß¬ 
britanniens und Hollands vereinigt, könnte Rußland, Frank¬ 
reichs Verbündeter, die Ostgrenze Deutschlands angreifen.** 
Und ein deutscher Botschafter in London hätte eigentlich 
schon etwas von den rastlosen Bemühungen Feldmarschall 
Roberts wissen müssen, „dem englischen Volke einen kriege¬ 
rischen Geist einzuflößen**, und die allgemeine Wehrpflicht 
in England einzuführen. ^ konnte denn ein vorurteilsloser 
Beobachter der „geraden** englischen Politik, der belgische 
Gesandte Baron Greindl am 9. Dezember 1911 aus Berlin 
an seine Regierung melden: „Wkts aus der Rede Sir E. 
Oreys am deutlichsten hervorgeht, ist, daß er die Politik der 
Tripleentente in dem Geiste fortfuhren will, in dem er sie 
bisher geführt hat, das heißt in deutschfeindlichem Sinn.** 
In völliger Uebereinstimmung mit diesem • Urteile des bel¬ 
gischen Gesandten schrieb die englische Wochenschrift „The 
Nation** am 9. Dezember 1911 anläßlich einer Kritik der 
englischen Erdrosselungspolitik Persien gegenüber: „Ein ein¬ 
faches und elementares Prinzip hat diese Politik von Anfang 
an beherrscht — die Furcht, daß die eine oder die andere 
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Macht in das, was er (Grey) den Dunstkreis der deutschen 
Diplomatie genannt hat, hineingezogen werden möchte. Jahr¬ 
ein, jahraus haben wir — freilich hauptsächlich in den 
Besitztümern anderer Leute — für die Genugtuung bezahlen 
müssen, gewisse Mächte davon abzuhalten, zu irgendeinem 
innigeren Verständnis mit Deutschland zu gelangen.*' Die 
furchtbare, gefahrvolle »Wirkung dieser englischen Politik 
aber ist es gewesen, die in Frankreich den Revanchegeist 
wieder lebendig und aktiv machte, und die die Nährmutter 
des russischen Imperialismus wurde. Rußland entzündete, 
den Weltbrand, weil es England hinter sich wußte. Und 
diese geschichtlich feststehende Tatsache ist die überzeu¬ 
gendste Wliderlegung der Anklage des Herrn von Lichnowsky. 
Auf das Kapitel der Wteltpolitik vor Ausbruch des Krieges, 
das Englands Verhältnis zu Rußland beitrifft, werden wir 
unter ßrücksichtigung neuerlich aufgefundener Beweise in 
einer der nächsten Nummern dieser Zeitschrift noch ein¬ 
gehender zu sprechen kommen. Die Wichtigkeit der Frage 
läßt es gerechtfertigt erscheinen. Heute aber wollen wir 
uns noch mit einem Hauptanklagepunkt der Schrift des 
Herrn Lichnowsky befassen, der unser Verhältnis zu Eng"- 
land und die englische Politik berührt. 

In seinem Kapitel „Schuldfrage“ sagt .Herr von Lichnowsky: 
„Wir haben in den Tagen zwischen dem 23. und 30. Juli 
1914, als Herr Sasonow mit Nachdruck erklärte, einen Angriff 
auf Serbien nicht dulden zu können, die britischen Vermitt- 
lungsvx)rschläge abgelehnt, obwohl ^rbien unter russischem 
uno britischem Drucke nahezu das ganze Ultimatum ange¬ 
nommen hatte und obwohl eine Einigung über die beiden 
fraglichen Punkte leicht zu erreichen und Graf Berchtold 
sogar bereit war, sich mit der serbischen Antwort zu be(- 
gnügen.“ Es ist zunächst eine sehr starke Unwahrheit des 
Fürsten Lichnowsky, zu behaupten,^ daß Graf Berchtold ent¬ 
gegen der deutschen Regierung bereit gewesen sei, sich mit 
der serbischen Antwort zu begnügen. (Englisches Blaubuch 
Nr. 61, 91 — Oesterreichisches Rotbuch Nr. 41, 44). Für 
Oesterreich blieb die Tatsache entscheidend, daß Serbien in 
zahlreichen Punkten des Ultimatums Vorbehalte gemacht 
hatte, wodurch nach österreichischer Auffassung der Wert 
der gemachten Zugeständnisse wesentlich herabgedrückt 
wurde. Im übrigen ist es eben wieder eine vollkommen un¬ 
bewiesene und unbeweisbare Behauptung Lichnowskys, daß 
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auf Serbien ein englischer Druck ausgeübt worden sei. Im 
englischen Blaubuch steht genau das Gegenteil. Am 24. 
Juli 1914 telegraphierte Grey nach' Belgrad, daß die serbische 
Regierung auf die österreichischen Forderungen so anhvorten 
müsse, wie sie dies kn serbischen Interesse für das Beste 
halte“. (Englisches Blaubuch Nr. 12, 22). Ein dauerndes 
Geheimnis des Herrn von Lichnowsky wird es bleiben, wo 
und wann in den ganzen Verhandlungen vor Ausbruch des 
Krieges Rußland einen Druck auf Serbien ausübte. Nach 
den Ergebnissen des Suchomlinowprozesses, nach dem Auf¬ 
finden der russischen Mobilisationsurkunden, nach den Ent¬ 
hüllungen der „Nowaja Shisn'S nach den Veröffentlichungen 
der Raubverträge des englischen Weltverteilungssyndikates 
wird selbst Herr Lichnowsky nicht den Mut besitzen, diesen 
Satz ein zweites Mal niederzuschreiben. 

Wie steht es aber mit der Ablehnung der britischen Ver¬ 
mittlungsvorschläge? Lediglich einem einzigen englischen 
Vorschlag, demienigen auf Einberufung einer Botschaftef- 
konferenz, stand die deutsche Regierung zunächst ablehnend 
gegenüber; die sämtlichen anderen Vermittlungsvorschläge 
wurden von Deutschland angenommen und bei seinem öster¬ 
reichischen Bundesgenossen befürwortet. Wir halten die von 
Deutschland von Anbeginn an eingeschlagene Politik, den 
serbisch-österreichischen Konflikt unbedingt zu lokalisieren, 
für prinzipiell durchaus richtig. Auf den Vorschlag einer 
Botschafterkonferenz, zunächst nicht einzugehen, hatte die 
deutsche Regierung daher berechtigte Gründe. Wie man 
sich aber auch zu der von Deutschland eingeschlagenen Po¬ 
litik stellen mag: Herr von Lichnowsky unterschlägt seinen 
Lesern die sehr wichtige Tatsache, daß die englische wie 
die französische Regierung selbst die von Deutschland drin¬ 
gend befürwortete und in die Wege geleitete direkte Bespre¬ 
chung zwischen Wien und Petersburg einer Botschafterkonfe¬ 
renz vor gezogen haben. A;m v29.'jjuli 1914 telegraphierte Orey 
an den englischen Botschafter in Berlin: „Ich sagte dem 
deutschen Botschafter, eine auf direktem Wege erreichte 
Verständigung zwischen Oesterreich und Rußland wäre die 
bestmögliche Lösung.“ Am 26. Juli 1914 meldete der fran¬ 
zösische Botschafter in Petersburg an den französischen Mi¬ 
nister des Aeußern: „Diese freundschaftliche und offiziöse 
Vermittlung Rußlands zwischen Oesterreich und Serbien hat 
den Vorzug eines schleunigen Verfahrens. Ich glaube deshalb, 


Digitized by Google 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Die Anklage des Fürsten Lichnowsky. 


827 


daß sie jedem anderen Vorgehen vorzuziehen ist und geeignet 
ist, zum Ziele zu führen/^ (Englisches Blaubuch Nr. 67, 68, 
78, 84. — Französisches Gelbbuch Nr. 54.) Wie weit es 
den Ententeregierungen mit den Aeußcrungcn ernst war, 
ist eine andere Frage. Herr von lichnowsky selbst hat die 
Botschafterkonferenz in London früher für unzweckmäßig 
gehalten. 

Die britischen Vermittlungsvorschläge im einzelnen sind: 

1. Am 24. Juli schlug Orey vor, gegebenenfalls durch die 
vier Mächte eine Vermittlung zwischen Oesterreich und Ruß¬ 
land eintreten zu lassen. Am 25. Jjuli 19.14 telegraphierte 
Bethmann Hollweg an Lichnowsky selbst: „Wir sind, falls 
ein österreichisch-russischer Streit entstehen sollte, bereit, 
vorbehaltlich unserer bekannten Bündnispflichten, mit den 
anderen Großmächten zusammen eine Vermittlung, eintreten 
zu lassen.** (Weißbuch, Anlage 13 — Englisches Blaubuch 
Nr. 11, 68, 18. Französisches Gelbbuch Nr. 41.) Der engj- 
lischc Vermittlungsvorschlag wurde also von IDeutschland 
angenommen. 

2. Am 25. Juli schlug Grey die Annahme der serbischen 
Note vor, über deren vermutlichen Inhalt er durch ein Bel¬ 
grader Telegramm Kenntnis erhielt. Sofort kam die deutsche 
Regierung auch diesem englischen Wunsche, in Wien die 
Annahme der noch nicht völlig bekannten serbischen Antwort 
zu empfehlen, nach. (Englisches Blaubuch Nr. 21, 34. — 
Oesterreichisches Rotbuch Nr. 29, 39.) 

3. Am 27. Juli regte Grey an, wenigstens auf der ser,- 
bischen Note als Unterlage weitere Verhandlungen zu führen. 
Auch diesen englischen Vorschlag gab Berlin unverzüglich 
an seinen Bundesgenossen weiter. (Deutsches Weißbuch, An¬ 
lage 15. — Englisches Blaubuch Nr. 46.) 

4. Am 29. Juli kam Grey abermals auf seinen schon ge¬ 
machten Vorschlag einer Vermittlung der Mächte zurück, 
nachdem er dem deutschen Botschafter erklärt hatte, Wien 
habe ein Verhandeln mit Petersburg abgelehnt. Der Reichsr 
kanzler telegraphierte damals die bekannten Worte nach Wien; 
„Das politische Prestige Oesterreichi-Ungarns, die Waffenehre 
seiner Armee sowie seine berechtigten Ansprüche gegen Ser¬ 
bien könnten durch die Besetzung Belgrads oder anderer 
Plätze hinreichend gewahrt werden. Wir müssen aber dem 
Wiener Kabinett dnngend und nachdrücklich zur Erwägung 
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geben, die Vermittlung zu den angebotenen Bedingungen 
anzunehmen. Die Verantwortung für sonst eintretende 
Folgen wäre für Oesterreich-Ungarn und uns eine ungemein 
schwere/* Oesterreich stimmte dem englischen Vorschlag 
zu. (Oesterreichisches Rotbuch Nr. 51. — Englisches Blai^- 
buch Nr. 135.) Oesterreich hatte dem deutschen Vorschlag 
weitgehend Rechnung getragen (Blaubuch Nr. 110); eine be¬ 
friedigende Antwort aus Wien war zu erwarten. Da unter¬ 
brach die seit Monaten vorbereitete russische Gesamtmobil¬ 
machung das friedliche Verhandeln jäh. 

Das ist die Wahrheit über die Herrn Lichnowsky in leicht¬ 
fertigster Weise behauptete Ablehnung aller englischen Verr 
mittlungsvorschläge durch Deutschland. Wenn man mit der 
historischen Wahrheit in der Art und Weise, umspringt, wie 
es Herr Lichnowsky tut, so hat man das Recht verwirkt, 
ernst genommen zu werden. Wir haben einzelne Punkte aus 
der Anklage Lichnowskys herausgegriffen, an denen bespn- 
sonders kraß die Unzulänglichkeit seiner Darstellung be¬ 
wiesen wird. Die kritische Würdigung seiner staunenswerten 
Unkenntnis der Politik des zaristischen Rußland und seiner 
auf ihr beruhender Anklagen wird, wie angedeutet, einem 
weiteren Aufsatz Vorbehalten. 

Dr. GUSTAV WYNEKEN: 

Die Bedeutung der Freien Schulen. 

QTAAT, Kirche und Familie sind die Mächte, die Anspruch 
erheben auf die Erziehung der jungen Generation. Welche 
von ihnen hat das erste Recht? Das ist eine Frage, die 
nicht logisch entschieden wenden kann. Es ist eine Welt¬ 
anschauungsfrage, eine Frage der letzten Wertung. Es kommt 
darauf an, welcher von diesen drei Institutionen man ab¬ 
soluten Wert beimißt, welche man als Selbstzu'eck emp¬ 
findet, demgegenüber die andere nur bedingte Bedeutung 
haben. Hierüber besteht in der heutigen Gesellschaft keine 
Einigkeit, und so bleibt die öffentliche Erziehung immer dem 
Kompetenzkonflikt dieser drei Gewalten ausgeliefert;, was 
der Hauptgrund dafür ist, daß nichts aus ihr wird. 

Wenn man aber einmal mit .dem reinen Denken an die 
Frage herantreten will, wer eigentlich erziehen darf und 
soll, so liegt.am nächsten die Antwort: niemand. Denn 
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woher sollte irgend jemand, irgendeine gesellschaftliche 
Gruppe, Richtung oder Einrichtung das Recht nehmen, deii 
jungen, neutralen, wehrlosen Menschen in irgendeine be¬ 
stimmte, mit Notwendigkeit subjektiv gewählte und be^ 
stimmte Form zu pressen? Woher sollte jemand das Recht 
nehmen, gerade auch sein^ geistige Eigenart fortzupflanzen ? 
Man muß sich das ungeheuerliche, daß jede Erziehung be¬ 
deutet, die unvermeidliche Vergewaltigung, die ihr Wesen 
ist, nur einmal recht vergegenwärtigen, um die Frage: wer 
soll erziehen? nicht mehr als eine logische oder staatsrecht¬ 
liche, sondern als ein schweres G^w/s5^/zsproblem zu emp¬ 
finden. 

Nun ist andererseits die Lösung, daß niemand erziehen 
solle, praktisch unmöglich. Als Idee aber, als Richt¬ 
punkt muß doch aufgestellt werden, daß die Erziehung von 
Subjektivität möglichst frei sein, daß sie möglichst objektiv 
sein soll. Früher glaubte man, in der „Natur“ ein solches 
objektives Gesetz gefunden zu haben. Eine „natürliche“, 
„naturgemäße“ Erziehung schien als übersubjektiv, über¬ 
zeitlich, von absoluter Richtigkeit verbürgt zu sein. Die 
„Natur“, das Lebensgesetz, der Kosmos selbst, aus dem 
menschlichen Dasein durch die „Kultur“ verdrängt, sollte 
beim menschlichen Ursprung, in der Kindhieit, wieder in 
seine Rechte eingesetzt weiden und dort, unabhär^ig von 
menschlicher Beschränktheit und Verderbtheit, die Richtung 
des Lebens immer wieder von frischem bestimmen. Heute 
glauben wir nicht mehr daran. Wir zweifeln nicht daran, 
daß auch die „Natur*^ eine menschliche Idee, also eine Ge- 
- dankenschöpf ung der Kultur ist und an deren zeitlichen 
Wandlungen teilnimmt. Und wir glauben andererseits, daß 
das menschliche Leben seine eigenen Gesetze hat, daß es 
der Bereich des Geistes ist und nicht der Natur. Eine natur¬ 
gemäße Erziehung würde uns nicht helfen, auch wenn sie 
möglich wäre. An der geistgemäßen Erziehung aber — 
scheiden sich die Geister. 

Dennoch bleibt unabweisbar die Forderung der Objektiv^ 
tät der Erziehung bestehen; als logisch rechtliche und als 
ethische. Wenn die Kultur etwas objektiv Erfaßbares wäre 
— wenn es die Kultur wirklich gäbe, die Idee der Kultur, 
die etwa als Richtungsgesetz und als letzter Wertmaßstab 
allen geschichtlich bedingten Einzelkulturen zugrunde läge 
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— wenn es eine Objektivation des Willens des Menschheits¬ 
geistes gäbe: dann wäre es klar, daß ihm die Erziehung 
der jungen Generation zu übertragen wäre. Vorausgesetzt 
daß dieser „objektive Geist** (um einen Heg:elschen Ausdruck 
zu gebrauchen) ein reines Medium für seine Selbstdarstelj- 
lung fände, also Menschen, die sich rüdchaitlos und von 
weltlich zeitlichen Interessen und Beschränktheiten unbeein¬ 
flußt in seinen Dienst stellen. Das war die Idee der mittel¬ 
alterlich-kirchlichen Erziehu^. Die Idee war richtig; eine 
höhere, reinere Idee der &Tdehüng hat es nie gegebeji. 
Jene Erziehung ist für uns nicht mehr tauglich, nidit, weil 
wir Jene Idee bestritten, sondern weil wir erkennen, daß 
die Praxis mit jener Idee nichts mehr zu tun hat. Dennoch 
bleibt das Ziel bestehen: wenn wir die Erziehtmg von dem 
sie ruinierenden Kompetenzkonflikt der Gegenwart erlösen 
wollen, müssen wir zu einer objektiven, objektiv-geistig be- 
- stimmten, gleichsam von der Kultur, vom Geist sdbst durch 
das Medium ihm unverbrüchlich treu ergebener religiös 
ausgeübien Erziehung neu Vordringen. 

Eine solche Erziehung hat zur Voraussetzung Freiheit, 
Autonomie. Es soll eine Erziehung sein, die rein aus ihrer 
eigenen Idee entwickelt wird, die nicht im Dienst zeitlich 
bedingter Wünsche (weder einzelner Gruppen noch auch 
der Gesamtheit, also etwa des Staates) und Vorurteile steht 
Autonomie liegt in der Idee der Erziehung. Jede heteronome 
Erziehung (auch wenn ihr etwa das Wohl der Gesamtheit 
letzteres Gesetz ^v'äI^) Jst 5m Grunde unsittlich’. 

Ist nun eine solche autonome Erziehung inmitten der An¬ 
sprüche imsenes staatlichen und gesellschaftlichen Lebens — 
ein Daniel in der Löwengrube — praktisch möglich? 

„Der Mensch kann, was er soll.** Also muß es ver¬ 
sucht werden. 

Nicht möglich ist es selbstverständlich, von heute auf 
morgen das nun einmal in den Klauen jener drei streitenden 
Mächte befindliche öffentliche und allgemeine Schulwesen 
autonom zu machen. Noch will keine ihr Stück hergeben. 
Doch sind vielleicht Erlebnisse nicht mehr so fern, cfie die 
Menschheit lehren werden, aus depi Chaos der einander wider¬ 
streitenden Interessen ihre Zuflucht zu nehmen bei einer 
Orientierung nach, ewigen Werten. 


Digitized by Go 


Original from 

PRINCETON UNIVERSITY 



Die Bedeutung der Freien Schulen. 


831 


Es ist auch einer sehr ernsten Ueberlegung würdig, ob 
für die Gesellschaft und auch den Staat wirklich am besten 
g^orgt ist, wenn sie sich lediglich von zeitgeschichtlich be¬ 
dingten Gesichtspunkten aus und nach Zielen von heut und 
morgen orientieren. Und ob sie sich nicht wenigstens die 
Möglichkeit einer überzeitlichen und allgemeingültigen Ge¬ 
sinnung in ihrem Innern erhalten müssen, als Kompaß 
gleichsam, wie auch das Schiff nur seinen Weg findet, wenn 
zwar die Maschine ihren regelmäßigen Gang geht und das 
Steuer jedem Druck gehorcht, die Magnetnadel aber treu und 
autonom, unabhängig von der Richtung der Fahrt, unentwegt 
zum Pol weist. Muß nicht auch das Staatsschiff einen sob 
chen Magneten in sich tragen? Wo aber wäre der gegen¬ 
wärtig zu finden? Wo inmitten des Staatsgetriebes eine 
Institution, deren wesentliche Pflicht geistige und sittliche 
Autonomie, Unabhängigkeit von Staatsraison wie von Partei¬ 
wünschen wäre? >X^lche Form für eine solche. Institution 
aber wäre natürlicher, als die einer Erziehungsanstalt, einer 
Schule, da solche Autonomie gerade von der Idee der Er¬ 
ziehung gefordert wird? 

Darum muß es Freie ^Schulen geben. Schulen, in denen 
die ideale Autonomie der Erziehung verwirklicht wird. Schu¬ 
len, in denen Unterricht und Erziehung nicht Ausdruck des 
zufällig Geltenden und Herrschenden, sondern des geistig 
Notwendigen und Seinsollenden sind. Autonome Schulen; 
denen Ziel und Methode nicht von außen vorgeischrieben 
sind, sondern die sie von sich aus finden. Und also schöpfe¬ 
rische Schulen; die nicht bloß bestenfalls höchst rationalir 
sierte Mechanismen sind, sondern lebendige Organismen, mit 
eigenem .Gehöre begabt, feich selbst .Wege suchend und KultuiV 
werte nicht nur übermittei!nd, sondern neu hervorbringend; 
eigenen Lebens voll, ihren Schwerpunkt in sich selbst traf 
gend, und nicht nur Vorbereitungs- und Zurichtungsänstalten 
für ein erst nach der Schule einsetzendes Leben. 

Nicht die ganze öffentliche Schulerziehung läßt sich in 
solche Form umgießen. Die zur Massenbewältigung ver¬ 
pflichtete allgemeine Schule wird durchschnittlich nicht mehr 
sein können, als eben ein technisch vollkommener Mecha;- 
nismus, ein Mittel zum Zweck. Dennoch — orientiert muß 
auch sic sein an einer reinen, einer autonom gedachten Er¬ 
ziehung. Als Maßstab und Ziel setzende Idee muß auch ihr 
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die Freie Schule vorschweben; und in wirklichen, konkreten 
Freien Schulen muß ihr diese Idee anschaulich werden. So 
würden Freie Schulen der Allgemeinheit ihren Dienst leisten 
können, auch wenn sie nur in wenigen Exemplaren vorhanden 
wären. Und es können ihrer immer verhältnismäßig nur 
wenige sein, weil sie als Träger Menschen fordern, die 
eigenes und im erzieherischen schöpferisches Leben in sich 
tragen, produktive Pädagogen oder doch wenigstens solche, 
die mit lebendigstem Sjnn für Schöpfung und Geist ber 
gabt sind; und jenen Fülirernaturen, die der Jugend uner¬ 
schöpfliche Quellen geistigen Lebens und vorbildliche Typen 
neuen Menschentiuns sind. 

Woher aber diese nehmen? Das heißt die Frage verkehrt 
stellen. Wie sollten sie in einem Millionenvolk nicht vor¬ 
handen sein? Aber die richtige und sehr ernste Frage laur 
tet: w'o sind sie jetzt? w^as fängt man jetzt mit ihnen an? 
wie werden gegenwärtig diese wertvollsten, diese für den 
schöpferischen Fortschritt entscheidenden Kräfte für das 
Werk der Erziehung nutzbar gemacht? Und die Antwort 
lautet: gar nicht. Sie finden im öffentlichen Erziehungswesen 
nicht Raum und Luft zum Atmen, nicht Freiheit zum Wirken. 
Je mehr der Staat darauf ausging, mit seinen Reglements, 
seiner Organisation alles zu erfassen, um so mehr wurde 
Produktivität und fx’euschöpfung ausgeschaltet zugunsten einer 
äußerlich wohlgeordneten, innerlich län^t unerträglichen 
Mittelmäßigkeit. Will man * aber freie Bahn für höchste 
Leistung, für Genialität, Produktivität, lebendige Schöpfung, 
so muß man Freiheit gewähren. 

Da hilft nichts anderes — mag es bei der Schw^erfälligkeit 
unseres gesetzgeberischen und auch unseres Verw’altungs- 
apparats zunächst unmöglich dünken: es muß sein; jetzt 
ist eine Zeit, wo noch ganz andere Dinge möglich w^enden. 
Es muß sein, das starre Reglement muß durchbrochen w'er- 
den zugunsten von Ausnahmen. Es muß der pädagogischen 
Produktivität in unserem Volk ein Asyl, ein Wirkungsfeld 
geboten werden in der Freien Schule, Man braucht uns 
nicht zu sagen, daß alles Menschliche unvollkommen ist 
und die Idee nie ganz Wirklichkeit wird. Das sind allgemeine 
Selbstverständlichkeiten. Mag auch jene Freiheit nur eine 
relative sein: aus dem Werk selbst, aus der Praxis wnrd sich 
ergeben, wie w^eit sie gehen kann und muß. Nur daß man 
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erst einmal die Denknotu^ndigkeit der Idee der Freien Schule 
anerkennt und sich grundsätzlich zu ihrer Verwirklichung 
entschließe. 

Einmal ist in Deutschland bewmßt der Versuch gemacht 
worden, diese Freie Schule in die Wirklichkeit hineinzustellen. 
Wir nannten sie die „Freie Schulgemeinde*'. Ihre erste Ver¬ 
wirklichung (in Wickersdorf in Sachsen-Meiningen) ist zwar 
am Unverstand der Bureaukratie und an der Unzulänglichkeit 
der Epigonen, denen ihr vertriebener Gründer sie zu über¬ 
lassen gezwungen sah, gescheitert. Die jetzige „Freie 
Schulgemeinde“ Wickersdorfs ist im Grunde nichts anderes, 
als irgendein „Landerziehun^heim“, eine Reformschule mit’ 
Internat auf dem Lande. Ein z^veiter Versuch steht wie 
wir hoffen, nahe bevor. 

So wenig wie die notwendigerweise beschränkte Anzahl 
solcher Schulen ein Einwand gegen sie ist — auch eine 
einzige könnte, wenn sie in einem leuchtenden Bild die auto(- 
nome und schöpferische Erziehung anschaulich macht, dem 
ganzen großen staatlichen Schulmechanismus das Gegen¬ 
gewicht und die Ergänzung sein — so wenig ist es ein 
grundsätzlicher Einwand gegen sie, daß sie, die ihrer Idee 
nach Internate sein müssen, teuer und daher nur Begüterten 
zugänglich sind. Das wäre leicht durch Stiftungen und 
staatliche Zuschüsse zu ändern. Und es ehrt in meinen 
Augen die Sozialdemokratie hoch, daß sie sich, obwohl gegenj- 
wärtig die Freien Schulgemeinden äußerlich nicht ganz von 
einem unsympathischen Klassencharakter frei sind (sie emp¬ 
finden es selbst am schwersten) doch dadurch von einer 

f runds ätz liehen und warmen Zustimmung zur Idee solcher 
chulen (z. B. in Reden gelegentlich des Kultusetats im 
preußischen Landtag) nicht hat abhalten lassen. Anderer¬ 
seits muß auch mit Freude vermerkt werden, daß neuerdings 
auch die preußische Regierung durch ihren höchsten Ver-» 
treter (ebendort) ausdrücklich ihr besonderes Interesse für 
die Bestrebungen der Freien Schulgemeinde ausgesprochen 
hat. 

Ueber den Inhalt dieser denknotwendigen autonomen 
Schulerziehung wollte ich hier nicht sprechen. (Ich verweise 
auf mein Buch: Schule und Jugendkultur, Verlag Eugen 
Diederichs, Jena.) Auch wird nicht jede Freie Schule das 
gleiche Gesicht haben. Dennoch könnte man sie sich in 
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einer Art von Korporation zusammengefaßt denken; jede 
ein kleineres — oder vielleicht auch nicht kleineres — Kul¬ 
turzentrum für sich, jede in ihrer Art erfinderisch, leben¬ 
zeugend, und alle doch durch die gleiche religiös, den glei¬ 
chen Kultus des Geistes verbunden. Mir scheint, sie sei 
ein typisch deutscher Gedanke, diese Freie Schule. Möchte 
deutsches Volk sich dieses Gedankens bemächtigen, deutsches 
Land sich mit seiner Verwirklichung schmücken! 


Soziales Recht. 

l^ER Kampf des Bürgertums gegen den Feudalismus war ein 
Kampf ums Recht. Sein Ziel war'die Beseitigung überalterter 
Vorrechte. Mit dem Zerschlagen der feudalen Rechtsnormen hatte 
die bürgerliche Revolution ihr Ziel erreicht. Nach ihrem Siege 
wollte sie Freiheit vom Staat, dem sie nur die bekannte Nacht¬ 
wächterrolle ließ, den Schutz der Ordnung und des Eigentums, 
und Freiheit vom Recht, soweit es nicht lediglich die Eigentums¬ 
verhältnisse ordnete und den Verbrecher strafte. Die große außer¬ 
ordentlich volkstümliche Naturrechtslehre starb ab. Die Rechts¬ 
wissenschaft hörte auf eine revolutionäre Sendung zu sein, und 
'sank zum gelehrten Handwerk herab. Die historische Juristen¬ 
schule verneinte nicht nur mit Savigny den Beruf ihrer Zeit zur 
Gesetzgebung, sondern auch die Berufung der Juristen dazu. Rechts¬ 
philosophie und Rechtspolitik wurden tief in den Hintergrund ge¬ 
schoben, Rechtsgeschichte und Qesetzesauslegung galten als die 
einzig wirklich wissenschaftlichen Aufgaben des Juristen. 

So wirkte die Rechtswissenschaft rein reaktionär. Ehe gesell¬ 
schaftliche und soziale Neubildungen ihren Niederschlag im Ge¬ 
setz finden, vergeht Zeit. Die Gesetzgebung hinkt stets, oft in 
weitem Abstand, hinter der sozialen Entwicklung her. Die Aus¬ 
bildung der Rechtssystematik ist stets in rein geldwirtschaftlichen 
Zeiten erfolgt. Die ganze Lehre des bürgerlichen Rechts, besonders 
des Vertragsrechts, beruht auf der Fiktion zweier gleich freier, 
gleichstarker Vertragspartner, die beide gleichgut ihr Interesse 
wahrzunehmen verstehen. Mit diesem Geiste der Vertragsfreiheit 
und Verkehrsfreiheit gingen die Juristen an die Auslegung der 
Gesetze heran. Waren schon diese rückständig, so blieb ihre Aus¬ 
legung noch weiter hinter einer neuen Zeit sozialer Erkenntnis und 
Organisation zurück. Das Rechtsleben wurde dem Volke fremd, 
oft verhaßt. 
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Juristen aus Leidenschaft empfanden diese Entwertung schmerz¬ 
lich. Schon 1848 klagte der spätere Gerichtspräsident I. H. von 
Kirchmann über die Wertlosigkeit der Jurisprudenz als Wissen¬ 
schaft. In diesem Jahrhundert wurden die Angriffe häufiger. 
Der Karlsruher Rechtsanwalt Emst Fuchs machte mit seiner An¬ 
klageschrift gegen die Oemeingefährlichkeit der konstruktiven Juris¬ 
prudenz Schule. Die Freirechtler forderten Loslösung der Rechts¬ 
sprechung vom Wort, vom Begriff, vom Gesetz. Im Strafrecht 
betonte die soziologische Schule die Schuld der Gesellschaft am 
Verbrechen als Massenerscheinung und stellte in den Mittelpunkt 
der Strafrechtslehre den Verbrecher, nicht mehr das Verbrechen. 
Alle diese Bewegungen strömten zusammen in den Gesellschaften 
für soziales Recht, die kurz vor dem Kriege in Deutschland, 
Oesterreich und Ungarn entstanden. Sie wollten die Juristen wieder 
dazu erziehen, mitzuhelfen am Finden des richtigen Rechts 
und an der Bildung vorwärtsführender Rechtsnormen. 

Die Bewegung des Proletariats hat in erster Reihe wirtschaft¬ 
liche Ziele und fußt auf sozialen Begründungen. Nicht das Natur¬ 
recht, sondern die Kapitalkritik ist ihr revolutionärer Gedanken¬ 
hebel. Schwerlich wird daher während der Dauer des Aufstiegs 
der Arbeiterklasse die Rechtswissenschaft wieder die große Rolle 
spielen, die sie für die Emanzipation des Bürgertums besaß. Aber 
ein Kraft, welche die ganze Gesellschaft auf neue Grundlagen 
stellen will, erfaßt notwendigerweise alle Gebiete des öffentlichen 
Lebens. Auch die Rechtswissenschaft kann sich den neuen sozialen 
Einflüssen nicht verschließen, und eine neue soziologische Rechts- '' 
auffassung kann den Umbau der Gesellschaft ebenso 'fördern, 
wie eine rein formalistische ihn hemmt. 

Deshalb darf das Interesse der aufgeklärten Arbeiterschaft sich 
auch den neuen Strömungen in der Rechtswissenschaft zuwenden. 
Sie finden einen guten und knappen Ausdruck in den Flugschriften 
der Oesterreichischen Gesellschaft für Soziales Recht, von denen die 
ersten drei Hefte vorliegen (Anzengruber Verlag, Brüder Su- 
schitzky, Wien). Als Hilfswissenschaft für die große Lehre vom 
Aufbau der organisierten Wirtschaft muß die neue Jurisprudenz 
beachtet und ausgenutzt werden. E. H. 
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ps wird das Jahr stark und sdiarf hergehn. Aber man muß 
» die Ohren steif halten, und Jeder, der Ehre und Liebe 
fürs Vaterland hat, muß alles daran setzen,“ Dieses Wort 
Friedrich des Großen müssen wir uns mehr denn je vor 
Augen halten. Ernst und schwer ist die Zeit, aber weiter¬ 
kämpfen und wirken müssen wir mit allen Kräften bis zum 
ehrenvollen Ende. Mit voller Wucht stürmen die Feinde 
immer aufs neue gegen unsere Front an, doch stets ohne die 
gewollten Erfolge. Angesichts des unübertrefflichen Helden¬ 
tums draußen sind aber der Daheimgebliebenen Kriegsleiden 
und Entbehrungen gering. An alles dies müssen wir denken, 
wenn jetzt das Vaterland zur 9. Kriegsanleihe ruft. Es geht 
ums Ganze, um Heimat und Herd, um Sein oder Nichtsein 
unseres Vaterlandes. Darum muß jeder 

Kriegsanleihe zeichnen I 
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